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VORREDE. 


Als  ich  mich  an  die  Ausarbeitung  dieser  Recht  sge- 
schichte  machte,  lag  eine  grosse  Masse  rohen  Stoffes 
vor  mir.  Für  die  schweizerische  Rechtsgeschichte  und 
für  die  zürcherische  insbesondere  war  noch  sehr  weniges 
geschehen.  Die  Bemerkung  Eichhorns  (Deutsches  Pri- 
vatrecht §.  46.),  dass  die  schweizerischen  Rechte  noch 
nicht  den  Grad  von  wissenschaftlicher  Cultur  empfangen 
haben,  der  sie  befähige,  auf  die  Ausbildung  des  deut- 
schen Rechtes  von  Einfluss  zu  sein,  schien  mir  nur  zu 
gegründet.  Zugleich  war  ich  aber  auch  überzeugt,  dass 
nur  der  Mangel  an  Bearbeitung,  nicht  aber  der  Stoff  und 
Gehalt  der  schweizerischen  Rechte  an  jenem  Verhältnisse 
schuld  sei.  Es  war  das  eine  Hauptbetrachtung,  welche 
mich  bestimmte,  an  dieses  Werk  Hand  anzulegen.  Ob 
es  mir  gelungen,  dazu  Einiges  beizutragen,  dass  sich  jenes 
Verhältniss  anders  gestalte,  mögen  andere  beurtheilen. 


VI 

Die  meisten  Rechtsquellen ,  deren  ich  für  diesen  Band 
bedurfte,  waren  noch  ungedruckt.  Sie  mussten  in  den 
verschiedenen  Archiven  zusammengesucht  werden.  Die 
Müheseligkeit  des  Suchens  war  aber  diessmal  wirklich 
nicht  ohne  Seligkeit;  denn  das  Suchen  wurde  reichlich 
durch  Funde  überrascht  und  belohnt. 

Auch  in  anderer  Rücksicht  zürne  ich  es  nicht,  dass 
ich ,  —  abgesehen  von  den  Werken  deutscher  Rechtsge- 
lehrter, die  ich  vielfach  benutzen  konnte,  die  sich  aber 
nicht  unmittelbar  auf  meine  Arbeit  bezogen,  —  wenig 
eigentliche  Vorarbeiten*)  bei  meinen  Untersuchungen 
vorfand.  War  der  Stoff  nicht  verarbeitet ,  so  war  er  doch 
auch  nicht  verdorben.  Ich  weiss  nicht,  ob  die  Mängel, 
die  jeder  ersten  Arbeit  unvermeidlich  ankleben  und  die 
auch  bei  der  meinigen  sich  in  nicht  geringem  Masse  fin- 
den mögen,  nicht  hinwieder  aufgewogen  werden  durch 
den  negativen  Gewinn,  dass  man  weder  genöthigt  wird, 
früheren  Irrthümern  zu  folgen  und  sie  zu  widerlegen, 
noch  durch  ältere  Verkehrtheit  in  eine  schiefe  Richtung 
getrieben  wird.  Wie  viel  kürzer  und  besser  würde  manche 
Wissenschaft  gelehrt  und  gelernt  werden,  wenn  man 

*)  Die  bedeutendste  and  vorzüglichste  war  eine  handschriftliche 
Abhandlung  des  Hrn.  Obergerichtspräsidenten  von  Meiss,  über  die 
äussere  Rechlsgeschichte  der  Stadt  Zürich ,  vorzüglich  seit  Brun ,  welche 
mir  auf  das  gefälligste  zur  Benutzung  überlassen  wurde. 
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nicht  auf  den  ganzen  Wust  falscher  Gelehrsamkeit  Rück- 
sicht zu  nehmen  hätte!  Aber  das  weiss  ich,  dass  der 
Reiz,  den  jede  neue  Arbeit  erregt,  die  Spannung  der 
Geisteskräfte,  die  nicht  ausbleiben  kann,  die  Freude  des 
Schaffens,  die  durch  jeden  auch  einen  geringen  Erfolg 
genährt  wird,  die  Freiheit,  den  Stoff  nach  Lust  zu  be- 
handeln und  zu  beherrschen,  des  Gewinnes  so  Viel  brin- 
gen ,  dass  man  darüber  jenen  Verlust  leicht  verschmerzt. 

Mit  Absicht  habe  ich,  so  oft  es  anging,  Stellen  aus 
altern  Rechtsqnellen  wörtlich  in  meine  Arbeit  aufgenom- 
men.  Wenn  auch  die  Darstellung  dadurch  in  ihrer  äussern 
Form  und  leichten  Lesbarkeit  nicht  immer  gewinnt,  so 
wird  sie  doch  jedenfalls  lebendiger  treuer  und  wahrer. 
Mir  schien  es  passlicher,  den  Geist,  welchen  das  Mittel- 
alter in  seinen  Rechtsverhältnissen  ausspricht,  mit  sei- 
nen eigenen  Worten  reden  zu  lassen,  als  in  neuerer 
Weise  davon  zu  sprechen  und  was  grössern  Gelehrten 
schon  begegnet  ist,  die  neue  Auffassungsweise  der  alten 
irrthümlich  unterzuschieben.  Zugleich  gewährt  die  Ver- 
flechtung dieser  Stellen  mit  meiner  Arbeit  noch  andere 
Vortheile.  Einmal  wird  es  dadurch  um  so  leichter  mög- 
lich, meine  Darstellung  zu  prüfen,  ihre  Fehler  zu  erken- 
nen und  zu  berichtigen.  Und  überdem  mögen  sich  leicht 
aus  dem  Mitgetheilten  noch  mancherlei  neue  Resultate 
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gewinnen  lassen  und  die  Forschungen  anderer  Gelehrter 
dadurch  gefördert  werden. 

Diese  Stellen  Hess  ich  so  abdrucken ,  wie  ich  sie  hand- 
schriftlich vorfand.  Wo  ich  nicht  die  Originalien  selber 
vor  mir  hatte,  hielt  ich  mich  doch  genau  an  möglichst 
alte  Abschriften.  Daher  auch  die  Verschiedenheit  der 
Orthographie,  die  sich  überall  zeigen  wird. 

Dankbar  erkenne  ich  an,  dass  ich  von  Seite  rechts- 
gelehrter Freunde  sowohl  als  von  Seite  der  öffentlichen 
Beamteten,  welche  den  Archiven  vorstellen,  auf  das  be- 
reitwilligste und  freundlichste  in  meinen  Bemühungen 
unterstützt  und  nie  durch  ängstliche  Geteimnissthuerel  ge- 
hemmt wurde. 
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§.  l.    Die  Aufgabe. 


Jede  Staats  -  nnd Rechtsgcschichte  steht  in  einem  bestimm- 
ten Verhältniss  und  einer  zwiefachen  Beziehung  zu  zwei  allge- 
meinen Wissenschaften,  nämlich  der  Geschichte  auf  der  einen, 
der  Staats  -  und  Rechtswissenschaft  auf  der  andern  Seite. 
Wir  werden  daher  vorerst  auch  die  Stellung  der  Zürche- 
rischen Staats-  und  Rechtsgeschichte  zu  diesen  beiden  Dis- 
ciplinen  mit  einigen  Zügen  7.11  bezeichnen  haben. 

Die  historischen  Wissenschaften  haben  in  neuerer  Zeit, 
hauptsächlich  durch  die  Bestrebungen  deutscher  Gelehrten, 
einen  Aufschwung  erlebt ,  der  für  die  Einsicht  in  das  Leben 
der  Völker  und  die  Entwickelung  des  menschlichen  Geistes 
von  grossem  Erfolge  war.  Wenn  früher  die  Geschichte 
eines  Staates  geschrieben  wurde,  so  hielt  man  sich  in  der 
Regel  bloss  an  äussere  Begebenheiten  und  Ereignisse,  die 
nur  zu  oft  als  freies  Spiel  des  Zufalls  dargestellt  wurden, 
ohne  innern  Zusammenhang,  und  eben  darum  auch  ohne 
wahre  Bedeutung.  Es  war  noch  viel,  wenn  aus  der  trocke- 
nen und  dürren  Geschichtserzählung  einzelne  Individuen  mit 
charakteristischer  Besonderheit  hervortraten  und  das  todte 
Gemälde  belebten.  Gewöhnlich  blieb  es  bei  unfruchtbaren 
Angaben  über  Geburt,  äussere  Verhältnisse  und  Tod  der 
wichtigern  Personen  ,  bei  Schilderungen  von  kriegerischen 
Märschen  und  Schlachten,  von  deren  eigentlichem  Vorgange 
das  friedliche  Auge  der  Geschichtschreiber  gewöhnlich  keine 
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2  Einleitung.   §.  1.   Die  Aufgabe. 

Ahnung  hatte,  bej^Q^^tiiin^^wi  Naturereignissen,  bei 
vagen  Bemerkungen  Uber  penicjnpiäfee.  In  neuerer  Zeit  hat 
dagegen  eine  tiefer  i*a dringt ockjti  Wissenschaft  mehr  den 
Kern  als  die  Schal«  .'tgpwdit» »  ÄeJ  Völker  als  lebendige 
Wesen  erkannt,  ein  simrhches  inttf  geistiges  Leben  derselben 
nachgewiesen,  nach  dem  eigentümlichen  Charakter  eines 
jeden  gefragt  und  den  innern  Zusammenhang  zwischen  der 
Vergangenheit  und  der  Zukunft  der  Völker  ins  Bewusstsein 
gebracht.  Was  früher  lose  an  einander  gereiht  war ,  er- 
hielt dadurch  Verbindung  und  erschien  nunmehr  als  ein 
organisches  Ganzes.  So  fing  man  an ,  vorzugsweise  nach 
der  Geistesrichtuug  zu  forschen,  in  der  sich  ein  Volk  in 
jedem  Zeiträume  seines  Lebens  bewegte,  nach  seinen  Sit- 
ten,  seinem  Rechte,  seinen  politischen  Ideen,  seiner  Wis- 
senschaft, seinem  Glauben,  und  begnügte  sich  nicht  länger 
mit  der  Kenntniss  vereinzelter  Aeusserlichkeiten. 

Unser  Vorsatz  ist  es  nun  aber  nicht,  in  dieser  Weise 
das  Gesammtieben  des  zürcherischen  Volkes  aufzufassen 
und  darzustellen ,  sondern  wir  werden  nur  eine  Seite  die- 
ses Lebens  behandeln,  in  der  Richtung  nämlich  auf  Staat 
und  Recht.  Wir  werden  somit  nur  einen  Beitrag  liefern 
zu  der  zürcherischen  Geschichte.  Je  wichtiger  freilich  ge- 
rade diese  Seite  des  Völkerlebens  ist,  desto  mehr  Werth 
wird  auch  ein  solcher  Beitrag  für  die  Geschichte  haben. 

Durch  die  bestimmte  Beziehung  auf  Staat  und  Recht  wird 
indessen  dieses  Werk  weniger  einen  rein  historischen,  als 
vielmehr  einen  Staats-  und  rechtswissenschaftlichen  Charak- 
ter erhalten.  Dasselbe  wird  nämlich  nachzuweisen  versuchen, 
aus  welchen  Elementen  der  zürcherische  Staat  entstanden, 
welche  Formen  und  Organe  sich  in  ihm  gebildet  haben, 
was  für  Rechtsgrundsätzc  von  Anfang  an  vorbanden  gewe- 
sen oder  nachher  hinzugekommen  sind,  in  welcher  Gestalt 
sie  sich  entwickelt  haben.  Die  Institute  des  Staats  und 
Rechtes  sollen  ihrem  Werden  nach  verfolgt  und  ihre  Be- 
deutung in  der  Zeit  und  für  die  Zeit  erforscht  werden. 
Wenn  somit  der  Stoff,  den  wir  zu  bearbeiten  haben ,  den 
Staatswissenschaften  vornehmlich  angehört,  so  wird  da- 
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gegen  in  der  Form  der  Behandlung  dieses  Stoffes  sich  das 
historische  Element  von  neuem  gelten  machen.  Freilich 
ist  es  weder  möglich  noch  gut  ,  von  dieser  historischen 
Auffassungsweise,  welche  allerdings  der  Grundtypus  unserer 
Darstellung  sein  muss,  jede  andere  ,  namentlich  die  dogma- 
tische oder  wenn  man  lieber  will  die  philosophische  Form 
der  Behandlung  fortwahrend  scharf  und  angstlich  zu  tren- 
nen. Im  Gegen t-h eil,  wir  werden  -öfter  Veranlassung  erhal- 
ten ,  den  Charakter  einzelner  Institute  nicht  bloss  in  ihrem 
Werden  sondern  auch  in  ihrem  Sein  zu  betrachten,  und  es 
nicht  vermeiden,  zuweilen  den  systematischen  Zusammen- 
hang eines  Rechtsbegriffes  mit  den  obern  umfassenden  und 
den  untern  engern  nachzuweisen.  Insbesondere  gegen  Ende 
dieses  Werkes ,  da  wo  wir  auf  das  neuste  gegenwärtig  noch 
geltende  Recht  zu  reden  kommen,  werden  wir  genöthigt 
sein  ,  uns  in  der  Bearbeitung  desselben  mehr  der  systemati- 
schen und  dogmatischen  Behandlungsweise  als  der  geschicht- 
lichen zuzuwenden.  Aber  auch  früher  wird  jene  erstere 
vielfach  überspielen  in  die  Darstellung  und  grossentheils  die 
Eintheilung  des  Stoffes  bedingen.  Das  wird  indessen  Nie- 
manden irren,  der  weiss,  wie  fliessend  diese  Gegensätze 
sind,  wie  wenig  sich  in  der  äussern  Natur  etwas  als  rein 
seiend  oder  rein  werdend  darstellt,  sondern  wie  vielmehr 
Alles  seiend  und  werdend  zugleich  ist. 

§.  2.    Ihre  Bedeutung. 

Sieht  man  nur  auf  den  kleinen  Umfang ,  welchen  das 
Gebiet  des  Zürichstaates  hat,  und  die  geringe  Zahl  seiner 
Bewohner,  so  könnte  man  versucht  sein,  die  Bedeutung 
einer  solchen  Betrachtung  nicht  hoch  anzuschlagen.  Man 
könnte  glauben,  die  grosse  Masse  unnützer  Bücher  würde 
lediglich  um  eines  vermehrt  ,  das  besser  unterblieben 
wäre. 

Ich  werde  mich  hüten ,  die  Bedeutsamkeit  der  Aufgabe 
zu  überschätzen.  Aber  es  liegt  mir  auch  daran  ,  dass  sie 
nicht  unterschätzt, werde.    Da  ich  überzeugt  bin,  dass  die 
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Aufgabe  selber  nicht  gering  ist ,  so  ist  es  meine  Pflicht , 
ihre  Bedeutung  zum  Voraus  nachzuweisen. 

Sehen  wir  hier  ganz  ab  von  ihrer  rein  historischen  Be- 
deutung für  die  allgemeine  Geschichte  des  Landes,  so  ha- 
ben wir  ferner  zwei  Hauptrichtungen  zu  unterscheiden, 
nach  welchen  sich  die  Untersuchung  hinwenden  muss.  Ein- 
mal nämlich  liegt  es  uns  ob ,  die  Elemente ,  Ausbildung  und 
Organe  des  zürcherischen  Staates  nachzuweisen.  Inso- 
fern hat  somit  unsere  Aufgabe  ein  staatliches  Interesse. 
Zweitens  hat  sie  insofern  ein  re  cht  1  iches  im  engern  Sinn, 
als  die  Rechtsverhältnisse  der  Bewohner  dieses  Staates  dar- 
zustellen sind. 

Es  wäre  an  sich  schon  kein  verächtliches  Unternehmen, 
wenn  sich  diese  beiden  Interessen  nicht  über  die  Grenzen 
des  Cantons  Zürich  erstrecken  und  auf  dessen  Bewohner  be- 
schränken würden.  Denn  wenn  es  sich  der  Mühe  lohnt, 
dass  dieser  Canton  als  eigentümlicher  Staat  bestehen  und 
fortleben  soll ,  so  muss  es  sich  unzweifelhaft  auch  der  Mühe 
verlohnen,  diese  kleine  Staatsindividualität  als  solche  aufzu- 
fassen und  zum  Bcwusstsein  zu  bringen.  Und  wenn  es 
ein  besonderes  zürcherisches  Recht  geben  soll  ,  so  macht 
schon  diese  Erscheinung  eine  Geschichte  dieses  Rechtes 
nothwendig. 

Allein  die  Aufgabe  hat  allerdings  eine  allgemeinere  Be- 
deutung, die  nicht  eingeschränkt  ist  auf  die  Staatsbürger 
der  kleinen  Republik.  Die  kleine  Völkerschaft,  die  sich 
allmählig  aus  einem  grössern  Stamme  heraus  gebildet  hat, 
gehört  der  grossen  Nation  der  Deutschen  an.  Während 
langer  Zeit  war  sie  auch  staatlich  nicht  von  dem  deutschen 
Reiche  abgesondert.  Die  Entstehung  und  Verfassung  der 
deutschen  Stadt  Zürich  ist  nicht  eine  vereinzelte  Erschei- 
nung für  sich.  Sie  ist  ein  Erzeugniss  der  bildenden  Kraft, 
welche  eine  Menge  ähnlicher  Institute  hervor  rief.  Und  so 
wird  ihre  Geschichte  auch  für  die  Geschichte  der  übrigen 
deutschen  Städte  nicht  ohne  Licht  bleiben.  Sie  wird  um 
so  lehrreicher  sein ,  als  die  Stadt  Zürich  nicht ,  wie  so 
viele  andere,  durch  Einen  schaffenden  Akt  eines  Fürsten 
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nach  dem  Vorbilde  früherer  Städte  ins  Leben  gerufen  wurde, 
sondern  sich  allmählig  gestaltete. 

Neben  und  ausser  der  Stadt  bietet  ferner  die  Geschichte 
der  Dorfversassungen  ein  besonderes  Interesse  dar.  Die 
einzelnen  Höfe  und  Dörfer,  deren  erste  Anfänge  so  weit 
hinauf  reichen,  als  die  Geschichte  irgend  noch  klare  Blicke 
eu  thun  vermag ,  haben  ihr  innerstes  Wesen  viele  Jahrhun- 
derte hindurch  treu  bewahrt,  unter  dem  Einflüsse  der  ver- 
schiedenen Zeiten  und  Verhältnisse  aber  jedesmal  besondere 
neue  Gestaltungen  angenommen ,  welche  zugleich  das  eigen- 
thümliche  Gepräge  der  Zeit  an  sich  tragen  und  auf  den 
Charakter  dieser  wieder  zurück  wirken.  Ich  zweifle  nicht, 
dass  sich  durch  ganz  Deutschland  hindurch  analoge  Ver- 
hältnisse finden  werden.  Gerade  dieser  Theil  der  Staats- 
geschichte ist  aber  bisher  noch  so  wenig  behandelt  wor- 
den, dass  man  sich  hier  wohl  Aufschlüsse  von  allgemeinem 
Werthc  versprechen  darf.  Oder  sollten  die  zahlreichen 
Dörfer,  in  denen  sich  die  grosse  Masse  der  gesammten 
Nation  bewegt ,  eine  genaue  Aufmerksamkeit  weniger  ver- 
dienen, als  die  Städte,  deren  Mehrzahl  nach  und  nach  den 
Dörfern  wieder  gleich  wird  1  während  sich  nur  einzelne 
wenige  zu  erheben  vermögen? 

Ab  sich  die  Stadt  Zürich  nach  und  nach  faktisch,  spä- 
ter auch  rechtlich  sammt  ihrem  Gebiete  ablöste  von  dem 
allgemeinen  Reichsverband,  so  geschah  dieses  im  Zusam- 
menhange und  in  Verbindung  mit  andern  Städten  und  Län- 
den» Mit  diesen  vereint  war  sie  ein  Glied  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft.  Sic  führte  jederzeit  eine  der 
gewichtigsten  Stimmen  auf  ihren  Tagen ,  und  auch  später 
noch  hatte  die  Ausbildung  des  Cantons  Zürich  stets  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  anderer  Cantone.  Insofern  wird  das 
Interesse,  welches  Anfangs  nur  ein  zürcherisches  zu  sein 
schien,  zum  schweizerischen.  Doch  dabei  dürfen  wir  nicht 
stehen  bleiben.  Auch  für  das  Ausland  ist  der  Organismus 
dieses  kleinen  Staats  nicht  ohne  alles  Interesse.  Es  ist  schon 
oft  bemerkt  worden  und  sicher  wahr  :  die  Schweiz  hat  ihrer 
Eigenthiimlichkcit  wegen  für  das  europäische  Staatensystem 
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und  die  Kenntniss  der  europäischen  Staatenzustände  weit 
mehr  Bedeutung  als  ein  anderer  Staat  desselben  Europas 
von  gleichem  oder  selbst  von  etwas  grösserm  Umfange. 
Es  wäre  Thorheit  sie  auch  nur  in  dieser  Rücksicht  den 
europäischen  Staaten  selbst  des  zweiten  Ranges  gleich  setzen 
zu  wollen.  Aber  das  schon  gibt  ihr  doch  eine  ungewöhn- 
liche Bedeutung,  dass  sie  eine  Republik  ist ,  während  alle 
andern  grossem  Staaten  eine  monarchische  Regierungsform 
haben ,  ganz  abgesehen  davon ,  dass  sie  durch  die  in  ihr  zu- 
sammen gedrängten  Gegensätze  jeder  Art  und  die  ausser- 
ordentliche Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  eine  so  eigen- 
tümliche Stellung  erhält,  dass  sie  das  Interesse  in  vor- 
züglichen Anspruch  nimmt l).  Nun  ist  es  freilich  wahr,  dass 
diese  Bedeutung  erst  dann  in  ihrem  vollen  Umfange  hervor- 
treten würde,  wenn  man  eine  Geschichte  des  schweizeri- 
schen Staates  schriebe,  dagegen  zurücktreten  muss ,  wenn 
es  sich  um  die  Geschichte  eines  einzelnen  schweizerischen 
Standes  handelt.  Aber  zum  Theil  wird  doch  auch  diese 
gehoben  durch  jene  Eigenschaft  des  Ganzen,  die  sich  in 
dem  einzelnen  Gliede  wieder  findet. 

Das  zürcherische  Recht  scheint  mir  aber  noch  weit 
mehr  Stoff  darzubieten  Tür  ein  allgemeines  Interesse  als  der 
zürcherische  Staat.  Der  Grund  hievon  liegt  hauptsäch- 
lich in  seiner  Beziehung  zum  deutschen  und  zum  römischen 
Recht.  Das  deutsche  Recht ,  welches  von  Anfang  in  den 
Gegenden  gegolten,  die  wir  jetzt  zur  deutschen  Schweiz 
rechnen ,  hatte  in  der  frühern  Zeit  die  nämlichen  Schick- 
sale ,  wie  die  Rechte  der  übrigen  deutschen  Völker.  Der 
Einfluss  römischer  Cultur  drang  überall  durch  und  wirkte 
auf  die  Zerstörung  und  Ausbildung  einheimischer  deutscher 
Rechtsbegriffe.  Allein  nicht  bloss  erhielt  sich  auf  dem 
zürcherischen  Gebiete  das  Recht  reiner  von  fremder,  römi- 
scher Beimischung,  als  selbst  in  andern  schweizerischen 


1)  Ich  habe  den  eigentümlichen  Charakter  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft ausführlich  *u  schildern  versucht  in  Ranke's  politischer  Zeit- 
schrift.   Berlin  1834.   Bd.  II.    S.  663  ff. 
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Cantonen  ,  wie  z.  B.  in  Basel  oder  St.  Galten.  Sondern , 
was  die  Hauptsache  ist ,  es  wurde  das  römische  Recht  hier 
niemals  in  der  bestimmten  Gestalt ,  welche  es  in  den  Justi- 
nianischen Rechtsbüchern,  dem  sogenannten  Corpus  Juris 
Civilis  angenommen  hatte  ,  als  vollständiges  Rechtssystem 
aufgenommen  und  mit  öffentlicher  Autorität  versehen,  es 
wurde  niemals  zum  gemeinen  Rechte  von  Zürich.  Da- 
durch unterscheidet  sich  dieser  einzelne  Zweig  der  deut- 
schen Nation  so  wesentlich  von  der  Gesammlheit.  Und  es 
kommt  somit  das  zürcherische  Recht  nicht  auf  eine  Linie 
mit  andern  Partikularrechten  deutscher  Städte  und  Län- 
der ,  welche  sich  von  der  fremden  Herrschaft  lange 
nicht  so  frei  zu  halten  gewusst  haben.  Man  glaube  nicht, 
dass  die  faktischen  Verhältnisse  dieses  kleinen  Staates  ein 
scharf  ausgebildetes,  wissenschaftliches  Rechtssystem  ent- 
behrlich machen.  Der  rechtliche  Verkehr  ist  um  nichts 
einfacher  als  in  andern  eivilisirten  Staaten.  Die  rechtlichen 
Begriffe  müssen  daher  nothwendig  auch  eben  so  sehr  aus- 
gebildet werden ,  als  dort.  Und  wenn  die  juristische  Theo- 
rie mit  dieser  Ausbildung  nicht  Schritt  hielt  und  ihren  An- 
forderungen nicht  entsprach,  so  liegt  die  Schuld  lediglich 
an  den  Juristen,  welche  einer  wissenschaftlichen  Behand- 
lung des  einheimischen  Rechtsstoffes  nicht  fähig  waren , 
oder  vielmehr  an  dem  gänzlichen  Mangel  ächter  Juristen. 
Die  neuste  Zeit  hat  hier  eine  wohlthätige  Veränderung  zu- 
wege gebracht.  Zwar  wäre  es  zu  frühe ,  jetzt  schon  die 
Arbeit  für  vollendet  zu  halten ,  und  die  zürcherische  Juris- 
prudenz der  Rechtswissenschaft  anderer  Staaten  gleich  zu 
stellen.  Allein  es  sind  doch  schöne  Anfänge  wissenschaft- 
licher Behandlung  gemacht ,  die  gerade  so  weit  reichen  , 
um  zu  fernerer  Bearbeitung  anzuspornen.  Das  ist  aber  für 
jede  Wissenschaft  die  schönste  Zeit  ,  wo  noch  die  Sicher- 
heit neuer  Resultate  die  geistige  Thätigkeit  anregt  und 
belohnt. 

Wir  haben  oben  auf  das  charakteristische  Streben  der 
neuem  Zeit  aufmerksam  gemacht,  das  Nationellc,  Indivi- 
duelle im  Völkerleben  zu  erkennen  und  so  das  frühere  Chaos 
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der  Vermischung  zu  scheiden.  Damit  hängt  ein  scheinbar 
entgegengesetztes  Streben  aufs  engste  zusammen.  Fast  in 
allen  Wissenschaften ,  wenigstens  in  allen  historischen ,  zeigt 
sich  in  neuster  Zeit  nämlich  eine  Richtung,  das  Leben  und 
die  Aeusserungen  der  verschiedenen  Völker  zu  vergleichen 
und  das  Gemeinsame  heraus  zu  finden.  Die  enge  Bezie- 
hung ,  welche  besonders  in  Europa  die  Geschichte  jedes 
einzelnen  Gebietes  auf  die  des  andern  hat,  wird  im  intel- 
lektuellen und  sinnlichen  Leben  so  allgemein  und  lebhaft 
empfunden,  dass  es  an  der  Zeit  ist,  diese  innere  Verbin- 
dung auch  in  der  Erkenntnis  herzustellen.  Daher  ist  es 
für  kein  europäisches  Volk  gleichgültig,  was  sich  bei  einem 
andern  und  wie  es  sich  entwickelt  hat,  eben  weil  es  Uber- 
all  auf  Anklänge,  Analogien,  ähnliche  Bedürfnisse  stösst. 

Dieses  allgemeine  Interesse  erhält  aber  dadurch  für  un- 
sere Aufgabe  noch  eine  eigentümliche  Bedeutung,  dass  der 
Rechtszustand  Deutschlands  offenbar  einer  grossen  Verände- 
rung entgegen  geht,  oder  sie  vielmehr  zum  Theil  schon 
erlebt  hat.  Ich  meine  die  allmählige  Befreiung  von  der 
direkten  Herrschaft  des  römischen  Rechts,  die  Entsetzung 
der  Justinianischen  Rechtsbücher  von  formeller  Gültigkeit, 
die  gerade  in  den  grossten  deutschen  Staaten  schon  vor  sich  ge- 
gangen ist,  und  in  den  übrigen  kleinern  sicher  nicht  ausbleiben 
wird.  Für  das  deutsche  Recht  muss  es  mithin,  da  es  wie- 
der national  zu  werden  sucht,  von  Interesse  sein,  zu  sehen, 
wie  bei  einem  —  wenn  auch  noeh  so  kleinen  —  Stamme 
dasselbe  deutsche  Recht,  man  darf  nicht  sagen  ohne  rö- 
mischen Einfluss,  aber  doch  ohne  Einfluss  der  Justiniani- 
schen Rechtsbücher  geworden  ist,  wie  es  sich  gebildet 
hat ,  ohne  jene  Nationalität  zu  opfern ,  nach  welcher  die 
übrigen  deutschen  Rechte  wieder  streben. 

Man  wird  es  nach  allem  Gesagten  erklärlich  finden, 
wenn  wir  mit  einer  gewissen  Vorliebe  gerade  den  recht- 
lichen Theil  dieses  Buches  hervorheben  werden. 

Zumal  wenn  wir  uns  der  neuern  Zeit  nähern,  werden 
wir  mit  grösserer  Ausführlichkeit  die  einzelnen  ,  besonders 
die  privatrechtlichen  Institute,  welche  eben  das  meiste  Iu- 
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tercsse  gewähren,  behandeln,  und  so  wird  sich  von  selbst 
ein  Gegensatz  herausstellen  gegen  andere  Rechtsgeschich- 
ten, die  in  der  Regel  die  Vorzeit  mit  mehr  Sorgfalt  in's 
Leben  zurück  zu  rufen  als  die  Gegenwart  darzustellen 
suchen,  ein  Gegensatz,  welcher  übrigens  mehr  noch  auf  der 
Natur  des  Stoffes,  als  der  Neigung  der  Arbeiter  beruht. 

m 

§.  5.  Ueberblick. 

Man  hat  sich  vielfach  darüber  gestritten,  ob  eine  Ein- 
theilung  der  Geschichte  in  verschiedene  Perioden  zweck- 
mässig oder  verwerflich  sei.  Uns  scheint  für  unsere  Auf- 
gabe wenigstens  eine  Sichtung  und  Vertheilung  des  Stof- 
fes je  nach  verschiedenen  Zeitabschnitten  im  Interesse  der 
Darstellung  geradezu  nothwendig.  Denn  wir  vermögen 
nicht  abzusehen,  wie  ohne  eine  solche  es  möglich  wäre, 
eine  klare  Uebersicht  zu  erhalten  und  den  eigentümlichen 
Charakter,  welchen  die  Zeitverhältnisse  den  Instituten  geben, 
in  ihrem  Zusammenhang  zu  erfassen.  Sobald  man  sich  nur 
vor  dem  Irrthurae  hütet,  dass  in  einem  bestimmten  Zeit- 
punkte die  bisherigen  Institute  plötzlich  zu  andern  werden 
und  dann  in  dieser  Weise  fortdauern  bis  zu  dem  nächsten 
Zeitabschnitte,  sobald  man  nur  weiss ,  dass  die  Uebergänge 
meist  unmerklich  vor  sich  gehen  und  sich  der  Zeit  nach 
vielfach  durchkreuzen ,  so  können  wir  auch  die  Gefahr  einer 
solchen  Eintheilung  eben  nicht  hoch  anschlagen.  Eben  dcss- 
halb  werden  wir  auch,  obwohl  wir  grössere  Perioden  aus 
einander  halten ,  uns  im  Einzelnen  durchaus  nicht  ängstlich 
an  diese  Abgrenzung  binden,  sondern,  wo  es  die  Darstel- 
lung zulässt ,  der  Erscheinung  im  Leben  gemäss ,  ohne 
Bedenken  in  die  frühere  Zeit  zurück  oder  in  die  spätere 
übergreifen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  wir  auch  nicht 
geneigt,  darüber  viel  Worte  zu  verlieren,  ob  gerade  in 
dem  von  uns  gewählten  Zeitpunkte  die  Periode  anzu- 
fangen und  zu  enden  habe,  oder  in  einem  andern  auch 
möglichen. 

Wir  unterscheiden  vor  allem  die  Zeit  des  Mittel  alte  rs 
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von  der  neuem  Zeit.  Den  Uebergangspunkt  von  jener 
Z.11  dieser  bildet  anerkannter  Massen  die  Reformation.  Der 
erstem  wird  der  erste  Band  gewidmet  sein.  In  dem  zwei- 
ten werden  wir  die  letztere  behandeln. 

Die  Zeit  des  Mittelalters  theilen  wir  in  drei  Perioden 
und  eben  so  viele  Bücher  ab.  Das  erste  begreift  die  älteste 
alamannische  Zeit  unserer  Geschichte  bis  zur  Auflösung  der 
fränkischen  Monarchie  im  Jahre  888  nach  Christus  Geburt. 

Das  zweite  begreift  die  Periode  von  da  an  bis  zur 
Brunischen  Verfassungsänderung  in  Zürich,  888—1336  nach 
Christus. 

Das  dritte  umfasst  die  Folgezeit  bis  nach  der  Reforma- 
tion ,  von  1336  bis  1531,  in  welchem  Jahre  der  sogenannte 
Cappclerbrief  erlassen  wurde. 

Das  vierte  und  fünfte  Buch  werden  sich  mit  der  neuern 
Zeit  beschäftigen,  und  zwar  das  vierte  bis  zu  der  allge- 
meinen schweizerischen  Revolution  vom  Jahre  1798  reichen; 
das  fünfte  die  seitherige  Entwickelung  bis  auf  die  Gegen- 
wart behandeln. 

Schliesslich  ist  noch  eine  allgemeine  Erklärung  über  das 
Ganze  nothwendig.  Unsere  Rechtsgeschichte  macht  näm- 
lich keinerlei  Anspruch  auf  Vollständigkeit,  wenn  sie  auch 
allerdings  nicht  ein  Aggregat  von  einzelnen  Untersu- 
chungen, sondern  ein  wissenschaftliches  Ganzes  zu  sein 
strebt. 

Die  Bedenken  gegen  jene  Verzichtleistung  auf  Vollstän- 
digkeit könnten  in  den  Augen  eines  milden  Beurtheilers  schon 
dadurch  grossenthcils  gehoben  werden ,  dass  es  bei  dem 
fast  gänzlichen  Mangel  von  Vorarbeiten,  die  sich  unmittel- 
bar auf  unsere  Aufgabe  beziehen,  kaum  möglich  ist,  auf 
einmal  Alles  zu  berücksichtigen,  und  nichts  einstweilen  vor- 
bei gehen  zu  lassen.  Wir  haben  dafür  aber  noch  andere 
mehr  objective  Gründe. 

Von  dem  Zusammenhang  unserer  Staats  -  und  Rcchts- 
geschichte  mit  der  allgemeinen  Deutschen  war  schon  oben 
die  Rede.  Je  weiter  wir  in  die  Vorzeit  zurück  gehen  , 
desto  grösser  ist  er;  in  der  spätem  Zeit  nimmt  er  zwar 
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ab,  jedoch  keineswegs  in  dem  Masse,  dass  nicht  auch  da 
sehr  vieles  Gemeinsame  sich  ergäbe.  Nun  wäre  es  sicher 
ein  verkehrtes  Unterfangen,  wenn  alles,  was  besonders 
durch  die  vortrefflichen  Forschungen  Eichhorns  und  ande- 
rer deutscher  Gelehrter  als  Gemeingut  der  deutschen  Stämme 
anerkannt  ist,  wieder  ganz  übergetragen  würde  in  die 
Rechtsgeschichte  einer  einzelnen  Völkerschaft.  Eine  solche 
Ausschreibung  und  Wiederholung  würde  zu  nichts  from- 
men. Dadurch  werden  wir  angewiesen,  das  Allgemeine 
als  ein  bereits  Gegebenes  voraus  zu  setzen,  und  mehr  auf 
das  Besondere,  Eigenthümliche  zu  sehen.  Das  Gemein- 
same darf  daher  nur  da  mit  grösserer  Ausführlichkeit 
herausgehoben  werden ,  wo  es  entweder  durch  unsere  Quel- 
len eine  inodificirte  Färbung  erhält  oder  mit  neuen  bedeu- 
tenden Belegen  unterstützt  wird,  oder  wo  jenes  Gemeingut 
neue  Ergänzung  und  Erweiterung  gewinnt. 

Eine  andere  Beschränkung  liegt  in  dem  Zustande  unserer 
Quellen ,  die  zwar  für  eine  erste  Bearbeitung  reichhaltig 
genug  sind,  aber  doch  verhältnissmässig  nur  wenige  Insti- 
tute, besonders  in  älterer  Zeit ,  näher  aufklären.  Wir  wer- 
den uns  daher  bei  der  Auswahl  des  Stoffes  vornehmlich 
auch  an  diese  halten  müssen  ,  da  wir  nicht  gesonnen  sind, 
da  wo  unsere  Quellen  gänzlich  schweigen  ,  durch  Vermuthung 
und  Herbeiziehung  anderweitiger  Analogien  die  Lücken  zu 
ergänzen. 

Für  die  neuste  Zeit  endlich  kommt  noch  ein  Gesichts- 
punkt in  Betracht.  Wenn  es  nämlich  eine  anerkannte  Wahr- 
heit ist ,  dass  das  Recht  sein  Dasein  keineswegs  der  Ge- 
setzgebung zu  verdanken  hat,  sondern  diese  vielmehr  nur 
eine  Aeusserung  des  Rechtes  ist ,  so  gibt  es  doch  besonders 
in  unseren  Tagen  manche  Gesetze ,  die  ,  ihrer  Natur  nach 
höchst  positiv ,  recht  eigentlich  zum  Zwecke  haben , 
neues  Recht  zu  schaffen.  Gewöhnlich  haben  aber  gerade 
solche  Gesetze  einen  viel  geringeren  wissenschaftlichen 
Werth ,  als  andere ,  welche  mehr  eine  Anerkennung  der 
im  Stillen  durch  das  Leben  vorbereiteten  und  in  die- 
sem sich  kund  gebenden  Rechtsansichten  enthalten.  Wir 
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werden  daher  auch  weit  weniger  geneigt  sein ,  durch 
Auszüge  aus  jenen  Gesetzen  und  Auslegung  ihrer  Bestim- 
mungen unsere  Arbeit  zu  belasten,  die  vorzüglich  eine 
wissenschaftliche  Tendenz  hat  und  nicht  beabsichtigt,  einer 
bequemen  Praxis  dadurch  unter  die  Arme  zu  greifen,  dass 
sie  ihr  das  eigene  Nachsehen  und  Nachdenken  erspart. 
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ERSTES  BÜCH. 

Alamannische  Zeit,  bis  zur  Auflösung  der  fränkischen 
Monarchie  im  Jahr  888  nach  Christus. 


§.  4.    Helvetisch-römische  Vorzeit. 

Das  Bemühen,  die  spätere  deutsche  Geschichte  der  nörd- 
lichen Gegenden  der  Schweiz  an  jene  Zeit  anzuknüpfen  , 
wo  noch  ein  gallisches  Volk  unter  römischer  Herrschaft 
den  Boden  gebaut  hat,  scheint  vergeblich  zu  sein.  Alle 
Versuche  der  Art  haben  bisher  zu  keinen  irgend  befriedi- 
genden Resultaten  geführt.  Im  Gegentheil,  der  Charakter 
unserer  Geschichte  ist  durch  Herbeiziehung  jener  fremd- 
artigen Vorzeit  und  Verknüpfung  der  frühern  Verhaltnisse 
mit  den  spätem  eher  verwirrt  als  aufgehellt  worden. 

Es  ist  eine  merkwürdige  Erscheinung,  dass  es  den  kel- 
tischen Völkern,  zu  denen  Gallier  und  Helvetier  gehörten, 
nirgends  gelingen  wollte,  sich  selbstständig  zu  einem  ge- 
bildeten Staate  emporzuarbeiten  und  sich  in  die  Reihe  der 
gesitteten  Völker  Europas  aufzuschwingen.  Sie  erlagen 
entweder  der  römischen  oder  der  germanischen  Nationali- 
tät, und  dienten  so  gewisser  Massen  überall  nur  als  Stoff 
für  fremde  Völker,  welche  sich  aus  den  verschiedenen 
Mischungen  bildeten  aber  immer  vorherrschend  römischen 
oder  deutschen ,  nie  keltischen  Charakter  zeigen. 

In  der  Schweiz  hatten  die  Helvetier  während  mehrerer 
Jahrhunderte  römischer  Herrschaft  unzweifelhaft  ganz  die 


Erstes  «uch.    §.  4. 


Cultur  einer  römischen  Provinz ,  römische  Sprache ,  Sit- 
ten, Recht  und  Religion  angenommen.  Und  wenn  sich  auch  in 
einzelnen  unzugänglichen  Bergthälern  vielleicht  noch  Reste 
des  allen  vorrömischen  Wesens  erhalten  hahen  mochten, 
so  ist  das  doch  von  solchen  Gegenden  nicht  glaublich , 
welche,  wie  das  flachere  Gebiet  von  Zürich,  von  römi- 
schen Strassen  durchschnitten  und  regelmässig  von  römi- 
schen Truppen  besetzt  waren.  Eine  Menge  von  Angaben 
und  Denkmälern  weisen  auf  diese  Romanisirung  des  Landes 
hin,  welches  zu  dem  lugdunensischen  Gallien  gerechnet 
wurde 2). 

Desto  bedeutender  wird  die  Hauptfrage,  ob  sich  nicht 
römische  Cultur  und  insbesondere  römisches  Recht  unter 
den  einwandernden  deutschen  Völkern  zu  behaupten  ge- 
wusst  habe.  Man  könnte  um  so  eher  geneigt  sein ,  die 
Frage  zu  bejahen,  als  bekannter  Massen  die  Burgunderund 
Franken ,  welche  andere  Thcile  von  Gallien  eroberten  , 
ziemlich  bald  hinwieder  von  der  römischen  Cultur  besiegt 
wurden. 

Allein  eine  nähere  Betrachtung  nöthigt  uns,  jene  Frage 
wenigstens  der  Hauptsache  nach  zu  verneinen.  Schon  das 
unterscheidet  die  alamannische  Herrschaft  von  der  burgun- 
dischen und  fränkischen  wesentlich,  dass  die  Alainannen 
ihre  deutsche  Sprache  unverfälscht  bewahrten ,  während 
die  Burgunder  und  Franken,  obwohl  Sieger,  dennoch  die 
feiner  ausgebildete  Sprache  ihrer  civilisirtern  Unterthancn 
annahmen.  Diese  Erscheinung  deutet  unverkennbar  darauf 
hin,  dass  in  der  nordöstlichen  Schweiz,  weich«  von  ala- 
mannischen  Heereshaufen  besetzt  wurde,  die  Deutschen  auch 
der  Zahl  und  Masse  nach  allzusehr  vorherrschten  ,  um  sich 
der  fremden  Cultur  und  Sprache  der  unterworfenen  Römer 
Zu  unterwerfen.  Wäre  das  Verhältniss  ähnlich  gewesen, 
wie  in  den  fränkischen  und   burgundischen  Ländern,  so 


2)  Ich  verweise  auf  Tacitus  Ann.  XI.  23  und  die  von  Orelli  zu- 
sammengestellten römischen  Inschriften  aus  Helvetica.  Inscript.  lafin.  Tunci. 
1828.  f.  n.   101  — 
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hätte  auch  hier  das  gebildetere  Volk  Uber  das  bildungs- 
fähige geistige  Herrschaft  erworben.  Denn  die  Zu- 
stände dftr  römischen  Bewohner  von  Helvctien  waren  von 
denen  des  übrigen  Galliens  nicht  unterschieden,  und  die 
Alamannen  waren  ,  wie  die  Folge  zeigt,  an  sich  kaum 
weniger  für  die  Eindrücke  einer  civilisirteren  Nation  empfäng- 
lich als  die  Burgunder. 

Auf  die  Angaben  der  römischen  Schriftsteller ,  dass  von 
den  Alamannen  Alles  verwüstet  und  alle  Einwohner  nieder- 
gemacht worden  seien  ,  möchten  wir  nicht  grosses  Gewicht 
legen.  In  solchen  Dingen  übertreibt  die  von  dem  unglück- 
lichen Eindrucke  der  Gegenwart  ergriffene  Mitwelt  ge- 
wöhnlich. Ich  zweifle  nicht  daran,  dass  eine  grosse  An- 
zahl von  Colonen,  welche  auch  hier  den  Boden  für  ihre 
römischen  Herren  bauten,  in  ähnliche  Verhältnisse  zu  den 
neuen  Herrn  als  deren  Leibeigene  getreten  sein  werden. 
Denn  es  ist  nicht  glaublich,  dass  diese  an  den  Acker,  der 
sie  nährte  ,  gebundenen  erbunterthänigen  Bauern  ihren 
Herren  folgten  und  wie  diese  das  Land  verliessen.  Sie 
wären  offenbarem  Elende  und  einem  viel  schlimmeren 
Schicksale  entgegen  gegangen,  als  wenn  sie  sich  den  neuen 
Herren  zu  Eigenen  ergaben.  Und  was  hätte  es  auf  der 
andern  Seite  den  Siegern  gefruchtet,  sich  selber  guter  Ar- 
beiter und  unterwürfiger  Knechte  zu  berauben? 

Eine  freie  römische  Bevölkerung  aber  blieb  nicht  zu- 
rück ,  oder  doch  nur  in  sehr  untergeordnetem  Masse.  Wer 
nicht  im  Kriege  fiel  oder  sich  in  Knechtesstand  begab, 
wanderte  aus.  Die  Eigenen  aber  nahmen  bald  sogar  tiie 
Sprache  ihrer  Herren  an.  Das  konnte  um  so  leichter  ge- 
schehen, als  sehr  viele  jener  Colonen  schon  unter  römischer 
Herrschaft  Deutsche  gewesen  sein  mochten.  Diese  alle 
setzten  der  Sprache  und  dem  Rechte  der  Sieger  keinen 
Widerstand  entgegen  und  konnten  leicht  mit  diesen  wieder 
zu  Einem  Volke  verschmelzen.  Die  Uebrigen  widerstan- 
den dem  vorherrschenden  Einfluss  der  deutschen  Bewohner 
auch  nicht  in  die  Dauer.  In  den  alamannischen  Urkunden 
schon  des  achten  Jahrhunderts  sind  die  Mamen  der  Freien 
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sowohl  als  der  Knechte  durchweg  deutsch ,  nur  sehr  selten 
findet  sich  ein  römischer  unter  ihnen.  Und  obwohl  die 
gerichtlichen  Urkunden  aus  dem  Thurgau,  welche/sich  über 
den  nordöstlichen  Theil  der  Schweiz  erstreckte ,  sehr  zahl- 
reich sind,  so  finden  wir  doch  nirgends  Römer  mit  römi- 
schem Rechte  den  Alamannen  mit  alamannischem  Rechte  an 
die  Seite  gestellt ,  während  dagegen  schon  in  Rhätien  ausser 
den  Alamannen  Römer  erwähnt  werden  und  römisches 
Recht  anerkannt  ist3). 

Die  alten  Namen  der  Hofe  und  Weiler  ferner  in  unser n 
Gegenden  weisen  wieder  deutlich  auf  deutsche  Bevölkerung 
hin,  denn  sie  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  deutsch.  Nur 
in  einigen  Ortschaften ,  welche  schon  in  der  römischen  Zeit 
eine  gewisse  Bedeutung  erlangt  haben,  sind  Spuren  der 
alten  Namen  zurück  geblieben.  Dahin  gehört  Zürich 
selbst ,  dessen  Name  in  ächten  römischen  Inschriften  er- 
wähnt  wird.  Turicum,  wie  die  Römer  es  wohl  nannten, 
war  der  Standort  eines  militärischen  Postens4)  und  viel- 
leicht damals  schon  ein  nicht  ganz  unbedeutender  Ort.  Ich 
schliesse  das  daraus,  dass  lange  bevor  es  eine  deutsche 
Stadt  Zürich  gab,  und  bevor  sich  ein  Zürichgau  aus  dem 
Thurgau  ausschied  und  diesem  an  die  Seite  gestellt  wurde, 
ein  weiter  Bezirk  von  Zürich  her  der  Zürichgau  genannt 
wurde,  so  wie  aus  der  Bedeutung  von  Zürich  selbst  wäh- 
rend der  alamannischen  Zeit.  Ob  aber  der  Ort  eine  Muni- 
cipalverfassung  gehabt  habe ,  möchte  ich  weder  bejahen 
noch  verneinen.  Nur  das  ist  für  uns  von  Bedeutung  ,  dass 
sieii  hier  in  späterer  Zeit  weder  sichtbare  Reste  römisch 


3)  Urkunde  vom  Jahr  920  bei  Neugart  Cod.  Diplom.  Alemanniae.  St. 
Blas.  1791.  Tom.  1.  p.  572.  No.  705.  „mandavit  dui  Burchardus  ,  ut 
seeuudum  ledern  Romanarn  .judicareut.  —  Judicaverunt  oinnes  Romani  et 
Alamanni."  Freigelassene  des  Klosters  werden  zwar  auch  in  eigentlich  ala- 
mannischen Urkunden  den  römischen  Bürgern  gleich  gestellt.  Allein  hier 
wirkten  spater  wieder  eingedrungenes  römisches  Becht,  besonders  aber  die 
Ansichten  der  Kirche  Uber  die  Zulassigkeit  des  römischen  Bechts  mit. 

4)  Der  Nam?  kann  gescblossen  werden  aus  dem  abgeleiteten  Turicensis 
iu  der  Inschrift  bei  Orelli  a.  a.  O.  No.  459.  Mit  Tigurum  ,  wenn  es 
je  ein  solches  gegeben,  hat  Zürich  nichts  M  schaffen. 
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gebliebener  Bevölkerung  noch  Spuren  römischer  [Verfas- 
sung vorfinden5). 

Ausser  Zürich  wird  noch  Vitodurum,  das  spätere  Ober- 
Winterthur  als  römische  Stadt  erwähnt6).  UnJ  auch  die  Na- 
men Kloten  (Claudia),  Aeugst  (Augusta)  deuten  auf  römi- 
sche Zeit  hin.  Allein  auch  da  ist  keine  weitere  Spur  der 
frühern  Gultur  geblieben.  Im  Gcgentheil,  die  gegenwär- 
tige Stadt  Winterthur  liegt  in  ziemlicher  Entfernung  von 
dem  Orte,  wo  nun  ein  deutsches  Dorf  den  Boden  einer 
römischen  Stadt  bepflügt. 

Die  grosse  Anzahl  der  andern  alten  Namen  sind  deutsch 
und  weisen  deutlich  auf  die  Art  hin ,  wie  der  Boden  von 
den  Eroberern  vertheilt  wurde.  Wir  werden  bald  näher 
darauf  zu  reden  kommen. 

Endlich  spricht  noch  ein  Umstand  für  den  Untergang 
des  römischen  Rechtes  in  diesen  Gegenden.  Die  Ausbrei- 
tung des  Christenthums  steht  mit  der  Herrschaft  und  Aus- 
dehnung des  römischen  Rechtes  in  vielfachen  Beziehungen. 
Insbesondere  haben  die  Geistlichen,  die  überall  als  Ver- 
mittler einer  fremden  Cultur  thätig  waren,  und  sich  selbst 
als  Römer  betrachteten  und  nach  römischem  Rechte  lebten, 
dasselbe  theils  in  seiner  Herrschaft  erhalten,  theils  diese 
ausgedehnt7).  Aber  auch  an  diesen  Trägern  des  römischen 
Rechtes  fehlte  es  während  langer  Zeit  nach  der  Besetzung 
durch  die  Alamannen  gänzlich. 

Ob  das  Christenthum  noch  während  der  römischen  Re- 
gierung sich  auch  über  unsere  Gegenden  verbreitet  habe, 
weiss  ich  nicht.  Dass  dasselbe  bis  dahin  gedrungen,  ist 
nicht  unglaublich,  aber  von  der  ersten  Bekanntschaft  mit 
demselben  und  einzelnen  Verehrern  bis  zu  gänzlicher  Ein- 
führung ist  noch  ein  ziemlicher  Schritt8).      Sei  dem  aber 

5)  Auf  den  Namen  der  Römersasse  darf  man  um  so  weniger  Gewicht 
legen,  a\s  die  Gasse  frtlher  anders  hiess.  Vergleiche  Vögel  in  das  alle 
Zürich,  hMtorksch-topographisch  dargestellt.     Zürich  1829.     Note  419. 

^)  Grelli  Insc.    No.  467. 

7)  Man  vergleiche  darüber  Savigny  Geschichte  des  römischen  Rechls 
im  Mittelalter.    Heidelberg  1834.    Bd.  II.    S.  274  ff. 

8)  Es  sind   unter   den  Antiquitäten  unserer  Gegendeu  eine  ziemliche  An- 
Bhutirhli  Rccht»tc»chich»c.  2 
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wie  es  wolle,  so  viel  ist  gewiss,  die  Alarnannen  waren, 
als  sie  das  Land  einnahmen ,  Heiden ,  und  blieben  es  noch 
ziemliche  Zeit.  Sie  haben  daher  gewiss  nicht  die  gegen 
alles  Heidenthum  so  unduldsame  und  feindselige  Religion 
der  Christen  bei  ihren  Eigenen  geduldet,  noch  viel  weniger 
aber  ihnen  besondere  fremde  Priester  gelassen. 

Alles  zwingt  uns  daher  zu  der  Annahme ,  dass  die  rö- 
mische Cultur,  Sprache,  Recht  und  Religion  durch  die 
Eroberung  für  eine  geraume  Zeit  unterdrückt  worden  sei , 
und  dass  die  römischen  Elemente ,  die  etwa  noch  vorzüg- 
lich in  eigenen  Landbauern  zurück  geblieben  sein  mochten, 
genöthigt  waren ,  sich  der  deutschen  Nationalität  der  Herren 
anzuschmiegen  und  in  diese  über  zu  gehen. 

§.  5.    Von  den  Alainannen. 

Die  Geschichte  der  einzelnen  deutschen  Stämme ,  die 
sich  einer  nach  dem  andern  auf  das  römische  Weltreich 
warfen,  bis  dasselbe  zuletzt  unter  den  mit  erhöhter  Kraft 
fortwährend  wiederholten  Stössen  zusammen  brach,  ist  noch 
immer  überaus  dunkel.  Tacitus,  der  die  Deutschen  wie 
kein  Anderer  gekannt  hat ,  wusste  von  dem  Namen  der  Ala- 
rnannen noch  gar  nichts ,  und  doch  finden  wir  in  der  spä- 
tem Geschichte  eines  der  bedeutendsten  und  streitbarsten 
deutschen  Völker  unter  diesem  Namen.  Ja  der  Ruf  der 
Alarnannen  war  so  gross  und  verbreitet ,  dass  noch  heute 
die  wälschen  Völker  die  gesammte  deutsche  Nation  Ala- 
rnannen heissen.  Ihr  Name  bedeutet  nicht ,  wie  man  früher 
wohl  glaubte ,  allerlei ,  sondern  ganze  Männer9). 

Die  Alarnannen  gehörten  zu  der  grossen  suevischen 
Völkerfamilie ,  welche  noch  zu  Tacitus  Zeit  die  östlichen 
und  nördlichen  Gegenden  Deutschlands  inne  hatte.    In  den 

r.ahl  von  Götterbildern  ausgegraben  worden  ,  so  viel  ich  aber  weiss  keine 
Embleme  des  Christentums  aus  römischer  Zeit. 

9)  Vgl.  darüber  Massmann  Skeireins  Aivaggeljons  thairh  Johannen.  MUn- 
chen  1834.  S.  149.  b.  Jakob  G  r  i  m  in  Göltinger  Anzeigen.  Jahrg.  1£35. 
S.  1103.:  eine  Notiz  die  ich  meinem  Freunde  W.  W  a  c  k  e  r  n  ag  e  I  verdanke. 
Früher  hatte  Gr  im  m  selber  diese  Ansicht  bekämpft.  Deutsche  Grammatik. 
Bd.  II,  *  S.  627. 
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Zeiten  der  Völkerwanderung,  die  eben  um  ihrer  Massen- 
haftigkeit  willen,  schwer  zu  begreifen  sind,  drangen  sie 
unter  der  Anführung  ihrer  Könige  südwestlich  vor,  wag- 
ten es  schon  im  dritten  Jahrhunderte  in  Italien  einzufal- 
len ,  und  setzten  sich  endlich  im  Kampfe  mit  den  Römern 
nach  wechselndem  Kriegsglücke  in  der  ersten  Hälfte  des 
vierten  Jahrhunderts  zwischen  Rhein  und  Donau  fest.  Zu 
Anfang  des  fünften  Jahrhunderts  überschritten  sie  zugleich 
mit  den  Burgundern  den  Rhein  und  unterwarfen  sich  einen 
grossen  Theil  Helvetiens  dauernd.  Das  weite  Gebiet  zwi- 
schen den  Alpen  im  Süden ,  dem  Flusse  Main  im  Norden , 
der  Aar ,  dem  Jura  und  den  Vogesen  im  Westen  und  dem 
Flüsschen  Schuss,  das  in  den  Bodensee  mündet,  im  Osten, 
ward  nunmehr  von  den  Alamannen  bewohnt. 

Doch  vermochten  sie  sich  nicht  als  selbständiges  Reich 
zu  halten.  Es  ist  merkwürdig  zu  gewahren,  wie  gerade 
diejenigen  deutschen  Völker,  welche  zuerst  nach  Süden 
vorgedrungen  und  erfolgreich  gegen  die  Römer  gekämpft 
hatten,  hinwieder  zuerst  im  Kampfe  mit  dem  mächtigen 
Frankenreiche  erlagen.  Die  deutsche  Kraft  der  Franken 
wurde  durch  die  Mischung  mit  römischer  Cultur  einer 
schnelleren  Reife  entgegen  geführt.  Die  deutscher  geblie- 
benen Alamannen  konnten  ihren  um  jener  Verbindung  wil- 
len überlegenen  Gegnern  nicht  widerstehen. 

Der  fränkische  König  Chlodwig  besiegte  die  Alamannen 
in  der  Hauptschlacht  bei  Zülpich  im  Jahr  496  und  ver- 
einigte den  ganzen  nördlichen  Theil  Alamanniens  mit  dem 
Frankenreichc.  Die  südlichen  Alamannen  begaben  sich,  ohne 
Hoffnung,  durch  eigene  Kraft  zu  siegen,  in  den  Schutz  des 
mächtigen  ostgothischen  Königs  Theodorich.  Allein  seine 
Nachfolger,  in  ihrer  ursprünglichen  Herrschaft  selbst  ge- 
fährdet, traten  dieses  Herzogthum  Alamannicn  dem  austra- 
sischen  Könige  Theudebert  ab.  Es  geschah  dies  zwischen 
den  Jahren  534  und  538. 

Von  da  an  blieb  Alamannien  ein  Bestandteil  der  frän- 
kischen Monarchie,  bis  auch  diese  in  neue  Reiche  sich  auflöste. 

Die  Alamannen  hatten  ihre  eigenen  Könige  wohl  einge- 
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büsst,  als  sie  sich  in  den  Schutz  fremder  Könige  begaben. 
An  die  Stelle  jener  traten  erbliche  Herzoge.  Die  herzog- 
liche Familie  war  vermuthlich  die  ursprünglich  könig- 
liche. Der  Herzog  hatte  den  Heerbefehl  in  der  Provinz 
und  vertrat  überhaupt  des  Königs  Stelle  in  derselben.10) 
Eine  solche  Stellung  eines  uationalen  Herrscherhauses  konnte 
in  der  That  einer  Monarchie  nicht  zusagen ,  welche  alle 
Gewalt  in  sich  selber  zu  concentriren  strebte.  Die  Her- 
zoge waren  die  natürlichen  Rivale  der  fränkischen  Haus- 
meyer ,  welche  durch  die  ihrem  Einflüsse  unterworfenen 
Könige  das  Reich  regierten ,  und  zuletzt  selbst  nach  der 
königlichen  Gewalt  strebten.  Ohne  Vertilgung  der  herzog- 
lichen Würde  hatte  dieses  Bestreben  keine  Hoffnung  des  Er- 
folgs. Daher  suchten  sich  die  Hausmeyer  auch  ihrer  Geg- 
ner zu  entledigen,  sobald  sie  die  erforderliche  Macht  innc 
hatten.  Und  wenige  Jahre  bevor  der  Hausmeyer  Pipin  es 
wagte ,  selbst  nach  der  fränkischen  Krone  zu  greifen,  brach 
er  noch  die  Gewalt  der  Herzoge.  Im  Jahre  74S  schaffte 
er  die  herzogliche  Würde  in  Alamannien  ganz  ab.  Im 
Jahre  752  hiess  er  selber  König. 

§.  6.    Der  Thurgau  und  der  Zürichgau. 

Das  Herzogthum  Alamannien  war  in  eine  Anzahl  Gaue 
getheilt ,  an  deren  Spitze  je  ein  Graf  stand ,  als  Beamter 
des  Königs.  Als  die  herzogliche  Würde  einging,  blieb  doch 
die  Gauverfassung  zurück.  Der  König  beaufsichtigte  ihre 
Regierung  durch  die  von  ihm  erwählten  Sendgrafen. 

Einer  dieser  Gaue  warder  Thurgau,  der  zur  Zeit  der 
fränkischen  Kaiser  sich  weit  über  den  nordöstlichen  Theil 
der  Schweiz  erstreckte.  Es  wäre  eine  zwar  mühsame  aber 
lohnende  Arbeit ,  wenn  es  Jemand  versuchte ,  aus  den  zer- 
streuten ältern  Urkunden  die  Grenzen  der  ehemaligen  Gaue, 
welche  die  gegenwärtige  Schweiz  durchschnitten,  genau 
nachzuweisen.    Man  könnte  daraus  mancherlei  Resultate  für 


10)  Vgl.  Lex.  Alamannorum  lit.  35.  Alain.  Konige  der  altern  Zeil 
werden  mehrfach  erwähnt,  i.  B.  Amimanus  Marceil.  XXVII.  2. 
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den  Charakter  und  die  spätere  Geschichte  der  schweizeri- 
schen Stämme  und  ihres  Rechtes  gewinnen. 

Der  grosse  Thurgau  wurde  südlich  und  östlich  von  den 
hohen  rhätischen  Gebirgen  begrenzt,  im  Norden  vom  Bo- 
densee und  dem  Rheine  bis  zu  dem  Einflüsse  der  Aare , 
dann  westlich  von  dieser  bis  Windisch  und  endlich  von  der 
Reuss  bis  in  den  Vierwaldstättersec.  Das  ganze  gegen- 
wärtige Gebiet  des  Cantons  Zürich  lag  in  dem  Thurgau, 
ausserdem  der  ganze  jetzige  Thurgau,  die  Cantone  St.  Gal- 
len, Appenzell  und  wohl  auch  Glarus  grossentheils ,  Zug, 
Schwyz ,  vermuthlich  auch  Uri  ganz,  Unterwaiden  dem 
grössern  Theile  nach  und  einige  Stücke  des  jetzigen  Aargau 
und  des  Cantons  Luzern. 

Für  die  Rechtsgeschichte  ist  diese  alte  Ausdehnung  des 
Thurgaus  von  grosser  Bedeutung.  Denn  wir  können  dar- 
aus mit  Gewissheit  schliessen,  dass  vormals  hier  allenthal- 
ben das  gleiche  alamannische  Recht  gegolten  habe.  Es 
beruht  mithin  auch  die  spätere  Rechtsentwickelung  auf  der 
gleichen  Grundlage  ,  und  so  wird  die  ursprüngliche  Ein- 
heit auch  in  der  Folge  nothwendig  vielfach  durchschimmern 
und  eine  innere  Verwandtschaft  dieser  schweizerischen  Rechte 
nachzuweisen  oder  zum  Voraus  zu  vermuthen  sein. 

Vor  der  Abtrennung  Deutschlands  vom  fränkischen 
Reiche  gab  es,  wenigstens  so  weit  unsere  historischen 
Kenntnisse  reichen,  keinen  besondern  Zürichgau.  Dieser 
war  zur  Zeit  der  Karolinger  nur  ein  Bezirk  des  Thurgaus. 
Merkwürdiger  Weise  deutet  aber  der  Name  dieses  Bezirks 
auf  die  Gau  Verfassung.  Er  hiess  damals  schon  Zürichgau, 
zur  Erinnerung  an  die  untergegangene,  vielleicht  die  römisch- 
keltische  Vorzeit,  in  welcher  es  einen  eigenen  Zürichgau 
mochte  -gegeben  haben11).  Neuere  haben  in  beiden,  dem 
Thurgau  und  dem  Zürichgau,  die  gleiche  Abstammung  finden 
wollen  ;  allein  mit  Unrecht.    Das  Zür  und  Tur  in  Zürich 


11)  Urk.  vom  Jahr  7  »4  bei  N  eugarl  No.  II.  „in  pago  Durgauginti, 
*el  in  «i/o  ZurUiguwiu:'  Ebenso  zwei  andere  Urkunden  v.  J.  7i4  und  775. 
Xeug.irt  No.  12  und  60. 
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und  Turicum  ist  von  dein  Dur  und  Thür  in  Thurgau  durch- 
aus verschieden.  Die  einen  Laute  gehen  nicht  in  die  andern 
über.  Auch  ist  es  wohl  zu  beachten,  wie  genau  die  Zeit- 
genossen zwischen  beiden»  unterschieden  haben12).  » 

Erst  seit  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  zeigt  sich 
ein  besonderer  Zürichgau  ,  der  aus  dem  Thurgau  ausge- 
schieden und  diesem  als  eigener  Gau  entgegen  gesetzt  wird. 
Zuerst  finde  ich  jenen  erwähnt  in  einer  Urkunde  vom  Jahr 
854.  Koch  im  Jahr  853  wird  der  Ausdruck  Thurgau 
urkundlich  in  dem  alten  umfassenden  Sinne  gebraucht  und 
Zürich  selbst  noch  in's  Thurgan  gesetzt13).  Vermuthlich 
hat  die  königliche  Stiftung  der  Frauraünsterabtei  zu  Zürich 
im  Jahr  853  Veranlassung  zu  der  Bildung  eines  Zürichgaus 
gegeben.  Es  spricht  dafür,  ausser  dem  Zusammentreffen 
der  Zeitangaben,  auch  der  Umstand,  dass  die  Aufmerksam- 
keit des  Königs  um  jener  Stiftung  willen  auf  diese  Gegen- 
den gelenkt  wurde,  und  Zürich  durch  dieselbe  an  Wichtig- 
keit und  Bedeutung  sehr  zunahm. 

Der  südwestliche  Theil  des  Thurgaus  wurde  zum  Zürich-, 
der  nordöstliche  Theil  blieb  Thurgau.  Der  gegenwärtige 
Canton  Zürich  wird  von  der  Linie  mitten  durchschnitten. 
Der  Gebirgsrücken,  der  sich  zwischen  der  Töss  und  der 
Glatt  hinzieht,  scheint  die  Grenze  zwischen  Zürich-  und 
Thurgau  gebildet  zu  haben.  Was  südlich  von  demselben 
lag,  gehörte  zu  jenem,  die  nördlichen  Gegenden  zu  diesem. 
So  gehörten  z.  B.  die  Ortschaften  Kaltbrunn  bei  Uznach 
im  St.  Gallischen  u),  Dürnten  M),  Uster 16),  Volkentschwyl 17), 
und  Wangen18)  schon  zum  Zürichgau,  während  Hittnau19) 


12)  Vgl.  Anmerkung  11. 

13)  Urk.  bei  Neugart  No.  349.  358:  „in  pago  Zurihgauge.  "  »23. 
472  ff.  besonders  auck  482  v.  J.  875. 

14)  Urk.  v.  J.  972.     Neugart  No.  762. 

15)  Urk.  r.  J.  897.    Neugart  No.  624. 

16)  Urk.  v.  J.  902.     Neugart  No.  636. 

17)  Urk.  v.  J.  907.    Neugart  No.  666. 

18)  Urk.  v.  J.  872.     Neugart  No.  463. 

19)  Urk.  v.  J.  906.     Neugart  No.  6i9. 
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und  Glauburg20)  an  der  Glatt  zum  Thurgau  gerechnet 
wurden. 

Kirchlich  gehörte  sowohl  der  Zürich-  als  der  Thurgau 
zu  dem  Bisthume  Konstanz  und  dem  Erzbisthume  Mainz. 

§.  7.    Eintheilung  des  Bodens  und  Ortsnamen. 

Man  muss  sich,  wenn  man  ein  wahres  Bild  von  dem 
Zustande  unserer  Gegenden  in  den  ersten  Jahrhunderten 
der  deutschen  Herrschaft  erhalten  will,  hauptsächlich  vor 
dem  Irrthume  hüten ,  als  ob  dieselben  eine  finstere  waldige 
Wildniss  nach  Art  der  amerikanischen  Urwälder  oder  auch  nur 
in  der  Weise  der  grossen  Waldungen  im  Innern  von  Deutsch- 
land ohne  Bewohner  gewesen  wäre.  Es  ist  zwar  unstrei- 
tig richtig,  dass  der  Boden  sehr  viel  weniger  cultivirt  und 
weit  massenhafter  vertheilt  war,  als  gegenwärtig.  Allein 
die  lange  Zeit  der  römisch  -  helvetischen  Bewirthung  des 
Bodens  konnte  nicht  spurlos  verwischt  werden.  Alle  äch- 
ten und  sichern  Angaben  der  Vorzeit  deuten  auf  festes 
Grundeigcnthum  und  ordentliche  Bebauung  desselben  durch 
zahlreiche  Freie  und  noch  zahlreichere  Hörige.  Eine 
Menge  von  Dörfernamen  sind  uralt  und  beurkunden  eine 
von  Anfang  an  geschehene  Vertheilung  des  Bodens.  Sic 
lassen  zugleich  auch  auf  die  Art  dieser  Vertheilung  seh  Hessen. 
Man  darf  sich  daher  durch  die  darum  nicht  weniger  glaub- 
würdigen Berichte  von  Caesar  und  Tacitus  ,  welche  den 
deutschen  Völkern  festes,  gesondertes  Grundeigenthum  ab- 
zusprechen scheinen,  nicht  irre  führen  lassen21).  Das  Ver- 
hältniss  der  Deutschen  zu  dein  Boden  wurde  nothwendig 
dauernder  und  geregelter ,  je  mehr  die  Völkerwanderung  an 
ihrer  bewegenden  und  fortschiebenden  Kraft  verlor.  Ins- 


20)  Urk.  v.  J.  876.  Neugart  No.  499.  Zweifel  könneu  daher  erho- 
ben werden  ,  dass  in  dieser  nämlichen  Urkunde  Brüllen  /um  Thurgau  und  in 
einer  Urkunde  v.  J.  979,  No.  773  ,  7um  Z'tiricbgau  gerechnet  wird. 

21)  Eichhorn  in  der  neuen  Auflage  der  Recht  sgcschiclitc.  (Böttingen 
1834.  $.  14  r,  erklärt  jene  Steifen  sehr  »innreich  %on  den  Wirkungen  der 
Dreifelderwirtschaft. 


24  Erstes  Buch.    fi.  7. 

besondere  musste  der  Grundbesitz  da  eine  feste  Gestalt  so- 
fort auch  für  den  neuen  Herrn  annehmen,  wo  der  Boden 
bereits  schon  einer  regelmässigen  Cultur  durch  die  bisheri- 
gen Bebauer  unterlegen  hatte,  mithin  zuerst  gerade  in  den 
vormals  römischen  Provinzen.  Die  zurück  gebliebenen 
Colonien  fuhren  fort,  den  Acker  für  den  neuen  Herrn  zu 
bestellen,  wie  sie  ihn  für  den  alten  besorgt  hatten. 

Die  Alamannen  waren  auf  dem  Wege  der  Eroberung 
Herren  des  Landes  geworden.  Als  Volksarmee  (wenn  dieser 
Ausdruck  erlaubt  ist)  nahmen  sie  davon  Besitz.  Sie  erwar- 
ben es  für  sich  selbst,  um  sich  da  sammt  Weibern  und 
Kindern  niederzulassen.  Sie  standen  unter  militärischen 
Befehlshabern,  die  zugleich  ihre  Beamten  und  Richter  wa- 
ren. Die  Zahl  10  gab  die  äussere  Norm  für  die  politische 
und  militärische  Gliederung  der  waffenfähigen  Männer. 
Die  Decane  und  die  Zentgrafen  (centenarii)  haben  daher 
ihre  Namen.  Ich  zweifle  zwar  sehr,  däss  gerade  immer 
zehn  Männer  oder  Familien  unter  dem  Decan ,  hundert  un- 
ter dem  Zentgrafen  gestanden  haben.  Es  wird  auch  da 
mannigfacher  Wechsel  vorgekommen  sein.  Aber  die  ur- 
sprüngliche Eintheilung  musste  doch  zu  den  Zahlen  passen. 

Das  Alles  hatte  nothwendig  Einfluss  auf  die  Besitz- 
nahme des  Bodens.  Die  Eintheilung  war  ursprünglich  per- 
sönlich ,  sie  wurde  aber  übergetragen  auf  die  Oertlichkeit. 
So  entsprach  der  Abtheilung  des  Decans  ein  Decanat, 
der  grössern  Schaar  des  Zentgrafen  eine  Zcnt.  Eine  An- 
zahl Zenten  zusammen  bilden  den  Gau. 

Jede  kleinere  Abtheilung  des  Volksheeres  stand  unter 
sich  in  einer  engen  persönlichen  Verbindung.  Der  Decan 
schon  wird  in  vielen  Fällen  ein  Adelicher  gewesen  sein. 
Mit  ihm  Hessen  sich  die  Gefährten  in  einer  Gegend  nieder 
und  bildeten  da  eine  Gemeinde,  oder  setzten  dieselbe  viel- 
mehr fort  und  gaben  ihr  nunmehr  eine  örtliche  Beziehung. 
Auch  die  Wahl  des  Ortes  wird  kaum  ganz  in  der  freien 
Willkühr  der  Einzelnen  gelegen  haben,  obwohl  es  bei  der 
Ausdehnung  des  eroberten  Landes  nicht  schwierig  war , 
alle  Wünsche  zu  befriedigen. 
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Wir  werden  später  noch  näher  von  der  Einrichtung  die- 
ser Gemeinden  und  von  dem  Verkehr  der  Genossen  unter 
sich  und  zu  dem  Boden  sprechen  müssen.  Aber  hier  schon 
wird  es  der  schickliche  Ort  sein ,  den  oben  vorläufig  ver- 
sprochenen Beweis  der  deutschen  Namen  der  alten  Dörfer 
zu  Tühren ,  weil  diese  Betrachtung  uns  zugleich  auch  nähere 
Belege  liefert  für  die  eben  ausgeführte  Ansicht. 

Sehr  viele  Dörfernamen  unserer  Gegenden  endigen  mit 
der  Silbe  ikon  oder,  wie  sie  gewöhnlich  ausgesprochen 
wird,  iken.  Man  könnte  meinen  und  hat  schon  gemeint, 
gerade  diese  Namen  verrathen  das  frühere  römische  Da- 
sein dieser  Orte.  Denn  die  Endung  kon  erinnert  aller- 
dings auf  den  ersten  Blick  an  das  römische  cum.  Nun 
lässt  sich  aber  gerade  hier  der  urkundliche  Beweis  führen, 
dass  alle  diese  Dörfernamen  deutschen  Ursprungs  sind.  Die 
spätere  Endung  iko  n  nämlich  ist  entstanden  aus  einer  Verkür- 
zung der  ursprünglichen  Endung:  inghova,  inghouen. 
So  hiess  z.  B.  Effretikon  in  der  Pfarrei  Ilnau  ursprünglich 
Erbphratinghova22),  Mesikon  ebenda  hiess  Magisinchova23), 
Schmä'rikon  Smarinchova24),  Nänikon  Nancinchova25),  Zol- 
likon  Zollinchova,  Wezikon  Wezinchova,  Ellikon  Ellin- 
chova  ,  Dellikon  Tellinghovon,  Binzikon  Pinzinchhova26) 
u.  f.  f.  Während  nun  in  andern  Lautverbindungen  sich 
dieselbe  Endung  bis  auf  unsere  Tage  erhielt,  wie  in  den 
Namen  Stadelhofen,  Wollishofen  und  andern,  so  wurde  sie 
dagegen  dort  verkürzt.  iVus  dein  später  gewöhnlichen 
inghoven  wurde  ein  inkon,  daraus  ikon  und  zuletzt  iken. 
Einzelne  Fälle  dieses  Absterbens  der  wahren  Endung  — 
wir  Schweizer  heissen  diese  Veränderung  passend  ein  Ver- 
schlucken der  Laute  und  Silben  —  kommen  schon  ziemlich 
frühe  vor.    So  z.  B.  findet  sich  im  Jahre  903   noch  der 


22)  Urk.  v.  J.  744.    Nengart  No.  10. 

23)  Ebenda. 

24)  Urk.  v.  J.  744.    INo.  12. 

25)  Urk.  v  J.  837.    No.  277- 

26)  Vgl.  «lic  Nummern  245.  437.   157  und  624. 


26  Erstes  Buch.    g.  7. 

Name  Nossinchoven ,  im  Jahre  1158  steht  dafür  Nosin- 
chon  7),  woraus  dann  eben  unser  gegenwärtiges  Nossikon 
oder  Nossiken  hervorging28). 

Diese  Endung  veranlasst  uns  aber  noch  zu  einer  andern 
Bemerkung.  Sie  deutet  unzweifelhaft  auf  die  alten  aus- 
gedehnten Höfe  (curtes),  die  überall  zerstreut  lagen.  Die 
vorhergehende  Endung  ing  weisst  auf  Abstammung  oder 
doch  ein  familienähnliches  Verhältniss  hin.  Ich  erinnere 
nur  an  die  gangbaren  Ausdrücke  :  Karolinger,  Mero vinger, 
Kapetinger  u.  s.  f.  So  heissen  auch  jene  Dorfnamen  kaum 
etwas  anderes  als  Höfe  der  Zollinger,  Wezinger,  Ellin- 
ger u.  s.  f. ,  mag  nun  darunter  eine  Familie  oder  vielleicht 
eher  die  mit  einem  Häuptling ,  Decan  (?) ,  verbundene  Ge- 
nossenschaft der  freien  Männer  zu  verstehen  sein.  Folg- 
lich liegt  in  allen  oder  den  meisten  dieser  IN  amen 
auch  der  Name  des  ursprünglichen  Familienhauptes  oder 
Befehlshabers  verborgen  ,  der  sich  da  niederliess.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  diess  in  Namen  wie  Justines- 
hova,  Hruodoldishova ,  Berolueshoven29)  und  andern,  die 
freilich  nicht  gerade  in  unserer  Gegend  vorkommen,  wo 
aber  die  unvermittelte  Beziehung  auf  Personen  klar  her- 
vortritt. 

Eben  so  unzweideutig  deutsch  sind  die  andern  Endun- 
gen ,  welche  regelmässig  vorkommen  ,  als 

2)  die  sehr  häufige  Endung  weil,  wyl,  die  man  wie- 
der nicht  von  dem  Lateinischen  villa  herleiten  darf. 
Ursprünglich  waren  alle  diese  Ortsnamen  mit  wilari 
(Weiler)  wie  die  Alamannen  es  aussprachen  ,  zusam- 
men gesetzt ,  z.  B.  Madalolteswilari  (Madetschweil 
bei  Russikon),  Berolfeswilari  (Bäretschweil) ,  Wilari 
(Wyl),   Adaloltiswilare  (Adlischweil) *>),    Bei  diesen 


27)  Neugart  No.  642  und  869. 

28)  Ganz  anderer  Natur  ist  die  Endung  on  in  Sleiron  (Schlieren).  Urk. 
v.  J.  828.  Neugar I  No.  237.  Huson  (Hausen).  Urk.  v.  J.  864.  No. 
'»23.  und  Walaseldon.     No.  865.     Aber  auch  diese  Endungen  sind  deutsfh. 

27)  Neugar«  No.  253.  2V2.  482. 
30)  Ntugart  No.   !0    18.  337. 
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Namen  zeigt  sich  die  persönliche  Beziehung  auf  das 
Haupt  der  Bewohner  noch  deutlicher.  Es  sind  das 
eben  die  Weiler  des  Madalolt,  Berolf ,  Adalolt.  Da- 
hin gehören  auch  die  Namen:  Geroldschweil,  Geb- 
hardschweil  und  andere ; 

3)  die  Endung  wan gen ,  vormals  wan ga,  wanc,  z.B. 
Tekilinwanc  (Ta gelschwangen),  Zibruneswanga  (Zi- 
berwangen  bei  Wyl) ,  Wizinwanc  (Wisen dangen) 3I). 
Noch  gibt  es  Oerter ,  die  Wangen  schlechthin  heissen» 
Wang  bedeutet  einen  Abhang  und  ist  wieder  ein  acht 
deutsches  Wort; 

4)  in  gen,  z.  B.  Enstelingen  (Eistringen),  Rumäninnen 
(I Iii mlingen),  Wibichinga  (Wipkingen) 32)  ; 

5)  dorf  findet  sich  auch  schon  in  sehr  alten  Namen, 
z.  B.  Altdorf  in  einer  Urkunde  vom  Jahr  744  M), 
Mannidorf  (Mänedorf),  Birbomestorf  (Birmenstorf)  , 
BascelstorfF  (Basserstorf)3*); 

6)  heim,  z.  B.  Stammhaim  ,  in  einer  Urkunde  vom  Jahr 
761 "); 

7)  nau,  z.  B.  Illinauia  (Illnau),  Luzilunowa  (Lüzelau)36) ; 
im  achten  Jahrhundert. 

Ich  köunte  die  Aufzählung  noch  vermehren  mit  den  En- 
dungen hausen  ,  bach ,  rein  u.  s.  f.  Allein  wir  dürfen  ge- 
trost den  bisher  angeführten  Namen  als  Hauptresultat  ent- 
nehmen,  zunächst,  dass  alle  bezeichneten  j  Gattungen  der 
Ortsnamen  (und  welche  andere  bleiben  denn  noch  übrig?) 
deutschen  Ursprungs  sind ,  mithin  auch  ihre  Bewohner , 
die  ihnen  die  Namen  gaben ,  Deutsche  waren ;  ferner  ,  dass 


31)  Neugart  No.  10.  18.  29. 

32)  Neugart  No.  457.  569.  724. 

33)  Neu  gart  No.  12.  Vgl.  Beffindoraf  in  einer  Urkunde  v.  J.  769. 
No.  49.  Hohdorf,  Dhahdhorf,  Taugindorf  in  einer  Urkunde  r.  J.  805. 
No.  155.    Biridorf  No.  181. 

34)  Neugart  No.  720.  853.  869. 

35)  Neugart  No.  35.  Vgl.  Mulinheimo  (Mühlheim;  t.  J.  758.  No.  22. 
Boasinheim  J.  759.    No.  25. 

36)  Neugart  No.  10.  12. 


28     Erstes  Buch.    §.  7.    EinUieilung  d.  Bodens  u.  Ortsnamen. 

es  in  vielen  solcher  Ortschaften  einen  persönlich  hervor- 
ragenden Mann  gab  .  von  dem  die  übrigen  Bewohner  ihren 
und  den  Namen  des  Dorfes  herleiteten  ;  endlich  dass  es 
schon  sehr  frühe  eine  grosse  Anzahl  solcher  Dörfer  gab , 
die  über  das  ganze  Land  zerstreut  waren  und  bleibende 
Wohnsitze  ihrer  Eigenthümer  blieben.  Denn  welche  Masse 
von  Namen  tritt  einem  schon  in  den  wenigen  erhaltenen 
Urkunden  entgegen?  Wie  viele  andere  mögen  daher  in  den 
seither  verlornen  Urkunden  erwähnt  worden  sein ,  oder  ohne 
Erwähnung  sonst  existirt  haben  ? 

Einige  der  genannten  sind  gegenwärtig  fast  ganz  aus 
dem  Leben  verschwunden.  An  ihrer  Statt  erhoben  sich 
andere  Ortschaften.  Aber  auch  diese  verlieren  sich  mei- 
stens dem  ersten  Ursprünge  nach  in  eine  graue  Vorzeit , 
welche  die  Phantasie  vergeblich  zu  erhellen  sucht. 

§.  8.    Die  freien  Stände. 

Auch  bei  den  Alamannen  finden  wir  die  drei  Stufen . 
welche  sich,  so  weit  die  Geschichte  zurück  geht ,  allenthal- 
ben beiden  deutschen  Völkern  zeigen  :  Adel,  Gemeiufreie  und 
Hörige.  In  diesem  Werke  haben  wir  uns  indess  nur  mit 
der  eigenthümlichen  Gestaltung  zu  beschäftigen,  welche  bei 
jenen  diese  Gliederung  erhielt.  Und  da  ist  es  denn  vor 
allem  aus  auffallend,  dass  sich  hier  die  Freien,  wie  wir 
füglich  alle  vollberechtigten  Theile  des  Volkes  im  Gegen- 
satze zu  den  Unfreien  nennen  können ,  wieder  in  drei  Klas- 
sen theilen.  Das  Alamannengesetz  nämlich  unterscheidet  die 
Gern  ein  freien  (ininofledi),  die  Mittclfreien  (inedii, 
mediani)  und  die  Edlen  (primi,  meliorissimi). 

Den  sichersten  Massstab  für  die  Werthung  und  das  Ver- 
hältniss  dieser  Stände  geben  die  Bestimmungen  über  das 
Wcrgeld,  welches  entrichtet  werden  musste ,  um  die 
Verwandten  eines  Erschlagenen  zu  sühnen.  Das  Wergeid 
für  den  getödteten  Gemein  freien  bildet  die  Grundlage 
des  Systems.  Die  Mittelfreien  und  Edeln  erhalten  nur  ein 
erhöhtes  Wergeid.    Auch  ist  es  merkwürdig .  dass  sich  der 
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Adel  bei  den  Alamannen  weniger  über  die  Gemeinfreien 
erhebt ,  als  bei  manchen  andern  deutschen  Völkern.  Wäh- 
rend nämlich  die  alamannischen  Gemeinfreien  ein  Wergeid 
yon  160  Schillingen  haben ,  so  erhalten  die  Mittelfreien  ein 
solches  von  200 ,  die  Edlen  von  240  Schillingen ,  so  dass 
jede  Stufe  sich  nur  um  den  vierten  Theil  des  massgebenden 
Wergeides  eines  Freien  erhebt37).  Zuweilen  steigt  sogar 
das  Wergeid  des  Gemeinfreien  auf  200  Schilling ,  nämlich 
wenn  der  Getödete  keine  Söhne  hinterlä'sst.  Der  Grund  liegt 
wohl  darin,  dass  zu  dem  gewöhnlichen  Wergeidsanschlag 
noch  das  Wergeid  eines  neugebornen  Kindes  hinzugerechnet 
wird,  weil  durch  den  Tod  jede  Fortpflanzung  des  Ge- 
schlechtes unmöglich  wurde38). 

Die  Mittel  freien  haben  sich  wohl  erst  später,  ver- 
muthlich  im  Zusammenhang  mit  kriegerischer  Ehre  und  dem 
Vasallennexus,  in  welchen  sie  zu  wirklichen  Edlen  traten, 
über  den  Stand  der  einfachen  Freien  emporgeschwungen , 
und  so  eine  Zwischenstufe  gebildet ,  welche  sich  zwischen 
diese  und  die  Edlen  hineinschob39).  Auch  darauf  deuten 
die  Wergeidsverhältnisse.  Während  nämlich  der  Gemein- 
freie, wie  sich  das  Gesetz  ausdrückt,  mit  zweimal  achzig 
Schillingen  gesühnt  wird,  so  steigt  das  Wergeid  des  Edlen 
auf  dreimal  achzig.  Und  wie  das  Wergeid  des  Freigelas- 
senen die  Hälfte  des  Wergeides  eines  Freien  beträgt ,  so  ist 
das  des  Edlen  hinwieder  um  diese  nämliche  Hälfte  grösser 
als  jenes40). 

Der  geringe  Unterschied  zwischen  dem  Wergeide  der 
Gemeinfreien  und  der  Edlen  hat  Eichhorn  zu  der  Ver- 


37)  Vgl.  Lex  Alant,  tat.  46.  68.  13.  14.  und  vorzüglich  Addit.  §.  22. 

38)  Vgl.  Lex  Alam.  tit.  46  uud  68.:  „  Si  quis  autein  Über  liberum  oc- 
ciderit ,  componat  eum  bis  octuaginta  solidis  filiis  suis.  Si  autem  filios  non 
reliquit  nec  beredes  habuit ,  solvat  cum  ducentis  solidis"  mit  tit.  77.:  „Si 
qua  .mutier  gravida  fuerit  et  per  factum  alterius  infans  natus  mortuus  fuerit 
aut  si  vivus  natus  fuerit  et  octo  dies  non  vivit  —  quadraginta  solidis  solvat." 

39)  Vgl.  Gaupp  Gesetz  der  Tbitringer.  Breslau  1834.  S.  185.  ff. 
Lex  Alam.  tit.  36,  5. 

40)  Lex  Alam.  tit.  17. 
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muthung  veranlasst ,  die  Alamannen  haben  überhaupt  keinen 
ächten  Adel  gekannt ,  ausser  den  fürstlichen  Geschlechtern, 
aus  welchen  früher  ihre  Könige  ,  später  ihre  Herzoge  ge- 
wählt worden.  Er  erklärt  dann  jene  dreifache  Abstufung 
so  ,  dass  in  die  niederste  Klasse  die  schutzpflichtigen  Frei- 
gelassenen und  etwa  die  freien  Colonen  des  Königs  und  der 
Kirche ,  in  die  mittlere  die  persönlich  vollfreien  Alamannen, 
die  aber  kein  achtes  Grundeigenthum  besassen,  und  endlich 
in  die  höchste  die  Freien  mit  achtem  Grundeigenthum  ge- 
hört haben  möchten  41 ). 

Gegen  diese  allerdings  sinnreiche  Auffassung  lässt  sich 
aber  Manches  einwenden.  So  ist  es  gewiss  an  sich  schon 
sehr  unwahrscheinlich ,  dass  ein  einzelnes  deutsches  Volk 
ausnahmsweise  den  Stand  der  fürstlichen  Geschlechter  und 
der  Freien  gekannt  ,  dagegen  die  Mittelstufe  des  Adels , 
welche  sich  sonst  überall  findet ,  vermisst  habe.  Wenn  da- 
her das  wenig  hervorragende  Wergeid  der  alamannischen 
Edlen  auffällt,  so  wird  man  dasselbe  weniger  gewagt  auf 
andere  Weise  erklären  ,  sei  es  nun ,  dass  man  eben  darin 
eine  nationeile  Eigentümlichkeit  der  alamannischen  Auf- 
fassung des  Adels  oder  vielleicht  auch  eine  Erniedrigung 
des  früher  höher  gestellten  alamannischen  Adels  erblickt , 
die  vielleicht  eine  Folge  der  fränkischen  Unterwerfung  war. 

Unsere  obige  Ansicht  wird  nun  insbesondere  noch  be- 
stätigt durch  die  Erzählung  von  einem  Schulbesuche  Karls 
des  Grossen ,  bei  welcher  Gelegenheit  er  ebenso  wie  das  ala- 
mannische  Gesetz  drei  Stände  unter  den  Schülern  unter- 
scheidet ,  die  Edlen,  Mittlern  (raedioeres)  und  Untersten  (in- 
fimi),  den  ersten  dieser  Stände  aber  geradezu  als  den  der 
Nobiles  bezeichnet.  Vergleicht  man  beide  Stellen ,  so 
wird  man-  kaum  zweifeln  ,  dass  die  Primi ,  Ersten  des 
Volksgesetzcs  und  diese  Edlen  die  Gleichen  sind42). 

Endlich  scheint  mir  die  immerhin  nicht  ganz  seltene 


41)  Eichhorn  Rechtsgeschichte.    Vierte  Aufl.  §.  47    1.  S.  311  ff. 

42)  Mon.  St.  Güll,  bei  Perte.  Monom.  II.  731.:  ,.paeros  nobilivtimos  , 
»oediocre*  et  infimos.      II.  ?32  :  ,  Vos  nobtltt  .  to<  primorum  filii. 
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urkundliche  Erwähnung  von  Edlen  in  Alamannien ,  eine 
Hindeutung  des  Volksgesetzes  auf  eine  ausgedehnte  Dienst- 
herrschaft einzelner  Alaroannen  und  die  obige  Betrachtung 
über  die  Namen  der  alamannischen  Dörfer  ganz  entschei- 
dend dafür,  dass  auch  die  Alainannen  einen  einheimischen 
Adel  gekannt  haben ,  dessen  Wergeid  eben  in  ihrem  Volks- 
rechte näher  bestimmt  wurde  *3). 

Der  Abstammung  nach  waren  der  grösste  Theil  dieser 
Freien  der  drei  Stände  unzweifelhaft  Alamannen.  Es 
gehörte  zu  den  Irrthümern  einer  frühern  Zeit ,  dass  die 
Alamannen  durch  jene  Niederlage  bei  Zülpich  sämmtlich  in 
Knechtschaft  gerathen  seien44).  Eine  blosse  Einsicht  des 
alamannischen  Gesetzes,  welches  später  erlassen  wurde, 
musste  ganz  abgesehen  von  allen  andern  historischen  Grün- 
den jenen  Irrthum  für  immer  beseitigen ,  so  dass  man  ihn 
gegenwärtig  nicht  mehr  zu  widerlegen,  sondern  höchstens 
zu  erwähnen  braucht.  Unter  den  Alamannen  mochten  sich 
auch,  wie  z.  B.  in  Zürich  selbst  während  des  neunten 
Jahrhunderts  ,  einzelne  Franken  besonders  vom  Adel  nie- 
dergelassen haben. 

Mit  Rücksicht  auf  Lebensweise  und  Beruf  war  der  Un- 
terschied der  Stände  eben  nicht  sehr  gross.  Die  Edlen  be- 
sassen  in  der  Regel  grosse  Höfe  und  ausgedehnte  Grund- 
stücke ,  auf  denen  ihre  Hörigen  arbeiteten.  Daneben  lagen 
sie  den  vorhandenen  öffentlichen  Aeintern ,  dem  Kriegs- 
dienste und  vorzüglich  der  Jagd  ob.  Die  Mittelfreien 
mochten  oft  auch  eigene  Grundstücke,  daneben  aber  Benefi- 
cien  besitzen ,  mit  welchen  sie  von  ihren  Gefolgsherren  be- 


43)  Vgl.  oben  $.  7  und  Lex  Alam.  tit.  79.  „Si  alieujus  seniscalcus  , 
qoi  servus  est,  et  dominus  ejus  duodectm  vatto»  infra  domuin  habet,  occi- 
sus  fuerit.'*  Vgl.  darüber  Eichhorns  eigene  Bemerkung  $.  49.  I.  S.  327. 
Siehe  auch  unten  Anin.  47. 

44)  Die  Abhandlung  :  Geschichte  des  Regiments  der  Stadt  Zürich  bis  auf 
die  Einführung  der  Zünfte  in  den  Beitragen  zu  Lauffers  Historie  der  Eid- 
genossen. Bd.  I.  S.  i.  ff.  Zürich  1739  hat  um  jener  falschen  Annahme 
willen  eine  ganz  schiefe  Basis  erhalten. 
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lieben  worden  waren.  Kleineres  Grundeigentum  stand 
den  Gerneinfreien  zu. 

Wie  ungemein  ausgebildet  insbesondere  das  Vergnügen 
der  Jagd  gewesen  sei,  zeigt  sieb  in  den  alten  Volksgesetzen 
sehr  anschaulich.  Die  verschiedenen  Jagdhunde  werden 
sorgfältig  unterschieden  und  für  die  besten  sehr  hohe  Preise 
angesetzt,  wenn  sie  ihrem  Herrn  entfremdet  werden.  So 
z.  B-  wird  der  Leithund  (laitihunt)  mit  12  Schillingen  ge- 
büsst,  -andere  Jagdhunde  mit  6  und  3  Schillingen,  während 
ein  Streithengst  nicht  mehr  als  12  Schillinge,  ein  gewöhn- 
liches Pferd  höchstens  6 ,  ein  Wucherstier  nur  3  Schill, 
werth  geschätzt  werden45). 

Die  Weiber  werden  im  alamannischen  Bcchte  bedeutend 
höher  gestellt,  als  in  den  Volksgesetzen  anderer  germani- 
scher Stämme.  Ihr  Wergeid  beträgt  dort  immer  die  dop- 
pelte Summe  von  der  für  den  erschlagenen  Mann.  Eine 
Gemeinfreie  wird  mit  360,  die  Mittelfreie  mit  400 ,  die 
Edle  mit  480  Schillingen  gebüsst.  In  demselben  Verhhlt- 
niss  wird  auch  für  jedes  andere  Vergehen  die  Busse  immer 
auf  das  Doppelte  gesetzt ,  sobald  dasselbe  gegen  ein  Weib 
verübt  wurde46). 

Beachtenswerth  ist  endlich  die  eigenth'ümliebe  Schätzung 
der  Geistlichen  im  alamannischen  Recht.  Wer  einen  Bi- 
schof schlägt  oder  verletzt,  sagt  das  alamannische  Gesetz, 
der  soll  die  Busse,  auf  die  dessen  Geschlecht  Anspruch 
hat ,  dreifach  geben  ,  oder  richtiger  ausgedrückt ,  er  soll 
büssen,  wie  wenn  er  gegen  den  Herzog  Unreeht  verübt 
hätte.  Und  wird  der  Bischof  erschlagen  ,  so  hat  er  ein  Wer- 
geid gleich  dem  Herzog47).  Selber  niedere  Geistliche  er- 
heben sich  nicht  allein  über  die  Freien,  sondern  sogar  über 


45)  Lex  Alant,  tit.  82.  Vgl.  til.  69.  70.  75.  Lex  Bajuv.  tit.  19. 
Der  Schilling  hielt  ungefähr  für  1  fl.  2'4  kr.  jetziger  Reichswahrung  Silber. 
Der  Metallwerth  stand  aber  damals  sehr  viel  höher  als  jetzt.  Vgl.  Job. 
Casp.  Zell  weg  er  Geschichte  des  Appenzeller  Volkes.  Trogen  1830.  I.  S.  42. 

46)  Lex  Alam.  tit.  46.  51,  1.  91.    Add.  22.  tit.  4S.  67. 

47)  Lex  Alam.  tit.  12.  Auch  darin  liegt  ein  Beweis  für  das  Vorhanden- 
sein eines  alamannischen  Adels. 
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den  Adel.  Der  Pfarrer  (presbyter  parochianus)  hat  ein 
Wergeid  von  600  Schill.,  der  Helfer  und  Regularmönch 
ein  solches  von  400  Schillingen.  So  hat  jener  das  drei- 
fache ,  dieser  das  doppelte  Wergeid  eines  Mittelfreien , 
wahrend  der  edle  Laie  dieses  nur  um  einen  Fünftel  über- 
steigt48). Vielleicht  dürfen  wir  aus  dieser  Zusammenstel- 
lung schliessen,  dass  der  Bischof,  der  doch  gewöhnlich 
wohl  in  der  ersten  Zeit  aus  edlem  Geschlechte  war,  und 
ebenso  der  Herzog  der  Alamannen  ein  Wergcld  von  720 
Schill,  oder  das  Dreifache  des  Wergeides  eines  Edlen  ge- 
habt haben. 

Wenn  ich  nicht  irre,  so  liegt  für  diese  frühe  Hochstel- 
lung  der  Geistlichen,  die  sich  in  andern  deutschen  Rechten, 
wenn  auch  nicht  in  diesem  Masse,  doch  ähnlich  findet49), 
die  Erklärung  grossentheils  in  den  alten  vorchristlichen 
Zustanden.  Es  ist  kaum  glaublich ,  dass  die  Freien  und 
Edlen,  deren  Bekehrung  zum  Christenthum  man  sich  in  der 
ersten  Zeit  nichts  weniger  als  sehr  ideal  zu  denken  hat , 
die  Geistlichen  dem  Range  und  Werth  nach  sofort  hatten 
über  sich  hinauf  steigen  lassen,  wenn  sie  nicht  von  Alters 
her  au  die  höhere  Stellung  ihrer  Priester  gewöhnt  gewe- 
sen wären.  Aus  Tacitus  wissen  wir  nun  aber ,  wie  hoch 
diese  Priester  geachtet  waren.  Ihnen  allein  und  nicht  den 
Herzogen  war  es  gestattet ,  im  Namen  der  Götter  schwe- 
rere Strafen  über  freie  Manner  zu  verhangen  so).  Ebenso 
ist  es  bemerkenswerth ,  dass  bei  andern ,  den  deutschen  ver- 
wandten Völkern,  wie  den  Indiern,  die  Priesterkaste  hoch 
über  die  Kaste  der  Krieger  und  Edlen  hervorragte  und 
Verbrechen  gegen  die  Brahmanen  verübt  sehr  viel  harter 
behandelt  wurden  als  solche ,  die  gegen  Kschetriahs  began- 
gen wurden.    Wäre  es  zu  gewagt,  nach  der  Analogie  den 

Schluss  zu  ziehen  ,   dass  auch  die  deutschen  Priester  der 

.  - 


48)  Lex.  Alain,  tit.  43  —  15.  16. 

49)  Vgl.  die  von  Grimm  deutsche  Rechlsalterlhümer.  Güttingen  1S2S. 
S.  274  gesammelten  Stellen. 

50)  Germania  c.  7. 

Rluiittrhli  R*rhl>g«i<hirhlt.  *J 
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Vorzeit  höheres  Wergeid  gehabt,  «als  die  Edlen,  welche 
sich  nicht  diesem  Stande  gewidmet  ?  Würde  es  nicht  gerade 
darum  begreiflicher,  dass  auch  die  christlichen  Priester 
hoher  geschätzt  wurden?  Und  könnte  nicht  auch  darin  ein 
Grund  dafür  liegen,  dass  die  Bekehrung  zum  Christenthum 
nicht  stärkern  Widerstand  von  den  Priestern  fand,  wenn  diese 
sicher  waren,  im  Falle  des  Uebertritts  keine  geringere  Stel- 
lung unter  ihrem  Volke  einzunehmen  ,  als  sie  bereits  inne 
hatten  ? 

§.  9.  Verfassung. 

Schon  bevor  die  Alamannen  mit  in  den  grossen  Völker- 
verband, an  dessen  Spitze  die  fränkischen  Könige  mächtig 
herrschten,  hineingezogen  wurden ,  war  ihre  Verfassung  der 
fränkischen  nicht  unähnlich51).  Seither  theilten  sie  in  man- 
chen Hinsichten  die  Einrichtungen  der  Franken.  Nur  der 
Hauptunterschied  erhielt  sich  fortwährend,  dass  Alamannien 
eine  fast  durchgängig  deutsche  Bevölkerung  hatte  ,  während 
in  Gallien,  dem  eigentlichen  Sitze  der  fränkischen  Eroberer, 
die  Masse  der  Bevölkerung  dem  römischen  Stamme  ange- 
hörte und  die  Deutschen  nur  unter  jene  gemischt  waren. 
Aber  nachdem  einmal  die  fränkischen  Könige  gewusst  hat- 
ten, aus  ihrer  Doppelstellung  als  Beherrscher  der  römi- 
schen Gallier  und  als  Könige  der  Franken  Vortheil  zu  zie- 
hen und  ihrem  Königthume  eine  früher  nicht  in  diesem 
Umfang  gekannte  Bedeutung  und  Macht  zu  verschaffen,  da 
musste  natürlich  diese  königliche  Gewalt  gleichmässig  auch 
auf  die  Alamannen  wirken.  Diese  konnten  sich  ihrem  Ein- 
flüsse um  so  weniger  entziehn,  als  sie  nicht  als  Gleiche 
mit  Gleichen ,  sondern  unter  ungünstigen  Verhältnissen  mit 
dem  Reiche  der  Franken  vereinigt  worden.  Pipin  nahm 
ihnen  durch  Aufhebung  der  einheimischen  Herzogswürde 
auch  den  letzten  Schein  eines  eigenthümlichen  Staates. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein ,  die  Verfassung 


5t)  Agathias  de  lmperio  Justin,  im  ersten  Buch.  Pariserausgabe  S.  18. 
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des  gesammten  fränkischen  Reiches ,  die  Rechte  der  Könige 
und  ihrer  Reichsbeamten ,  der  Reichstage,  welche  alljähr- 
lich im  Frühling  und  Herbst  in  doppelter  Gestalt  abgehal- 
ten wurden ,  näher  zu  schildern ,  indem  unser  Augenmerk 
zunächst  auf  ein  kleines  Gebiet  in  diesem  Reiche  gerichtet 
sein  muss.  Es  genügt ,  jener  nur  in  so  weit  zu  gedenken, 
als  nöthig  ist ,  um  bei  Betrachtung  der  untern  Basis  des 
staatlichen  Organismus  den  Zusammenhang  mit  seiner  Spitze 
nicht  aus  dem  Gesichtskreise  zu  verlieren. 

Nach  dem  alamannischen  Gesetze  sind  noch  alle  Freien  ver- 
pflichtet ,  in  der  Gemeinde  zu  erscheinen ,  welche  sich  ge- 
wöhnlich an  einem  Samstage  entweder  auf  Geheiss  des  Be- 
amteten oder  in  den  un gebotenen  Dingen  auch  ohne 
solches  versammelt.  Je  zu  vierzehn  Tagen,  oder  wie  sich 
unsere  Vorfahren  ausdrückten,  zu  vierzehn  Wächten  um  , 
in  unruhigen  Zeiten  allwöchentlich,  trat  die  Gemeinde  zu- 
sammen. In  jeder  Huntari  (centena)  konnte  das  Ding  von 
dem  Gaugrafen  selber  oder  seinem  Verweser  oder  dem 
Centgrafen,  dem  Vorsteher  der  Huntari,  gehalten  werden52). 
In  allen  diesen  Fällen,  wo  das  Ding  als  wahres  Gauding 
zu  betrachten  war,  wurde  daher  auch  das  Ausbleiben  mit 
gleicher  schwerer  Busse  bedroht.  Es  war  die  Busse  von 
12  Schillingen ,  bei  welcher  sonst  nur  der  Herzog  etwas 
gebieten  konnte  ,  während  der  Bann  des  Gaugrafen  nur  6, 
der  des  Centgrafen  nur  3  Schillinge  war"). 

Die  Gemeinde  wurde  unter  freiem  Himmel,  gewöhnlich 
in  der  Nähe  alter,  ehrwürdiger  Bäume  gehalten.  In  Zürich, 
dessen  Dingstätte  in  alten  Urkunden  öfters  erwähnt  wird, 
bot  der  geräumige   Linden hof  mit  seiner  schönen  freien 


52)  Wir  finden  daher  in  Einer  Grafschaft  viele  Oerler  urkundlich  »rwahnt, 
woselbst  öffentlich!  Gerichte  gehalten  wurden.  So  r.  B,  im  Thurgau  zu 
Eschenbach  im  J.  826.  Neugart  No.  222.  Zu  W  i  n  t  e  r  l  h  u  r  No.  331 . 
in  Elgg  No.  352.,  in  dem  spätem  Zürichgau  xu  Höngg  No.  728. 

53;  Hauptstelle  ist  Lex  Alam.  til.  36.  Vgl.  auch  tit.  28.  In  der  erstem 
Stelle  heisst  es :  4.  „Si  quis  autem  Uber  ad  ipsum  placitum  neglexerit  venire, 
vel  seiltet  ipsum  non  praesentaverit  ant  Comili  aut  Centenario  aut  Mitso  Co- 
mttU  in  placilo  .    duodeeim  solidis  *it  rulpabilis." 
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Aussicht  und  seinem  üppigen  Baumwuchs  einen  sehr  ge- 
eigneten Platz  für  die  Versammlung  dar S4). 

Vor  diesen  Gemeinden  wurden  alle  bedeutenderen  Ge- 
schäfte von  öffentlichem  Interesse,  besonders  aber  Rechts- 
streite behandelt,  Vertrage  über  Grundeigentum  und  Erb- 
schaften abgeschlossen ,  Miindiggewordene  für  wehrhaft  er- 
klärt, Wahlen  vorgenommen  u.  s.  w.  . 

Der  Vorsitzende  Graf  hegte  und  leitete  das  Gericht , 
aber  urtheilte  nicht  selber.  Er  fragte  zuerst  den  mit  Zu- 
stimmung des  Volkes  von  dem  Herzoge  bestellten  rechts- 
kundigen Urtheiler  an.  Dessen  Thätigkeit  scheint  von  dem 
grössten  Einflüsse  auf  den  Entscheid  gewesen  zu  sein , 
während  die  Theilnahmc  des  Grafen  mehr  eine  formelle 
war,  und  die  anwesenden  Edlen  und  Freien  in  der  Regel 
dem  Auspruche  des  Weisern  folgten.     Unzweifelhaft  aber 


54)    Ein    ausgezeichneter    Alterthumsfoi-scher ,    Salomon   Vögel  in.  Das 
alte    Zürich.     Zürich    1829.     Anin.    249.,     versetzt   /.war   die    alte  Ge- 
richtsstätte   auf   den    jetzigen    WeiuplaU  ,    eiuen  in  der    Altstadt  gelegenen 
von   Hausern    begrenzten    Platz  ,    wahrend    früher    allgeuieiu    der  Lindenhof 
als    die    wahre    Stelle    angenommen    wurde.      Ich    habe    aber   kein  Beden-, 
ken  ,    die  frühere  Meinung  für  die  richtige  zu  halten.     Vögelin  gi'üodet  seine 
Vermuthung  hauptsachlich  darauf,    dass  der  Liudenhof,    so  lange  die  könig- 
liche Pfalz  ,    vor  der  er  lag ,   bewohnt  war  ,    sich  nicht  zu  einem  Gerichts- 
plalze  geeignet  habe  ,  dagegen  der  Weinplaiz  der  einzige  weite  gevierte  Platz 
der  Altsladt  gewesen  sei,  auch  der  an  demselben  gelegene  rothe  Thurm  auf 
das  Blulgericht  deute.     Allein   die  rothe  Blulfahne  gehört  doch  gewiss  nicht 
jener  alten  Zeit  au  ,    wo   man  die  Todesstrafen  fast  nicht  kannte.  Dagegen 
finden  wir  gerade  für  die  ältere   Zeit  I.indenplätze  mit  Vorliebe  für  Gerichts- 
stallen  gewählt,  während  Aie  freien  Alainannen  kaum  auf  eineu  Platz  des  alten 
mit   Mauern  geschlossenen  Castrum  sich  zum  Gerichte  hätten  bannen  lassen. 
Ferner   wurde    der  Platz   von  jeher  der  Hof  genannt,    womit  denn  die  Be- 
zeichnung  eurtis   genau    Übereinstimmt.      Wenn    daher   Veräusserungeu  von 
Liegenschaften  in  curte  regia  Zürich  vorgenommen  werden  ,  wie  z.  B.  im  J. 
873  ,  Neugart  No.  472,    so  möchte  auch  dieses  auf  den  Liudenhof  deuten. 
Zudem  kam   auch   die  spätere  freie  Gemeinde  der  Altbiirger  immer  auf  dem 
Liudenhofe  zusammen.    Dort  ward  noch  im  vierzehnten  Jahrhunderte  das  Blut- 
gericht  unter  offenem  Himmel  gehalten.      Endlich  scheint  der  freie  Platz  vor  . 
der   Pfalz   gerade   als   solcher  am  geeignetesten  ,    die    Gemeinde  der  Freien 
aufzunehmen.     Gerade   so  war  in  Ulm  der  Platz  vor  der  Pfalz  für  gericht- 
liche Verbandlungen  bestimmt.    Jägers  Ulm  im  Mittelalter.    Stuttgart  1831. 
S.  20.  und  118.    Im  Allgem.  vergleiche  über  die  Gerichte  unter  den  Linden 
Grimm  deutsche  BechtsalterthUmer.  S.  796.    Jäger  a.  O.  S-  100.  101. 
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waren  alle  Freien  befugt ,  auch  ihre  Meinung  zu  sagen 
und  ein  anderes  Urtheil  zu  finden55). 

In  der  Folge  finden  wir  dann  diese  rechtskundigen 
Einzelnurtheiler  verschwinden  und  die  Gerichtsverfassung 
mehr  nach  der  spätem  Weise  der  fränkischen  Könige  ein- 
gerichtet. Karl  der  Grosse  nämlich  führte  ständige  Schöf- 
fen ein,  welche  von  dein  Send  und  Gaugrafen,  später  wohl 
von  diesem  allein  ,  mit  Zustimmung  des  Volkes  gewählt 
wurden.  Ihnen,  lag  es  dann  zunächst  ob  ,  in  dem  Gericht 
zu  erscheinen  und  das  Urtheil  zu  finden.  Den  übrigen 
Freien  war  es  immer  noch  verstattet,  ebenfalls  beizuwohnen 
und  an  dem  Geschäfte  des  Urthcilens  thätigen  Antheil  zu 
nehmen.  Aber  verpflichtet  waren  sie  nicht  mehr  dazu ,  wie 
vordem.  Indessen  bleibt  es  doch  unausgemittelt,  ob  dieses  neue 
Institut  auch  in  unsern  alamannischen  Gegenden  ganz  so  durch- 
geführt wurde  ,  wie  in  andern  Theilen  der  fränkischen  Mo- 
narchie. Wir  werden  im  Verfolge  sehen,  dass  sich  eine 
lebendige  und  nicht  scharf  begrenzte  Theilnahme  des  Volkes 
an  der  Gerichtsverfassung  länger  bei  uns  erhielt56),  als 
in  Ländern  ,  wo  die  Schöffen  sich  rascher  zu  heben 
wussten57). 

War  das  Urtheil  gefunden  und  von  dem  Volke  bestätigt, 
so  sprach  es  der  Graf  aus  und  besorgte  die  Execution. 
Früher  von  dem  Volke  erwählt,  später  von  dem  Könige 
zu  seinem  Beamteten  gesetzt,  hat  er  zugleich  den  Kriegs- 
befehl über  den  Gau.  Handhabung  der  Rechtspflege  und 
Anführung  im  Kriege  waren  damals  noch  immer  verbun- 


55)  Lex  Alain,  tit.  41.  Vgl.  über  das  eigentümliche  Zwischenglied 
eines  alamannischen  und  hairischen  Judex  zwischen  Graf  und  Volk  Grimm 
D.  R.  A.    S.  780.  ff. 

56)  Urk.  v.  963.  Neugart  No.  7*".  „coraisi  ipso  coinite  et  populo 
illuc  congregalo."  Ferner  in  No.  749.  „tunc  comes  cum  judicio  prineipum 
et  aliorum  populormn  (/wpnlarinm?)."  Vgl.  Lex  Alam.  tit.  41.  3.,  con- 
venit  judici  (s.  duci)  et  mini  populo. 

57)  Heber  die  Einführung  und  Bedeutung  der  Schöffen  vgl.  besonders 
von  Savignv  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter.  Band.  1. 
S.  236.  ff.     Eichborn  Rechtsgeschichte  ,lu^ 
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den ,  und  die  einfachen  Elemente  jeder  germanischen  Staats- 
gewalt, zum  deutlichen  Zeichen,  dass  eben  im  Kriege  diese 
Staaten  selber  ihren  Ursprung  genommen. 

Nur  auf  einer  tiefern  Stufe  als  der  Gaugraf  stand  der 
Centgraf.  Seine  Beamtung  war  aber  ebenfalls  aus  Rechts- 
verwaltung und  Kriegsführung  zusammen  gesetzt.  In 
Urkunden  des  achten  und  neunten  Jahrhunderts  finden  sie 
sich  auch  im  Thür-  und  Zürichgau  oft  erwähutss).  Da- 
gegen ist  mir  eine  urkundliche  Erwähnung  von  hiesigen 
Decanen  aus  dieser  Zeit  nicht  bekannt,  obwohl  anzu- 
nehmen ist,  dass  diese  unterste  Beamtenstufe  auch  bei  den 
Alamannen  vorgekommen  sei.  Diese  führten  wohl  die  Ge- 
nossenschaften der  einzelnen  freien  Weiler  dem  Centgrafen 
zu  und  sassen  ihrem  Dorfgerichtc ,  welches  Uber  kleine 
Sachen  entschied,  vor59). 

Karl  der  Grosse  verminderte  übrigens  die  Gerichtsbar- 
keit des  Centgrafen.  Zur  Zeit  des  alamannischen  Gesetzes 
nämlich  scheinen  noch  Sachen  jeder  Art  unter  seinem  Vor- 
sitze wie  vor  dem  Gaudinge  verhandelt  worden  zu  sein  , 
indem  dasselbe  die  gleiche  Busse  auf  das  Nichterscheinen 
setzt  und  überhaupt  nicht  weiter  zwischen  beiden  Dingen 
unterscheidet.  Von  nun  aber  soll ,  nach  Karls  Verordnung, 
kein  Streit  über  Freiheit  und  Eigenthum  an  Grundstücken 
und  Hörigen  vor  dem  Centgerichte  entschieden  ,  sondern 
diese  Sachen  nur  unter  Vorsitz  des  Giaugrafen  behandelt 
werden.  Auch  soll  keiner  auf  den  Tod  vor  dem  Centgra- 
fen angeklagt  werden  dürfen60).  Wohl  aber  konnten  fort- 
während Schuldsachen  und  Frevel  auch  in  dem  Centge- 
richte vorkommen. 

Eine  Spur  dieser  veränderten  Competeuz  scheint  mir  in 
einer  Urkunde  vom  Jahr  S20  zu  liegen.     Bei  Gelegenheit 


58)  Neugart  No.  9i.  v.  J.  786.  No.  182.  200.  257.  388.  und  552. 
Lex  Alain,  tit.  36. 

59)  Vgl.  Eichhorn  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissen- 
schaft.   Bd.  1.  S.  178.    Eichhorns  d.  Recbtsgeschichte  $§.  74.  und  83. 

*0)  Captt.  SOt.^c  30.    Ca,,.  1.  801.  c.  2.    Cap.  Hl.  812  c.  4. 


Digitized  by  Google 


Erstes  Buch.    g.  10.    Die  anfreien  Stände. 


39 


eines  Eigenthumsprocesses  nämlich  wurden  Zeugen  in  Stamm« 
heim  eidlich  von  den  bevollmächtigten  Boten  des  Grafen 
im  Gerichte  (Centgericht)  vernommen ,  das  Urtheil  in  dieser 
Sache  aber  erst  in  Zürich  unter  Vorsitz  des  Gaugrafen 
(Gauding)  gefunden01). 

■ 

§.  10.    Die  unfreien  Stände. 

Unter  den  Freien  und  ihnen  dienstbar  wohnte  eine  grosse 
Anzahl  von  Unfreien  ,  welche  des  Volksrechtes  nicht  theil- 
haft  waren,  sondern  unter  dem  Schutze  ihrer  Herren  leb- 
ten. Die  deutschen  Völker  hatten  jene  harte  Ansicht  der 
Römer  von  der  Sclaverei  nie  bei  sich  gekannt.  Der  römi- 
sche Sclave  war  absolut  rechtlos,  eine  Sache  gleich  einem 
Thiere.  Der  deutsche  Knecht  wurde  von  jeher  als  ein 
rechtsfähiges  Wesen  angesehen  ,  wenn  er  auch  immer  noch 
tief  genug  gestellt  war. 

Bei  den  meisten  deutschen  Völkern  finden  wir  in  der 
ältesten  Zeit  schon  verschiedene  Arten  der  Unfreiheit ,  eine 
härtere  Knechtschaft  und  eine  halbfreie  Hörigkeit  der  so- 
genannten Liten.  Eine  Menge  Mittelstufen  führen  von  jener 
zu  dieser ,  von  dieser  zur  Freiheit.  Gerade  der  Reichthum 
an  mannigfaltigen  Zuständen  macht  ihre  Festhaltung  und 
Unterordnung  schwierig. 

Tacitus  schildert  den  Zustand  des  niedern  Knechtes  ge- 
rade so ,  wie  wir  ihn  viele  Jahrhunderte  später  noch  in  den 
alamannischen  Urkunden  wieder  finden.  Der  unfreie  Bauer 
besitzt  gewöhnlich  ein  Grundstück,  welches  er  bebaut  und 
wohnt  mit  seiner  Familie  in  einer  eigenen  Hiitle,  die  mit 
Stallung  und  Scheune  versehen  ist62).  Der  Herr  legt  ihm 
gewisse  Lasten  auf.  Er  muss  einen  Theil  seiner  Früchte 
dem  Herrn  abliefern.  Das  Uebrige  behält  er  für  sich. 
Zwar  steht  ihm  kein  wahres  Eigenthum  zu  an  seiner  Habe, 


61)  Ncagart  No.  25.:  „  (Joimneinoralio  teslium  «jui  in  plucito  cor.nn 
tnuitM  potealibiiA  -  -  in  villa  Stamheiin  cum  jurauiento  teatifieaverunt  •  - 
Uli  .ml im  sunt  qui  illud  Herum  judieaverunt  «d  ZuriA." 

f>2)  Lex  Alant,  tit.  81.  Sem  doinum  si  incenderil  ,  tcuiiam  ve»  gru- 
n tum  servt  —  spicariutrt  icrvi. 


i(T  Erites  Büch.    §.  10. 

denn  zu  diesem  fehlt  ihm  der  Antheil  an  dem  Volksrechte 
der  Freien ;  und  wenn  der  Herr  den  Hörigen  veräussert . 
so  verä'usscrt  er  ihn  gewöhnlich  sammt  seiner  Habe03). 
Ein  gewisses  Recht  daran  steht  aber  dem  Hörigen  doch 
zu ;  und  es  würde  der  Herr  nach  deutschen  Begriffen  ge- 
wiss unrechtlich  und  willkührlich  handeln,  wenn  er  ihm 
seine  Habe  ohne  weiteres  entzöge ,  wozu  der  römische 
Herr  seinem  Sclaven  gegenüber  vollständig  berechtigt  war. 
Die  Habe  gehört  zu  dem  Eigenen  und  gehört  ihm  so  lange 
er  lebt ,  und  erst  bei  seinem  Tode  kann  der  Herr  nach  Hof- 
recht gewisse  Ansprüche  auf  diese  Verlassenschaft  machen. 

Daneben  muss  der  Knecht  auch  auf  den  übrigen  Grund- 
stücken des  Herrn  .  auf  dessen  unvertbciltem  Hofe  Frohn- 
dienste  thun.  Drei  Tage  lang  arbeitet  er  gewöhnlich  in 
der  Woche  für  sieh ,  drei  Tage  für  den  Herrn. 

Dieser  ganze  Zustand  hatte  weit  mehr  Achnlichkeit  mit 
dem  der  römischen  Colonen  der  Kaiserzeit  als  mit  dem  der 
römischen  Sclaven ,  daher  erinnert  Tacitus  hier  auch  an 
jene64). 

Nun  lebten  aber  .  als  die  Alamannen  unsere  Gegenden 
eroberten,  daselbst  wohl  eine  Menge  solcher  Colonen,  deren 
Zustand  sich  unter  der  neuen  Herrschaft  kaum  sehr  verä'n- 


63)  Neugarl  No.  70.  Ein  Freier  vcräusserl  :  Rjholfum  cum  hoba  *uu 
et  cum  omni  peculiare  ejus  el  PighimundiiiiL  cum  hoba  sua  e.  c.  o.  p.  e.  el 
Katlindum  cnm  duos  infantc*  snos.  No.  72.  :  et  servo  uno  Mimuui  nom.  . 
Miie  (?)  uxore ,  et  infantes  mios  cum  pectäiis  .suis  cum  omnia  nuod  hübe!. 
No.  77.  SS.  150.  In  No.  112.  hei. «st  peculium  Vielisland  ,.  peculium  pro- 
miscui  sexus." 

64)  Tacitus  Germ.  25.  Die  Verhältnisse  der  römischen  Colonen  hat 
Sangny  zuerst  wiedor  ins  Klare  gebracht.  Vgl.  seine  Abhandlung  Uber 
das  römische  Colonat  in  der  Zeitschrift  für  gesch.  Rechtswissenschaft.  Bd.  V. 
S.  273.  Ucbrtgens  darf  man  aus  der  Aehnlichkeit  der  rumischen  Colonen, 
und  der  deutschen  Hörigen  nicht  schliessen  ,  weder  dass  die  Römer  ihr  Insti- 
tut von  den  Deutschen  entlehnt  ,  noch  weniger  aber  ,  dass  diese  es  von  jeuen 
.iberkommen  haben.  Lex  Alant,  tit.  22.  81.  Neugarl  No.  303.  773. 
H«  a.  Die  Ausdrucke  :  servi  ,  mancipia  .  coloni  werden  in  den  Urkunden  ge- 
wöhnlich nicht  unterschieden.  Vgl.  7.  B.  Neu  gart  No.  7 — 10.  In  dem 
alamannischcn  (ieset?  dagegen  ist  von  freien  Colonen  der  Kirche  und  de*. 
König!  die  Rede.     Tit.  9  und  23. 
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derte.  Es  hat  sich  wohl  .noch  eher  verbessert  als  ver- 
schlimmert, weil  die  Sieger  selber  an  Bildung  und  Lebens- 
weise sich  nicht  so  sehr  vor  ihren  Knechten  unterschieden 
und  ihnen  näher  standen  als  die  feineren  aber  hartherzigen 
und  kaltgrausamen  Römer. 

Andere  Knechte  dienten  dem  Herrn  persönlich  und 
wohnten  auf  seinem  eigenen  Hofe.  Dritte  verstanden  als 
Handwerker  ihr  Brod  zu  verdienen  und  zugleich  dem  Herrn 
reichlichere  Einkünfte  zu  verschaffen65). 

Die  Weiber  dienten  als  Mägde  und  wurden  zu  Hausge- 
schäften  oder  auch  zu  Feldarbeiten  gebraucht.  Besser  un- 
terrichtete verfertigten  Kleidungsstücke66). 

Der  Herr  war  berechtigt,  seine  Knechte  und  Mägde  zu 
veräussern,  doch  nicht  ausser  Landes67).  Leibeigene, 
welche  einzelne  Hufen  zur  Bebauung  erhalten  hatten,  die 
sogenannten  Hub  er  (hobarii)  wurden  wohl  selten  anders 
veräussert  als  sammt  ihrer  Hufe.  Doch  kommt  es  aus- 
nahmsweise auch  vor,  dass  der  Herr  das  Grundstück  ver- 
äussert, aber  einzelne  Hörige  sich  zu  seinem  Dienste  vor- 
behält6*). 

Für  Vergehen  wurden  sie  von  dem  Herrn  bestraft,  sehr 
frühzeitig  aber  nicht  willkürlich,  sondern  nach  den  Grund- 
sätzen des  Hofrechtes.  Die  Strafarten  aber  waren  empfind- 
licher als  bei  Freien.  Körperliche  Züchtigung  wird  in  dem 
alamannischen  Gesetze  als  Strafe  erwähnt,  wenn  ein  Leib- 
eigener den  Sonntag  durch  seine  Arbeit  entheilige69). 

Umgekehrt  wurden  Vergehen  gegen  Eigene  verübt,  ge- 
linder bestraft  als  die  gegen  Freie70). 

Ein  Wergeid  hatten  die  Eigenen  nicht.  Wurde  einer  er- 
schlagen, so  musste   der  Schaden  seinem  Herrn  gebüsst 


65)  Lex  Alam.  A<id.  44.  Neugart  No.  457.  „et  mancipia  ,  quae 
tunc  ibi  fuerint  inrenta  sive  intra  curtem  sive  in  hobie" 

66)  Lex  Alam.  tit.  22.  80. 

67)  Lex  Alam.  tit.  37. 
'>£)  Neugart  No.  176. 

<>'))  Lex  Alam.  tit.  37.  2.    tü.  38  ,  1. 
70)  Lex  Alam.  tit.  50. 
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werden ,  wie  wenn  dieser  sonst  an  seinem  Eigenthum  ge- 
kränkt worden  wäre.  Nach  dein  alarnaunischen  Gesetze 
werden  für  den  getödeten  Knecht  15  Schillinge  bezahlt.  Die 
brauchbarem  Eigenen  werden  dann  hoher  angesetzt.  Wenn 
ein  Höriger  einer  grössern  Heerde  oder  als  Scneschal  einem 
Gesinde71)  von  wenigstens  12  Personen  oder  als  Marschal 
wenigstens  12  Pferden  (Mären)  vorsteht,  so  werden  für 
einen  solchen  45  Schillinge  bezahlt.  Ebenso  wird  die  näm- 
liche dreifache  Busse  auch  auf  Tödtung  der  vorzüglichem 
hörigen  Handwerker  gesetzt,  als  des  Bäckers  und  Kochs 
und  der  Grob-,  Gold-  und  Waffenschmiede 72). 

Während  jene  Hörigen  durch  ihren  Beruf  eine  aus- 
nahmsweise höhere  Stellung  erhielten  ,  finden  wir  mit  Rück- 
sicht auf  den  Stand  der  Herren  eine  ganze  Klasse  von 
Hörigen  erhoben ,  nämlich  die  Hörigen  des  Königs  und  der 
Kirche ,  welche  offenbar  schon  den  Uebergang  zu  der  halb- 
freien Klasse  der  Liten  bildeten.  Freilich  ist  auch  die 
Busse ,  welche  für  sie  bezahlt  wird ,  nicht  als  ein  wahres 
Wergeid  zu  betrachten.  Aber  sie  beträgt  doch  schon  45 
Schillinge,  mithin  mehr  als  das  Dreifache  eines  Eigenen, 
der  einem  andern  Herrn  zugehört73). 

Von  allen  diesen  Eigenen  sind  nunmehr  die  Liten  zu 
unterscheiden.  Dass  auch  sie  für  Unfreie  zu  achten  und 
nicht  den  Freien  gleich  zu  stellen  sind ,  wird  sich  im  Ver- 
folge da,  wo  wir  die  Verhältnisse  der  zürcherischen  Fis- 
calincn  erörtern  werden ,  noch  deutlicher  ergeben 74).  Diese 
besassen  nun  schon  ein  wahres  Wcrgeld,  welches  in  der 
Regel  die  Hälfte  des  Wergeides  der  Freien  betrug75). 

71)  Eichhorn  vermulhet  die  duodecim  vassi  möchten  reisige  Ministe- 
rialen sein.    Rechtsgcschichla  §.  49.  Amn. 

72)  Lex  Alain,  tit.  8.  74,  3.  79,  3,  4.  98,  2.  Vgl.  mich  Grnnin 
R.  A.  S.  342. 

73)  Lex  A/am.  Iii .  8. 

74)  Vgl.  darüber  Grimm  D.  R.  A.  S.  305.  ff.  Gaupp  Miscelle« 
des  deutschen  Recht«.  Breslau  1830.  S.  60.  ff.  Von  Low  Geschichte  der 
deutschen  Reichsverfassung.  Heidelberg  1 832.  S.  1 3.  und  seither  wieder  G  a  tt  \>  \> 
Geset?  d.  Thüringer.  S.  149.  ff. 

75)  Siehe  die  bei  Grimm  R.  A.  S.  662.  ff.  und  Gaupp  Miscell.  S. 
C2.  und  ff.  angeführten  Stellen. 
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Gerade  dieser  Umstand  ist  für  das  Verhä'ltniss  der  bei- 
den Arten  der  Unfreiheit  von  der  grössten  Bedeutung.  Eben 
dieser  Ansatz  eines  Wergeides  nämlich  beweist ,  wie  Gaupp 
trefflich  bemerkt  hat,  dass  die  Liten  politisch  als  wahrer 
Bestandtheil  des  Volkes  angesehen  werden  müssen ,  wahrend 
solches  von  den  tiefer  stehenden  Eigenen  nicht  gesagt  wer- 
den kann.  Mir  scheint,  dieser  glückliche  Gedanke  lässt 
sich  noch  bedeutend  erweitern  und  dadurch  denn  freilich 
ein  ganz  anderes  Resultat  gewinnen,  als  worauf  Gaupp 
gekommen  ist.  Er  glaubt  nämlich  annehmen  zu  dürfen , 
die  strenge  Knechtschaft  sei  das  ältere  ,  der  Stand  der  Li- 
ten  das  neuere  Verhältniss76)  ,  während  aus  jener  >  Auffas- 
sung der  Liten  als  eines  wahren  Volksstandes  doch  wohl 
weit  eher  das  Gegentheil  folgt. 

Als  Tacitus,  den  Zustand  der  deutschen  Freigelassenen 
schildernd ,  von  ihnen  sagte ,  dass  sie  sich  wenig  über 
die  Sclaven  erheben ,  und  im  Hause  geringe  im  Staate  gar 
keine  Bedeutung  haben,  mochte  er  allerdings  auch  von  dem 
Stande  der  Liten  gehört  und  sie  mit  gemeint  haben.  Wären 
zu  seiner  Zeit  noch  die  uralten  römischen  Standesverhält- 
nisse lebendig  oder  auch  nur  allgemein  bekannt  gewesen , 
so  hätte  der  jedes  Wort  erwägende  Schriftsteller  wohl, 
gerade  so  wie  er  bei  den  deutschen  Sclaven  an  die  Colo- 
nen erinnerte,  hier  der  dienten  gedacht.  Denn  auch  die 
alten  Römer  hatten  neben  der  harten  Sclavcrei  der  Scrvi 
eine  milde  Hörigkeit  der  Clienten  gekannt.  Die  Servi  waren 
massenhaft  durch  Unterwerfung  im  Kriege  entstanden.  Ueber 
die  Entstehung  der  Clienten  wissen  wir  nichts ,  sie  sind  in 
der  Geschichte  so  alt,  als' das  Volk,  zu  welchem  sie  ge- 
hören. Und  wie  in  Rom  die  freigelassenen  Sclaven  in  der 
ältern  Zeit  nur  Clienten  wurden77)  und  auch  später,  nach- 
dem der  Stand  der  Clienten  längst  aufgelöst  worden, 
ihrem  vormaligen  Herrn  gegenüber  als  Clienten  zu  betrach- 
ten  waren  und  ihn  als  Patron  zu  ehren  hatten,   so  findet 


-    76)  Gaupp  Miscell.    S.  72. 

7")  Vgl.  Niebüll  r»  roin.  Geschichte  ,  /weil«1  Aofl.  Berlin  1827.  S.  33.T.  ff. 
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sich  auch  bei  den  deutschen  Völkern  eine  ähnliche  Erschei- 
nung. Nach  dem  Edicte  des  Königs  Rothar  wird  der  nicht 
mit  der  vollsten  Wirkung  freigelassene  Eigene  nur  zum 
Aldius ,  wie  die  Longobardcn  den  Liten  nannten78).  Auch 
deutsche  Chronisten  übersetzen  daher  den  Ausdruck  Liten 
oft  mit  Liberti79). 

Wir  haben  oben  schon  einmal  zur  Erklärung  deutscher 
Standesverhältnisse  die  schärfere  Eintheilung  der  indischen 
Kasten  herbeigerufen.  Auch  jetzt  wird  es  erlaubt  sein,  auf 
die  analogen  Verhältnisse  des  verwandten  Volkes  hinzu- 
weisen. Dort  findet  sich  als  besondere  zum  Volke  gehö- 
rige vierte  Kaste  die  der  Sudras,  welche  zwar  Diener  der 
drei  höher  stehenden  Kasten  sind,  deren  Dienstverhältniss  aber  , 
ein  sehr  mildes  ist.  Die  harle  Knechtschaft  der  europäi- 
schen Völker  kennt  die  Kastenverfassting  nicht80). 

Das  Alles  scheint  die  gedoppelte  Annahme  zu  unter- 
stützen, einmal  dass  der  weit  verbreitete  Stand  der  deut- 
schen Liten  ,  Laten ,  Lassen  ,  Aldionen  und  wie  sie  sonst 
noch  genannt  worden  sein  mögen,  wie  die  Clienten  der 
Römer  und  die  Sudras  der  Indier  ein  ursprünglicher  dienen- 
der aber  zum  Volke  gehöriger  Stand  gewesen  sei;  zwei- 
tens, dass  gerade  die  härtere  Knechtschaft  spätem  Ur- 
sprungs und  eine  Folge  kriegerischer  Eroberung  und  Ver- 
wilderung sei.  Für  die  deutschen  Völker  wird  diese  An- 
sicht noch  insbesondere  dadurch  bestätigt  ,  dass  das  Ver- 
hältniss  der  Liten  schon  in  der  ersten  Zeit  unserer  Geschichte 
im  Absterben  begriffen  zu  sein  scheint,  während  wir  eine 
Menge  auch  späterer  Beispiele  kennen ,  wo  überwundene 
Völkerschaften  in  die  härtere  Knechtschaft  übergehen.  Be- 
weisst  doch  der  Name  Sclave  selber  die  spätere  Unterwer- 
fung der  slavischen  Eigenen  ! 

So  aufgefasst  scheint  endlich  die  merkwürdige  von  Gaupp 
angeführte  Stelle  des  Abtes  Nithard  (f  853)    eine  noch 

78)  Edict.  Roth.  22  7. 

79)  Vgl.  Gaupp  Mise.  S.  61.  67. 

SO)  Bohlen  Alle-  Indien.     KoniKsbei-ft   J8><).     D.I.    II.     S.  J7  u.  1*7. 
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tiefere  Bedeutung  zu  erhalten  ,  wenn  er  sagt :  n  Das  Volk 
„der  Sachsen  ist  in  drei  Stände  (ordines)  getheilt.  Die 
„  einen  werden  in  ihrer  Sprache  E  d  h  i  1  i  n  g  i  (Edle)  ,  die 
„andern  Frilingi  (Freie),  die  dritten  Lazzi  (Lassen, 
„  Liten)  genannt.  In  der  lateinischen  Sprache  heissen  sie  : 
„"Nobiles,  Ingenuiles  atque  Serviles"81).  Die  Eigenen  hält 
er  nicht  für  einen  Volksstand,  wohl  aber  die  Liten,  die 
in  einem  bestimmten  Verhältnisse  stehen  zu  Freien  und 
Edlen  und  mit  ihnen  das  ganze  Volk  bilden. 

Diese  Betrachtung  wird  uns  nun  aber  geneigt  machen  , 
auch  bei  den  suevischen  Völkern,  denen  Gaupp82)  nur  die 
einfache  härtere  Knechtschaft  zuschreibt ,  auf  das  Vorhan- 
densein von  Liten  zu  schliessen ,  gesetzt  auch  es  sollte  uns 
ganz  an  Zeugnissen  dafür  fehlen.  Aus  dem  Mangel  an  be- 
stimmten Angaben  Uber  die  Liten  könnte  höchstens  *ein  frü- 
heres Verschwinden  dieses  Standes  bei  den  suevischen  Völkern 
gefolgert  werden.  Dass  sie  aber  bei  den  Alamanncn  vor- 
gekommen seien  ,  beweist  die  Erwähnung  der  Liten  in  dem 
alamannischen  Gesetze  selbst  und  seinen  Zusätzen83).  Der 
fränkische  Einfiuss,  welchen  Gaupp  hier  vermuthet,  kann 
sich  doch  immer  nur  auf  den  Namen  ,  nicht  aber  den  Zu- 
stand selbst  beziehen.  Denn  wäre  dieser  den  Alamannen  un- 
bekannt gewesen ,  hätten  nicht  Liten  in  einer  ansehnlichen 
Zahl  unter  ihnen  gelebt,  so  wären  sie  sicher  nicht  in  dem 
Gesetze  besonders  erwähnt  worden84).  Ueberdiess  wird 
die  Darstellung  des  Zustandes  der  Fiscalinen  zeigen ,  dass 
derselbe  dem  Litenverhältnisse  nachgebildet  war  ,  woraus 
doch  wohl  auf  ein  früheres  lebendiges  Eingreifen  dieses 

81)  NUoard.  de  dissens.  fil.  Lud.  Pii.  lib.  4,  bei  du  Chesne  II.  376. 
Auch  er  weiss  nicht  recht,  wie  er  den  Ausdruck  Lazzi  im  Lateinischen  wieder 
geben  soll.  Scrvi  mag  er  nicht  sagen,  Liberti  auch  nicht,  daher  «agt  er  Ser- 
viles ,  die  Zwischensielluug  zu  bezeichnen.  Den  entsprechenden  Namen  Cli- 
eutes  hatte  damals  niemand  mehr  verstanden. 

82)  Gesetz  der  Thüringer.    S.  146.  ff. 

83)  Lex  Alain,  t.t.  95,  1.  Addit.  27.  Nach  der  letztern  Stelle  scheint 
das  ßussenverhallniss  ,  je  nachdem  Freie  oder  Liten  oder  Sclaven  betroffen 
waren  3:2:1  gewesen  zu  sein. 

84)  lieber  den  Namen  vergleiche  Griinui  R.  A.  S.  308. 
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letztern  in  die  Standesordnung  auch  der  suevischen  Völker 
geschlossen  werden  darf. 

<  . 

5,  ii.    Die  königliche  Burg  Zürich. 

Der  Ursprung  einiger  der  ältesten  deutschen  Städte  reicht 
hinauf  bis  unter  die  Herrschaft  der  Römer.  Andere  sind 
auf  einmal  durch  einen  Akt  königlicher  oder  fürstlicher 
Gnade  ins  Leben  gerufen  worden ,  und  haben  daher  einen 
genau  ausgemittelten  klaren  Anfang. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Entstehung  Zürichs. 
Obwohl  Zürich  zu  den  älteren  Städten  des  deutschen  Reiches 
zu  rechnen  ist,  so  findet  unsere  Stadt  doch  ihre  Erklärung 
nicht  in  dem  frühern  Dasein  einer  römischen  Civitas.  Eben 
so  wenig  aber  lässt  sich  ihre  Entstehung  der  Zeit  nach 
scharf  bestimmen  und  durch  die  Mittheilung  einer  einfachen 
Stiftungsurkunde  leicht  darstellen.  Die  Stadt  ist  allmählich  aus 
verschiedenen  Bestandtheilen  erwachsen.  Eben  darum  bietet 
aber  ihre  Geschichte  ein  eigentümliches  Interesse  dar. 
Erst  im  folgenden  Buche  werden  wir  diesen  Entwicklungs- 
gang näher  betrachten.  In  diesem  können  wir  bloss  die 
noch  unvermischten  Elemente  der  spätem  Stadt  nachweisen. 

Da  wo  die  Limmat  aus  dem  Zürichsee  fliesst  und  eine 
Brücke  über  diesen  Fluss  die  Handelsstrasse  von  Italien 
nach  Deutschland  verband,  an  demselben  Orte,  wo  schon 
die  Römer  seiner  militärischen  Bedeutung  wegen  einen 
Posten  stehen  hatten,  lag  die  königliche  Burg  Zürich  (Ca- 
strum Turicense).  Ihr  Umfang  war  klein.  Er  umschloss 
kaum  den  äussersten  Rand  der  Anhöhe ,  welche  sich  von 
der  rechten  Seite  der  Brücke  ansteigend  erhebt,  und  den 
Bühel ,  welcher  den  Zugang  von  der  andern  Seite  dersel- 
ben beherrscht83). 

Auf  diesem  Bühel,  dem  Lindenhof,  lag  die  königliche 
Pfalz  (palatium  regis),  wo  die  Könige  einkehrten,  wenn 

85)  Die  Grenzen  des  alten  Castrum  werden  von  Vögelin  .i.  a.  O.  S. 
137.  wohl  im  Ganzen  richtig  bezeichnet.  Das  Ober»  und  Niederdorf,  der 
Spital  und  der  Grossiminster  lagen  ausser  dem  Castrum.  Auf  Seile  der  klei- 
nen Stadt  war  dasselbe  mit  dem  hohen  Lindenhofe  verbunden. 
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sie  durch  diese  Gegend  kamen  und  wo  ein  königlicher  Be- 
amteter die  Einkünfte  von  den  Gütern  des  Königs  ein- 
sammelte 86). 

Der  Bodeo,  auf  welchem  das  Castrum  lag,  war  im 
ächten  Eigenthum  des  Königs.  Aber  auch  ausserhalb  des 
ummauerten  Ortes  besass  der  König  noch  weit  umher  grosse 
Güter87).  Wann  derselbe  zuerst  mit  Mauern  umgeben  und 
zu  einer  wahren  Burg  gemacht  wurde ,  wissen  wir  nicht 88). 

Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  eine  ursprüngliche  römi- 
sche Befestigung  entweder  theilweise  erhalten  blieb  oder 
später  wieder  erneuert  ward;  aber  besondere  Gründe,  dieses 
anzunehmen  kenne  ich  auch  nicht.  Man  könnte  freilich 
versucht  werden,  die  erste  Befestigung  nicht  vor  die  Mitte 
des  neunten  Jahrhunderts  zu  setzen,  um  welchen  Zeitpunkt 
die  Abtei  Fraumünster  gestiftet  wurde  und  der  Ort  neue 
Bedeutung  erhielt.  Auch  habe  ich  keine  sichern  Erwäh- 
nungen des  Gastrums  vor  dieser  Zeit  in  den  Urkunden  ge- 
funden. Vielmehr  sind  die  Bezeichnungen  des  Ortes  als 
eines  Dorfes  gewöhnlicher.  Ebenso  möchte  ich  kein  Ge- 
wicht legen  auf  die  Bezeichnung  des  unbekannten  Geogra- 
phen von  Raven  na ,  der  im  siebenten  Jahrhundert  lebte  und 
von  Zürich  als  einer  Givitas  spricht ;  denn  er  nennt  noch 
eine  Menge  Oerter,  die  sicher  damals  keine  Befestigung 
hatten,  ja  sogar  solche  Gegenden  eivitates,  wo  es  nicht 
einmal  Dörfer  gab ,  wenn  er  nur  ihren  Namen  etwa  ge- 
hört haben  mochte89). 


86)  Neugart  No.  861.  Urk.  t.  1149.  „in  fi*co  Tarigensis  aulae." 
Neugart.  No.  876.  r.  1172.    „Turegi  in  palatio  regio."    Vgl.  Note  88. 

87)  Vgl.  unten  Note  117. 

88)  Eine  Urk.  v.  J.  805.  bei  Neugart  No.  152.  wird  „in  vico  publico 
Turigo"  ausgestellt.  In  einer  Urk.  y.  J.  821.,  Neugart  No.  208.,  finden 
wir  den  Ausdruck  „Turigo  fisco  nostro."  Den  Ausdruck  caatellum  Turegum 
finde  ich  zuerst  sicher  in  einer  Urk.  T.  J.  877.  bei  Neugart  No.  503., 
zuletzt  im  J.  1257.    Neugart  No.  963. 

89)  Geogr.  Rav.  IV.  26.  „Item  juzta  suprascriptum  Rhenum  sunt  eivi- 
tates, id  est  Gormetia,  quae  confinalis  est  cum  praenominata  Moguntia  civi- 
tate  Francornm  ,    item   civitate    Altripe  ,    Sphira  ,    Porca     Argentaria  ,  quae 
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Allein  wenigstens  ein  un verwerfliches  Zeugniss  für  das 
Dasein  eines  Castrums  in  älterer  Zeit  und  vor  der  Stiftung 
der  Abtei  Fraumiinster  liefert  der  alte  Biograph  des  heiligen 
Gallus,  der  im  achten  Jahrhundert  lebte  und  erzählt,  dass 
die  Heidenbekehrer  Columban  und  Gallus  auf  ihren  Wan- 
derungen auch  an  den  Fluss  Limmat  und  zu  dem  dortigen 
Castell  Zürich  gelangt  seien00). 

Eben  so  wenig  genau  sind  wir  unterrichtet  über  die  Art, 
wie  der  König  zu  so  weitläufigen  Besitzungen  in  dieser  Ge- 
gend gekommen.  Indessen  ist  doch  folgender  Zusammen- 
hang sehr  wahrscheinlich.  Als  die  alamannischen  Könige 
das  Land  dauernd  besetzten,  fiel  wohl  neben  andern  grossen 
Gütern  auch  der  nicht  bedeutungslose  Ort  Zürich,  der 
schon  frühe  einem  grössern  Bezirke  den  Warnen  gab,  ihnen 
zu  Eigenthum  anheim  ,  wie  wir  denn  allenthalben  sehen, 
dass  die  erobernden  Könige  der  deutschen  Völker  je  das 
Bedeutendste  für  sich  behielten  und  ungeheure  Ländereien 
als  Domänen  erwarben.  Als  nun  das  Königthum  und  spä- 
ter auch  das  Herzogthum  der  Alamannen  erlosch,  moch- 
ten die  fränkischen  Könige ,  wie  sie  ihre  Gewalt  an  sich 
gebracht  hatten,  auch  ihre  Ländereien  eingezogen  und  zu 
königlich  fränkischem  Gute  gemacht  haben. 


modo  Stralisburgo  dicitur,  Brececba ,  Ba/ol.i,  Augusta ,  Carstens  ,  Ciassangita, 
Wrcacha ,  Constantia ,  Rugium,  Bodungo,  Arbore  fclix  ,  ßracantia.  Ht  m 
juxla  supra  scripta»»  civitatem  Stralisburgo  ,  id  est  civitas  quae  dicitur  Alaja, 
Chor u. st..  Ziaberna,  Frincina,  Aon,  Lagmrion,  Brara  (Baar  bei  Zug?),  Aibisi 
(Berg  Albis) ,  Zturichi  ,  Duebon  (Dübendorf  ?)  ,  Crino  ,  Stufulon  (Stafa  ?) 
Cariolon,  Theodoricopolis ,  Vermegatun."  Weiter  unten  kommt  auch  ein 
Turigobergu  (Ziirichberg  ?)  vor.  Ich  kaun  daher  die  Ansicht  von  Scbinz: 
Etwas  Uber  den  alten  Lokalzustand  der  Stadt  Zürich  und  Muthniassung  über 
die  Erbauung  ihrer  alten  Ringmauern  im  Schweiz.  Museum  Jahrg.  17S9. 
S,  525.  ff.  ,  dass  die  spätere  Benennung  Civitas  in  den  Urkunden  nur  Fort- 
setzung des  frühem  Zustaniles  gewesen  ,  durchaus  nicht  theilen.  Tgl.  unten 
Buch  II.  $.  i. 

90)  Vita  Sti  Galh  bei  PerU  Monum.  Genn.  1829.  t.  I.  p.  6.  „vene- 
runt  ad  fluvium  Lindunacuin  quem  sequendo  adierunt  castellum  Turegum 
vocatum." 
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§.  12.    Die  Fiscalinen. 

Die  Bewohner  dieser  königlichen  Burg  Wessen  Fisca- 
linen, Reichsleute. 

Unter  den  schweizerischen  Geschichtschreibern  und  Alter- 
thumsforschern ist  die  Ansicht  ziemlich  verbreitet,  dass  die- 
selben  persönlich  freie  Männer  gewesen,  welche  nur  von 
den  Grundstücken,  auf  denen  sie  sassen ,  Bodenzins  an  die 
königliche  Kammer  entrichtet  haben.  Die  Eitelkeit  der 
Nachkommen,  besonders  in  den  Städten,  mag  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Festsetzung  dieses  Irrthums  gewesen  sein. 
Deutsche  Schriftsteller  haben  zwar  die  Wahrheit  schon 
öfter  ausgesprochen.  Dessen  ungeachtet  wird  es  der  Mühe 
lohnen,  durch  unbefangene  Prüfung  und  einlassliche  Be- 
leuchtung die  Sache  ins  Klare  zu  setzen.  Wir  hoffen  da- 
durch nicht  allein  ein  bei  uns  tief  eingewurzeltes  Vorur- 
theü  für  immer  zu  beseitigen.  Sondern  es  wird  zugleich 
auch  eine  sorgfaltigere  Darstellung  des  Zustandes  der  Fis- 
calinen  für  die  Geschichte  derselben  von  Interesse  sein  und 
das  oben  über  die  Liten  Gesagte  ergänzen»1). 

Sollte  in  Folge  dieser  Untersuchung  die  Neigung,  in 
seinen  Vorfahren  möglichst  hoch  gestellte  Männer  zu  sehen 
auch  verletzt  werden ,  so  darf  uns  das  doch  um  so  weni- 
ger irren  ,  als  unter  den  jetzt  lebenden  Geschlechtern  kaum 


91)  Unter  den  Schweizern  ,  welche  die  ursprüngliche  Freiheit  der  Fisca- 
linen  behauptet  haben  ,  führe  ich  zwei  der  gründlichsten  Kenner  der  altern 
schweizerischen  Zustande  an,  Vögelin  a.  a.  O.  S.  144  und  145.,  und  Joh. 
Casp.  Zell  weger  im  Schweiz.  Geschichtsforscher  IV.  S.  262.  ff.  Er 
glaubte  sogar  den  Beweis  gefunden  zuhaben,  dass  alle  Colonen  ursprünglich 
freie  Leute  gewesen  ,  indem  er  sich  auf  Lex  Alant,  tit.  9  und  22.  berief. 
Allein  die  Stellen  beweisen  nur  ,  dass  man  die  freien  Bauern  auf  den  Gütern 
der  Kirche  auch  Colonen  nannte.  Appenzeller-Geschichte  I.  S.  58.  Vgl. 
Du  Gange  s.  v.  roloni.  Eichhorn  halt  die  freien  Colonen  des  Königs 
und  der  Kirche  für  vormalige  römische  Provincialen  v.  11  deutscher  Abkunft. 
Rechtsgeschichte  §.  25  a.  Anm.  p.  Ausnahmsweise  sagt  Fäsi  Erdbeschrei* 
bung  der  Eidgenossen  I.  S.  257.  von  den  zürcherischen  Fiscalinen  :  „sie 
waren  dem  landesherrlichen  Fiscus  mit  Leibeigenschaft  verhaft."  üeber  die 
Fiscalinen  vergleiche  auch  Fichard  Rntstehung  der  Reichstädt  Frankfurt  am 
Main  1819.    S.  16. 

Bhutbrftli  Rechu5„chirM*  4 
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eines  oder  zwei  Abstammung  von  jenen  alten  Fiscalinen 
auch  nur  von  ferne  wahrscheinlich  zu  machen  im  Stande 
sein  werden. 

Suchen  wir  erst  den  Zustand  der  in  den  Villen  der 
fränkischen  Könige,  zu  denen  auch  Zürich  gehörte,  ver- 
breiteten Fiscalinen  im  Allgemeinen  zu  erforschen.  Dann 
wird  es  uns  leichter  sein  ,  die  localen  Zeugnisse  für  ihren 
Zustand  in  dem  zürcherischen  Castrum  richtig  zu  deuten. 

Dass  die  Fiscalinen  in  der  frankischen  Zeit  keine  Freien 
sondern  Hörige  waren ,  geht  aus  folgenden  Zeugnissen  un- 
zweideutig hervor. 

In  dem  Capitular  Karls  des  Grossen  de  Villis,  wo  recht 
eigentlich  von  der  Bewohnerschaft  dieser  Villen  gesprochen 
wird,  droht  der  König  seinen  Hörigen  (familia)  daselbst 
körperliche  Züchtigung ,  wenn  sie  sich  gegen  ihren  Herrn 
vergehen  sollten,  und  nur  auf  die  Franken,  welche  sich 
etwa  in  den  königlichen  Villen  aufhalten,  soll  diese  Strafe 
keine  Anwendung  finden.  Die  Franken ,  denen  gewöhn- 
lich die  Beamttingen  in  solchen  Villen  übertragen  wurde , 
sind  hier  wohl  nur  als  Repräsentanten  der  Freien  erwähnt, 
in  deren  Gegensatz  die  Fiscalinen  dann  als  Familie  (Diener- 
schaft) bezeichnet  werden92). 

Noch  deutlicher  drückt  sich  ein  etwas  späteres  Capitular 
in  demselben  Sinne  aus  :  Wenn  ein  Freier,  heisst  es  daselbst, 
im  Verkehr  einen  ächten  vollwichtigen  Pfennig  nicht  an- 
nehmen will ,  so  büsst  er  das  nach  Königsbann  mit  60  Schil- 
lingen. Wenn  aber  Knechte  der  Kirche  oder  königliche 
Fiscalinen  oder  (Hörige)  der  Grafen  oder  unserer  Vasallen 
die  Pfennige  nicht  anerkennen ,  so  werden  sie  mit  60  Strei- 
chen gezüchtigt 93). 

Man  sieht,  der  Leib  des  freien  Mannes  ist  keiner  Züch- 
tigung unterworfen.  Nur  der  Rücken  des  Unfreien  wird 
von  den  Streichen  zerfleischt.  Unter  diesen  Unfreien  wer- 
den nun  aber  die  Fiscalinen  mit  erwähnt. 

92)  Cupit.  a.  800.  c.  3  und  4.    Vgl.  <v  52. 

93)  Add.  quarta  Captt.  C.\.  bei  B  a  I Q  r  I.  S.  1217.  „  liber  hoino  — 
leiaginta  solidos  componat.    Fiscalini  nostri  —  s«X»giaU  iclibns  Tapulent." 
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In  mehrern  andern  Capitularen  noch  werden  st«  andern 
Hörigen  an  die  Seite  gestellt,  und  als  unterwürfig  einem 
Herrn  bezeichnet9*). 

Das  Gesetz  der  Alainannen  selbst  lä'sst  keinen  Zweifel 
übrig.  Wenn  Freie  der  niedern  Gattung  eine  verbotene 
Ehe  eingehen,  so  verlieren  sie  ihre  Freiheit  und  werden 
den  Fiscalinen  zugezählt95). 

Wenn  nun  aber  auch  die  Fiscalinen  unzweifelhaft  zu 
den  Unfreien  gerechnet  werden  müssen,  so  ergibt  sich 
doch  wieder  aus  andern  Stellen,  dass  ihre  Unfreiheit  von 
milderer  Art  ist  und  mancherlei  Vorrechte  nicht  ausschliesst. 

Der  Stand  der  Freien  wird  nur  rein  erhalten,  wenn 
auch  die  Ehen  der  Freien  innerhalb  ihres  Standes  ge- 
schlossen werden.  Ehen  mit  Unfreien  wirken  nicht  allein 
verderblich  auf  die  Freiheit  der  in  solcher  Ehe  erzeugten 
Kinder,  sondern  setzen  die  persönliche  Freiheit  des  ur- 
sprünglich freien  Ehegatten  selbst  in  Gefahr.  In  roher 
Weise,  aber  schöu  und  treffend  weist  das  Gesetz  der 
Ripuarier  auf  diese  Gefahr:  Wenn  eine  Freie  sich  mit 
einem  Eigenen  verband,  so  soll  ihr  der  König  oder  Graf 
ein  Schwert  und  eine  Spindel  zur  Auswahl  reichen;  greift 
sie  nach  dem  Schwerte,  so  erschlage  sie  damit  den  Knecht; 
wählt  sie  die  Spindel,  so  verbleibe  sie  selber  in  Knecht- 
schaft %).  Auch  bei  den  A  h  mannen  kommen  die  aus  einer 
Ehe  eines  Hörigen  mit  einer  freien  Alamannin  erzeugten 
Kinder  nicht  in  den   Stand  der  Mutter,  sondern  werden 


9t)  Capit.  a.  793.  c.  36.  bn  Bai  uz  I.  S.  541.  Capit.  de  Villi»  c.  52. 
Capit.  IV.  a ■  803.  c.  2.    Capit.  V.  a.  803.  c.  15. 

95)  Lex  Alain,  tit.  39.  „  careant  libertate  et  servis  fiscalibus  adgi-egandac 
sunt. 

96)  Lex  Rtpuar.  hl.  58,  18.  Vgl.  die  bei  Grimin  R.  Ä.  S.  326  an- 
geführten  Stellen  und  besonders  für  unsere  Gegend  die  lex  Alant,  tit.  18. 
Vgl.  Urkunde  bei  Neugart  No.  332.  „devenit  mihi,  ut  in  eonjonetionem 
quandam  feminain  mihi  HSurpassem  ,  qune  tunc  tempori«  Hiera  ftut,  postea 
vero  ab  Emichone  adrocatö  ad  ipsuin  monasterium  S.  Galli  in  »ervititm 
adquisita  et  ex  ea  mihi  liben  II  proereati  fuerant.  Ideoque  propter  eom- 
passionrm  genitorum  ,  ne  in  eonditionem  tervilem  eogerentur  ete. 
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sofort  hörig.  Und  verharrt  die  Mutter  drei  Jahre  lang 
in  der  ungleichen  Gemeinschaft,  so  geräth  auch  sie  in 
Hörigkeit. 

Gerade  hier  zeigt  sich  nun  aber  die  wahre  Stellung 
der  Fiscalinen.  Sie  sind  zwar  unfrei,  aber  stehen  doch 
den  Freien  näher  als  geineine  Knechte.  Die  Ehe  mit 
ihnen  ist  immer  noch  ungleich ,  aber  sie  hat  doch  nicht 
jene  bedenklichen  Folgen  wie  bei  schrofferer  Ungleich- 
heit. Die  Capitularien  nämlich  verordnen:  Wenn  ein 
Freier  mit  einer  königlichen  Fiscalininn  oder  eine  Freie 
mit  einem  königlichen  Fiscalinen  sich  verbindet,  so  verlieren 
sie  (die  Freien)  darum  nicht  ihr  elterliches  Erbe  noch 
das  Recht,  vor  Gericht  ihre  Sache  zu  verfechten,  noch 
die  Befugniss  über  Eigenthum  und  Erbschaft  Zeugniss  ab- 
zulegen :  Dieses  Alles  zur  Ehre  des  Königs ,  dem  die 
Reichsleute  dienen  9r). 

Eben  dahin  gehört  wohl  auch  die  Bestimmung  des  alaman- 
nischen  Gesetzes :  Wenn  von  zwei  Töchtern  des  ohne  Sohn 
verstorbenen  Vaters  sich  die  eine  mit  einem  freien  Genossen 
verehelicht,  die  andere  mit  einem  Colonen  des  Königs  oder  der 
Kirche,  so  fällt  das  väterliche  Grundstück  der  ersteren  Tochter 
allein  zu,  die  Fahrhabe  abcrtheilen  beide  gleichmässig98). 

Es  bedurfte  nur  eines  Schrittes,  um  den  Fiscalinen  selber 
ähnliche  Freiheitsrechte  zuzugestehen,  wie  die  waren,  welche 
ihre  freien  Ehegatten  trotz  der  ungleichen  Ehe  beibehielten. 

Eigenthum  an  dem  Boden,  welchen  sie  bebauten,  hatten  die 
Fiscalinen  nicht,  ebenso  wenig  andere  dingliche  Rechte,  welche 
das  Volks  recht  anerkannt  hätte,  ungeachtet  ihre  Häuser 
regelmässig  von  Vater  auf  Sohn  übergingen.  Es  ist  in  der 
That  sehr  auffallend,  wenn  man  bedenkt,  wie  allgemein  ver- 
breitet unter  allen  deutschenVölkern  die  Verleihung  der  Grund- 

97)  Capit.  II.  a.  805.  c.  22.  ,,ut  non  de  hereditate  parenluin  vel  dt 
causa  sua  quaerenda  nee  de  teslimonio  pro  liac  re  abjiciantur,  sed  lalis  eliam 
aobi«  in  hac  causa  hauoi  «ervetur,  qualis  et  auletessoribus  nosü-is  —  ser- 
»atus  esse  cognoscilur."    Ebenso  Capit.  IV.  a.  805.  c.  16. 

98)  Lex  Adam.  tit.  57.  Schwaben  Spiegel  Ambraser  Code«  bei 
Senkenberg  Corp.  Jnr.  Germ.  toin.  II.  Francop.  1766.  C.  270. 
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stücke  zu  erblichem  Besitz  an  Dritte  war,  dass  das  Volksrecht 
diese  Verhältnisse  gänzlich  unbeachtet  lässt  und  keine  Formen 
kennt,  unter  denen  dieselben  dauernde  Beachtung  und  Aner- 
kennung fände.  Nur  das  Hof  recht,  das  freilich  viel  älter  ist 
als  unsere  historischen  Zeugnisse  dafür,  fasste  sie  auf  und  ge- 
währte ihnen  seinen  Schutz  "). 

Eben  desshalb  war  es  den  Fiscalinen  ausdrücklich  untersagt, 
über  ihre  Grundstücke  irgend  welche  Verfügungen  zutreffen, 
welche  nur  dem  Eigenthümer  zustehen  konnten,  namentlich 
dieselben  zu  veräussern100). 

Zu  persönlichen  Diensten  waren  sie  verpflichtet,  auch  auf 
dem  unvertheilten  Hofe  ihres  Herrn;  doch  finden  wir  auch 
hier  wieder,  freilich  in  einem  Capitülare,  das  eine  locale  Bezie- 
hung hat,  mildere  Bestimmungen  auf  sie  als  sonst  auf  andere 
Hörige  angewendet101). 

Diese  höhere  Stufe  der  Hörigkeit,  welche  sich  der  Frei- 
heit nähert,  konnte  nun  aber  kaum  eine  andere  sein,  als  worauf 
wir  die  Läten  früher  gefunden  hatten.  Damit  ja  kein  Zweifel 
zurück  bleibe,  wird  dieses  auch  durch  bestimmte  Zeugnisse 
ausdrücklich  bestätigt.  So  heisst  es  in  einem  Gesetze  Karls 
des  Grossen:  Die  Aldionen  in  Italien  leben  nach  demselben 
Rechte  in  der  Dienstbarkeit  ihrer  Herrn,  wie  die 
Fiscalinen  oder  Liten  in  Franken102). 

Ünd  so  sind  wir  nun  auf  eine  Anwendung  jener  mildern 
Hörigkeit,  die  wir  im  allgemeinen  als  Litenverhältniss  be- 
zeichnet haben,   gelangt,  welche  zeigt,  dass  dieselbe  auch 


99)  Vgl.  darüber  K  ich  hör»  m  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechts- 
wissenschaft I.  S.  151  ff.  1 63  ff.  und  unten  §.21. 

100)  Capit.  III.  a.  503.  c.  10.  ,,Ut  nee  coluiins  nee  fiscalinus  possinl 
..licubi  tradiliones  facere."     Vgl.  Jag  ei  s  Ulm  S.  33. 

101)  Baluzens  Capilularsammlung  V.  303.  toui.  I.  p.  S86. 

102)  Capit.  add.  ad  Leg.  Longob.  a.  801-  c.  6.    „Aldioiies  \el  Aldianac 
ad  jus  publicum  perlincule«    ea  lege  vivant  in    Italia   in    Servitute  doininorunt 
suorum,  qua  fiscnlini  vel  Uli  vivunl  in  Francia."    Capit.  IV.  a.  803.  c.  2.  de 
lege  Ripuar.  :    homo  rt-gios  i.  e.    fiscalinnt  et   err lesiasfiens  vel    Udui  inUr 
fertus.  r<  ntuin  solidis  «omponatur.' 
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den  sue vischen  Völker«  nicht  fremd  gewesen  sei l0J).  Dass 
die  Fiscalinen  schon  ursprünglich  den  Liten  gleich  gestan- 
den, behaupte  ich  keineswegs.  Im  Gegentheil  scheint  aus 
dem  alaraannischen  Gesetze  sich  zu  ergeben,  dass  sie  erst 
später  diesen  gleich  geachtet  wurden ;  denn  dort  wurden  die 
Hörigen  des  Königs  und  der  Kirche  noch  zu  den  niedern 
Hörigen  m)  gerechnet,  obwohl  zugleich  schon  sichtbar  ist,  ■ 
wie  beide  sich  heben.  Aber  die  nachherige  Gleichstellung 
der  Fiscalinen  und  in  mancher  Hinsicht  auch  der  Hörigen 
der  Kirche,  der  sogenannten  Gotteshausleute,  mit  den  Liten 
setzt  doch  voraus,  dass  der  halbfreie  Zustand  der  letztern 
den  Völkern  bekannt  gewesen  sei,  bei  denen  jene  mit  der 
Zeit  dieselben  Rechte  erwarben. 

Wir  haben  gesehen,  dass  der  Anspruch  auf  ein  Wergeid 
die  Liten  wesentlich  unterschied  sowohl  von  den  Vollfreien 
als  von  den  niedrigem  Knechten.  Auf  ähnliche  Weise  wird 
auch  das  Wergeid  des  königlichen  Knechtes  bestimmt.  IN  ach 
dem  ripuarischen  Gesetze  ist  das  Wergeid  eines  Freige- 
bornen  200  Schillinge,  das  eines  Hörigen  56  Schillinge  und 
das  des  Fiscalinen  100  Schillinge  l05). 

Das  Wergcld  der  erschlagenen  Liten  ferner  fiel  zu  zwei 
Drittheilen  ihrem  Herrn  zu.  Ein  Drittheil  verblieb  den 
Verwandten  des  Getödeten.  Daraus  folgt,  dass  die  Liten 
auch  Theü  hatten  an  dem  allgemeinen  Fehderecht  der 
Freien  und  dass  sie  somit  die  Befugniss  hatten ,  Waffen  zu 
tragen;  Rechte,  welche  wieder  den  Hörigen  der  untern 
Gattung  gänzlich  fehlten  106). 

Stehen  nun  die  Fiscalinen  den  Liten  wahrhaft  gleich, 
so  wird  auch  diess  von  ihnen  gelten  müssen.  Und  wirklich 
hat  Du  Cange  eine  Stelle  aus  einem  alten  Wormserhof- 
rechte  mitgetheilt,  welche  das  genau  bestätigt:  „Von  dem 


103)  Vgl.  oben  Note  8«. 
10»)  Vgl.  oben  IS'ote  7  3. 

105)  Lex  Ripuar.  tit.  7.  g.   9.  10. 

106)  Vgl.  Rogge  Gerichtswesen  der  Uernirfnen  S.  und  10.  ('aupe 
Miscellen  S.  f,:2  ff.    Grimm  R.  A.  S.  .i40. 
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Wergdde  eines  dortigen  Fiscal  inen  nämlich  fallen  fünf 
Pfund  der  Kammer  (also  dem  Herrn)  und  zwei  und  ein 
halbes  Pfund  den  Freunden  des  Erschlagenen  zu"  l07). 

Man  darf  daher  nicht  zweifeln ,  die  Fiscalinen  hatten 
auch  das  Recht  Waffen  zu  tragen,  und  gerade  hier  scheint 
mir  der  Keim  ihrer  fortwährend  steigenden  Rechte  und 
Ehre  zu  liegen.  Denn  gewöhnlich  finden  wir  in  den 
königlichen  Villen  und  Burgen  Fiscalinen  als  Bewohner. 
Mit  der  Bedeutung  dieser  Oerter,  aus  denen  fast  immer 
Städte  entstanden  sind,  nahm  aber  auch  das  Bcdürfniss  zu, 
sie  und  den  königlichen  Kammerpallast  mit  den  Waffen  vor 
Rauh  und  Zerstörung  zu  schützen.  Und  dazu  bedurften 
eben  die  Fiscalinen  Waffen.  Sie  waren  zugleich  königliche 
Dienst-  und  Kriegsleute  und  schwangen,  durch  die  kriege- 
rische Ehre  gehoben,  sich  allmähiig  aus  dem  Stande  der 
Hörigen  sogar  über  die  Freien  zu  den  Edeln  empor.  Das- 
selbe hatte  schon  Tacitus  von  den  Freigelassenen  der 
Deutschen  bezeugt  ,os). 

Auch  in  Zürich  sassen  dergleichen  königliche  Rcichs- 
leute  auf  Grundeigenthum  des  Königs,  ihm  durch  persönliche 
Hörigkeit  unterworfen.  Man  hatte  diese  ursprüngliche 
Hörigkeit,  deren  Beweis  nunmehr  durch  allgemein  geltende 
Reichsgesetze  hergestellt  ist.  um  so  weniger  verkennen 
sollen,  als  die  Züricher  Urkunden  selber  hinreichende 
Spuren  davon  enthalten.  Denn  die  von  den  Kaisern  den 
Zürichern  zugesicherten  Freiheiten  haben  nur  in  jener 
Voraussetzung  Sinn  und  zeigen  zugleich,  wie  die  Ueber- 
reste  der  alten  Unfreiheit  allmähiig  abgestreift  wurden. 


» 

107;  Du  Cange      v.  fiscalnn. 

10S)  Tacitus  German.  25.  „Libcrti  non  nialtnin  tupra  scrfoi  sunt  — 
rxceptis  dunlux.it  ns  genlilius,  quae  reguantur.  Ibi  eniin  et  super  ingenuos  et 
super  nobiles  ascenduut.  Fürth,  die  Ministerialen,  Colli  1836  S.  11.  führt 
mehrere  Stellen  an,  aus  denen  sich  das  Waffenrecht  der  königlichen  Knechte 
ergibt,  namentlich  Lex  WihigOth.  IX.  2.  c.  9.  „Quis  lihct  cx  servis  Ascn- 
libus,  quisquis  horuin  est  in  excrcilum  nrogressurus ,  deeimatu  parteni  ser- 
voioiii    suoruin    secum   in   «-xpeditionem   bellicam   dueturus   accedal.  Fürth 
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Die  stärksten  Zweifel  gegen  diese  Ansicht  könnten  von 
daher  erhoben  werden,  dass  schon  in  Urkunden  des  zehnten 
Jahrhunderts  Fiscalinen  als  Zeugen  und  Urtheiler  in  dem 
ordentlichen  Gauding  des  Grafen  zu  Zürich  erscheinen, 
indem  sonst  nur  Freien  mit  Grundeigenthum  solches  Recht 
zusteht.  Allein  daraus  Hesse  sich  doch  immer  nur  folgern, 
dass  die  Züricher  Fiscalinen  in  einer  Zeitfrist  von  über 
100  Jahren  seit  der  Erlassung  der  fränkischen  Gesetze 
sich  in  den  Stand  der  Freien  empor  geschwungen  haben, 
keineswegs  aber,  dass  sie  nie  unfrei  gewesen. 

Aber  auch  dieses  Resultat  muss  man  wieder  aufgeben, 
wenn  man  bedenkt,  dass  lange  nachher  noch  Spuren  von 
Hörigkeit  sich  finden.  Obwohl  dieselben  in  eine  ziemlich 
spätere  Zeit  hinabreichen,  wird  es  doch  der  Klarheit  der 
Untersuchung  zuträglich  sein,  wenn  wir  hier  auch  diese 
Zeugnisse  noch  im  Zusammenhange  betrachten. 

In  einer  Urkunde  vom  Jabr  947  werden  Reichsleute 
(homines  de  fisco)  erwähnt,  welche  in  den  ordentlichen 
Dingen  des  Gaugrafen  (legitimum  concilium  Liutoni  comitis) 
über  eine  Eigenthumsansprache  der  Propstei  urtheilen  109). 
Auch  werden  sie  daselbst  als  sitzende  Urtheiler  be- 
zeichnet 110),  gleich  wahren  Schöffen.  In  einer  andern 
Urkunde  vom  Jahr  963  werden  ebenfalls  in  einem  Streite 
über  achtes  Eigenthnm,  der  vor  dem  Gaugrafen  in  öffent- 
lichem Dinge  (in  publico  mallo)  verhandelt  ward,  „prineipes 
de  fisco"  als  Zeugen  genannt,  und  es  ist  überdem  wahr- 
scheinlich, dass  sie  unter  den  prineipes,  welche  dann  das 
Urtbeil  finden,  wenigstens  mit  verstanden  sind  llt).  Endlich 
finde  ich  in  einem  ungedruckten  Fragment  des  Stiftes  zum 
grossen  Münster  in  den  öffentlichen  Dingen  des  Grafen 
Burchard   wieder  prineipes   als   Urtheiler   erwähnt  über 

i 

109)  Neugart  No.  727. 

110)  lieber  den  Gegensatz  zwischen  sitzenden  uud  stehenden  »gl.  Gnm  m 
R.  A.  S.  791. 

111)  Neugart  No.  747.  7  49.      Holtinger  hist.  eccles.  Tiguri  1667. 
VIII.  1152  ff. 
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Eigenthum  an  Knechten.  Auch  dort  sind  wohl  wieder 
die  principes  de  fisco  gemeint112). 

Die  letztere  Bezeichnung  zeigt  nun  aber  deutlich,  dass 
es  noch  unter  den  Reichsleuten  weitere  Ständeunterschiede 
gab;  denn  der  Ausdruck  „principes"  kann  sich  unmöglich 
auf  die  Masse  der  hörigen  Reichsleute  beziehen ;  würde 
er  doch  selbst  auf  die  gemeinen  Freien  in  keiner  Weise 
passen tl3).  Es  darf  daher  bei  jenen  urtheilenden  Vor- 
nehmen weder  an  blosse  Freie,  welche  sich  sonst  auch 
etwa  neben  den  Fiscalinen  in  königlichen  Villen  auf- 
hielten m),  noch  an  die  Masse  der  eigentlichen  Reichsleute 
gedacht  werden ;  sondern  zunächst  gehörten  wohl  zu 
jenen  principes  die  höhern  Dienstleute  (Ministerialen)  des 
Königs,  welche  für  ihn  die  Pfalz  und  deren  Einkünfte 
verwalteten,  ihm,  wenn  er  erschien,  persönliche  Dienste 
thaten  und  der  höheren  Ehre  des  Adels  theilhaftig  waren. 
Es  hindert  nichts  anzunehmen,  dass  dieselben  zwar  alle 
Reichsgüter  von  dem  Könige  zu  Lehen  trugen,  zugleich 
aber  noch  anderweitiges  Grundeigenthum  besassen. 

Sehr  möglich,  sogar  wahrscheinlich  aber  ist  es,  dass 
diese  nicht  die  einzigen  waren,  welche  unter  jenen  principes 
de  fisco  zu  verstehen  sind.  Denn  ich  zweifle  sehr,  dass 
Zürich  als  Sitz  einer  königlichen  Pfalz  bedeutend  genug 
gewesen,  um  für  dieselbe  zahlreiche  höhere  Ministerialen 
zu  halten,  zumal  die  Könige  doch  immer  nur  sehr  vor- 
übergehend hier  verweilten.  Bedeutender  aber  war  der  Ort 
für  die  Gerichtsverfassung  als  Sitz  eines  ächten  und  be- 
rühmten Gaudings.  Otto  von  Freisingen ,  der  in  der  ersten 
Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  lebte,  versichert  uns, 
der  Ort  sei  nach  der  Ueberlieferung  seiner  Vorfahren  von 
solchem    Ansehen    gewesen,    dass   wenn   die  Mailänder 


112)  Das   Fragment   ist   aus  dem   zehnten  Jahrhundert. 

113)  In  einer  Urkunde  vom  Jahr  889  werden  als  Zeugen  in  einem  Pia- 
cüum  des  Grafen  Burchard  in  dem  Gau  Bertholdshar  genannt:  „primoret 
populi",  welche  sodann  auch  als  noptimate»u  bezeichnet  werden.  Sie  ge- 
loben ihre  Aussage  im  Kampf  tu  bekräftigen.     Niugart  No.  591. 

114)  Capit.  de  Villi*  c.  4  und  »2. 
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etwa  vom  Kaiser  über  die  Alpen  vor  Gericht  berufen 
worden  seien,  in  Zürich  über  ihr  Recht  verhandelt  und 
geurtheilt  werden  inus&te  MS).  Dazu  war  nun  aber  durch- 
aus erforderlich,  dass  es  an  der  nöthigen  Anzahl  von 
Freien  mit  Gruudeigenthum  nicht  gebrach,  die  allein  Ur- 
theiler  sein  konnten  über  Eigenthum.  Freiheit  ohne  Grund- 
eigentum genügte  nicht  nti). 

Nun  waren  aber  der  JBoden  der  alten  Burg  und  die 
grössten  Höfe  in  der  Nähe  derselben  im  Eigenthum  des 
Königs.  Daneben  verschlangen  die  neu  errichtete  Abtei 
zum  FraueniiuÄnster,  so  wie  die  alte  Propstei  zum  Gross- 
münster schon  im  neunten  Jahrhunderle  vieles  Grundeigen- 
tum, welches  Freien  zugehört  hatte,  aber  von  ihnen  den 
fcirchenhciligcn  zu  Ehren  an  jene  Stifter  abgetreten  wurde. 
So  konnte  leicht  ein  Mangel  an  urteilsfähigen  Freien  ent- 
stehen, welchem  die  Könige  um  jener  Bedeutung  der  Ge- 
richtsstätte  willen,  abhelfen  mussten  ll7). 

Diese  Abhülfe  konnte  aber  am  leichtesten  so  geschehen: 
dass  er  einzelne  seiner  Rcichsjeute,  die  sich  vielleicht  im 
Kriege  ausgezeichnet  oder  ihm  sonst  gute  Dienste  geleistet 
hatten,  frei  Hess,  ihnen  die  von  ihnen  besessenen  Häuser 


115)  Otto  Fr  i.f  mg.  de  reb.  gest.  Fnder.  I.  Lib.  I.  c.  8.  Die 
ganze  Stelle  ist  so  wichtig,  dass  ich  sie  hier  initlheilc  :  ., Conditio  autein 
pacis  talis  fuit  ul  Berlolfus  du  cm  tu  in  exfeslucaret,  sie  tarnen  quod  Turegum 
liobilissiinuiii  Sueviae  oppidum  a  manu  luiperaloris  ei  teoendum  remaneret. 
Hoc  oppidum  in  faucibus  inontiiuu  versus  llaliain  super  lacuiu  onde  I.cm.uinus 
tlimus  Unit  situm,  Itnperatorum  seu  reguni  oliui  colonia  fuit,.  tanleque  iuxta 
inajoruin  nostrorum  traditionein  auetoritatis ,  ut  Mediolanenses  siquando  ab 
linperatore  ad  Iransalpina  vocarentur  iudicia,  ibi  disculi  vel  iudicari  de  iure 
debenytJ.  Uode  ex  eiusdem  tarn  in  rebus  quam  honpribus  abuudanlia  in 
ipsius  porta  scriptum  dicitur : 

ISobile  Turegum  multarum  copia  rerum." 

116)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  174.  Vgl.  Capit.  a.  829.  c.  6. 
bei  Eichhorn  ebenda  S.  191.    Rechlsgeschichte  S.  193. 

117)  Auch  die  Freien  vom  Berge  scheinen  später  häufig  zinspflichtig 
geworden  /.u  sein  ,  theils  dein  Stift  zum  grossen  Münster .  welches  ein 
regelmässiges  Hofgerichl  zu  Fluntern  hatte  ,  theils  der  Abtei.  Vgl.  Urk. 
t.  J.  924  \en  gart  No.  802.  ,.  ccnsibus  de  isto  montr'  s.  Turicino. 
Vgl,  unten  $ .   13   Nn.  126. 
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und  Grundstücke  oder  ein  Theil  davon  zu  Eigenthum  über- 
gab und  sie  so  befähigte,  an  der  Seite  jener  Ministerialen 
im  Dinge  zu  Recht  zu  sitzen. 

Dass  dieser  Weg  nicht  bloss  zulässig  war ,  sondern 
wirklich  betreten  wurde ,  beweist  eine  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels ,  worin  gesagt  wird :  Wenn  die  Schöffen  binnen 
einer  Grafschaft  eingehen,  so  mag  der  König  wohl  des 
Reiches  Dienstleute  mit  Urtheilen  frei  lassen  und  zu 
Schöffen  daselbst  machen.  —  Er  soll  aber  ihnen  so  viel 
vom  Reichsgute  zu  Eigen  geben,  dass  sie  Schöffen  davon 
sein  können,  jedem  drei  Hufen  oder  mehr  ,l8). 

Wenn  nun  wohl  schon  in  älterer  Zeit  einzelne  in  Zürich 
wohnende  Ministerialen  die  Urtheilsfähigkeit  besassen,  andere 
Reichsleute  sie  dann  durch  besondere  kaiserliche  Ver- 
leihung erhielten,  welche  zusammen  Principes  genannt 
wurden,  so  wurde  doch  schon  frühzeitig  durch  kaiserliche 
Privilegien  auch  die  Masse  der  übrigen  Fiscalinen  für 
fähig  erklärt,  Recht  zu  sprechen.  Kaiser  Heinrich  IV. 
bestätigte  ihnen  im  Jahr  1064  diese  Befugniss  ausdrücklich 
und  verweisst  dabei  auf  ältere  Verleihung  derselben  durch 
die  Kaiser119).  Wären  dieselben  Freie  gewesen  von  jeher, 
so  hätte  es  einer  solchen  Verleihung  nie  bedurft. 

Aus  dem  eben  erwähnten  Privilegium  ergibt  sich  aber 
ferner,  dass  die  Fiscalinen  eben  damals  noch  und  ungeachtet 
jener  Befugniss  für  Hörige  geachtet  waren.     Denn  der 


118)  Sachsenspiegel  III.  81.  §.  i.  Auffallend  ist  es,  dass  dei' 
Schwabe  11  Spiegel  die  Bestimmung  absichtlich  nicht  aufgenommen  hat. 
Vergl.  Ambr.  Cod.  135  (Senkenbcrg).  Vermutlich,  weil  das  zu  seiner  Zeit  nicht 
mehr  vorkam.  Vgl.  dagegen  S  c  h  wa  b  e  n  s  p  i  e  g  e  I  A.  C.  227  mit  Sachsen- 
spicgcl  III.  19,  wonach  die  Dienstleule  des  Reichs  Überhaupt  für  fähig 
erklärt  werden ,  Zengniss  zu  geben  und  Urtheil  zu  linden,  ausser  über  Ehre, 
Leben  und  Kigenthum  der  Schöffen  ,  wie  der  Sachsenspiegel  ,  der  freien 
Leute,   wie  der  Schwabenspiegel  sagt. 

119)  ,,Ut  regii  Fiscalini  Turegienses  juttitiam  quam  ab  antecessoribus 
nostris  autiquitus  habuerunl,  firmiter  et  inviolabiüter  teneant.  Ueber  iusti- 
ttam  teneie  vgl.  J)«  Gange  s.  v.  Die  Urk.  findet  sich  bei  Hottinger 
bist.  Eccl.  VIII.  1166,  abtr  etwas  ungenau  abgedruckt.  Vgl.  Fürth 
Ministerialen  S.  12. 
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Kaiser  fahrt  fort :  Auch  soll  es  niemandem  verstattet  sein,, 
die  Zinspflichtigen  und  mit  Beneficien  Belehnten  aus  jener 
Dienstmannschaft  (de  familia  illa)  einem  andern  in  Knecht- 
schaft zu  geben  noch  sonst  zu  unterdrücken.  Dadurch 
stellte  er  die  königlichen  Dienstleute  sicher  gegen  Ver- 
äusserung  an  andere  Herren,  wodurch  sie  wieder  eine 
Stufe  tiefer  in  der  Hörigkeit  gesunken  wären,  und  sich  ihre 
Aussicht,  unter  die  Freien'  und.  Edeln  sich  aufzuschwingen, 
wieder  verschlimmert  hätte  120).  Hierin  ist  wohl  der 
Grund  zu  suchen,  warum  sich  in  Zürich  die  Spuren  der 
Hörigkeit  der  Fiscalinen  weit  schneller  verloren  als  in  der 
benachbarten  Stadt  St.  Gallen,  wo  ebenfalls  Fiscalinen 
auf  Reichsboden  gewohnt  hatten.  Denn  diese  letztern 
waren  an  den  Abt  veräussert  worden,  der  ängstlicher  seine 
Rechte  wahrte,  als  der  ferne  und  höher  stehende  König. 

Lothar  III.  bestätigte  im  Jahr  1130  jene  Freiheit  und 
fügte  bei ,  dass  die  Reichsleute  befugt  sein  sollen ,  ihre 
Frauen  zu   holen,   woher  sie   wollen  So  hätte  er 

wieder  zu  Freien  nicht  sprechen  können.  Den  Hörigen 
aber  verlieh  er  somit  das  Recht  der  Genossenschaft,  welches 
sie  zuvor  nicht  hatten. 

Es  fehlte  nur  noch  die  Befugniss,  ihre  Grundstücke, 
die  ohnehin  in  ihrem  erblichen  Besitze  blieben,  frei  zu 
veräussern ,  um  so  nach  und  nach  den  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  wahren  Freien  immer  mehr  zu  verwischen. 
Auch  diese  wurde  ihnen  zu  Theil.  Schon  frühe  bildete 
sich  das   gemeine    Recht  aus,    dass    die   Dicnstleute  ihre 


120)  Schwab  cn  spie  gel  C.  A.  138:  „Der  chunich  mach  sme  dienst  - 
nun  niht  gasigem.  Wau  gibel  er  si  in  der  leien  fitrsten  gewalt, 
so  helle   er  si    ge  n  id  e  r  t." 

121)  „Et  umkeunqu«-  unde  velwt  uxores  durant.  et  in  noslro  servicio 
permancaut."  Diplomatar  der  Stift  ?uui  Grossmiinster.  Vgl.  damit  das  be- 
schränkte Privilegium  König  Heinrichs  II.  v.  J.  1005  (Neugart  No.  818), 
wodurch  derselbe  den  Ministerialen  des  Klosters  Stein  verstattet,  mit  den 
Töchtern  der  Ministerialen  des  Bischofs  von  Babenberg  sich  zu  ehelichen 
(Genossame)  und  umgekehrt.  Job.  v.  Muller  Schweizerische  Geschichte 
Leipzig  1806.  I.  S.  10  9  l'äasl  die  Fiscalinen  unrichtig  in  dem  Servitiatn  des 
Münslrrs    —    statt  des  Königs   —  verbleiben. 
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Grundstücke  auch  veräussern  dürfen ,  insofern  diese  nur 
nicht  aus  der  Gewalt  ihres  Herrn  herausfallen,  mit  andern 
Worten ,  dass  sie  befugt  seien ,  unter  sich  selber ,  die 
alle  den  gleichen  Herrn  hatten,  Veräusserungen  vorzu- 
zunehmen 122).  Den  königlichen  Dienstleuten  in  Zürich 
gestattete  nun  aber  König  Rudolf  im  Jahr  1277,  mit 
Rucksicht  auf  frühere  Privilegien,  dass  sie  ihre  beweg- 
lichen oder  unbeweglichen  Güter  in  der  Stadt  und  Vor- 
stadt der  Propstei  zum  Grossinünster  verkaufen,  verschen- 
ken, vermachen  dürfen  und  dass  diess  eben  so  fest  und 
stät  gelten  solle,  wie  wenn  Propst  und  Capitel  jene  Güter 
aus  des  Kaisers  (des  ächten  Eigenthümers)  Hand  empfangen 
hätten  m).  Was  gegenüber  der  Propstei  gestattet  war, 
konnte  leicht  auch  gegenüber  andern  ausser  der  Genossen- 
schaft der  Dicnstleute  befindlichen  Personen  angewendet 
werden.  Und  so  reichte  eben  das  Recht  der  Züricher 
Reichsleute  damals  schon  weiter,  als  das  gemeine  Recht 
derselben,  indem  die  Beschränkung  auf  den  Verkehr  in 
der  Genossenschaft  bereits  gebrochen  war. 

Die  Hörigkeit  derselben  aber  hatte  damals  schon  keine 
lebendige  Bedeutung  mehr  und  die  letzten  Spuren  der  Un- 
freiheit verschwinden  nun  gänzlich. 

§.  13.    Die  Markgenossenschaft  am  Zürichberg. 

Ausserhalb  des  alten  Castrums  erhob  sich  auf  dem 
rechten  Ufer  der  Limmat  der  Zürichberg,  von  dessen 
äusserstem  Vorsprung  die  Pfarrkirche  des  Grossmünsters 
in  den  vorbeifliessenden  klaren  Fluss  hinab  sah.  Hier 
lagen  die  Bauerhöfe  freier  Alainannen,  welche  unter  sich  zu 


122)  Sachsenspiegel  III.  81.$.  L.    Scbwabeuspiegel  C.  A.  137. 

123)  Altes'  Diplomat.ir  d.  Stift.  Bl.  87.  b.  „ut  st  qua  bona  mobilia  vel 
immobilia  ipsis  a  feodatariis  seu  minitterialibu*  nostris  infra  snburbium  et 
ipsam  «vitalem  vendita  vel  zelo  devotionis  donata  fuerint  imposternm  vel 
legnla,  ipsi  ea  eqae  Heile  valeaot  possidere,  ac  si  eadein  de  maiestalif  noslra 
manibu*  reeepissent." 
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einer  freien  Gemeinde  verbunden  waren.  Wie  alle  alten 
Markgenossenschaften  besassen  sie  eine  unvertheilte  Wal- 
dung- und  eine  unvertheilte  Weide.  Dort  holten  sie  ihr 
Holz  zur  Herstellung  und  Erwärmung  ihrer  Wohnungen* 
Hier  Hessen  sie  ihr  Vieh  grasen. 

Noch  jetzt  gehört  der  Bürgerschaft  zu  Zürich  die 
Almende  und  Waldung  des  Zürichbergs  zu  Eigenthum, 
zum  deutlichen  Zeichen)  dass  vordem  schon  hier  eine  ge- 
meine Mark  gewesen.  Das  gemeine  Gut  mochte  damals 
noch  bedeutender  gewesen  sein. 

In  den  Urkunden  werden  sie  als  Leute  vom  Berg 
(de  monte)  unterschieden  sowohl  von  den  Fiscalinen  als 
den  Angehörigen  der  beiden  Stifter  (familia  Sanctorum). 
Neben  den  Principes  de  fisco  erscheinen  sie  als  Zeugen 
und  Urtheiler  in  dem  öffentlichen  Gauding.  Eben  daraus 
folgt,  dass  sie  freie  Grundeigentümer  gewesen  und  weder 
auf  Gütern  des  Königs  noch  auf  Gütern  der  Kirche 
hauseten  124).  Auf  sie  vornehmlich  beziehe  ich  auch  den 
Ausdruck  in  einer  Urkunde  des  Jahres  942  125),  wonach 
die  Stift  der  Chorherren  Zehnten  zu  beziehen  hat  von 
dem  Hofe  und  den  Hubern  der  Frauenabtei  in  Zürich  und 
von  dem  Eigen  der  freien  Männer  l26). 

Diese  Gemeinde  des  Zürichbergs  erstreckte  sich  damals 
unzweifelhaft  in  den  Umkreis  der  gegenwärtigen  Stadt 
hinein,  bis  an  das  Castrum.  Dieses  aber  wird  genau  von 
jener  unterschieden  l27).     Schon  sehr  frühe  scheinen  diese 

124)  Crk.  t.  J.  9+7  und  963.  Anders  in  vielen  ttltetl  Sl.tdlen  .  /.  B.  in 
Frankfurt  am  Main,  welches  ausschliesslich  auf  einem  königlichen  ,  von 
Fiscalinen  bewohnten  Hofe  erbaut  wurde  und  keim  freie  (J  einem  de  besass. 
Ficbards  Frankfurt  S.   Iß  ff. 

125)  Ntagarl  No.  724.    Hottinger  hist.  ecel.  VIII.  p.  1145. 

126)  „El  de  proprtia  liberoruin  hommuin."  Urk.  bei  Hottinger  VIII. 
1145.  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  216.  Eichhorn  hat  hier  au» 
Mangel  an  Lokalkenutniss  nur  darin  geirrt,  dass  er  diese  Freien  iu  die  Burg 
stall  als  eine  freie  Gemeinde  ausserhalb  derselben  versetzte.  Noch  spat  be- 
sitzt i.  B.  Rudolf  von  Fluntern  ein  eigenes  Alode  auf  dem  Zürichberg,  und 
grbndet  daselbst  ein  Kloster.     Neugart  No.  869  v.  J.  1158. 

127)  Urk.  v.  963.  Am  Schluss  derselben  werden  merst  als  Anweseude 
aufgezahlt  die   de  ir.  onte  dann  die  de  Tnrego. 
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Freien  übrigens ,  vermuthlich  zuerst  in  dem  Gaftding ,  in 
engere  Verbindung  mit  den  Principes  de  fisco  gekommen 
zu  sein,  so  dass  zuweilen  beide  vereint  den  Angehörigen 
der  Stifter  gegenüber  gestellt  wurden  128). 

§.  14.     Die   Propstei  zum  Gross  inünster. 

Die  den  Heiligen  Felix  und  Regula  geweihte  Pfarr- 
kirche zum  Grossmiinster  wurde,  wenn  wir  den  Angaben 
einer  freilich  zweifelhaften  Urkunde  Glauben  schenken 
dürfen,  gegen  Ende  des  achten  Jahrhunderts  gestiftet129). 
Jedenfalls  bestand  sie  schon  vor  der  Zeit  Karls  des 
Grossen ,  und  hatte  damals  grosse  Besitzungen.  Ausser 
dem  rund  um  sie  herum  liegenden  Theile  der  gegen- 
wärtigen Stadt  gehörten  ihr  grosse  Höfe  in  Schwamcn- 
dingen ,  Meilen ,  Höngg  u.  s.  f.  Auf  diesen  Höfen 
wohnten  theils  zinspflichtige  Freie,  theils  Hörige,  sätnmt- 
lich  in  Folge  ihres  abgeleiteten  Grundbesitzes ,  dem  Hof- 
rechte der  Stift  unterworfen  ,3°). 

Das  Gesetz  der  Alamanncn  machte  es  den  Freien  leicht, 
ihr  Eigen  einer  christlichen  Kirche  zu  veräussern,  unge- 
achtet darin  grosse  Gefahr  für  die  Freiheit  lag.  Den  Be- 
amten wurde  es  ausdrücklich  verboten ,  solchen  Verga- 
bungen Hemmnisse  in  den  Weg  zu  legen  13t).  Frommer 
Glaube  und  Sorge  für  das  Seelenheil  waren  indess  nicht 
die  einzigen  Gründe ,  welche  die  sehr  zahlreichen  Ucber- 
lassungen  von  Eigen  an  Kirchen  und  Klöster  erklären; 
Sohutzbediirftigkcit  vor  dem  Drucke  der  Grossen  und  Reichs- 
beamten, sowie  das  Streben,  den  Lasten  der  Heerfahrt  zu 
entgehen ,  wirkten  nicht  minder. 

Schon  das  alamannische  Gesetz  kennt  daher  neben 
hörigen  auch  freie  Bauern  der  Kirche132).    In  den  Ur- 

128)  Vgl.  die  Urk.  v.  963. 

129)  Neugart  No.  5.    Vogelin  altes  Zürich  S.  29. 

130)  Vgl.  Urk.  be.  Hottinger  hist.  ecel.  VIII.  pag.  1133.  1141. 
1142.  1149. 

131)  Lex  Alam.  tit.  1  und  2. 

132)  Lex  Alam.  ti».  8.  9.  und  23.    Vgl.  oben  S.  49.  Anm.  91. 
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künden  der  karolingischen  Zeit  finden  wir  eine  Menge 
von  Beispielen ,  wie  Freie  ihr  Eigen  an  Kirchen  ver- 
gaben. Persönlich  verloren  sie  desshalb  ihre  Freiheit 
nicht,  wohl  aber  biissten  sie  manche  höhere  Freiheits- 
reebte  ein.  Insbesondere  durften  sie  als  eigenthumslose 
Leute  nicht  mehr  über  Eigen  urtheilen  und  Zeugniss  geben 
in  dem  Gaudinge ,  von  dem  sie  übrigens  nicht  ausge» 
schlössen  waren  133). 

Gewöhnlich  erhielten  sie  dann  dieselben  Güter  oder 
einen  Thcil  davon  wieder  von  dem  neuen  Eigenthümer 
in  Form  der  Gunst  zurück  als  Benefieien,  für  deren  Be- 
nutzung sie  alljährlich  dem  Herren  gewisse  Zinsen  in  Geld 
oder  Früchten  zu  leisten  hatten.  Dieser  Besitz  war  aber 
nicht  geschützt  durch  das  Volksrecht,  er  hing  wie  der 
des  Hörigen  in  älterer  Zeit,  grossentheils  von  der  Gnade 
des  Grundherren  ab  und  fand  nur  in  dem  Hofrechte  die 
nöthige  Anerkennung.  So  wurden  nun  aber  auch  diese 
Freien  abhängig  von  einem  Herrn  und  in  mancher  Hin- 
sicht dem  Zustande  der  Hörigen  nahe  gebracht  I34). 

Viele  Höfe  von  Freien  auch  bei  Zürich  und  besonders 
am  Zürichberge  geriethen  auf  diese  Weise  in  das  Eigen- 
thum des  Stiftes  zum  Grossmünster,  und  so  kam  wohl 
schon  sehr  frühe  dasselbe  in  die  Markverbindung  der 
dortigen  Freien  als  ein  neues  Glied  hinein  und  dehnte 
allmählich  auch  sein  Hofrecht  aus  über  grosse  Strecken 
des  Zürichbergs,   besonders  in  Fluntern. 

§.15.    Die  Abtei   Fraum  ii  nstcr. 

■ 

Zu  diesen  vorhandenen  Elementen  der  künftigen  Stadt 
kam  in  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  ein  neuer  Be- 
standteil hinzu,  an  Bedeutung  für  die  damalige  Zeit  jene 
erstem  überwiegend.  Ich  meine  die  Stiftung  der  Frau- 
münsterabtei durch  König  Ludwig  den  Deutschen,  Karls 
des  Grossen  Enkel,  im  Jahre  853. 

133)  Eichhorn  Rechlsgeschichle  §  193. 

134)  Siehe  darüber  das  Nähere  unlen  in  §.  21. 
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Wenn  auch  schon  vorher  auf  der  nämlichen  Stelle  auf 
Boden,  der  wieder  dem  Könige  zugehörte,  ein  Kloster 
gestanden,  so  können  wir  doch  füglich  die  neue  glänzende 
Ausstattung  und  Einrichtung  dieses  Frauenklosters,  an 
dessen  Spitze  Hildigard,  die  geliebte  Tochter  des  Königs 
selber,  als  erste  Aebtissinn  trat,  eine  ganz  neue  Stiftung 
nennen.  Noch  eine  zweite  Tochter  des  Königs ,  Bertha, 
nahm  ebenfalls  den  Schleier  und  folgte  ihrer  Schwester  in 
dem  Amte  einer  Aebtissinn. 

Dadurch  musste  nothwendig  der  Ort  Zürich  für  die 
Könige  an  Interesse  gewinnen ,  und  dieses  konnte  hinwieder 
nicht  ohne  Folgen  bleiben  für  die  Bedeutung  des  Ortes. 
Schon  oben  habe  ich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
tun  dieselbe  Zeit  der  Zürichgau  dem  Thurgau  als  ein 
selbständiger  Gau  an  die  Seite  gestellt  wird.  Der  innere 
Zusammenhang  beider  Ereignisse  ist  daher  sehr  wahr- 
scheinlich 

In  der  Stiftungsurkunde  übergibt  der  König  dem 
Frauenkloster  zu  Eigenthum  seinen  königlichen  Hot  Zürich, 
der  einen  weiten  Raum  ausserhalb  des  Gastrums  umfassen 
mochte,  und  dessen  Einkünfte,  ferner  <jen  ausgedehnten 
Forst  Albis,  der  noch  jetzt  grösstentheils  in  dem  Eigen- 
thum der  Bürgerschaft  von  Zürich  steht,  und  das  Land 
Uri,  so  weit  es  königliche  Domäne  war  "6).  Andere 
grosse  Besitzungen,  wie  der  königliche  Meyerhof  in  Cham, 
wurden  später  dem  Kloster  vergäbet l37). 

Das  Kloster  selbst  lag  ursprünglich  wohl  ausser  dem 
Castrum,  welches  auch  nicht  begriffen  war  unter  dem  Aus- 
druck „der  Hof  Zürich."  Die  Urkunden  bezeichnen  den 
Ort,  in  dem  es  lag,  als  einen  offenen.  Zwar  Huden  wir 
schon  zwanzig  Jahre  nachher  in  andern  Urkunden  dasselbe 


4J5)  Oben  $.  6.  S.  22. 

136)  Urk.  v.  853  bei  Ho  Hinter  bist.  eccl.  VIII.  IJOI.,  genauer  •*/ 
gedruckt  in  Beilage  I. 

137)  „Curtem  indominicatain."    Urk.  bei  Hott  mg  er  a.  a.  O.  S.  1111. 

RluitUrhli  RcchfegtwhirMc.  g 
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Kloster  in  das  zürcherische  Gastrum  versetzt 138).  Allein 
dieser  Widerspruch  löst  sich  doch  unschwer ,  ohne  dass 
man  zu  gezwungenen  Deutungen  oder  IrrthUmern  der 
Schreiber  seine  Zuflucht  zu  nehmen  braucht.  Man  hat 
nur  anzunehmen ,  das  ursprünglich  blossgestellte  Kloster 
sei  inzwischen  durch  eine  Mauer  mit  der  befestigten  nahen 
Burg  in  Verbindung  gebracht  worden,  so  ist  jeder  Wider- 
spruch gelöst.  Wir  hätten  dann  hier  schon  eine  erste  er- 
weiterte Befestigung  und  einen  Fortschritt  zu  näherer 
Verbindung  der  anfangs  abgesonderten  Bestandtheile.  Denke 
man  sich  nur  die  damalige  Zeit,  ihre  Gefahren,  die  hohe 
Stellung  der  Acbtissinn  von  königlicher  Geburt,  den  ver- 
hältnissmässig  grossen  Reichthum  der  Bewohnerinnen  des 
Klosters,  daneben  eine  ganz  nahe,  vor  Ueberfallen  wenig- 
stens gesicherte  Burg ,  welche  dem  Vater  der  Aebtissinn 
angehörte  und  von  königlichen  Dienstleuten  vertheidigt 
wurde,  und  man  wird  eine  baldige  Verbindung  des  Klosters 
mit  dem  Castrum  auch  ohne  alle  Zeugnisse  für  viel  wahr- 
scheinlicher halten,  als  fortdauernde  Trennung  beider. 

§.  16.    Die  Imtnunitätsrechte  der  Aebtissinn. 

Für  die  spätere  Stadtverfassung  von  grosser  Wichtig- 
keit sind  die  Immunitätsrechte,  welche  der  König  seiner 
Tochter  der  Acbtissinn  crtheiltc.  Dadurch  wurde  das 
ganze  Gebiet  der  Abtei  der  direkten  Einwirkung  der 
öffentlichen  Beamten ,  namentlich  der  Grafen ,  entzogen. 
Alle  Einwohner  des  gefreiten  Bezirkes  standen  zwar  noch 
unter  der  gemeinen  Verfassung  des  Reichs.  Aber  zunächst 

,  

138)  Urk.  v.  853.  „Monasterium  quod  situm  est  in  eodern  vico  Turego." 
Ui'k.  v.  865  bei  Hotliuger  a.  a.  O.  1105:  „monasterium  quod  est  situm 
in  vico  Turegum."  Dagegen  Urk.  v.  876  Neugart  lV'o.  501  „monasterium 
quod  construetum  est  in  Castro  'Ihurego,"  v.  877  Neugart  No.  503. 
Holtingev  S.  1107  „monasterium  in  castcllo  Turego."  Durch  diese  Be- 
merkung wird  übrigens  Vögelins  Vermittlung  Uber  das  Haus  „zum  Thor" 
nicht  beseitigt.    Altes  Zürich  S.  90. 
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waren  sie  flem  Sehirme  ihrer  Aebtissjnn  anvertraut  un4  4ie 
Beamten  des  Reiches  genöthigt,  sich  an  die  Aebtissinn  zu 
wimltii,  und  ihre  Vermittclung  zu  begehren.  Es  ward 
ihnen  ausdrücklich  untersagt,  die  Hintersassen  der  Ab^ei, 
Freie  oder  Hörige ,  vor  ihr  Gericht  zu  ladciy  Bürgen  von 
ihnen  zu  fordern,  öffentliche  Lasten  von  ihnen  beizutreten 
und  Bussen  von  ihnen  zu  erheben  t39). 

Die  Abtei  erjiielf:  einen  Vogt  (Kirchenvogt)  uin 
ihre  Rechte  zu  wahren  un^  die  Hintersassen  zu  vertreten» 
Mag  nun  der  König»  welcher  dein  Kloster  seinen  besondern 
Schutz  zugesichert  und  dasselbe  in  seine  eigene  Schirm- 
vogtei   genommen  hatte  oder  die  Aebtissinn,  wie 

viel  wahrscheinlicher  ist,  ihn  ernannt  haben,  immerhin 
war  er  nicht  Herr  des  Klosters  ,  sondern  ein  blosser, 
wenn  auch  hochgestellter  Beamteter  der  Aebtissinn  ,  in 
gewissem  Sinne  ihr  Vertreter  und  Statthalter  ni).  Desshalb 
nannte  sie  denselben  auch  ihren  Vogt,  und  er  sie  seine 
Herrin  U2). 

Diese  Herrschafts  -  und  Immunitätsrechte  wurden  zu- 
nächst der  ersten  Aebtissinn  persönlich  verliehen.  Als 
diese  gestorben,   so  bestätigte  der  König  seiner  zweiten 

4  •    '  I  ' 

  ''   '  .  !   .         .  •.    ..  |  Ml  |   i  .» 

•  »»»  •      ■  .  •  •         "'.>•  •  .  ! 

139)  SUfUng.virk.  Vgl.  dt«  Ve,  E.cbhor»  7.eil«Mft  I.  S.  193  «od 
v.  Low  Geschichte  der  deutsche»  Reichs-  Mu.d  Territori^l\erfassMBg  S.  69  und 
70  angeführten  Formeln,  vorzüglich  aher  die  neueste  Auflage  von  Eichhorns 
Rechtsgeschichte  §.  172.  Eine  ausführliche  Iminunilä  s-Formel  7u  Gunsten 
der  Frauenabt«!  Hachau  «Iii  Federsee  siehe  bei  Neugart  No.  204  v.  J.  819. 
Vgl.  Note  141. 

140)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  $.  18S.  Dadurch  wurde  die  Abtei  eine 
Re  ichsabtej,  ,  .,, 

141)  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  I.S.  195.  Note  64.  Neugart  No.  345. 
In  der  Inimunilatsfonnel  für  Hachau  (Note  139)  heisst  es  :  ,.ut  advocatus  nullum 
jus  habeat  plantandi  vel  aliquam .  judiciariam  potestatem  exercendi,  nfff  forte 
ab  abbatitsa  voctilut  adveucrit,  et  tunc  voluulati  sive  petiTioni  ipsins  sati#- 
fecerit  ;  sunttus  vero  vel  acrvüii  (das  Voglgeschaft  ist  mithin  Dienstleistung)  tnn- 

tum  delur  advocato  ex  parte  abbatissae.  Quidquid  placilando  adquisieril , 

duae  iade  purte*  ernnl  abbatistac ,  tertia  a<Z#oefl/o." 

142)  tirk.  hei  Neugarl  No.   i01  v.  J.  S76. 
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Tochter  Bertha  im  Jahr  864  dieselben  Immunitätsrechte1*3) 
Sie  waren  aber  nicht  für  immer  an  das  Kloster  gebunden. 
Bei  jeder  neuen  Aebtissinn  konnte  die  Frage  aufs  neue 
zur  Sprache  kommen,  und  es  hätte  gar  wohl  die  neue 
Verleihung  dieser  Herrschaftsrechte  einmal  unterbleiben 
können,  wenn  nicht  die  allgemeine  Richtung  der  Zeit  der- 
selben'günstig  gewesen  wäre.  Noch  im  Jahre  S7S  verlieh 
König  Karl  der  Dicke  seiner  Gattiun  Richarda  die  Klöster 
Seckingen  und  Zürich,  welche  zuvor  seine  Schwester 
Bertha  „mit  königlicher  Gewalt  als  Precarei  be- 
sessen," mit  der  nähern  Bestimmung:  So  lange  sie  — 
die  Königinn  —  lebe,  solle  weder  sie  selbst  noch  ihre 
Frauen  das  Mindeste  zu  besorgen  haben,  auch  wenn  der 
König  inzwischen  sterben  würde.  Nach  ihrem  Tode  aber 
sollen  diese  Herrschaftsrechte  wieder  zurückfallen  in  die 
Reichsgewalt  des  Königs  für  alle  Zukunft  IV»).  Dennoch 
hörte  die  Immunität  nicht  wieder  auf.  Vielmehr  wurde 
sie  im  Jahr  883  von  demselben  Könige  noch  dem  Kloster 
für  die  Folge  zugesichert  und  auch  nachher  von  den  ala- 
mannischen  Herzogen  geachtet145). 

Ich  zweifle  nicht,  dass  diese  Immunität  nicht  bloss  in 
dem  Sinne  gerichtlicher  Vertretung  durch  den  Herrn  der 
Herrschaft ,  sondern  in  dem  weitern  gegeben  war ,  wonach 
der  Vogt  im  Namen  der  Aebtisskin  selber,  wenigstens  gegen- 
über den  Hintersassen,  einen  Theil  der  gräflichen  Gerichts- 
barkeit ausübte.  Wie  hätte  sonst  von  königlicher  Gewalt  die 
Rede  sein  können,  welche  der  Aebtissinn  zugestanden?  u6} 


143)  Urk.  bei  Neugart  No.  426,  vollständiger  bei  Holtinger  bist. 
McUtf.  VW.  1104.  Im  Jabr  857  verlieh  der  König  selber  die  zur  Abtei 
gehörige  Capelle  St.  Peter  und  Zubehördc  dem  Presbyter  Berold  auf  Lebens^ 
zeit  zum  Genuss.    Neugart  N°«  366, 

144)  Urk.  bei  Neugart  •><>.  509:  „siculi  hoc  item  quondam  beata« 
memoriae  soror  nostra  Bertha  per  precariaiu  regia  potestate  possederat." 

145)  Neugart  No.  538  und  802. 

146)  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  222  und  das  dort  angeführte 
Privilegium  König  Ludwigs  des  Deutschen,  desselben,  von  dem  die  erste/! 
Aehtissinnen  ihre  Herrschaftsrechtc  erhielten. 
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Ueber  ihre  Gränzen  aber  geben  unsere  Quellen  keinen 
genügenden  Aufscbluss. 

Dass  die  Streitigkeiten  zwischen  den  Hintersassen  der 
Aebtissinn,  zumal  über  Grundstücke,  welche  in  dem  Eigen 
dieser  standen  und  jenen  nur  gegen  Zins  verliehen  waren, 
vor  dem  Hofgericht  der  Aebtissinn  verhandelt  werden 
mussten,  geht  aus  der  Bedeutung  des  Hofrechtes  an  sich 
hervor.  Dahin  gehört  z.  B.  auch  der  Streit  zwischen 
Hatinc  und  Richilda  über  die  Theilung  eines  zinsbaren 
Gutes,  welches  sie  von  der  Abtei  besassen,  im  Jahre  S93, 
wo  die  Entscheidung  nach  der  eininüthigen  Meinung  aller 
Anwesenden  von  der  Gnade  der  Aebtissinn  abhängig  ge- 
macht und  von  ihr  auch  die  Urkunde  angefertigt  wird. 
Am  Schlüsse  der  Urkunde  findet  sich  unmittelbar  nach 
ihrer  Unterschrift  die  ihres  Ministerialen  Gozberts,  ver- 
mutlich ihres  Vogtes,  und  dann  die  Zeichen  einer  ziem- 
lichen Anzahl  anderer  ehrbarer  Männer  u7). 

Von  andern  Freien  wurden  die  Hintersassen  der  Aebtis- 
sinn zunächst  in  ihrem  Vogtgerichte  belangt  und  nur ,  wenn 
man  dort  sein  Recht  nicht  fand ,  so  konnte  alsdann  die  Sache 
an  das  Gauding  des  Grafen  gebracht  und  der  Vogt  zur  Ver- 
tretung seiner  Hintersassen  angehalten  werden  m).  Ein  auf 
Zürich  bezügliches  Beispiel  dieser  Art  wurde  in  einer  Pro- 
cessurkunde  vom  Jahr  947  l49)  vermuthet.    Damals  nämlich 


147)  Urk.  bei  Hottiiiger  S|>ecul.  helvetico  tigur.  Tiguri  1665  S.  227. 
Neugart  No.  604.  Hie  Worte  sub  comile  Adetgoz  deuten  gar  nicht,  wie 
in  den  Beiträgen  ■/»  La  uff  er  >i.  a.  O.  S<  46  irrthÜinlich  gemeint  wird, 
auf  ein  Gericht  des  Gaugrafen,  sondern  stehen  bloss  da,  um  die  Zeit  der 
Urkunde  näher  zu  bezeichnen. 

148)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  195.  Eine  Eigeuthumsslreitigkeit  des 
Klosters  St.  Gallen  wurde  in  Gegenwart  des  Klostervogtes  vor  dem  Gaugrafen 
behandelt  im  Jahr  849  ,  Neugart  No.  323.  Vgl.  ein  anderes  Beispiel  Neu- 
gart  No.  478. 

149)  Oben   Note   128.     Sie   findet   sich   bei   Hottiuger    cccles.  VIII. 
P.  1138.     Neugar  l  No.  727.     Ueber  den  Grafen  Liulo  vgl.  Urk.  v.  921 
bei  Hottiuger  p.  1137.    Ueber  den  Vogt  Kerhard  Urk.  bei  Hottinger 
p.  1141  und    1149.     Neugart   No.    813.    endlich   Uber  den  ganzen  Streit 
Urk.  bei  Hottiuger  p.  H4r<. 
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sprachen  die  Chorherren  des  Grossmünsters  ein  Gut  an, 
welches  ihnen  hinterlistiger  Weise  zu  Gunsten  der  Abtei 
von  den  Hofhörigen  entfremdet  werden  wollte.  Sie  wandten 
sich  nun  zuerst  an  das  ordentliche  Gericht  des  Vogtes' 
Kerhard,  und  erhielten  daselbst  ein  gültiges  Urtheil.  Als 
der  betreffende  Hörige  der  Abtei  aber,  welcher  das  Grund- 
stück in  unrechtlichem  Besitze  gehabt,  dasselbe  inzwischen 
und  vor  der  Execution  jenes  Urtheils  weiter  veräusserte , 
so  erhoben  sie  in  dem  Gaudinge  des  Grafen  Liuto  ihre 
Klage,  beriefen  sich  dabei  auf  das  frühere  Rechtsverfahren 
und  wurden  nunmehr  in  den  Besitz  eingewiesen.  In  dem 
Gerichte  des  Grafen  Liuto  scheint  auch  der  Vogt  Ker- 
bard gesesseu  zu  haben.  Es  fragt  sich  nun,  was  war 
das  Gericht  des  Vogtes  Kerhard?  Ich  hatte  früher  mit 
Eichhorn150)  angenommen,  es  sei  dieses  wirklich  das  Im- 
munitäts- Gericht  des  Kirchenvogtes  der  Aebtissinn ,  bei 
welchem  zuerst  die  Chorherren  ihre  Rechtsverfolgung  ge- 
sucht, und  von  dem  sie  sich  erst  weg  an  das  Grafengericht 
gewendet  haben,  als  ihre  Bemühungen  dort  nicht  zu- 
reichend schienen.  Allein  seither  bin  ich  von  dieser  Ansicht 
zurück  gekommen,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde  15t), 
weil  in  dem  Gerichte  der  Aebtissinn,  welches  dannzumal 
das  Hofgericht  gewesen  wäre,  doch  nur  die  Angehörigen 
der  Abtei  hatten  urthcilen  können,  während  in  dein  Ge- 
richte des  Vogtes  Kerhard  die  Fiscalinen ,  die  Männer 
vom  Berge  und  die  Hausgenossenschaft  des  Klosters  als 
Urtheiler  erwähnt  werden. 

An  das  Schultheissengericht  darf  man  aber  noch  weniger 
denken,  weil  dieses  sich  nicht  auf  Eigenthumsansprüche 
an  wahrem  Eigen  bezog.     Und  so  scheint  in  der  That 


150)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  195.  Aehnlich  erklär I  du  .Stellt-  Joh. 
Hein  r.  Ott  vom  alten  Staatsrecht  der  Stadt  Zürich  in  der  neuesten  Samm- 
lung vermischter  Schriften.  Zürich  1757.  Bd.  III.  S.  621  ff.,  eine 
Schrift,  die  zwar  an  der  Geschmacklosigkeit  der  damaligen  Zeit  auch  leidet, 
aber  weit  mehr  Spuren  einer  gesunden  und  vorurteilslosen  Kritik  an  sich 
tragt,  als  die  meisten  der  damaligen  schweizerischen  W«rko. 

1*1)  Vgl.  unten  Buch  II.       3     Note  17. 
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nichts  übrig  zu  bleiben,  als  dass  Kerhard  in  dem  ersten 
Gerichte  als  Stellvertreter  des  Grafen  erscheint ,  in  ge- 
wissem Sinne  als  dessen  Vogt.  Es  hindert  dann  nichts, 
anzunehmen ,  dass  er  zugleich  auch  Kirchenvogt  der  Aeb- 
tissinn  gewesen  l52).  Als  solcher  mochte  er  dann  in  dem 
Gauding  des  Grafen  neben  diesem  sitzen,  indem  ein 
Höriger  der  Abtei,  den  er  zu  vertreten  hatte,  daselbst 
belangt  wurde. 

Für  unsere  Auffassung  spricht  auch  noch  der  Aus- 
druck einer  Urkunde  vom  Jahr  889  l53) ,  wonach  in  Zürich 
der  Graf  Eberhard  mit  seinem  Vogte  an  der  Spitze  siebt, 
und  der  letztere  zugleich  Stellvertreter  des  Grafen  und 
Kirchenvogt  der  Abtei  zu  sein  scheint. 

.  ■  .. 
§.   17-     Die  Hechtsquellen. 

Das  Gewohnheitsrecht  der  Alamannen  wurde  zuerst 
aufgezeichnet  in  dem  alaniannischen  Volksrcchtc. 
(Lex  Alauianuorum).  Zuerst  Hess  König  Chlotar  II, 
(613  —  628)  dasselbe  mit  Zustimmung  des  Adels  und  des 
Volkes  in  ein  lateinisches  Rechtsbuch  zusammen  tragen, 
welches  nachher  unter  König  Dagobert  (628  —  639)  und 
später  noch  einmal  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts, 
zur  Zeit  des  alamannischen  Herzogs  Lautfried,  revidirt 
wurde  und  in  zahlreichen  Handschriften  auf  uns.  überge- 
gangen  ist1").  /  -J/U\J-   ..V.M.: 

Man  bemerkt  sogleich  den  Antheii,  welchen  die  Geist- 
lichen an  der  Abfassung  hatten.  Die  Verhältnisse  und 
Rechte  der  Kirche  und  ihrer  Beamten  sind  mit  besonderer 

'   ,1  .    ll-  \ 

152)  Keruard  erscheint  auch  in  der  Urk.  bei  Hullinger  a.  a.  O.  p.  1141 
unzweideutig  als  Verweser  des  Grafen,  während  ei*  in  einer  andern  Urkunde 
bei  Neugart  No.  81 3  ebenso  sicher  Kirchenvogt  der  Abtei  ist. 

153)  Neugart  No.  589:  „t  ratio  ad  monunterium .  «]uod  construetum  est 
in  Thurtgo  —  ubi  modo  Eberhard  comta  com  advocato  sno  Adalbert©  »rac- 
esse  ndentnr.  ..,  \ 

154)  Vgl.  darüber  und  über  die  Ausgaben  Eichhorns  Kcchtsgescbithte 
39  und  $.  29. 
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Vorliebe  ausführlich  behandelt  und  gunstig  dargestellt,  was 
um  so  leichter  bei  den  Grossen  und  dem  Volke  Eingang 
linden  konnte,  als  die  Bekehrung  derselben  zum  Christen- 
thum jener  Aufzeichnung  der  Rechte  nicht  lange  vorher- 
ging und  die  Geistlichen  als  die  trefflichsten  Wahrer  des 
neuen  Heils  angesehen  werden  liiussten. 

Die  Reichsgesetze  der  fränkischen  Könige,  oder 
die  sogenannten  Capitularien,  müssen  ebenfalls  ange- 
rührt werden ,  ungeachtet  sie  nicht  einem  einzigen  Volke , 
sondern  der  gesammten  Nation  angehören.  Denn  oftmals 
wurde  doch  das  alte  Volksrecht  von  ihnen  verändert,  oder 
aufgehoben  oder  ergänzt  l55). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  aber  für  unsere  Rechts- 
geschichte sind  die  alamannischen  Urkunden  aus 
dieser  und  dem  Anfange  der  folgenden  Periode.  Viele 
derselben  liegen  noch  ungedruckt  in  den  Archiven  zer- 
streut und  sind  daher  nicht  sehr  zugänglich.  Eine  grosse 
Anzahl  aber  findet  sich  abgedruckt  in  der  oft  erwähnten 
trefflichen  Sammlung  von  Neu  gart  ,56),  woselbst  auch 
die  sogenannten  Goldastischen  Formeln  je  an  ihrer 
Stelle  eingetragen  sind. 

fl.  ia.    Verbrechen  üöd  deren  Bestrafung. 

Die  Idee,  dass  der  Staat  verpflichtet  sei,  den  Ver- 
brechen nachzuspüren,  den  Schuldigen  zu  verfolgen  und 
±u  bestrafeil,  war  dem  deutschen  Alterthume  fremd.  Nur 
wer  sich  gegen  die  Nation  selber  verging,  wurde  auch 
Von  ihr  an  Leib  und  Leben  bestraft157).  So  wurden  von 
jeher  Verräther  und  Ueberlaufer  gehangen.  Dagegen  ver- 
anlassten alle   Verbrechen   gegen  Einzelne  zunächst  nur 

JL  

155;  Siebe  Eichhorn  Rechtsgescbichle  $.  149. 

156)  P.  Trodp.  Neugart.  Codex  Diplomatien*  Alamauiiiae  et  Bur- 
gundiae  Trans. juranae  fntra  fines  Dioecesis  Conslantiensii.  T?pu  SanBlasiams 
1791.    Tom.  II. 

157)  1  a  citus  Genn.  e.  12. 
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Privatverfolgung  und  Ansprache  auf  Busse.  Der  Verletzte 
öder  dessen  Familie  war  befugt,  insofern  das  Verbrechen 
zu  den  bedeutenderen  gehörte,  mit  den  Waffen  auf  dem 
Wege  der  Fehde  die  Verletzung  zu  rächen.  Doch  stand 
es  ihr  auch  in  diesen  Fällen  frei,  ein  zum  voraus  in  dem 
Volksrechte  bestimmtes  Sühngeld  zu  fordern.  Dann  er- 
losch aber  das  Fehderecht  und  der  Gekränkte  musste  sich 
an  das  Volksgericht  wenden  und  die  Busse  einklagen.  Bei 
mindern  .Vergehen  war  die  gerichtliche  Verfolgung  durch 
den  Verletzten  der  einzige  Weg,  die  Rache  zu  befrie- 
digen t5S).  Lag  in  dem  Vergehen  ein  Bruch  des  gemeinen 
Friedens  j  so  fiel  ein  Theil  der  Busse  (als  fredum)  dein 
Könige  zu,  der  den  Frieden  wahrte,  der  Ueberrest  aber 
immer  dem  Verletzten  oder  dessen  Familie  ,59). 

Wie  die  andern  Volksrechte ,  so  enthält  auch  das  alaman- 
nische  ein  vollständiges  Bussen-  (Compositionen-)  System. 
Der  Gegensatz  zwischen  der  doppelt  möglichen  Verfol- 
gung der  Vergehen  ist  in  der  That  merkwürdig.  Wurden 
sie  auf  dem  Wege  der  Fehde  gerächt,  so  war  fast  Alles  in- 
dividueller Kraft  und  Willkühr  überlassen.  Kein  Maas,  keine 
Grenze  trat  hemmend  entgegen,  und  lange  konnte  die  offene 
Feindschaft  unter  den  Familien  fortwüthen,  beide  schwächend 
und  zerstörend.  Nur  an  gewissen  Orten  hatte  auch  der  Be- 
fehdete Friede,  so  namentlich  in  seinem  eigenen  Hause.  Da- 
her erklärt  sich  die  Stelle  des  alamannischen  Volksgesetzes : 
Wenn  Jemand  im  Streite  mit  einem  andern  erschlagen  ward, 
und  die  Verwandten  des  Getödteten  sofort  den  fliehenden 
Todschläger  in  sein  Haus  mit  den  Waffen  verfolgen  und 
dort  niedermachen,  so  müssen  sie  für  ihn  das  Wergeid 
zahlen.  Wenn  sie  aber  erst  ihre  andern  Freunde  noch 
zusammen   treiben  und  nachdem  sie  auf  diese  gewartet, 

i   

158)  Eichhorn  Rechtsg« achicbte  §.  76. 

159)  Ux  Alant,  fit.  4.  „Si  qms  Uber  liberum  infra  januas  eccUuiae 
occiderit  —  ad  ipsam  ecclesiam  quam  polluil  sexaginta  solidos  componat, 
ad  fiscum  vero  similiter  alios  sexaginta  solidos  pro  fr»do  solvat ,  partitkbus 
autem  legitimum  widrigildum  solvat.    Vgl.  tit.  31.  32.  37. 
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den  TodschlKger  in  sein  Haus  verfolgen  und  dort  tödten, 
dann  wird  diese  THat  wie  ein  Mord  mit  neunfachem  Wer- 
geide gebiisst  160).  Von  seiner  Wohnung  aus  versuchte 
daher  der  Befehdete  wohl  oft  einen  Vergleich  zu  schliessen. 

Wurde  dagegen  die  Geldsühne  gefordert,  so  war  hier 
zum  voraus  die  Summe  ganz  genau  fixirt,  und  es  blieb 
dem  Richter  keine  Möglichkeit,  je  nach  Gestalt  des  Falles 
auf  ein  Mehr  oder  Weniger  zu  erkennen.  Eine  Berück- 
sichtigung der  Individualitat  des  Falles  war  unmöglich, 
weil  immer  eine  fertige  Regel  da  war.  Wie  nach  einer  Ta- 
belle konnte  Jeder  sich  seine  Busse  selber  genau  berechnen. 

Eben  darum  enthalten  hier  die  Volksgesetze  sehr  vielen 
Detail  und  eine  Menge  von  objectiven  Unterscheidungen, 
die  uns  nun  fremd  klingen.  Ich  werde  Einiges  aus  dem 
alamannischen  Gesetze  herausheben ,  weil  uns  hier  ein  eigen- 
tümliches Bild  der  Vorzeit  unsers  Volkes  entgegen  tritt, 
wovon  wir  noch  in  viel  spaterer  Zeit  ziemlich  verbreitete 
Spuren  finden. 

Wer  sich  eines  vorbedachten  Mordes  schuldig  macht , 
der  rauss  der  Familie  des  Gemordeten,  je  nach  dessen 
Stande,  ein  neunfaches ,  und  traf  der  Mord  eine  Frau,  acht- 
zehnfaches Wcrgeld  bezahlen :  eine  Summe ,  die  der  Schul- 
dige nicht  leicht  hat  erschwingen  können.  In  diesem 
Falle  haftete  seine  Familie  dafür  und  konnte  auch  sie  nicht 
Zahlung  leisten ,  so  verfiel  allerdings  der  Schuldner  der  ver- 
letzten Familie  mit  Leib  und  Leben  l6t).  Selbst  der  Vater- 
und  Brudermörder  wurde  nicht  am  Leben  bestraft,  sondern 
bloss  seines  Vermögens  verlustig  und  strenger  Kirchen- 
busse unterworfen162).  Für  einfachen  Todschlag  ist  die 
einfache  Bezahlung  des  Wergeides  die  regelmassige  Sühne. 
Dieses  war  aber  verschieden  je  nach  deirt  niedern  oder 
hohem  Stande  des  GetÖdeten,  wie  wir  oben  schon  gesehn. 


160)  Lex  Alam.  tit.  45.  Vgl.  Lex  Saxonum  tit.  3,  4.  „Qui  homiuem 
propter  faidani  in  prvpriu  domo  occiderit,   pace  jnoi'iatur." 

161)  Lex  Alam.  tit.  49.  76.  Add.  23.    Grimm  R.  A.  S.  61 1. 
1 62N  Lex   Alam.  hl.  40. 
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Am  ausführlichsten  werden  die  Lcibcsverletzungen  be- 
handelt. Wer  dem  andern  eine  Beule  schlug  (pulislag. 
bulslag)  bezahlte  einen  Schilling,  floss  das  Blut  zur  Erde 
(Blutruns)  anderthalb  Schillinge,  wurde  der  Schädel  sicht- 
bar, drei  Schillinge,  und  wurde  ein  Splitter  vom  Schädel 
geschlagen ,  der  auf  offener  Strasse  24  Fuss  weit  auf  einen 
Schild  geworfen  erklang,  so  stieg  die  Busse  schon  auf 
sechs  Schillinge  u.  s.  f.  I63). 

Ebenso  ausführlich  wurden  andere  Wundungen  und 
Verstümmelungen  behandelt.  So  z.  B.  werden,  wie  die 
andern  Glieder  des  menschlichen  Körpers,  auch  alle  ein- 
zelnen Finger  aufgezählt,  und  jedem  Theile  derselben 
wieder  ein  besonderer  Werth  beigelegt.  Wer  einem  das 
äussere  Glied  des  Daumens  abhaut,  zahlt  sechs  Schillinge 
Busse,  für  den  ganzen  Daumen  zwölf,  für  das  äusserste 
Glied  des  Zeigefingers  zwei  und  einen  halben,  für  beide 
äusserste  Gelenke  fünf,  für  den  ganzen  Finger  zehn;  für 
ein  Glied  des  langen  (Mittel-)  Fingers  anderthalb,  für 
zwei  Glieder  drei  und  für  den  ganzen  Finger  sechs ;  für  den 
Ringfinger  (digitus  annularis)  zwei,  vier,  acht  Schillinge, 
für  den  kleinen  Finger  endlich  wie  für  den  Daumen  l64). 

Ebenso  werden  die  blossen  Lähmungen  im  Gegensatz 
der  Verstümmelungen  besonders  behandelt  ,6S). 

Die  bedeutendsten  Bussen  für  Verletzungen  des  Leibes 
scheinen  in  einem  bestimmten  Verhältnisse  zu  dem  Wer- 
geide zu  stehen.  So  z.  B.  wird  das  Abhauen  des  Fusses 
mit  vierzig,  des  ganzen  Beines  mit  dem  Schenkel  mit 
achtzig  Schillingen  gesühnt ,  wobei  zu  beachten ,  dass  jene 
Summe  den  vierten  T heil ,  diese  die  Hälfte  des  regelmäs- 
sigen Wergeides  eines  Freien  beträgt  l66). 

Diebstahl  wurde  härter  bestraft  als  Raub ,  weil  er  für 
unmännlich  galt  ,67).     Auf  Brandstiftung  war  eine  verhält- 

163)  Lex  Alam.  tit.  59. 

164)  Lex.  Alam.  Hl.  65,  13—22. 

165)  Vgl.  über  das  Gan*e  Lex  Alam.  tit.  59-68.  90.  95.  Add.  I. 

166)  Lex  Alam.  tit.  65,  35  ,  36,  27,  28. 

167)  Lex  Alam.  Iii.   5.  7.  27.  31.  32. 
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nissinässig  geringe  Busse  gesetzt,  sechs  bis  vierzig  Schil- 
linge; doch  inusste  das  verbrannte  Gebäude  auf  Kosten 
des  Brenners  neu  hergestellt  werden 16S).  Wer  bewaffnet 
und  wider  Recht  in  den  Hof  eines  freien  Alainannen  trat, 
b'üsste  diese  Verletzung  des  Hausrechtes  mit  sechs,  wer 
in  das  Haus  hinein  ging,  mit  zwölf  Schillingen  ,69). 

Wer  sich  an  einer  Ehefrau  vergriff  oder  sie  notzüch- 
tigte, wurde  doppelt  so  hart  bestraft,  als  wenn  er  dasselbe 
Vergehen  gegen  eine  Jungfrau  verübte l70).  Auch  wer 
einer  Unfreien  beiwohnte  wider  den  Willen  ihres  Herrn, 
wurde  zu  Gunsten  dieses  letztern  gebüsst.  Aber  es  zeigen 
sich  hier  Von  neuem  Abstufungen ,  je  nach  dem  höhern  oder 
niedern  Geschäfte  der  Unfreien  17 '). 

So  richtet  sich  immer  die  Grösse  der  Busse  einmal 
nach  der  objectiven  Messbarkeit  des  Schadens ,  sodann  nach 
dem  Stande  des  Verletzten. 

Die  Ansichten  Uber  Strafrecht  und  Strafarten  veränder- 
ten sich  indessen  unter  der  Herrschaft  der  Karolinger  be- 
deutend. Die  monarchische  Gewalt,  welche  sich  im  Zu- 
sammenhange mit  römischen  Vorstellungen  von  der  Macht 
des  Kaisers  ausbildete,  vertrug  sich  nicht  weder  mit  einem 
ausgedehnten  Fehderecht,  noch  mit  Bändigung  des  rohen 
und  streitsüchtigen  Sinnes  172)  durch  blosse  Geldbusscn  und 
Privatverfolgung.  Die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Ganzen 
forderten  ein  entschiedeneres  Eingreifen  im  Interesse  des 
Staates  selber. 

Karl  der  Grosse  untersagte  die  Fehde  und  erklärte  die 
Forderung  der   Sühne  für  den  einzigen  erlaubten  Weg, 


168)  Lex  Alant,  (it.  81.  97. 

169)  Lex  Alam.  fit.  10.  11.  97.    Vgl.  oben  Ann.  160. 

17 Q)  Lex  Alant,  lit.  58:  „Si  autein  cum  ea  (libera  feuiina  Yirgiue)  foruic*- 
>«nt  contoa  ej«s  volunlateui,  coraponat  eolidot  quadraginta.  Si  autein  mutiert 
b*4*  fecerit,  omni«  duplicittr  componat."    Siehe  oben  Note  39. 

171)  Lex  Alam.  til.  80.  lieber  das  Strafrecht  vgl.  noch  Lex  Alam.  tit. 
1*2.  24.  26.  28.  50.  93.  99.    Add.  27. 

172)  Der  Titel  (i5)  über  die  Verfolgung  des  Todschlager.s  nach  einem 
Streithandel  in  der  Lex  Alam.  ist  überschrieben :  De  t  ixt» ,  quae  taepe  fieri 
soltnt  in  populo. 
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eine  Verletzung  zu  ahnden  ,73).  Freilich  konnte  ein  solches 
Gebot  nicht  auf  einmal  die  festgewurzelte  Sitte  vernichten, 
und  noch  lange  kamen  zahlreiche  Fehden  im  Leben  vor, 
um  ein  Vergehen  zu  rächen.  Aber  der  entgegen  gesetzte 
die  blosse  Privatrache  abschliessende  Staatsgrundsatz  war 
doch  nun  ausgesprochen  und  konnte  auch  in  einzelnen 
Fällen,  wo  ein  kräftiger  Graf  oder  König  eingriff,  zur 
Anwendung  gebracht  werden. 

Zugleich  wurden  ausser  jenen  Vergeben  gegen  den 
Staat,  welche  schon  früher  mit  dem  Tode  bestraft  wur- 
den tn) ,  auch  gemeine  Verbrechen  mit  der  Todesstrafe 
bedroht ,  namentlich  die  drei :  Mord ,  Raub  und  Brand  ,7S). 
Darüber  richtete  immer  der  Graf,  welchem  allein  der  Blut- 
bann des  Königs  anvertraut  war.  Es  ward  demselben 
daher  zur  Pflicht  gemacht,  in  jeder  Grafschaft  für  ein  Ge- 
fängniss  zu  sorgen  und  bei  jeder  Gerichtsstätte  wurden 
die  nöthigen  Anstalten  zur  Hinrichtung  gefordert,  nament- 
lich der  Galgen  i7*). 

Auch  auf  andere  Vergehen  fing  man  an  Leibes-  oder 
Freiheitsstrafen  anzuwenden,  und  der  Bezug  von  Bussen 
zu  Händen  des  Staates  wurde  ausgedehnt.  Endlich  wurde 
dem  Grafen  die  Befugniss  eingeräumt,  den  Verbrecher  vor- 
zuladen, und  so  die  frühere  Mahnung  im 'Interesse  des  Ver- 
letzten in  einen  Bann  (Gebot)  im  öffentlichen  Interesse 
zu  verwandeln,  welcher,  wenn  der  Beklagte  ausblieb, 
für  ihn  zuletzt  die  verderblichsten  Folgen  hatte  I77). 


173)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  §.  207  und  dje  dortigen  Spellen. 

174)  Die  Todesstrafe  kommt  im  armenischen  Gesetze  schon  in  dcei 
Fällen  vor;  1)  wegen  Mordanschlag  gegen  den  Herzog,  tit.  24;  2)  wegep 
Lundesverrätherei  durch  Herbeirufen  eines  feindlichen  KriegJTolkes ,  tit.  25; 
3]  wegen  Tumult  beim  Heere,  in  Fplge  dessen  einige  erschlagen  wurden, 
tit.  26. 

175)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  $.  296. 

176)  Vgl.  oben  Note  60.  —  Cap.  2.  811.  c.  11.  „Ut  comHes  unos  quis- 
qoe  in  sao  comitalu  carcerem  habeanl  et  Judices  atque  Virarii  patibnlos 
habeant." 

.177)  Siehe  über  alles  diess  Eichhorn  $.  206  und  §.  207. 
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5.  19.    Die  Gemeinden. 

Unsere  Nachrichten  Uber  den  ältesten  Zustand  der  Ge- 
meinden sind  sehr  dürftig.  Wir  müssen  neben  den  An- 
deutungen, die  sich  hier  und  da  zerstreut  finden,  auch 
noch  den  spätem  Zustand  der  Gemeinden  herbei  ziehen, 
um  ein  Bild  für  die  ältere  Zeit  zu  entwerfen. 

In  dem  Gau  lagen  eine  bedeutende  Anzahl  Weiler 
und  einzelner  H  ö  f  e.  In  jenen  wohnen  ganz  nahe  bei- 
sammen die  Bebauer  des  Landes.  Die  Häuser  sind  zwar 
von  einander  getrennt  und  von  einem  Hag  umgränzt,  aber 
der  ganze  Klubb  der  Häuser  gehört  doch  zusammen  und 
bildet  so  ein  Dorf.  In  Verbindung  mit  den  Weilern 
stehen  oft  einzelne  grössere  Höfe,  zuweilen  aber  bilden 
sie  ein  eigenes  landwirthschaftliches  Ganzes.  Auf  den 
Höfen  findet  sich  gewöhnlich  ein  grösseres  Wohnhaus  und 
Scheune  für  den  Eigenthümer,  und  daneben  noch  Woh- 
nungen für  die  zahlreichen  Hörigen.  Oefters  sind  aus 
diesen  Höfen  mit  der  Zeit  ganze  Dörfer  entstanden  17S). 

Die  Bewohner  eines  Dorfes  standen  unter  sich  in  man- 
nigfaltiger landwirtschaftlicher  Verbindung.  Die  Aecker 
waren  zwar  zu  Eigenthum  vertheilt,  aber  durch  die  von 
Anfang  an  bestehende  Drcifelderwirthschaft  waren  eine 
Menge  einzelner  Aecker  wieder  zu  einem  Ganzen  (Zeig) 
vereinigt,  welches  gleichmässig  bepflanzt  werden  musste. 
In  sehr  alten  Urkunden  ist  schon  der  Zeigen  gedacht179). 

Nehen  den  vertheilten  Grundstücken  gehörte  wohl  zu 
jedem  Dorf  oder  überhaupt  jeder  Genossenschaft  ein  grosses 
unvertheiltes ,  zusammenhängendes  Stück  Boden,  nament- 
lich Wald   und  Weide.     Wir  können   dasselbe    mit  der 


178)  Z.  B.  Wald,  Fischenthal,  Lauffen  u.  s.  f.  Urk.  v.  J.  752  Neu- 
gart  17.  „Curtis  duringas  cum  undeeim  catatat  quod  ad  haec  pertenel, 
et  alius  curtis  raeis,  quod  vocatum  est  Hahahu.sjr  cum  .YV  casalis  quod  ad 
haec  pertinet." 

179)  Neugart  No.  77.  v.  J.  779  oder  780:  „et  in  omni  zeiget  jorualc 
«intim  arare  et  III  dies  asecare  rt  III  aniadece."     No.  113. 
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spatem  Zeit  füglich  Alm  ende  oder  Gern  ein  march 
nennen  ,80). 

Die  Ahnende  wurde  von  den  Bewohnern  des  Weilers 
oder  Hofes  benutzt,  zu  dem  sie  gehörte.  War  sie  mit 
dem  Hofe  eines  Grundherrn  verbunden,  in  welchem  Falle 
der  Ausdruck  Almende  freilich  nicht  ganz  passt,  so  stand 
sie  mit  dem  gesammten  Hofe  in  dessen  Eigenthum.  Aber 
die  Bauern,  welchen  einzelne  Huben  dieses  Hofes  von 
dem  Herrn  verliehen  waren,  die  sogenannten  Huber,  moch- 
ten doch  von  jeher  dort  das  für  den  Unterhalt  ihrer  Ge- 
bäude und  die  Heizung  nöthige  Holz  frei  holen  und  das 
Vieh  auf  die  unvertheilte  Weide  treiben.  JNur  für  fremd- 
artige Zwecke,  etwa  zum  Verkaufe,  durften  sie  kein 
Holz  fallen  Ul) ,  und  es  hing  die  Benutzung  des  Waldes 
und  der  Weide  aufs  engste  zusammen  mit  der  Bewirthung 
des  unter  sie  vertheilten  Grundstücks.  Au  eine  Beschrän- 
kung der  Nutzung  durcli  den  Eigen thümer  selbst  ist  in- 
dessen damals  noch  überall  nicht  zu  denken. 

War  der  Weiler  von  Freien  bewohnt,  so  bildeten  sie 
zusammen  eine  Genossenschaft,  in  welcher  indessen  wohl 
nur  die  Eigenthümer  eines  Hauses  und  Grundstückes  für 
dieses  ihre  Bechte  geltend  machen  konnten.  Sie  waren 
ebenfalls  befugt,  für  ihre  Bedürfnisse  Holz  zu  schlagen 


i  ■  i 

180)  Der  Ausdruck  March  kommt  in  den  atainannischen  Urkunden  sehr 
häufig  zur  Bezeichnung  des  Gebietes  einer  Ortschaft  vor,  z.  B.  Neugart 
No.  176.  in  loco  qui  vocatur  Camputuna  (KÜmpten)  siue  Irincheshusa  quid- 
quid  in  ipso  loco  et  in  ipsa  marea  visus  sum  habere.  No.  269  in  Stamheim  Tel 
id  eadem  marca.  Vgl.  No.  24«.  257.  265.  279.  388.  428.  486.  636  u.  s.  f. 

181)  Eine  Hauptstelle,  freilich  aus  ziemlich  späterer  Zeit,  zu  welcher 
übrigen*  die  Rechte  der  Hofgenossen  sich  vermehrt  hatten ,  findet  sich  in 
einer  Urkunde  vom  Jahr  1303  und  in  dem  Stiftsarchiv.  E.  Maness  nämlich 
übergibt  der  Stift  zum  Grossm'ünster  seine  eigentümlichen  Besitzungen  in 
Oberleinbach:  ,, salvo  tarnen  et  reservato  eoioni*  e/u*detn  curti*  quod  in 
eisderr.  »Hui*  ligna  possint  et  debeant  excidere  prout  eis  ad  con*tructionem 
domuuin  auarum  ad  usurn  igni*  et  ad  sepes  facienda»  et  alios  utu*  nece*- 
sario*  pro  excolendi*  dicti*  possesaionibu*  opu*  e**e  dinoscalur.  Ita  quod 
Coloni  nichil  juris  seit  potestatis  habere  debeant  ad  alio*  usus  ligna  hujus- 
modi  excidere  vendere  donare  seu  modo  quolibet  alienare." 
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und  ihr  Vieh  auf  die  gemeine  Weide  zu  schicken.  Das 
vertheilte  Eigenthum  zog  mithin  das  Recht  der  Nutzung 
der  Almende  nach  sich  und  wurde  dadurch  innerlich  ver- 
stärkt und  erweitert.  Nach  unserer  gangbaren  Rechts- 
sprache, die  sich  von  dem  Einflüsse  römischer  Theorie 
nur  schwer  losmacht,  sind  wir  zwar  geneigt,  der  Genos- 
senschaft, als  einer  juristischen  Person,  das  Eigenthum  an 
der  Almende  zu-  und  den  einzelnen  Genossen  als  andern 
Personen  abzusprechen.  Aber  gewiss  haben  sich  die  alten 
-Bewohner  die  Sache  nicht  in  dieser  Weise  gedacht.  Die 
immerhin  künstliche  Vorstellung  einer  aus  einer  Mehrheit 
gebildeten  einzigen  aber  nicht  sichtbaren  Person  lag  ihnen 
ferne,  ungeachtet  die  Keime  auch  dieser  Auffassungsweise 
bereits  vorhanden  waren.  Noch  viel  weniger  aber  darf 
man  dann  in  römischem  Sinne  von  Servituten  sprechen, 
welche  den  einzelnen  Hausvätern,  wie  wir  die  Besitzer 
der  getheilten  Grundstücke  nennen  wollen,  an  der  im 
Eigenthum  der  Genossenschaft  befindlichen  Almende  zu- 
gestanden haben.  Diese  Nutzungsrechte  sah  man  nicht  für 
Rechte  an,  durch  welche  das  (un vertheilte)  Eigenthum  -be- 
schränkt, sondern  vielmehr  als  Rechte,  durch  die  das  (verr 
theilte)  Eigenthum  erweitert  werde. 

Man  darf  es  wohl  behaupten,  dass  die  noch  jetzt  so 
wichtigen  Rechtsverhältnisse  der  Waldungen,  welche  Ge- 
nossenschaften angehören,  nur  darum  dunkel  und  unver- 
ständlich scheinen,  weil  man  bei  ihrer  Betrachtung  die 
Begriffe  des  deutschen  Rechtes  vergessen,  und  statt  der- 
selben römiscfie  Begriffe  zur  Anwendung  gebracht  hat, 
welche  dazu  nicht  passen.  Man  konnte  es  nicht  begreifen , 
dass  mehrere  Eigenthümer  eines  Grundstücks  sein  sollten, 
ohne  entweder  zu  einer  mystischen  Person  zusammen  zu 
wachsen,  oder  nach  ihrer  Anzahl  nur  ideelle  Theile  an 
jenem  Eigenthum  zu  haben.  Man  hielt  ein  Drittes  für 
-unmöglich,  weil  das  römische  Recht  allerdings  ein  Drittes 
nicht  kennt,  und  gab  sich  nicht  die  Mühe,  aus  der  nähern 
und  unbefangenen  Betrachtung  jenes  Institutes,  verglichen 
mit  einer  Menge  ähnlicher  deutscher  Verhältnisse,  nach 
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einem  Rechtsgedanken  zu  forschen  ,  der  sich  in  ihnen  aus- 
drückt. 

Das  deutsche  Hecht  ist  bekanntlich  überaus  reich  an 
Genossenschaften ,  welche  weder  als  römische  juristische 
Personen  (universitates)  noch  als  römische  Gesellschaften 
(societates)  aufgefasst  werden  dürfen,  sondern  mitten  inne 
liegen.  Während  nämlich  das  Charakteristische  der  römi- 
schen universitas  darin  besteht,  .dass  ein  neues  Rechtssubject 
künstlich  erzeugt  wird,  die  Gesammtheit,  vor  welchem 
die  Rechte  der  einzelnen  Glieder  dieser  Gesammtheit  völlig 
in  den  Hintergrund  treten  oder  ganz  verschwinden:  so  ist 
es  dagegen  jder  Gesellschaft  eigentümlich ,  dass  hier  <!!*■ 
Herrschaft  der  einzelnen  Gesellschaftsglieder  vollständig  er- 
halten bleibt  und  die  Verbindung  dieser  Gesellschafter 
keineswegs  als  Einheit  sich  darstellt.  Dort  werden  die 
sämmtlichen  Rechte  gewissermassen  in  einem  Brennpunkte 
vereinigt  und  von  der  Idee  der  Einheit  absorbirt.  Hier 
stehen  sie  zu  ideellen  Theilen ,  von  denen  aber  jeder  für 
sich  selber  besteht,  den  mehrern  einzelnen  Personen  zu. 

Die  deutschen  Genossenschaften  bewegen  sich  nun  aber 
meistens  zwischen  diesen  beiden  Extremen  und  nähern  sich 
bald  mehr  dem  einen  bald  mehr  dem  andern.  Bald  über- 
wiegt das  Element  der  Vereinigung  zu  einem  Ganzen, 
bald  die  Rücksicht  auf  die  besondern  Rechte  der  einzelnen 
Glieder.  Je  nachdem  somit  der  eine  oder  der  andere  Ge- 
sichtspunkt hervorgehoben  wird,  kann  auch  dasselbe  Recht 
und  insbesondere  das  Eigenthum  bald  der  Genossenschaft 
bald  den  einzelnen  Genossen  zugeschrieben  werden,  ohne 
dass  diese  Gegensätze  scharf  gesondert  wäre,n.  So  kann  die 
Ahnende  füglich  aufgefasst  werden  theils  als  Eigentbum  der 
Gemeinde  theils  als  Eigenthum  der  einzelnen  Hausväter  in 
der  Gemeinde.  Der  erstere  Gesichtspunkt  wird  mehr  da  vor- 
herrschen,  wo  es  sich  um  Verfügungen  handelt  über  das 
Ganze,  z.  B.  um  Anordnung  gehöriger  W irthschaft ,  Fest- 
setzung allgemeiner  Bestimmungen  über  den  Holzschlag, 
die  Nutzung,  den  Viehtrieb  u.  s.  f.  Ueber  solche  Dinge 
entschied  die  Versammjung  als  Organ  der  Gesammtheit, 
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und  der  Einzelne  konnte  sich  ihren  Beschlüssen  nicht  ent- 
ziehen. 

Der  zweite  Gesichtspunkt  aber  zeigt  sich  vornämlich  in 
der  Ausübung  des  Nutzungsrechtes,  welches  den  einzelnen 
Gliedern  der  Genossenschaft  als  solchen  zustand.  Diese  er- 
scheinen somit  nicht  wie  jeder  Dritte,  dem  auch  ein  Nutzungs- 
recht hätte  verliehen  werden  können.  Sondern  sie  nutzen 
eben  als  Eigenthümer,  indem  sie  ihr  Eigenthum  nach  den 
von  der  Mehrheit  der  Genossen  festgesetzten  Grundsätzen 
aüsUben. 

"  Diese  Genossenschaft  unterscheidet  sich  demnach  von  der 
römischen  Universitas  dadurch,  dass  die  einzelnen  Glieder 
Rechte  auf  das  Vermögen  derselben  haben,  welche  sogar, 
wenigstens  unter  gewissen  Bedingungen ,  der  Veräusse- 
rung  und  Vererbung  fähig  sind,  von  einer  römischen  Ge- 
sellschaft dadurch,  dass  kein  einzelner  Genosse  Theilung 
der  Almende  verlangen  darf,  und  dass  alle  einzelnen  sich 
den  gemeinen  Verfügungen  der  Mehrheit  unterziehen  müssen. 

Diese  ganze  Auffassung  wird  nun  aber  allerdings  bloss  mög- 
lich durch  den  dem  römischen  Rechte  fremden  Begriff  des  Ge- 
sammtei  genthu  ms.  Das  römische  Recht  ging  von  dem 
Satze  aus  :  Das  Eigenthum  ist  die  ausschliessliche  und  voll- 
ständige Herrschaft  einer  Person  über  eine  Sache.  Somit 
können  nie  zwei  zugleich  Eigenthümer  an  derselben  Sache 
sein.  Denn  wenn  beide  es  wären,  so  könnte  ja  keiner  den 
andern  ausschliessen  und  folglich  hätte  keiner  von  beiden 
vollständige  und  unbeschränkte  Herrschaft.  Daher  eben  sind 
die  Miteigenthümer  zwar  zu  ideellen  Quoten,  nicht  aber  zum 
Ganzen  Eigenthümer,  und  können  zugleich,  um  jede  Collision 
zu  vermeiden,  auf  Auseinandersetzung  und  vollständige  Thei- 
lung klagen.  Wo  sich  dagegen  eine  Mehrheit  findet,  die 
Eigenthum  hat,  ohne  dass  der  Begriff  dieses  Miteigentums 
darauf  passte ,  da  schaffen  die  Römer  eine  künstliche  Ein- 
heit in  der  juristischen  Person ,  welcher  sie  sodann  alles 
Eigenthum  zuschreiben,  ohne  dass  sie  daneben  auch  noch 
den  einzelnen  Menschen,  welche  jene  Gesammtheit  bilden, 
irgend  Welches  Eigenthumsrecht  zugestehen. 
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Die  Gefahr  der  Collision,  welche  zwischen  den  meh- 
rern vollen  Eigentbüuiern  entstehen  könnte,  weiss  nun  aber 
das  deutsche  Recht  anders  zu  beseitigen,  und  darum  eben 
ist  es  nicht  gezwungen,  zu  jenem  künstlichen  Begriff  der 
mystischen  Personen  in  seinem  Extreme  sogleich  und  unbe- 
dingt Zuflucht  zu  nehmen.  Am  klarsten  zeigt  sich  das  bei 
der  Ehe,  da,  wo  angenommen  wird,  das  Vermögen  der 
Ehegatten  gehöre  nicht  etwa  der  Ehe  als  mystischer  Per- 
son, sondern  jedem  von  beiden  Ehegatten  ganz,  indem  hier 
die  mögliche  Collision  verschwindet  durch  die  Concentra- 
tion  der  ganzen  Verwaltung  des  Vermögens  in  der  Hand 
des  Mannes.  Aber  auch  bei  den  Genossenschaften  ist  jene 
Collision  dadurch  verhindert,. dass  alle  Verfügungen,  welche 
eine  Collision  hervorrufen  könnten ,  den  Einzelnen  entzogen 
und  der  Versammlung  der  ganzen  Genossenschaft  vorbehal- 
ten sind,  in  welcher  dann  eben  die  Mehrheit  entscheidet ,S2). 

Da  unsere  altern  Quellen,  wie  schon  oben  bemerkt  wurde, 
alle  diese  Verhaltnisse  uur  selten  erwähnen ,  wie  denn  über- 
haupt das  Allbekannte  und  Jedem  Klare  wenig  hervorge- 
hoben wird,  so  müssen  wir  auch  die  Beweise  fiir  unsere 
Darstellung  grossentheils  versparen,  bis  wir  reichhaltigere  Be- 
lege dafür  finden  u3).  Indessen  können  wir  doch  schon  hier 
zur  Bestätigung  des  Gesagten  folgendes  anführen: 

Wir  finden  in  der  spätem  und  bis  auf  die  neueste  Zeit 
herab  fortwährend  jenen  Gegensatz  zwischen  dem  vertheil- 
ten und  dem  unvertheilten  Boden,  und  ebenso  die  innere 
Verbindung  zwischen  dein  Besitze  einzelner  vertheilter  Grund- 
stücke und  dem  Antheil  an  der  gemeinen  Waldung  und  Weide 
überall  in  der  ganzen  Gegend  verbreitet.  Diese  Ausdeh- 
nung eines  derartigen  Institutes  beweist  aber  an  und  für  sich 


182)  Vgl.  über  den  Begriff  des  CJ  e  ■  a  in  in  l  e  i  ge  o  l  h  u  in  s  Eichhorn 
Keehlsgetchtchte  §.  451.  Pnv,«tre<:ut  168.  M  i  I  t  e  r  in  a  i  e  r  Privatrecht  §.  i  3 9 . 
j;aii7.  besonders  aber  Beider  Eibveitrage.  (Böttingen  1835,  I.  S.  <3  ff., 
dessen  treffliche  Ausführung,  wenn  auch  in  etwas  anderem  Zusanimtnliang« 
bearbeitet,  doch  vollständig  hieher  pastf, 

183)  Unlen  Buch  II.  26. 
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schon  für  dessen  Alter.  Denn  es  kann  keinen  Zweifel  lei- 
den, dass  das  unvertheilte  Land,  die  Ahnende,  nicht  durch- 
gängig aus  zusammengestossenen  Sondergütern  sich  hat 
bilden  können.  Somit  inuss  es  von  Anfang  an,  d.  h.  seit- 
dem das  Land  von  den  Eroberern  in  Besitz  genommen  und 
unter  sie  vertheilt  wurde ,  Gemeineigenthum  gegeben  haben. 
Eher  Hesse  sich  das  Umgekehrte  denken,  dass  das  Sonder- 
eigenthum erst  in  der  Folge  durch  Zutheilung  einzelner 
Stücke  der  Almcndc  entstanden  wäre.  Zur  fränkischen  Zeit 
aber  kann  darüber  kein  Zweifel  sein ,  dass  es  überall  eine 
Mcrige  von  einzelnen  vertheilten  Grundstücken  im  ausschliess- 
lichen Eigenthum  Eines  Besitzers  gab.  Denn  die  meisten 
alamannischen  Urkunden,  welche  wir  noch  haben,  enthalten 
gerade  Veräusserungen  von  solchen  Sondergütern  an  Kir- 
chen, Klöster  u.  s.  f.  Aber  selbst  für  die  älteste  Zeit,  als 
die  Alamannen  das  Land  besetzten,  ist  ein  solches  Ueber- 
wiegen  des  Gemeineigenthums  vor  dem  Sondereigenthum 
undenkbar.  Denn  obwohl  es  uns  wahrscheinlich  ist,  dass  eine 
Menge  römischer  Aecker  in  Viehtriften  verwandelt  wurden  , 
und  im  Allgemeinen  die  Viehzucht  in  der  ersten  Zeit  den 
Ackerbau  zurückdrängte,  und  ungeachtet  nun  allerdings  der 
Hirtenberuf  sich  eher  mit  der  Behandlung  des  Bodens  als 
eines  gemeinen  Gutes  verträgt,  als  der  Ackerbau,  der  ab- 
gegränztes  Eigen  nothwendig  macht:  so  wäre  es  doch  ganz 
unnatürlich,  sich  ein  plötzliches  gänzliches  Aufhören  al- 
les Ackerbaues  und  ein  Zusammenwerfen  alles  vorher  schon 
bepflügten  und  vertheilten  Bodens  vorzustellen. 

An  allen  urkundlichen  Andeutungen  aus  älterer  Zeit  fehlt 
es  indessen  doch  nicht.  Ich  rechne  nämlich  hieher,  dass 
regelmässig,  wenn  einzelne  Grundstücke  veräussert  werden, 
in  den  Urkunden  pascua  et  silvae,  Wunn  und  Weide  als 
Zubehörde  derselben  erwähnt  werden.  I84)  Diese  Ausdrücke , 


184)  Bei  Neugart  Nro.  614  wird  der  „cesura  lignorum",  des  Rechtes 
Holz  zu  schlagen  in  dem  Geraeinwald  ausdrücklich  als  einer  Pertinenz  des 
Grundstücks  gedacht.  Vgl.  Grimm,  R.  A.,  S.  521.  In  den  Wiener  Jahr- 
büchern der  Literatur  Bd.  XLV.  S.  121.  Uieilt  Jak.  Grimm  eine  Stelte  aus 
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welche  in  gleicher  Weise  auch  zu  einer  Zeit  noch  vorkom- 
men ,  wo  niemand  zweifeln  kann ,  dass  damit  die  mit  den 
Grundstücken  verbundenen  Antheile  an  der  Nutzung  der  ge- 
meinen Mark  bezeichnet  werden,  beweisen  das  Dasein  einer 
solchen  auch  in  der  fränkischen  Zeit  und  können  zugleich 
den  besten  Beleg  für  unsere  obige  Ansicht  liefern,  dass 
der  Besitz  der  gemeinen  Mark  in  der  engsten  Verbindung 
stand  mit  dem  Eigenthum  am  Sondergute  und  den  einzelnen 
Sondereigenthümern  zukam ,  welche  dann  freilich  wieder 
Glieder  einer  Genossenschaft  waren. 

Die  Ausdehnung  der  einzelnen  Marken  konnte  wohl  in 
verschiedenen  Gegenden  auch  sehr  verschieden  sein.  Vieles 
hing  ab  von  dem  ursprünglichen  Zustande  des  Landes  und 
der  grössern  oder  geringem  Masse  der  Bevölkerung.  Die 
Marken  am  Oberrhein  hatten  insbesondere  einen  sehr  wei- 
ten Umfang  und  gehörten  durchgangig  mehrern,  öfter  zehn 
und  zwanzig  Dorfgemeinden  an185).  In  Alamaunien  dage- 
gen scheinen  dieselben  regelmässig  von  geringerer  Ausdeh- 
nung gewesen  zu  sein,  und  meist  nur  Einem  Dorfe  zuge- 
standen zu  haben.  Indessen  finde  ich  doch  auch  bei  uns 
zuweilen,  dass  mehrere  Dorfer  Ansprüche  haben  auf  die- 
selbe gemeine  Mark. 

In  einem  Streite  der  Dörfer  Schwerzenbach  und  Rie- 
dern gegen  Wallisellen  nämlich  erkennen  die  Schiedsrichter 
im  Jahr  1314:  „da  das  vorgeuant  Rieth  als  lang  so  jc- 
man  gedenket  ein  gemeinmerch  gewesen  ist  der  vor- 
genanden  drier  dörfern  vnd  der  liegenden  gütern, 
die  ze  dien  dörfern  hörrent,"  so  soll  es  auch  in  Zukunft 
ein  gemeinmerch  dieser  drei  Dörfer  bleiben  t86). 


einem  Gedichte  des  eilften  Jahrhunderts  mit,  welche  für  Sachsen  das  Institut 
nachweist.    Meginfrid  klagt  nämlich  im  Namen  der  Sachsen  dem  Könige : 

„pupillus  et  advena  quivis 
indigenas  prohibent  «jM>  communibut  uU ,  ' 
pascua  praeripiunt,  abigunt  arinenta  gregesque 
heredea  circumveniunt ,  vi  praedia  toilunt ,  " 
Hcnrici  bellum  contra  Saxoiies.     Lib.  I.  48  —  51.    Reubor  |>ag.  -Ol'. 

185)  v.  Low.  Ueber  die  Markgenossenschaflm.  Heidelberg.  1829.  S.  7. 

186)  Urk.  des  Stifts  zum  Grossmünsler.    Diplom.  Bl.  79.  b. 
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Es  könnten  sich  auch  auf  dem  Gebiete  einer  Mark  gar 
wohl  erst  in  der  Folge  mehrere  Dörfer  gebildet  haben. 

Umgekehrt  sind  in  spätem  Zeiten  auch  etwa  Höfe  mit 
Dörfern  rereinigt  worden,  welche  zuvor  eine  eigene  Al- 
mende für  sich  besessen  hatten.  Und  nicht  immer  war 
man  der  ursprünglichen  Verhältnisse  sich  bewusst  genug, 
um  nun  jene  Almende  mit  der  Almende  des  Dorfes  zu 
vereinigen,  sondern  gestattete  den  Bewohnern  des  Hofes 
die  Nutzung  des  unvertheilten  Dorfgutes  zugleich  mit  der 
alleinigen  Nutzung  ihrer  Hofalmende. 

Das  Dorfrecht  tritt  uns  in  dieser  Periode  noch  viel 
zu  wenig  klar  entgegen,  als  dass  wir  dasselbe  hier  schon 
näher  behandeln  könnten.  Zweierlei  indessen  müssen  wir 
vorläufig  herausheben.  Erstens  :  Zwischen  den  Mark- 
verhältnissen ,  wie  sie  sich  bei  uns  vorfinden  und  den  Mark- 
genossenschaften des  Oberrheins  und  Westphalens,  wie  sie 
in  der  vorhin  erwähnten  Schrift  von  Low  geschildert 
werden,  besteht  ein  durchgreifender  Unterschied.  Die 
letztern  nämlich  sind  reine  Markgenossenschaften,  so  dass 
sich  die  Verbindung  ausschliesslich  auf  die  Verhältnisse 
des  gemeinen  Gutes  bezieht,  somit  einen  rein  privatrecht- 
lichen Charakter  hat.  Unsere  Genossenschaften  dagegen 
beziehen  sich  nicht  bloss  auf  den  Besitz  und  die  Benutzung 
der  gemeinen  Mark,  sondern  haben  zugleich  eine  viel 
weiter  gehende  politische  Bedeutung.  Sie  stehen  in  Ver- 
bindung mit  dem  ganzen  Staatsorganismus  und  nehmen  als 
Dorfgemeinden  in  diesem  noch  eine  eigcnthümliche  Stellung 
ein,  so  dass  sie  zugleich  einen  privatrechtlichen  und  einen 
öffentlichen  Charakter  haben.  Diese  Vereinigung  eines 
privatrechtlichen  und  eines  öffentlichen  Elementes ,  die  wohl 
alter  und  ursprünglicher  ist  als  jene  Trennung,  hat  dann 
freilich  in  der  Folge  auch  verschiedene  Entwickelungeu 
dieses  Instituts  herbeigeführt,  je  nachdem  die  eine  oder 
andere  Richtung  das  Uebergewicht  erhielt. 

Zweitens.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  die 
Verbindung  der  Genossenschaft  auf  dem  Boden  beruhte, 
den  sie  inne  hatte,  mithin  insofern  eine  dingliche  war. 
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Daneben  aber  bestand  ein  persönlicher  Verband  alle- 
Genossen  als  eines  grossen  Geschlechtes  zu  Schutz  und 
Trutz.  Wenn  daher  das  Gesetz  der  Alamanneu  von  Ger 
nealogien  spricht,  welche  sich  um  ihre  Marken  streiten, 
so  hat  dasselbe  verrautblich  diese  Genossenschaften  im 
Auge,  welche  vor  dem  Grafen  ihre  Ansprüche  sinnbildlich 
durch  Scholle  und  Zweig  des  bestrittenen  Bodens  darstellen 
und  dann  durch  das  Gottesurtheil  des  Zweikampfes  das 
Recht  ermitteln  tS7).  Damit  ist  es  zusammen  zu  halten, 
dass  sehr  viele  Dörfer,  wie  wir  oben  schon  gezeigt,  den 
Namen  eines  Geschlechtes  tragen. 

«  .  *.  ,  j".  .•     i.!'»-    !•*.}:  m»i 

$.20.    Eigenthura.  .« n  ^  .  in/ 

••  • «     •'  •  i       *  v     .:•  •     f:i-'  -i ,.-«' 

Der  Unterschied  zwischen  unbeweglichem  und  beweg- 
lichem Gute  ist  ein  hergebrachter.  Das  Eigenthum  an 
Grund  und  Boden  ist  weit  bedeutsamer  ab  das  Eigenthum 
an  fahrender  Habe.  Nur  dem  Freien  war  es  möglich; 
achtes  Eigenthum  an  einer  Liegenschaft  zu  besitzen,  weil 
nur  er  dasselbe  in  der  Volksgemeinde  gehörig  vertreten 
und  schützen  konnte.  Zu  diesem  Eigenthum  gehörte  aber 
nicht  blos  vollständige  und  ausschliessliche  Herrschaft  über 
das  Grundstück,  sondern  innerlich  verbunden  mit  jenem 
war  das  Recht  der  Nutzung  der  gemeinen  Mark  so  wie 
die  Ausübung  einzelner  politischer  Rechte,  namentlich  da* 
Recht  in  dem  Volksgericht  über  Eigen  zu!  nrtheilcal  vi 

Grundeigenthum  wurde  entweder  auf.  ursprünglichem 
oder  abgeleitetem  Wege  erworben.  Als  eine  ursprüngliche 
Erwerbart,  die  in  der  altern  Zeit  gewiss  sehr  häufig 
vorkam,  gilt  die  Ausrodung  aus  der  gemeinen  Mark. 
Wer  ein  Stück  des  unvertheiltcn  Bodens  urbar  machte 
und  in  einen  Acker  verwandelte ,  wurde  eben  dadurch 
zum  Eigcnthümer  desselben.    Das  konnte  natürlich  nur  so 


1S7)  Lex  Alam,  Iii.  S4.  4t  Si  qu«  coitleulio  acta  fuerit  intet'  dua»  ge- 
neuiogtas  de  .«rmino  terrae  coruiu."  Vgl.  £  •  c  Ii  hur  n  Rediligeachichle 
V  18.  Anm. 
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lange  gelten,  als  die  Verminderung  der  Almende,  am 
ihrer  grossen  Ausdehnung  Willen,  noch  gleichgültig  und 
die  Erweiterung  des  gesonderten  Eigenthums  wünschbar 
schien  "8). 

Wichtiger  war  auch  damals  schon  der  abgeleitete  Eigen- 
thumscrwerb  in  seinen  beiden  Hauptformen  Erb  gang  und 
Auflassung.  Der  rechte  Erbe  wurde  sofort  Eigen- 
thiimer  der  Verlassenschaft,  ohne  dass  es  in  diesem  Falle 
einer  besondern  Handlung  von  seiner  Seite  oder  gericht- 
licher  Formen  bedurfte  !89). 

Unter  Lebenden  genügte  aber  ein  blosser  Vertrag  nicht, 
um  das  Eigenthum  zu  übertragen.  Es  war  dazu  die 
Auflassung  nothwendig,  d.  h.  eine  formelle,  meistens 
aber  nur  symbolische  Uebertragung  des  Grundstückes  (tra- 
ditio). Man  pflegte  nämlich  eine  Erdscholle  von  demsel- 
ben zu  nehmen,  einen  Zweig  darin  zu  befestigen,  und 
dieses  Symbol  des  Grundstücks  auf  den  Erwerber  zu  über- 
tragen l90).  Ob  nun  diese  Auflassung,  durch  welche  das 
Eigenthum  dem  Erwerber  verschafft  wurde,  in  dieser 
altern  Zeit  schon  vor  Gericht  geschehen  musste,  um  wirk- 
sam zu  sein,  oder  ob  es  genügte,  sie  vor  Zeugen  vorzu- 
nehmen ,  ist  bestritten.  Für  die  erstere  Ansicht  spricht  vor- 
züglich der  enge  Zusammenhang  zwischen  dem  Besitze  von 
Grundeigenthum  und  dem  Vollgenuss  der  politischen  Rechte. 
Veränderungen  in  dem  Grundeigenthum  hatten  nicht  bloss 
für  den  Einzelnen,  sondern  ebenso  auch  für  die  Volks- 
gemeinde Bedeutung.    Und  so  ist  es  denn  an  sich  schon 


188)  Framnünsterurkuadc  aus  dein  dreizehnten  Jahrhundert  (VII.  713-) 
„proprietatem  memn ,  quam  labore  proprio  de  incuttis  siloü  exttirpavi  — 
quidquid  meo  audore  adquisivi  illjs  trado."    Vgl.  Grimm  R.  A.  S.  525. 

189)  Lex  JUam.  tit,  92.  Das  neugeborne  Kind  beerbt  seine  sterbende 
Mutter  und  bringt  ihre  Verlassenschnft f  wenn  es  nun  nach  ihr  stirbt,  sofort 
in  das  Eigenthum  seines  Vaters.    Vgl.  Eichhorn  Rechtsgeschichte  §.  65. 

190)  Lex  Alain,  tit.  84.  „tdllant  de  ipsa  terra,  quod  Alamanni  curfibdi 
(uach  Grimm  R.  A.  S.  115  zu  lesen  zdrfodi)  dicunt,  et  ramos  de  ipsis 
«rboribu*  iungant  in  ipsain  lerrain  quam  tollunt." 
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wahrscheinlich ,  dass  dieselben  vor  der  Gemeinde  vorge- 
nommen werden  mussten,  wenn  es  irgend  möglich  war  191). 

Indessen  müssen  wir  allerdings  theils  nach  den  bestimm- 
ten Stellen,  theils  nach  dem  Stande  der  zahlreichen  Ur- 
kunden eine  bedeutende  Ausnahrae  zugeben. 

Wenn  nämlich  ein  Freier  einer  Kirche  sein  Grundstück 
veräusserte,  so  bedurfte  es  hier  der  gerichtliehen 
Auflassung  nicht  nothwendig.  Freilich  war  auch  in  diesem 
Falle  eine  Öffentliche  Erklärung  vor  wenigstens  sechs  bis 
sieben  Zeugen  nöthig,  die  mit  den  Namen  der  Zeugen 
in  eine  Urkunde  eingetragen  wurde.  Diese  Urkunde  wurde 
sodann  in  Gegenwart  des  Priesters  auf  den  Altar  der 
Kirche  gelegt  oder  auch  wohl  jenem  einfach  übergeben,  so 
dass  der  Besitz  einer  solchen  Vergabungschrift  die  Kirche 
fu>  ihr  Eigenthum  vollständig  legitimirte  m). 

Eben  solche  Urkunden  sind  uns  aus  dieser  Zeit  in 
Menge  erhalten,  während  gerichtliche  Auflassungsurkunden 
seltener  sind.  Doch  wurde  die  Erklärung  natürlich  auch 
in  solchen  Fällen,  in  denen  man  der  Kirche  schenkte, 
häufig  vor  Gericht  abgegeben,  wo  sich  dann  die  Zeugen 
von  selber  fanden  193). 

Diese  Uebergabe  zu  Gunsten  der  Kirche  stellt  sich  nun 
aber  als  Ausnahme  dar,  welche  sich  desto  eher  erklären 
lässt,   als  die   Kirche  von   jeher    schriftlichen  Urkunden 


191)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  $.  59.  a.  Dagegen  Beseler  Lehre 
Ton  den  Erbvcrlrägen.    I.  S.  38  ff. 

192)  Lex  Alant.  I.  „Si  quis  über  res  suas  —  ad  eceletiam  traderc 
voluerit  —  —  per  ehartam  de  rebus  suis  ad  ecclesiam ,  ubi  dare  voluerit  , 
firmitatem  faciat,  et  testes  sex  Tel  septem  adhibeat."  tit.  2.  43.  Für  diese 
Form  findet  sich  in  der  Urk.  112  bei  Neugart  der  Ausdruck:  „per  ecrip- 
tionis  tUulum  nliquid  conferre."  Die  Traditionen  geschahen  daher  oft  in  den 
Klöitern  selbst,  aber  auch  da  Tor  Zeugen. 

193)  Neugart  No.  11.  „actum  in  mallo  publice."  No.  113.  „et  actum 
in  villa  Tanninchova  corain  praetenlibua  judieibu»  et  eeiero  populo.  No. 
126.  „actum  ante  Steinharto  comite  et  pottea  ante  Hiranhaito  judice."  No. 
495.  „actum  in  TÜla- Ventura  (Winterthur)  coram  comite  et  praesentibus." 
Verausserungen ,  in  denen  der  Centenar  anwesend  ist  und  als  erster  Zeuge 
unterschreibt,  kommen  Tor  in  den  Nummern  182.  200.  257. 
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einen  grossen  Werth  beilegte.  Vielleicht  besteht  auch  ein 
gewisser  Zusammenhang  zwischen  dieser  Form  des  Ei- 
genthumscrwerbes  und  den  schriftlichen  gewöhnlich  ebenfalls 
von  Zeugen  bekräftigten  Urkunden  Uber  Rechtsgeschäfte, 
welche  sich  besonders  im  abendländischen  Reiche  der  Rö- 
mer noch  lange  erhielten  und  sogar  der  alten  mancipatio, 
ungeachtet  diese  nicht  mehr  wirklich  vorgenommen  wurde, 
doch  in  der  Schrift  gedenken  t94). 

Nur  wo  es  dem  Uebertragenden  unmöglich  war ,  das 
Gericht  zu  besuchen ,  weil  er  etwa  sich  ausserhalb  seiner 
Grafschaft  aufhielt,  sollte  in  andern  Fällen,  wenn  der  Er- 
werber nicht  eine  Kirche  war ,  die  Auflassung  auch  vor 
Zeugen  gültig  geschehen  dürfen.  Diese  sollen  aber,  wo 
immer  möglich,  seinem  Volksstamme  angehören  und  sind 
eben  desshalb  geeignet,  die  entfernte  Volksgemeinde  bei 
dem  Akte  zu  vertreten.  Gerade  dieser  Umstand,  dass 
ohne  Zeugen  eine  wirksame  Auflassung  nicht  möglich  ist, 
scheint  mir  darauf  hinzudeuten,  dass  dieselbe  in  der  Regel 
vor  der  Volksgemeinde  geschehen  musste,  sowie  auch  die 
fünf  römischen  Bürger,  welche  bei  der  römischen  man- 
cipatio fungiren,  ursprunglich  kaum  etwas  anders  sind 
als  Stellvertreter  der  Volksversammlung  der  Centurien  mit 
ihren  fünf  Classen  1»5). 

194}  Vgl.  die  Beispiele  bei  Spangenberg  tab.  ncg.  geslorum.  Lipsiae  1 821?. 

195)  Hauptstelle  ist  das  bekannte  Capitular  I.  a.  819.  c.  6.  „Si  quis 
res  suas  pro  salute  animae  suae  Tel  ad  aliquein  venerabilein  locum  vel  propin- 
quo  suo,  vel  cuilibet  alleri  (rädere  voluerit  et  eo  tempore  intra  ipsum  eomi- 
tutum  fuerit  legitimum  traditionem  facere  sludeat.  Quod  si  eodem  tempore 
extra  eundein  coinitatum  fuerit ,  adbibeat  sibi  vel  de  suis  pagensibus  vel  de 
aliis ,  qui  cadein  lege  vivant ,  qua  ipse  vivit  testet  idoneo»  vel  si  illos  habere 
non  potuerit,  lunc  de  aliis  qnales  ibi  meliores  inveniri  possint,  et  eoram  ti$ 
reruni  su. ir um  traditionem  faciat ,  et  fidejussores  vestiturae  donet  ei  qui  illam 
traditionem  aeeipit,  ut  vestiturnm  faciat."  Hier  ist  offenbar  ein  Gegensatz 
zwischen  der  legitima  traditio,  die  nicht  naher  beschrieben  wird,  und  der 
Uebergabe  vor  Zeugen.  Ware  die  letztere  auch  dann  genügend ,  wenn  der 
Veräusserer  jene  erstore  vornehmen  konnte,  so  hätte  die  ganze  Stelle  keine 
rechte  Redeutong.  Der  Umstand  ,  dass  viele  Urkunden  vorkommen  ,  in 
welchen  von  einer  gerichtlichen  Auflassong  keine  Rede  ist,  erklärt  sich  daraus 
«ehr  leicht,  dass  weitaus  die  meisten  Urkunden  Vergabungen  an  Kirchen  ent- 
halten, für  welche  nach  unserer  obigen  Ansicht  eine  Ausnahme  gilt. 
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Dieser  Auflassung  folgte  sodann  gewöhnlich,  wenn  auch 
nicht  nothweudig,  dii^  V^estitur  (Gcweri),  worunter 
man  sich  eine  förmliche  Einweisung  in  den  Besitz  des 
Grundstückes  selbst  zu  denken  hat.  Dadurch  legte  der 
neue  Eigenthümer  sein  Herrschaftsrecht  an  den  Tag  und 
erwarb  so  auch  von  Seite  der  Hörigen,  welche  auf  dem 
Grundstücke  wohnten,  Anerkennung.  War  die  Auffassung 
nicht  vor  Gericht  geschehen ,  so  war  die  Vestitur  um  so 
nöthiger,  indem  durch  diesen  öffentlichen  Akt  der  äussern 
Besitznahme  des  Grundstücks  nunmehr  auch  die  Nachbarn 
von  der  geschehenen  Uebergabe  unterrichtet  wurden,  wäh- 
rend in  den  gewöhnlichen  Fällen  die  Freien  schon  aus  den 
Verhandlungen  vor  der  Volksgemeinde  davon  Kunde  er- 
hielten t96). 

Ob  die  nächsten  Erben  schon  jetzt  berechtigt  waren, 
eine  Veräusserung  von  Grundeigentum  von  Seite  ihres 
Verwandten  durch  ihre  Einsprache  zu  verhindern,  mag 
zweifelhaft  sein.  Die  Sitte  wenigstens  war  der  Entfrem- 
dung der  Grundstücke  ausser  den  Kreis  der  Familie  gewiss 
nicht  günstig.  Denn  wenn  man  auch  nicht  an  ein  Gesammt- 
eigenthutn  denken  darf,  was  der  Familie  daran  zugestanden, 
so  ist  doch  die  Familie  in  sich  nach  deutscher  Rechtsan- 
sicht ein  enge  verbundenes  Ganzes.  In  der  Fehde  steht 
die  Familie  ihrem  Verwandten  mit  Gut  und  Blut  zur  Seite. 
Die  Erbfolge  ist  ganz  auf  das  Princip  der  Familie  gebaut. 
Und  so  mochte  es  schon  bei  Lebzeiten  eines  Verwandten 
unrecht  scheinen,  wenn  einer  ohne  Noth  sein  Gut,  die 
Grundlage  des  damaligen  Vermögens,  an  einen  Fremden 
teräusserte. 


196)  Ich  folge  in  dieser  Beziehung  de  Grimmischen,  von  Hesel  er  *. 
a.  O.  S.  23.  ff.  trefflich  ausgeführten  und  näher  begründeten  Ansicht.  Vgl.  Utk. 
liei  Neugart  No.  749  v.  J.  963.  „Dedit  (comes)  istos  nuntios  et  alioj 
multos  sequentes  ,  in  quorum  praesentia  ibidem  in  loco  Fenichlanda  cum 
domo  et  mancipii«  facta  est  vestitura"  (also  nicht  vor  Gericht,  sondern  auf 
dem  Grundstück)  No.  45.  7\9,  War  die  Auflassung  nicht  vor  Gericht  ge- 
schehen, so  musste  die  Vestitur  vielleicht  durch  die  Vermittlung  des  Gerichtes 
vorgenommen  werden. 
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Nur  wenn  ächte  Noth  oder  die  Sorge  fiir  das  Heil 
seiner  Seele  Jemanden  zwang,  sein  Eigen  weg  zu  geben, 
so  mochte  dagegen  auch  die  Sitte  nichts  einwenden  t97). 

Daraus  folgt  nun  freilich  noch  nicht ,  dass  eine  Ver- 
äusserung  an  dritte  Personen  von  den  Erben  des  Veräus- 
serers  habe  angefochten  werden  können,  sobald  dieser  ihre 
Zustimmung  nicht  vorher  erhalten  hatte.  Die  Urkunden 
geben  darüber  wieder  keinen  ganz  sichern  Aufschluss,  in- 
dem die  kirchlichen  Vergabungen  jedenfalls  eher  aufreeht 
erhalten  werden  konnten,  als  andere  Veräusserungen ,  und 
bei  andern  Uebergaben  des  Eigenthums  vor  Gericht  die 
Verwandten  anwesend  waren  und  daselbst  ihre  Rechte  so- 
fort geltend  machen  konnten.  Eines  Consenses  der  näch- 
sten Erben  wird  indessen  auch  in  kirchlichen  Urkunden 
öfters  erwähnt198),  worin,  wenn  auch  nicht  eine  Aner- 
kennung des  ausgebildeten  Rechtes  der  nächsten  Erben 
die  Veräusserung  zu  hemmen,  doch  wenigstens  der  Keim 
dieses  spätem  Rechtes  deutlich  sich  zeigt. 

Völlig  verkehrt  war  es,  wenn  man  den  alten  Deutschen 
den  Begriff  des  Eigenthums  an  Fahrhabe  absprechen 
wollte ,  obwohl  man  begreift,  wie  ein  solcher  Irrthum 
hatte  entstehen  können.  Denn  einmal  war  dieses  letztere 
Eigenthum  allerdings  unwichtiger  als  Grundeigenthum.  Und 
überdem  war  die  Verfolgung  dieses  Eigenthums  beschränk- 
ter. Das  alamannische  Gesetz  zeigt  deutlich,  theils  dass 
es  auch  nach  der  ältesten  Vorstellung  ein  wahres  Eigenthum 
an  Fahrhabe  gegeben,  theils  dass  man  dieses  als  solches 
mit  einer  Klage  vor  Gericht  habe  verfolgen  können  '"). 


197)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  §.  357.    Lex  Alant,  tit.  1. 

198)  Neugart  No.  96.  „Signuni  Dmlom ,  qui  banc  traditionein  ficn  et 
ftrmaie  rogaverit.  Signum  Wattharti  filto  suo  contentientem.  Signum  Bri- 
boni  jiliti  suo  contentientem  etc."  No.  111.  199.  170.  „Signum  Rechmfrido : 
qui  traditioue  isla  fieri  rogavit.  Signum  Werinfrido  germano  suo  qni  coi»- 
sensit  et  est  lestis.  Huadone  füio  suo,  qui  consensit."  Vgl.  darüber  Besn- 
ier a.  a.  O.  S.  48.  ff.  Er  verstellt  den  Consens  von  der  Thatigkeit 
eines  Familienrathes. 

199)  Lex  Alam.  tit.  87.  ,,Si  qui*  res  tuas  apud  alium  bouuneill  inve- 
aerit,  quidquid  sit ,  aut  uianciuia  aut  pecus  aut  aurum  äul  argentuui   aut  alia 
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Das  Pfandrecht  erscheint  in  dieser  Periode  noch  in 
der  einzigen  Form  des  Faustpfandes,  wodurch  lediglich 
der  Besitz  nicht  aber  das  Eigenthum  an  dem  Pfände  auf 
den  Gläubiger  überging  200). 

$.  21.    Abgeleiteter  Besitz.  Zinspflieht. 

Vergleichen  wir  den  römischen  Begriff  des  Eigenthums 
mit  dem  altern  deutschen,  so  steht  dieser  hinter  jenem  mit 
Rücksicht  auf  Grundstucke  um  nichts  zurück.  Im  Gegen- 
theil,  die  deutsche  Auffassung  des  völlig  freien  Eigenthums 
scheint  noch  ausgedehnter  und  reicher.  Ganz  anders  in  der 
spätem  Zeit.  Da  finden  wir  den  Boden  der  deutschen  Län- 
der mit  einer  unendlichen  Menge  von  Lasten  aller  Art  be- 
drückt, mit  Lasten,  wie  sie  das  römische  Recht  sorgfältig 
zu  vermeiden  suchte ,  um  die  Freiheit  des  Eigenthums  nicht 
zu  gefährden. 

Diese  Verschlechterung  des  deutschen  Eigenthums  er- 
klärt sich  grossentheils  durch  die  Erhebung  und  Ausdeh- 
nung des  abgeleiteten  Besitzes. 

Dieser  konnte  auf  verschiedene  Weise  entstanden  sein  und 
auch  eine  verschiedene  Bedeutung  haben.  Immer  aber  lag  das 
Charakteristische  darin,  dass  der  Besitzer  sein  Recht  bloss  ab- 
leitete von  dem  Eigentümer,  dass  er  dessen  Eigenthum  fort- 
während anerkennen  und  ihm  Zinse  und  Dienste  von  seinem 
Gute  entrichten  musste ,  endlich  dass  sein  Besitz  von  dem 
Volksrechte  nicht  direet  und  dauernd  geschützt  ward.  Hie- 
her gehört  der  Besitz  der  Hörigen,  unter  welche  der  Grund- 
herr einen  Theü  seines  Hofes  vertheilt.  Es  gehört  aber 
auch  hieher  der  Besitz  dessen ,  weicher  sein  vormaliges  Ei- 


spolia  et  üla  reddere  noluerit,  et  contradixerit,  et  post  haec  epnvictus  fuerii 
ante  judicem ,  aut  simile  aut  ipsum  reddat ,  et  cum  duodeeim  solidis  cowpo- 
nat,  quia  proprietalem  ejus  contradixit."    Vgl.  die  folgende  Note. 

200)  Lex.  Alant,  tit.  86.  „Si  dominus  pignus  dederit  pro  aliqua  re  ali- 
cui ,  et  «lind  pignus  quod  «latuin  est,  ibi  aliquod  dainnura  fecerit,  dominus 
ejus,  quo  dedit,  dainniun  —  restituat."    Vgl.  tit.  74.  98. 


94 


Erstes  Buch.    §.  31. 


genthum  nur  unter  der  Bedingung  dieses  Hesit7.es  abgetre- 
ten hatte. 

Diese  letztere  Entstehungsweise  kam  im  achten  und  neun- 
ten Jahrhunderte  sehr  häufig  vor,  besonders  zu  Gunsten 
von  Klöstern,  und  so  ist  fast  allenthalben  eine  Menge  Bo- 
den, der  früher  in  dem  Eigenthume  einzelner  Freier  gestan- 
den hatte,  in  todte  Hände  gerathen.  Ganz  gewöhnlich  näm- 
lich, wenn  ein  Freier  zuweilen  weniger  aus  Sorge  für  sein 
Seelenheil  als  in  der  Hoffnung  unter  dem  Schutze  der  klö- 
sterlichen Immunität  von  den  Bedrückungen  weltlicher  Gros- 
sen sich  eu  wahren,  sein  Eigenthum  der  Kirche  übergab, 
behielt  er  sich  lebenslänglichen  INiessbrauch  (Leibding)  an 
demselben  Grundstücke  vor  gegen  Entrichtung  eines  Zin- 
ses 20t)>  oder  wahrte  sogar  seinen  Erben  das  Recht  eines 
fortgesetzten  Besitzes.  Die  Wiederverleihung  zu  Besitz 
nannte  man  eine  Precarei. 

In  den  ältern  Precareien  wird  gewöhnlich  nur  der  Söhne 
gedacht ,  auf  welche  der  Besitz  nach  dem  Tode  des  Vaters 
gegen  Entrichtung  desselben  Zinses  übergehen  soll.  Doch 
finden  wir  in  Urkunden  des  achten  und  neunten  Jahrhun- 
derts schon  oft  auch  der  Tochter  ausdrücklich  denselben 
Besitz  zugesichert  2W).  Ebenso  werden  nicht  bloss  die 
Enkel  durch  den  Sohn  öfters  erwähnt,  sondern  auch  die 
Enkel  und  Enkelinnen  durch  die  Tochter203). 

Aber  auch  über  die  Enkel  hinaus  und  in  die  Seitenlinie 
hinüber  konnte  eine  Precarei  zugesichert  werden,  obwohl 
das  seltener  geschah.  In  allen  diesen  Fällen  konnte  man  bei 
der  üebergabe  zu  Eigenthiun  sich  das  Recht  der  Precarei 
oder  aber,  wenn  dieses  nicht  gewährt  und  der  Schenkende 
oder  seine  Erben  nicht  in  dem  Besitze  des  Gutes  gegen  Zins 


20!)  Neugart  No.  131.  149.  155. 

202)  NeagArt  No.  149.  162.  217.  244.  248. 

203)  Neugart  No.  86.  176.  182.  228.. 248.  besonders  aber  No.  162. 
„Et  si  supcrvixent  illam  Henfnt  film  ejtu ,  ilta  habest  sub  endem  ceusu ,  et 
filii  ejus  (sc.  filiae)  qui  de  Samfsole  nati  sunt,  ipai  siiniiiter  iu  euudem  cen- 
»iiin  habeant."    No.  423. 
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gelassen  wurden ,  Rückforderung  des  Eigenthums  selber  vor- 
behalten ,  und  für  einen  solchen  gehörig  gestellten  Vorbehalt 
sogar  das  Volksrecht  anrufen.  Der  Besitz  selbst  aber 
als  solcher,  und  abgesehen  von  dem  Rückfall,  wurde  von 
dem  Volksrechte  in  der  Regel  nicht  oder  doch  nur  zu 
Gunsten  dessen  geschützt,  der  im  Volksgerichte  seine  Rechte 
durch  Gedinge  (Vertrag)  persönlich  gewahrt  hatte  204). 


204)  Capit.  IV.  a.  819.  c.  4.:  „Si  quis  terram  centalem  habuerit  quam 
antecessores  sui  vel  ad  aliquam  ecclesiain  vel  ad  vijlam  nostram  dederunt, 
nullatenut  cum  tecundum  legem  tenere  potett;  nisi  ille  voloerit  ad  cujus 
poteslatem  Tel  illa  ecclesia  vel  illa  villa  pertinet;  nisi  forte  filius  aut  nepos 
ejus  sit,  qui  eam  tradidit  et  ei  in  eadem  terra  ad  tenendum  placitata  tit." 
Vgl.  darüber  Eichhorn  in  der  Zeitschrift  I.  S.  163  ff.  Nach  dieser  Stelle 
sollte  man  allerdings,  wie  auch  Eichhorn  annimmt,  meinen,  über  die  Unkel 
hinaus  gehe  der  Schutz  der  Precarei  nicht;  allein  entweder  änderte  sich  diese 
Beschränkung  bald ,  oder  man  muss  von  Anfang  an  auf  die  Worte  filius  aut 
nepos  nicht  zn  viel  Gewicht,  sondern  den  Nachdruck  mehr  auf  die  durch  den 
Druck  hervorgehobene  Phrase  legen.  Denn  die  Urkunden,  welehe  auch  den 
Erben  der  Seitenlinie  den  Besitz  zusichern,  sind  ger«de  so  abgefasst,  wie  die, 
welche  bloss  für  die  Descendenz  sorgen.  Neugart  No.  253.  (a.  832.)  _ea 
videlicet  ralione ,  ut  ego  easdem  res  ad  ine  recipiam ,  centumque  inde  annis 
singulis  persolvam  i.  e.  IV.  denarios ,  si  autem  ego  easdem  ret  redemere  vo- 
iuero,  cum  uno  solido  ld  agam.  Similiter  si  Deus  mihi  legiUmum  heredem 
dederit,  eundem  centum  pertolvat,  et  cum  codem  pretio  redimat,  Si  autem 
ante  obitum  ineum  non  redemero,  aut  heres  mihi  procrcatus  mm  fuerit,  tunc 
/rater  /neu*  Waldpreht  easdem  res  ad  se  recipiat ,  et  eundem  centum  per- 
tolvat: «imiliter  Cunderoh  filiut  ejut  et  fratret  ejut,  si  ei  Deus  fratres  de- 
derit,  et  si  eis  filii  fueriot  proereati,  tunc  ipti  redünendi  habeant  potesta- 
tem  cum  XX  tolidit  in  qualicumque  prelio  potuerint.  Si  vero  Uli»  heredes 
defuerint ,  tunc  ipse  res  ad  ipsum  monatteritun  redeant  perpetim  pottidenda." 
Die  Stelle  gibt  zugleich  «in  deutliches  Bild,  wie  man  sieb  den  Ruckerwerb  des 
Eigenthums  vorbehielt.  Andere  Beispiele  in  den  Nummern  135.  256.  397. 
Für  den  RUckerwerb  vgl.  noch  besonders  No.  184.  (a.  815.)  „Et  si  ipse  Al- 
tabertus  redimere  voluerit,  vel  filii  ejus  aut  filii  filiorum  ejus,  vel  ulla  pro- 
crealio  ejus  cum  X  solidis  redimant  ad  ipsum  prefatuin  monast.  Et  si  abba 
ipsius  monast.  nunc  redimalionem  facere  non  contenterit ,  tunc  liceat  ei  ip- 
tum  redimalionem  proicer»  in  batilicam  ,vel  in  agrum  propinquum  et  ha- 
beat  inde  redemptum.  Vgl.  No.  193.  228.  250.  Ueber  die  Ansicht,  dass 
die  sogenannte  precaria  oblata  von  dem  Volksrechte  geschützt  worden  sei, 
vgl.  Albrecht  die  Gewere  als  Grundlage  des  altern  deutschen  Sachenrechts. 
Königsb.  1828.  S.  194.  ff.  —  Die  Formel,  die  man  indessen  auch  findet. 
„ej ut  fuit  petitio  et  nottra  bona  voluntat"  lässt  freilich  der  Gnade  des  neuen 
Eigentümers,  den  man  um  die  Precarei  bat,  grossem  Spielraum.  Vgl.  z.  B. 
Neugart  No.  120. 
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Die  Uebcrgabe  des  Eigenthums  an  die  Kirche  oder  an 
andere  Grosse  und  Rücknahme  zu  Besitz  hatte  auf  die  Stan- 

• 

desverhältnisse  grossen  Einfluss.  Zwar  gingen  nicht  bloss 
Freie  sondern  selber  Edle  dieses  Verbäitniss  ein  und  wur- 
den so  einem  fremden  Manne  zinspflichtig  205).  Auch  ver- 
loren sie  desshalb  ihre  persönlichen  Standesrechte  nicht  ohne 
weiters.  Das  zeigt  sich  schon  aus  der  Auffassung  des  gan- 
zen Verhältnisses  in  den  Urkunden  so  wie  aus  einzelnen 
Aeusserungen.  So  z.  B.  machte  ein  Freier,  Haycho, 
im  Jahr  850  seine  beiden  Kinder ,  um  sie  von  der  Hörig- 
keit des  Klosters  St.  Gallen  zu  retten ,  zu  Zinspflichtigen 
derselben  Abtei  20G).  In  einer  andern  Urkunde  wird  der 
Besitz  eines  Gutes  gegen  Zins  der  Nachkommenschaft  nur 
auf  so  lange  zugesichert ,  als  sie  frei  bleibe  207).  Ueber- 
haupt  darf  man  sich  die  sichtbare  Veränderung,  welche 
sogleich  eintrat,  wenn ' jemand  sein  Eigen  aufgab  und  zu 
Besitz  wieder  empfing ,  nicht  sehr  gross  denken.  Hatte 
der  Freie  Hörige  und  nahm  er  das  Gut  wieder  zur  Pre- 
carei,  so  erhielt  er  auch  die  Hörigen  wieder  mit  dem 
Gute  in  seine  Gewalt  203). 

Allein  von  Anfang  an  schon  gerieth  doch  der  zins- 
pflichtige  Freie  als  Besitzer  des  Zinsgutes  in  eine  gewisse 
Abhängigkeit  von  dem  neuen  EigenthUmer.  So  lange  noch 
die  Precarei  selber  einen  gewissen  wenn  auch  indirekten 
Schutz  in  dem  Volksrechte  fand,  namentlich  um  des  Wie- 
derkaufs willen,  der  vor  Gericht  geltend  gemacht  werden 
konnte,  so  lange  war  diese  Abhängigkeit  einigermassen  ge- 
mildert. In  der  Folge  aber  Tür  die  entferntem  Erben  musste 
sie  auf  das  stärkste  hervortreten ,  weil  nunmehr  der  längere 
Besitz  vollständig  auf  der  Gnade  des  Herrn  beruhte  209). 

Ausserdem  verloren  die  Freien,  wenn  sie  nicht  anderes 


205)  Z.  B.  Der  Graf  Bcrthold  im  Jahr  797.    Neugart  No.  134. 

206)  Neugart  No.  332. 

207)  Neugart  No.  396. 

208)  Neugart  No.  84. 

209)  Capit.  IV.  a.  819.  c.  4.  oben  in  Note  204. 
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Eigen  zurück  behalten  hatten ,  diejenigen  Freiheitsrechte , 
welche  Eigen  voraussetzten  2l°). 

Im  Verlaufe  der  Zeit  ist  aber  sehr  viel  Eigen ,  das 
früher  unter  eine  Menge  kleinerer  Eigenthümer  vertheilt 
war,  auf  diese  Weise  in  wenige  fremde,  vorzüglich  todte 
Hände  gcrathen ,  und  so  wurde  der  Stand  der  zinspflich- 
tigen Freien,  die  daneben  kein  Eigen  mehr  besassen,  sehr 
zahlreich.  Durch  die  Abhängigkeit,  in  welche  sie  durch 
den  Besitz  ihres  Gutes  gekommen ,  und  die  wir  eben  dess- 
halb  eine  dingliche  nennen  können,  wurden  sie  den 
Hörigen,  welche  persönlich  und  dinglich  zugleich 
abhängig  waren ,  nahe  gebracht. 

Wenn  aber  auf  der  einen  Seite  dieses  Herabsinken  der 
Freien  in  einen  theilweisc  unfreien  Zustand  für  ihre  Frei- 
heit verderblich  wirkte ,  so  hatte  er  auf  der  andern  Seite 
wieder  für  die  Erhebung  der  Hörigen  günstige  Folgen. 
Denn  da  das  Streben  der  Herren  dahin  ging,  sie  so  viel 
möglich  gleich  den  Hörigen  zu  behandeln,  so  mussten  jene 
nothwendig  den  Hörigen  auch  mehr  Rechte  zugestehen 
als  zuvor,  damit  der  Unterschied  nicht  gar  zu  sehr  in  die 
Augen  falle  2l').  Die  freien  waren  auch  in  ihren  Ver- 
hältnissen an  eigeue  Behauptung  ihrer  Rechte  gewöhnt. 
Und  diesen  Sinn  brachten  sie  nun  in  die  Zinsbarkeit  mit 
hinüber.  So  bildete  sich  desto  leichter  ein  dem  Volks- 
rechte analoges  Hofrecht  aus,  welches  diese  Besitzes- 
verhältnisse näher  bestimmte  und  schützte,  und  sich  so- 
wohl auf  die  freien  als  unfreien  Hofgenossen  bezog,  die 
zusammen  mit  dem  Grundherrn  nunmehr  einen  eigenthüin- 
lichen  Verband  bildeten.  Die  Gestalt  und  Ausbildung  dieses 
Hofrechtes  wird  uns  in  der  Folge  in  vorzüglichem  Masse 
beschäftigen.  Die  Anfänge  desselben  gehören  aber  schon 
in  diese  Periode. 


210)  Ohen  Nole  117. 

211)  Es  kommt  auch  vor,  dass  man  einen  Hörigen  samnit  seiner  Habe 
verschenkt  und  ihm  dann  einen  bestimmten  Zins  an  deu  neuen  Herrn  auf- 
legt, was  wieder  zeigt,  wie  nahe  verwandt  die  Verhältnisse  der  freien  und 
unfreien  Zinsleute  sind.    Vgl.  z.  B.  Neugart  No.  77.  88.  150. 
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Die  Zinspfliehtigeu  waren  in  der  Hegel  nicht  einmal 
befugt,  gerade  den  von  ihnen  gewählten  Grnudherm  für 
den  einzigen  zu  halten,  dem  sie  Zins  zu  entrichten  hätten. 
Kr  konnte  sein  Grundcigenlhum  an  andere  veräussern, 
und  dann  gingen  auch  die  freien  Zinspflichtigen  mit  in  die 
neue  Herrschaft  Uber 2I2).  Eine  Verä'usserung  derselben 
ohne  das  Grundstück  war  freilich  nicht  denkbar,  weil 
ihre  Abhängigkeit  nur  auf  dem  Besitze  desselben  beruhte. 
Verlassen  konnte  es  der  Freie  gewiss  und  sich  so  aller 
weitern  Abhängigkeit  entziehen.  Allein  auch  eine  Ver- 
ausserung der  Hörigen,  die  bereits  ein  Grundstück  haben, 
ohne  dass  dieses  zugleich  mit  übertragen  wird,  kommt 
nicht  leicht  vor,  und  das  Verlassen  des  Grundstücks  von 
Seite  des  Freien  beraubte  doch  diesen  meist  seiner  Hcimath 
und  der  Mittel  sich  und  die  Seinen  zu  ernähren. 

Die  Zinse,  welche  von  dem  Gute  entrichtet  werden 
mussten,  und  daher  jeden  Besitzer  desselben  als  solchen 
trafen,  waren  regelmässig  jährliche  2I3).  Der  Art  und 
dem  Umfange  nach  aber  waren  sie  äusserst  verschieden. 
In  der  ältesten  Zeit  ist  auch  hier  das  INaturalsystem  vor- 
herrschend.  Es  werden  verarbeitete  und  rohe  Früchte  ge- 
liefert, so  z.  B.  Bier,  Brodtc,  Heu,  Korn,  Eier,  Thier- 
fellc,  Ferkel  u.  s.  f.  Schon  frühe  aber  finden  sich  auch 
Geldzinse,  welche  später  mehr  überhand  nehmen,  zuweilen 
aber  so  gering  sind,  dass  man  deutlich  wahrnimmt,  wie 
sie  oft  weniger  dazu  dienten,  dem  Grundherrn  ein  sicheres 


212)  Urk.  t.  828.  Neugart  No.  234.  „Arus  noster  Pippinus  qnondain 
rex  aliquos  liberoM  hominea  in  pago  ßrisirhaua  —  ad  inouasteriiiin  couces- 
sisset,  eo  scilicet  inodo,  ut  idein  liberi  hoinines  et  posterita«  eorum  centutn 
quod  ad  figeurn  persolvi  solebant,  parti  praedicti  monaslerii  exhiberent  at- 
que  persolyeTen»."  Vgl.  No.  633  und  644.  „Arnolfus  quendain  locum  suo 
juri  cedentem,  qui  dicitur  Perg  (das  jetzige  Berg)  cum  ccnsariis  ad  Conslan- 
tiain  ronlradidit." 

213)  Ein  II  u  t s ch  e r  z  i  n  s  kommt  vor  in  einer  Urk.  v.  J.  773.  Neu- 
gart No.  55:  „et  si  de  ipso  censo  negligcns  aparuero  anno  primo,  in  se- 
cundo  anno  redam  duplum ,  et  si  lunc  negligens  aparuero  anno  tercio  rcdain 
triblnm,  et  si  postea  neglexero,  ipsas  res  quas  dedi ,  et  postea  per  precarias 
txctpi,  revertaut."     Vgl.  Griinm  R.  A.  S.  387. 
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Einkommen  zu  verschaffen)  als  vielmehr  die  Behauptung 
seines  Eigenthums  und  seiner  Herrschaftsrechte  ihm  zu 
sichern. 

Ausser  den  Zinsen  wurden,  nicht  selten  auch  Frohn- 
dienste  dem  Besitzer  aufgelegt,  welche  meistens  in 
Feldarbeit  bestanden.  Auch  Freie  scheinen  sich  dazu  ver- 
pflichtet zu  haben ,  freilich  wieder  gewiss  nur  so ,  dass  sie 
diese  Dienste  durch  andere,  namentlich  ihre  Hörigen  ver- 
richten lassen  konnten  und  sich  von  ihnen  überall  frei 
machten,  wenn  sie  das  Gut  fahren  Hessen  21 '•). 

S.  22.    Die  Ehe. 

Der  achten  Ehe  ging  jederzeit  ein  feierliches  Vcrlöb- 
niss  voraus.  Der  Mann  bezahlte  dem  Vater  der  Braut, 
oder  wein  sonst  die  Vogtschaft  über  die  Tochter  zustand, 
einen  Kaufpreis ,  wodurch  allein  er  die  eheliche  Vormund- 
schaft erwerben  konnte.  Das  setzt  aber  nothwendig  eine 
Einwilligung  des  Vaters  der  Braut  oder  ihres  Vogtes  vor- 

CT         CT  CT 

aus,  ohne  welche  die  Ehe  nicht  volle  Wirkungen  erhielt. 
Wenn  daher  einer  eine  Tochter  ohne  Verlobung  und  ohne 
die  Zustimmung  ihres  Vaters  zur  Frau  machte,  so  konnte 
der  Vater  sie  nach  dem  alamannischen  Gesetze  zurück  ver- 
langen und  überdem  noch  eine  Busse  fordern  von  40  Schil- 
lingen. Starb  sie,  bevor  sich  der  Mann  mit  dem  Vater 
abgefunden ,  so  musste  jener  diesem  den  Tod  seiner  Toch- 
ter mit  dem  erhöhten  Wergclde  von  400  Schillingen  ver- 
gelten. Die  Kinder,  welche  sie  geboren,  kamen  nicht  in 
die  Gewalt  ihres  Vaters,  sondern  in  die  des  Vaters  der 
Frau,  und  starben  sie  bei  jenem,  so  musste  er  auch  für 
sie  dem  letztern  das  Wergeid  entrichten.  Man  sieht,  nach 
allen  Seiten  hin  wird  eine  solche  Ehe  für  unrechtmässig 
gehalten  2l5). 


214)  Vgl.  Neugart  No.  40.  55.  83.  113.  710  u.  a.  in. 

215)  Lex  Alain,  tit.  54.  „Si  quis  filiam  altei-ius  non  despoiuatam  nece- 
perit  sibi  uxorem,  si  pater  ejus  eain  requirit,  reddat  eani  et  cum  quadraginta 
solidis  coiuponat.     Si  autem  ipsa  femina  sub  illo  uro  murin.«   fucrit,  ante- 
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Die  Verlobung  hatte  aber  nicht  bloss  eine  Bedeutung 
für  die  folgende  Ehe,  die  Verlobten  standen  schon  wäh- 
rend derselben  in  einem  engern  persönlichen  Verhältnisse. 
Denn  wenn  auch  die  Ehe  in  Folge  des  Verlöbnisses  nicht 
direct  erzwungen  werden  konnte,  so  war  doch  eiue  be- 
deutende Busse  (von  40  Schillingen)  darauf  gesetzt,  wenn 
der  Mann  seine  Braut  vor  der  Ehe  wieder  verstiess,  ohne 
dass  diese  die  Verstossung  verschuldet  hatte.  Ueberdem 
inusste  der  Mann  mit  zwölf  Zeugen  öffentlich  beschwören , 
dass  er  keinen  Fehl  an  ihr  befunden ,  noch  sie  geschwächt 
habe.  In  dieser  Art  wahrte  man  die  Ehre  des  Mäd- 
chens2l6).  Wie  viel  man  darauf  hielt,  dass  die  Jungfrau 
unbefleckt  in  die  Ehe  trete,  ergibt  sich  auch  daraus,  dass 
wer  die  Braut  eines  andern  entfuhrt  hatte,  wenn  er  sie  dem 
Bräutigam  zurück  gab, 'diesem  noch  das  halbe  Wergeid  (200 
Schillinge)  als  Busse  bezahlen  musste.  Wer  dagegen  eine 
Frau  entfuhrt,  hatte  ihrem    Manne,  wenn   er  die  Frau 

zurück  begehrte,  nur  SO  Schillinge  als  Busse  zu  ent- 
richten 2'7). 

Das  Verlöbniss  wurde  öffentlich  vor  Zeugen,  ursprüng- 
lich wohl  in  der  Regel  vor  Gericht  (mallus)  2l8),  vollzogen. 
Der  Eingehung  der  Ehe  selber  ging  ein  Familienfest,  bei 
uns  der  Brautlauf  genannt,  unmittelbar  vorher.  Aber  für 
die  letztere  scheint  das  Beilager  als  entscheidender  Anfangs- 
punkt gegolten  zu  haben,  was  durch  viele  verbreitete  Re- 


quam  ille  mundium  apud  patrem  adtjuirat ,  solvat  eam  patri  ejus  quadrin- 
gentis  solidis.  Et  si  filios  aut  filias  genuit  ante  mundium  ,  et  oinnes  mortui 
fuerint ,  uuumquemque  cum  weregildo  *uo  componat  patri  feminae." 

216)  Lex  Alain,  tit  53.  „Juret  —  ut  pro  nullo  vilio  nec  tentalam  eam 
habuisset,  nec  vitium  in  illa  invenisset,  sed  ainor  de  alia  euin  adduxit  ut 
illain  dimisisset." 

217)  Lex  Alarn.  tit  52.  „Si  quis  tpontain  allerius  contra  legem  aeeepe- 
rit,  reddat  eam  et  cum  ducenti*  tolidi»  componat."  Tit.  51.:  „Si  quis  Über 
uxorern  alterius  contra  legem  tulerit ,  reddat  eam  et  cum  octaaginlu  solidi* 
componat." 

218)  Daher  die  Ausdrücke  Yermiihlen ,  Gemahl,  Gemahlin.  Siebe  Grimm 
S.  433. 
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densarten  bestätigt  wird219).  Gegen  Ende  unserer  Periode 
rauss  indessen  die  kirchliche  Einsegnung  durch  den  Prie- 
ster, nach  voran  gegangener  Prüfung  der  Zulässigkeit 
durch  den  Geistlichen  und  die  Kirchengemeinde,  häufiger 
geworden  sein,  da  sie  von  dem  kanonischen  Rechte  vor- 
geschrieben war  220).  Allein  man  würde  irren ,  wenn  man 
glaubte,  diese  Form  sei  als  unbedingt  nothwendig  ftir  das 
Entstehen  einer  gültigen  Ehe  gehalten  worden.  Vielmehr 
dauerte  im  Leben  der  alte  Grundsatz  noch  viel  länger 
fort,  als  man  gewöhnlich  annimmt 221). 

Auch  auf  die  Scheidung  übte  das  kanonische  Recht 
bald  mehr  Einfluss  aus.  Dass  von  Anfang  an  die  Ehe 
nach  deutschem  Rechte  für  ein  inniges  Mann  und  Weib 
vollständig  mit  einander  verbindendes  Verhältniss  angesehen 
worden,  ergibt  sich  schon  aus  den  oben  angeführten  Grund- 
sätzen über  das  Verlöbniss.  Aber  eine  Auflösung  desselben 
Hess  man  dennoch  zu,  welche  ja  auch  nur  da  vorkommt, 
wo  die  Ehe  schon  innerlich  zerrissen  ist.  Nach  den 
Zusätzen  zum  alamannischen  Volksrechte  durfte  der  Mann 
seine  Frau  entlassen,  musste  ihr  dann  aber  nicht  bloss 
das  Ihrige  und  worauf  sie  sonst  noch  Rechte  hat  heraus- 
geben, sondern  auch  noch  eine  Busse  von  40  Schillingen 
zahlen  222).  Durch  gegenseitige  Uebereinkunft  ferner  konnte 
wohl  jede  Ehe  aufgelöst  werden  223).  Diese  Freiheit  der 
Scheidung  wurde  nun  aber  immer  mehr  durch  die  Ansichten 


219)  Vgl.  Mittermaicr  deutsches   Privatrecht  §•  332.     ürimtU  R: 
.  A.  S.  440. 

220)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  §.  183. 

221)  Vgl.  Buch  III.  $.  21. 

222)  Addit.  ad  leg.  Alain.  30.  Eine  Spar  davon  finde  ich  auch  in  Lex 
Alant,  tit.  51,  wo  es  nach  den  oben  in  Note  217  angeführten  Worten  heisst . 
„Si  autein  reddere  nolucrit,  cum  quadringentis  solidis  componat  tarn.  Et  hoe 
»i  maritut  prior  voluerit."  Es  siand  dein  ersten  Manne  frei,  die  Frau  nun- 
mehr dem  Entführer  zu  lassen  und  statt  derselben  das  Wergeid  zu  fordern  , 
wobei  sich  dahn  die  Aullosung  der  ersleu  Ehe  von  selbst  ergibt. 

223)  Eichhorn  Rechlsgtscbichle  $.  344.  Grium  R.  A.  S.  454. 
Add.  ad  leg.  Alant.  29.  „Si  voluntaria  tt  purtire  volunt"  (uxor  et  inarilus). 
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der  Kirche  beschrankt,  welche  eine  wahre  Scheidung  selbst 
wegen  Ehebruch  nur  ungern  sah,  und  so  viel  in  ihren 
Kräften  lag,  zu  hindern  suchte  224). 

§.  23.    (Güterrecht  der  Ehegatten. 

Das  Güterrecht  der  Ehegatten,  wie  es  sich  ziemlich  klr.r 
in  dem  alamannischen  Gesetze  zeigt,  und  bis  auf  die  Ge- 
genwart seinen  Grundziigcn  nach  unverändert  sich  erhielt, 
ist  der  Ehe  durchaus  würdig  und  ihren  Bedürfnissen  ange- 
messen. Es  hält  sich  in  der  Mitte  zwischen  der  ä'Itcrn  und 
der  spätem  Auffassung  des  römischen  Rechtes  und  ist  freier 
als  jene,  aber  inniger  als  diese. 

Bei  der  alt  römischen  Manus  nämlich  ging  die  juristische 
Persönlichkeit  der  Frau  fast  ganz  unter.  Sie  verlor  ihr 
ganzes  Vermögen  zu  Gunsten  des  Mannes,  in  dessen  Ge- 
walt sie  kam  und  dem  sie  von  nun  an  einzig  erwerben 
konnte.  Es  gab  kein  Vermögen  der  Ehegatten,  es  gab  nur 
ein  Vermögen  des  Ehemanns,  an  welches  die  Frau  so  we- 
nig Ansprüche  hatte,  als  die  Tochter  an  das  Gut  ihres  Va- 
ters. Die  Einheit  stellte  sich  mithin  dar  in  dem  ausschliess- 
lichen Rechte  des  Ehemanns. 

Von  einem  entgegengesetzten  Princip  geht  das  römische 
Recht  bei  der  spätem  freien  Ehe  aus.  Hier  behielt  jeder 
Ehegatte  sein  Vermögen  als  Herr  für  sich,  verwaltete  das- 
selbe und  verfügte  darüber  nach  seiner  Willkühr,  ohne  den 
andern  darum  zu  befragen.  Es  waren  demnach  zwei  gctheilte 
Vermögen  vorhanden ,  und  die  Rücksicht  auf  das  gemein- 
same Leben  in  der  Ehe  trat  juristisch  nur  in  untergeord- 
neter Weise  so  hervor,  dass  der  Mann  die  Kosten  der  Ehe 
zu  bestreiten  hatte,  wogegen  ihm  die  Frau  ein  Stück  ihres 
Vermögens  (Dos)  zu  einstweiligem  Eigcnthumc  überJiess. 

Nach  dem  alamannischen  Rechte  bleiben  beide  Ehegatten 
Eigenthiimcr  ihres  zugebrachten  Vermögens,  aber  die  Vcr- 


224)  Eichhorn  Rpchl.igesehichtc  §.  183.  Zwcile  Anmerkung.  Eben- 
derselbe   Kiri'heorechr  II.  S.  4d6. 
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waltung  und  Benutzung  desselben  ist  im  Interesse  weder 
ausschliesslich  des  Mannes  noch  der  Frau  sondern  im  Inter- 
esse der  Ehe  selbst  in  die  Eine  Hand  des  Mannes  gegeben, 
welcher  der  Vogt  der  Frau  ist. 

Die  Vormundschaft  (mundium)  des  Mannes  225)  ging  aus 
der  eigenthümlichen  Auffassung  der  Ehe  durch  die  Deut- 
schen hervor,  nach  welcher  an  der  Spitze  des  ganzen  Haus- 
wesens der  Mann  stand ,  nicht  wie  die  römischen  Bürger 
in  der  strengen  Ehe  als  unumschränkter  Herr,  sondern  als 
Vogt,  der  auch  die  Rechte  seiner  Angehörigen  zu  achten 
und  zu  wahren  hat.  Diese  Auffassung  war  aber  gewiss 
eine  nothwendige,  sobald  die  achte  Ehe  vorhanden  war, 
und  dauerte  so  lan^e  als  diese.  Es  hing  daher,  wenn  wir 
auch  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  darüber  anführen 
können,  sicher  nicht  von  der  Willkühr  der  Ehegatten  ab, 
ein  anderes  Güterrecht  unter  sich  zu  bestellen.  Und  wenn 
in  manchen  Ländern  seither  eine  gewisse  Wahl  des  Güter- 
rechts aufgekommen  ist,  so  rührt  das  grösstenteils  daher, 
dass  sich  das  römische  Recht  im  Gegensatze  zu  dem  deut- 
schen auch  gelten  machen  wollte  226).  Da  dieses  nun  aber  das 
deutsche  Recht  hier  nicht  so  leicht  verdrangen  konnte,  zu- 
mal in  einem  Verhältnisse,  welches  zu  dem  innersten  Volks- 
leben gehörte,  so  blieb  nichts  übrig,  als  den  Leuten  die 
Wahl  zu  verstatten  zwischen  den  verschiedenen  möglichen 
Instituten. 

Der  eheliche  Niessbrauch  machte  sich  in  der  altern  Zeit, 
wo  die  Vermögensrechte  noch  sehr  einfach  waren,  so  ziem- 
lich von  selbst.  Die  Güter,  welche  die  Frau  in  die  Elve 
brachte,  wurden  von  der  Haushaltung  und  den  Hörigen  be- 
baut und  die  Früchte  zum  Lebensunterhalte  verwendet.  Die 
Eigenen  der  Frau  mussten  natürlich  auch  den  Herrn  und 
die  Kinder  bedienen  und  für  sie  arbeiten.    Das  Vieli  gab 


22 5}  Lex  Alatn.  Iii.  54.  olien  iu  Note  215.  Add.  ad  leg.  Ahm».  30. 
..Si  mariltis  uxoretn  .Mi am  diilltltit,  —  de  mundo  suo  non  habet  poteslatcm." 
Vgl.  E  i  c  Ii  Ii o  r  ii 8  RttkUgtscMchle  54. 

226)  Vgl.  meinen  AnfÄAl7  in  «(er  MonaUchronik  fiir  zürcherische  Hechts- 
pih'ge.     Zürich.  1835.   Bd.  V.  S.  3. 
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wieder  für  die  Haushaltung  Nahrung.  Das  allfällige  Geld 
braucht*  man  auch  für  Lebensbedürfnisse,  die  man  auf  den 
Märkten  kaufen  musste.  An  Geldgeschäfte  im  Grossen, 
zinstragende  Capitalien  und  dergleichen  ist  aber  Tür  diese 
Periode  nicht  zu  denken. 

In  Folge  seiner  Vogtschaft  verfügte  der  Mann  wohl 
ganz  frei  Tiber  die  Sachen  seiner  Frau,  eben  weil  das  bei- 
derseitige Vermögen  nur  unter  Einer  Verwaltung  stand. 
Nur  durfte  er  keine  Liegenschaften,  welche  der  Frau  ge- 
hörten, oder  woran  ihr  Leibzucht  bestellt  war,  ohne  ihre 
Zustimmung  veräussern.  Das  alamannische  Gesetz  spricht 
zwar  überall  nicht  davon,  aber  die  Urkunden  lassen  in  sol- 
chen Fällen  immer  die  Frau  selber  veräussernd  auftreten, 
mit  Genehmigung  ihres  Mannes,  zuweilen  sogar  noch  eines 
dritten  Beiständers ,  der  auch  Vogt  genannt  wird  227). 

Als  einzelne  Bestandtheile  des  ehelichen  Vermögens  müs- 
sen wir  noch  herausheben : 

1)  Die  Brautgabe  (dos  legitima).  Diese  besteht  in 
einer  Anzahl  beweglicher  Sachen,  welche  der  Mann  der 
Braut  gibt  als  Hochzeitgeschenk.  Ob  darin  der  Kaufpreis 
zu  suchen  sei,  welchen  der  Mann  dem  Vater  der  Braut  zu 
entrichten  hatte,  der  durch  die  Sitte  dann  aber  dieser  über- 
lassen worden  wäre,  oder  ob  ein  solcher  Kaufpreis  noch 
daneben  vorgekommen,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Doch 
scheint  mir  das  letztere  wahrscheinlicher.  Aber  soviel  ist 
gewiss,  dass  diese  Brautgabe  der  Frau  gehörte  und  wenn 
die  Ehe  aufgelöst  wurde,  von  ihr  herausgefordert  werden 
konnte.    Während  der  Ehe  wurde  sie  wie  das  übrige  Gut 


227;  Neugart  No.  12.  v.  J.  744.  „viro  meo  —  —  per  cujus  conien- 
sum  id  faeio."  No.  153.  „ego  Wiclind  cum  manu  mariti  mei  Lantpert! , 
et  ego  Engiltrnd  (vidua)  cum  manu  advocati  mei."  No.  185.  „cwni  marilo 
»uo  pairono."  No.  156.  „Ego  Walhere  et  uxor  mea  Ruoddriid  cum  advo- 
cato  tuo  Hothario."  Urkunde  von  1300  im  Archiv  der  Propstei :  „Ith  fro 
margareta  El  ich«  wilrttnne  heru  Waith  er»  von  hvnwile  Amman  ze 
Lu/zern,  Kitters  —  mit  orlfrAmde  min  ei  vogtes  hern  heinrichs  von  hvii- 
wile  des  eitern  Hilters,  der  mir  ze  voget  gegeben  ist  vad  mineti  Kiu- 
den  mit  c/ richte ,  vnd  mit  dem  guoten  willen  hern  vralthers  des  vorge- 
nauden  ammanns  vnd  mit  ir  beider  hant." 
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der  Frau  genutzt  und  stand  unter  der  Verwaltung  des  Man- 
nes228). Starb  die  Frau  in  der  Khe ,  so  hatte  wohl  die 
ganze  Bestellung  dieser  Brautgabe  keine  weitere  Wirkung, 
indem  ihre  Erben  kaum  befugt  waren,  dem  Manne  gegen- 
über eine  solche  zu  fordern 22»).  Gesetzlich  wurde  ihr  Mass 
auf  40  Schillinge  bestimmt,  wahrscheinlich  aber  nur  in  dem 
Sinne,  dass,  wenn  nichts  anderes  verabredet  war,  so  viel 
als  regelmässige  Brautgabe  gefordert  werden  konnte.  We- 
nigstens scheint  mir  diese  Auslegung  passender  als  die ,  wo- 
nach ein  Maximum  festgesetzt  wäre.  Wollte  man  die  letz- 
tere Auslegung  vorziehen,  so  müsste  man  doch  wohl  mit 
Rücksicht  auf  andere  Bestimmungen  über  die  Summe  die 
andere  Lesart,  welche  von  400  Schillingen  spricht,  wäh- 
len. Jene  erste  Erklärung  hat  aber  auch  das  für  sich,  dass 
dieser  regelmässige  Betrag  der  Brautgabe  der  Busse  genau 
entspricht,  welche  der  bezahlen  muss ,  der  dem  Vater  eine 
unverlobte  Tochter  entführt  und  nicht  so  übermässig  hoch 
ist,  wie  die  zweite  dem  vollen  Wergeide  gleichstehende 

Summe  230). 
— — — — — — — — — — 

228)  Lex  Alam.  tit.  55,  1.  „Si  quis  über  mortnus  fuerit,  et  reliquit 
uxorem  sine  ft Iiis  et  filiabus,  et  de  illa  hereditate  exire  voluerit,  nubere  sibi 
nlio  coaequati,  tequatur  eam  doli»  legitima ,  et  quidquid  parentes  ejus  ci  Ii- 
gitime  placilaver int ,  et  quiequid  de  sede  paterna  secum  adtulit,  omnia  in 
potestute  hubeat  auferendi ,  mandueavit  aut  non  pendidit."  Die  leztern  Worte 
sind  von  Verausserungen  zu  versteh«,  welche  die  Frau  mit  Zustimmung  des 
Mannes  vorgenommen ,  und  von  Beschädigungen  ,  welche  mit  dem  Gebrauche 
der  Haushaltung  zusammenhängen.  So  durfte  sie  gewiss  nicht  wieder  neue 
Möbeln  fordern  ,  während  die  neu  in  die  Ehe  zugebrachten  in  dieser  alt  und 
unscheinbar  geworden  waren. 

229)  Eichhorn  llechtsgeschichle  62  b.  Eichhorn  bemerkt  zwar,  dass 
keine  Stelle  dieses  ausdrücklich  sagt.  Es  scheint  mir  aber  doch  zu  folgen 
aus  Lex  Alam.  tit.  56:  „Si  potest  adquirere  (u*or  defuneti  mariti)  aut 
per  sacramentuin  aut  per  pugnain ,  illa  pecunut  pott  mortem  mutierte  nun- 
quam  revertatur ,  eed  ille  tequen»  maritus  aut  filii  ejus  usque  in  sempiter- 
ii um  pottideant."  Was  der  zweite  Mann  in  diesem  Falle  durfte  ,  dazu  war 
der  erste  in  jenem,  wo  die  Frau  bei  ihm  starb,  doch  wobl  noch  in  höherm 
Masse  herecbligt. 

230)  Lex  Alam.  tit.  55,  2.  „Dotis  legitima  aulein  quadraginta  solidis  con- 
sl.it."  Vgl.  tit.  54,  1.  oben  in  Note  215.  Vgl.  die  Stellen  bei  Grimm  R. 
A.  S.  422.  Kraut  die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen 
Hechtes.    Göttingen  1835.  I.  S.  310. 
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2)  Von  dieser  Brautgabe ,  welche  in  beweglichen  Sachen 
besteht,  unterscheide  ich  die  Bestellung  eines  Witthums 
an   Liegenschaften,  welche  sehr   häufig  zu  Gunsten 
der  Frau  von  Seite  des  Mannes  geschah,  obwohl  ich  nicht 
verreden  will,  dass  das  Witthum  ursprünglich  mit  jener 
Brautgabe  gleichbedeutend  gewesen  sei.    In  der  spätem 
Zeit  erscheint  es  jedenfalls  als  ein  ganz  eigenthüinliches  In- 
stitut, von  den  Urkunden  Dos  genannt231).     Es  wurde 
nämlich  sehr  häufig  der  Frau  an  einem  Grundstücke  von 
dem  Manne  auf  den  Fall  hin,  dass  er  vor  ihr  sterbe,  ent- 
weder geradezu  das  Eigenthum  verschafft,  oder  aber  das 
Recht  der  Leibzucht  gegeben  in  der  Weise,  dass  das 
Grundstück  so  lange  die  Frau   im  Wittwenstande  lebe, 
ihr  zudienen,  nach  ihrem  Tode  aber  wieder  an  die  Erben 
des  Mannes  zurückfallen  solle.     Es  ist  begreiflich,  dass 
die   lateinisch   geschriebenen  Urkunden   zur  Bezeichnung 
des  Leibzuchtrechtes,  welches  der  Frau  an  diesem  Gute 
zustand,   sich  des  Ausdrucks  usus  fruetus  (IS'iessbrauch ) 
öfter  bedienten.     Dadurch  darf  man  sich  aber  nicht  ver- 
leiten lassen ,  sofort  an  den  römischen  Niessbrauch  zu  den- 
ken, von  welchem  jenes  Leibdingsrecht  der  Frau  gar  sehr 
verschieden  war.    Schon  während  der  Ehe  hatte  die  Frau 
ein  Anrecht  auf  dieses  Gut,  und  es  konnte  daher  dasselbe 
nicht  mehr  willkürlich  von  dem  Manne  veräussert  werden. 
Ferner  unterscheidet  sieh  das  ganze  deutsche  Nutzungsrecht 
überhaupt  schon  dadurch  von  dem  römischen  usus  fruetus 
wesentlich ,  dass  jenes  fast  immer  aus  engen  persönlichen 
Familienverhältnissen    mit  einer  gewissen  Notwendigkeit 
von  selber  hervorging,  während  dieses,  wenigstens  bis  io 
die  spätere  Kaiserzeit  hinein,  durchweg  auf  völlig  freier 
Willkühr  der  einzelnen  Personen  beruhte.   Darum  ist  jenes 
auch  durchgängig  ausgedehnter  als   dieses.    Die  Wittwc 
konnte  das  ihr  zu  Witthum  gegebene  Grundstück  ganz  frei 
gleich  einem   Eigcnthtimer  benutzen  und  bewerben,  wäh- 


231)  Nengail  N«.  25.  (v.  J.  759  oder  760):  „quidtpiid  ibidem  ri«M 
Mim  habere  —  excepte  tutkin   (dotem)  uxori*  mcai  Waldrudanai."  — 
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rend  der  römische  Usufructuar  doch  in  manchen  Stücken 
beschränkt  war.  Nur  durfte  sie  es  nicht  veräussern.  Denn 
die  Erben  des  Mannes  hatten  auch  ein  bestimmtes  Recht 
darauf.  Sie  waren  Eigenthümer  des  Gutes,  aber  ihr  Ei- 
genthum war  durch  die  Leibzucht  der  Witt  WC  i  die,  so 
lange  sie  dauerte,  an  Umfang  der  Befugnisse  dem  Eigen- 
genthum  ganz  nahe  trat,  beschränkt,  und  so  weit  jene 
Befugnisse  reichten,  gewissermassen  suspendirt  232).  Eben 
daher  wurde  das  Leibdingsrecht  in  der  gleichen  Form 
Öffentlich  von  dem  Manne  bestellt,  in  welcher  er  sein 
Eigen  veräusserte.  Zuweilen  bezog  es  sich  nicht  bloss 
auf  einzelne  Stücke,  sondern  auf  das  ganze  liegende  Gut 
des  Mannes,  immer  aber  zunächst  auf  Liegenschaften,  und 
nur  auf  bewegliche  Sachen,  Eigene,  Viehstand,  insofern 
diese  zu  dem  Gute  gehörten,  oder  zur  Bewohnung  und 
Benutzung  desselben  gebraucht  wurden  233).  Es  mochte 
endlich  allgemeine  Hechtsansicht  sein,  dass  das  Witthum 
nur  der  unveränderten  Wittwe  gelassen  wurde ,  wenn  sie 
sich  aber  neu  vermählte,  dann  den  Erben  anheim  fiel.  Zu- 
weilen wird  das  wenigstens  ausdrücklich  gesagt  234) 


232)  Vgl.  AI  brecht  die  Gewere  als  Grundlage  des  altern  deutschen 
Sachenrechts.    Königsberg.  1828.    $.  22.  S.  223. 

233>  So  mau  wohl  die  Behauptung  Albrecht»:  a.  a.  O.  ».  223  : 
„Das  allere  Riebt  kannte  ohne  Zweifel  nur  an  Immobilien  ein  Leibgeding" 
inodificirt  werden.  Es  ergibt  sich  das  z.  It.  aus  folgender  Urkunde  v.  J.  895. 
Keugart  No.  61  Ego  —  Tancholf  —  cum  filiam  Ilartmanni,  nomine  Stion- 
garUm  ,  in  conjugium  aeeiperem,  dotuU  ei  takm  hereditatem  ,  qualcm  mihi  in 
portionem  venielud  de  hcredilatis  ineae  Chunigundc.  In  primum  curtem  cum 
sepe  circumcinclitni  et  in  ea  dorn  um  construetam  AU.  sol.  val.,  Scuriain  v. 
solid,  val.  (diese  Werthbeslimmungen  für  Haus  und  Scheune  geben  eine  deut- 
liche Vorstellung  von  dem  damaligen  Werthe  des  Geldes)  V  juchos  de  silra  , 
et  XXV  juchos  inier  arativa  terra  et  nratis.  Et  si  amplitts  crit  de  Ul«  herc- 
ditate  ,  ad  ipsam  doti  ni  revertatur  :  maneipia  II  in  provincia ,  boves  IV,  vacce 
II  de  pecoribus  capita  XX  et  tttensiliu  in  domo,  agris  pratis,  silvis,  viis, 
aquis  elc.  —  Haec  oinnia  ea  conditione  Uli  tradidi,  ut  simul  ca  utumur 
et  si  Dens  nobis  heredem  donaverit ,  ille  habeat ;  sin  autem  ,  tunc  pott  dis. 
cetsum  amborum  ipsae  res  od  monasteriam  saneti  Galli  reverlantur  perpe- 
lualiter  possidendae." 

234)  Nettgart  Vo.  250:  Si  absque  berede  obiero,  tunc  uzor  inea  W«l~ 
datat ,  si  non  nttpteril ,  ipsas  res  omnes  habeat,  si  vero  post  tnc  nupserit . 


Digitized  by  Google 


108 


Erstei  Buch.   $.  23.   Güterrecht  der  Ehegatten. 


3)  Nach  einer  allgemein  verbreiteten  Sitte  beschenkte 
der  Mann  an  dem  Morgen  nach  der  Brautnacht  die  Frau 
mit  einer  Morgengabe,  welche  hinwieder  in  bewegli- 
chen Sachen  bestand  23S).  Die  Bedeutung  dieses  Geschenkes 
bezog  sich  unzweifelhaft  auf  das  Opfer ,  welches  die  reine 
Frau  mit  ihrem  Leibe  dem  Manne  gebracht  hatte.  Dieses 
zeigt  sich  nicht  bloss  aus  der  eigenthümlichen  Art,  wie 
die  Frau  die  Grösse  ihrer  Morgengabe  den  Erben  des 
Mannes  gegenüber  erwies.  Es  genügte  nämlich  ein  ein- 
facher Schwur  derselben  mit  der  Hand  auf  der  Brust, 
oder,  wie  sich  spätere  Rechtsquellen  ausdrücken,  auf  Brust 
und  Zöpfen 23  ')•  Es  geht  jene  Auffassung  auch  daraus 
hervor ,  dass  man  der  Wittwe  keine  Morgengabe  mehr 
gab ,  wenn  sie  sich  wieder  verehelichte.  Ueberdem  wird 
von  manchen  Stellen  nicht  undeutlich  darauf  hingewiesen. 
Ich  führe  eine  Hauptstelle  aus  einer  zürcherischen  Rechts- 
quelle an ,  die,  wenn  auch  in  späterer  Zeit  niedergeschrie- 
ben, doch  unverkennbar  mit  dem  alamannischen  Gesetze 
übereinstimmt  und  sicher  altes  Recht  enthält. 
Hofrecht  von  Münchaltorf  von  1439. 

Si  sprechent  och,  ist  daz  ein  man  sinem  ewib ,  ist  si 
ein  tochter,  ein  morgengab  git,  das  mag  der  man  wol 
taon  der  ersten  nacht,  so  er  vonir  uf  statt,  vnd 
mag  si  die  wisen  mit  zweyn  biedermanne,  so  sol  es  guot 
kraft  han,  wie  vil  Joch  der  summ  ist. 

Möcbt  si  aber  die  zwen  hiderman  nit  gehaben ,  so  mag 
si  von  mund  ir  morgengab  erzcllen,  vnd  vvölt  man 
ir  daz  nit  glouben,  so  mag  si  nemen  die  Rechten  brüst 
in  die  linggen  hand  vnd  iren  zopf,  vnd  mit  der 


Urne  nepoles  (Neffen)  inei  illud  redimant."  Vgl.  über  das  Ganze  ferner  die 
Nummern  182.  254.  256.  453. 

235)  Lex  Alant,  tit.  56,  2.  „St  aulein  ipsa  femina  dixent ,  maritus  meus 
dedit  mihi  margengeba  ,  eomputet  quantum  valet  aut  in  auro  aut  in  argento 
aut  in  mancipii*  aut  in  equo  pecuniam  duodeeim  »olidot  vulentem." 

236)  Lex  Alain,  tit.  56  ,  2.  Siehe  die  vorhergehende  Note.  Darauf  heissl 
es.  „tunc  lice.it  Uli  titulier i  jurarc  per  pectue  tuum  et  dicat;  Quod  maritus 
mens  mihi  dedit  in  potestate,  et  ego  possidere  debeo.  Hoc  dicunt  Alamanui 
naetulut."  Ueber  da»  letztere  dunkle  Wort  siehe  üritttui  H.  A.  S.  V06. 
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Rechten  hand  swerren  237)  liplich  zuo  got  an  den  heii- 
gen, vnd  waz  si  da  behebt,  das  sol  so  gnot  kraft  han, 
das  ira  das  nieinan  sol  abwysen. 

Der  Wittwe  wurde  ein  ähnliches  Geschenk  gemacht, 
nach  dieser  Öffnung,  aber  weil  es  nicht  mehr  die  Bedeu- 
tung der  Morgengabe  haben  konnte,  wurde  es  scherzhaft 
Abendgabe  genannt.    Die  Öffnung  fahrt  daher  fort: 

Des  gelich  sol  einer  wittwen  ir  abentgab  volgen  vnd 

beliben  als  vorstatt. 

4)  Gewöhnlich  wurde  der  Frau  auch  von  ihren  Eltern 
eine  Aussteuer  in  beweglichem  Gute  mit  in  die  Ehe 
gegeben.  An  diesem  zugebrachten  Gute  stand  dem 
Manne  hinwieder  Verwaltung  und  Nutzungsrecht  zu  238). 

§.  24.    Vogtschaft  des  Vaters. 

Aus  der  ehelichen  Vormundschaft  ergibt  sich  von  selber 
die  des  Vaters  über  die  gemeinsamen  Kinder.  Der  Mutter 
konnte  eine  solche  nicht  zustehen,  da  sie  selber  unter  Vogt- 
schaft war  und  durch  eine  solche  Theilung  der  Rechte  die 
nöthige  Einheit  der  Gewalt  gestört  worden  wäre. 

Der  Vater  hatte  das  Mundium  Uber  alle  seine  in  recht- 
mässiger Ehe  erzeugten  Kinder.  Der  Sohn  blieb  so  lange 
in  dieser  Gewalt,  bis  er  sich  verheirathete  oder  einen 
eigenen  Haushalt  anfing;  die  Tochter,  bis  der  Vater  sie 
einem  Manne  zur  Frau  gab.  Wurde  sie  ohne  die  Zustim- 
mung des  Vaters  von  einem  Manne  entführt,  so  behielt 
der  Vater  sein  Mundium  unversehrt  bei,  und  wenn  aus 


237)  Schwabenspiegel  20  (Wackernagel)  „man  sol  ir  reht  tuou  umb 
ir  morgengabe  wil  et  si  uf  jr  zeswen  brüste  vnde  uf  ir  zeswen  zopfe ,  ob 
sie  den  hat  sweren."  Vgl.  auch  (irüninger  am  tsrecht  v.  166S.  Pe> 
stalu  tz  Sammlung  der  Statuten  des  Cantons  Zürich.  1834.  t.  S.  64: 
„vnd  sy  da  (das,  nämlich  die  versprochene  Morgengabe)  by  ihren  Wy bli- 
chen treu  wen  erscheinen  vnd  mit  ehrlichen  LUthen  kundtbar  machen  kann;'» 
eine  Stelle,  von  deren  Auslegung  vor  einigen  Jahren  noch  die  Entscheidung 
eines  Processes  abhing. 

238)  Lex  Alant,  tit.  55,  1.  oben  Note  228.  „  Qoidquid  parentes  ejus  ei 
legitime  placitaverint  et  quiequid  de  sede  paterna  secum  adtalit."  Die  erstem 
Worte  könnten  vielleicht  von  einer  Ausrichtung  in  Liegenschaften  verstanden 
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einer  solchen  Ehe  Kinder  entstanden,  so  folgten  sie  der 
Mutter  und  kamen  in  das  Mundiutn  des  mütterlichen  Gross- 
vaters 239).  Gerade  so  kamen  die  ausserehelichen  Kinder 
der  entführten  Frau  doch  in  das  Mundium  des  rechten 
Ehemannes,  der  jener  Vogt  war  2*°). 

In  Folge  dieser  Vormundschaft  hatte  der  Vater  auf  das 
Wergeid  für  die  getödteten  Kinder  Anspruch.  Eben  so 
stand  ihm  unzweifelhaft,  wenn  seine  Kinder  Vermögen  be- 
sassen,  freie  Verwaltung  und  ]Niesshrauch  zu.  Die  Arbeit 
dcrselhen  vermehrte  lediglich  die  Einkünfte  der  Ehe  und 
ihr  Ertrag  fiel  somit  dem  Vater  zu ,  nicht  den  Kindern. 
Auf  der  andern  Seite  sorgte  jener  für  die  Kinder,  unter-* 
hielt  sie,  so  lange  sie  bei  ihm  lebten  und  steuerte  sie  aus, 
wenn  sie  sich  von  ihm  absonderten. 

§.  25.    Ucbrige  Vormundschaft. 

Unmündige  Kinder,  welche  ihren  Vater  durch  den  Tod 
verloren  hatten ,  standen  unter  Vormundschaft  ihrer  näch- 
sten männlichen  Erben  bis  zur  erreichten  Volljährigkeit. 
Diese  trat  indessen,  wie  Kraut  nachgewiesen  hat,  nach 
gemeinem  Rechte  der  ältern  Deutschen  schon  nach  Vollen- 
dung des  zwölften  Jahres  ein.  Und  obwohl  das  alamanni- 
sche  Gesetz  sich  darüber  nicht  ausspricht,  so  dürfen  wir 
doch  denselben  Termin  auch  bei  uns  als  den  geltenden  um 
so  unzweifelhafter  annehmen ,  als  er  wenigstens  in  Urkun- 


werden ,  welche  ebenfalls  die  Eltern  der  Tochter  bestellten.  Passender  aber 
ist  die  Erklärung,  wonach  dieselben  von  der  Bestellung  eines  Wilthums  zu 
verstehen  sind ,  welches  der  Vater  der  Frau  mit  dem  Manne  verabredete.  Der 
Schluss  der  Stelle  aber  bezieht  sich  auf  die  Aussteuer. 

239)  Lex  Alam.  tit.  54   oben  Note  215. 

240)  Lex  Alam.  tit.  51.  Vgl.  oben  Note  217  und  222.  Es  heisst  fer- 
ner in  tit.  51,  2:  „Si  antem  ille  raptor,  qui  eam  aeeepit  sibi  uxorein ,  ex 
ca  filios  aut  filias  antcquain  solvat  habuerit,  et  ille  illius  inortuus  fuerit, 
ad  illum  prietinum  inarilurn  illum  filium  cum  weregildo  solvat.  Si  antem 
vivi  sunt,  non  sint  illius  qui  eos  genuit,  ad  illum  priorem  rnaritum  mundio 
pertincat." 
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den  erwähnt  wird 2n).  Daneben  kommt  eine  Vormund- 
schaft der  Weiber  vor,  welche  sich  bloss  auf  das  Ge- 
schlecht gründete,  aber  an  Umfang  der  Gewalt  jeden- 
falls hinter  der  Vormundschaft  über  Unmündige  bedeutend 
zurückstand.  Die  Wittwe  oder  selbstständige  Jungfrau 
bedurfte  des  Vogtes  nur  zu  gewissen  Rechtsgeschäften, 
welche  theils  an  sich  bedeutend,  thcils  ihrer  Form  nach 
an  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  gebunden  waren,  also 
namentlich  zum  Proccss  und  zur  Veräusserung  von  Eigen , 
nicht  viel  anders  als  auch  Mönche  und  Geistliche  überhaupt 
einen  Vogt  in  solchen  Fällen  nöthig  hatten  2'2).  Auch 
hier  finden  wir  wieder  eine  Analogie  mit  dem  ältesten 
römischen  Rechte ,  so  wie  denn  überhaupt  die  innere  Ver- 
wandschaft beider  Völker  und  ihrer  Rechte  um  so  deut- 
licher wird ,  je  höher  hinauf  die  Untersuchung  reicht  und 
je  klarer  sich  auf  der  andern  Seite  die  nationellen  Unter- 
schiede heraus  stellen. 

§.  26.  Forderungen. 

Das  Recht  der  Forderungen  ist  bei  weitem  weniger  aus- 
gebildet, als  wir  es  schon  ziemlich  frühe  im  römischen 
Rechte  finden.  Unsere  Quellen  darüber  sind  sehr  dürftig. 
Vieles  mochte  allerdings  anerkannt  worden  sein,  wovon 
uns  keine  bestimmte  Kunde  geblieben  ist.  Im  Ganzen  aber 
war  doch  der  Verkehr  weder  sehr  lebhaft  noch  sehr  reich. 
Man  bedurfte  seiner  auch  weniger,  als  noch  fast  alles 
Volk  sich  mit  Ackerbau ,  Viehzucht  und  Jagd  beschäftigte. 


241)  Neugart  No.  305.  „Et  si  illi  ad  duodeeimum  annum  aetatis  per* 
Teniunt,  tunc  habeant  pofestatem  redimendi ,  tipe  ßiii  sint  tiue  ßliae ,  illain 
traditionem."  Vgl.  die  zahlreichen  von  Kraut  Vormundschaft  I.  S.  113  ff. 
gesammelten  Stellen. 

242)  Neugart  No.  153  in  Note  227.  —  No.  212.  „Ego  Beralitlinda 
una  cum  manu  advocatis  meae ,  scilicet  Pruningi,  trado."  Zuweilen  wird  ein 
solcher  Vogt  freilich  nicht  erwähnt,  wie  in  No.  299,  allein  er  könnte  doch 
unter  den  Name«  der  Zeugeu  versteckt  sein.   Vgl.  die  Nummern  462  u.  463. 
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In  dem  alamannischen  Volksrechte  werden  ausser  den 
Forderungen  von  Busse  und  Schadenersatz,  die  aus  un- 
erlaubten Handlungen  entspringen  fast  nur  die  Schädigungen 
behandelt,  welche  durch  Eigene  und  Knechte  verübt  wur- 
den ,  indem  für  beide  der  Herr  als  EigcnthUmer  bis  auf 
einen  gewissen  Grad  einzustehen  hatte  24J). 

Ich  hebe  hier  nur  die  merkwürdige  Bestimmung  von 
der  Tödtung  durch  einen  Hund  hervor.    Wenn  nämlich 
ein  Pferd,   oder  Eber,  oder  Ochse  einen  Freien  tödtet, 
so  muss  der  Herr  des  Thieres  das  ganze  Wergeid  ersetzen. 
Wenn  dagegen  ein  Hund  ihn  zu  Tode  biss,  so  musste  nur 
das  halbe  Wergeid  entrichtet  werden.    Diese  letztere  Be- 
stimmung  scheint  aber   zur  Zeit  des  alamannischen  Ge- 
setzes noch  neu  gewesen  zu  sein;  denn  wenn  der  Erbe 
des  Getödteten  sich  auf  das  alte  Recht  berief  und  volles 
Wergeid  forderte,  so  wagte  ihm  das  Gesetz  dieses  nicht 
abzusprechen.    Nur  suchte  es  ihn  durch  äussere  Unannehm- 
lichkeit zu  zwingen,  dass  er  von  seinem  Begehren  abstehe. 
Wollte  er  sich  nämlich  nicht  begnügen  mit  dem  halben 
Wergeide,  so  inusste  er  sich  gefallen  lassen,  dass  ihm  der 
böse  Hund  todt  über  seiner  Haust  Iiiire,  zu  welcher  allein 
er  aus  -  und  eingehen  durfte ,  aufgehangen  wurde ,  bis  er 
da  verfault  war  und  die  Knochen  herunter  fielen.  Ging  er 
inzwischen  zu  der  andern  Thüre  heraus  oder  hinein,  so 
musste  er  die  Hälfte  des  empfangenen  Wergeides  zurück 
bezahlen  24i). 

Bei  dieser  Gelegenheit  verdient  noch  ein  anderer  eben 
so  alterthümlicher  Rechtsgebrauch  Erwähnung,  für  den  ich 
freilich  keine  unmittelbar  zutreffenden  schriftlichen  Zeug- 
nisse anführen  kann,  der  aber  merkwürdig  genug  noch 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  einem  wirklichen 
Falle  in  unserer  Gegend  zur  Sprache  kam.    So  auffallend 


243)  Lex  Alum.  tit.  74.  86.  102.  103. 

244)  Lex  Alam.  tit.  102.  vergl.  mit  tit.  103.  Grimm  R.  A.  S.  663 
und  S.  686.  Grimm  erinnert  mit  Recht  an  den  Gebrauch,  der  noch  jetzt 
sich  findet,  schädliche  Thicrfelle  Über  der  Hausthiire  aufzuhängen. 
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diese  Erzählung  sein  mag,  so  kann  ich  dennoch  ihre  ge- 
naue  Wahrheit  auf  das  sicherste  verbürgen.  Man  wird 
daraus  erkennen ,  wie  sich  durch  blosse  Ueberlieferung  von 
Mund  zu  Mund  Rechtsgewohnheiten  vererben  und  in  einer 
veränderten  Zeit  viele  Jahrhunderte  noch  in  der  Erinnerung 
fortleben  können.  .  .  •  !  •..•[ 

In  dem  letzten  Viertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
kam  ein  Bauer  zu  dem  züricherischen  Obervogte  H.  H. 
Füssli  in  Erlenbach  am  Zürichsee,  und  beschwerte  sich, 
dass  ihm  von  dem  Nachbar  seine  Katze  getödtet  worden 
sei.  Der  Beamtete  suchte  ihn  zu  beschwichtigen  und  ihm 
das  Unbedeutende  der  Sache  vorzustellen.  Der  Bauer  he* 
rief  sich  aber  fortwährend  auf  das  „  Katzenrecht ,"  welches 
er  fordere,  bis  ihn  der  Vogt  endlich  fragte,  was  dieses 
Katzenrecht  zu  bedeuten  habe.  Da  erwiederte  der  Bauer, 
nach  dem  Katzenrechte  müsse  der  Nachbar  über  das  Fell 
der  getödteten  Katze,  welches  auf  dem  Boden  auszubreiten 
sei,  so  viel  Weizen  auf  einen  Haufen  schütten,  bis  das- 
selbe davon,  ganz  zudeckt  werde.  ,,«■ 

Viel  später  hat  Jakob  Grimm  nachgewiesen ,  dass  die 
alterthümliche  deutsche  Mordsühne  auch  für  den  erschla- 
genen Menschen  eine  ganz  ähnliche  gewesen  2'»5). 

i  '  .  •  •  i        ••  !      .   Mi$  ><< 
5.  27.    Erbrecht.  >  ...  .  / 

-  •  ■/■'    • «  •  •     ■■  ;•        *  •    .     ■•         ■    "■  '.         • .  »('■'># 

Nach  dem  Tode  des  Alainannen  fiel  seine  Verlassen; 

schaft  unmittelbar  seinen  rechtmässigen  Erben  anheim,  nach 

dem  Sprüchwort:  der  Todte  erbt  (auf)  den  Lebendigen  2W). 

Dabei  darf  man  sich  aber  die  Verlassenschaft  nicht  als  «in 

juristisches  Ganzes  denken,  welches  als  Gesauimtheit  aller 


245)  Grimm  in  Savignrs,  Eichhorns  uud  Göschens  Zeitschrift 
für  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  ß.  I.  S.  323,  woselbst  Much  die  Glosse 
xum  Sachsenspiegel  III.  4'j  augefuhrt  ist,  folgenden  Inhalts:  „Wer  des 
andern  Hund  tbdet ,  der  sol  ihn  gelten  mit  also  viel  Waisen,  da  man  den 
Hund  mit  beschütten  mag  in  der  Länge  aufgehangen  von  der  Erde." 

246)  Siehe  oben  Note  189  und  unten  255.  Mittermaiec  deutsches 
Privatrecht  §.  382.  „  ., 
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denkbaren  Vermögensrechte  auf  den  Erben  als  den  Re- 
präsentanten des  Erblassers  Ubergeht,  wie  diess  bei  der 
römischen  hereditas  der  Fall  ist,  sondern  vielmehr  getheilt 
in'  mehrere  Bestandteile.  So  wurden  vor  allem  Liegen- 
schaft und  Fahrhabe  von  einander  geschieden :  man  konnte 
für  diese  Erbe  sein,  fiir  jene  nicht.  So  noch  andere  Be- 
standteile, für  die  es  eigentümliche  Successionen  gab. 

Das  alamannische  Gesetz  spricht  sich  über  das  dem 
ganzen  Volke  bekannte  System  der  Erbfolge  nicht  naher 
aus.  Es  enthält  nur  einige  wenige  fast  beiläufige  Andeu- 
tungen ,  aus  welchen  es  schwer  hält ,  etwas  weiteres  zu 
schliessetiv  Auch  die  Urkunden  geben  nur  kümmerliche 
Aufschlüsse.  Doch  darf  man  es  wohl  wagen,  aus  den  Be- 
stimmungen über  den  Erbgang,  die  Vertrags  gemäss  mit  Rück- 
sicht auf  die  Precareien  erlassen  werden  und  zuweilen  in 
Ken-  Urkunden  vorkommen,  auf  das  damals  geltende  Erb- 
rechte sohliessen,  sobald  man  dabei  mir  die  nöthige  Vor- 
sicht beachtet.  Denn  in  Oer  Regel  werden  sich  die  Leute 
in  ihren  Verfügungen  von  diesem  nicht  entfernt  haben. 

Einige  andere  Punkte  scheinen  mir  Licht  zu  erhalten 
aus  ä&r  Vergleiehung  der  spätem  schweizerischen  Rechts- 
quellen, welche  in  dem  alamannischen  Gebiete  einen  ganz 
eigentümlichen  Charakter  haben. 

1)  Voran  erbten  die  Nachkommen  des  Erblassers, 
welche  eben  daher  in  einem  engern  Sinne  vorzugsweise 
Erben  genannt  werden. 

'  Den  Töchtern  gingen  die  Sohne  vor;  ob  aber  nur 
in  der  Beerbung  der  Liegenschaften  oder  auch  der  Fahr- 
habe,  ist  zweifelhaft.  Doch  dürfte  die  erstere  Annahme 
natürlicher  und  wahrscheinlicher  sein.  Waren  keine  Söhne 
da ,  so  erbten  die  Töchter  auch  die  Grundstücke 2 ,7)  Nach 

— —  ;  1  

247)  Lex  Alam.  tit.  57.  „Si  aulem  duae  sorores  abtque  fratre  relictae 
post  mortem  patris  fuerint,  et  ad  ipsas  hereditas  paterna  pertingat,  et  una 
nupserit  »ibi  coaequali  libero ,  alia  autem  nupserit  aut  colono  Regia  aut 
eolono  Ecclesiae,  Uta  qui  i Iii  libero  uupsit  sibi  coaequali,  teneat  terram 
patri»  eafum.  Ret  autem  alias  aequaliter  dhidant."  Die  Stelle  entscheidet 
nicht   gerade   für   das   Erbrecht   der   Tüchler    in    die   Fahxbabe   neben  den 
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dem  besonders  in  der  altern  Zeit  strenge  durchge- 
führten Grundsatz^  dass  nur  die  Nächsten  erben»  somit 
Entferntere  ausgeschlossen  werden,  konnten  Enkel  sicher 
nicht  mit  Kindern  zugleich  zur  Erbschaft  gelangen,  auch 
nicht  an  ihres  vorverstorbenen  Vaters  oder  ihrer  Mutter 
Statt24*).  Wohl  aber  erbten  auch  Enkelinnen  von  der 
Tochter  her  2V').  Gleich  berechtigte  Erben  thcilten  immer 
ku  gleichen  Theilen  2S0).  r 

2)  Waren  keine  Nachkommen  da,  so  erbte  zunächst  der 


Söhnen  ,  ist  aber  ebenso  wenig  dagegen ;  denn  jene  Bestimmung  eines  Unter* 
schieds  zwischen  der  Tochter,  die  den  Freien,  und  der,  welche  den  Hörigen 
ehelicht,  konnte  ja  nur  da  zur  Sprache  kommen,  wo  kein  Sohn  rorhandeu 
«rar,  weil  dieser  jedenfalls  die  Liegenschaften  für  «ich  behalten  hätte,  Inso- 
fern  aber  unterstützt  diese  Stelle  nach  meiner  Ansicht  die  obige  Annahme, 
als  der  Unterschied  zwischen  der  Beerbung  der  Liegenschaften  und  der  Fahr- 
habe wohl  kaum  nur  für  den  seltenen  angeführten  Fall  aufgestellt,  sondern  auch 
in  andern  Verhältnissen  und  «war  eben  der  regelmässigen  Tiicilung  der  Ge- 
schwister gangbar  war.  Anderer  Meinung  ist  Eichhorn  Rechtsgeschicbte 
{.  65.  S.  406.  Vgl.  noch  Nengarl  No.  254.  „Qnodsi  hoc  evenerjt,  at 
ipte  filiu$  meUM  in  sua  juventute  vitum  tuatn  futteret,  tune  habeat  ipsas  res 
praedicta  ßlia  mea."  No.  321.  305.  Eine  ganz  ausnahmsweise  Bestimmung, 
wonach  die  Tochter  erst  nach  den  Bruderssöbnen  Zur  Erbschaft  gelangen  soll , 
enthalt  No.  452.  „Si  —  ftUmn  —  non  relinquero,  I un c  fraler  meus  Bono , 
Tel  eju*  /diu*  sive  filii  ex  legilimo  conjugio  proereati  —  redimant.  Si  rero 
casdem  res  non  redimere  ,  vel  heredes  mütculot  non  habere  contingeret,  tunc 
dem  um  filiabut  tmei»  concedatnr.  —  Ac  si  nee  ßlias  — »  heredes  habuero, 
tunc  consanguimus  meut  Thiothebn ,  si  heredem  uiascutmu  babuerit,  cum 
ipsius  manu,  vel  ipse  heres  per  sc  ipsum  —  redimanl." 

24S)  Job.  Casp.  Zelweger  Gcschicblc  des  Appenzeller  Volkes.  &.  34. 
ist  im  Irrthtnn,  wen«  er  in  dieser  Zeit  schon  die  Enkel  neben  dem  Oheim 
den  Grossvaler  beerben  lässt.  Das  Eintrittsrecht  der  Enkel  au  die  Stelle  ihres 
verstorbenen  Vaters  oder  Mutter  ist  auch  im  Caulon  Appenzell  A.  R.  erst 
im  Jahre  1501  anerkannt  worden.  Landbuch,  Artikel  105.  Ware»  nur  Enkel 
da  ,  so  wurde  nach  demselben  Statute  noeh  die  Erbschaft  unter  die  mehreren  En- 
kel nach  den  Köpfen  nicht  nach  den  Stämmen  vertheilt:  So  mancher  Mund,  so 
manches  Pfand.  Auch  im  Canton  Zürich  werden  wir  später  noch  genug  Be- 
lege finden,  das»  das  Einlrittsrccht  selbst  dem  F.nkel  sehr  spät  erst  zngelassea 
wurde. 

249)  Neugart  No.  423. 

250)  Lex  Alain,  tit .  *7.  oben  Nole  247.  tit.  4S.  ..Haltes  —  —  — 
aequaliter  nartiant."  ...  ,  .  : 
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Vater  darauf  erst  die  durch  ihn  vermittelten  Seiten- 
verwandten je  nach  der  Nähe  ihrer  Abstammung  von 
ihm.  Hier  wird  es  nun  nöthig  sein,  von  einem  Haupt- 
prineipe  der  altern  deutschen  Erbfolge  zu  sprechen,  näm- 
lich von  der  Parentelordnung.  Während  nämlich  an- 
dere Rechte  die  Erbfolge  wesentlich  abhängig  machten  von 
der  Anzahl  der  Zeugungen  (Grade),  welche  das  Band  zwi- 
schen Erblasser  und  Erben  vermitteln,  und  so  die  nächsten 
am  Blute  zulassen,  so  ging  das  deutsche  Recht  dagegen  einen 
andern  Weg.  Nach  demselben  nämlich  kommen  auch  die 
Nächsten  zur  Erbschaft,  aber  ihre  Nähe  wird  voraus  be- 
dingt durch  die  Nähe  des  gemeinschaftlichen  Stammvaters. 
Erst  gelangt  der  Vater  und  alle,  welche  von  ihm  abstam- 
men ,  zur  Succession ;  dann  erst  der  Grossvater  und  welche 
von  ihm  ihre  Erzeugung  herleiten.  Das  Erbe  soll  nach 
dieser  Ansicht  so  wenig  möglich  aufwärts  zu  den  Vor- 
fahren steigen  und  eher  abwärts  nach  den  Nachkommen 
hin  fallen  2"). 

Eben  darum  ist  auch  die  Art,  die  Entfernung  der  Erben 
zu  bezeichnen,  eine  ganz  eigenthümliche.  Die  römische 
Gradzählung,  nach  welcher  alle  Zwischenglieder  von  dem 
Erblasser  bis  zum  Erben  gerechnet  werden,  kann  hier 
überall  nicht  passen.  Sondern  vorerst  wird  gefragt:  Welche 
Parentel,  die  des  Vaters,  Grossvaters,  Urgrossvaters  kommt 
zur  Erbfolge?  Jede  nähere  Parentel  schliesst  dann  von 
selber  alle  entferntem  aus.  Dann  aber,  wenn  die  Parentel 
ermittelt  ist ,  so  werden  nur  die  Glieder  von  dem  gemein- 
schaftlichen Stammvater  aus  bis  zu  den  Erben  zu  zählen 
sein,  um  zu  wissen,  welche  die  nächsten  seien.  So  kommt 
z.  B.  der  Neffe  im  zweiten  Giiede,  der  Oheim  im  ersten 
Gliede  zur  Succession ;  weil  jener  von  dem  gemeinschaft- 
lichen Vater  zwei  Stufen  abwärts  steht,  dieser  von  dem 
gemeinschaftlichen  Grossvater  nur  eine.    Allein  der  Neffe 


251)  Lex  Alam.  Iii.  92.    Neugart  No.  71. 

252)  Eichhorn  RechUgeschicbte  $$.  19.  65.  373.  Maier  Germanien! 
Urrerfassnng  $.68.     Sydow  Erbrecht  des  Sachsenspiegels  §.  45.   $.  69  ff. 
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erbt  vor  dem  Onkel  des  Erblassers,  weil  jener  schon  in 
der  Parentel  des  Vaters ,  dieser  erst  in  der  des  Grossvaters 
erscheint. 

Für  diese  deutsche  Berechnung  der  Erbnahe  passen  die 
von  den  deutschen  Quellen  gebrauchten  Ausdrücke  Linie 
uud  Glieder  sehr  gut,  während  der  Ausdruck  Grad  zu 
allgemein  ist  und  jede  mögliche  Abstufung  bezeichnet. 
Bei  jenen  Ausdrücken  geht  man  immer  aus  von  einem  fixen 
Punkte,  nämlich  von  dem  Haupte  der  Parentel,  uud  eben 
darum  stehen  die  Erben ,  welche  zugleich  zur  Erbschaft 
kommen,  immer  auf  der  gleichen  Linie,  während  es 
nach  der  römischen  Berechnungsweise  oft  noch  andere 
Personen  gibt,  die  in  gleichem  Grade  verwandt  wären, 
die  aber  eben  nicht  erben,  weil  sie  auf  andern  Linien 
stehen  2"). 

Auch  in  der  Seitenlinie  standen  wohl  die  Weiber  hin- 
ter den  Männern  an  Erbfähigkeit,  wenigstens  mit  Bezug 
auf  die  Liegenschaften  zurück.  Es  ist  dieses  um  so  wahr- 
scheinlicher, als  nach  dem  Grundsalze  der  Parentelen  die 
Beerbung  sich  am  Ende  immer  als  eine  Erbfolge  der  Nach  - 
kommen auch  in  der  Seitenlinie  darstellt,  der  Bruder  mit- 
hin an  die  Stelle  des  Sohnes,  die  Schwester  an  die  Stelle 
der  Tochter  tritt.  Es  scheinen  aber  die  Bruderssöhne  der 
Schwester  auch  noch  vorher  gegangen  zu  sein,  woraus 
man  dann  wieder  den  Schluss  ziehen  könnte,  dass  auch 
in  der  ersten  Erbfolge  der  Kinder,  die  Enkel  durch  den 
Sohn  der  Tochter  vorgegangen  seien  75%). 


253)  Vgl.  dariiber  meinen  Aufsatz  in  der  Monatschronik  für  zHrieheriseh« 
RecUlspflego  B.  III.  S.  195,  wo  die  Sache  bildlich  dargestellt  ist. 

254)  Ueber  das  Erbrecht  der  Schwester  uud  Schweslersöhoe  ist  zu  ver- 
gleichen Neu  gart  So.  303.  427.  455.  539  ,  vorzüglich  aber  >o.  397: 
„  Host  ejus  (matris)  rero  obitum,  si  tainen  rgo  legitiinum  hercdeui  non  relin- 
quo,  tunc  /raier  tneua  Hagano  et  legitimi  ejus  beredet,  si  forte  —  pro- 
creali  fuei'int,  res  supradictas  —  possideant.  Quodsi  ipii  non  redemerint , 
lunc  torores  meue  legitimi»  »iri  nuptae  easdem  res  habeaut  —  —  et  sirai- 
liler  —  rediiueudi  facultatein  tiabeant ,  similiter  et  legitimi  earum  filii.  Si 
atilem  neque  ipsae  redemerint ,  nee  earum  filii,  lunc  filii  uvunculi  mei 
Amalungi."    Vgl.  Ne.  250. 
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Ob  es  neben  dem  relativen  Vorzug  der  männlichen 
Erben  vor  den  weiblichen  auch  noch  einen  unbeding- 
ten, oder  was  eher  anzunehmen  ist,  einen  relativen  Vor- 
zug des  väterlichen  Stammes  vor  dem  mütterlichen 
gegeben,  und  welcher,  lasst  sich  kaum  mehr  mit  Sicher- 
heit ermitteln.  Doch  macht  es  der  spätere  Vorzug  der 
Vatermagen,  wie  wir  alle  Verwandte  durch  den  Vater, 
väterlichen  Grossvater  u.  s.  f.  des  Erblassers  nennen ,  im 
Gegensatz  zu  den  Mutter uiagen,  welche  durch  die  Mut- 
ter, die  mütterlichen  Grosseltern  oder  die  väterliche  Gross- 
mutter u.  s.  f.  des  Erblassers  mit  demselben  verwandt  sind , 
ein  Vorzug,  welcher  sich  in  den  verschiedenen  Rechten 
des  alamannischen  Gebietes  in  der  Schweiz  fast  durch- 
gängig, wenn  auch  in  etwas  verschiedener  Gestaltung, 
wieder  findet,  sehr  wahrscheinlich,  dass  schon  nach  altem 
alamannischen  Rechte  ein  ähnlicher  Vorzug  bestanden  habe. 
Diese  Wahrscheinlichkeit  wird  dadurch  verstärkt,  dass  sich 
nirgends  Andeutungen  des  Gegcntheils  finden  255). 


255)  Wir  werden  nochmals  darauf  zurück  kommen  müssen.  Vgl.  dariiber 
meine  ALhandluug  in  der  Monatschronik  für  zürcherische  Rechtspflege  B.  III, 
S.  201.  und  IV.  S.  27  ff.  Die  Erwähnung  des  avunculus  in  der  Note  254 
ciUrten  Urkunde  kann  nichts  entscheiden ,  indem  einmal  im  Latein  des  Mit- 
telalters jeder  Oheim  auch  der  väterliche  so  genannt  wird  (Du  Gange  s.  v.) 
Zweitens,  wenn  er  auch  Muttennag  gewesen  wäre,  daraus  höchstens  die 
Erbfähigkeit  aurb  des  Mullernjageu ,  aber  nicht  neben  gleich  nahen  Vater- 
uiagen  folgern  wurde.  Endlich  scheint  mir  die  Stelle  Lex  Alan»,  tit.  92  immer 
noch  vorzüglich  auch  auf  die  Neigung  zu  deuten,  dem  Stamme  des  Vaters, 
somit  dem  Vatermagen  das  Vermögen  auch  dann  zu  sichern ,  wenn  es  ton  der 
Mutter  herrührte. 


* 
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 .  
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Von  der  Auflösung  der  fränkischen  Monarchie  bin  %ur 
Bittnischen  Verfassungsänderung  in  Zürich. 
Jahr  887  bis  1336 

j\-  :'t.  •■. ■  ••  v  •  ■ ,  .-.    ..  -:,  .-.  i.(  t  \j 

5.1.    Historische  Einleitung. 

Als  Deutschland  für  immer  von  der  ausgedehnten  frän- 
kischen Monarchie  abgelöst  wurde,  theilte  der  ZUrichgav 
die  gemeineu  Schiksalc  des  deutscheu  Reiches,  zu  dem  er 
gehörte,  auf  lange  Zeit.  Die  grossen  innern  Veränderungen, 
welche  dieser  Staat,  dem  es  gelang,  die  höchste  Stellung  in 
der  christlichen  Welt  einzunehmen,  erlebte,  wirkten  in  allen 
Gliedern  desselben  nach  und  die  allgemeinen  Tendenzen  spie- 
gelten sich  ab  in  der  Entwickclung  des  kleinsten  Theiles. 

Je  mehr  indessen  die  Geschichte  fortschreitet,  desto  mehr 
werden  wir  auch  gewahr,  wie  sich  einzelne  kleinere  Ge- 
staltungen aus-  uud  absondern,  desto  mehr  tritt  das  Iudivj» 
duelle  hervor.  Die  Grundfarben  des  Ganzen  durchziehen 
zwar  noch  fortwährend  diese  Gebilde ,  aber  auch  locale 
Färbungen  wirken  mit  und  geben  denselben  einen  eigen- 
thümlichen  Ton. 

Eichhorn  hat  von  allgemeinem  Gesichtspunkte  aus  die 
Entwickelung  des  deutschen  Reiches  und  seiner  Institute  mit 
Meisterhand  geschildert.  Wir  setzen  die  Lösung  jener  Auf- 
gabe als  geschehen  voraus,  und  werden  uns  gerade  im  Ge- 
gensatze dazu  immer  mehr  an  das  Einzelne,  Besondere  halten. 

Die  Gefahr  einer  gänzlichen  Auflösung  des  Reiches  in 
die  verschiedenen  Völkerstämme  wurde  nach  dem  Absterben 
der  unechten  Karolinger  glücklich  besiegt  und  die  Einheit 
der  Nation  durch  kräftige  Könige  wieder  befestigt.  Indes-. 
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sen  erhielten  die  einzelnen  deutschen  Völker  wieder  Her- 
zoge.   So  auch  Alamannien  im  Jahr  916. *) 

Die  Herzoge  wurden  anfangs  aus  den  angesehensten 
Edeln  der  Provinz  von  dem  Könige  gewählt.  Spater  such- 
ten die  Könige  oft  die  gefährliche  Macht  derselben  dadurch 
zu  ihrem  Vorthefle  zu  wenden,  dass  sie  die  Angehörigen 
ihrer  Familien  mit  dem  Herzogthume  belehnten.  Aber  auch 
diese  Bestrebungen  missglückten  öfters  und  es  diente  das 
ganze  Institut  weniger,  die  Provinzen  mit  dem  Reiche  zu 
verbinden  als  vielmehr  provinziellen  Widerstand  und  innere 
Kämpfe  zu  erleichtern. 

Die  Gewalt  der  Herzoge  war  eine  wesentlich  militärische. 
Sie  hatten  den  Heerbann  der  Provinzen  und  standen  als 
Heerführer  an  der  Spitze  des  Aufgebotes.  Die  gewöhnliche 
Rechtspflege  stand  unter  der  Leitung  des  Grafen ,  ohne  dass 
sich  die  Herzoge  in  die  Verwaltung  derselben  mischten2). 

Im  Jahr  1096  (nach  Schöpflin  1098)  erhielt  Berchtold  II. 
von  Zähringen  durch  den  Vertrag  von  Mainz  die  herzogli- 
che Würde  in  einem  Theile  des  vormaligen  Alnmanniens,  so 
wie  die  Reichsvogtei  über  die  Stadt  Zürich  ,  deren  ausdrück- 
lich gedacht  war.  Es  ist  kaum  zu  zweifeln ,  dass  auch  der 
Zürichgau  unter  seine  Hoheit  kam. 3)  Dieser  Erwerb  hätte 
für  Zürich  und  die  Schweiz  von  der  grössten  Bedeutung 
werden  und  die  ganze  spätere  Geschichte  verändern  können, 
wenn  nicht  das  Haus  der  Zähringer  schon  im  Jahr  1218 
ausgestorben  wäre. 

Es  gehört  zu  den  «harakteristischen  Erscheinungen  des 

.  i).  Joh.  v.  Müller s  Schweizergeschichte.  I.  5,  239  — 241.  Urkuadlich 
kommt  der  erste  Herzog  Barkard  von  Alamannien  vor,  z.  B.  bei  N  cd  gart 
No.  705  v.  J.  920.  ,  ferner  No.  715. 

2)  Wenn  in  der  Urkunde  von  963  das  in  Zürich  gehaltene  Geriebt  de» 
Grafen  Gottfried  von  dem  des  Herzogs  Barkard  unterschieden  wird  «od 
sogar  auf  den  ersten  Blick  ein  Zug  von  dem  einen  an  das  andere,  somit 
Unterordnung  des  erstem,  sich  zu  ergeben  .scheint,  so  lösen  sich  diese 
Zweifel  dadurch,  dass  Burkard  selber  das  Grafenamt  im  Ziirichgau  bt$»s* 
■Bd  Gottfried  bloss  als  sein  Stellvertreter  zu  betrachten  ist.  Vgl.  Urk.  bei 
Neugart  No.  7*2.  747.  749  und  768. 

3)  J.  Dan.  Schöpflin  hist.  Zaringo. Baden»is.  Tom.  I.  CaroUruhe  1763. 

ff  r  mm 
p.      I  ?.  Ilm 
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Mittelalters,  dass  jede  Amtsgewalt  sich  mit  der  Zeit  in  ein 
erbliches  Recht  zu  verwandeln  wusste.  Noch  allgemeiner 
ausgedrückt :  es  zeigt  sich  überall  ein  starker  Trieb ,  fakti- 
schen Zuständen  Erblichkeit  und  dadurch  einen  andauernden 
rechtlichen  Charakter  zu  verschaffen.  Und  gewöhnlich  hat 
dieser  Trieb  Erfolge  zuwege  gebracht.  Wir  finden  ihn 
selbst  und  seine  Erfolge  durchweg  bei  allen  höhern  Staats- 
ämtern, aber  nicht  weniger  auch  in  dem  Gebiete  des  Pri- 
vatrechtes. 

So  war  auch  die  herzogliche  Würde  auf  dem  Wege  erb- 
lich zu  werden;  und  selbst  wo  dieses  nicht  gelang,  sind 
doch  erbliche  Fiirstenthümer  aus  der  Verbindung  mit 
der  herzoglichen  Gewalt  hervorgegangen.  Das  Geschlecht 
der  Zähringer  war  auch  eines  dieser  Fürstengeschlechter , 
und  längere  Dauer  desselben  hätte  wahrscheinlich  einen  pro- 
vinziellen Zustand  consolidirt  und  ein  Land  zusammengehal- 
ten, welches  sich  nachher  völlig  spaltete  und  dessen  Theile 
sich  in  verschiedener  Richtung  wieder  mit  andern  zusam- 
menfügten. Aber  das  frühe  Aussterben  dieses  Hauses  machte 
es  möglich,  dass  Zürich  wieder  zur  freien  Reichsstadt  wurde, 
und  daneben  mehrere  Grafschaften  von  kleinerem  Umfange 
in  unmittelbare  Verbindung  mit  König  und  Reich  traten. 

Schon  vorher  hatte  sich  die  Auflösung  der  alten 
Gauverfassung  vorbereitet.  Dazu  wirkte  Verschiedenes 
zusammen.  Die  Privilegien  der  Immunität,  welche  die 
Könige  den  Bischöffen,  Aebten,  Klöstern  verliehen ,  entzo- 
gen immer  mehrere  Gebictstheile  der  direkten  Einwirkung 
des  Grafen.  Nach  und  nach  fiel  auch  der  indirekte  Einfluss 
weg ,  indem  die  Grafengewalt  selber  auf  die  Immunitäts- 
herrn übergetragen  wurde.  Die  Städte,  welche  in  dieser 
Periode  meist  im  Zusammenhange  mit  ihren  Immunitäten 
entstanden,  erhielten  nach  und  nach  eine  eigenthümliche 
Stellung  und  Einrichtung,  durch  welche  sie  sich  wieder 
von  den  übrigen  Grafschaften  unterschieden. 

Nachdem  so  der  Gau  von  einer  Menge  solcher  gefreiter 
Bezirke  durchzogen  und  zerspalten  war ,  wurde  es  auch 
andern  Edeln  erleichtert,  dieselben  Rechte  für  ihre  Güter 
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und  Herrschaften  zu  erwerben,  bis  zuletzt  auch  die  Gau- 
grafen  selbst,  von  der  allgemeinen  Hinneigung  zur  Erb- 
lichkeit unterstutzt,  ihr  Amt  an  ihr  Haus  zu  fesseln  und 
erbliche  Rechte  auf  das  noch  übrige ,  mit  ihrem  ursprüng- 
lichen Grundbesitze  vereinigte  Gebiet  zu  erhalten  wussteo. 
So  wurden  dann  aus  den  Grafschaften  wahre  Landgraf- 
schaffen.  In  dem  Thurgau  gelang  es  auf  diese  Weise  den 
Grafen  von  Kyburg,  in  dem  Zürichgau  den  Grafen  von 
Habsburg,  den  letztern  jedoch  nur  theilweise ,  Landgraf- 
schaften zu  erwerben.  Die  Kämpfe  des  Hauses  Habsburg 
mit  Schwyz ,  welche  den  Grund  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft legten ,  erklaren  sich  daraus,  dass  die  Grafen 
von  Habsburg  in  der  Ausdehnung  und  Sicherung  ihrer 
Landgrafschaft  bei  dem  kraftigen  Bergvolke  auf  einen  Wi- 
derstand stiessen,  den  sie  nicht  zu  überwältigen  vermochten4). 

Die  Veränderung  des  Reichsdienstes  trug  ferner  vieles 
dazu  bei,  die  alte  Gauverfassung  zu  zerstören.  Der  Dienst 
musste  nun  grösstenteils  zu  Pferde  geleistet  werden,  und 
indem  so  nur  die  Begüterten  oder  die  Dienstleute,  welche 
einen  Beruf  daraus  machten,  zu  dem  eigentlichen  Heer  ge- 
hörten, bildete  sich  aus  ihnen  ein  eigener  Stand  der  Ritter. 
Die  übrigen  Freien  verlernten  das  Kriegsgeschäft,  wurden 
so  faktisch  entwaffnet  und  rnussten  nun  an  den  Herrn,  wel- 
cher die  Mannschaft  seines  Kreises  aufrief,  Kriegssteuern 
entrichten.  So  war  auch  von  dieser  Seite  der  Weg  zur 
Oberherrschaft  der  edeln  Führer  und  zur  Unterthanenschaft 
der  Angehörigen  ihrer  Sprengel  geebnet. 

Endlich  diente  der  grosse  Kampf  des  Papstthumes  mit 
dem  Kaiserthume,  welcher  überhaupt  das  Mittelalter  cba- 
rakterisirt ,  dazu ,  dem  Herrenstand  grössere  Rechte  zu  ver- 
schaffen und  die  Gewalt  des  Königs  zu  schmälern,  indem 

4)  So  viel  geht  allerdings  aus  den  Untersuchungen  von  Kopp,  Urkunden 
zur  Geschichte  der  eidgenössischen  Bünde,  Luxer n  1835,  hervor,  dass 
sich  die  Grafen  von  Habsburg  a's  Landgrafen  von  Schwyz  ,  das  ursprünglxch 
mm  Z&richgau  gehörte,  betrachteten,  und  bei  Gelegenheit  wohl  auch  etwa 
anerkannt  wurden.  Allein  diese  Hechle  waren  damals  noch  nicht  fest ,  sondern 
erst  im  Werden  ,  und  Kopp  thut  den  ersten  Schweizern  Unrecht  ,  wenn  er  sie 
ahu«  weiter*  fUr  Empörer  gegen  eine  rechtmässige  Herrschaft  erklärt. 
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sich  der  Papst  gewöhnlich  mit  der  Aristokratie  des  Landes 
verbündete,  um  jenen  zu  bekämpfen. 

Merkwürdig  ist  es,  dass  Zürich,  von  wo  später  die 
Reformation  der  Schweiz  ausging,  schon  sehr  frühe  in  kirch- 
lichen Dingen  zu  freieren  Ansichten  Neigung  zeigte.  Arnold 
von  Brescia  fand  in  der  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts 
vielen  Anklang  in  dieser  Stadt,  woselbst  er  sich  längere 
Zeit  aufhielt.  Und  auch  in  den  Kämpfen  Kaiser  Friedrichs 
hielt  es  Zürich'  entschieden  mit  dem  Kaiser.  Freilich  mochte 
die  Stellung  der  Stadt,  als  einer  Reichs vogtei,  auch  dazu  bei- 
getragen haben ,  dass  sie  auf  dieser  Seite  stritt. 

5.  2.    Die  Stadt  Zürich. 

Das  wichtigste  Ereigniss  in  dieser  Periode  unserer  Rechts- 
geschichte ist  indessen  die  Entstehung  der  Stadt  Zürich. 
Aus  was  für  Elementen  sie  geworden,  das  werden  wir  näher 
nachzuweisen  versuchen.  Eben  das ,  dass  sie  zur  Stadt  ge- 
worden ,  und  nicht ,  wie  die  meisten  andern  Städte  auch  der 
Schweiz,  gleichsam  auf  einen  Schlag  zur  Stadt  gemacht 
wurde,  bietet  besonderes  Interesse  dar,  sowie  hinwieder 
der  Nachweis  auch  um  so  schwieriger  sein  wird. 

Zu  Ende  der  vorigen  Periode  haben  wir  noch  verschie- 
dene von  einander  gesonderte  Bestandteile  wahrgenommen, 
die  königliche  Burg,  die  Genossenschaft  vom  Berge,  die 
Abtei  Fraumünster  mit  den  Bewohnern  ihrer  Höfe,  die 
Stift  zum  Grossmünster  mit  ihren  Hörigen.  Diese  Bestand- 
teile mussten  verwachsen,  damit  ein  neuer  Organismus  mög- 
lich wurde.  Und  das  ist ,  vermuthlich  im  achten  Jahrhun- 
dert «  wirklich  geschehen. 

Sowohl  in  der  Abtei  und  den  Rechten,  welche  sie  er- 
warb ,  als  in  dem  Dasein  der  königlichen  Burg  und  der  da- 
mit verbundenen  Reichsvogtei ,  lag  eine  vereinigende  Kraft. 
Aber  eben  dass  zwei  solche  Einigungspunkte  da  waren,  die 
nicht  wie  in  vielen  andern  Städten  in  Einer  Hand  zusammen 
trafen,  erzeugte  wieder  Schwierigkeiten,  welche  durch 
die  neue  Befestigung,  die  alle  Bewohner  der  Stadt  nunmehr 
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vereinigte,  nicht  gehoben  wurden.  Vielleicht  aber  gerade 
um  jenes  Zwiespaltes  in  den  Centraipunkten  willen»  konnte 
sich  desto  leichter  ein  neues  rein  städtisches  Centrum,  der 
Rath  der  Stadt,  Geltung  verschaffen;  und  im  Verlaufe  der 
Zeit  gelang  es  ihm  sowohl  die  Aebtissin  als  den  Reichsvogt 
von  jedem  bedeutenden  Einflüsse  auf  die  Angelegenheiten 
der  Stadt  zu  entfernen. 

Die  Entwickelung  der  innern  städtischen  Freiheit  hatte 
indessen  auch  viel  der  glücklichen  Lage  von  Zürich  zu 
verdanken,  welche  für  Handel  und  Gewerbe  sich  in  vor- 
züglichem Maasse  eignete.  Zürich  war  schon  sehr  frühe 
für  den  Handel  der  Lombardei  mit  Deutschland  ein  wichti- 
ger Platz.  Von  dorther  kam  wahrscheinlich  noch  im 
zwölften  Jahrhundert  die  Fabrikation  von  Seidenwaaren  und 
wollenen  Zeugen  nach  Zürich s).  Von  Italien  her,  wo  sich 
die  städtische  Freiheit  früher  und  rascher  entwickelt  hatte, 
mochte  auch  zuerst  geistige  Anregung  und  Gedanken  von 
politischen  und  religiösen  Reformen  über  die  Alpen  gekom- 
men sein.  Es  ist  bekannt,  was  für  lebhafte  Theilnahme 
Arnold  von  Brescia  in  den  süddeutschen  Städten  fand,  als 
er  sein  neues  System  moralischer  Freiheit  predigte.  In 
Zürich  hielt  er  sich  vornehmlich  auf,  und  es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, dass  seine  Anwesenheit  auch  auf  die  städti- 
sche Verfassung  von  Einfluss  gewesen  ist. 

Handel  und  noch  mehr  Handwerke  waren  zwar  damals 
noch  in  den  Augen  des  Adels  und  der  Freien  eine  verächt- 
liche Thätigkeit.  Allein  der  steigende  Wohlstand,  eine 
Folge  dieser  Arbeiten,  veränderte  nothwendig  diese  An- 
sicht. Er  weckte  in  den  Kaufleuten  und  Handwerkern  Selbst- 
gefühl und  gab  ihnen  die  Mittel ,  demselben  auch  nach  aussen 


5)  (Sellin  7.)  Versuch  einer  Geschichte  der  Handelschaft  der  Stadt  und 
Landschaft  Zürich.  Zürich  1763.  S.  52.  Ein  Büchlein  ernster  Forschung 
und  tUchtigeu  Verstandes.  Zu  vergleichen  ist  vorzüglich  das  fünfte  Buch  des 
Richtebriefes  von  13« 4.  Um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderls  finde  ich 
auch  zuerst  den  Weinbau  atu  Zürichberg  erwähnt.  Urkunde  bei  Neugai-t 
No.  869.  v.  J.  1158.  Schinz  a.  a.  O.  S.  62.  hat  vom  Hönggerberg  uud 
Zollikon  noch  altere  Angaben,  »on  den  Jahren  1130  und  1145. 
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hin  Anerkennung  zu  verschaffen.  Wie  sich  aus  der  verän- 
derten Kriegsverfassung  ein  Ritterstand  gebildet  hatte,  so 
erzeugte  die  neue  Bedeutung  der  Städte  im  Verlaufe  der 
Zeit  auch  einen  neuen  Stand,  den  der  Bürger. 

Das  ist  freilich  nicht  ohne  grosse  Kämpfe  geschehen.  Der 
grosse  Streit  zwischen  Kaiser  und  Papst  i:n  dreizehnten  Jahr- 
hundert brachte  in  dem  deutschen  Reiche  vielfache  Verwirrung 
hervor.  Der  Adel ,  zumal  der  niedere ,  sah  mit  Misstrauen 
und  Widerwillen  auf  die  neue  Schöpfung  der  Städte,  die 
ihn  in  seiner  Herrschaft  bedrohten.  Die  Besorgniss  des 
Adels  war  in  der  That  nicht  ganz  ungegründet,  denn  be- 
reits hatten  die  rasch  aufblühenden  italienischen  Städte  den 
umliegenden  Adel  gezwungen ,  sich  in  ihnen  niederzulassen 
und  so  ihre  eigene  Herrschaft  ausgedehnt,  indem  sie  die 
Herrschaft  des  Adels  in  sich  aufnahmen.  Auch  finden  wir, 
dass  schon  frühzeitig  die  Städte,  welche  sich  durch  Auf- 
nahme zahlreicher  Bewohner  zu  verstärken  trachteten,  an- 
fingen, Hörige  der  Edeln,  die  sich  zu  ihnen  geflüchtet, 
gegen  die  Ansprüche  ihrer  Herrn  zu  schützen.  Vielfache 
Anlässe  zu  Reibungen  konnten  nicht  fehlen.  Und  so  wurde 
namentlich  die  Zeit  jener  allgemeinen  Auflösung  von  dem 
Adel  benutzt,  um  den  Handel  der  Städte  aufs  äusserste  zu 
beunruhigen  und  durch  willkührlich  erhobene  Zölle  zu  be- 
lästigen. 

Der  grosse  Städtebund  des  Jahres  1255,  an  dem  auch 
Zürich  Antheil  nahm,  sollte  dazu  dienen,  den  Anmassun- 
gen  des  Adels  ein  Ziel  zu  setzen ,  die  Strassen  des  Reiches 
zu  reinigen  und  den  Handel  zu  schützen ;  und  in  der  That 
hinderte  die  kräftige  Verbindung  der  Städte  jene  Bedrückun- 
gen grossentheils.  Sie  hielt  aber  nicht  fortdauernd  an  und 
in  den  rohen  Zeiten  des  Zwischenreiches  war  der  Fehden 
wieder  kein  Ende. 

In  der  Noth  und  dem  Drange  aber  erstarkten  gerade  die 
Kräfte  der  Bürger.  Zürich  bestand  unter  der  siegreichen 
Anführung  des  Grafen  Rudolf  von  Habsburg  die  Kämpfe 
mit  dem  benachbarten  Adel,  besonders  mit  den  Edlen  von 
Regensberg  auf  das  glücklichste.    Es  war  diess  für  die  Stadt 
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um  so  vortheilhafter ,  als  nachher  ihr  Held  selber  den 
deutschen  Kaiserthron  bestieg. 

Bei  diesen  Fehden  mussten  aber  natürlich  so  ziemlich 
alle  Bewohner  der  Stadt  waffenfähig  werden;  und  mit  den 
Waffen  und  dem  Antheil  an  Glück  und  Unglück  des  Krie- 
gerlebens stiegen  auch  die  Ehre  und  die  Ansprüche  der 
Handwerker ,  die  zuvor  meist  Hörige  gewesen  und  von 
dem  Regimente  der  Stadt  ausgeschlossen  waren.  Die  Ver- 
änderung in  der  Staatsverfassung,  welche  von  dem  Bürger- 
meister Brun  her  benannt  wird,  war  schon  durch  das  drei- 
zehnte Jahrhundert  vorbereitet.  Sie  trat  aber  erst  1330 
erfolgreich  hervor,  im  Zusammenhange  mit  den  Verände- 
rungen in  vielen  antlern  deutschen  Städten. 

'  *  •  •  * 

§.  3.    Entstehung  der  Stadt  Zürich, 
a)  Die  Abtei. 

Die  Stellung  der  Aebtissinn  zu  der  Stadt  ist  desshalb 
schwierig  zu  bestimmen,  weil  es  an  fortlaufenden  Urkun- 
den fehlt.  Indess  klären  doch  die  zerstreuten  Andeutungen 
manches  auf. 

1)  Schon  sehr  frühe  scheinen  die  Zölle,  die  später 
noch  unter  dem  Namen  der  Stadtzölle  von  allen  ein-  und 
ausgehenden  Gegenständen  bezogen  und  erst  im  Jahre  1S33 
aufgehoben  wurden,  der  Aebtissinn  zugehört  zu  haben. 
Ursprünglich  mochten  sie,  wie  anderswo,  zu  Händen  der 
königlichen  Kammer  bezogen  worden  sein  6).  Unter  den 
Urkunden  des  Fraumünsteramtes  findet  sich  ein  alter ,  an- 
geblich von  König  Ludwig,  dem  Stifter  der  Abtei,  be- 
stätigter Zolltarif.  Und  im  Jahre  972  erhielten  die  Mönche 
von  Einsiedeln  ein  Privilegium  von  Otto  I.,  welches  sie 
von  der  Entrichtung  des  Zolles  in  Zürich  und  dem  dortigen 
Münzzwange  befreite  7).   Auch  kommt  schon  947  ein  Zöll- 


6)  Vgl.  E  iehhor  n  Zeitschrift  filr  geschichtliche  Rechtswissenschaft  F.  227. 

7)  Ne.gart  No.  766  nnd  751. 
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ner  (thelonarius)  in  Zürich  vor,  sowie  später  noch  Zoll- 
ner als  Beamtete  der  Aebtissinn  erwähnt  werden  8).    .  ( 

2)  Hatte  sie  das  Recht  Münze  zu  schlagen.  Es  wäre 
unbegreiflich,  wie  in  älterer  Zeit  unsere  Züricher  Gelehr- 
ten sich  darüber  haben  streiten  können,  ob  das  Miinzregal 
anfangs  der  Aebtissinn  oder  der  Stadt  verliehen  gewesen 
sei,  wenn  man  nicht  aus  andern  Vorgängen  wüsste,  wie 
sehr  ein  scheinbares  oder  wirkliches  politisches  Interesse  und 
das  Vorurtheil,  seine  Vaterstadt  oder  Vorfahren  schon  in 
den  Windeln  mit  herkulischer  Kraft  ausgerüstet  zu  wähnen, 
die  Wahrheit  trüben  kann.  Die  Abtei  war  lange  Zeit  hin* 
durch  viel  bedeutender  und  höher  gestellt,  als  die  ganze 
Stadt,  mit  der  sie  verbunden  war9).  Nach  einer  Notiz, 
deren  Inhalt  jedenfalls  sehr  alt  ist,  geht  die  Münze  Zürich, 
(die  denn  auch  in  den  Urkunden  sehr  häufig  erwähnt  wird,) 
„in  allem  Zürichgau  durch  Glarus  über  Wallenstadt  herauf 
bis  an  den  grünen  Hag"  (?),  ferner  durch  alle  Waltstätte 
bis  an  den  Gotthard,  sodann  durch  ganz  Aargau,  „vnz  an 
die  waggenden  (wankenden)  studcu  (?)"  und  herab  bis  an  den 
Hauenstein  und  durch  alles  Thurgau  bis  an  die  Murg  l0). 
Dazwischen  soll  keine  eigene  Münze  sein,  ausser  allein 
zu  Zofingen  in  der  Ringmauer  und  nicht  weiter  u).  In 


3}  Neugart  No.  727.    Abschriften  des  Fraumünsteraints  I.  170. 

9)  J.  H.  Ott  vom  alten  Staatsrecht  der  Stadt  Zürich  in  der  Buch  T. 
Anm.  150  angeführten  Schrift  III.  S.  360  weist  nach,  dass  Stumpf  Chro- 
nik Buch  VI.  c  14.  den  Irrthum  zuerst  veranlasst  habe,  indem  er  eine  alt« 
Münze  anführe  mit  dem  Namen  König  Karls  auf  der  einen  und  der  Stadt  auf 
der  andern  Seite ,  woraus  man  dann  sofort  geschlossen  ,  König  Karl  der  Dicke 
habe  der  Stadt  das  MUnzrecht  verliehen.  Ott  selber  ist  ehenfalls  geneigt,  das 
MUnzrecht  der  Abtei  von  König  Ludwig  herzuleiten  und  äussert  darüber 
S.  367:  „Ich  habe  so  viel  gesagt,  dass  ich  den  Schluss  machen  darf,  das 
allerwahrscheinlichste  sei,  wir  empfangen  das  MUnzrecht  unserer  Stift  au* 
Ludwig  des  Deutschen  Händen.  Aber  kein  MUnzrecht  für  die  Stadt.  Was 
nichts  ist,  empfängt  nichts.    Wir  haben  noch  keine  Stadt!" 

10)  In  St.  Gallen  wurden  wieder  eigene  Münzen  geschlagen.  ITrk.  bei 
Neugart  No.  930. 

•  11)  Abschriflen  des  Fraumünsteramts  VII.  849.  In  MS.  65  nach  dem 
Register  v.  J.  1365  findet  sich  die  Stelle  S.  81  b.  so:  „Wenn  man  Zürich 
ein  müntz  Schlacht,  das  man  die  nennen  sol  durch  alles  Ergöw  vf  vntz  an  die 
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der  Tkat  eine  höchst  umfassende  Ausdehnung  des  Münz- 
bannes. 

Begreiflich  war  es,  wenn  der  Rath  der  Stadt,  je  mehr 
sein  Ansehen  stieg  und  die  Macht  der  Aebtissinn  sich 
neigte,  Einfluss  auch  auf  das  Münzregal  sich  zu  erwerben 
suchte.  Schon  Conrad  IV.  musste  die  Aebtissinn  im  Jahr 
1242  gegen  die  diessfalligen  Anmassungen  des  Rathes  schü- 
tzen l2).  Und  wenigstens  in  der  zweiten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  war  es  gewöhnlich,  dass  die  Aebtis- 
sinn das  Recht  Münzen  zu  schlagen  immer  nur  mit  Vor- 
wissen des  Rathes  an  züricherische  Bürger  weiter  verlieh, 
sowie  es  damals  auch  für  eine  ausgemachte  Sache  galt, 
dass  der  Vogt  sammt  dem  Rathe  die  gehörige  Ausübung 
des  Regals  zu  beaufsichtigen  hatte  13). 

Auch  das  Recht  Maass  und  Gewicht  zu  bestim- 
men, muss  der  Aebtissinn  zugestanden  haben.  Zum  Zeichen 
dessen  sind  jetzt  noch  zwei  eiserne  Kloben  an  der  Frau- 
münsterkirche angebracht,  welche  das  Maass  des  Klafters 
angeben  u). 

3)  Sogar  das  Markt  recht  scheint  durch  Vermittelung 
der  Aebtissinn  und  keineswegs  directe  an  die  Stadt  gelangt 
zu  sein.  Dafür  spricht  ausser  der  allgemeinen  Stellung  der 
Aebtissinn  noch  insbesondere  der  Umstand,  dass  fortwäh- 
rend auf  Kirchweihe  (den  Tag  der  Heiligen  Felix  und 
Regula,  welche  als  Heilige  der  Abtei  dann  zu  Stadthei- 
ligen geworden  sind  und  den  Tag  der  Einweihung  der 
Fraumünsterkirche,  11.  September  879)  der  Markt  in  Zü- 
rich gehalten  wird,  so  wie  die  Analogie  mit  andern  Städten. 


wogenden  studen ,  den  riirichse  vf  für  walaslat  vntz  an  den  gruoncn  hag,  in 
allein  Turgöw  vnlz  an  der  Murg  ,  nitiich  ab  vntz  do  du  ar  in  den  Ria  gat , 
vod  sollen  och  die  von  Zürich  in  denselben  kreissen  in  allen  der  herschaft 
vestinen  vnd  Stellen  iren  vechsel  haben.  —  —  vnd  sol  och  in  den  vorge- 
schriben  kreissen  en  kein  andrh  uiUntz  gan  dann  Züricher  MÜulz. 

12)  Neugart  No.  931. 

13)  ürk.  des  FraumiinsteramH  v.  J.  1272,  1290  U.  ».  f.  Hirzel  Züri- 
cher Jahrbücher  I.  S.  72.  ff. 

14)  Vögeli  ii  A.  Z.  S.  94.    Neu  gart  No.  869. 
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So  verlieh  947  Kaiser  Otto  I.  dem  Abte  von  St.  Gallen 
für  Rorschach  zugleich  das  Markt-  und  Münzrecht.  Als 
Grund  wird  angeführt  die  Bequemlichkeit  der  Handelsleute, 
welche  nach  Italien  reisen.  Derselbe  Grund  hat  wohl 
schon  früher  einen  König  bestimmen  müssen,  auch  der 
Aebtissinn  von  Zürich  für  diesen  Ort  sowie  das  Münz- 
recht so  auch  das  Marktrecht  zu  verleihen  15).  Markt , 
Zoll  und  Münze  gehörten  eben  zusammen.  Wo  der  Ver- 
kehr einen  Sammelplatz  fand,  da  wurden  gewöhnlich  auch 
diese  Rechte  verliehen  lG). 

Aus  allem  diesem  ergibt  sich,  dass  die  Aebtissinn  ihre 
Oberherrlichkeit  auf  den  ganzen  Kreis  der  Stadt  Zürich 
erstreckt  habe,  nicht  bloss  auf  den  ihr  ursprünglich  zu- 
gehörigen Hof  und  die  Leute,  welche  darauf  wohnten. 
Dasselbe  zeigt  sich  auf  Seite  der  Gerichtsbarkeit. 

Die  Aebtissinn  hatte  zwar  als  Grundherr,  gleich  andern 
Herrn,  ein  Gericht,  welches  sich  jedoch  nicht  weiter  er- 
streckte, als  der  ihr  eigenthümlich  zugehörige,  aber  an 
ihre  Vasallen ,  Dienstlcutc  und  andere  verliehene  Grund  und 
Boden  reichte,  ein  Hofgericht,  vor  welchem  alle  Dinge 
verhandelt  wurden,  die  sich  auf  diesen  Grundbesitz  bezo- 
gen. Dieses  Hofgericht  ist  es,  vor  welchem  zur  Zeit  der 
Aebtissinn  Mechtilde  von  Wünnenberg  (sie  regierte  von 
1256  bis  1269)  der  Rath  mit  seinen  Fürsprechern  erschien, 
nachdem  sie  ihm  Tag  gegeben  hatte,  um  zu  begehren, 
dass  auch  die  Töchter  erbfähig  sein  sollen  in  die  Lehen 
des  Gotteshauses ,  wenn  keine  Söhne  da  seien  ,7).  Es  konnte 

15)  Neugart  No.  729.  „et  mercatum  ibi  (tu  Rorschach)  habere  et 
pcrcuiiuram  monttue  ibi  facere  pertniltimus ,  et  quaecnnqite  de  ipso  mercato 
iq  vectig«libus  «t  percussura  nomismatis  vel  in  quibuslibet  debilis  exigenda 
sunt,  ad  jus  abbatis  et  fralrum  pro  aeterua  recompensationis  mercede  nobü 
profutura  pertineant."  Vgl.  Sc  hin  7  Geschichte  des  Handels  S.  43.  106. 
Vögelin  A.  Z.  Note  197  gedenkt  einer  Urkunde  v.  J.  999  ,  woraus  sich 
ergebe,   dass  Zürich  damals  wenigstens  einen  Markt  gehabt  habe. 

16)  Der  Bischof  von  Osnabrück  erhielt  im  Jahr  S89  gleichzeitig  Markt-, 
Mtbn-  und  Zollrecht.  Vgl.  E.  Montag  Geschichte  der  deutschen  Staats- 
bürgerlichen  Freiheit.    Bamberg  und  Würzburg.  1812.  Bd.  I.  S.  293. 

17)  Das  Weisthiim  ist  in  den  Richtebrief  aufgenommen.  IV.  10. 
.Wir  der  Rat  künden  —   das  wir  kamen  för   F.ptiseheo  Meehthilt  von  Wun- 

Rluntirlili  Rcr.titt£««chichtr.  Q 
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das,  da  die  Aebtissinn  ordentliche  Lehen  zu  verleihen  hatte, 
ein  wahres  Lehengericht  sein.  Es  konnte  aber  auch,  je 
nach  Umstanden,  ein  blosses  grundherrliches  Hofgericht 
sein.  Dieses  Hofgericht  der  Abtei  bestand  noch  im  vier- 
zehnten Jahrhundert  nach  der  Brunischen  Umwälzung  und 
wurde  auch  damals  noch  *in  dem  Hofe  der  Aebtissinn  ge- 
halten »8). 

Darin  liegt  nun  aber  nichts  besonderes.  Es  ist  diess 
nur  Ausfluss  ihrer  Immunitätsrechte.  Dagegen  bestand  ein 
anderes  Gericht  in  Zürich ,  welches  nicht  auf  abgeleiteten 
Grundbesitz  basirt  war,  sondern  sich  auf  die  ganze  Stadl 
bezog  und  dennoch  in  einem  gewissen  Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu  der  Aebtissinn  stand,  nämlich  das  Sc  hu  It- 
heissengericht, von  dem  später  noch  weiter  die  Rede 
sein  wird.  Und  hier  zeigt  sich  nunmehr  allerdings  eine 
Gerichtsbarkeit,  welche  sich  nur  erklären  lässt,  wenn  man 
annimmt,  die  Aebtissinn  habe  Uber  die  ganze  Stadt  herr- 
schaftliche Rechte  erworben. 

Ich  möchte  das  nicht  Ausdehnung  der  Immunität  nennen , 
denn  der  Kreis  des  Hofgerichtes,  welches  sich  so  weit 
erstreckte  als  die  ursprüngliche  Immunität  reichte  und  mit 
derselben  in  engerer  Verbindung  steht,  wurde  desshalb  nicht 
erweitert.  Zudem  würde  die  Ausdehnung  der  Immunität 
geradezu  unmöglich  gemacht  haben,  dass  auf  dem  immunen 
Boden  noch  ein  Gauding  des  Grafen  hätte  gehalten  werden 


nenberg  vnd  ir  capitel  mit  andern  dien  bürgern  ,  vnd  baten  die  vnd  rorderonton 
ein  tag  an  si  nach  rechte  vmb  vnser  leureht.  Den  tag  gab  si  vns  mit  ir 
willen  vnd  ir  capilels  vud  nach  rechter  rrleildc.  Do  der  tag  kam ,  do  kam 
der  Rat  dar  mit  dien  burgern  vnd  stuonden  da  mit  fürsprechen  rnd  wart  inen 
da  mit  rechter  vrteitde  erteilt  ane  widerspräche  der  lantlüte  vnd  der  Burger 
vnd  der  Eptischen  vnd  ir  Capilels ,  das  ein  telich  elich  tohter ,  d'd  des  Got- 
hoses  ist  d'ü  lehen  ,  dii  ir  vatter  darbringet  von  dem  Gotshu.se  erben  sol ,  ob 
da  suus  uit  ist." 

18)  PUegerordnung  aus  dieser  Zeit  in  den  Abschriften  des  Fraumünsteram- 
tes VII.  815.  „Auch  ist  geordnet,  als  die  vorgenant  unser  Frau  die  Aeb- 
Ussinn  von  alter  her  ein  ge  rieht  in  dem  hoff  gehebt  hat,  dass  man 
Ja  klagen  mag  um  die  Erb,  die  von  dein  Gotzhus  sind,  und  um  ander  Sachen, 
als  vatzher  gewöhnlich  gewesen  ist,  dar.  man  auch  hinnanhin  dieselben  ge- 
richt  in  dem  vorg.  hoff  suchen  und  haben  sol."  Vgl.  Jag  er 's  Ulm  S.  181. 
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können.  Und  doch  finden  wir  noch  im  zehnten  Jahrhun- 
derte das  Gaugericht  in  Zürich  bestehen,  ungeachtet  die 
Vereinigung  der  verschiedenen  ßestandtheilc  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gerichtsbarkeit  eine  Veränderung  erlitten  haben 
musste  t9). 

Allein  in  der  Gerichtsbarkeit  fand  die  Aebtissinn  auch 
die  Grenze  ihrer  Macht,  welche  sie  nicht  zu  tiberschrei- 
ten vermochte,  indem  hier  der  Reichsvogt,  später  der 
Rath,  weitere  Ausdehnung  verhinderte.  Es  gelang  ihr  nie, 
in  den  Besitz  des  Blutgerichtes  zu  kommen  und  so  konnte 
sie  auch  nicht  ihre  Rechte  zu  einer  vollständigen  Ober- 
hoheit ausbilden  20). 

Wäre  ein  Abt  an  der  Spitze  der  Abtei  gestanden,  so 
wäre  es  ihm  wahrscheinlich  geglückt,  wie  dem  Abte  zu 
St.  Gallen,  sich  zum  Herrn  der  Stadt  aufzuschwingen. 
Die  Frauen  aber  konnten  in  dieser  rohen  Zeit,  die  fast 
allen  Erfolg  von  kriegerischer  Thätigkeit  abhängig  machte , 
der  aufstrebenden  Bürgerschaft  nicht  widerstehen.  Acus- 
serlich  trugen  sie  zwar  noch  lange  den  Fürstentitel,  aber 
das  innere  Mark  fehlte,  um  dem  Namen  reelle  Bedeutung 
zu  verschaffen. 

Wann  sie  zuerst  als  reichsunmittelbare  Aebtissinn  den 
Fürstennamen  erhalten,  weiss  ich  nicht  zu  sagen.  Doch 
wird  sie  schon  im  Jahre  1220  von  König  Heinrich,  dem 
Sohne  Friedrichs  IL,  als  Fürstinn  angeredet -1)  und  noch 
sind  mehrere  Urkunden  erhalten,  in  denen  die  Könige  die 
Reichslehen  ihres  Fürstenthumes  erneuern 

Sie  hielt  daher  auch  ihre  eigenen  oft  sehr  vornehmen 
Vasallen  und  Ministerialen  23). 


19)  Urk.  v.  947.  Buch  I.  Anin.  149  und  v.  963.    Buch  II.  Anm.  2. 

20)  Urk.  des  Fraumilnsterauites  /wischen  den  Jahren  1413  —  1423 
VII.  S.  33.  ff. 

21)  Neugart  No.  809.  Der  Bischof  von  Basel  wird  schon  1185  ur- 
kundlich prmeeps  genannt.    Ochs  Geschichte  von  Basel.    Berlin  1786.  I.  269. 

22)  Frauinünsteramtsurk.  I.  470.  und  Neugart  No.  1071:  „regalia 
feuda  prineipatus  adininistrationem  temporal! um  at  jurisdjctionein  plenariam 
prineipatus  tjusdem  monasterii." 

23)  Neugart  No.  909.  910.  1010.  1066. 
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Der  Aufwand ,  der  mit  solcher  Stellung  verbunden  war , 
und  der  Druck  der  Vögte,  dem  sie  desshalb  doch  nicht 
entging24),  verschlimmerte  indessen  ihre  ökonomische  Lage 
dergestalt,  dass  besonders  in  der  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  lebhafte  Klagen  darüber  laut  werden  und  man 
auf  ausserordentliche  Massregeln,  namentlich  Veräusserung 
von  Rechten  bedacht  sein  musste,  um  die  Finanzen  wieder 
zu  reguliren.  Man  kann  sich  denken,  dass  der  Rath  der- 
gleichen Verlegenheiten  nicht  ungenutzt  vorbei  gehen  licss . 

Gegen  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  scheint  sich 
ihr  Haushalt  wieder  verbessert  zu  haben.  Aber  die  Macht 
war  damals  bereits  dahin. 

§.  I.    B.   Die  neue  Befestigung. 

Die  engere  Verschmelzung  der  stadtischen  Bestandtheile 
wurde  durch  eine  gemeinsame  Befestigung,  welche  sie 
grossentheils  alle  umschioss ,  nothwendig  sehr  gefördert. 
Es  ist  daher  für  die  Geschichte  der  städtischen  Verfassung 
von  Interesse,  den  Zeitpunkt  auszumitteln ,  in  welchem  zu- 
erst die  alte  Burg  mit  ihren  Umgebungen  verbunden  und 
die  ganze  Altstadt  bis  an  die  noch  jetzt  bestehenden  Gra- 
ben mit  einer  Ringmauer  umgeben  wurde.  Es  ist  diess  die 
zweite  mittlere  Befestigung  von  Zürich. 

Nach  der  altern  Ansicht,  die  auch  von  den  Chronik- 
schreibern unterstützt  wird  2S) ,  wurde  die  Befestigung  unter 
Otto  dem  Grossen  (936  —  974)  erbaut  und  schon  vor  den 
Zeiten  dieses  Kaisers  angefangen. 


24)  Die  Klagen  Uber  den  Druck  der  Kirchenvögte  waren  damals  indessen 
nicht  neu.  IJrk.  t.  J.  1005  Neugart  818  :  „praelere*  audivjmus  pleroaque 
eoruin,  qui  aeccleaiarum  conslituuntur  advoeati,  debita  potestate  multuin 
abuti ,  ut  qui  deberent  esse  inodesti  deffen$ores  iinpudentes  effecti  sint  ra- 
pacet  et  injurioti  exaetoret."  Urk.  v.  1263.  Neugarl  986.  Ueber  St. 
Gallen  vgl.  Urk.  v.  1297.    Neugart  1056. 

25)  Joh.  Stumpf  Gemeine  eidgenössische  Beschreibung.  Zürich  1548. 
B.  VI.  e.  15. 
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Ein  neuerer  Alterthumsforscher,  Schinz26),  sucht  da- 
gegen die  scharfsinnige  Vermuthung  zu  begründen,  dass 
Zürich  zur  Zeit  Graf  Rudolfs  von  Rheinfeldcn,  Herzogs 
von  Schwaben ,  weiter  befestigt  worden  sei ,  damit  die  Stadt 
der  Gemahlinn  und  den  Kindern  dieses  Fürsten  ,  der  Hein- 
rich IV.  die  Krone  streitig  machte,  zum  sichern  Aufent- 
halte diene27).  In  diesem  Rudolf  will  dann  Schinz  den  Kö- 
nig Thuricus ,  den  die  alte  Sage  zum  Erbauer  der  Stadt  und 
und  zugleich  zum  König  von  Arle  und  Lizione  (Elsass) 
macht,  erkannt  haben. 

Abgesehen  von  dem  raeist  vergeblichen  Bestreben,  eine 
Sage  von  dem  Sagenhaften  zu  entkleiden  und  aus  ihr  ein 
historisches  Ereigniss  abzulösen,  scheinen  mir  doch  gewich- 
tige Gründe  vorhanden,  um  der  ältesten  Meinung  den  Vor- 
zug zu  geben.  Dass  der  Herzog  Rudolf  eines  befestigten 
Ortes  bedurfte  in  seinem  Kampf  mit  Heinrich  IV. ,  und  dass 
er  dazu  Zürich  auswählte,  wo  er  sich  auch  sonst  öfters 
aufhielt,  kann  freilich  für  eine  sichere  Nachricht  gelten. 
Allein  gerade  dieses  Bedürfniss  macht  es  wahrscheinlicher, 
dass  er  eine  bereits  befestigte  Stadt  bezogen,  als  dass  er 
erst  die  Befestigung  einer  solchen ,  die  doch  jedenfalls  viele 
Jahre  erforderte,  neu  angeordnet  habe. 

Ein  hinreichender  Grund ,  um  schon  mehr  als  ein  Jahr- 
hundert früher  den  Ort  zu  befestigen ,  lag  aber  in  den  ver- 
wüstenden Einfällen  der  Ungarn,  welche  zu  Anfang  des 
zehnten  Jahrhunderts  Alamannien  mehrmals  überzogen28). 
Ist  es  nun  unglaublich,  dass  Zürich,  der  Hauptort  des  Zü- 
richgaus, das  um  seiner  geographischen  Lage  willen  den 
Zügen  der  Feinde -vorzüglich  ausgesetzt  war,  woselbst  sich 


26)  S.  (Schinz)  Etwas  liber  den  alten  Local/ustand  der  Stadl  Kurien 
und  Mulhmassung  Uber  die  Erbauung  ihrer  alten  Ringmauern  im  acb wei- 
te ri sehen   Museum  Jahrgang  178').  S.  525  fl". 

27)  Vögel  Iii  A.  Z.  S.  143.  unterstützt  diese  Vennulhung.  Auch  Basel 
wurde  erst  gegen  Ende  des  eilflen  Jahrhunderts  befestigt.  Ochs  Geschichte 
von  Basel.    B.  I.  S.  244. 

28)  Annale»  Augieutei  bei  Pert/  Mon.  !.  p.  68.  Z.  B.  VI  5.  „  Ungar i 
totam  Alemanniain  igne  et  gladio  rastavernnt."  917.  „L'ngari  per  Alemaniain  in 
Alsatiam  ?«nerunt.    Ebenso  026.  932.  u.  t.  f. 
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eine  königliche  Pfalz,  Reichsabtei  und  bereits  schon  eine 
alte  Burg  befand ,  in  der  Ausdehnung  dieser  Befestigung  ein 
passendes  Mittel  erkannte ,  um  die  Gefahren  der  Verwü- 
stung zu  mindern?  Aus  ähnlichen  Gründen  fing  der  Abt 
Hanno  um  die  Mitte  des  zehnten  Jahrhunderts  an,  St.  Gal- 
len zu  befestigen,  welche  Stadt  als  Stadt  an  Bedeutung  hin- 
ter Zürich  sehr  zurück  stand29).  Auch  Ulm  scheint  zu  An- 
fang des  zehnten  Jahrhunderts  schon  mit  Mauern  und  Gra- 
ben verschen  worden  zu  sein30),  und  Frankfurt,  welches  in 
den  Urkunden  Ludwigs  des  Deutschen  immer  noch  als 
offener  Ort  bezeichnet  wird,  erscheint  schon  im  zehnten 
Jahrhundert  als  fester  Platz51). 

Ganz  entscheidend  aber  für  die  Ansicht,  dass  schon  un- 
ter Heinrich  I.  die  Anfange  einer  Befestigung  von  Zürich 
gemacht  wurden,  scheint  mir  der  Sprachgebrauch  der  Ur- 
kunden. Im  neunten  Jahrhundert  nämlich  wird  Zürich  immer 
noch  als  königlicher  Hof  oder  offener  Ort  und  nur  der  in- 
nerste Theil  als  königliche  Burg  erwähnt.  Im  zehnten 
Jahrhundert  dagegen  finden  wir  zuerst  den  Ausdruck  Civitas, 
Stadt ,  regelmässig  gebraucht.  Diese  Veränderung  des 
Sprachgebrauches  deutet  unzweifelhaft  auf  eine  veränderte 
Bedeutung  des  Ortes,  die  am  ehesten  in  der  Befestigung  der 
Stadt  zu  suchen  ist32).  Denn  civitas  bezeichnet  recht  eigent- 
lich einen  befestigten  Ort33)  und  weist  zugleich  auf  einen 
Fortschritt  hin  in  der  städtischen  Verfassung. 


29)  V.  An  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen.  St.  Gallen  1810.  B.  I. 
S.  222.    Zell  wegers  Geschichte  der  Appenzeller.    B.  I.  S.  90. 

30)  Jäger  Geschichte  von  Ulm.    S.  45  und  4S. 

31)  Fichard  Frankfurt  am  Main.    S.  12.  18. 

32)  Der  Ausdruck  civitas  Turcgia,  Tiiricinn  findet  sich  zuerst  in  einer  Ur- 
kunde r.  929  bei  H  ottinger  Hist.  Eccl.  VIII.  1133;  sodann  in  iwti  Ur- 
kunden v.  J.  947  bei  Neugart  No.  727  und  728.  Vgl.  Gaupp  über 
deutsche  Städtegründung  u.   s.  f.  Jena  1823.  §.  3. 

33)  Schinz  a.  a.  O.  S.  527  macht  freilich  darauf  aufmerksam,  dass  schon 
der  Geographus  v.  Ravenna  Zürich  civitas  genannt  habe  und  so  möge  der 
Ausdrnk  der  Urkunde  nur  eine  Fortsetzung  der  viel  altern  auf  das  Castrum  be- 
züglichen Bezeichnung  sein.  Allein  abgesehen  von  dein  schon  oben  Buch  I. 
S.  47  und  Aniu.  89  Gesagten  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  der  Sprach- 
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Diese  Befestigung  brachte  die  verschiedenen  Bestand- 
teile, die  damals  noch  von  einander  geschieden  waren,  sich 
näher  und  bereitete  so  das  neue  Prinzip  einer  städtischen 
Bürgerschaft  vor.  In  der  oft  erwähuten  Processurkunde 
vom  Jahr  947  mag  man  schon  die  Vereinigung  der  ursprüng- 
lichen Gegensätze  wahrnehmen ,  obwohl  auch  diese  noch 
deutlich  zu  erkennen  sind.  So  vereinigen  sich  bei  der  Stadt 
Zürich  die  Gewässer  der  Limmat  und  der  Sihl  zu  Einem 
Flusse ;  aber  noch  weit  hinunter  kann  man  das  trübere  Was- 
ser der  Sihl  von  dem  klaren  der  Limmat  leicht  unterschei- 
den, bis  sie  sich  erst  später  ganz  vermischen. 

• 

§.  5.    C.  Die  Reichsvogtei. 

* 

Als  sich  die  gräfliche  Amtsgewalt  mit  der  Zeit  in  ein 
erbliches  Herrschaftsrecht  der  Familie  verwandelte  ,  such- 
ten die  Könige  die  neu  erstehenden  Städte  ihrem  direkten 
Einflüsse  dadurch  zu  sichern,  dass  sie  denselben  besondere 
Vögte  setzten  und  diesen  zugleich  die  alte  gräfliche  Ge- 
walt über  die  Städte  übergaben.  So  diente  die  Einführung 
der  Reichs vogteien  zugleich  dazu,  den  Gau  durch  neue  Ex- 
emptionen  noch  mehr  zu  spalten  und  die  alte  Verfassung 
theilweisc  noch  zu  retten. 

Zürich  erhielt  wohl  noch  unter  Otto  dem  Grossen  einen 
eigenen  Reichsvogt.  Die  erste  sichere  Bezeichnung  eines 
solchen  finde  ich  in  einer  Urkunde  vom  Jahr  972,  in  wel- 
cher ein  Burkard  als  Vogt  der  Burg  Zürich  erwähnt  wird, 
der  wahrscheinlich  mit  dem  Gaugrafen  Burkard  des  Jahres 
964  dieselbe  Person  ist Auch  findet  sich  von  da  an 
kein  Gaugericht  mehr  in  Zürich  erwähnt,  was  hinwieder 
mit  der  daherigen  Exemtion  der  Stadt  von  der  gemeiuen 
Gerichtsbarkeit  über  den  Gau  zusammenhängt.    Dazu  kommt, 


gebrauch  des  deutschen  Reiches  ein  ganz  anderer  ist  als  der  Sprachgebrauch 
italischer  Schriftsteller. 

34)  Urk.  bei  Neugart  No.  817  und  753.  —  H.  Holtmger  Spec.  H 
T.  p.  33  führt  schon  im  Jahr  913  einen  Burkard  als  Reichsvogt  an  ;  es  be- 
ruht diese  Annahme  aber  auf  einem  Missverstandniss- 
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dass  überhaupt  die  Entstehung  der  Reichsvogteien  in  die 
Zeit  der  Ottonen  fallt  und  die  Veränderung  in  Zürich  sich 
um  so  leichter  bewerkstelligen  Hess,  wenn  der  Graf  selber 
zum  ersten  Reichsvogte  gemacht  wurde. 

Das  stimmt  dann  aber  wieder  vortrefflich  mit  unserer 
obigen  Annahme  zusammen,  dass  die  Stadt  im  Anfang  des 
zehnten  Jahrhunderts  mit  erweiterten  Mauern  versehen  wor- 
den sei,  indem  die  Bestellung  einer  ordentlichen  Reichsvogtci 
nothwendig  voraussetzt,  dass  es  bereits  eine  Stadt  gab,  wel- 
che eines  Reichsvogtes  bedurfte. 

Die  Untersuchung  über  die  weitere  Geschichte  der  Vögte 
wird  vorzüglich  desshalb  schwierig,  weil  der  Name  Vogt 
äusserst  vieldeutig  ist  und  fast  jede  verliehene  Gewalt  be- 
zeichnen kann.  Gewöhnlich  waren  zwar  die  Reichs vögte 
zugleich  auch  Kirchenvögte  der  Abtei  sowie  später  auch 
der  Stift  zum  Grossenmiinster ;  wie  z.  B.  schon  der  erste 
Reichsvogt  ganz  deutlich  als  Kirchenvogt  der  Aebtissinn 
erscheint35).  Aber  nothwendig  ist  diese  Verbindung  doch 
nicht.  Demnach  wird  es  schwer  auszumitteln  sein ,  ob  die 
Grafen  von  Lenzburg  Adelrich  und  Arnold  in  den  Jahren 
1037  und  1063  bloss  Kirchenvögte  der  beiden  Stifter  oder 
zugleich  auch  Reichsvögte  gewesen,  obwohl  das  Letztere 
wahrscheinlicher  ist36). 

Sicher  aber  ist  es,  dass  der  Herzog  Bertold  von  Zährin- 
gen in  dem  Frieden  von  1096  (1098)  die  Rcichsvogtei  über 
Zürich  von  Friedrich  I.  erhielt37).  Damals  hatte  auch  in- 
dessen dieses  Amt,  ganz  im  Widerspruch  mit  seiner  ursprüng- 
lichen Einführung,  die  Tendenz  zur  Erblichkeit  angenom- 
men und  sich  allmälisr  von  neuem  in  ein  erbliches  Recht  ver- 
wandelt.  In  dieser  Weise  wurde  dasselbe  auch  von  den 
Zähringischen  Fürsten  angesehen  und  bis  zum  Erlöschen  der 


35)  TS'eugart  No.  817. 

36)  Schweiz.  Ge  schi  chlsfo  rsch « r.  Bd.  IV.  8.  66.  75.  Zapf 
monuin.  aneed.  I.  36.    Holtinger  specnl.  Tig.  )>.  218. 

37)  Otto  Frisiog  de  reb.  gest.  Fried.  C.  I.  c.  8.  Oben  Buch  I. 
Note  115. 
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Familie,  wenn  auch  nicht  ohne  Störung3*),  besesseu. 
Während  ihrer  Herrschaft  verliehen  sie  sogar  die  Würde 
weiter.  Wir  finden  nämlich  in  den  Jahren  1145,  1149, 
1153  und  1172  die  Grafen  von  Lenzburg  von  der  Baden- 
sehen  Linie  nicht  bloss  wie  von  Mülinen39)  annimmt, 
als  Kastvögte  der  Stifter,  sondern  in  der  That  als  "Vögte 
über  die  ganze  Stadt,  und  zwar  in  der  Art,  dass  sie  ihre 
Gewalt  von  den  Herzogen  von  Zähringen  ableiten 40).  Das 
war  die  gefährlichste  Periode  für  Zürichs  Stellung  im  Reiche. 
Die  Stadt  war  in  der  That  schon  zu  einer  einem  Fürsten 
veräusserten  Landstadt  geworden.  Die  Herzoge  von  Zäh- 
ringen traten  zwischen  Stadt  und  Reich  und  setzten  dann 
selber  wieder  neue  Vögte  über  jene,  nicht  anders,  als  es  der 
König  zuvor  selber  gethan.  Nur  waren  diese  dann  nicht 
mehr  Reichs  -  sondern  eher  Landvögte,  an  der  Stelle  des 
Landesherrn41). 

Nach  dem  Aussterben  der  Badcnschcn  Linie  der  Grafen 
von  Lenzburg  (1172),  in  welcher  auch  diese  Land  vogtei  mit  der 
Zeit  erblich  geworden  wäre,  gelangte  dieselbe  ohne  Vermitt- 
lung an  die  Herzoge  von  Zähringen  zurück  und  wurde  von  da 
an  kaum  weiter  verliehen42).  Und  als  in  dem  ersten  Vier- 
theile des  dreizehnten  Jahrhunderts  nun  auch  das  Haus  der 
Zähringer  selbst  erlosch  (1218),  fiel  die  Vogtei  dem  Reiche 
wieder  an  heim. 

Friedrich  II.  übernahm  selbst  die  Vogtei  über  die  beiden 


38)  Nach  Müller  Schw.  G.  1.  13.  Hott.  spec.  Tig.  p.  33  kommt  im  Jahr 
1165  ein  Herzog  Weif  von  Baiern  1170  der  Graf  Albrecht;  von  Habsburg  als  Vogt 
vor.  Später  finden  wir  aber  wieder  die  Zähringer  im  Besitze  der  Vogtei,  so  das» 
die  Unterbrechung  ihrer  Herrschaft  nur  ganz  vorübergehend  gewesen  zu  sein 
scheint. 

39)  Schwei/.  Geschichtf.  IV.  159. 

40)  Urk.  des  Fr  a  u  mU  n  st  er  Amtes  I.  166   „duce  Conrado  de  Zarin 
gen  et  advocuto  prefecto  Wernhero  de  Baden"  und  170.    Neugart  No.  861. 
865.  876.    Schw.  Geschf.  IV.  163. 

41)  Eichhorn  §.  234  b.  Note  a)  erwähnt  eines  allgemeinen  Unterschiede* 
zwischen  civitates  imperiales  und  praefectoriae.  Zürich,  ursprünglich  eine 
Reichsstadt,  konnte  doch  schon  als  Landstadt  angesehen  werden,  seitdem  e» 
nach  der  Anm.  40  mitgethcilten  Stelle  einen  Advocatns  praefcclus  halle. 

42)  Schweiz.  Gesch.  IV.  S.  163. 


138  Zweite«  Buch.   §.  5. 

Stifter43)  und  wohl  zugleich  auch  über  die  Stadt,  licss  diese 
dann  aber  wieder  durch  ordentliche  Reichs  vögte  verwalten. 
Im  Jahr  1234  war  ein  Heinrich  Brun,  im  Jahr  1240  ein 
Rüdeger  Manesse  Vogt,  beide  ziiricherische  Bürger. 

Von  jenem  Zeitpunkte  an  war  Zürich  wieder  eine  wahre 
Reichsstadt  und  behielt  diesen  Charakter  bei,  so  lange  die 
Verbindung  mit  dem  deutschen  Reiche  fortbestand.  Die  Vogtei, 
deren  innere  Bedeutung  überdiess  abnahm ,  je  mehr  sich  die 
Gewalt  des  städtischen  Rathes  erweiterte,  wurde  nie  mehr 
zu  eigenem  Rechte  verliehen.  Die  Kaiser  bestätigten  der 
Stadt  zu  wiederholten  Malen  die  wiedererrungene  Reichs- 
unmittelbarkeit  und  schrieben  sich  selber  fortwährend  das 
Recht  der  Vogtei  zu  über  die  Stadt  und  die  beiden  Stifter44). 

Völlig  sicher  vor  weiterer  Veräusserung  und  der  da- 
mit verbundenen  Gefahr,   in  die  Stellung  einer  Landstadt 
herabgedriiekt  zu  werden ,  glaubte  sich  indessen  die  Stadt 
noch  lange  nicht.    Daher  schreibt  der  Richtebrief  vom  J. 
1304  IV.  2  vor,  man  solle  bei  jedem  neuen  Könige  werben. 
[  das  er  vns  dekein  vogt  gebe  fürbaz  danne  zwei  iar , 
vnd  so  dü  zwei  jar  hinkoinen,  daz  derselb  inwendig  den 
nehsten  fünf  jaren  darnach  nit  vogt  werde  vnd]  *5)  daz  er 
dise  Stat  noch  vogteie  noch  dehein  guot  ald  reht  das  dar  zuo 
höret ,  inne  ald  vsse  von  dem  riche  nieinergevrömde, 
mit  hin  lihenne  mit  versezenne  mit  verkouffenne ,  ald  mit 
ihte ,  das  ieman  erdenchen  kan.   das  sülen  wir  werben  mit 
allem  vlize ,  das  er  vns  dar  vinbe  sin  haut  veste  gebe. 
Das  Privilegium,  wonach  die  Vogtei  nie  auf  länger  als 
zwei  Jahre  verliehen  werden  solle ,   musste  für  die  Stadt 
von  besonderem  Werthe  sein,  indem  dadurch  die  Entstehung 


43;  Urk.  der  Stifter.  In  Friedrichs  Urkunden  sind  zwar  die  Stifter  mit 
ihren  Leuten  allein  erwähnt.  König  Richard  erwähnt  dagegen  1262  in  einer 
erweiterten  Formel  auch  der  civita*. 

44)  Privilegien  der  Könige  Richard  von  1262 ,  Rudolf  1273  ,  Albrecht 
1298,  Heinrich  VII.  13Ö9  und  Ludwig  1314  in  den  Archiven. 

45)  Die  eingeklammerte  Stelle  ist  in  dein  Manusc.  vermuthlich  uur  aus 
Versehen  im  Texte  weggelassen  und  sodann  am  Rande  nachgebracht  worden. 
Sie  gründet  sieb  auf  ein  Privilegium  König  Rudolf*  toq  1273,  seither  oft 
bestätigt. 
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einer  neuen  erblichen  Gewalt  von  vorne  herein  verhindert 
wurde. 

Dessen  ungeachtet  gerieth  Zürich  noch  einmal  am 
Schlüsse  unserer  Periode  in  die  nämliche  Gefahr.  Die 
Stadt  wurde  nämlich  nebst  Schaffhausen ,  St.  Gallen  und 
Rheinfelden  im  Jahr  1330  von  Kaiser  Ludwig  dem  Her- 
zoge von  Oesterreich  für  20,000  Mark  Silbers  verpfändet , 
that  dann  aber  alles  Mögliche ,  um  einen  Widerruf  zu  er- 
langen, welcher  ihr  denn  auch  1331  mit  Rücksicht  aut 
ihre  alten  Privilegien  zu  Theil  wurde  4G). 

Im  Jahr  1293  wurde  dem  Rathe  schon  verstattet,  wenn 
das  Reich  ledig  sei,  für  diese  Zwischenzeit  selbst  eineiv 
Richter  zn  ernennen,  der  anstatt  des  Vogtes  Blutgericht 
halte.  Von  da  bis  zur  Uebergabe  der  Vogtei  an  die  Stadt 
selber  war  der  Schritt  nicht  mehr  sehr  weit,  obwohl  er 
noch  über  ein  Jahrhundert  verzögert  wurde  47) 

Unsere  städtischen  Quellen  zeigen  uns  die  Bedeutung 
der  Vogtei  nicht  mehr  in  ihrer  vollen  Kraft,  sondern  sind 
grossentheils  aus  den  Zeiten  ihres  Verfalls.  Früher  hatte 
aber  der  Reichsvogt  sicher  nicht  bloss  das  vornehmste  Amt, 
sondern  auch  die  meiste  Gewalt  über  die  Stadt.  Die  Rechte 
der  herzoglichen  und  gaugräflichen  Gewalt,  welche  von 
der  Aebtissinn  nie  erworben  wurden,  blieben  dem  Vogte 
zurück  4S). 

1)  Stand  ihm  der  Bezug  der  Reichsteuer  oder  des 
sogenannten  Gewerfes  zu49),  welche  von  der  Bürger- 
schaft entrichtet  werden  musste.  Wie  sehr  auch  hierin  der 


46)  Urk.  in   We  r  d  in  ül  I  c  r  s  Corpus  Diplom.   V.  71.   74.  79    und  83. 

47)  Privilegium  Adolfs  v.  1293  öfters  bestätigt  in  der  Anni.  46  be- 
zeichneten Sammlung. 

48)  In  einer  Urkunde  v.  1210  Fraumünsteraint  I.  178  neuul  sieb  der 
Herzog  Bercbtold  von  Zähringen  :  „Dei  et  Imperatoruui  ac  regum  dono  con- 
stitutas  judex  et  advocatus  qui  vulgo  Kastfogt  dicitur  i.  e.  in  omne  Thuregum 
Imperialem  Juriedictionem  tenens." 

49)  Zur  Zeit  König  Rudolfs  1283  wurde  die  fteichssteuer  für  die  nächste 
Znkuuft  auf  200  Mark  Silbers  jahrlich  gesetzt.  Corp.  Dipl.  Nov.  d.  Staals- 
arch.  VII.  807. 
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Vogt  von  dem  misstrauiseben  Rathe  in  späterer  Zeit  ein- 
geschränkt wurde,  beweisen  am  besten  folgende  Stellen 
des  Ricbtebriefes  : 

IV.  26.  Vnd  en  sol  en  nein  vogt  da  &iu  ,  da  man  das 
gewerf  (in  dem  rate)  vfleit. 

IV.  27.  Swenne  das  gewerf  uf  geleit  wirt,  so  sol  man 
die  tauellen,  da  das  gewerf  an  geschnben  stat,  vor  allen 
dien  bürgeren  lesen. 

IV.  28.  Swenne  das  gewerf  vfgeleit  wirt,  vnd  vor  dien 
bürgeren  gelesen  wirt ,  so  solle  es  danne  ein  vogt 
helfen  in  gewinnen. 

2)  Hatte  er  die  Anführung  im  Kriege,  wenn  das  Reich 
der  Stadt  Truppen  geboten. 

3)  Besass  er  die  höchste  grafliche  Gerichtsbarkeit,  wo- 
von indessen  später  ausser  dem  Blutbaun  wenig  übrig 
blieb.  Wir  werden  später  sehen,  wie  der  Rath  ihn  in 
jener  zu  beschränken  wusste. 

8.  6.    D.  Der  Rath.    1)  Geschichte  desselben. 

Am  folgenreichsten  für  die  Entwickelung  einer  eigentli- 
chen Stadt  war  die  Bestellung  eines  ordentlichen  städti- 
schen Rathes.  In  ihm  finden  wir  zuerst  eine  rein  städti- 
sche Behörde,  die  sich  von  innen  heraus  bildete,  und  so 
zum  Organe  der  neuen  Gemeinheit  ward,  die  sich  von  da 
nun  selbstständig  und  frei  äussern  konnte. 

Die  ersten  Anfänge  des  Rathes  reichen  ins  zwölfte 
Jahrhundert  hinauf.  Nach  den  Listen  gab  es  schon  im 
Jahr  1111  einen  Rath  in  Zürich,  sowie  auch  Speier  in 
demselben  Jahre  zuerst  einen  Rath  erhielt50).  Indessen  ist 
die  Glaubwürdigkeit  jener  Listen  nicht  hoch  anzuschlagen, 
und  urkundliche  Belege  für  diese  Zeit  fehlen  uns  gänzlich. 
Mit  einiger  Sicherheit  finde  ich  der  Räthe  erst  in  einer 
Urkunde  des  neu  erwählten  König  Heinrichs  VI.  (etwa 
vom  Jahr  1190)  gedacht51).     Und  immerhin  verdient  es 


50)  Eichhorn  Zeilschrift  II.  170. 

51)  Urk.  des  FrAUinünsteraintcs :  „Henricus  D.  G.  Survorom  Du  in 
Korn.  Regem  tleetus  dilectic  filiis  suis  judieibut  »t  contihariia  in  Thurego.' 
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auch  hier  Erwähnung)  dass  auch  von  andern  altern  Städ- 
ten die  urkundlichen  Spuren  eines  Rath  es  in  dieselbe  Zeit 
fallen,  so  in  Regensburg  119S,  Bremen  1206  52),  Goslar, 
Nürnberg  und  Frankfurt  am  Main  1219 ,  Basel  1225 

Unter  dem  Namen  Consuln  erscheinen  die  Züricher 
Käthe  zuerst  urkundlich  im  Jahr  1259.  Es  ist  das  auch 
die. älteste  unzweifelhafte  Liste  von  Rathsmitgliedern,  die 
wir  kennen  54).    Von  da  an  sind  die  Belege  sehr  häufig. 

Unsere  spätere  Kenntniss  von  demselben  schliesst  nun 
zwar  das  frühere  Dasein  eines  städtischen  Rathes  nicht 
aus.  Indessen  mochte  sich  doch  seither  die  Bedeutung  des- 
selben sehr  verändert  haben.  Wenigstens  finden  wir  bei 
Uebertragung  von  Grundstücken ,  wo  in  späterer  Zeit  sicher 
der  Rath  genannt  worden  wäre,  in  der  Mitte  des  zwölften 
Jahrhunderts  noch  eine  unbestimmte  Zahl  von  Bürgern  als 
Zeugen  genannt,  ohne  dass  ersichtlich  wäre,  ob  und  welche 
davon  damals  im  Rathe  gewesen 5S).  Und  um  die  Mitte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  wurde  das  städtische  Siegel 
mit  einer  veränderten  Inschrift  versehen50). 

Einen  vollen  Beweis  liefert  freilich  diese  Urkunde  noch  nicht,  indem  in  den 
kaiserlichen  Kanzleien  wohl  öfters  allgemeine  Formeln  gebraucht  wurden , 
ohne  Rücksicht  auf  die  besondern  Verhaltnisse  eines  einzelnen  Ortes. 

52)  Donandt  Geschichte  des  Bremer  Stadlrechts.  Bremen  1830.  Bd.  I. 
S.  120. 

53)  Vgl.  Fichard  Frankfurt  am  Main  S.  70.  Zu  Basel  missrieth  der 
Versuch ,  einen  Rath  zu  constituiren  ,  an  dem  Widerstande  des  Bischofs ,  der 
vom  Kaiser  begünstigt  wurde.  Urk.  t.  1218  bei  Ochs  Geschichte  von  Ba- 
sel I.  S.  285. 

54)  Frauinilnsteranitsurk.  I.  348. 

55)  Urk.  v.  1149  bei  Nejigart  861.  ,,Presente  comite  et  advocato 
Warnhero  —  in  fisco  Turigensis  aulae,  civibuique  noslris  quam  pluribus 
astantibus  quorum  nomina  subsecuntur.  Otto  de  novo  foro  et  frater  ejus 
Rodolf.  Uldaric  Chastelose.  Burchart  Albus.  Burchart  Niger.  Henric  qui 
fuit  telonariu*  et  frater  ejus  Fridricus.  Rudolf  et  frater  ejus  Ulrich  filii 
Adelheidis.  Rudolf  Cendare.  Luitolt  de  Lindun.  Hugo  Gello.  Heinric  de 
Stadelhouen.  Rudolf  Plaeci.  Ulrich  Sciphili  et  fralres  ejus  Burchart  et  Otto. 
Rudolf  Madalla.  Rudolf  de  novo  foro.  Rudolf  filius  Tietelonis.  Fridericu* 
et  alii  innumerabiltt ."  Vgl.  damit  No.  862,  wo  zum  Theil  andere  Namen. 
No.  876. 

56)  Früher  hiess  es  sigillum  consilii  Turicensis,  von  1250  an  sigillum 
mium    Thuricentium.     Vbgelin   A.   Z.  Anin.  452.     Der   Ausdruck  cives 


lUt       Zweites  Bach.  §.  6.  der  Rath.  Geschichte  desselben. 

Es  scheinen  überhaupt  um  die  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  auch  in  andern  Städten  innere  Verfassungs- 
änderungen vor  sich  gegangen  zu  sein,  deren  Bedeutung 
noch  einer  neuen  Untersuchung  bedarf.  Ob  sie  vielleicht 
mit  dem  Aufschwünge  des  Handels  in  Verbindung  stehen 
und  damals  etwa  die  Kaufleute  sich  zur  Regimentsfähigkeit 
emporhoben,  oder  ob  damals  zuerst  sich  ein  grosser  Rath 
neben  den  kleinen  stellte ,  oder  was  sonst  das  bewegende 
Princip  und  das  Resultat  der  Veränderungen  gewesen,  ist 
zur  Stunde  noch  nicht  ins  Klare  gesetzt  >»)• 

So  weit  nun  unsere  nähere  Kenntniss  des  Rathes  reicht, 
so  besteht  er  immer  aus  zwölf  Rathraännern,  zum  Thcil 
Rittern,  zum  Theil  Burgern57).  Das  Verhältniss  der  einen 
zu  den  andern  scheint  nicht  ausgeschieden.  Gerade  hier 
sind  die  erwähnten  Rathsregister  sowohl  als  die  Angaben 
unserer  Geschichtschreiber  durchaus  unzuverlässig.  In  den 
Urkunden  finden  sich  z.  B.  1259  vier  Ritter  und  acht 
Burger;  1261  fünf  Ritter  und  sieben  Burger;  1265  sieben 
Ritterund  fünf  Burger;  1276,  1277,  1280,  1283,  1284, 
1287 ,  1291  sechs  Ritter  und  sechs  Burger.  In  dem  letztern 
Jahre  indessen  auch  wieder  fünf  Ritter  und  sieben  Burger. 
1293  und  1294  nur  noch  vier  Ritter  und  1317  gar  nur 
zwei  Ritter  5S).  Unmittelbar  vor  der  Brunischen  Revolu- 
tion war  das  Verhältniss  von  vier  Rittern  und  acht  Bur- 
gern das  regelmässige  geworden,  wie  sich  aus  dem  ersten 
geschwornen  Briefe  selbst  ergibt.  Wer  sind  nun  aber  jene 
Ritter  und  diese  Burger?  Um  diese  Frage  zu  erörtern, 
müssen  wir  erst  einen  Blick  werfen  auf  die  Bewohner 
der  Stadt  überhaupt. 

bezeichnet  bekanntlich  in  den  Urkuuden  des  zwölften  Jahrhunderts  regelni.is. 
sjg  die  Stadtbehürde.  Vgl.  darüber  die  Ausführung  bei  Fichard  a.  a. 
O.  S.  74.  ff. 

56a)  In  Basel,  Ochs  I.  S.  334.  finden  wir  im  Jahr  1252  zuerst  Bürger- 
meister daselbst.    Vgl.  unten  Amt).  90.  und  Buch  III.  Anui.  8. 

57)  Ritter  und  Burger  bilden  auch  in  den  meisten  andern  königlichen 
.Stadien  den  Rath.  Vgl.  darüber  Fichard  a.  a.  O.  8.  71,  Fürth  Mim- 
iterialen  S.  180. 

58)  Urkunden  des  Frautnüntteramtes. 
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5.  7.    Die  Stände  in  der  Stadt. 

Von  den  sämmtlichen  Bewohnern  der  Stadt  werden  die 
Landleute  im  Richtebrief  ganz  allgemein  unterschieden. 
Unter  den  Letztern  darf  man  sich  jetzt  aber  noch  uicht 
der  Stadt  unterthänige  Bewohner  des  Landes  denken,  son- 
dern eben  alle,  welche  nicht  in  der  Stadt,  sondern  auf 
dem  Lande  wohnen  und  nicht  das  Burgerrecht  erworben 
haben,  sie  mögen  nun  Edle,  Freie  oder  Hörige  sein. 

Unter  jenen  Bewohnern  werden  dann  aber  die  Burger 
wieder  als  eine  besondere  Klasse  genannt  und  „die  in  der 
Stadt  Wohnenden"  (Einsassen)  ihnen  bald  entgegengesetzt, 
bald  mit  ihnen,  gegenüber  den  Landleuten,  verbunden.  So 
vieldeutig  der  Ausdruck  Burger  auch  wie  gar  viele 
staatsrechtliche  Bezeichnungen  des  Mittelalters  ist,  so  weist 
er  doch  unzweifelhaft  auf  eine  eigenthiimliche  städtische 
Corporation  hin  s9). 

Dass  diese  Einsassen ,  welche  nicht  zu  den  Burgern  ge- 
hörten, zahlreich  sein  mussten,  ergibt  sich  schon  aus  der 
Öftern  Erwa'hnuug  derselben  als  einer  zweiten  Klasse  von 
Einwohnern  neben  den  Bürgern.  Sie  können  daher  un- 
möglich bloss  aus  denen  bestanden  haben ,  welche  ihr  Burg- 
recht aufgegeben  hatten  und  dessen  ungeachtet  in  der  Stadt 
wohnen  blieben.  Von  diesen  werden  vielmehr  alle  Lei- 
stungen gefordert  wie  von  den  Burgern,  und  man  sieht 
deutlich ,  dass  dem  Rathe  ein  solches  Verhältniss  anstÖssig 
erscheint  60).  Die  Hauptmasse  derselben  bestand  wohl  aus 
Handwerkern,  die  nach  den  Städten  hinzogen,  da  ihren 


59)  Richtebrief  I.  15.  „Wa  ein  burger  den  andern  bürg  er  ald  der 
in  der  Stat  wonend  ist,  ze  tode  slat."  I.  16.  17.  IV.  33:  „  iwa  dehein 
burger  ald  der  in  di  sein  gerihte   gessessen  ist."    III.  15. 

60)  IV.  16.  ,,Swa  ein  burger  sin  burgreht  vf  git,  Ynd  doch  in  vnserre 
Stat  wil  wonhaft  sin ,  der  sot  liden  alle  die  geselzede  vnd  einvnge  vnd  dU  ge- 
rihte ,  dü  ein  burger  liden  sol  vmb  alle  Sachen,  vnd  en  sol  man  aber  im  nit 
Rihten  wan  als  eim  hntman.  Vnd  sol  der  Ritter  dienen  mit  dien  Ritteren 
ynd  der  Bürger  mit  dien  Burgern.  Swer  des  niht  tuon  wil.  der  sol  von  der  ( 
Sl*t  yam." 
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Erwerb  zu  finden ,  aber  ihres  meist  hörigen  Standes  wegen 
nicht  so  leicht  in  die  Burgerschaft  aufgenommen  wurden. 
Zu  den  Burgern  in  jenem  Sinne  gehören  dann  auch  die 
verbürgerten  Ritter,  welche  hinwieder  von  den  Bürgern 
im  engern  Sinne  unterschieden  werden.  Der  Ausdruck  des 
Llichtebriefs :  III.  27.  „  die  rete  vnd  beide  ritter  vnd  bur- 
ger von  Zürich"  ist  daher  gleichbedeutend  mit  dem  kür- 
zern  Ausdruck,  der  sich  noch  häufiger  findet:  „Der  Rat 
vnd  die  burger  von  Zürich." 

Es  war  nämlich  aus  der  veränderten  Kriegsverfassung 
ein  neuer  Stand  hervorgegangen,  welcher  sowohl  ursprüng- 
liche Freie  als  ursprüngliche  Hörige  (die  Ministerialen) 
in  sich  aufgenommen ,  dann  aber  alle  diese  durch  die  krie- 
gerische Lebensart  mit  der  Zeit  über  die  gewöhnlichen 
Freien  emporhob  und  eine  Art  niedern  Adels  bildete.  Es 
ging  das  um  so  leichter,  je  mehr  sich  die  alten  Begriffe 
von  Freiheit  im  Leben  und  in  Folge  der  Ideen  des  Feu- 
dalsysteines  verändert  hatten.  In  Zürich  mochten  die  Ritter 
thcils  aus  vielen  vormaligen  Fiscalinen ,  theils  aus  den  Va- 
sallen und  Ministerialen  der  Aebtissinn,  theils  auch  aus 
Freien,  die  sich  vom  Lande  her  nach  der  Stadt  begaben, 
entstanden  sein. 

Die  Ritterwürde  war  nun  zwar  auch  wieder  eine  erb- 
liche geworden,  jedoch  musste  zu  der  Ritterbürtigkeit  die 
Wahl  des  ritterlichen  Berufes  hinzukommen.  Verstand  sich 
der  Sohn  eines  Ritters  nicht  dazu,  so  wurde  er  dann  zu 
den  übrigen  Bürgern  gerechnet61). 

Richtebrief  IV.  25.  S  wel  burger  in  dirre  Stat  ist , 
des  vatter  ritter  was ,  der  sol  xe  ritter  werden ,  e  das  er 
drizig  iar  alt  werde.  Tuot  er  des  niht,  so  sol  er  gewerf 
geben  mit  dien  bürgern  alle  die  wile  vnz  er  niht  Ritter 
worden  ist. 


61)  So  können  denn  vom  gleichen  Geschlechte  einzelne  unter  den  Rittern, 
andere  unter  den  Burgern  erwähnt  werden,  wie  z.  B.  im  Jahr  1265  ein 
Heinrich  iUeiss  und  ein  Walter  Meiss  zugleich  im  Rathe  sitzen,  aber 
»ener  unter  den  Rittern,  dieser  unter  den  Burgern;  im  Jahr  1276  ferner  ein 
Ritter  Joban  Muneiie  und  ein  Burger  Rodolf  Manezzr. 
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Die  Ritter  dienten  zu  Pferde  mit  den  Rittern,  die 
Burger  zu  Fusse  mit  den  Burgern  **) ;  nur  jene  waren  in- 
dess  verpflichtet  auch  dem  Reichsheere  zu  folgen,  während 
alle  im  Dienste  der  Stadt  auszogen.  Daher  waren  die  Ritter 
frei  von  dem  Gewerfe,  das  die  Burger  erlegen  mussten63). 

Die  Ritter  stehen  zwar  dem  Range  nach  etwas  höher 
als  die  Burger,  gehören  aber  mit  diesen  doch  zu  demsel- 
ben Stande.  Jenes  zeigt  sich  z.  B.  darin ,  dass  in  den 
Verzeichnissen  der  Räthe,  so  wie  in  den  Formeln,  die 
Ritter  immer  voran  stehen  und  die  Burger  folgen ;  dieses  er- 
gibt sich  aus  der  fortwährenden  Zusammenstellung  der  Ritter 
und  der  Burger  und  der  gleichen  Rathsfähigkeit  beider. 

Blicken  wir  zurück  auf  die  Elemente  dieser  neu  ee- 
bildeten  Burgerschaft,  so  entstand  dieselbe  wohl  aus  den 
alten  Freien,  welche  in  oder  um  die  Stadt  angesiedelt 
waren ,  oder  noch  specieller  ausgedrückt  aus  den  Resten 
jener  Markgenossenschaft  vom  Berge ,  ferner  aus  den  Fis- 
calinen,  welche  sich  allmählich  in  den  Stand  der  Ritter- 
bürtigkeit  aufschwangen  und  aus  den  Ministerialen  der  Ab- 
tei 64).  Diese  Elemente  waren  zu  einer  zusammengehörigen 


62)  Richtebrief  IV.  16.  (oben  Amn.  52.)  IV.  32. 

63,  Riehl eb rief  IV.  25.  Die  engern  Angehörigen  der  Abtei  und  mm 
fheil  auch  der  Propstei  waren  wohl  von  dem  Gewerf  ebenfalls  darum  befreit, 
weil  man  annahm,  der  Reichsdieust ,  den  jene  schuldig,  werde  durch  die 
Rilter  der  Stadt  geleistet.  IV.  30:  „DU  gewonhett  d'u  toz  her  gewesen 
ist  mit  vnserre  herren  willen  kaiser  Frideriches  vnd  ainer  kindc  vnd  herzo- 
gen Uerchtotts  von  zeriugere  die  dirre  Stat  herren  vud  p fleger  waren 
vmb  der  Golshiiser  ampllüte,  die  aue  geuerile  sint  geuomen  vnd  vmbe  des 
Gntshuses  dien  st  manne  knehle,  das  si  gewerf  nit  geben  ald  stiire 
dein  riche,  dli  sol  stete  sin  als  si  vir/,  her  gewesen  ist."  IV.  31.  Man  halte 
damit  zusammen  eine  von  Jäger  Ulm  S.  93.  aus  dem  Municipalrechte  der 
Stadt  Golmar  von  1293  nütgelheille  Stelle:  „swas  edelcr  liite  ze  Colmar 
burger  sint,  die  uns  (dem  Konige)  dienent  als  edele  liile  ze  rechte  sulnt,  die 
sollent  mit  den  nudern  burgern  dekein  gewerf  noch  dekeiu  sture  geben." 
Jakob  Grimm  D.  R.  A.  S.  295.  erinnert  bei  dem  Ausdrucke  Gewerf  an 
den  ähnlichen  Symbola. 

64)  In  einer  Urk.  v.  1153  Fraumünsteramt  I   170.  heisst  es:  „Thuregen- 
sium  rero   Btirgensibits   Iiis   scilicet    Ilenriro    tribuno .    Rudolfo  tnonetario 
Rudolfo  thclor.eario",   diese  alle   sind   Beamtete   der  Aebtissinu ,    , .  Purchardo 
nigro"  u.  s.  f. 

iO 


146  Zweites  Buch.    §.  7. 

«- 

Corporation  verwachsen,  in  welche  dann  spater  noch  an- 
dere Freie  und  Rilterbürtige  aufgenommen  wurden. 

Dass  der  blosse  Wohnsitz  in  der  Stadt  kein  Bürger- 
recht gab,  erhellt  schon  aus  dem  obigen  Gegensätze  zwischen 
Bürgern  und  Einsassen.  Es  bedurfte  vielmehr  einer  ordent- 
lichen Aufnahme  von  Seite  des  Rathes  und  der  Bürger. 

Richtebrief  IV.  24.  Swer  den  (sollte  heissen :  der)  lant- 
lüte  hie  wellen  burger  werden ,  das  sol  mit  des  Rihters  vnd 
mit  des  rates  wissende  vnd  ander  der  Burger  willen  sin, 
als  er  hat  aber  niht  burgreht. 

Ebenso  konnte  einer  auch  in  dem  Burgcrverbande  stehen, 
ohne  in  der  Stadt  zu  wohnen: 

Richtebrief  IV.  32.  Swer  zc  Zürich  burger  ist,  vnd 
doch  hie  nit  seshaft  ist,  es  si  ritter  ald  burger,  das  der 
Ritter  mit  dien  Rittern,  der  burger  mit  dien  burgern  dinen 
svln  von  allem  ir  guote  nah  beschcidcnhcit  als  ander  die 
burger  die  hie  seshaft  sint." 

So  zeigt  sich  in  dieser  alten  Zeit  schon  deutlich  das 
Princip  der  Bürgerschaft  im  Gegensatze  zu  dem  der 
Einwohnerschaft.  Jenes  erweitert  wahrend  des  Mittel- 
alters und  der  neuern  Zeit  seine  Herrschaft  auch  über  die 
Landgemeinden,  wahrend  dieses  immer  mehr  zurück  tritt, 
bis  dann  die  Kreise  der  Bürgerschaft  sich,  von  dem  Triebe 
einer  engherzigen  Beschränkung  und  Ausschliessung  ge- 
leitet, nach  und  nach  enger  ziehen  und  so  das  Princip  der 
Einwohnerschaft  neue  Veranlassung  und  Kraft  erhält,  sich 
wieder  geltend  zu  machen.  Die  Einsicht  in  dieses  Ver- 
hältniss  gehört  wesentlich  dazu,  um  die  Geschichte  unseres 
staatlichen  Lebens  zu  begreifen. 

Die  beiden  Institute,  von  denen  jedes  die  gesammten 
Interessen  einer  Stadt  oder  Dorfes  zu  repräsentiren  sucht, 
unterscheiden  sich  dadurch  von  einander,  dass  die  Bürger- 
schaft die  Beziehung  zu  den  betreffenden  Orten  durch  einen 
persönlichen  Verband  darstellt,  während  die  Einwoh- 
nerschaft alles  von  den  localen  Verhältnissen  zum  Boden 
abhängig  macht.  Dabei  lässt  sich  nicht  übersehen ,  dass 
durch  das  Bestehen  einer  Corporation  die  Verbindung  der 
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Bürger  unter  sich  dauerhafter  und  enger  wird,  als  dieses 
bei  einer  Einwohnerschaft  möglich  ist,  deren  einzelne  Glie- 
der sich  wie  leichter  zusammenfugen,  so  auch  leichter 
trennen.  Durch  das  Princip  der  Persönlichkeit,  welches 
die  Eigenschaft  des  Bürgers  unabhängig  macht  von  dem 
Aufenthalte  in  der  Stadt,  wird  das  ganze  Institut  in  der 
That  zu  einem  familienähnlichen,  und  nicht  mit  Unrecht  wer- 
den die  Bürgerschaften  als  erweiterte  Familien  betrachtet. 

Wie  dieselben  aber  zuerst  in  den  Städten  entstanden 
sind,  wird  klar,  wenn  man  an  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  in  den  altern  Städten  denkt  und  zugleich  die 
allgemeine  deutsche  Ansicht  über  Standesgleichheit  derer 
kennt,  welche  in  dieselbe  Genossenschaft  treten.  Es  fanden 
zwar  vielfache  Umänderungen  in  dem  Verhältnisse  der 
Stände  in  ihrem  Innern  und  zu  einander  Statt,  aber  zu 
jeder  Zeit  mussten  die,  welche  zu  einer  Corporation  ge- 
hörten, auch  sich  wesentlich  gleich  stehen.  Eben  desshalb 
konnte  unmöglich  von  Anfang  an  die  ganze  Bevölkerung 
der  Städte  (Freie  und  Hörige,  Ritter  und  Handwerker) 
zu  Einer  Bürgerschaft  sich  verbinden,  und  musste  daher 
diese  sich  als  persönlicher  Verband  der  einen  darstellen , 
mit  Ausschluss  der  andern. 

Es  lag  zwar  in  der  Entwickelung  der  Städte  eine  grosse 
die  Freiheit  begünstigende  und  zu  ihr  erhebende  Kraft; 
aber  es  dauerte  doch  sehr  lange,  bis  auch  die  Masse  der 
Handwerker  als  Höriger  mit  den  Rittern  und  den  diesen 
gleich  stehenden  Burgern  zu  einer  Corporation  sich  ver- 
binden konnte.  In  Zürich  geschah  das  erst  durch  die 
Brunische  Revolution.  Vorher  waren  in  der  Gemeinde  der 
Burger  wohl  nur  wenige  Handwerker,  wenn  es  überhaupt 
solche  darunter  gab. 

Dieses  alles  bedarf  nun  freilich,  da  die  Wahrheit  dieser 
Annahme,  trotz  der  Untersuchungen  Eichhorns,  vielfach 
niisskannt  wird,  noch  einiger  näherer  Ausführung.  Zu 
diesem  Behufe  machen  wir  auf  Folgendes  aufmerksam : 

1)  Das  oben  mitgetheilte  Statut,  dass  der  Landmann  nur 
mit  Wissen  und  Willen  des  Richters  (Vogt  oder  Schult- 
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heiss?)  des  Käthes  und  anderer  Burger  in  die  Corporation 
aufgenommen  werden  könne,  hängt  ohne  Zweifel  zusam- 
men mit  der  nöthig  befundenen  Prüfung  der  freien  und 
den  Bürgern  gleichen  Geburt  des  sich  Meldenden  6J).  Denn 
damals  war  man  nicht  sehr  ängstlich  mit  den  übrigen  Ei- 
genschaften der  neuen  Bürger,  sondern  suchte  sich,  ohne 
dabei  an  Einkaufssummen  zu  denken,  gerne  durch  neuen 
Zuwachs  zu  verstärken. 

2)  Jeder  neue  Burger  musste  sich  verbürgen,  binnen 
Frist  ein  Haus  zu  kaufen.  Versäumte  er  es,  so  verlor 
er  sein  Bürgerrecht  66).  Insofern  war  das  persönliche  Ele- 
ment der  Bürgerschaft  noch  durch  nähere  Beziehung  auf 
den  Boden  beschränkt.  Dabei  darf  man  nun  freilich  nicht 
bloss  an  wahres  Eigenthum  denken,  sondern  es  genügte 
sicher  der  erbliche  Besitz.  Wohl  aber  hing  dieser  damals 
noch  grossentheils  mit  Ackerbau  und  Viehzucht  zusammen, 
welche  Beschäftigung  des  Freien  würdiger  schien  als  Hand- 
werke und  Handel.  Die  verschiedenen  der  Stadt  zugehöri- 
gen Almenden,  im  Haard,  am  Zürichberg  u.  s.  f.  dienten 
dazu ,  die  Burger  dabei  zu  unterstützen ,  und  wie  allen- 
thalben war  der  Genuss  derselben  gewiss  mit  besonderem 
Grundbesitz  verbunden  und  davon  abhängig67).  Man  muss 
sich  daher  in  dieser  ältern  Zeit  die  Burger  grossentheils 


65)  In  St.  Gallen  <?>  (heilte  der  Abt  als  Landesherr  die  Aufnahme  in 
das  Bürgerrecht.  Die  Formel  zeigt  aber,  wie  dasselbe  persönliche  Freiheil 
Toraussetzte :  „donamus  liberum  et  meruni  jus  Burgense  siTe  civile  in  oppido 
nostro  S.  Galli  ,  quod  vulgariter  „Vri»  Burgerecht"  nuneupatur,  cum  omn» 
jure,  libertate,  ambitu  eodem  vocabulo  comprehenso."  Vgl.  von  An  Ge- 
schichte von  St.  Gallen  1.  S.  454  und  455.  Ebenso  muss  noch  spater  (ver- 
uiulhlich  iudessen  schon  nach  dem  Stadtrechte  von  1 37  J  1  wer  in  der  Stadt 
Elgg  in  der  Grafschaft  Kyburg  Bürger  werden  will,  den  Stadtherrn  bewei- 
sen, dass  er  ehelich  geboren,  frei  und  niemandes  Leibeigner  sei.  Herr- 
schaftsrecht  von  Elgg  von  1 535  Art.  53,  2.  Und  wird  ein  Leibeigener  etwa 
doch  angenommen,  so  hat  er  Aussicht  auf  Freiheit.    Ebenda  Art.  62. 

66)  Ratbserkcnntniss  v.  J.  1314  und  1316.  AIS.  65.  S.  49.  a. 
und  2.  b. 

67)  Vgl.  eine  Rathserkenntniss  aus  dieser  Periode  WS.  65.  S.  4.  6. 
„Man  sebribet  allen  Riten,  daz  der  Rat  mit  geschworn  eiden  bat  ervarn  umb 
diealmeinde  rffendorf  Tisbin,  daz  man  in   dem  dritten  iare   so  daz 
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als  Landwirthe  denken.  Unter  ihnen  waren  auch  manche, 
welche  auf  dem  Lande  Grundherrschaft  besassen  und  deren 
Ehre  nur  darum  nicht  litt  durch  Aufnahme  in  den  Bürger- 
verband, weil  auch  die  übrigen  Bürger  für  Freie  geachtet 
und  den  Rittern  an  die  Seite  gestellt  wurden  68). 

3)  Aus  vielen  Stellen  des  llichtebriefs  ergibt  sich  wie- 
der eine  persönliche  Gleichstellung  der  Räthe  und  der 
Burger.  Und  doch  gelangten  die  Handwerker  in  Masse 
anerkannter  Massen  erst  durch  Brun  zur  Regimentsfähig- 
keit.  Wie  hätten  sie  nun  früher  in  der  Gemeinde  mitstim- 
men  können,  ohne  zugleich  wählbar  zu  sein? 

4)  Dafür  stimmt  denn  auch  der  Sprachgebrauch  der 
Brunischen  Verfassungsurkunde ,  in  welcher  das  alte  Regi- 
ment abgethan  wurde:  „also  das  Zürich  niemer  enkein  Rat 
mer  wesen  sol,  mit  vier  Rittern  und  mit  acht  Burgern 
von  den  besten ,  als  unzhar  gewonlich  was  gewesen ,  wan 
das  man  einen  Bürgermeister  und  einen  Rat  von  Rit- 
tern, von  Burgern  und  von  den  Andtwerken  Zü- 
rich haben  sol/'  Selbst  damals  noch  konnte  der  alle 
Sprachgebrauch ,  wonach  die  Handwerker  nicht  zu  den 
eigentlichen  Burgern  gehörten,  nicht  verlä'ugnet  werden, 
ungeachtet  sie  durch  die  Veränderung  allerdings  Burger 
geworden  waren  69). 

5)  Die  freie  Gemeinde  versammelte  sich  auf  dem  Lin- 


Vtit  iu  brache  Hl,  der  bürget-  r6  tribeii  sol  vf  die  weide,  vnd  mit  uauicu 
in  bürg  vud  dur  bürg  bin  vnz  an  Trichtenhusen  ,  vnd  da/,  ieglicb  Bat,  der 
dunoe  stl/.et  —  —  —  die  burger  schirme  uf  der  ähnelnde."  Im 
Jahr  1274  beschweren  sich  mehrere  Burger  von  Zürich:  Heinr.  iu  dem 
Hofe,  Hudolf  von  Beggcnhouen  ritere ,  Ghunrat  vud  Job.  mauezen"  n.  5.  f. 
„mit  ander  der  g  c  b  u  r  s  a  m  i  der  wachle  die  man  da  heizet  r f- 
fendorf"  (welche  Gegend  von  der  neuen  Befestigung  bereits  eingeschlossen 
war  und  zur  Stadt  gehörte'  bei  dein  Kaiser  über  ein  Wuhr  eines  Herrn  von 
Holtingen,  wodurch  die  „offene  straze"  verschlossen  werde.  Alles  DiplomaUr 
der  Propstei  S.  35.  b.  Vgl.  unten  §.  °.  Anm.  100. 
<»8)  Eichhorn  Bechtsgeschichtc  $.  243. 

n9)  Man  vergleiche  damit  die  von  Eichhorn  Zeilschvift  II.  S.  226 
iiiitgelheille  Stelle  von  Frankfurt  am  Main  r.  J.  1360:  „dass  die  Handwei-jt 
drei  aus  in  und  die  gemeinde  auch  drei  aus  in  zu  ratleuten  alle  Jar 
Msen  sollen.  '    In  «•mein   weitern  Sinne   de'.  Wortes  Burger  Konnten  die  i»; 
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denhofe,  wo  schon  ursprünglich  der  Grat'  zu  Gerichte  sass 
und  später  noch  der  Vogt  das  Blutgericht  hielt 70).  Darin 
ist  der  Zusammenhang  mit  der  alten  Versammlung  der 
freien  Gemeinde  nicht  zu  verkennen.  Die  Gemeinde  nach 
der  Brunischen  Revolution,  in  welcher  nun  auch  die  Hand- 
werker waren,  versammelte  sich  dagegen  in  Kirchen,  ins- 
besondere im  Münster. 

6)  Auch  nach  der  Brunischen  Verfassung  werden  die 
Handwerker  doch  nie  eigentliche  Räthc.  Sie  können  zwar 
Zunftmeister  werden,  aber  es  werden  diese  doch  sorgsam 
von  jenen  unterschieden.  Die  Räthe  gehören  zu  der  Con- 
staffcl,  aus  der  sie  genommen  sind,  wie  vorher  zu  der 
freien  Gemeinde,  aus  welcher  sie  gewählt  wurden.  Man 
halte  das  vorzüglich  mit  dem  unter  3  Erörterten  zusammen. 

7)  Nach  der  alten  Verfassung  war  es  unmöglich,  dass 
ein  Höriger  in  den  Rath  gelangen  konnte.  Auch  nach  Brun 
war  dieses  Tür  die  Constafel  unmöglich.  Dagegen  zeigt 
sich  die  Gefahr  nun  bei  der  Stelle  der  Zunftmeister,  und 
so  musstc  dann  schon  1337  ein  Statut  erlassen  werden : 

Das  enkeiner  vnser  burger,  der  eines  herren  eigen 
oder  vnelich  geborn  ist,  niemer  enkeiner  fünfte 
meister  werden  sol,  vnd  ist  och  dis  durh  der  Stat  nvtz 
vnd  eren  willen  mit  gemeinem  rate  der  burger  vf  gesetzet 
durch  daz  man  totslcge  wundaten  vnd  sein  liehe 
frevel  deste  rechter  gcrichten  mvg  bi  einem 
Rate 

Der  Zusammenhang  mit  der  Gerichtsverfassung  wird 
aus  dieser  Stelle  ebenfalls  deutlich. 


Stadt  gehörigen  Handwerker  wohl  auch  wieder  Burger  genannt  werden.  £a 
werden  1335  sogar  „Juden  zu  Burger  empfangen,"  ungeachtet  doch  keine 
Rede  sein  kann  von  eigentlichen  Bürgert) ,  vielmehr  dadurch  nur  städtischer 
Schutz  bezeichnet  wird.  Und  im  Jahre  1347  kauft  sich  ein  Jade  ein  Haas 
in  4er  Stadt  mit  Erlaubnis*  der  Burger,  dem  sodann  «ine  besondere  Steuer 
auferlegt  wurde.  Rathserkenntniss  in  MS.  65.  So  werden  auch  nach- 
her oft  die  Juden  in  den  Urkunden  Burger  in  diesem  weitern  Sinne  ge- 
nannt. Z.  B.  Verordnung  von  1397.  MS.  138  a.  S.  88  b;  „von  der  Jude» 
wegen,  die  in  der  Statt  wonhaft  und  ze  Burger  genomen  sint." 

70)  Stehe  oben  B.  1.  §.  9.  Anm.  54. 

71)  Bathserkenntniss  MS.  65.  S.  28.  b. 
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8)  Endlich  muss  dabei  auf  die  Analogie  anderer  deut- 
scher Städte  hingewiesen  werden,  in  denen  sich  das  Ver- 
hältniss  durchgängig  ähnlich  gestaltet  hat  T2) 

Wenn  wir  nun  aber  die  Handwerker  der  Masse  nach 
für  unfähig  des  Regiments  und  der  Gemeinde  hnlten  müs- 
sen ,  so  schliesst  das  nicht  aus ,  dass  nicht  einzelne  Hand- 
werker dennoch  als  wahre  Burger  angesehen  werden 
konnten.  Zwar  finden  sich  sowohl  in  den  Verzeichnissen 
der  Räthc  als  der  Zeugen  äusserst  seltene  Spuren  von 
Handwerkern ,  und  überdem  sind  einige  wohl  nur  schein- 
bar. Aber  auf  der  andern  Seite  ist  doch  kein  Grund, 
diesen  unbedingten  Ausschluss  anzunehmen ,  indem  der  Be- 
ruf allein  nicht  hörig  machte,  so  wenig  er  auch  ursprüng- 
lich des  Freien  würdig  schien.  Es  konnte  zumal  bei  der 
steigenden  Wohlfahrt  der  Gewerbetreibenden  gar  wohl  auch 
ein  Handwerker  sich  völlig  frei  machen  und  eigene  Grund- 
stücke erwerben.  Oder  es  konnten  auch  gebornc  Freie 
diesen  Beruf,  der  immer  ehrenhafter  wurde,  wählen.  Und 
so  wurde  der  schroffe  Gegensatz  durch  einzelne  Ueber- 
gänge  gemildert,  bis  zuletzt  die  Scheidewand  ganz  ein- 
stürzte, und  auch  die  Handwerker  in  Masse  Glieder  der 
Bürgerschaft  wurden. 

Wenn  schon  unter  den  Käthen  des  Jahres  1259  ein 
Johann  Pistor  vorkommt,  so  ist  freilich  zweifelhaft,  ob 
derselbe  ein  wirklicher  Becker  gewesen.  Denn  es  ist  be- 
kannt, dass  sehr  viele  Geschlechtsnamcn  von  Handthierun- 
gen  oder  Gewerben  hergenommen  sind  ,  ohne  dass  die  so 
Benannten  dcsshalb  je  den  betreffenden  Beruf  wirklich  aus- 
geübt haben  ")    Es  sind  sehr  viele  Namen  das  Erzeugniss 


72)  Vgl.  Eichhorn  in  der  mehrfach  erwähnten  Abhandlung  der  Zeit- 
schrift. Sehr  klar  zeigt  sich  der  ständische  Gegensatz  zwischen  Geschlechtern 
und  Zünfllern  auch  in  Ulm.  Jene  müssen  gewöhnlich  doppelte,  diese  ein- 
fache Busse  geben.  Dafür  durfte  dann  aber  auch  die  Frau  des  Geschlechters 
einen  seidenen  Schleier  von  20,  die  Frau  des  Handwerkers  nur  Ton  12  Faden 
tragen.    Jager 's   Kim  S.  250. 

73)  Fichard  Frankfurt  am  Main  S.  120  ff  hat  darlibcr  eine  seht 
hübsrhr  Ausführung  und  eine  Masse  von  Beispielen  gesammelt. 
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eines  freien  Spieles  munterer  Volksbune  oder  das  Werk 
des  Zufalls,  der  etwa  einen  aus  der  Familie  betraf.  So 
kommt  gerade  das  Geschlecht  Pistor  auch  in  Frankfurt 
am  Main  vor  und  bezeichnet  dort  ein  ritterbürtiges  Ge- 
schlecht74).   Indessen  wäre  es  doch  auch  nicht  unmöglich, 
dass  sich  der  Pfister  der  Aebtissinn  mit  andern  Hausge- 
nossen derselben  gehoben  hätte  und  so  eine  Familie,  welche 
längere  Zeit  hindurch  in  dieser  Stellung  geblieben,  in  den 
Stand  der  freien  Bürgerschaft  gelangt  wäre,   ohne  dass 
darum  die  übrigen  Becker  der  Stadt,  welche  nicht  in  so 
naher  Beziehung  zu  der  Fürstinn  standen,  regimentsfähig 
geworden.    Es  mag  daher  wohl  angemerkt  werden,  dass 
noch  1343  der  Pfister  der  Aebtissinn  eine  eigenthümliche 
Stellung  hatte  und  von  eirem  Pfister  am  te  die  Rede  ist75), 
sowie  dass  in  einer  Urkunde  von  1313  ein  Rudolf  Lussi 
der  Pfister  Burger  von  Zürich  vorkommt 76). 

Ferner  findet  sich  unter  den  anwesenden  Zeugen  „ehrbaren 
Leuten"  im  Jahre  1317  ein  Rudolf  Goldschmid.  Aber  auch 
diese  Spur  ist  sehr  täuschend.  Denn  einmal  war  Goldschmid 
wieder  ein  altes  Geschlecht,  wie  sich  aus  einer  Urkunde 
von  1257  deutlich  ergibt,  woraus  man  nicht  auf  den  Beruf 
schliessen  darf77).  Und  überdem  wurde  das  Gewerbe  der 
Goldschmide  schon  sehr  frühe,  wohl  um  des  edcln  Stoffes 
willen,  für  so  edel  gehalten,  dass  es  mit  andern  Handwer- 
ken sich  nicht  zusammenstellen  liess  und  Leute  aus  freien 
Geschlechtern  sich  nicht  scheuten  ,  diesen  Beruf  zu  ergrei- 
fen 7S).  Die  Goldschmide  werden  daher  auch  in  der  Bru- 
nischen Verfassung  nicht  zu  den  Zünften  der  Handwerker,  1 


74)  Fichard  a.  a.  ü.  S.  123. 

75)  Rathserkenntniss  MS.  65.  Bl.  30.  b.  „Swelher  mser  frowen 
der  Ebtischin  pfister  hinnen  hin  iemer  wirt ,  das  man  den  an  dein  selben 
pfisteratnpte  wider  die  selben  Tnser  frowen  niht  schirmen  so! .  wan  das  si  ir 
pfisterampt  besetzen  vnd  entsetzen  mag  nach  ir  Gotzbuses  rechte  als  es  ir 
füget." 

76)  FrauMÜDittramt  II.  148. 

77)  Altes  Diplom,  der  Propslei  S.  53.  b.  „hemma  filia  heinr.  hone  ine- 
niorie  dieti  Goldumides  ctvu  Turicensis. 

78)  Fichard  a.  a.  O,  S.  129. 
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sondern  zur  Constafcl  gerechnet.  Uud  so  gewährt  uns  die 
scheinbare  Ausnahme,  recht  besehen,  eine  neue  Bestätigung 
unserer  Darstellung. 

Dagegen  kommt  allerdings  wenigstens  einmal  auf  un- 
zweifelhafte Weise  ein  Handwerker  zwar  nicht  im  Rathe. 
aber  doch  unter  den  ehrbaren  Leuten  von  Burgern  vor, 
nämlich  ein  „Meister  Burkard  der  Murer"  im  Jahr  1321  79). 
Freilich  genoss  die  Kunst  der  Maurer  und  Steinmetzen  mit 
Recht  ein  vorzügliches  Ansehen  in  den  Städten  des  Mittel- 
alters, so  dass  auch  hier  wieder  nicht  unmöglich  ist,  dass 
Geschlechter  (der  Name  Burkart  dürfte  auf  ein  solches  deu- 
ten) sich  zuweilen  diesem  Berufe  widmeten  und  desshalb 
ihren  Stand  nicht  erniedrigten80). 

Ucber  den  frühern  Zustand  der  Handwerker  sind  wir 
nicht  näher  unterrichtet.  Nach  der  Analogie  anderer  Städte 
zweifle  ich  nicht,  dass  sie  dem  Hofrechte  der  Aebtissinn 
unterworfen  waren.  Der  Rath  wusste  aber  auch  hier  die 
Ausübung  der  Oberherrlichkeit  an  sich  zu  bringen,  und  so 
finden  wir  zur  Zeit  des  Richtebriefes  die  Handwerker  der 
Aufsicht  des  Rathcs  unterworfen.  Dieser  erlässt,  nachdem 
er  zuvor  den  Rath  der  betreffenden  Handwerksgenossen  an- 
gehört, die  nöthigen  Verordnungen  (Einungen  genannt)  und 
bezeichnet  selber  die  sogenannten  Einunger,  welche  über  ihre 
Handhabung  wachen  sollen  und  auch  einen  Theil  der  Bus- 
sen beziehnsl).    Eine  Verbindung  der  Handwerksgenossen 


75)  Fraum.  A.  II.  190. 

80)  Ein  auffallendes  hieher  gehörendes  Beispiel  siehe  bei  Jäger  Ulm 
S.  567  ff. 

81)  Vgl.  das  ganze  V.  Buch  des  Richlebriefes.  Z.  B.  V.  65.  „Ooch 
setzen  wir  (die  Bevollmächtigten  des  Bathes  und  der  Bürger)  das  ein  jeglieb 
Rat  —  drie  nemen  sol ,  die  IM  dien  heiligen  swerren  des  einunges  Ton  ma- 
leone  vnd  Ton  raülinon  ze  huetetine ,  vnd  dem  Rate  ze  leidenne  das  jar  ra." 
V.  95.  „Der  Rat  vnd  die  burger  sint  geineinlich  über  ein  komen  mit  der 
gerwer  willen  vnd  rate."  —  V.  98.  „Wir  der  Rat  vnd  die  burger  hein  gc- 
«elzet  mit  gemeinem  rate.  Swelc  hiiterknecht  wil  meister  werden ,  der  sol 
koir.en  für  den  Rat,  vnJ  sol  da  beweren  ,  mit  sinen  anlwerk  genozen,  das  er 
fünf  jar  gelernet  habe ,  vnd  sol  zem  minsten  fünf  pfvnt  wert  haben  sins  eigen 
*en  gute«,  vnd  sol  dem  rate  geben  ein  phttnt.  rni  dem  antwerk  fünf  Schilling ." 
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bestand  somit  auch  hier,  wie  anderswo;  aber  sie  war  unter 
die  Herrschaft  des  Rathes  gestellt,  und  durfte  sich  nicht 
selbständig  als  freie  Corporation  regen.  Mit  Recht  musste 
der  Rath  und  die  alte  Gemeinde  besorgen,  dass  der  an  Kräf- 
ten zunehmende  Stand  der  Handwerker,  sobald  er  Gelegen- 
heit erhielte,  zu  ordentlichen  Zünften  organisirt,  seinen  Aus- 
sprüchen IN  achdruck  zu  geben,  sich  nicht  langer  mit  der 
untergeordneten  Stellung  zufrieden  geben,  sondern  Alles  daran 
setzen  werde,  Antheil  an  dem  Regimentc  zu  bekommen. 

Gleicher  Weise  lag  auch  zu  Rom  in  der  Organisation 
des  plebejischen  Tribus  das  geeignete  Mittel,  um  der  pa- 
trizischen  Herrschaft  gerüstet  entgegen  und  mit  ihr  in  die 
Schranken  zu  treten. 

Daher  wurde  jede  Corporationsbildung  den  Handwer- 
kern auf  das  allerstrengste  untersagt : 

Richtebrief  IV.  20.  Wir  der  Rat  vnd  die  Burger  von 
Zürich  setzen  mit  gemeinem  Rate  ,  vnd  bein  es  ouch  gesworn 
ze  dien  heiligen  ze  behaltenne  ewechlichen  als  hienach  ge- 
schriben  stat :  das  nie  man  werben  noch  tuon  sol  en- 
heinzunft  noch  ineisterschaft  nochgesellesckafi 
mit  eiden  mit  worten  noch  mit  werchen.  Swer  aber  es 
herüber  tete,  dem  sol  man  sin  beste  hus  nider  bre- 
chen vnd  sol  d  a  r  z  u  o  d  e  r  S  t  a  t  z  c  b  u  o  z  e  geben  z  e  h  e  n 
march.  Ist  aber  das  er  nit  huses  hat  in  der  Stat,  so  sol 
er  fünf  jar  von  der  Stat  sin ,  vnd  sol  niemer  wider  in  hö- 
rnen e  er  gebe  fünfzig  march  ze  huoze  der  Stat82). 

Die  Strenge  dieser  Verordnung  konnte  indessen  nicht  auf 
alle  Zukunft  verhindern ,  was  sich  dennoch  durch  das  ver- 
änderte Leben  und  die  innere  Ausbildung  der  städtischen 
Lebensweise  vorbereitete. 

Zuerst  mochten  einige  Rerufsarten  vor  andern  ehrbar  er- 
scheinen und  sich  auch  die  Geschlechter  ihnen  nicht  entzie- 
hen. Dieses  gilt  vorzüglich  von  den  Kaufleuten,  welche 
durch  Handelsverkehr  und  Fabrikation  sich  Vermögen  und 
damit  auch  bürgerliche  Ehre  erworben.    Es  ist  daher  wohl 


82)  Vgl.  Richlebrief  IV.  19.  u.  21. 
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anzunehmen ,  dass  schon  vor  der  Brunischen  Veränderung 
sie  grossentheils  zu  der  Gemeinde  gehört  haben ,  wie  sie 
auch  nach  derselben  noch  zur  Constafel  und  nicht  zu  den 
Zünften  gehörten83). 

§.  8.    Der  Rath. 
1.   Fortsetzung  der  Geschichte  desselben. 

Der  Rath  wurde  mithin  aus  dem  Stande  der  Ritter  und 
der  mit  diesen  ebenbürtigen  Burgern  gewählt,  die  man  mit 
Rücksicht  auf  analoge  Verhältnisse  der  alten  römischen  Ver- 
fassung Pa  tri  ci  er  oder  deutsch  auch  Geschlechter  hiess. 
Anfangs  mochte  ihre  Amtsdauer  wohl  eine  jährige  gewe- 
sen sein.  Zur  Zeit  des  Richtebriefes  aber  war  sie  auf  vier 
Monate  beschränkt.  Da  indessen  einer ,  der  bereits  eine 
Rathsstelle  bekleidet  hatte,  während  desselben  Jahres  nicht 
mehr  in  den  Rath  gewählt  werden  konnte,  sondern  erst  für 
das  folgende.  Jahr  ihm  der  Zutritt  wieder  offen  stand,  so 
stellte  es  sich  faktisch  allerdings  ziemlich  so,  dass  es  36 
Räthe  gab,  die  sich  in  das  Jahr  t  heilten,  dann  aber  im 
folgenden  Jahre  gewöhnlich  wieder  in  derselben  Reihen- 
folge erscheinen.  Mit  Unrecht  aber  denkt  man  sich  einen 
Rath  von  36  Gliedern  in  drei  Rotten  vertheilt.  Es  gab 
drei  Räthe  im  Jahr.  Jeder  wurde  besonders  gewählt,  und 
jeder  neue  Rath  besendete  zweihundert  Burger  oder  mehr, 
welche  ihm  Namens  der  Gemeinde  schwören  mussten  84). 


83)  Vgl.  oben  Seite  152.  In  Bremen  gehören  die  Tnchhündler  schon 
1263  zu  der  Gemeiude  im  Gegensätze  zu  den  Handwerken.  Donandt  Ge- 
schichte von  Bremen  I.  S.  246. 

84)  Müller  Schw.  Gesch.  I.  216.  lässt  wirklich  die  drei  Rotten  in  ein- 
zelnen Fallen  zusammentreten  und  geraeinsam  auf  Geldbussen  erkennen.  Das 
geschah  niemals.  Der  Irrtham  beruht  auf  eiuem  Missversländniss  des  Aus- 
drucks :  eine  Busse  zu  dreien  Rathen  nehmen.  Das  heisst  nichts  anders  als, 
eine  Busse  nicht  auf  einmal  «inziehn ,  sondern  in  drei  Terminen ,  so  dass  jeder 
Rath  ein  Drittel  bezieht.  Richtebrief  III.  35.  „Verschalt  jeman  buoze  , 
die  man  ze  drin  Reten  nemen  sol ,  da  sol  der  Rat,  rnder  dem  si 
verschalt  ist,  sin  teil  nemen,  vnd  dien  naehgenden  zwein  Reten 
ir  teil  schriben."  (Daher  auch  der  Ausdruck  der  Ralhsbeschliisse :  „Man  schri- 
bet  allen  Reten").  vnd  en  sol  enhein  Rat  —  —  die  buoze  samenl  tn- 
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Ueber  die  Frage ,  wer  in  älterer  Zeit  den  Rath  gewählt 
habe,  sind  die  Vermuthungen  mehrerer  Chronisten  und  Ge- 
schichlschreiber  sehr  verschieden.  Man  legt  die  ursprüng- 
liche Wahl  bald  den  Herzogen  von  Zähringen  8i) ,  bald  den 
Chorherren  zum  Grossmüuster  86)>  bald  diesen  und  der  Aeb- 
tissinn5'), bald  von  Anfang  an  der  Gemeinde  bei88).  Da 
die  Urkunden  leider  schweigen ,  so  ist  es  schwer ,  das  Wahre 
auszumitteln.  Nur  so  viel  darf  man  als  sicher  annehmen , 
dass  das  Capitel  der  Chorherren  zum  Grossmünster  gewiss 
nie  die  Räthc  gewählt  hat,  indem  der  Propstci  niemals  irgend 
welche  Oberherrlichkeit  über  die  Stadt  zustand.  Dagegen 
ist  es  allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Aebtissinn. 
vcrmuthlich  mit  Zustimmung  ihrer  Hausgenossen  (familia). 
entweder  den  ganzen  oder  doch  einen  Theil  des  ursprüng- 
lichen Rathcs  bestellte.  So  ernannte  auch  in  St.  Gallen 
der  Abt  noch  spät  sowohl  den  Stadtnmmann  als  die  Räthc 
der  Stadt s9).  Nur  vermochte  jene  nicht,  wie  dieser,  ihre 
Herrschaft  so  lange  zu  behaupten.  Vielmehr  ging  die  Wahl 
schon  frühe  (vielleicht  um  die  Mitte  des  XIII.  Jahrhun- 
derts)90) auf  die  Gemeinde  der  Geschlechter  über.  Der  Rich- 
tebrief weiss  daher  nur  von  dieser. 


pfnheii  l>i  dem  eitle,  dvr  da/  si  dehein  (eil  abc  lazen  ane  alle  geverde."  Debet 
die  Besetzung  des  Ralhcs  vgl.  Richtebrief  III.  1   —  4.     Die  l'ebersehrifl 
ron  III.  1.  lautet:  „Das  man  in  dem  jare  drye  Rete  nemen   sol."  von  III. 
3.:   „Das  man  vierzehen  tage  vor  eius  jeglichen  Rates  zile  ein  au 
dem  Rat  nemen  sol." 

85)  Scho  p  fliu  Hist.  Zar.  Bad.  I. 

86)  Rulliiiger  Geschichte  der  Tiguriner  V.  10. 

87)  Job.  Ileinr.  Hottinger  Speo.  Tig.  p.  564.  An  einer  frühem 
Stelle  p.  22.  schrieb  er  das  Wahlrecht  passender  der  Aeblissinn  allein  zu. 

SS)  Vögel  iu  A.  Z.  S.  146. 

89)  Urk.  v.  1353.  bei  J.  C.  Zelweger  Lrk.  zur  Geschichte  des  appen- 
zellischen  Volks.    Trogen  1831.  I.  No.  96. 

90)  Vgl.  Anm.  56  und  64.  Unler  den  Rathen  des  Jahres  1259  eröffnet 
ein  Rudolfus  de  Curia  Monasteril  die  Reihe  der  Burger.  1261  ist  der 
Schiillheiss  der  Aebtissinn  unter  den  Rittern  aufgezählt.  Damals  also  wenig- 
stens durfte  man  nicht  mehr  weder  die  Ritler  noch  die  Burger  auf  ausschliess- 
liche Rechnung  der  Aebtissinn  setzen.  Nach  H.  Hottinger  Sp.  II.  I.  p.  30. 
wurde  das  Recht,  ciuen  Sladtralh  zu  wählen,  der  Bürgerschaft  im  Jahr  121S 
.furch  cm  Privilegium  Friedrichs  II.  rugelheill      Worauf   sieb  aber   diese  Bc 
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Noch  lange  betrachtete  die  Aebtissinn  indessen  auch  den 
ohne  ihre  Mitwirkung  nunmehr  gewählten  Rath  als  den 
ihrigen.  Daher  bedient  sie  sich  in  der  Bestätigung  der 
Brunischen  Verfassungsänderung  der  Ausdrücke :  Wir  ha- 
ben den  ehrbaren  bescheidenen  Leuten ,  unsern  lieben  Bur- 
gern, dem  Meister  und  dem  Rathe  und  allen  Burgern  ge- 
meinlich  Zürich  erlaubt.  Aus  demselben  Grunde  heisst  es 
in  einer  Urkunde  von  1345  „Wir  Fides  von  Gottes  Gna- 
den Ebtischiu  u.  s.  f. —  verjechen,  dass  wir  —  mit  vns  sel- 
ber vnd  mit  unser  Stift  Mannen  freunden  vnd  dienern  vnd 
sonderlich  mitunserenlieben  getreu  wen  dem  Bur- 
germeister dem  Rathe  vnd  den  Burgern  gemeinlich  Zürich 
zc  Rathe  worden  sind." 

Wer  hatte  nun  aber  in  diesem  Rathe  den  Vorsitz? 
Zur  Zeit  unsers  Richtebriefes  finden  wir  keinen  besondern 
Vorsitzer,  und  so  konnte  sich  die  Meinung  ausbilden,  dass 
in  Zürich  von  jeher  der  stadtische  Rath  nur  aus  zwölf  Glie- 
dern bestanden  habe,  von  gleichem  Rechte  und  keinen  Hö- 
hern anerkennend.  Das  ist  aber  an  sich  überaus  unwahr- 
scheinlich. Und  in  der  That  finden  wir  Spuren,  dass  es 
vormals  anders  gewesen  92). 

Sowohl  der  Vogt,  als  wohl  auch  in  manchen  Dingen 
der  Schultheiss  mochte  ursprünglich  dem  Rathe  vorgestanden 
haben.  Vermuthlich  wurde  dieser  Vorsitz  aber  unter  der  Herr- 
schaft der  zähringischen  Herzoge  von  diesen  selten  ausgeübt, 
indem  sie  nicht  eigens  zu  diesem  Bchufe  nach  Zürich  ka- 
men; und  so  fiel  es  dem  inzwischen  erstarkten  Rathe  nicht 
schwer,  als  das  Fürstenthum  aufgehört  hatte,  sich  für  die 


bauptung  stütze  ,  sagt  er  nicht.  Vielleicht  ist  sie  eine  blosse  Vermuthung,  der 
nichts  zu  Grunde  liegt,  als  das  Erlöschen  des  z'ahriugiscnen  Fürstenhauses. 

91)  Fraaniu  n  steramt  II.  284. 

92)  In  der  oben  §.  6  Auin.  51.  erwähnten  Urkunde  Heinrichs  VI.  wer- 
den die  Jadices  vor  den  Consiliarii  genannt.  Die  Judices  sind  wohl  der  Vogt 
und  Schultheiss.  Kouig  Konrad  IV.  schreibt  1242:  .,Terlin  aJvocuto  et  uni- 
¥tr»it  civibu*  Thuric."  Neugart  V>.  931.  Und  noch  1290  ,  als  kein  Vogt 
mehr  im  Rathe  sass ,  bedient  sich  dennoch  die  Aebtissinn  der  alten  Formel  : 
„mit  Rath  des  Vogtes ,  des  Rathes  und  der  Burger  von  Zürich."  Fraumün- 
Rteraint  I.  614« 
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Zukunft  den  Vorsitz  eines  Vogtes  geradezu  zu  verbitten. 
Der  weniger  gefahrliche  Schultheiss  wurde  wohl  ebenso 
entfernt,  aber,  wenn  er  zugleich  zum  Rathe  gewählt  war, 
nicht  ausgeschlossen.  Diese  Veränderung  hing,  wie  ich 
verinuthe,  zusammen  mit  der  Veränderung  in  der  Wahl  des 
Rathes.  Als  dieselbe  der  Aebtissinn  entzogen  und  der  Ge- 
meinde zugetheilt  war,  wollte  man  auch  keinen  von  dieser 
nicht  gewählten  Vorsitzer  dulden.  Der  vom  Kaiser  ernannte 
Vogt  wurde  nicht  in  den  Rath  gelassen,  aus  Bcsorgniss, 
dass  er  den  steigenden  Anmassungen  des  Rathes  im  Wege 
stehe.  Der  nur  von  der  nicht  länger  gefürchteten  Aebtis- 
sinn bestellte  Schultheiss  wurde  nicht  länger  als  Vorsitzer 
geachtet,  weil  man  eher  umgekehrt  seine  Gerichtsbarkeit 
unter  die  Aufsicht  des  Rathes  stellen  wollte.  Dagegen  ver- 
wehrte man  es  ihm  nicht,  wenn  er  das  Zutrauen  der  Ge- 
meinde hatte,  gleich  andern  Räthen  gewählt  zu  werden93). 

So  scheint  mir  wird  jene  Sonderbarkeit  eines  hauptlosen 
Rathes  begreiflich,  die  auf  den  ersten  Blick  allerdings 
auffallt,  wenn  man  sieht,  wie  auch  in  den  Schweizer  Städten 
und  zwar  nicht  bloss  den  mit  Freiburgerrecht  ausgerüste- 
ten -  • ) .  sondern  auch  in  dem  Kyburgischen  und  Oesterreichi- 
schen unserer  Gegenden  regelmässig  ein  Schultheiss  an  der 
Spitze  des  Rathes  steht 95). 

93)  K  ich  teb  rief  III.  5,  „Wir  der  Rat  vnd  die  burger  sin  gemeinlich 
Uber  ein  komen  ,  —  swelch  burger  an  d  eh  ei  Mi  Rate  sitzet,  das  der  nit 
sitzen  sol  an  des  vogtes  stat  ze  gerichte  die  wile  vnd  die  zit,  so  er  an  dem 
Rate  littet."  Dazu  ein  alter  Zusatz  am  Rande  :  „  Ouch  sin  wir  also  her- 
komen  von  alter  gewonheit,  daz  dehein  vogt  ze  Zürich  alle  die  wile 
er  vogt  ist,  nicht  ensol  der  zweiter  einer  sin  an  dein  Rate." 
Schullheissen  kommen  dagegen  in  den  RaÜisverzeichnisscn  öfter  vor  z.  R.  an- 
ter denen,  welche  die  PfafFenriehtung  besiegeln,  im  Jahr  1304  ein  „her  biber 
Schultheisse."    Vgl.  auch  oben  Anm.  90. 

94)  Z.  H.  Thun  Urk.  v.  1222.  bei  Walt  her  Geschieht«  des  berneri- 
schen  Stadtrechts.  Rem  1T94.  XXV.  „den  schullheissen  den  Rat  rnd  die 
barger  Ton  Tuno"  Rem  und  Frey  bürg  in  der  Schweiz  Urk.  v.  1271  bei 
Wallher  LI  1 1 .  „Dom.  Conradus  des  Vinrcs  Scultetue,  eoneiiium  et  Uni- 
versität Fryburgo  ex  una  parte  et  dorn.  Cuno  de  Buhemberc  Scultetu»  con- 
silium  et  univertita»  de  Berno  ex  altera."    Neugart  No.  1040. 

95)  So  Luzern  Urk.  v.  1262.  bei  Kopp  Urk.  zur  Geschichte  der  eid- 
genössischen Bünde.  S.   15.     „Scultetuin,    eoneulee  ae  univertitatem  ville 
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§.  9.    Der  Rath. 
II.    Befugnisse  desselben. 

Wir  finden  allenthalben  in  den  deutschen  Städten  die  an- 
fangs geringen  Befugnisse  der  Stadträthe  sich  im  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhundert  mächtig  heben.  Es  ist  diese 
Erscheinung  nicht  auffallend,  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
Rath  von  der  Bürgerschaft,  die  in  ihm  vorzugsweise  ihr 
natürliches  Organ  sah,  sehr  begünstigt  wurde  und  dass  bei 
dem  zunehmenden  Wohlstände  der  Städte  und  dem  Verfalle 
der  obern  Reichsgcwalt  es  den  Bürgerschaften  leichter  wurde, 
sich  Selbständigkeit  zu  erringen. 

Der  Rath  von  Zürich  suchte  seine  Macht  auszudehnen, 
indem  er  die  Rechte  der  Aebtissinn  und  des  Vogtes  von 
ihnen  abzulösen  und  sich  zuzueignen  strebte,  und  es  gelang 
ihm  dieses  Bestreben  zusehends. 

1)  Die  Befugnisse  der  Ortspolizei  waren  ursprüng- 
lich wohl  die  einzigen,  um  deren  willen  ein  besonderer  Rath 
niedergesetzt  war.  Auch  in  späterer  Zeit  beschäftigten  sie 
den  Rath  vornämlich.  Er  hatte  die  Aufsicht  über  die  städti- 
schen Bauten96),  die  Feuereinrichtungen,  die  Glocken,  die 
Lebensmittel 97 )  u.  s.  f.  Auch  übte  er  die  Polizei  über  die 
Sitten  aus. 

Ich  führe  dafür  einige  Stellen  an,  welche  von  den  Sit- 
ten der  damaligen  Zeit  Kunde  geben. 

Richtebrief  IV.  20.    Ze  deheinem  brutloufe  sol  nit  me 
hübscher  lüte  sin  wan  zwene  singer ,  zwene  Giger  vnd  zwene 

nostre  Lucernensi.''  Burgdorf  Freiheilsbrief  v.  1316.  bei  Walther  a.  a. 
O.  LXX.  „  Et  ilii  XII  Jurati  (sie  werden  vorher  auch  X//  consulet  ge- 
naunt)  qui  residentes  sunt  in  villa,  debent  tedere  cum  Sculteto  in  justitia  et 
Scultetus  similiter  cum  illis."  Winterthur.  Weist»,  v.  1297.  „dengitoch 
der  Schulthaisse  vnd  der  rat  ainen  vogit  uffe  den  aid." 

96)  Zu  diesem  Behuf  ernannte  er  fünf  Bauherren.  Richtebrief  IV.  45. 

97)  Besonders  ausführlich  sind  die  Bestimmungen  Uber  Weinrerkauf  im 
V.  Buch  des  Richtebriefs.  Ich  erwähne  eine  heitere  Stelle:  V.  26.  „Swer 
der  lanlliile  ergern  wtn  danne  vnsern  lantwin  fueren  wil ,  der  sol  in 
vsservnt  vnserm  getwinge  für  fueren."  Vgl.  MS.  65.  S.  6.  b.  13.  a.  und  be- 
sonders 34.  b.  wo  für  den  Verkauf  von  Kräutern,  Obst,  Hühnern,  Anken, 
(Bntter)  Ziger  u.  s.  f.  die  erforderlichen  Plätze  angewiesen  werden. 


I 
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loeibcr.  Der  dis  brichet ,  der  git  zehen  pfvnt  ze  buozc  der 
Stat. 

Richtebrief  IV.  38.  Es  sint  ouch  die  Rete  vnd  die 
burger  geineinlich  vber  ein  komen,  das  man  zer  apteie  ieiner 
ewechlich  ein  Nagloggcn  liiten  sol,  so  man  von  wine  gan 
sol.  vnd  sol  man  ie  enz wischen  eim  liitenne  vnz  dem  an- 
deren alse  lange  beiten ,  als  das  man  muessechlich  «an  mohte 
ein  halbe  mileos). 

Rathserkenntniss  von  4343.  Swer  nachte  s  nach  der 
Nachgloggen  gat  ane  liecht ,  das  der  git  V  0  zc  buosse  als 
dikke  es  geschieht"). 

Richtebrief  IV.  52.  Swer  der  burger  es  sin  vrowen 
aide  man  dehein  Grabstein  machet,  der  lenger  ist,  danne 
siben  fuesse ,  vnd  breiter  danne  drije  fuesse  ,  der  git  ein  pfuut 
zc  buoze. 

Rathserkenntniss  von  1314  l0°).  Man  schribet  allen 
Rcten:  Swer  inist  leit  von  hern  pfungen  hus  bis  an  des 
Messerers  hus  vnd  von  hern  pfungen  bis  an  hern  wernher 
Biberiis  Gassen ,  der  sol  iu  von  dannan  nemen  an  dem  drit- 
ten tage. 

Rathserkenntniss  von  1319  101).  Man  schribet  allen 
Reten :  daz  enhein  Jude  noch  Judin  von  der  krumben  Mit- 
tewochen nach  Imbiz  vntz  an  den  hohen  Samstag  daz  man 
die  Gloggen  lütet,  si  oeugen  sol  weder  in  venster  noch  an 
der  straze  vnd  swo  si  in  ir  hüscru  da  zwischeut  dehein  ge- 
schrei  oder  gasschelli  machent ,  dar  vmb  sol  der  Rat  si  bues- 
sen  vf  den  eit. 

Rathserkenntniss  von  1319  ,01).  Man  schribet  allen 
Reten;  daz  ein  ieglich  froewclin  ,  die  in  offen  hüsern  sitzent 
vnd  die  wirtin,  die  sibehaltent,  daz  die  tragen  süln  ir  jeg- 
lichs,  swenne  si  für  die  herberge  gat,  ein  Rotes  keppeli 
über  twerch  vf  dem  houple ,  vnd  sol  daz  keppelin  ze  samen 
sin  genat ,  kumt  si  in  ein  kilchen  ,  wil  si  daz  kugellin  abezie- 
hen ,  so  sol  sis  vf  ir  achscl  legen ,  vntz  das  sis  aber  wider 
vf  gesetzet. 

98)  Dass  hier  nicht  eine  deutsche  oder  geographische  Meile  geraeint  sein 
kann,  ist  einleuchtend.  Im  Mittelalter  galten  noch  die  alten  römischen  Meilen 
von  20  Minuten  ,  wie  gegenwartig  in  Italien  und  England. 

99)  MS.  65.    S.  32.  a. 

100)  MS.  65.    S.  1.  a.    Vgl.  oben       7  Anm.  67. 
tOl)  MS.  65.    S.  \. 
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Rathserkenntniss  von  1333  J)er  Rat  vnd  die  bur- 
ger sint  überein  komen  der  nachgeschriben  gesetzte  ,  diu  stete 
beliben  sol  yntz  an  vnser  frouwen  abent  nach  sant  frenen 
tag.  Swa  ein  burger  ein  spaninesser  oder  scheidemesser  treit, 
das  geuarlich  ist,  wirt  der  verleidet,  der  sol  ein  halb  jar 
von  der  stat  sin. 

Rathserkenntniss  von  1333  ,0iJ).  Es  sol  ouch  nienian 
spiln  mit  würfeln  hasharU  ;  wan  in  dem  brette  vnd  mit  frou- 
wen mag  man  spiln  ane  geverde. 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  Sittenpolizei  mischte  sich 
der  Rath  selber  in  eheliche  Streitigkeiten.  So  untersagte 
er  1359  Herrn  Job.  Krieg  alle  Einwirkung  und  allen  Ge- 
quss  in  Rücksicht  auf  das  Vermögen  seiner  Ehefrau ,  bis  er 
sie  besser  halte  und  ihr  fürder  Zucbt  und  Ehre  biete  m). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  städtische  Verfas- 
sung war  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Gewerbe  und 
Handwerke.  Das  ganze  fünfte  Buch  des  Richtebriefes  han- 
delt davon  und  enthält  Verordnungen  sowohl  über  Handels- 
sachen, wie  den  Seidenkauf ,  den  Geldwechsel  u.  s.  f.,  als 
über  Fabrikation  von  Tüchern  und  über  die  Handwerke  der 
Müller,  Becker,  Mezgcr  u,  s.  f. 

Schon  im  zwölften  Jahrhundert  war  die  Aebtissinn  ge- 
nÖthigt,  sich  gegen  die  Anmassungen  des  Rathes,  welche 
sie  in  der  Wahl  ihrer  eigenen  Handwerker  beschränken  wollte, 
bei  dem  Könige  zu  beschweren  ,05).  Es  übte  mithin  damals 
schon  der  Rath  Aufsichtsrechtc  über  die  Gewerbe  aus,  die 
sich  dann  natürlich  auf  Unkosten  der  Aebtissinn  fortwährend 
steigerten. 

2)  Der  Rath  sorgt  für  die  Befestigung  der  Stadt,  und 
die  gehörige  Bewaffnung  der  Bürger  106).    Wenn  er  zur 

I  1  -! 

102)  A.  *.  O.   S.  52.  a, 

103)  A.  a.  O.  S.  54.  a. 

104)  MS.  65.  S.  68.  b. 

105)  Die  oben  §.  6.  Note  51  angeführte  Urkunde. 

106)  Richtebrief  II.  22  —  24.  Iy.  42,  und  43.  Zusatz  zum  IV.  Buch. 
,,Der  Rat  vnd  die  burger  sjnt  gemeinliche  Uber  ein  komen :  daz  ein  jeglich 
Rat  bi  dein  eide,  t  daz  si  von  einander  gant,  in  allen  wachten  Zürich  harnest* 
süln  schowen,  ald  aber  schaffen,  daz  er  geschpwet  werde,  *  daz  »i  »OB  ßi»r 
ander  komen." 
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Aufrechthaltung  der  iiinern  Ordnung  weitern  Beistandes  be- 
darf, so  ruft  er  die  Bürger  dazu  auf. 

Richtebrief  IT.  11.  Ob  swem  der  Rat  gerichtet,  wil 
derselbe  sinen  has  ald  sin  Tientschaft  an  dehein  des  Rates 
keren ,  die  dannc  an  dem  Rat  sint ,  die  sülen  in  vristen  vnd 
schirmen  vor  gewalte  vnd  vor  vnreht,  vnd  sulcn  des- 
selben ander  burger  manon  bi  dem  eide. 

3)  Seine  Stellung  in  der  Gerichtsverfassung  wird  später 
erörtert  werden.  Doch  gehört  es  hieher,  dass  der  Rath 
für  Execution  der  Urtheilc  sorgt;  so  weit  solche  von  ihm 
ausgehen,  oder  doch  in  seine  Slrafcompetenz  fallen107). 

4)  Endlich  fasste  der  Rath  Beschlüsse  und  erliess  Vercrd- 
nungen  jeder  Art,  welche  ihm  im  Interesse  der  Stadt  zu 
liegen  schienen.  In  dieser  Stellung  vornehmlich  war  der 
Rath  indessen  controllirt  durch  einen  Zuschuss  von  Bur- 
gern. In  einigen  Stücken  bedurfte  er  sogar  der  Zustim- 
mung der  Gemeinde. 

«.  10.    Die  Räthe  und  Burger  und  die  Gemeinde. 

Die  Gemeinde  aller  Bürger  kam  gewöhnlich  nur 
zu  Wahlen  auf  dem  Hofe  zusammen.  Berathung  und  Ge- 
setzgebung war  derselben  in  der  Regel  fremd.  Ihrer  Zu- 
stimmung vorbehalten  waren  nur  zwei  Sachen  von  der  höch- 
sten Bedeutung  Tür  die  Stadt. 

Nämlich :  Wenn  sich  mehrere  Fürsten  um  das  deutsche 
Königthum  streiten,  so  soll  sich  nur  die  Gemeinde  selber 
für  einen  erklären ;  und  nur  sie  soll  befugt  sein ,  nötigen- 
falls einen  Schirmherrn  für  die  Stadt  zu  wählen. 

Richtebrief  II.  17.  Alle  die  burger  hant  mit  guo- 
tem  Rate  des  geswom  ,  das  wir  an  enheinherren  gen  al- 
len, der  gewerb  ald  krieg  vmbc  Roemisches  Ri- 
ehe hat,  ald  vndertenig  werden,  wan  mit  gemeinem 
Rate  vnd  offenbereme  gunst  vndwillen  aller  der 
burger. 

Richtebrief  II.  18.  Wir  der  Rat  vnd  die  bürge r 
von  zurich  setzen  gemeinlich,  vnd  hein  sin  ouch  gesworn 

107)  Richlebrief  an  sehr  vielen  Stellen. 
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zen  heiligen  offenlich  ze  behaltenne  ,  das  hie  nach  geschriben 

ist:  das  die  bürg  er  an  enhein  herren  hörnen  siiln, 

wan  mit  gemeinem  Rate  der  inengi  von  ziirich108). 

Von  dieser  Gemeinde  aller  Burger  ganz  unterschieden 
ist  der  Zuzug  der  Burger  zum  Rat  he,  ein  Institut, 
das  sich  mit  der  Zeit  zu  dem  wichtigsten  der  ganzen  Staats- 
ordnung ausbildete.  Job.  von  Müller  10J)  verwechselt  es  in 
seiner  Darstellung  der  alten  Verfassung  fortwährend  mit 
der  Gemeinde. 

In  vielen  Fallen  verstärkte  sich  der  Rath,  nämlich  durch 
eine  Anzahl  Ritter  und  Burger,  welche  er  zu  sich  rief. 
Dieser  so  erweiterte  Rath  war  dann  in  manchen  Dingen 
als  obere  Instanz  zu  betrachten110).  Namentlich  konnten 
alle  wichtigern  Sachen  von  der  Minderheit  im  Rathe ,  wie 
man  es  nannte,  an  die  Burger  gezogen,  d.  h.  eben  jenem 
durch  die  zugezogenen  Burger  vermehrten  Rathe  vorgetra- 
gen und  desseu  Entscheid  unterworfen  werden.  Nur  wenn 
Bussen  erkannt  wurden ,  musstc  sich  die  Minderheit  im  Rathe 
der  Mehrheit  unterwerfen  und  die  Sache  durfte  nicht  wei- 
ter gezogen  werden. 

Andere  Sachen  musstc  der  Rath,  auch  wenn  er  unter 
sich  einig  war,  denuoch  an  die  ßurger  bringen,  wie  neue 
städtische  Gesetze,  Veränderungen  des  Richtebriefes,  An- 
sagung von  Fehden. 

Weun  daher  der  Ausdruck:  „Wir  der  Rath  und  die  Bur- 
ger" sich  findet,  so  hat  man  nicht  an  die  Gemeinde  sondern 
an  diesen  erweiterten  Rath,  der  auch  in  der  spätem  Ver- 
fassung noch  Rath  und  Burger  heisst,  zu  denken.  Nun  die 
Belege  für  diese  ^Darstellung: 

108)  Aus  «lieser  Stelle  hat  man  oft  herleiten  wollen,  dass  dl«  Handwerker 
auch  zur  Gemeinde  gehört  haben,  indem  der  Ausdruck  ineugj  sie  nolhwendig 
umfasse.  Aber  mengi  heisst  hier  ganz  dasselbe ,  was  in  der  vorigen  Stellt 
bestimmter:  alle  die  burger. 

10?)  Gesch.  Schwei/..  Eidg.  II.  S.  124.  Nur  gelegentlich  bei  der  neuen 
Verfassung  S.  152.  Note  158.  gedenkt  er  einmal  des  Zuzugs  \on  Bürgern; 
ohne  das  Institut  jedoch  in  seiner  vollen  Bedeutung  zu  erkennen. 

110)  Ist  nicht  die  Formel:  ,.ci»e$  in  Villin^en  tarn  majores  quam  minores 
*t  ut  plenius  dicamus  unnersilas"  v.  J.  J 2 5 T  bei  Neugart  No.  960  eben, 
falls  auf  einen  GrOMM  R*lh  *M  lieznhn,  im  Gejjensatzo  zu  dem  kleine»? 
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Richtebrief  III.  49.  Swenne  der  Rat  niht  mvgen  alle 
vber  ein  konien,  wil  da  der  minder  teil  dem  meren  niht 
volgen,  so  mag  der  minder  teil  sin  sache  vnd  sin 
ding  furbas  ziehen  vnder  die  burger,  vnd  so  die 
allegesamnotwerdent,  diedanne  der  Rat  dar  zuo 
Wil,  swes  danne  der  inere  teil  überein  koint,  das  be- 
schehe. 

Richtebrief  III.  50.  Mag  der  Rat  vmb  buoze  nit  en- 
hel  werden ,  da  en  sol  noch  enmag  der  minder  teil  sin  sache 
vnder  die  burger  nit  ziehen:  wan  swes  der  mere  teil 
vberein  komt,  das  sol  stete  sin. 

Richtebrief  IV.  55.  S  was  vf  gesetzet  wirt  dur  gerihte  , 
vnd  an  brief  geschriben  wirt,  das  sol  in  iegelich  Rat  swer- 
ren  zc  behaltenne  vnd  nit  abelan.  Ist  aber  das  die  burger 
alle  bi  dem  eide  ein  anders  besser  vnd  weger  dunket,  das 
geschehe  mit  ir  aller  wizzende  vnd  willen,  dieman 
(nämlich  der  Rath)  denne  dar  zuo  besendet  vnz  an 
hundert,  swas  denne  der  mere  teil  vnder  dien  setzet, 
das  sol  stete  beliben. 

Richtebrief  II.  1.  Der  Rat  sol  enhein  vrluge  nemen 
mit  dem  lantman,  wan  mite  der  burger  wissende  vnd  willen. 

Die  Zahl  dieser  zugezogenen  Burger  war  Anfangs  un- 
bestimmt. Nach  der  dritten  Stelle  sollten  in  der  Regel  bis 
auf  hundert  berufen  werden.  Nach  einer  andern,  wohl  spä- 
tem, wurden  von  jedem  neuen  Ratbe  Zweihundert  oder 
mehr  besendet,  welche  ihm  Namens  der  ganzen  Bürger- 
schaft schwören  mussten. 

Richtebrief  Zusatz  zu  III.  4.  Der  Rat  vnd  die  bur- 
ger sint  gemeinlich  überein  komen;  Swenne  man  einen  Rat 
sol  nemen,  daz  man  der  Burger  zwei  hundert  oder 
me  sol  besenden,  die  swerren  vnder  dem  Rat,  so  danne 
an  sol  gan. 

Unter  diesen  zugezogenen  Hundert  oder  später  Zwei- 
hundert mochten,  der  Sitte  gemäss,  die  gewesenen  Räthe 
der  vorigen  Drittelsjahre  wohl  stets  mitgeladen  werden. 

Rathserken ntniss  vom  Jahr  1335.  Der  Rat  vnd  die 
bürgere  Zürich  sint  gemeinlich  überein  komen,  —  das  die 
XXXVI  der  Reten  Zürich  vor  an  vnd  dar  zuo  der 
burger  so  vil  so  den  Rat  guot  dvchtc,  gesworn  hant 
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gelerte  eide  ze  den  heiligen  rnd  fürbas  heissen  suln  swerren 
awen  ein  Rat  danket,  daz  es  notdürftig  ist111). 
Und  so  sind  denn  die  Zweihundert,  nachdem  sich 
einmal  diese  Zahl  durch  Gewohnheit  festgesetzt  hatte,  ver- 
bunden mit  den  XII  Rathen,  die  Grundlage  und  der  An- 
fang des  spätem  Grossen  Rathes,  welcher  fortwährend 
die  Zweihundert  hiess,  obwohl  Rath  und  Burger  immer 
aus  212  Mitgliedern  bestanden. 

§.  11.    Gerichtsverfassung  der  Stadt. 
A.    Der  Vogt  und  Rath. 

Die  gaugräfliche  Gerichtsbarkeit  war  auf  den  Reichs- 
vogt  übergegangen.  Doch  ist  dieselbe  zur  Zeit  des  Rich- 
tebriefes bereits  sehr  geschmälert,  theils  durch  die  ausge- 
dehntere Immunität  der  Aebtissinn,  theils  und  vornehmlich 
durch  die  Usurpation  des  Rathes. 

Das  Blutgericht,  welches  nur  von  dem  Reichsvogte 
gehegt  werden  konnte,  wurde  nach  alter  Sitte  noch  auf 
dem  Lindenhofe  im  Freien  gehalten.  Wir  haben  noch  ein 
unter  dem  Vorsitze  des  Reichsvogtes,  der  von  des  Kaisers 
Gewalt  zu  Gerichte  sass ,  ausgefälltes  Todesurtheil  vom  Jahr 
1376.  Vor  dem  Vogte  Johann  Oelazapf  erschien  der  Bür- 
germeister Rüdgcr  Mancss  als  Kläger  sammt  seinem  Für- 
sprechen und  klagte  auf  Niclaus  von  Tann,  Schickli  genannt, 
mehrere  todeswürdige  Vergelin ,  die  indess  nicht  näher  be- 
zeichnet werden,  „so  dass  er  besser  und  weger  tod  wäre 
als  lebend."  Der  Beklagte  berieth  sich  sodann  mit  seinem 
Fürsprechen ,  gestand  die  Vergehen  ein ,  und  auf  die  Frage 
des  Vogtes  wurde  von  ehrbaren  Leuten  zu  Recht  gefun- 
den, dass  Schickli  des  Todes  schuldig  und  zur  Enthauptung 
zu  verurtheilen  sei.  Unter  den  als  Urtheiler  erwähnten  ehr- 
baren Leuten  finden  wir  mehrere  damalige  Räthe  und  Zunft- 
meister, jedoch  urtheilte  nicht  gerade  der  Rath.  Als  Ur- 
theiler wurden  zehn  Männer  mit  Namen  genannt  und  dane- 
ben beigefügt :  und  andre  ehrbare  Leute  viel;  so  dass  man 


Hl)  MS.  65.  S.  25.  ♦ 
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deutlich  sieht,  das  Gericht  war  nach  alter  Weise  kein  ab- 
geschlossenes, sondern  ein  wahres  Volksgericht ll2). 

Indessen  war  schon  damals  das  Blutgericht  des  Vogtes 
nicht  viel  mehr  als  eine  Form,  deren  man  bedurfte,  um 
die  Todesstrafe  zu  rechtfertigen.  Die  ganze  Untersuchung 
nämlich  ging  von  dem  Rathc  selber  aus,  wie  eine  Menge 
in  den  Rath-  und  Riclitbüchern  aufgezeichnete  Beispiele  be- 
weisen. Und  erst,  wenn  der  Rath  sicher  war,  dass  in  Folge 
seiner  Nachforschungen  und  aufgenommenen  Verhöre  der 
Beweis  des  Verbrechens  gesichert  sei,  brachte  er  die  Sache 
an  das  Gericht  des  Reichs vogts  tI3). 

Die  ganze  übrige  Strafgerichtsbarkeit  dagegen  scheint 
der  Rath  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  völlig  an  sich 
gerissen  zu  haben.    Das  erste  Buch  des  Richtebriefes  .»von 
manslaht  (Todschlag)  vnd  von  freveli"  handelt  von  den  mei- 
sten damals  bekannten  Verbrechen  und  setzt  die  Strafen  fest, 
auf  welche  der  Rath  erkennt  und  für  deren  Vollzug  er  sorgt. 
Und  selbst ,  wenn  ein  Verbrechen  in  dem  Richtebriefe  nicht 
vorgesehn  ist,  der  Nutzen  und  die  Ehre  der  Stadt  aber  seine 
Bestrafung  fordert,  kann  es  der  Rath  beim  Eide  bestrafen. 
Richte brief  II.  16.    Swas  vnzuht  vnd  ubels  in  der  Stat 
geschiht,  des  man  an  dem  ricktbrieue  noch  an  disem  buoche 
niene  vindet  vnd  doch  buo/.wirdig  ist,  vnd  swas  si  kunnen 
erdenchen  bi  ir  eide,  das  sich  ze  guotem  gerichte  vnd  der 
Stat  ze  nutze  vnd  ze  eren  vnd  ze  guote  geziehe,  vnd  der 
Slat  guotsi,  das  sol  an  des  Rates  eide  stan  vnd  ir  beschei- 
deuheit,  wie  si  das  gefiirdern  vnd  gebesseren. 
Wie  weit  die  Uebergriffe  des  Rathcs  in  dieser  Hinsicht 
reichen,  zeigen  besonders  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
strafung des  Mordes  deutlich.  Mord  wurde  damals  wie  über- 
haupt die  meisten  schweren  Verbrechen  nach  gemeinem  Rechte 
unzweifelhaft  mit  dem  Tode  bestraft tu).    Es  hätte  mithin 
hier  der  Vogt  Gelegenheit  erhalten,  das  Blutgericht  zu  hal- 
ten.   Nun  ist  aber  auch  dieses  Verbrechen  in  dem  Richtc- 


112)  Absch.  in  d.  Corp.  Diplom.  Nor.  des  Staatsarchiv*  VII.  S.  587. 

113)  Vgl.  auch  Donandt  Geschichte  des  Bremer  Stadlrechts,  f.  S.  182  ff. 

114)  Sachsenspiegel  II.  13.    Schwabtnip.  149. 
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briefe  mit  einer  Strafe  bedroht,  auf  welche  der  Rath  er- 
kennt. 

Richtebrief  I.  1.    Ob  ein  Burger  den  andern  bur- 
ger, der  in  disem  gerihte  wonhaft  ist,  mordet. 

Swa  ein  burger  den  anderen  burger,  der  in  disein  ge- 
rihte wonhaft  ald  gesessen  ist,  vnd  in  des  riches  vnd  des 
gerichtes  vride  Dienlichem  wissende  ist  gewesen,   slat  ze 
tode  an  dien  trüwen ,  daz  sol  im  gan  an  alles  sin  guot, 
das  er  usse  vnd  inne  hat,  vnd  sol  in  die  stat  nic- 
in er  komeit115).    kamt  er  dar  über  in  die  stat,  daz  sol 
der  Rat  mit  allen  burgern  werren  vf  ir  eit. 
Die  Strafe  ist  somit  nicht  der  Tod,  worauf  der  Rath 
ohne  den  Vogt  gar  nicht  erkennen  könnte,  sondern  Ver- 
weisung und  Confiscation.    Dafür  kann  der  Rath  sorgen, 
und  so  erlässt  er  denn  seine  Strafandrohungen  gleich  als  ob 
es  keinen  Reichsvogt  gäbe  ,  oder  vielmehr  recht  absichtlich 
so ,    dass  der  Verbrecher  diesem   nicht  überliefert  wird. 
Rechtlich  hätte  der  Rath  den  Vogt  gewiss  nicht  hindern 
können,  den  Mörder  zu  ergreifen  und  über  ihn  das  Blut- 
gericht  zu  verhängen.    Aber  er  will  doch  seinerseits  nicht 
dazu  verhelfen,  und  scheint  es  gerne  zu  sehen,  wenn  der 
Verbrecher  entfliehen   kann.     Diese  freilieh  nirgends  ge- 
rade ausgesprochenen  Tendenzen  des  Rathes  werden  noch 
klarer  aus  dem  Gegensätze,  wo  der  Verbrecher  kein  Bur- 
ger sondern  ein  Landmann  ist. 

Es  rindet  sich  nämlich  in  dem  Richtebrief  ein  etwas 
spaterer  Zusatz,  der  indessen  jedenfalls  noch  in  das  vier- 
zehnte Jahrhundert,  und  vermuthlich  in  die  erste  Hälfte 
desselben  gehört,  eingeschaltet,  folgenden  Inhalts116): 

„Wir  der  Bürgermeister,  die  Rät  vnd  burger  gemein- 
lich der  Stat  Zürich  haben  euenUIich  gesetzet:  als  wir 


115)  Filr  blossen  Tod  schlag  ist  die  Stnfe  geringer  ,  nämlich  10  Mark 
Silbers  und  Niederreissung  des  besten,  dem  Todschläger  zugehörigen  Hauses. 
Richlebrief  I.  4. 

116)  In  dem  alten  Richtebrief  selber  I.  14.  heisst  die  Stelle  kürzer 
so:  ,,I»L  aber  daz  der  lautmaii  einen  burger  ze  (»He  s'al,  so  gil  er  zvven/ig 
inarcli.  Wirt  er  geuangen ,  so  sol  man  in  entwürfen  für  den  vogt  ald  swer 
an  dez  stat  sittet  vnd  sol  man  ab  ime  rihten  nah  urteilde." 
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von  Römischen  keysern  vnd  küngen  gefryet  vnd  begnadet 
syen,  wo  dehein  laut  man  in  vnser  Stat  kunt  vnd  ein  an- 
dern lantman  ein  Burger  ald  der  in  der  Slat  wonhaft  ist 
angriffet  mit  Höffen  mit  slahen  mit  wunden  mit  Manslecht 
ald  mit  andern  Sachen ,  daz  der  dar  vmh  sol  liden  all  die 
buoss  die  an  dem  hrief  ald  vf  vnsren  buochen  gesetzet  oder 
geschriben  sint.  Ist  aber  daz  der  lantman  einen  burger 
ald  einen  andren  lantman  ald  der  in  der  Stat  wonet ,  ze 
tod  slat,  so  git  er  XX  March  ze  buosse;  wirt  er 
aber  vff  der  getatt  oder  darnach  in  vnser  Stat  gefan- 
gen: so  sol  man  inn  ant würfen  für  den  vogt, 
ald  wer  an  des  vogtes  stat  sitzet,  vnd  sol  man  ab  im 
richten  Bar  gegen  Bar  nach  vrteil.  Wer  aber  zuo 
den  ziten  ,  daz  man  ab  sölichen  lantlüten  ,  ald  von  d  e- 
heinelü  andern  schedlichen  Man,  der  den  tod 
verschuldet  hett,  Richten  sölt,  enkein  Vogt:  ald  daz 
ein  vögt  ald  der  Sin  stat  haltet,  nicht  in  der  stat  wer, 
oder  da*  si  den  Räten  gerichtes  nicht  helfen  woltent,  so 
mugent  der  Burgermeister  vnd  die  Rätt  Zü- 
rich ab  allen  lüten,  die  den  Üb  verschuldent 
Richten  nach  Recht  ™). 

Der  Rath  straft  zwar  auch  den  Land  mann,  der  den 
Tod  verschuldet)  am  Vermögen,  Uberliefert  ihn  aber  doch 
dem  Vogte  für  das  Blutgericht,  wenn  er  seiner  habhaft 
wird.  Das  Wurde  oben  mit  Bezug  auf  die  Burger  recht 
absichtlich  verschwiegen  u8). 

Diese  ganze  ausgedehnte  Strafrechtspflege  des  Rathes 
halten  wir  somit  für  eine  angemasste.  Allein  mit  der  Zeit 
konnte  sie  sich  dennoch  ganz  festsetzen  und  rechtlich  wer- 
den. Die  Erscheinung  ist  indessen  doch  nicht  sehr  auf- 
fallend. Der  Rath  hatte  ein  entschiedenes  Interesse  an  der 
Aufrechthaltung  der  innern  Ordnung  der  Stadt  und  konnte 
somit  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  Straflosigkeit  der 
Verbrecher  nicht  dulden,  und  sein  eigenes  Einschreiten 
rechtfertigen« 

117)  Man  vergleiche  den  Schlua*  mit  dem  Privilegium  Hauer  Adolfs  von 
1293.    Oben  $.  5.  Anm.  47. 

118)  Vgl.  damit  die  Erzählung  bei  Hirtel  Züricher  Jahrbücher.  Zürich 
U14>    I.  5.  121. 
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Die  Mittel ,  welcher  er  sich  bediente ,  waren  wieder 
klug  gewählt.  Zu  den  Todes  -  und  Leibesstrafen ,  deren 
Anwendung  sich  inzwischen  ausserordentlich  vermehrt  hatte, 
war  er  nach  den  allgemein  anerkannten  Rechtsgrundsätzen 
nicht  befugt.  Dagegen  konnte  ihn  nicht  leicht  Jemand 
hindern,  Geldbussen  einzutreiben,  das  Haus  des  Verbre- 
chers in  der  Stadt  niederzureissen ,  ihn  aus  der  Stadt  zu 
verbannen.  Und  so  drohte  er  denn  auch  nur  diese  Strafen 
an.  Selbst  die  Freiheitsstrafe  kommt  in  der  Regel  nicht 
vor,  und  wo  von  dem  Gefängniss  die  Rede  ist,  erscheint 
dasselbe  nur  als  Schuldgefängniss ,  das  dann  freilich  auch 
für  die  Verbrecher  angewendet  wird,  welche  die  Busse 
nicht  zahlen  können  ,l9). 

119)  Alter  Zusatz  zum  ersten  Buch  des  Kichtebri  ef  s :  Wenn  ein 
Verwiesener  sich  in  der  SUdt  betreten  lässt,  ,,vnd  ist  der  geuangene  dann« 
schuldig  z«  buoze  X  mark  alt  drobe :  So  sint  die  rete  bi  dein  eide  ge- 
bunden iu  ze  behalten»  in  wtllenbere  ein  gantz  iar  an  alle  tegedinch , 
•  z  si  danue  so  rerre  ob  er  bürgen  Trab  sin  buoze  g  e  b  e."  Für 
geringere  Busie  bleibt  er  kürzere  Zeit  gefangen.  Nur  eiumal  finde  ich  in 
einem  Anhang  zum  ersten  Buche  de«  Richtebriefs  einer  Leibesstrafe  erwähnt. 
Wenn  nämlieh  einem  vom  Rathe  Frieden  geboten  wurde,  und  er  bricht  ihn 
dennoch,  indem  er  den  Gegner  Verwundet,  und  kann  nunmehr  die  Busse  nicht 
bezahlen,  ,,dem  sol  man  die  hant  abe  slahen.  entwichet  er,  so  sol  er  iemer 
von,  der  stat  sin,  kuint  er  dar  Uber  iendert  in  der  stat  gerichte  ,  wirt  er  be- 
griffen, so  sol  man  im  abir  die  hant  abe  slaben ,  ob  er  der  buosse  nit  ge- 
richten  mag."  Aber  auch  da  ist  die  Leibesstrafe  nur  eventuel  angedroht.  Im 
Jahr  1335  MS.  65.  S.  18  a.  wird  dagegen  einer  Weibsperson  Blendung  an- 
gedroht, wenn  sie  sich  wieder  betreten  lasse  innerhalb  10  Meilen  Ton  der 
Stadt.  Und  in  einem  Ratbsschlusse  Ton  1317  heisst  es:  „Man  schribet  allen 
Relen  vinb  hoger  ofener,  swa  der  begriffen  wirt,  daz  man  im  die  zvngen  ti 
dem  hals«  snide ,  vud  die  stat  eweklich  verbiete."  MS.  65.  S.  3.  a.  Einer 
merkwürdigen  städtischen  Strafform  gedenkt  Tschudi  Chronik  I.  S.  185, 
nämlirh  der  sogenannten  Schnelle  „Dieselb  Schnelle  was  ein  Korb,  der 
stund  hoch  embor  und  was  ein  unsubre  wüste  Wasser  -  Pfützen  darunder ,  in 
selben  Korb  satzt  man  die  LUt  so  etwas  verschuld  haltend  vnd  gab  man 
Inen  darinn  weder  Essen  noch  Trinken ,  vnd  wann  Er  vs  dem  Korb  wolt , 
musst  Er  in  die  wüst  Pfützen  fallen  vnd  sich  verwüsten  zu  einem  Zeichen , 
dass  er  mit  Beschiss  vmbgangen.  Nun  was  allweg  ein  gross  Volk,  so  zu- 
laget  vnd  dess  Schimpfs  lachet."  Die  Anwendung  dieser  Strafe  auf  einen 
Bäcker  Wackerbold,  welcher  unwahrhafte  Brode  gebacken,  im  Jahr  1280, 
halte  für  die  Sladt  sehr  unglückliche  Folgen ;  indem  Wackerbold  aus  Rache 
eine  grosse  Feuersbrunst  erregte ,  durch  welche  ein  bedeutender  Theil  der 
Stadt  eingeäschert  wurde.    Man  höre  darüber  Tschudi:   „Er  schnell  zum 
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So  erkläre  ich  die  Milde  der  Strafbestimmungen  im 
Richtebrief,  die  keineswegs  als  blosser  Ausfluss  der  Hu- 
manität des  Rathes  anzusehen  ist  t2°).  Daneben  muss  man 
sich  zwar  immer  noch  die  rechtliche  Möglichkeit  denken, 
dass  der  Reichsvogt,  unbekümmert  um  diese  Bestimmungen, 
sein  Blutgericht  gehegt  habe.  Allein  faktisch  geschah  das 
doch  wohl  wenigstens  in  spaterer  Zeit  selten  oder  nie  mehr. 

Denn  am  Ende  war  doch  alle  wahre  Macht  in  dem 
Rathc,  und  der  Reichsvogt,  der  schon  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert gewöhnlich  ein  blosser  Bürger  der  Stadt  war , 
vermochte  thcils  an  sich  nicht  viel,  theils  wird  er  nicht 
gewagt  haben,  wahrend  der  zwei  Jahre  seines  Amtes  sich 
mit  dem  Rathc  zu  verfeinden.  Zudem  wTarcn  seine  Ur- 
theiler  regelmassig  wieder  Bürger  der  Stadt  Zürich  und 
wirkliche  oder  gewesene  Rathe ,  und  wie  konnte  er  das 
Urthcil  exequiren,  wenn  der  Rath  ihm  entgegenstand  t21)? 

Damit  indess  es  desto  minder  einem  einfalle,  gegen  diese 
Rechtspflege  des  Rathes  Einwendungen  zu  erheben ,  wurde 
verordnet : 

Richte!)  rief  III.  31.  „Das  nie  man  schaffen  noch 
werben  sol  daz  i  cm  an  vmb  dchein  buoze  bitte. 

Bete  ouch  dehein  pfaffe,  ritter  aide  burger  ein  künig 
ald  ein  hünigin  ,  ein  Bischof  ald  i  ein  an  andrer,  swie 

si  geheissen  sin  der  sol  gehen  zwo  march  ze  buoze, 

der  pfaffe  sinem  Gothusc  vnd  dem  Spital  vnd  in  die  sile, 
vnd  der  burger  der  Stat." 

Aus  demselben  Grunde,  um  sieb  ihre  eigene  Gerichts- 
barkeit im  weitesten  Sinne  nicht  bloss  zu  erhalten,  son- 
dern vor  jeder  Einwirkung  anderweitiger  Reichsgerichte  zu 

Slatt-Tbor  hinus  darr««:  do  begegnet  Im  uff  dem  Ziiricbberg  ein  Frow ,  die 
sprach  zu  Im:  Warumb  fluchst  du  und  siehst,  dass  es  so  Übel  in  der  Statt 
gat?  da  aulwurtet  Ii*  der  Büsswieht :  Sag  denen  von  Zürich,  ich  Wnckerbolt 
babs  geton ;  dann  als  ich  us  dem  Korb  ins  Kai  gefalleu  sige ,  bab  ich  mich 
wider  müssen  waschen  und  diss  Für  gemacht  mich  ze  troebnen,  und  ob  si 
schon  jetzt  weinend,  so  gedtnekeut  daran,  dass  si  domalen  all  miner  ge- 
lachet." 

1-0)  Ebenso  waren  auch  in  Ulm  Geld,  und  Verbannungssh-aCen  die  regel- 
mässigen.   Jäger'*  I  lm  S.  120.  121 
121)  Vgl.  Richtebrief  III.  17. 
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verwahren ,  suchte  auch  die  Stadt  von  den  Königen  solche 
Privilegien  nach,  und  erhielt  dieselben  wie  andere  Reichs- 
städte 122). 

Was  der  Vogt  von  der  alten  Civilgerichtsharkeit 
erhalten  habe,  ist  nicht  recht  klar.  Jedenfalls  scheint  diese 
nicht  weniger  als  die  Strafrechtspflege  durch  den  Rath  und 
den  Schultheissen  bedeutend  geschmälert  und  verkümmert 
worden  zu  sein.  Streitigkeiten  über  achtes  Eigenthum  ge- 
hörten ursprünglich  vor  sein  Forum.  In  späterer  Zeit  aber 
mochte  man  sich  in  solchen  Dingen  an  den  Rath  wenden, 
oder  noch  eher  an  den  Schultheissen ,  nachdem  überhaupt 
in  Folge  der  städtischen  Verfassung  und  der  Entwicklung 
der  bürgerlichen  Freiheit  die  Unterscheidungen  zwischen 
freiem  Eigenthum  und  abgeleitetem  Eigenthum  sich  ver- 
loren hatten,  zumal,  bei  öfterer  INichtbcsetzung  der  Vogt- 
stelle oder  Abwesenheit  des  eigentlichen  Vogtes  das  Schult- 
heissengericht  eine  geeignete  Stelle  schien,  jene  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen. 

Jedoch  wird  auch  für  Civilsachcn  zuweilen  der  Vogt 
noch  erwähnt,  so 

Richtebrief  III.  17.    Swcr  vmb  gell  dem  gerichte 

vherhörig  wirt  vor  dem  schultheissen  ald  vor  dem  vogte, 

also  das  si  vf  ir  eit  neincnt ,  das  si  das  niht  gcrichten  uiü- 

gen,  die  svn  es  danne  dem  Rate  künden; 
aber  in  einem  Zusammenhange,  woraus  sich  zeigt,  wie 
sehr  der  Vogt  der  Beihülfe  des  Rathcs  bedurfte,  um  sich 
Gehorsam  zu  verschaffen ,  und  mit  Bezug  auf  Geldsachen , 
nicht  auf  Eigen.    Ebenso  in  folgender  Stelle: 

Rathserkenntniss  s.  d.     Man  schrihet  allen  Reten : 

swas  von  dem  vogte  an  den  Rat  kumet,  in  zc  gewin- 

122)  Privilegium  Kaiser  Rudolfs  v.  J.  1273  im  Corp.  Dipl.  N.  VII. 
1175.  ,, Volenlcs  dilectos  einet  nostroa  Thuricenaea  et  omne»  alias  civi- 
tatet  nobia  et  imperio  attinenlca  hac  gratia  praerogatira  gaudere ,  ut  nullit* 
«•xlra  hujusmodi  civitales  super  quacunq»ie  causa  in  judicium  evocelur,  sed  si 
quis  contra  cives  dictoruni  locorum  aliquid  habuerit  actionis ,  corant  judice 
civitatis  actione  proposita  reeipiat  quod  est  justuin ;  singulis  ac  universi* 
nostris  ojjiciulibua ,  judieibu*  et  ßdelibua  dam«  s  praesentibu*  in  mandatis , 
ne  ronlra  praesentis  nostri  decreti  tenorein  cires  praedirtos  extra  suam  cin- 
tatem  super  quacunque  causa  audeant  evoeare,"  Seither  oft  bestätigt  und  später 
noch  sehr  erweitert,  wie  wir  im  dritten  Buche  sehen  wtrden. 
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nene,  es  si  vmbe  zinse,  vmb  löne,  alder  gesten,  das 
ouch  das  des  Rates  Knecht,  dem  das  danue  einpfolhen  wirt, 
in  gewinnen  sol  bi  der  tag  zit  vnd  inornendes  bi  fünf  Schil- 
lingen vntz  an  den  dritten  tag,  vnd  von  dannenhin  tage- 
lich  bi  einem  pfvnde  vntz  an  den  fünften  tag  u.  s.  f.  t23). 
Solchen  Dingen  hat  daher  der  Vogt  selber  schwerlich 
mehr  oft  vorgesessen  ,  sondern  sich  eher  durch  einen  Ver- 
weser vertreten  lassen ,  wesshalb  denn  dieser  in  dem  Rich- 
tebrief auch  mehrmals  erwähnt  wird124). 

Ebenso  beziehe  ich  die  folgende  Stelle  auf  diese  Ci- 
vilgerichtsbarkeit. 

Richtebrief  I.  38.  Nieinan  der  burger  ald  der  lant- 
liite  sol  vor  vogte  ald  vor  dem  schultheissen  vor  gerihte 
dem  andern  ze  reht  stan,  wan  in  dem  Rihthuse  an  der 
Brügge,  es  en  si  danne  daz  man  grosse  witi  darzuo 
bedurfi  ane  vart2S). 

Der  grössern  Weite  bedurfte  man  vorzüglich  beim  Blutge- 
richte, welches  daher  immer  noch  im  Freien  gehalten  wurde. 

Darf  man  vielleicht  annehmen,  die  civilrechtlichc  Com- 
petenz  des  Vogtes  und  des  Schultheissengerichtes  sei  dem 
Gegenstande  nach  so  ziemlich  dieselbe  gewesen,  habe  sich 
aber  nach  den  Personen  unterschieden,  in  der  Meinung, 
dass  die  Burger  vor  dem  Schultheissen,  die  Landleute  vor 
dem  Vogte  belangt  wurden? 

Die  Civilgerichtsbarkeit  des  Rath  es  scheint  sich  wie- 
der an  seine  polizeilichen  Befugnisse  angeschlossen  zu  haben. 
Wie  er  die  Vergehen,  welche  die  öffentliche  Ordnung  stör- 
ten ,  büsste ,  so  sorgte  er  auch  für  die  Execution  in  Schuld- 
sachen, richtete  über  die  Verhaltnisse  der  Giselschaft  und 
urtheilte  über  Baustreitigkeiten ,26).  Für  Beitreibung  der 
Schulden  setzte  der  Rath  besondere  Eingewinner  nieder ,27). 

123}  MS.  65.  S.  28.  a. 

124)  Richtebrief  I.   14.  (oben  Anm.  116)  III.  5. 

125)  Die  Worte  an  der  brugge  sind  naehber  wieder  durchgestrichen  wor- 
,len.  üeber  den  Ort  vgl.  Vögelin  A.  Z.  Anm.  27  und  233.  Indessen 
ist  es  ein  Versehen,  wenn  Vögel  in  meint,  die  obige  Stelle  des  Richte» 
kn-iefs  sei  auf  die  Sitzungen  des  Rathes  zu  beziehen. 

126)  MS.  138.  a.  S.  49a. 

127)  Erkenntnij»  v,  1324.   MS.  65.  S.  8.  a.     ,, Das  ein  iglich  Rat 
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Daneben  wurden  auch  gewisse  Rechtsgeschäfte,  welche 
der  Bestätigung  bedurften,  namentlich  Gemächde  und  Leib- 
gedinge, vor  Rath  gebracht  und  dessen  Einwilligung  nach- 
gesucht t28). 

f.  12.    B.  Der  Schultheiss. 

Das  Amt  des  Schultheissen  steht  jedenfalls  in  Ver- 
bindung mit  dem  Amte  des  vormaligen  Gentgrafen,  sowie 
auch  alte  alamannische  Glossare  den  Ausdruck  centenarius 
durch  Schultheiss  verdeutschen 129). 

Der  Schultheiss  ist  daher  nicht  als  blosser  Unterrichter 
oder  Verweser  des  Vogtes  zu  betrachten,  sondern  viel- 
mehr ein  ständiger  Richter  mit  eigener  Amtssphäre.  Das 
schliesst  denn  freilich  nicht  aus,  dass  nicht  in  manchen 
Städten  der  Schultheiss  eine  doppelte  Stellung  gehabt  habe, 
einmal  als  eigentlicher  Schultheiss  und  iiberdem  als  Unter- 
vogt. Aber  eben  so  gut  konnte  diese  Verbindung  zweier 
Amtssphähren  mangeln ,  und  die  ursprüngliche  und  wesent- 
liche Stellung  des  Schultheissen  ist  jedenfalls  nicht  in  der 
blossen  Stellvertretung  des  Vogtes  zu  suchen  13°), 

In  Zürich  wird  der  Schultheiss  ausdrücklich  von  dem 
Stellvertreter  des  Vogtes  unterschieden  und  während  dieser 
nicht  im  Rathe  sitzen  durfte,  hinderte  niemand  jenen  zum 
Rathe  zu  gehen  Wl). 


—  taglich  klag  sol  börren  —  vinb  frefin  vnd  vmb  Giselschaft  vnd  von  ge« 
richte  tiberhöri."  Richtsbrief  III.  17.  28.  Diplom,  der  Propstei 
Bl.  101.  b.  t.  J.  1314.  Rathserkenntni  s  s  t.  1332.  MS.  65.  S.  13.  b. 
y.  1341  S.  19.  b.  t.  1344  S.  18.  a. 

128)  Zusätze  zun  IV.  Bache  des  Richtebriefs. 

129)  t.  Arz  Geschichte  tob  St.  Gallen  I.  S.  44.  Ueber  das  dentsche 
Wort,  alt  hochdeutsch  sculd  beizo ,  herzuleiten  von  sculd  (Schuld)  und  heissen 
(exaetor)  nicht  von  senilen  vgl.  J.  Grimm  D.  R.  A.  $.  755. 

130)  In  Wintert  hur  ist  der  Schultheiss  zugleich  Stellvertreter  des  Lan- 
desherrn.  Freiheitsbrief  v.  1297.  $.  2-  Vgl.  Freiheitsbrief  von  Burgdorf 
von  1316  bei  Waltfaer  a.  a.  O.  S.  LXVIII.  unten  und  Jäger's  Ulm  S.  104. 

131)  Richtebrief  I.  14.  III.  5.  Oben  §.  8.  Anm.  93.  Die  Dar. 
Stellung  Vögelins  A.  Z.  S.  147  ist  daher  zn  berichtigen.  Als  Stellver- 
treter des  Schultheissen  wird  ein  U  n  t  e  r  s  c  b  u  1 1  b  e  i  ss  erwähnt.  Raths. 
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Als  die  Aebtissinn  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die 
Stadt  erwarb,  so  erhielt  sie  auch  das  Recht  den  Schult- 
heissen  zu  ernennen,  ein  Recht,  welches  ihr  von  Seite  des 
Rathes  in  der  That  niemals  verkümmert  worden  zu  sein 
scheint ,32). 

Der  Einfluss  des  Rathes  auf  das  Schultheissengericht 
war  aber  schon  frühe  sehr  gross.  Die  Urtheiler  in  diesem 
Gerichte  waren,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  doch  vor- 
zugsweise Mitglieder  des  Rathes.  Die  Execution  war  ohne 
die  Mitwirkung  des  Rathes  unmöglich  und  auch  die  Sta- 
tuten, welche  Räthc  und  Burger  erliessen,  mussten  un- 
zweifelhaft von  dem  Gerichte  berücksichtigt  werden.  Zu 
Anfang  der  folgenden  Periode  sehen  wir  den  Rath  sogar 
eine  direkte  Aufsicht  über  die  Verhandlungen  des  Schult- 
heissengerichts  ausüben.  Das  Alles  musste  die  Vorstellung 
ausbilden,  dass  der  Rath  über  diesem  Gerichte  stehe,  ge- 
wissermassen.als  zweite  Instanz,  eine  Ansicht,  die  in  der 
dritten  Periode  ganz  ausgebildet  hervortritt. 

AVie  indessen  auf  der  einen  Seite  das  Gericht  des  Schult- 
heissen  immer  mehr  dein  Rathe  untergeordnet  wurde,  so 
finden  wir  auf  der  andern  Seite  die  Competcnz  jenes 
Gerichtes  sich  ausdehnen  über  den  ursprünglichen  Ge- 
schaftskreis  des  Ceutgrafen.  Dieser  durfte  über  alle  Dinge 
sprechen,  ausgenommen  über  Leben,  Freiheit  und  Eigen- 
thum l33).  Dieselbe  Competenz  wird  in  dem  alten  Strass- 
burger  Stadtrechtc  dem  Schulthcissen  zugeschrieben,  indem 
sich  dasselbe  positiv  dahin  ausdrückt,  er  solle  richten  über 
Diebstahl,  Frevel  und  Geldschuld  l3*).  Vergleichen  wir  da- 

erkenntniss  v.  1332  MS.  65.  S.  13.  b.  v.  134S  S.  16.  a.  Auch  in  Ulm 
kommt  neben  dem  Schultheissen  ein  Untcrvogt  vor.  Jäger'»  Ulm  S.  10". 
In  Frankfurt  ein  Unterschultheiss.     Ficbard  n.  a.  O.    S.  65. 

132)  Ich  schliefe  das  daraus,  dass  die  Aebtissinn  noch  im  sechszehnten 
Jahrhuudcrt,  unmittelbar  vor  dem  gänzlichen  Untergan.ee  der  Abtei,  den 
Schultheisseil  wählte.  Für  die  altere  Zeit  sind  die  Belege  selten.  Doch  zeigt 
sich  aus  mehreren  Urkunden  deutlich,  dass  der  Schultheisss  ein  Ministeriale 
der  Aehtissinu  war.  Neugart  No.  909.  v.  J.  1221.  F  r  a  u  m  ü  u  s  l  e  r  a  in  t 
II.  376.  439  und  443. 

133)  Oben  Buch  I.  $.  9.  kam.  60. 

134)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  221. 
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mit  die  Andeutungen  Uber  die  Competenz  des  Züricher 
Schultheissen ,  so  scheinen  die  Streitigkeiten  Uber  Geld- 
schuld auch  den  Hauptgegenstand  seiner  richterlichen 
Thätigkeit  ausgemacht  zu  haben  l35).  Ebenso  mochte  der 
Schultheiss  über  Klagen  wegen  (minder  bedeutenden)  Dieb- 
stahls, oder  über  geringe  Frevel  richten.  Denn  zu  dieser 
Annahme  passt  es  trefflich .  dass  der  Richtebrief,  wo  er 
von  den  Verbrechen  spricht,  welche  der  Rath  bestrafe, 
des  Diebstahls  nicht  gedenkt. 

Aber  darauf  beschränkte  sich  die  Gerichtsbarkeit  des 
Schultheissen  wenigstens  später  nicht  mehr.  Darin  freilich 
sehe  ich  keine  Ausdehnung  der  ursprünglichen  Competenz, 
wenn  vor  dem  Schultheissengerichte  für  Frauen  oder  Kinder 
ein  Vogt  nachgesucht  wird,  der  sie  bei  gewissen  Rechts- 
geschäften oder  bei  Processen  vertrete;  denn  das  mochte 
auch  dein  ursprünglichen  Centgrafen  zugestanden  haben. 
Wohl  aber  wurden  nun  auch  Streitigkeiten  Uber  Eigen  und 
Erbe  vor  das  Schultheissengericht  gezogen.  Und  das  ist 
allerdings  neu. 

Darauf  scheint  mir  der  allgemeine  Ausdruck  III.  20  des 
Richtebriefes  hinzuweisen:  „Swer  heinlich  vfdes  andern 
guot  klagt,  der  sol  es  offenen  vor  dem  schultheis- 
sen, vnd  dien  bürgeren  inrvnt  aht  tagen." 

Und  noch  bestimmter  beweist  dafür  eine  auch  in  anderer 
Beziehung  merkwürdige  Urkunde  vom  Jahr  1314  über  den 
Verkauf  von  achtem  Eigen,  die  vor  dem  Schultheissen  ge- 
fertigt wurde. 

Allen  die  disen  hrief  sehent  —  —  küud  ich  her  Ruod. 
von  Lunkoft  Ritter  Schultheisse  Zürich,  das  für  mich 
kamen,  da  ich  Zürich  ofi'enlich  ze  Gerichte  sas ,  Johan 
Schafli  burger  Zürich  vnd  Johans  vnd  verena  sinü  kint, 
vnd  baten  mit  fürsprechen  zervarne  an  offener  vrteilde, 
ob  sü  ir  eigen  guot  vnd  ir  vaters  Johan  Schaflins  recht 
libdinge,  das  gelegen  ist  ze  winingen  —  —  verkofen  wol- 
tin  mit  ir  vaters  des  vorgenant  vnd  ander  ir  fründen  gunst 


135)  Richtebrief  III.  17  ff.  45  ff.,  wo  fortwährend  davon  die  Rede 
ist,  dass  man  vor  dem  Schultheissen  um  Geld  klage. 
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vnd  gaotem  willen ,  durch  das  der  Kind  eins  damit  beraten 
wurde ,  wie  si  das  möchten  getuon ,  das  es  kraft  Lette.  Dar 
vmbe  fragte  ich  erbere  Lüte  uf  den  eit ;  die  erteilten 
gemeinlich  ,  swa  sich  Johans  Schafli  des  libdinges  —  willc- 
klich  und  frilich  entzige  an  mine  hant  vnd  an  der  Kin- 
de n  vogtes  hant  zir  wegen,  vnd  sich  ouch  danne  dii 
kint  mit  ir  vogtes  hant  willeklich  des  guotes  entzigin  — 
an  des  hant,  der  es  gekouft  hette,  das  das  wol  kraft 
haben  moehte. 

Johann  Schafli  verzichtet  sodann  auf  das  Leibding,  die 
Kinder  „mit  ir  rechtes  vogtes  hant  Niclaus  Chuogates, 
der  dien  zwein  kinden  ouch  vor  mir  mit  rehter 
vrteilde  vnd  mit  Johans  Scharling  willen  ze 
vogte  geben  wart"  zu  Gunsten  des  Käufers,  der  Prop- 
stei  Zürich,  auf  ihr  Eigenthum  für  den  Kaufpreis  von  49 
Mark  Silbers.  Das  Gut  wird  in  der  Urkunde  nochmals 
als  der  „vorgenant  kinden  recht  eigen  vnd  ir  muoter  seligen 
fron  Elsebethcn  rcht  Morgengabe"  bezeichnet  und  von  dem 
Schultheissen  gesiegelt 136). 

Man  darf  sich  auch  Uber  eine  solche  Ausdehnung  um 
so  weniger  verwundern,  als  die  Geldgeschäfte  in  dem  städ- 
tischen Verkehr  eine  ganz  andere  und  viel  höhere  Bedeu- 
tung erhielten,  als  vormals,  mithin  der  Unterschied  zwischen 
Streitigkeiten  um  Eigen  und  solchen  um  Geld  sich  nicht 
mehr  wie  früher  als  ein  Unterschied  zwischen  wichtigen 
und  unwichtigen  Sachen  darstellte. 

$.  13.    C.  Uebrige  Gerichte. 

1)  Von  dem  Lehen-  und  Hofgerichte  der  Acb- 
tissinn  war  oben  schon  ausführlich  die  Rede.  Dahin  ge- 
hörten die  Streitigkeiten  über  das  von  der  Abtei  hergelei- 
tete Lehen-,  Zins-  oder  Erbgut.  Die  Schuldstreite  der 
Angehörigen  der  Abtei  kamen  daher  vermuthlich  an  das 
Schulthcissengericht,  zumal  ja  der  Schultheiss  ein  Beamteter 
der  Aebtissinn  war. 


136)  Diplom,  der  Propsi.i  S,  145.  b. 
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2)  Die  Pfaffenrichter. 

Den  Rittern  und  Burgern  gegenüber  steht  die  stadtische 
Pfaffheit.  Au  ihrer  Spitze  finden  wir  drei  Pfaffenrichter , 
wie  an  der  Spitze  jener  den  Rath.  Sie  werden  alljährlich 
vor  Maien  von  der  Aebtissinn  und  den  sämmtlichen  an- 
wesenden Chorherren  der  beideu  Münster,  einer  aus  den 
Chorherren  der  Abtei  und  zwei  aus  denen  der  Propstei  je 
auf  ein  Jahr  gewählt  w). 

Durch  einen  Vertrag  der  Bürgerschaft  mit  der  Pfaffheit 
vom  Jahr  1304,  der  als  sechstes  Buch  ebenfalls  mit  dem 
Richtebrief  verbunden  wurde  und  auch  die  Bestätigung  des 
Bischofs  von  Constanz  erhalten  hatte,  wurden  die  Bestim- 
mungen des  Richtebriefs  auf  die  letztere  ausgedehnt.  Wenn 
daher  Frevel  an  einein  Pfaffen  oder  von  einem  Pfaffen 
verübt  werden,  so  erleidet  der  Schuldige  in  beiden  Fällen 
die  nämliche  Strafe ,  nur  muss  der  Burger  vor  seinem 
Rathe,  der  Pfaffe  vor  seinen  Pfaffenrichtern  verklagt  wer- 
den 13S).  Die  halbe  Busse  des  Laien  gehört  der  Stadt,  die 
halbe  des  Pfaffen  der  betreffenden  Propstei  oder  Abtei,  die 
andere  Hälfte  in  beiden  Fällen  dem  Spital  139).  Reichen  die 
Exccutionsmittel  der  drei  Richter,  des  Capitels  und  des  Bi- 
schofs nicht  aus ,  um  einen  Pfaffen  zur  Strafe  zu  ziehen , 
so  ist  auch  hier  wieder  der  Rath  um  seine  Hülfe  anzu- 
gchen *i0). 

Pfcuc  Gesetze  sind  für  die  Pftiffhcit  nur  dann  verbind- 
lich, wenn  sie  mit  dem  Rathe  des  Propstes  und  seines  Ca- 
pitels angenommen  worden  ni). 

In  Folge  dieses  "Vertrags  wurden  die  betreffenden  Pfaffen 
zu  „  Burgern  "  und  in  den  Schirm  der  Stadt  aufgenommen. 
Gerade  hier  zeigt  sich  nun  aber  wieder,  wie  vieldeutig  das 
Wort  Burger  ist.  Wahre  Burger  sind  sie  nicht,  wohl  aber 
Schutzgenüssigc.    Jene  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  be- 

137)  Rieh  leb  rief  VI.  39  ff.    111.27  —  29.    31  —  33. 
133  j  Richte  brief  VI.  2.  3  ff. 

139)  Richtebrief  VI.  5  —  8. 

140)  Richtebrief  VI.  12. 

141)  Richtebrief  VI.  33.  36. 

KmrtwMi  R.chU5e»chiehl.  i  ? 
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wirkt  zunächst  nichts  weiter,  als  dass  die  Pfaffen  inner- 
halb der  Stadt  und  deren  Bann  (der  Burger  Getwinge)  auf 
den  öffentlichen  Schirm  der  Stadt  Anspruch  haben.  Aus- 
serhalb aber  dieses  Stadtbezirkes  wird  ihnen  der  Schutz 
nur  dann  zu  Theil,  wenn  sie  die  Kosten  desselben  auf  sich 
nehmen  u2). 

.  3)  Die  allgemeine  Gerichtsbarkeit  der  Geist- 
lichen suchte  der  Rath  nach  Kräften  zu  verhindern.  Dess- 
halb  wurde  im  Jahr  1333  verordnet ,  dass  kein  Burger  oder 
Einwohner  der  Stadt  jemanden  nach  Konstanz  (vor  das  bi- 
schöfliche Gericht)  laden  solle,  ohne  des  Rathes  Erlaubniss 
im  einzelnen  Falle  U3).  Im  Uebrigen  aber  muss  doch  die 
gemeine  Gerichtsverfassuog  des  kanonischen  Rechtes  auch 
hier  als  gültig  angesehen  werden. 

4)  Sehr  viele  und  gerade  die  wichtigsten  Streitigkeiten, 
besonders  mit  hohen  Personen,  wie  z.  B.  der  Aeblissinn, 
wurden  durch  S  ch  iedri  chter,  welche  von  beiden  Theilen 
anerkannt  wurden,  entschieden.  Ueber  solche  schiedrich- 
terliche Spruche  finden  sich  in  den  Archiven  noch  sehr 
viele  Urkunden  vor. 

§.  14.    Verfassung  der  Landschaft. 

Während  dieser  Periode  zerfielen  die  alten  Gaue,  Zürich- 
und  Thurgau ,  in  eine  grosse  Anzahl  von  Städten ,  Klöstern 
und  Herrschaften.  Die  Stadt  Zürich  war  sammt  einem 
kleinen  Stadtgebiete  ,  wie  wir  gesehen  haben ,  aus  dem  Gra- 
fenlhume  heraus  gehoben  und  in  ein  eigenthümliches  Ver- 
hältniss  zum  Reich  gesetzt  worden.  Die  Abteien  St.  Gallen., 
Zürich,  Rheinau,  Einsiedeln  u.  a.  besassen  eine  Menge  von 
Dörfern  und -Höfen,  welche  mit  Immunität  versehen  waren , 
und  erhielten  in  der  Folge  auch  eigenen  Blutbann. 

Daneben  suchten  die  edlen  Herrn  von  Regensberg ,  Rap- 
perschwyl,  Eschibach,  Wadischwyl  u.  s.  f.  ihre  Rechte 


142)  Richtebrief  VI.  34.  35. 

143)  MS.  65.  S.  14.  b. 
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ebenfalls  auszudehnen  und  besondere  Herrschaften  von  dem 
Gau  abzulösen. 

Vor  allen  aber  wussteu  die  Grafen  von  Kyburg  und 
das  mächtige  Haus  Oesterreich  ihre  Besitzungen  in  die- 
sen Gegenden  zu  erweitern.  Die  Grafen  von  Kyburg  waren 
schon  unter  demZähringischcuFürstenthume  ein  Geschlecht  von 
hohem  Ansehen  und  besassen  weite  Alodialgüter.  Der  Tod 
des  letzten  Zähringischen  Herzogs  1218  vermehrte  aber  so- 
wohl ihr  Eigen,  indem  Graf  Ulrich  von  Kyburg  mit  einer 
der  beiden  Schwestern  des  Fürsten,  Anna,  vermählt  war, 
als  ihre  hoheitlichen  Rechte.  Die  gräfliche  Gewalt  war  in 
ihrem  Hause  erblich  geworden,  und  jetzt  kamen  noch  die 
herzoglichen  Rechte  hinzu,  um  ihnen  Uber  ein  weites  ihnen 
eigentümliches  Gebiet  wahre  Landeshoheit  im  Sinne  der 
damaligen  Zeit  zu  verschaffen.  Sie  besassen  sowohl  die 
hohe  Gerichtsbarkeit  als  den  Heerbann  und  das  damit  in 
yerbindumg  stehende  Sjteuer rqcht ,  und  standen  unter  nie- 
mandem als  dem  Könige  Zugleich  besassen  sie  das 
Landgrafenthum  im  Thurgau ,  welches  jedoch  seither  von 
ihrer  eigenen  Grafschaft  gesondert  hlieb  ii5),  obwohl  diese 
früher  allerdings  in  dem  Thurgau  gelegen  war. 

Die  Grafen  von  Habsburg,  welche  als  Landgrafen 
im  Eisass  unbestritten  anerkannt  waren,  suchten  aiyih  im 
Zürichgau  sowohl  die  LandgraCschaft  an  sich  zu  bringen  ,46), 

~~~~~~ 

.144)  H.  Escher's  noch  ungedruckte  Geschieht«  von  Kyburg. 

145)  Daher  wird  der  Graf  Hartinann  von  Kyburg  in  einer  Urkunde  rop 
J  255  Landgraf  genannt.  Neu  gart  No.  951.  Der  Unterschied  zwischen 
ihren  Rechten  auf  .Kyburg  und  Thurgau  beruht  offenbar  darauf,  dass  jene 
Grafschaft  altes  Alodialgut  der  Grafen  war,  während  sie  hier  das  Giafenatot 
in  ein  herrschaftliches  Recht  verwandelten., 

146)  Vgl.  oben  §.  1.  Anm.  4.  Da,ss  es  auch  im  ZUrichgan  einmal  einen 
wahren  Landgrafen  gegeben,  beweist  die  Ordnung,  wie  im  freien  Amt  der 
Landtag  (Blulgericht)  gehalten  werden  soll.  Da  wird  der  „Landgraf"  fort- 
wahrend redend  eingeführt.  Dass  aber  Rudolf  von  Habsburg  Landgraf  gewe- 
sen ,  beweist  eine  Urk.  bei  Kopp  Urk.  S.  71  t.  J.  1305.  In  Urk.  v.  1282 
1294  und  1298  kommt  ein  her  volrii-h  von  Rvsegga  vor,  „lantrichter  in  ZU- 
richgan  vnd  in  Ergau",  im  Jahr  13(10  und  1302  Hermann  von  Ronstetten. 
Kopp  S.  26  und  47.  F'dr  die  ältere  Zeit,  als  die  Herzoge  von  Zähringen 
die  Grafschaft  inne  halten,    vgl.  D.   Schöpf lin  bist.   Zur.  Bnd.   I.   p.  77 
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als  durch  Erwerbung  bereits  abgelöster  Herrschaften  ihr 
Gebiet  zu  vergrössem.  Während  der  den  Zürchern  be- 
freundete Graf  Rudolf,  nachmaliger  deutscher  Kaiser,  den 
züricherischen  Adel  im  Namen  der  Stadt  siegreich  be- 
kämpfte und  schwächte,  hatte  er  zugleich  seiner  eigenen 
Herrschaft  vorgearbeitet ,  die  dann  freilich  durch  die  Ent- 
wickelung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  der 
Folge  aus  unsern  Gegenden  wieder  gänzlich  verdrängt  wurde. 

Gegen  Ende  dieser  Periode  aber  finden  wir  das  Haus 
Oesterreich  noch  überaus  mächtig  in  dem  ganzen  Gebiete, 
welches  den  jetzigen  Canton  Zürich  bildet.  Als  Erbe  des 
Grafen  von  Kyburg  erwarb  Rudolf  von  Habsburg  schon 
1264  diese  Grafschaft  sammt  der  Landgrafschaft  Thurgau. 
Später  (1284)  benutzte  er  die  Geldnoth  des  Abtes  von  St. 
Gallen,  um  seinem  Hause  auch  die  Herrschaft  Grüningen 
erblehensweise  zu  erwerben.  Wach  der  Ermordung  König 
Albrechts  fielen  die  grossen  Besitzungen  der  Edcln  von 
Eschenbach  im  Knonaucramtc  dem  Hause  von  Oesterreich 
anheim  und  auch  die  Herrn  von  Regensberg  standen  in 
Vasallenverhältnisscn  zu  den  Herzogen  von  Oesterreich. 

Ohne  den  spätem  Bund  mit  den  Eidgenossen  hatte  Zürich 
der  österreichischen  Oberherrschaft,  die  der  Stadt  mehr  als 
einmal  drohte,  nicht  entgehen  können. 

§.  15.    Die  Stadt  Winterthur. 

Immitten  der  Grafschaft  Kyburg  lag  die  Stadt  Winter- 
thur, woselbst  vormals,  als  der  Ort  noch  ein  offenes  Dorf 
war,  oft  das  Gaugericht  der  Grafen  vom  Thurgau  gehalten 
wurde.  Zur  Stadt  wurde  der  Ort  wohl  erst  unter  der 
Herrschaft  der  Grafen  von  Kyburg  erhoben,  als  auch  die 
Fürsten  dem  Beispiele  der  Kaiser  folgten  und  einzelne  be- 
deutende Orte  mit  besondern  Rechten  versahen  und  von  der 
gewöhnlichen  Amtsgewalt  eximirten. 

Als  Winterthur  sammt  der  Grafschaft  Kyburg  an  Ru- 

uad  184.  Au  der  letztem  Stelle  führt  er  eine  Urkunde  Ton  1210  an,  in  der 
ts  von  Bertold  von  Zähringen  beult:  „in  oppldo  Turicensi  et  /ort«  et  d$- 
»trictiiua  circumquaqu*  vicinis  Imperatoris  gratia  ipsius  locuin  tenens." 
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dolf  von  Habsburg  kam ,  wurde  die  Stadt  besonders  von 
ihm  und  den  folgenden  Fürsten  des  Österreichischen  Hauses 
mit  grossen  Freiheiten  versehen.  Dafür  hielt  die  Stadt  auch 
getreu  an  ihrem  Herrn,  selbst  als  diese  Treue  mit  grosser 
Gefahr  und  Noth  verbunden  und  die  österreichische  Herr- 
schaft in  der  ganzen  Umgegend  bereits  gebrochen  war. 

Die  Verfassung  der  Stadt  ist  einfacher  und  leichter  zu 
erkennen  als  die  von  Zürich.  Es  waren  dort  nicht  ver- 
schiedene Bestandteile,  wie  in  Zürich,  welche  erst  nach 
und  nach  in  ein  bestimmtes  Verhältnis*  zu  einander  traten. 
Die  ganze  Stadt  gehörte  einem  Herrn  zu,  welcher  die  Gra- 
fen- und  später  auch  die  herzogliche  Gewalt  erblich  besass. 
Er  hatte  der  Stadt  eine  Verfassung  und  städtische  Rechtsame 
verliehen. 

Wir  kennen  noch  zwei  Freiheitsbriefe  Rudolfs  von  Habs- 
burg, welche  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt 
Aufschluss  geben.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Be- 
stimmungen über  die  Standes  Verhältnisse  der  Bürger,  indem 
sie  deutlich  zeigen,  wie  günstig  die  Städte  für  die  Entste- 
hung einer  neuen  bürgerlichen  Freiheit  waren.  Hörige  dür- 
fen nicht  ohne  die  besondere  Einwilligung  des  Stadtherrn 
zu  Bürgern  aufgenommen  werden.  Wenn  aber  einer  auf- 
genommen wird,  so  ist  er  nach  Jahr  und  Tag  frei  von 
allen  fernem  Ansprachen  seiner  vormaligen  Herrn  und  nur 
dem  Stadtherrn  gebunden.  Auch  haben  sie  das  Recht,  ihre 
Frauen  zu  holen,  in  welchen  andern  Städten  sie  wollen,  oder 
selbst  aus  der  Grafschaft,  ohne  dass  die  ungleiche  Ehe  mit 
hörigen  Grafschaftsleuten  und  die  sonst  daselbst  herrschen- 
den Grundsätze  über  Ungenosscnschaft  ihnen  und  ihren  Kin- 
dern schaden.  Und  wenn  einer  mit  seinem  Gute  die  Stadt 
verlassen  und  anderswohin  ziehn  will ,  so  darf  ihn  der  Herr 
nicht  daran  hindern. 

Im  Jahr  1275  verlieh  König  Rudolf  den  Burgern  von 
Wintcrthur  sogar  das  Recht,  ,,nach  edler  Leute  Sitte  und 
Rechte  Lehen  zu  empfangen : "  worin  der  sicherste  Beweis 
liegt ,  dass  sie,  nach  den  damaligen  Ansichten  über  Freiheit, 
für  Freie  galten. 


1S2  Zweites  Buch.    §.  15.    Die  Stadt  Wiuterthur. 


Als  erster  Beamteter  der  Stadt  wird  ein  Schultheiss 
genannt,  der  auch  an  der  Spitze  des  Rathes  steht.  Er  wird 
von  den  Bürgern  selber  frei  gewählt,  und  dann  von  dem 
Herrn  der  Stadt  belehnt 147).  Merkwürdig  aber  ist  die  Be- 
stimmung, dass  der  Schultheiss  kein  Ritter  sein  noch  Ritter 
werden  solle:  vielleicht  desshalb  aufgenommen,  damit  der- 
selbe nicht  dem  Herrn  folgen  müsse,  sondern  in  der  Stadt 
bleiben  könne ,  des  Gerichtes  zu  warten  U8). 

So  weit  der  Friedkreis  und  das  Marktrecht  der  Stadt, 
welches  auch  den  anderweitigen  Besitzungen  der  innerhalb' 
des  Friedkreises  gesessenen  Burger  von  Winterthur  in  der 
Grafschaft  Kyburg  gestattet  ist  ^  reicht,  sö  weit  dehnt  sich 
seine  Gerichtsbarkeit  aus.  Und  auch  ihrem  innern  Gehalte 
nach  ist  sie  sehr  umfassend.  Der  Schultheiss  ist  zugleich 
Schultheiss  und  Verweser  des  Herrn  in  manchen  Dingen. 
Er  steht  der  ganzen  niedern  Strafgerichtsbarkeit  vor;  und 
selbst  wenn  ein  Burger  ein  todeswürdiges  Verbrechen  be- 
gangen hat149),  ist  er  es,  welcher  den  Schuldigen  sammt 
seinem  Vermögen  in  die  Gewalt  des  Herrn  uberantwortet. 
Für  geringere  Vergehen  wird  gewöhnlich  auch  nur  Geld- 
büsse  angedroht,  welche  dem  Herrn  zufallt.  Die  Execution 
besorgt  wieder  der  Schultheiss. 

Die  ganze  städtische  Civilgerichtsbarkeit  steht  ebenfalls  dem 
Schultheissen  zu.  Für  Geldschuld  wendet  man  sich  an  ihn, 
und  wenn  die  Schuld  richtig  befunden  wird,  So  sorgt  er 

147)  In  den  schweizerischen  Städten  mit  Fry  burger  recht  stand  die  WaM 
de*  Schultheissen  ebenfalls  den  Bürgern  zu.  Vgl.  Freiheitsbrief  der  Stadt  Fry- 
burg  im  Uechtland  v.  1120  $.  5.  Walther  a>  a.  O.  S.  (V.  Berner- 
handreste t.  1218.  Art.  3.  Handfeste  von  Arberg  t.  1271  Walther 
XXVI.  In  Burgdorf  dagegen  behalten  sich  die  Grafen  von  Kyburg  das 
Recht  vor,  den  mit  Rath  und  Willen  der  Bürger  gewählten  Schultheissen  be- 
liebig zu  entsetzen  und  einen  andern  zu  ernennen.  Freiheitsbrief  v.  1316 
bei  Walther  LXVil. 

148)  Ritter  gab  es  auch  in  Winterthur  und  die  eigentlichen  Burger  sind 
ihnen  wieder  ebenbürtig.    Kopp  Urk.  t.  J.  1283. 

149)  Freiheitsbrief  v.  1264.  „Dds  ir  eokeiner  der  stat  herren  ge- 
nade  oder  huldi  verliehren  sol ,  er  haige  denne  ain  groz  vntrdwe  oder  man- 
slaht  getan  oder  ainen  erblendet  oder  nnder  siu  lide  beruhet,  oder  ain  mort 
begangen  oder  en  ander  missetat  oder  maintat.  dii  sich  dein  gelichet." 
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auch  für  die  Beitreibung,  indem  er  nöthigenfalls  dem  Schuld- 
ner zu  Haus  und  Hof  geht  und  ihn  pfändet.  Für  die  Strei- 
tigkeiten über  Eigen  werden  von  dem  Schultheis^  n  zwei 
Jahresgerichte  gehalten,  zu  Ostern  und  Weihnachten.  Da- 
selbst dürfen  dann  aber  nur  solche  Urtheiler  das  Recht  fin- 
den, welche  selber  Eigen  mit  städtischem  Marktrechte  be- 
sitzen. 

In  allen  diesen  Dingen  ist  indess  der  Schultheiss  dem 
Herrn  untergeordnet.  Wenn  daher  dieser  selber  kommt  und 
zu  Gerichte  sitzt ,  was  freilich  äusserst  selten  vorgekommen 
sein  mochte,  so  versteht  es  sich,  dass  dannzumal  die  Ge- 
walt des  Schultheissen  zurücksteht  ,5°). 

Mit  diesem  städtischen  Gerichte  darf  das  Landgericht 
nicht  verwechselt  werden ,  welches  die  Herzoge  von  Oester- 
reich nach  Winterthur  verlegt  hatten.  Es  ist  dieses  das 
Landgericht  für  die  Landgrafschaft  Thurgau ,  und  die  Stadt 
Winterthur  als  einer  der  wichtigsten  Orte  der  Grafschaft 
und  überdem  als  Sitz  alter  Gaugerichte  dazu  ausersehn151). 

8.16.    Die  Stände  auf  der  Landschaft. 
A.    Die  Freien. 

Die  Verhältnisse  der  Stände  hatten  sich  während  dieser 
Periode  sehr  geändert. 

Durch  Erwerbung  der  Fürstengewalt  hatten  sich  einige 
Geschlechter  des  Adels  vor  den  andern  emporgeschwungen  , 
wenn  ihnen  auch  diese  dem  alten  Rechte  nach  für  eben- 
bürtig galten.  Als  Herren,  welche  zu  dem  hohen  Adel 
gerechnet  werden  dürfen  und  von  dem  Schwabenspiegel  Sem- 
perfreie genannt  werden  ,  mögen  ausser  den  Grafen  von  Ky- 
burg  und  Habsburg  auch  noch  die  Grafen  von  Rapperschwyl, 

150)  Vgl.  Uber  diesen  ganzen  $.  das  Weisthum  der  Staut  Winterthur  von 
1297,  welches  iu  lieilage  II.  Abgedruckt  ist. 

151)  Urk.  v.  1389.  Fraumüosternint  IL  663.  „Ich  Albrecht  von 
Russnang,  Ein  Freyer  Herr  der  Hochgcborncii  Fürsten  der  Herzogen  von 
Oesterreich  ininer  gnädigen  Herren  Landrichter  in  ihrer  Grafschaft 
ze  Thurgau  vergich  u.  s.  f.,  dass  ich  an  derselben  in  in  er  herren 
stat  uf  dem  landtag  bei  Wiiilerthur  —  öffentlich  zu  Gericht  sasi. 
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Freiherren  von  Regensberg,  Wädischwyl,  Rusegg,  Wart, 
Schnabelburg,  Eschlbach,  Bonstetten,  Attinghausen  genannt 
werden.  Sie  alle  wurden  ausdrücklich  als  Edle  (nobiles) 
bezeichnet  und  den  Rittern  vorgestellt t52).  Sie  waren  auch 
durchgängig  im  Besitze  grosser  Herrschaften  und  hatten  in 
dieser  eine  bald  umfassendere  bald  weniger  ausgebildete  Lan- 
deshoheit erworben. 

Weit  zahlreicher  erscheint  der  Stand  der  sogenannten 
Mittel  freien,  wenn  wir  ihn  mit  dem  Stande  der  Edeln 
vergleichen.  Denken  wir  aber  daran,  dass  derselbe  aus  vor- 
maligen vollkommenen  Freien  entstanden,  welche  nur  nicht 
dem  Drucke  des  Landesherrn  erlagen ,  so  kann  die  Zahl  der- 
selben eben  nicht  gross  genannt  werden.  Viele  Freie, 
welche,  ohne  sich  einem  Landesherrn  zu  unterwerfen,  ihre 
Freiheit  zu  wahren  suchten,  waren  nach  den  Städten  gezo* 
gen  und  erscheinen  hier  als  Geschlechter.  Auf  der  Land- 
schaft konnten  nur  die  ihre  Unabhängigkeit  erhalten,  welche 
grosse  Güter  besassen  und  in  Folge  dieses  Besitzes  befähigt 
waren,  Ritterdienste  zu  thun.  Zu  ihnen  schwangen  sich 
dann  in  der  Folge  die  Dienstleute  der  Klöster  und  der  ed- 
len Herrn  auch  dannzumal  auf,  wenn  sie  nicht  als  Freie, 
sondern  als  Unfreie  in  deren  Dienste  sich  befunden  hatten. 
Der  Hofdienst  und  der  ritterliche  Beruf  veredelte  sie. 

Obwohl  diese  letztern  im  dreizehnten  Jahrhunderte  noch 
eine  Stufe  tiefer  in  der  Lehens  Verfassung,  oder  wie  die 
Rechtsbücher  sich  ausdrücken,  im  Heerschilde  standen,  als 
die  eigentlichen  Mittelfreien,  so  werden  sie  mit  Rücksicht 
auf  ihren  edeln  Beruf  doch  im  Verfolge  den  freien  Rittern 
gleich  geachtet.  Wir  können  daher  die  Ritter  und  Burger 
(Geschlechter)  in  den  Städten,  die  Ritter  und  ritterlichen 


152)  Urk.  bti  Neugart  901.  905.  955.  968.  Urk.  r.  125S  bei  Kopp 
M.  a.  O.  S.  10.  „Acta  sunt  —  sab  tili*  in  Altorf.  Testes  qui  hü»  inter- 
faerunt  Wal.  de  Wolhusen  ,  C.  de  Wediswile ,  G.  de  Gozincon  ,  Vol.  et  Mar. 
de  Rusegge,  Wern.  de  Atigenhusen ,  nobiles.  Jo.  de  butinchon.  Volr.  de 
hertenstein  ,  H.  de  baldegge  ,  R.  et  Jo.  de  chussenacb  ,  Wer.  vilicos  de  silen- 
non  et  K.  de  thnno  milites,  B.  shnpher ,  C.  de  bnrgellon  et  Wern.  de 
onenelt  rillici." 
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Dienstleute  auf  der  Landschaft ,  wenigstens  zu  Ende  unserer 
Periode,  zu  Einem  ebenbürtigen  Stande  zählen,  der  sich  von 
der  Masse  der  Gemeinfreien  unterschied  und  Ansprüche  auf 
eine  Art  niedern  Adels  machte,  welcher  freilich  von  jenem  alten 
und  vormals  einzigen  Adel  wohl  zu  unterscheiden  ist 153). 

Da  die  hohe  Gerichtsbarkeit  nur  von  Edeln  erworben 
werden  konnte,  so  erscheinen  diese  Ritterbürtigen  auch  nir- 
gends als  Landesherrn.  Wohl  aber  steht  ihnen  gewöhnlich 
niedere  Gerichtsbarkeit  zu,  bald  über  ganze  Dörfer,  bald 
die  grundherrliche  über  die  Angehörigen  ihrer  Hofe. 

Die  grosse  Masse  der  kleinern  Grundbesitzer  aber,  welche 
ihr  Feld  selber  bebauten,  war  durch  ein  Zusammenwirken 
vieler  Verhältnisse  geniedert  worden  und  wurde  nunmehr 
zum  Bauernstande  gerechnet,  der  mit  jenen  ritterbürti- 
gen Freien  keineswegs  ebenbürtig  war.  Sehr  oft  hatten 
sie  ihr  Eigen  im  Laufe  der  Zeit  verloren  und  in  abgeleiteten 
Grundbesitz  verwandelt ,  der-  sie  in  ein  abhängiges  Verhä'lt- 
niss  brachte  zu  dem  Grundherrn.  Wo  sie  es  aber  auch 
noch  behalten  hatten ,  wurde  dasselbe  doch  mit  mancherlei 
Lasten  und  Abgaben  von  dem  Landesherrn  oder  dem  Vog- 
teiherrn  belegt.  Ueberhaupt  war  ihr  äusserer  Zustand 
dem  der  Hörigen  in  manchen  Dingen  näher  gerückt  wor- 
den ,  und  nicht  selten  mochte  es  einem  übergreifenden  Grund- 
herrn gelungen  sein ,  sie  den  Hörigen  völlig  gleich  zu  stellen. 

Der  Sprachgebrauch  ist  daher  auch  sehr  schwankend, 
was  sich  nur  daraus  erklärt,  dass  die  Verhältnisse  selber 
im  Leben  nicht  ganz  klar  ausgeschieden  waren.  So  darf 
man  aus  dem  Ausdrucke:  Vogtleute,  welcher  allerdings 
oft  gerade  im  Gegensatze  zu  den  Eigenen  die  freien  Hin- 
tersassen bezeichnet,  nicht  ohne  Vorsicht  auf  Freiheit  schlies- 

153)  Urk.  t.  1256.  Neugart  No.  957.  » indulgemus  (Hartmannus  comes 
d«  Kiburrh  junior)  ut  tarn  mililea  nostros  qui  vulgo  dicuntur  minister  iales 
•ostri  ,  quam  alios  kominet  ootneo  et  caracterem  nobilitati*  babentes,  etti 
non  aunt  militaribut  iatignii»  decorati ,  dummodo  aint  de  militari  protapiu 
(RitterbÜrtigkeit  genügt  somit,  es  bedarf  nicht  nothwendig  der  Ausübung  ril- 
terJicben  Berufes)  cmlitcr  sirc  legitime  descendentes  ,  quibuscuuique  placuerit 
ia  Ordine  Oestro  Domino  fainulari,  cum  rebus  suis  mobilibus  et  iniinobiiibu* 
habeatis  ex  nostra  permissioue  rcopiendi  tiberam  facultatera." 
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sen ;  denn  zuweilen  werden  auch  eigene  Leute  Vogtleute 
genannt 154).  Ebenso  kann  der  Ausdruck  Bauer  und  Bauer« 
same  sowohl  freie  als  unfreie  Bauern  bezeichnen1"). 

Dessen  ungeachtet  werden  aber  die  freien  und  unfreien 
Bauern  fortwährend  unterschieden  und  sehr  selten  sind  die 
Folgen  des  einen  oder  andern  Zustandes  so  verwischt,  dass 
dieser  sich  nicht  mehr  erkennen  lasst.  Wenn  daher  auch 
die  Hörigkeit  etwa  ausgedehnt  ward  über  Freie,  so  wuss- 
ten  diese  doch  recht  gut,  dass  sie  zuvor  nicht  hörig  ge- 
wesen. Und  eben  so  wussten  die  Hörigen,  welche  sich 
zur  Freiheit  aufschwangen ,  gar  wohl ,  dass  sie  in  einen  an- 
dern Stand  treten. 

Erst  in  den  folgenden  Perioden  nimmt  die  Vermischung 
noch  mehr  überhand ,  und  da  konnten  allerdings  Manche 
selbst  nicht  mehr  wissen,  ob  sie  zu  Freien  oder  zu  den 
Hörigen  zu  rechnen  seien. 

§.  17.    B.  Die  Hörigen. 

Wenn  auf  der  einen  Seite  der  Zustand  des  gemeiuen 
Freien  verschlechtert  wurde,  so  hob  sich  im  Gegenthcil 
der  Zustand  der  Hörigen  während  dieser  Periode,  so  dass 
auch  von  dieser  Seite  her  die  beiden  Stande  unter  den  Bauern 
einander  näher  gerückt  wurden.  Besonders  wurden  die  Hö- 
rigen der  Kirche  weit  besser  gehalten,  und  nahmen  so  als 
Gotteshausleute  eine  eigene  Stellung  ein  über  den  ge- 


154)  Urk.  v.  1301.  Diplom,  der  Propslei  S.  144.  „Chuonrat  Stephau 
tön  hoengg,  der  ein  rechte  voegtinan  ist"  des  Herrn  Joh.  v.  HÜmlikon  wird 
der  Propslei  toii  dem  Riller  zu  einein  rechten  Hintersassen  (hinderseze)  Über- 
lassen, damit  er  den  Meierhof  von  Höngg  verwalte.  Vgl.  Kraut  Vormund- 
schaft. Göttingen  1835.  I.  S.  17.  In  einer  Urkunde  v.  1311  Fraumiin- 
steramt  II.  113.  wechseln  die  Ausdrücke  Vogtleute  und  eigene  Leute  mit 
einander  ab. 

155)  Vgl.  die  Stelle  oben  §.  7.  Anm.  67.  Urk.  v.  1332.  Diplom,  der 
Propstei  S.  150.  Schiedspruch  zwischen  „Rnod.  Börsen  burger  Zürich"  und 
„der  gebursami  vud  hnsgenossen  des  Dorfes  ze  Rieden."  Öffnung  von  Nü- 
i-enstorf  v.  1448:  ,,Were  Sach  das  iemand  Dorfholz  abhuwe,  der  ist  ver- 
fallen von  einem  Stümpen  10  Schilling  vnd  gehört  dein  vogt  zween  tbeil  vnd  dfi 
Pursaini  ein  dritteil." 
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meinen  Hörigen  und  näher  den  Freien  lÄ6).  Es  wurde  so- 
mit als  eine  Standeserhebung  angesehen,  wenn  einer  zum 
Gotteshausmann  erhoben  wurde  und  es  galt  das  in  der  That 
für  eine  Art  von  Freilassung. 

Urkunde  von  1327.  Sigmund  „zeirt  Tor  von  Regen- 
sperg"  gibt  „fron  Adelleit  Emlüuerin,  Rudolfs  Muln  elich 
wirtin  von  Zürich,  Nicolaus  vnd  Mechthild  irkint,  du 
min  eigen  waren  ,  "  den  Heiligen  Martyrn  der  Pröpstei  Zü- 
rich auf  und  verzichtet  auf  seine  Rechte  ,< also  das  si  vnd 
i  r  k  int  vnd  ir  nach koinenw  erben  müginkoufen  vnd 
verkoufen  vnd  alle  rechtung  triben  vnd  haben  als 
ander  desselben  Gotzhus  lüte."  Für  diese  Veräusse- 
rung  erhielt  er  von  seinen  Eigenen  ein  Lösegeld:  „vnd  hau 
dar  viub  empfangen  von  derselben  fron  Adelheit  fünfzehen 
pfunt  pfenning  Zürich  gäber  münze"  und  gelobt  der  Frau 
Adelheit  und  ihren  Kindern  „wer  ze  sinne  für  ein  recht 
lidig  eigen  des  vorgenanden  Gotzhus  der  Propstei  ze  Zü- 
rich vnd  gab  vollen  gewalt  dem  vorgenanden  Küster  ze  des 
Gotzhus  wegen,  dieselben  fron  adelheit  ir  kint  vnd  die  ge- 
hurt, die  vonirkumpt,  in  ir  eigenschaft  ze  zühen  vnd 
ze  besitzen  als  ander  ir  eigen  lüte.  Och  hat  düselb  frö 
adelheit  sich  besetzet  vnd  ir  kint  als  eigen  lüt  des  Gotzhus 
vmb  ein  iärlichen  zins  zwei  pfenning  dem  vorgenanden 
Gotzhus  iärlich  zc  geben  ze  vnser  herren  dult  ze  einem 
vrkünd  ewekliche."  Diess  geschah  „in  dem  vorgenan- 
den Gotzhus  vor  fron  alter,  vf  denselben  al  tar  ich  die- 
selben adelheit  vnd  irkint  opfert  vnd  vf  gab  mitzweien 
hentsthuheni57)." 

Es  war  mithin  den  Gotteshausleuten  vorzugsweise  freier 
Verkehr  zugesichert158),  und  sie  hatten,  wenn  nicht  etwa 

156)  Vgl.  Zelweger  Geschichte  Tön  Appenzell  I.  S.  25t. 

157)  Diplom,  der  Propstei  S.  44.  Eine  andere  ähnliche  Urkunde  v. 
3.  1314.  Ebenda  S.  59.  b.  Nur  behalt  sich  hier  der  ursprungliche  Eigen- 
thUmer  die  Vogtei  Uber  die  Leute  vur  ,  wenn  sie  in  seiner  Vogtei  wohnen 
sollten.  Ueber  die  zwei  Handschuhe  ist  zu  vergleichen  eine  Urkunde  v.  1341 
bei  Zelweger  App.  Urk.  No.  77.  Der  Waibel  von  Appenzell  sprach  indem 
Gerichte  des  Stadtaininatins  zu  ConsUnz  einen  Hörigen  des  Gotteshauses  St.  Gal- 
len  an.  Da  ward  geurtheilt:  ,,das  derselb  volrich  —  dem  Torgnanden  Wai- 
bel an  mins  Herren  des  abbtes  statt  —  vor  Gericht  mit  /.wein  hentschuo- 
hen  diehoti.    Das  tet  oeb  derselb  volrich." 

155)  Damit  stimmt  eine  altere  Urk.  v.  1170  für  die  Gntteihausleute  von 
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Grundbesitz  sie  zu  weiterm  verpflichtete,  in  der  Regel  bei 
Lebzeiten  nur  einen  Gedächtnisspfenning  jahrlich  zu  entrich- 
ten ,  zum  Zeichen  ihrer  Hörigkeit.  Weitere  Dienste  -wur- 
den nicht  gefordert as9). 

Sie  werden  daher  auch  in  Urkunden  zuweilen  geradezu 
den  freien  Bauern  an  die  Seite  gestellt  und  gleich  geachtet. 
H  a  u  s  h  r  i  c  f  von  B  u  b  i  k  o  n  von  1483.   Wenn  ein  eigen 
in  an  des  vorgenanten  huses  ein  rechte  frygin  oder  ein 
reglarin  (Regler  heissen  die  Gotteshauslcute  der  Stifter  in 
Zürich  von  den  Heiligen  [Felix  und]  Regula,  denen  si  ge- 
weiht sind),  die  als  frygen  gehalten  werdent  zuo 
der  heiigen  Ee  nimpt  —  das  den  ein  her  vnd  Coinendür  des 
huses  Bubikon  vmb  die  vngenossaini  nit  strafen  sol,  vnd  daz 
ist  darvmb ,  das  deren  kind  mit  der  eigenschafft  an  des  hu- 
ses vorgenant  dem  vatter  noch  (nach?)  hören  werdent. 
Diese  Bestimmung  erregte  freilich  Streit  mit  der  Aeb- 
tissinn;  aber  immerhin  sieht  man,  wie  ganz  anders  im  Le- 
ben die  Gotteshauslcute  und  andere  Eigene  angesehen  werden. 

Die  Hörigkeit  entsteht  zunächst  durch  Geburt.  Wenn 
die  Kinder  von  Hörigen  Eines  Herrn  gezeugt  wurden,  oder 
eine  Hörige  ausserehelich  gebar ,  so  hatte  die  Sache  keine 
Schwierigkeit.  Die  Kinder  kamen  in  das  Eigenthum  des 
Herrn  der  Eltern.  Wenn  dagegen  die  Eltern  verschiedenen 
Herren  zugehörten  oder  auch  das  eine  Glied  frei,  das  an- 
dere unfrei  war,  so  musslen  Schwierigkeiten  aller  Art  ent- 
stehn. 

Als  Regel  galt  es  daher,  dass  die  Hörigen  nur  unter  ihrer 
Genossenschaft,  d.  h.  nicht  bloss  innerhalb  ihres  Stan- 
des, sondern  innerhalb  der  Hausgenossenschaft  ihres  Herrn 

St.  Gallen  Überein.  Neugart  Ho.  875.  „ego  Otto  de  Ricbinbach  tervos 
meoa ,  quos  manu  potestaliva  libere  tenui,  pro  remedio  animae  meae  ac  pa- 
rentum  ineoruin  beato  Gallo  ttadidi.  lu  hac  ü-adicion«  jus  fori  et  omnetn 
jusliciam  liberorum  negotiatorum  habere  eos  saneivi." 

159)  Urk.  v.  1292.  Frauinünsteramt  I.  650.  „also  das  si  vnd  ir 
nachkomen  iemer  eigen  lieh  hören  an  dasselb  Gotzhus  (Frauiniinsterablci) 
vnd  mit  Gedinge,  das  si  anders  dienst  es  dem  vorgenanten  Gotzhus  nit 
gebunden  sin ,  wann  das  z  o  haubt  je  r  liehen  gebe  ze  zinnsse  an 
St  Felix  vnd  St  Regien  tag  Einen  pfenning  Züricher  Münz 
ton  dem  Libe." 
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sich  vcrheirathen  sollen.  In  diesem  Kreise  war  die  Ehe 
frei,  wenn  auch  in  der  ältesten  Zeit  der  Herr  um  die  Ein- 
willigung befragt  und  eine  Gebuhr  für  die  Ertheilung  der- 
selben, das  sogenannte  Ehegeld,  bezahlt  werden  musste  t6°). 
In  unsern  Offnungen  finden  sich  davon  indessen  nur  noch 
sehr  seltene  Spuren,  so  dass  wir  annehmen  dürfen,  es  seien 
die  Anfrage  bei  dem  Herrn  und  das  Ehegeld  schon  früh- 
zeitig ausser  Gebrauch  gekommen. 

Das  Recht  auf  die  erste  Brautnacht,  welches  den  Grund- 
herrn gegenüber  ihren  Hörigen  zugestanden  haben  soll , 
scheint  eine  blosse  Fabel  zu  sein.  Jakob  Grimm,  der  be- 
lesenste Kenner  alter  deutscher  Urkunden  und  Schriften ,  ver- 
sichert, eine  einzige  Stelle  gefunden  zu  haben  in  einer  deut- 
schen Urkunde,  die  sich  darauf  bezieht.  Diese  Stelle  fin- 
det sich  in  einer  Öffnung  von  Mure,  welches  der  Abtei 
Zürich  zugehört,  und  lautet  vollständig  so: 

Aber  sprechent  die  Hofjünger ,  weil  er  hie  zc  der  hclgen 
E  kunt ,  der  sol  einen  Meyer  laden  vnd  ouch  sin  frowen , 
da  sol  der  Meyer  lien  dein  Brütjmm  ein  haften ,  da  er  wol 
mag  ein  schaff  in  gesieden :  Ouch  sol  der  Meyer  bringen 
ein  fuoder  holtz  an  das  hochzit.  Ouch  sol  ein  Meyer  vnd 
sin  frow  bringen  ein  viedenteil  eines  swins  bachen,  Vnd  so 
die  hochzil  zergat ,  so  sol  der  Brütgum  den  Meyer  by 
simwip  lassen  ligen  die  ersten  nacht,  oder  ersol 
sy  losen  mit  V  0.  IUI  du. 

Die  Öffnung  in  der  Gestalt,  wie  wir  sie  noch  besitzen, 
ist  vom  Jahr  1513,  scheint  aber  allerdings  aus  einer  viel 
altern  Öffnung  wieder  abgeschrieben  worden  zu  sein.  Nun 
wird  aber  aus  dem  Inhalte  der  Bestimmung  selber  klar,  dass 
das  Recht,  bei  der  unvermählten  Frau  zu  liegen,  nicht  im 
Ernste  dem  Meyer  zugesprochen  wird.  Denn  einmal  kann 
es  Tür  einen  ganz  geringen  Preis  losgekauft  werden.  An- 
derseits muss  der  Meyer  so  viel  in  die  Hochzeit  bringen, 
dass  das  Lösegeld  durch  seine  Gabe  überboten  wird.  Dazu 


160)  Vgl.  darüber  von  An.  St.  Gallen  II.  S.  167.  Grimm  R.  A.  S.  3S3. 
Urk.  v.J.  1321  bei  Kindlinger  Hörigkeit  No.  72,  „ pro  licentia  vero  nu- 
beodi  ,  ti  suo  pari  nupserit,  dabil  nobis  duodeeim  denarios  legales." 
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kommt,  dass  dieses  Recht  dem  Meyer  doch  nur  zustehen 
konnte ,  als  Repräsentanten  des  Grundherrn.  Grundherr  über 
Mure  in  älterer  Zeit  war  aber  die  Aebtissinn  von  Zürich, 
welcher  das  Recht  bei  den  Frauen  ihrer  Hörigen  zu  lie- 
gen nichts  gefruchtet  hätte.  Endlich  findet  sich  in  den  üb- 
rigen Öffnungen  der  Abtei  sowie  in  allen  übrigen  zürche- 
rischen Offnungen  auch  nicht  die  mindeste  Spur  mehr  von 
einem  solchen  Rechte. 

Ich  halte  daher  die  betreffende  Aeusserung  nur  für  einen 
scherzhaften  Ausdruck.  Um  die  W oth wendigkeit,  das  Ehegeld 
zu  bezahlen,  welches  .eben  in  jener  Loskaufssumme  versteckt 
liegt,  recht  lebhaft  zu  bezeichnen,  wird  dem  Bräutigam  ge- 
droht, wenn  er  es  nicht  zahle,  so  werde  der  Meyer,  der  den 
Einzug  jener  Gebühr  zu  besorgen  hatte,  zur  Strafe  zuerst  bei 
der  Braut  liegen.  Er  soll  die  Gebühr  eben  entrichten,  be- 
vor er  der  Frau  beiwohnt.  Auch  für  Schottland  und  Frank- 
reich, wo  allein  das  jus  primae  noctis  noch  erwähnt  ward, 
kommt  es  doch  sehr  in  Frage,  ob  es  wirklich  je  gegolten 
habe  und  nicht  eher  auf  Missverständtiiss  beruhe ,  obwohl 
ich  nicht  läugnen  will,  dass  nicht  manche  Herrn  aus  ,dem 
Scherze  Ernst  zu  machen  suchten  *6'). 

Die  Heirath  mit  ün genossen,  wenn  sie  trotz  jenem 
Verbote  dennoch  geschah ,  war  zwar  nicht  mehr  nich- 
tig, weil  sie  von  der  Kirche  geschützt  wurde;  aber  sie 
war  doch  mit  Strafe  bedroht  und  hatte  immer  nachtheilige 
Folgen. 

Den  Uebelständcu ,  welche  aus  dieser  Beschränkung  für 
die  persönliche  Freiheit  hervorgingen,  suchten  die  Leib- 
herren  durch  Verträge  abzuhelfen.  In  der  ältern  Zeit  wur- 
den die  Verträge  dem  einzelnen  Falle  besonders  angepasst, 
und  näher  bestimmt,  wie  es  mit  den  Kindern  aus  einer  sol- 
chen Ehe  gehalten  werden  sollte.  Nicht  selten  half  man 
durch  einen  Tausch  aus,  indem  der  eine  Herr  seine  Hörige 
dem  Herrn  des  Bräutigams  übergab,  und  dagegen  von  die- 
sem hinwieder  eine  andere  Hörige  empfing,  die  sich  in  sei- 

161/  Grimm  R.  A.  S.  384. 
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nein  Gebiete  niederliess  und  da  heirathete.  Das  ist  wohl 
die  ursprüngliche  Bedeutung  des  sogenannten  Wechsels  162). 

Spater  aber  dehnte  man,  von  demselben  Principe  ausge- 
gehend,  den  Kreis  der  Genossenschaft  durch  allgemeine  Ver- 
träge weiter  aus,  so  dass  dann  die  Ehe  mit  den  Hörigen 
eines  fremden ,  aber  in  dieser  Verbindung  stehenden  Herrn 
gerade  so  behandelt  wurde,  wie  früher  die  Ehe  mit  ein- 
heimischen Hörigen ,  mithin  Weib  und  Kinder  in  das  Recht 
des  Mannes  übertraten.  Die  Gegenseitigkeit  des  Princips 
•ersetzte  dann  den  Verlurst  wieder,  den  ein  Herr  im  einzel- 
nen Falle  erleiden  musstc. 

Zuerst  scheinen  die  Klöster  für  ihre  Gottesbausleutc  auf 
diese  Gedanken  gekommen  zu  sein.  In  den  Offnungen  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  finden  wir  regelmässig  die  sieben 
Gotteshäuser:  St.  Gallen,  Schanis,  Einsiedeln,  St.  Regula 
in  Zürich,  Reichenau,  Pfäfers  und  Seckingen ,  in  solcher 
Art  verbunden 1M).  Auch  das  durch  solche  Verträge  aus- 
gedehnte Recht  der  Genossenschaft  wurde  zuweilen  Wech- 
sel genannt 164). 

Heirathete  nun  aber  einer,  ohne  dass  sich  die  Herren 
vertragen  hatten ,  eine  Ungenossinn,  so  wurde  er  nicht  bloss 
dafür  in  älterer  Zeit  empfindlicher,  später  gewöhnlich  nur 
mit  .einer  Geldbusse  bestraft:  sondern  die  Kinder  aus  sol- 
cher Ehe  wurden  in  ihren  Erbrechten  beschränkt.  Wenn 
nämlich  Vater  und  Mutter  beide  hörigen  Standes  waren, 
so  folgten  sie  nach  den  Grundsätzen  des  ältern  Rechts  hei 

162)  Vgl.  Sommer  Handbuch  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  Hain. 
1830.  B.  I.  S.  357  iT.,  wo  viele  Stellen  Tür  Weslpbalen  abgedruckt  sind, 
v.  An  Geschichte  von  St.  Gallen  II.  S.  161".  16S.  tlrk.  bei  Neugart 
1054.  1064.  Der  Wechsel  kam  auch  bei  Ministerialen  vor.  Urk.  hei  Kind- 
linger  Hörigkeit  No.  27.  v.  J.  1251.  Vgl.  auch  No.  29.  b.  103.  115.  116. 
117.  u.  a.  besonders  aber  No.  1 62.  a.  eine  Urk.  v.  J.  1423.,  worin  ciu 
Wechsel  aber  nur  nach  vorher  eingeholter  Zustimmung  der  ausgetauschten  Hö- 
rigen vorkommt. 

163)  Dass  es  aber  viel  ältere  Vertrage  dieser  Art  gab,  xeigt  eine  Urk. 
des  Fra  u  inti  ns  teramts  II.  415.  v.  J.  1360.:  „Als  unser  Gottshus  (tu 
den  Einsiedeln)  von  alter  her  vnd  guter  gewonheit  genossaini  hat 
gehabt  vnd  noch  hat  mit  den  lllten  des  gottshuses  zu  der  Abtei  Ziiricli. 

164)  Wal  dm.  Spruchbrief  für  Kyburg  v.  J.  1489. 


192  Zweites  Buch.    §.  17. 

einer  Ehe  unter  Ungenossen  der  Mutter  X6S).  Waren  sie  nun 
erbfähig  gewesen ,  so  wäre  das  Gut  des  Vaters  in  die  Hände 
von  Hörigen  eines  fremden  Herrn  gerathen.  Daher  wird 
den  Kindern  aus  ungenossen  Ehen  das  Erbrecht  in  das  Gut 
ihres  Vaters  entzogen.  In  der  Folge  licss  man  ihnen  zwar 
die  Erbschaft ;  dagegen  mussten  sie  einen  bedeutenden  Theil 
wenigstens  der  Fahrhabe  dein  Herren  übergeben,  als  Lass, 
Gelasse  ,6G). 

Hatte  der  Hörige  eine  Freie  geehelicht  oder  ein  Freier 
eine  Hörige  genommen,  so  trat  jene  Gefahr  nach  den  älte- 
ren Grundsätzen  nicht  ein.  Die  Kinder  folgten  immer  der 
ärgern  Hand  und  wurden  somit  in  beiden  Fällen  hörig. 
Demzufolge  verlor  der  Herr  hier  nichts,  als  dass  er  etwa 
seine  Hörige,  die  nun  als  Frau  an  ihren  Mann  gebunden 
war,  von  diesem  nicht  abfordern  konnte. 

Ich  will  nun  einige  Stellen  folgen  lassen,  theils  zum 
Beweise,  theils  zur  weitern  Ausführung  des  Gesagten. 

Alte,  Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  ist  ouch  des 
hoffs  recht,  ob  ein  gotzhlts  frow,  die  ein  hofwib  ze 
Wald  ist,  hin v ss  Keine,  nimpt  die  ein  man  vsserthalb,  der 
vngenossain  ist,  er  sig  fry,  eigen  oder  wer  er  ist,  was  ' 
landen  von  inen  kuinbl,  sond  hofflüt  sin,  vnd  ftat  der 
hol!  zc  wähl  ,  iro  vnd  ir  hinden  vml>  sin  jerlicben  stür 
nach  ze  fragen,  vnd  sol  inen  das  nieinan  vor  sin,  weder 
herren,  stell  noch  lenndcr.  (Ist  der  Manu  genoss,  so 
tritt  jene  Folge  nicht  eiu  ,  sondern  es  gehören  dann  die  Kin- 
der dem  Herrn  des  Vaters.  Es  wird  auch  unterschieden 
/.wischen  Ehen  ausser  und  auf  dem  Hofe.  Heirathet  ein 
Hofweih  einen  auf  dem  Hofe,  genossen  oder  ungenossen, 
so  gehören  in  beiden  Fällen  die  da  gebornen  Kinder  dem 


165)  Ein  solcher  Fall  lag  «lein  oben  Bach  I.  $.  16-  Antn.  149.  erwähnten 
Prozesse  zu  Grunde,  Ein  Höriger  «ier  Propilti  halle  eine  Hörig«  der  Abtei 
Zürich  geheiralhet.  Die  Kinder  aus  dieser  Ehe  waren  dann  Hörige  der  letz- 
tem geworden,  lind  wollten  das  Gut .  das  ihr  Vater  von  der  I'ropstei  beses- 
sen ,  doch  behalten  und  der  Abtei  verzinsen.  Daher  die  Gefahr  einer  Entfrem- 
dung.    Vgl.  auch  Neugart  No.  332. 

166)  v.  Arx  St.  Gallen  I.  S.  3 12.  stellt  das  Gelasse  unrichtig  mit  dein 
Kall  zusammen  und  erklärt  es  als  Oewnurtfatl. 
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Hofe.  Das  ist  eine  Wirkung  nicht  der  Ehe,  sondern  wie 
das  Rechtssprüchwort  sagt,  der  Luft,  die  eigen  macht). 

Alte  Öffnung  von  Berg.  Es  mag  ein  gotzhusinan 
sin  vngenossamcn  nütz  fügen  noch  inachen.  Kein  ungenos- 
sami  mag  och  Kein  gotzhusman  erben,  es  sigen  vatter  oder 
muoter,  Schwester  oder  bruodcr. 

Öffnung  zu  Laufen  s.  d.  Das  erst  vnd  das  gröst 
(gepresten)  ist  die  vngenossamin.  Wenn  ain  hofhörig  man 
ain  frowen  niinpt,  die  nit  sin  genoss  jst,  der  haut  des 
bischoft's  (Grundherrn)  vnd  des  vogts  huld  verloren167)  vnd 
darvinb  ist  recht ,  sitzt  ain  vogt  vf  sinem  ross ,  so  er  es 
lernimpt ,  so  sol  er  darab  nimer  kuinen ,  Ee  das  er  In  ge- 
hamncl  vnd  gebyfanget ,  ob  er  mag ,  dar  vmb  aineui  vogt 
sin  guot  verfallen  ist.  Doch  sol  er  In  schetzen  in  der 
mauss,  das  ain  bischoff  och  ettwas  da  lind,  vnd  wenn  er 
sich  mit  ainem  vogt  vnd  mit  ainem  bischoff  als  (aus?)  ge- 
richtet ,  dennocht  so  ist  er  järlichs  aim  bischoffs  pfläger 
verfallen  ze  geben  ze  dein  herbstgeding  III  f.  pfening 
schauffhuser  raüntz  vnd  ze  dem  maigengeding  III  f.  pfening 
derselben  müntz. 

Am  stärksten  drückt  sich  über  die  Strafbarkeit  der  Unge- 
nossaine  der  zweite  Engel bergerHofrodcl  aus:  Wenne 
ein  gotzhusman  sinen  herren  verratet  an  üb  oder  an  sinen 
cren  oder  sin  vngeupssen  nimmt,  oder  ein  gotzhus- 
man ein  golzhuswib  ersiecht  ze  tode ,  des  üb  vnd  guot 
ist  dein  gotzhus  vervallen. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Wer  och  das,  das  dekeiner 
des  Gotzhuscs  (Einsiedeln)  man  ze  der  E  Herne  mit  siner 
vngenossin,  der  sol  eins  abtes  huldc  gewinnen  als 
er  sy  an  Im  finden  mag  ,6S).  Wer  och,  das  er  Kind  ge- 
-i  —  

167)  Heber  den  Ausdruck:  „des  Hfrrn  fluide  verlieren,''  siehe  besonders 
Fürth  Ministerialen  S.  385  und  die  folgende  Auin. 

168)  St.  Gallische  Verordnung  bei  Ton  Arx  II.  S.  166.  „Quicunqoi 
atriasqut  sexus  extra  suum  cotisortium  matrimoniuin  conlraxerit,  rel  alias  a 
inonaAlerio  nostro  fugitivi  qooria  modo  eruut,  ab  Ulis  omnia  feoda  et  bona 
Wonasterii  ad  nos  iinmediate  deToIvuntur,  et  Mbu»  poteat  et  debet  iptos  abs- 
que  cujuscunque  contradictione  pitnire  in  corpore ,  rebm  et  bonia  iptorum 
secundum  gratiam  auam."  In  Meilen  (Vogloffnung)  ist  dje  Busse  18  Pfd. 
die  höchste,  auf  welche  der  Vogt  überhaupt  erkennen  darf,  Die  Öffnung  vo« 
Brünen  verordnet  a«*drU«klirh ,  das»  dpr  Abt  von  Einsiedeln  in  solchen 
Fällen  die  Strafe  nicht  auf  das  Ende  verspare,    sondern  den  Schuldigen  bei 
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wunne  by  der  frowen,  so  erbet  das  gotzhus  was  er 
eigens  und  erbens  hett  von  dem  gotshuse. 

Öffnung  der  Gotteshausleutc  von  Einbrachs.d. 
Ein  bropst  hat  ouch  das  recht ,  wclher  gotzhusman  sin  vn- 
gnossen  niinpt ,  das  er  den  straffen  mag ,  vnd  ob  ein  bropst 
Inn  nit  möcht  begwaltigcn ,  sol  er  einen  vogt  von  Kyburg 
anrueffen  vnnd  Im  derselb  beholfen  sin. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  Es  ist  ouch  ze 
wissen,  das  wir  genossen  sind,  vnsere  kind  ze  gehen  vnd 
ze  nemen  zuo  disen  nachgeschribenen  siben  gotzhüsern, 
(die  obigen  werden  genannt)  vnd  sol  vns  das  Kein  hrrr  zuo 
grüningen  nit  weren  noch  vorsin.  Vnd  ist  das  ein  frow  in 
die  genossami  hinus  kunt ,  dero  lib  noch  guot  hat  ein  herr 
ze  grüningen  nit  furo  nach  ze  fragen.  Ist  ouch  daz  ein 
frow  (die  einem  fremden  Herrn  zugehört  aber  innerhalb  der 
Genossenschaft)  har  in  dis  dingstatt  kunt ,  dero  lib  noch 
guot  sol  nicinan  nach  fragen.  —  Ist  ouch  das  ein  frow  hin 
vs  Kant,  vnd  si  ein  vngenossainen  man  nimpt ,  der  lib  vnd 
guot  hat  der  herr  zuo  grüningen  nach  ze  fragen  vnd  ir 
feinden. 

Ilausb  rief  von  Bubikon  von  1483.  Ausser  der  oben 
(S.  188)  schon  mitgetheilten  Stelle  noch  folgende:  das  des 
egnanten  huses  eigen  lüt  sich  nit  entvngnossen  sollend.  — 
Vnd  ob  sich  einer  oder  mer  mit  wiher  ze  nemen  entvn- 
gnossamte,  als  dikk  vnd  von  wein  das  geschieht,  das  den 
der  her  vorgenannt,  oder  ein  Comendür  vnnd  amptman  de» 
huses  Bubikon  dis  darvmb  nach  gnaden  straffen  niögent, 
vnd  wenn  dieselben  ,  die  sich  also  entvngnossamend ,  vnd 
darvmb  gestrafft  sind ,  von  todes  wegen  abgand ,  das  den 
ein  her  Comendür  —  von  denselben  als  (alles)  ir  varend 
guot,  so  si  nach  tod  lassend,  erben,  vnd  si  darvmb  Val- 
ien mögend  vnd  ob  dieselben  eliche  kind  hinder  inen 
lassend,  das  den  ir  verlasen  ligend  guott  werden  sol. 
(Man  sieht,  wie  sehr  gemildert  die  alten  Grundsätze  damals 
waren.  In  derselben  Richtung  noch  einen  Schritt  weiter 
geht  die  Erläuterung  des  Züricher  Rathes  zu  diesem  Artikel 
von  1483,  woraus  man  sieht,  dass  zuerst  älteres  Recht  in 

lebendem  Leibe  slrafe.  Unterlässt  er  es,  so  hat  er  nur  wie  in  allen  andern 
Fallen  auch  der  Genossamc  das  Besthaupt,  nicht  aber  einen  Las*  7U  be- 
ziehen.   D.is  mag  wieder  Milderung  sein  ru  Gunsten  der  Erben. 
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die  Urkunde  aufgenommen  wurde.)  Vnd  vff  den  artikkel, 
so  hannd  sich  vnnser  herren  von  Zürich  witcr  erkennt,  vnd 
zuo  recht  gesprochen ,  uas  vs  dem  Verenden  gnot ,  des  so 
sich  also  entvngenossament  hat ,  nach  sinem  abgang  all 
Schuldner,  die  sich  wie  recht  ist  erfindent,  vssgericht  vnd 
behalt  werden»  vnd  das  übrig,  ob  ütiit  ute  des  varenden 
guotz  vorhannden  ist,  Einem  herren  des  huses  Bubiken  — 
für  den  lass  als  vorstat,  gelangen  vnd  werden  soi ;  vnnd 
witer  Ist  nachgelassen  In  vnnser  herren  piett,  wo 
elichc  Kind  sind,  den  lass  halben  vnd  sunst  nütt. 

Öffnung  von  Wiesendan  gen  vom  Jahr  l'j73.  Gant 
aber  ein  gotzhusman  ab,  der  sin  vngenossaini  gehabt  hat, 
so  nympt  ain  her  zw  enteil  der  far  enden  hab,  vnd 
den  val  vor  vss.  (Der  Fall  oder  das  Besthaupt  darf  so- 
mit nicht  mit  dem  Lass  verwechselt  werden  ) 

Urbar  der  Herrschaft  Grün  in  gen:  Vngenos- 
sami  ist,  so  ein  eigener  Man  eine  zur  Ehe  nimmt,  die 
eines  andern  herren  lybeigen  ist,  vs  wellichem  dan  folget, 
da  ss  die  kind,  so  von  der  selbigen  erboren,  des 
Herren  lybeigne  werdent,  welliches  die  Mutter 
lybeigen  ist.  (Dasselbe  Urbar  verwirft  aber  bereits  die 
ä'lterc  Ansicht,  dass  die  Kinder  der  ärgern  Hand  folgen 
sollen ,  und  lässt  die  Kinder  eines  Hörigen  und  einer  Freien 
frei  werden.  Der  Lass  *ür  die  Ungenossame  ist  iiach  dem- 
selben auf  einen  Drittheil  der  Fahrhnhe  des  Verstorbenen  her- 
abgesunken, gleichviel  ob  Kinder  da  seien  oder  nicht.) 

Nach  dem  alten  Rechte  der  Grafschaft  Kyburg  war 
es  auch  gewöhnlich,  schon  zum  voraus  die  Ungenossamc 
loszukaufen,  so  dass  dem  Herrn  eine  kleine  Summe  gegeben 
wurde,  um  von  ihm  die  Erlaubniss  zu  erhalten,  einen  Un- 
genossen  zu  heirathen,  worauf  dann  die  Ehe  als  eine  Ge- 
uossenehc  behandelt  wurde:  [3l]  der  genoss  kofl'tc  denn  Im 
selbs  die  vngnossamy  nach,  so  sol  er  darinue  bescheiden- 
lieh  gehalten  werden.  —  Das  erinnert  an  die  Ertheilung 
des  römischen  Connubium,  welches  auch  öfter  im  einzelnen 
Falle ,  namentlich  zum  Behuf  der  Verheirathung  der  römi- 
schen Veteranen  mit  Provincialinnen  .  verstauet  wurde« 
Ausserdem  machte  der  Aufenthalt  eines  Ankömmlings 

auf  dem  Hofe  eines   Grundherrn   gewöhnlich  nach 

cinisrer  Zeit  unfrei. 
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Öffnung  von  Hüngg  von  1358:  Wer  der  ist,  der  von 
andern  dörffer  oder  Stetten  in  das  dorf  ze  hüngg  kumpt, 
vnd  da  wonent  ist  ein  Jar  vnd  einen  tag  vnan- 
gesprochen,  der  sol  dannenhin  dinen  einem  probst 
(Grundherr)  vnd  einem  vogt  in  alle  wise,  als  ein 
ander  kneht  der  kilchen  von  Ziirich.  der  sessehaft 
ist  in  dem  dorf  ze  hüngg. 

Dazu  ist  es  keineswegs  nöthig ,  dass  nur  Unfreie  da- 
selbst wohnen.  Die  Grnndhcrren  dehnten  jene  Folgen  auch 
da  aus,  wo  freie  Landdassen  neben  Unfreien  unter  ihrer 
Herrschaft  standen.  In  der  Grafschaft  Kyburg  gab  es 
sowohl  Freie  als  Unfreie,  wie  das  Grafschaftsrecht  selbst 
sagt.    Dessen  ungeachtet  heisst  es  in  der  allen  Öffnung: 

£24.]  Vnd  -worüber  den  rin  vnd  die  aren  herin  vnd  über 
den  wallensec  herab  in  die  graflschafl't  kiburg  züchet  vnd 
kompt,    das  heissent   vnd  sind  lantzügling  vnd  her- 
komen  lüt  vnd  gehürent  an  daz  hus  kiburg. 
Eine  Bestimmung,  deren  Alter  jedenfalls  das  Alter  der 
betreffenden  Öffnung  übersteigt,  wie  man  aus  den  Angaben 
über  die  Grenzen  der  Grafschaft  sieht.     Dabei  wird  in- 
dessen  vorausgesetzt,  dass  diese  Laudzüglinge  nicht  binnen 
Jahresfrist  von  ihrem  Herrn  angesprochen  werden.  Würde 
das  geschehen,  so  würden  sie,  ungeachtet  eines  langem 
Aufenthaltes  in  der  Grafschaft,  dennoch  ihrem  ursprünglichen 
Herrn  verbleiben.  Werden  sie  dagegen  binnen  Jahr  und  Tag 
nicht  angesprochen,  so  fallen  sie  an  das  Haus  Kiburg109). 

In  Binzikon,  wo  ein  Theil  der  Bewohner  frei,  ein  an- 
derer dem  Herrn  von  Grüningen  hörig  ist,  fallen  nur  die 
Hörigen  fremder  Herren  nach  Jahr  und  Tag  jenem  zu: 

Öffnung  von  ßinzikon  von  1455.  Wenn  frowen  oder 
man  har  In  dis  dingstatt  körnend,  als  vyl  ir  ist,  die  eins 
herren  eygen  sind  ,  Ist  das  dieselben  lüt  hie  Jar  vnnd  tag 
by  ir  eygen  hrott  vnnd  kost  sitzend,  von  Ir  herren  vnan- 
sprochen ,  so  sond  sy  dannenthin  gen  grueningen  hüren , 
vnnd  sol  sy  der  herr  daselbs  dannenthin  halten  vnnd  schir- 
men ,  als  annder  husgenossen  ,70). 

169)  Altes  Grafschaftsrecht  Art.  25.  27. 

170)  Damit  sind  zuweilen  für  den  Grund-  oder  Vogtherrn  bedeutende 
Verpflichtungen  verbunden.     Vgl.  Öffnung  von  Alt-Rege  nsberg  von  1 426  • 
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Der  Zustand  der  Hörigen  war  iiisbesondere  günstiger 
geworden  durch  die  Ausbildung  des  Hof  rechts  l71),  wel- 
ches die  Willkühr  des  Herren  sehr  crina'ssigtc.  Ich  finde 
keine  Spur  mehr  von  einem  freien  Züchtigungsrechte  des 
Herrn,  wohl  aber  eine  Menge,  dass  der  Hörige  unter  dem 
Schutze  seiner  Genossen  steht  in  dem  Gerichte.  Auch  ist 
es  in  der  That  auffallend,  mit  was  für  geringen  Bussen 
ganz,  ansehnliche  Vergehen  bedroht  sind.  Wir  werden  auf 
dieses  Alles  weiter  unten  zurück  kommen. 

Veräusserungen  von  Hörigen  kommen  noch  vor  bis  in's 
vierzehnte  Jahrhundert  hinein ,  von  Hofleuten  indess  wohl: 
nie  ohne  Verausserung  des  Hofes,  und  auch  von  andern 
kaum  anders  als  mit  ihrer  Einwilligung  und  auf  deren  lu- 
gehren, meistenteils  auch  so,  dass  sie  dadurch  in  bessere 
Verhältnisse  traten.  Dahin  gehören  z.  B.  alle  Veräusse- 
rungen an  Klöster,  wodurch  die  Hörigen  Gotteshausleute, 
wurden.  Ferner  ein  Fall,  in  welchem  Ritter  Rüdger  von 
Werdegg  den  Rathen  und  Burgern  von  Zürich  im  Jahre 
1299  seinen  Knecht  Heinrich  zu  einem  Rathsknecht  über* 
lasst  und  verspricht,  ihn  nicht  mit  Steuern,  Gewerf  oder 
Diensten  zu  nöthigen.  Die  neuen  Herren  mögen  „ab  ihm 
richten  von  sinem  libe  und  von  sinem  gute  ane  minen  zoru172)." 

Die  persönlichen  Dienste  mussten  schon  darum  au  vielen 
Orten  milder  werden,  weil  der  Herr  ferne  von  dem  Gute 
lebte,  und  der  Meyer  oder  Keller,  welche  die  Aufsicht 
hatten,  ihrem  Stande  nach  gewöhnlich  zu  den  Bauern  gehör- 
ten ,  und  mit  den  Holleulen  durch  Verwandschaft  u.  s.  f.  enge 


„Item  wäry  das  ein  kind  fundeu  ward  In  roiner  herren  gericht ,  der  so)  es 
»nlwurlen  vff  die  bürg  einein  harren  oder  einem  vogt,  der  »ol  das  kind 
Ziechen  (erziehen)  vutz  das  es  darzuo  kuint ,  das  es  sich  selber  begon  mag." 

171)  Wie  frühe  sich  das  Hofrecht  ausgebildet  habe,  halt  schwer  zu  be- 
stimmen. Doch  wird  es  r.  B.  in  einer  bairischen  Urkunde  von  1015,  bei 
Kindlinger  Hörigkeit  No.  3.  lilt.  a.  als  hergebrachtes  Recht  vorausgesetzt. 
„Ceterum  si  coloni  in  litibn*  cautarum  decidendi»  inter  se  dissentiunt,  ad 
proximal»  curti  marchiam  eos  pro  seulenüis  ferendis  staluimus  habere  recursum." 

172)  Framnünster  amt  I.  714.  Vgl.  auch  zwei  Urkunden  bei  Kind- 
linger a.  a.  O.  No.  79  und  80  von  den  Jahren  1329  und  1331,  worin 
ebenfalls  Veräusserungen  vorkomme». 
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verbunden  waren.    Es  gilt  diess  sowohl  von  den  Klöstern 
als  von  weltlichen  Grossen ,  und  nur  wo  etwa  ein  kleiner  « 
Grundherr  noch  selber  auf  seinem  Hofe  hauste,  mochte  er 
von  seinen  Hörigen  strengern  Dienst  fordern. 

§.  IS.    Hohe  Gerichtsbarkeit. 

Der  Keim  der  spätem  Unterscheidung  zwischen  hoher 
und  niederer  Gerichtsbarkeit  (advocatia  superior  et  infe- 
rior173) lag  bereits  in  der  alten  Verfassung,  in  welcher  der 
Gaugraf  den  Vorsitz  im  Gaudinge,  der  Centgraf  den  Vor- 
sitz in  der  Huntari  hatte.  Das  Verhältniss  hatte  sich  aber 
doch  mit  der  Zeit  schärfer  fixirt  und  eine  modifteirte  Ge- 
staltung angenommen.  Die  Stellen  waren  erblich  geworden 
und  so  in  den  Bereich  einzelner  Familien  gelangt.  Die  In- 
haber der  niedern  Gerichtsbarkeit  waren  überdein  häufig  in 
Lebensverhältnisse  gekommen  zu  den  höher  gestellten  Herrn 
der  hohen  Gerichtsbarkeit,  und  dienten  ihnen  nunmehr  als 
Vasallen.  Auf  der  andern  Seite  aber  hatte  diese  Gerichts- 
barkeit von  ihrem  ursprünglichen  innern  Gehalte  vieles  ein- 
gebiisst,  und  war  nach  und  nach  sehr  zum  Vortheil  theils 
der  kleineren  Grundherrn,  theils  der  Vögte  ausgebeutet  und 
geschwächt  worden. 

Das  Recht,  welches  das  sicherste  Kennzeichen  der  hohen 
Gerichtsbarkeit  blieb,  war  der  Blut  bann.  Ueber  Leben 
und  Tod  konnte  immer  noch  nur  der  richten ,  welcher 
seine  Gewalt  unmittelbar  von  dem  Kaiser  selbst  ableitete, 
somit  eines  direkten  Verbandes  mit  demselben  fähig  war.  • 
Und  als  schon  lange  alle  übrigen  Streitigkeiten  und  die  Be- 
urteilung aller  geringem  Vergehen  vor  den  Vögten  und 
Grundherrn  verhandelt  und  abgethan  wurden ,  mussten  diese 
doch,  sobald  es  an  das  Blut  ging,  den  Verbrecher  dem 

173)  Von  Arx  St.  Gallon  I.  S.  \\1  Mixt  den  Anfang  des  Unterschiede« 
in  das  dreizehnte  Jahrhundert.  Indessen  finde  "reto  in  einer  Urkunde  de* 
zwölften  Jahrhunderts  bei  Och«  Geschichte  von  B*sel  1.  S.  265  den  Reichs- 
rogt  der  Stadt  advoeatn*  major  genannt,  im  Gegensatz  7.0  den  übrigen  Völlen 
im  Bisthuine ,  die  der  Bischof  ernennt. 
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Landesherrn  oder  seinem  Vogte  übergeben.  Wir  werden 
im  Verfolge  noch  mehrere  Stellen  finden,  welche  über  die 
Compctcnz  des  Landgrafen  oder  seines  Landvogtes  im  Ge- 
gensatze zu  Vögten  und  Grundherrn  nahern  Aufschluss  geben. 
Indessen  mögen  doch  schon  hier  einige  Zeugnisse  stehen. 

Die  Grafen  von  Kyburg  haben  das  Schirmvogteiamt  des 
Klosters  Beromünster  und  zugleich  Hoheilsrechte  auf  den 
Ort.  Nun  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  niedere  Ge- 
richtsbarkeit daselbst  dem  Propste  zugehöre,  mit  Ausnahme 
der  Verbrechen,  welche  an  das  Blut  gehen.  Diese  ver- 
bleiben dem  Grafen  zur  Beurthcilung.  Lässt  er  sich  aber 
mit  Geldbussc  abfinden,  so  hat  er  nach  jenem  Vergleiche 
nur  ein  Drittel  davon  zu  beziehen  ,  zwei  Drittel  fallen ,  wie 
von  allen  andern  Bussen,  dem  Propste  zu  ,7i).  Ferner  über- 
tragen in  einer  andern  Urkunde  des  dreizehnten  Jahrhun- 
derts die  Grafen  von  Toggcuburg  die  (niedere)  Vogtei  über 
einen  Ort  im  Thurthal  dem  Abte  des  Klosters  St.  Johann 
daselbst,  darin  ist  alle  Gerichtsbarkeit  enthalten  mit  einziger 
Ausnahme  des  Blutgerichtes,  welches  der  Graf  Craft  vou 
Toggenburg  sich  selber  oder  seinem  Verweser  vorbehält ,7S). 

Die  Stellung  dieser  Grafen  ist  somit  der  Stellung  des 
Reichsvogtes  in  den  Städten  ganz  ähnlich.  Denn  wo  einer 
Stadt  kein  besonderer  Reichsvogt  gegeben  war,  war  die- 
selbe wie  das  offene  Land  dem  Blutgcrichle  des  Landgrafen 
oder  seines  Vogtes  unterworfen.  Ausser  den  oben  darge- 
stellten Verhältnissen  der  Stadt  Wintcrthur  mag  auch  die 
Rechtspflege  in  der  Stadt  Stein  noch  zum  Belege  dienen. 

174)  lTrk.  v.  1223  bei  Neugart  No.  910:  „Pr..eterea  junsdictio  villte 
Bcronensi*  ad  »oliun  Praepositum  adeo  plenarie  perlinel,  quod  ipse  smnu  ibi- 
dem debel  habere  reclorem,  et  nullus  ad  advocatum  (den  Gr.ifen  vou  Kybuig) 
respectus  habetur,  nisi  in  Ulis  crimimbus ,  quae  judieio  sanguinis  paniun- 
tur ,  sicut  furla ,  et  liujusm'idi  majora.  ausu  temerario  pei'|ielrald,  quae  tarnen 
si  potma  pectiniaria  rediiuaolur ,  duae  partes  Praeposito  proveuient ,  lerliu 
cedat  advocuto." 

17$)  Utk.  v.  1249  Neugart  No.  »41.  „Douavi  —  abbali  saneti  Jo- 
hannis et  omnibus  suis  succes.soribus  omnia  jur.i  jtidic.tntla  et  deterininanda 
Um  super  honiines  quam  feoda  spectanlui  ad  monasterium  smicti  Johannis , 
t  veeptis  capitulibus  sententii*  ,  eff~usione  sanguinis,  et  super  fures  qnod  «50, 
i*l  ineu*  specialis  minister,  judieare.  debeinus." 
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►  • 

In  einem  Statut  von  13S5  hcisst  es; 

Vnd  so  es  einem  an  den  lyb  gat ,  so  sol  der  Schult- 
heiss  vfstan  vnd  sol  den  stab  von  im  (zu  Händen  der 
Herrn  von  Klingen)  geben ,  es  sige  von  wunden  ald  dieb- 
stal  äld  von  einigen  Sachen ,  die  einem  an  den  lyb  gand. 
Iü  der  Grafschaft  Kyburg  hatte  sich  die  hohe  Vogtei 
in  grösserm  Umfange  erhalten,  zumal  die  Grafen  zugleich 
auch  die  niedere  Vogtei  in  den. meisten  Gegenden  ihres  Ge- 
bietes bewahrt  hatten.    Indessen  wurde  diese  letztere  doch 
in  der  Regel  durch  Unter  vögte176)  verwaltet,  und  gewöhn- 
lich nur  die  bedeutenderen  Verbrechen  vor  ihr  eigenes  Ge- 
richt gebracht. 

Altes  Kyburger  Grafschaftsrecht  aus  dein  fünf- 
zehnten Jahrhundert:  Item  es  hat  ouch  niement , 
so  kleine  gericht  in  der  granschaft  kiburg  hat,  hocher  zc 
richten  ,  denn  IX  pfund.  Und  was  in  sölichen  kleinen  ge- 
richten  darüber  ist,  das  gehoerett  einem  herren  ze  kiburg 
zuo.  Es  were  denn  daz  einer,  so  kleine  gericht  hette,  hoch  er 
ze  richten  von  der  herrschafft  vnd  dem  hus  kiburg  anders 
begnadet  vnd  gefrigt  were. 

Ueber  die  Form  des  Blutgerichtes  sind  wir  aus  Rechts- 
quellen des  fünfzehnten  und  sechszehnten  Jahrhunderts  noch 
genau  unterrichtet.  Wir  besitzen  nämlich  mehrere  Ord- 
nungen ,  wie  ein  Landtag  um  das  Blut  gehalten  werden  soll, 
aus  dieser  Zeit,  deren  wesentlicher  Inhalt  aber  unzweifel- 
haft uralt  ist  und  der  ursprünglichen  Verfassung  entspricht. 
Um  ein  anschauliches  Bild  dieses  Verfahrens  zu  geben, 
Wählen  wir  den  Bericht ,  welcher  in  einer  Ordnung  für  das 
freie  Amt,  wahrscheinlich  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
niedergelegt  ist. 

Wer  einen  andern  wegen  Todschlag  oder  eines  andern 
todeswürdigen  Verbrechens  anklagen  will,  soll  von  dem 
Obervogte  im  Freiamte,  „welcher  von  Eeren  wegen  der 
Herrschaft  am  Lanndttag  ein  Lanndtgraf  generompt wirt»" 


176)  Zuerst  finde  ich  einen  Unlervogt  in  der  Grafschaft  Kyburg  erwähnt 
1376.  Dipl.  der  Propstei  B.  153.  Das  srhliesst  aber  früheres  Vorhanden* 
sein  von  Unterrügten  nicht  aus« 
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feinen  Landtag  begehren.  Der  Obervogt  beauftragt  sodann 
durch  den  Freiamtmann  alle  Untervögte  der  Herrschaft, 
den  Landtag  in  allen  Kirchhörenen  zu  verkünden.  Derselbe 
wird  nun  entweder  zu  Bergken  oder  zu  Rifferschwyl  ge- 
halten. In  jenem  Falle  sollen  aus  jedem  Hause  im  Lunk- 
hofer-  und  Oberwyleramte  ein  Mann,  aus  dem  Maschwan- 
deramte sechs  Manner  und  aus  dem  Freiamte  im  engern 
Sinne  ebenfalls  sechs  Männer  anwesend  sein.  Im  zweiten 
Falle  sollen  aus  jedem  Hause  im  Maschwander-  und  Frei- 
amte einer,  und  aus  den  beiden  übrigen  Aeintern  zusammen 
zwölf  Männer  zugegen  sein.  Man  sieht  daraus  deutlich, 
dass  der  Landtag,  wie  vordem  das  Gaugericht,  noch  eine 
wahre  Volksgemeinde  war.  Ebenso  wird  er  noch  fort- 
während im  Freien  gehalten. 

Der  Landgraf  (so  wird  er  nun  fortwährend  in  allen 
Formeln  genannt)  leitet  nun  das  Gericht.  Zuerst  fragt  er 
den  Freiamtmann  an,  ob  den  Landrichtern  allenthalben  ge- 
hörig verkündigt  worden,  und  la'sst  diese  dann  die  Kirch- 
hörenen eine  nach  der  andern  aufrufen,  um  zu  erfahren, 
ob  die  Landrichter  versammelt  seien.  INun  fragt  er  wen 
er  will  unter  den  Anwesenden,  was  Recht  sei,  worauf 
der  Angefragte  erwiedert:  der  Amtmann  solle  zwei  zu  ihm 
nehmen,  um  zu  sehen,  ob  es  Tagzeit  sei  zu  richten.  Denn 
das  alte  öffentliche,  Verfahren  ist  nur  zulässig  am  hellen 
Tage ,  nicht  im  Dunkel  der  Nacht  t77).  Das  geschieht  so- 
dann und  es  darf  der  Landgraf,  nachdem  er  auch  darüber 
einen  angefragt  hat,  niedersitzen  und  um  Sachen  richten, 
die  das  Blut  und  Leben  antreffen. 

Jetzt  erst  wird  das  Gericht  gebannt.  Der  Landgraf  fragt 
einen  der  Anwesenden,  der  nun  als  Fürspreche  bezeichnet 
wird,  wie  hoch  gebannt  werden  solle.  Dieser  erkennt  auf 
seinen  Eid ,  dass  man  das  Gericht  verbannen  solle  „  an  die 
höchsten  buoss,  das  nyemand  den  andern  sume  mit  sinen 
Worten  oder  werchen.  Eyner  welle  dann  ein  vrteyl  sprä- 
chen oder  mit  Recht  darwider  reden."  In  dieser  Form  ver- 
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bannt  nun  der  Freiamtniann  auf  Geheiss  des  Landgrafen 
das  Gericht. 

Jetzt  wird  dem  Klager  verstattet,  sich  zu  verfiirsprech.cn. 
Er  kann  nun  nach  seiner  Auswahl  einen  Fürsprechen  begeh- 
ren. Doch  können  dadurch  neue  Fragen  und  Erörterungen 
uothwendig  werden.    Es  hcisst  nämlich : 

Perselb  (d.  h.  der  zum  Fürsprechen  Begehrte)  oder  s  i  n 
fründschaft  mögend  sich  dann  ouch  verf  Ursprachen. 

Hier  schimmert  das  alte  Recht  der  Privalfehde  von 
neuem  durch.  Es  ist  nicht  ganz  gefahrlos,  sich  als  Partei 
zu  benehmen.  Wicht  bloss  der,  welcher  sich  so  einmischt 
und  an  der  Verfolgung  der  Klage  Antheil  nimmt,  auch 
seine  Familie  (Freundschaft)  könnte  möglicher  Weise  in 
feindselige  Verwickelungen  kommen.  Daher  das  Interesse 
auch  dieser,  sich  gegen  solchen  Antheil  zu  verwahren. 

Nachdem  nun  der  Kläger  einen  Fürsprechen  erhalten 
und  sich  mit  demselben  beredet  hat,  so  eröffnet  er  die 
Klage,  insofern  das  Verbrechen  nicht  geläugnet  wird.  Ist 
die  That  bestritten  von  dem  Verbrecher  oder  dessen  Freund- 
schaft, so  soll  zuerst  der  Freiamtniann  die  Wahrzeichen  in 
das  Landgericht  legen,  welche  er  zuvor  von  dem  Leich- 
name genommen  hatte.  Darauf 

mögend  dann  die  Cleger  Ir  Clag  setzen ,  vnd  kuntschafft 
stellen  ,  das  man  den  entlypten  inn  disen  kleydern  hah  le- 
bendig vnd  Todt  gesechen. 

Der  Freiamtmann  hatte  somit,  wie  der  englische  Coro- 
ner, Todtenschau  gehalten  und  die  ersten  Spuren  des  Ver- 
brechens gesammelt.  Den  Klägern  lag  es  aber  ob,  den 
weitern  Beweis  vor  dem  Gerichte  zu  führen.  Der  Frei- 
amtmann konnte  freilich  auch  selber  im  öffentlichen  Inter- 
esse klagen.  Dann  Hess  er  gewöhnlich  auch  sich  einen 
Fürsprechen  geben  aus  dem  Gerichte  und  brachte  sodann 
seine  Klage  vor.  In  einem  zweiten  Stücke  dieser  Ordnung 
ist  vornehmlich  der  Fall  berücksichtigt,  wo  der  Amtmanu 
die  Klage  fuhrt,  und  von  einer  Klageschrift  die  Rede,  die 
er  verlesen  lässt,  und  worin  auch  das  Geständniss  des  Be- 
klagten aufgenommen  ist,  wenn  ein  solches  erhältlich  war. 
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Aus  beidem  sehliesse  ich  ,  dass  das  zweite  Stück  dem 
Inhalte  nach  schon  einer  etwas  spatern  Zeit  angehört. 
Früher  wurde  sicher  alles  reiii  mündlich  verhandelt  und  der 
Beklagte  keineswegs  zn  einem  Geständnisse  angehalten. 

Dieses  war  aber  auch  in  der  spätem  Zeit  keineswegs 
absolut  erforderlich  ,  wie  sich  am  besten  aus  der  betreffen- 
den Stelle  selber  ergibt: 

Der  fryg  Aniptmann  vordert  einen  im  sprächen  vnnd  lasst 
durch  den  fürsprächen  reden:  Herr  Lanndtgraaf  In  nainen- 
des  heyligen  Römischen  Hychs  des  geineinen  nutzes  vnnd 
Lannds,  So  klag  ich  zuo  N.  wie  das  er  so  grob  diebstal, 
schwäre  unmentschliche  kätzery,  niürdery,  verrädtery  vnnd 
bossheyt  hat  volbracht ,   als  an  eynem  zedcl  geschriben 
Staat.    Yund  süllichs  hat  er  selbs  veriechen  oder  es  ist 
oflennbar  am  tag  oder  er  ist  an  der  thaat  ergriffen,  oder 
es  ist  mit  geschwornner  kuntschaflt  vff  In  kundtlich  Worden* 
Der  Beweis  konnte  somit  ausser  dem  Geständnis»  (Ver- 
gicht)  auch  durch  Zeugen  oder  auf  andere  Weise  gültig 
hergestellt  werden. 

Nach  der  Begründung  der  Klage  findet  nun  der  Für- 
sprech des  Klägers  selbst  zu  Recht ,  man  solle  den  armen 
Menschen,  wie  der  Verbrecher  genannt  wird,  fragen,  ob 
er  die  Anklage  zugestehe  und  ob  auch  er  einen  Fürspre- 
chen begehre,  sich  zu  verantworten.  Nachdem  auch  er  nun 
angehört  wurde ,  erfolgt  die  Findung  des  Urtheils. 

Von  der  ganzen  Gemeinde  der  Anwesenden  werden  die 
Landrichter  im  engern  Sinne  unterschieden,  ungeachtet  von 
einer  besondern  Auswahl  derselben  nicht  die  Rede  ist.  Es 
sind  das  wohl  die  angesehensten  und  ältesten  Männer  im 
Amte,  welche  der  Landgraf  innerhalb  die  Schranken  rief. 
Vermuthlich  wurden  auch  die  Untervögte  regelmässig  in 
dieser  Eigenschaft  zugezogen.  Zu  ihnen  gehörten  jeden- 
falls auch  die  Fürsprechen  des  Klägers  und  des  Beklagten. 

Gewöhnlich  fragt  der  Landgraf  nun  den  Fürsprechen 
des  Klägers  zuerst  um  sein  Unheil  an.  Dann  aber  ist  es 
Sitte ,  dass  dieser  sich  einen  Verdank  erbittet  mit  den  Rich- 
tern. Diese  stehen  dann  von  ihren  Bänken,  auf  denen  sie 
sassen,  auf.  und  gehen  mit  den  beiden  Fürsprechen  ausser 
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den  Ring  der  Volksgemeinde,  welche  die  Schranken  um- 
gibt, an  einen  besondern  Ort,  sich  zusammen  zu  bedenken« 
Inzwischen  muss  der  Landgraf  auf  seinem  Stuhle  still  sitzen 
bleiben  ,  damit  er  keinen  Einfluss  auf  das  Urtheil  ausübe. 

Wach  der  Rückkehr  der  Landrichter  wird  nun  der  Für- 
spreche des  Klagers  neuerdings  angefragt  um  sein  Urtheil  und 
nun  eröffnet  er  seine  Meinung  und  stellt  den  Antrag  auf  Strafe. 

Den  übrigen  Landrichtern  steht  es  frei,  ein  abweichen- 
des Urtheil  zu  eröffnen,  und  es  hindert  wohl  nichts,  dass 
auch  einer  aus  dem  Ring  verlange ,  seine  Meinung  äussern 
zu  dürfen.  Es  können  daher  mehrere  widersprechende  Ur- 
theilc  gefunden  werden.  Die  Aufgabe  des  Landgrafen  ist 
es  dann,  diese  stössigen  Urtheile  in's  Mehr  zu  setzen,  zu 
welchem  Behuf  er  die  Frage  stellt  und  zwei  Landrichter 
bezeichnet,  welche  auf  die  Mehre  Acht  haben.  Ob  hier 
dann  alle  Anwesenden  mitgestimmt  haben,  ist  nicht  völlig 
ersichtlich  aus  der  Ordnung,  doch  sehr  wahrscheinlich173). 

Wenn  nun  das  Urtheil  ausgefallt  ist,  so  wird  jede  wei- 
tere Rache  des  schärfsten  untersagt  und  zu  Recht  gefuuden, 
wer  den  Tod  des  Uebelthaters  ahnden  wollte  mit  Worten 
oder  Werken,  der  solle  in  dessen  Fussstapfen  treten,  so- 
mit über  ihn  auch  als  einen  Uebeltha'tcr  gerichtet  werden. 

178)  In  einer  Ordnung  des  Landtagt  zu  Wädenschwyl  aus  dem  sechs- 
lehnten  Jahrhundert  heissl  es:  ,,So  bed  fürs  plädiert  Irr  vrtlel  gen ,  so 
fraget  der  vogt  vm  im  schranken  bim  eid  ein  jeden,  vnd  so  er  im  schran- 
ken vingfraget ,  so  fraget  er  vsert  dem  schranken  ouch  etlich  alt 
personell  vnd  demnach  so  fraget  er  in  der  gemeind,  ob  «eiwer 
vvitler  darum  vrteilen  wely,  der  lueg  es  bim  cyd."  Und  in  dem 
Spruchbrief  für  das  Freiamt  vom  Jahr  1489  fiudel  sich  folgende  Bestimmung: 
w  Alsdann  die  Gemeind  us  dein  fryen  Ampt  sich  erklagt,  sie  haben  ein  fry 
Gericht,  von  jewelleti  har  also  harkoiumen  ,  dass  «in  ieglicher  Bie- 
dermann, der  in  dem  fryen  Ampt  oder  Gericht  sitzt,  Urtheil 
sprechen  mag,  als  er  danu  in  sinein  Gewissen  gegen  Gott  truwt  zu  ver- 
antworten, solches  aber  syg  ihnen  bishar  abgestellt,  —  mit  Begehr,  sie  dess- 
halben  by  ihrem  alten  Herkommen  blyben  zu  lassen.  Also  habent  wir  zwi- 
schen beiden  Parlbyen  an  so  viel  gearbeitet  uud  in  Gütlichkeit  erfunden, 
dass  die  gemeldten  Lüt  us  dem  fryen  Ampt  hinfürn  allweg  ein  geschwo- 
ren Gericht  haben,  und  unter  ihnen  sechs  ehrbare  Mann  darza  ver- 
ordnen und  setzen  söllent  und  mogent ,  B*rht  zu  gebeo  und  zu  sprechen. " 
üelvetia  von  Balthasar.     Aarau  1S2.\     Bd.  III.  S.  520. 
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Endlich  wird  nun  das  Gericht  wieder  feierlich  aufge- 
löst, wie  es  gehegt  worden  und  dem  Landgrafen  verstattet, 
wieder  aufzustehen,  „doch  also  das  dem  allem  genuog  be- 
schech,  das  vrteyl  vnnd  Recht  geben  hat." 

Diese  Darstellung  des  Landgrafengerichts  erinnert  in 
allen  Dingen  an  die  des  vormaligen  Gaudings,  Der  Land- 
graf, wie  der  vormalige  Gaugraf,  sitzt  dem  Gerichte  vor. 
fragt  das  Urtheil  und  sorgt  am  Ende  für  die  Vollziehung; 
die  Urtheilsfindung  aber  ist  ganz  in  die  Hände  der  Land- 
richter (Schöffen)  und  der  Gemeinde  gelegt. 

Die  Ordnung  gibt  aber  zugleich  noch  ausführliche  Aus- 
kunft, wie  es  zu  halten  sei,  wenn  der  Verbrecher  nicht 
anwesend  ist.  Wenn  auf  die  eröffnete  Klage  niemand  Ant- 
wort gibt,  so  wird  der  Frciamtmann  zuerst  befragt,  ob 
er  ihm  den  Tag  gehörig  verkündet  habe.  Darauf 

Staat  der  Fryg  Ainptman  Inn  Rynng ,  vnnd  seyt  vfl*  sin 
Eyd :  Er  habe  dem  M  ze  hns  vnnd  hofT  vff  den  oder  den 
tag  allhar  an  das  Gericht  verkündt,  vnnd  Im  dem  sächer 
vss  geheiss  des  Lanndtgraafen  ein  fryg  sicher  geleyt  an  das 
Recht  geben. 

Wun  werden  die  Schranken  an  drei  Orten  geöffnet  und 
bei  jeder  der  drei  OefFnungen  ruft  der  Amtmann,  von  zwei 
Männern  begleitet,  die  wohl  wie  er  selbst  bewaffnet  waren, 
laut  dem  Beklagten  und  verspricht  ihm  freies  Geleitc.  Er- 
scheint derselbe  nicht  auf  den  Ruf,  so  werden  die  Schran- 
ken wieder  geschlossen,  und  nun  von  dem  Fürsprechen  des 
Klägers  in  gleicher  Form  das  Urtheil  gefunden  wie  vorhin. 
Nur  kann  er  jetzt  nicht  auf  Strafe  antragen,  sondern  mnss 
sich  begnügen,  neue  Vertagung  auf  einen  neuen  Landtag 
zu  verlangen.  Erst  am  dritten  Landtage  findet  das  Urtheil 
m  der  Hauptsache  Statt,  und  natürlich  in  der  Regel  nun 
gegen  den  Beklagten,  er 

solle  für  ein  Todschleger  erkennth  vnnd  all  sin  liggend  vnnd 
varend  guot  vnnsern  herren  von  Zürich  vff  Ir  gnad  ver- 
fallen sin.  Er  solle  ouch  damit  sin  Lyb  vnnd  Lehen  ver- 
würgkt  han  ,  dergstalt  d.is  er  Inn  ajlcn  kilchen  der  Lanndt- 
«raafschafft  solle  für  ein  Todschleger  verruefl't  werden.  Vnnd 
so  In  des  cntlypten  fründschafft  Inn  der  Lanndtgraafschaft't 
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vff  wasser  oder  Lannd  beträtteu,  das  sy  In  mit  oder  one 
Recht  vom  Leben  z,um  Tod  biyngen  mögind,  vnad  wer  In 
lmset  oder  herberget,  ouch  der  dis  vrteyl  wolt  afercu  vnnd 
anndcn,  der  soll  Inn  sin  fuossstapfen  stan. 
Die  Civilrcchts pflege  hatte  innerhalb  der  einzelnen 
Grafschaften  eine  veränderte  Bedeutung  erhalten.  Durch 
die  Ausbildung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  und  der 
Rechte  der  Vögte  auf  die  in  ihrer  Vogtei  liegenden  ur- 
sprünglich freien  Guter  der  Bauern  waren  weitaus  die  mei- 
sten Streitigkeiten  über  Eigen  und  Grundbesitz  Gegenstand 
der  niedern  Gerichte  geworden.  Auf  der  andern  Seite 
standen  viele  Grundherren  und  Vogte  in  Vasallennexus  zu 
den  Landesherrn,  wie  wir  nun  die  erblichen  Inhaber  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  der  Kürze  wegen  nennen  wollen, 
unterlagen  somit  für  ihre  Herrschaft  hinwieder  dem  Lehen- 
rechte  derselben.  So  blieb  für  die  alten  Landgerichte  in 
dieser  Hinsicht  wenig  Veranlassung  mehr  übrig,  sich  mit 
solchen  Dingen  zu  beschäftigen.  Nur  wenn  ein  völlig 
Freier,  keiner  Landeshoheit  irgend  einer  Art  unterworfener, 
verklagt  werden  sollte,  so  finden  wir  noch  die  Landge- 
richte etwa  handeln ,  wie  oben  das  Landgericht  der  Graf- 
schaft Thurgau  gegenüber  der  Aebtissinn  von  Zürich t79) 
und  später  das  Hofgericht  zu  Zürich.  Beides  waren  aber 
nicht  Gerichte  einer  auch  noch  so  grossen  Herrschaft , 
sondern  jenes  die  Fortsetzung  des  alten  Gaugerichtes  für 
die  Grafschaft  Thurgau,  dieses  ein  besonderes  neu  verwil- 
ligtes  kaiserliches  Gericht. 

Zu  der  hohen  Gerichtsbarkeit  gehörte  ferner  das  Mann- 
schaftsrecht (Heerbann).  Der  Landesherr  bot  zum  Reichs- 
dienste auf  und  führte  seine  Schar  dem  Reichsheere  zu. 
Ueberdem  ordnete  er  zur  Vertheidiffuner  des  Landes  den 
Landsturm  an.  Damit  diese  Befugniss  sich  aber  nicht  zu 
weit  ausdehne,  so  finden  wir  öfters  beschränkende  Bestim- 
mungen über  das  Mass  der  Dienst-  oder  Rcisspflicht. 

179)  §.  15.  Anm.  151.  Die  Aebtissinn  hatte  überdeiu  das  Ge rieht  nie 
anerkennen  wollen,  und  beschwerte  sich  darüber  am  Hofgericht  tu  Rothwrt. 
Franmil.steramt  11.  671.  679.     Vgl.  Eichhorn  RecbrsR.  §.  302. 
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Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  sol  ouch  der  hoff 
vnd  die  hofllüt  ze  wald  derselben  vnnser  herschafft  von 
österrich  noch  dem,  wer  der  ist,  der  die  vesti  vnd  das 
ampt  grueningen  von  ir  wegen  inne  hat  vnd  ze  ir  handen 
fürbas  kein  dienst  tuon  weder  mit  reisen  noch  mit  stu- 
ren noch  mit  keinen  diensten  noch  Sachen.  Es  wer  denn, 
das  vnnser  herschafft  von  österrich  offen  land  krieg  hette , 
so  söltind  die  hofllüt  also  dienen  vnd  nit  ferer,  denn  das 
sy  eines  tags  frue  by  Sunnen  vs  zugind  vnd  des- 
selben tags  al>er  by  Sunnen  wider  heym  zu- 
gind vnd  ziechen  müchtind,  vnd  soltind  ouch  fürbas  niht 
gebunden  sin  noch  getrennt  werden. 

Es  kann  indessen  bezweifelt  werden,  ob  sicli  diese  Ver- 
pflichtungen auch  auf  den  Reichsdienst  bezieben.  Ein  glei- 
ches Recht  stand  dem  Flecken  Kyburg  selber  zu. 

Dargegen  sollend  sy  so  wit  Ir  Eer ,  lyb ,  leben  vnnd  guot 
lanngen  mag,  das  hus  helfen  vergoumen  vnd  retten'80) 

Öffnung  von  Fällanden  s.  d.  Itein  ouch  sprechend 
die  hofjünger  das  Recht,  wer  daz  ein  herr  von  Gryffensec 
jenahin  reyssen  wolt,  so  sond  sy  Im  ein  tag  Inn  Irin 
kosten  dienen,  weit  er  aber  fürbas  rcissen  ,  daz  sond 
wir  thuon  In  lim  kosten,  vnnd  wenn  In  des  kosten 
verdrüss,  so  sol  vns  das  Reyssen  verdrüssen. 

Öffnung  von  Birmenstorf  von  1347.  Vnd  sollen  die 
vögte  die  lüte  nienaz  anderschwar  hin  liehen,  wann  da 
ein  vogt  selber  hin  vert. 

Im  Zusammenhang  damit  standen  sowohl  das  Recht  der 
Besteuerung  als  mancherlei  neue  Lasten.  Die  Landes- 
cinwohner,  welche  keine  Reichsdienste  selber  thaten,  muss- 
ten  den  Herrn  entschädigen,  dass  er  den  Dienst  mit  seinen 
Vasallen  und  Ministerialen  versah.  Der  Schirm,  welcher 
auch  sonst  aus  seiner  kriegerischen  Stellung  sich  ergab, 
veranlasste  ebenfalls  verschiedene  Abgaben.  Dieses  Alles 
konnte  sich  an  dein  einen  Orte  so,  an  einem  andern  anders 
stellen.  Vieles  hing  auch  ab  von  der  wirklichen  Macht 
des  Landesherrn,  dessen  Neigung  natürlich  meist  dahin  ging, 
solche  Lasten  zu  vermehren  und  dauernd  zu  fixiren.  Die 


180)  Kvburgernrbnr  S.  154. 
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Fastnachthühner,  Vogtsteuern,  Vogtgarben  u.  s.  f.,  auf 
die  wir  später  noch  näher  zu  reden  kommen,  mögen  theil- 
wcise  ihren  Grund  in  dieser  höhern  Vogtei  gehabt  haben, 
während  andere  auf  der  niedern  Vogtei  beruhten.  Ein  all- 
gemeines Kennzeichen  der  einen  oder  andern  Natur  der 
Steuern  wüsstc  ich  nicht  anzugeben. 

Die  Walder hofleute  gaben  ursprünglich  alle  Jahre  dem 
Grafen  von  Kyburg  nur  vier  neue  Rosseisen  für  seinen 
Schirm,  später  statt  dessen  den  Herzogen  von  Oesterreich 
oder  ihrem  Vogt  zu  Grüningen  zwölf  Pf.  Pfennig. 

In  der  Grafschaft  Kyburg  müssen  nach  dem  alten  Graf- 
schaftsrechte sowohl  die  Hörigen  des  Hauses  als  die  Freien, 
die  in  dein  hohen  Gerichte  der  Grafschaft  wohnen 

gen  kyburg  dienen  mit  stüren,  h  rücken,  reissen  vnd 
mit  d  i  e  n  s  t  e  n. 

Ebenso  müssen  alle  diese  einem  Herrn  zu  Kyburg  jähr- 
lich ein  Fastnachthuhn  geben,  und  wer  einen  Zug  (Gespann) 
Vieh  besitzt,  der  soll  zwei  Garben  Kernen,  wer  einen 
halben  Zug  hat,  eine  Garbe  jährlich  geben, 

des  wirt  ein  halb  teil  einem  herren  zuo  kiburg  der 

über  das  bluot  rieht  vnd  der  ander  halb  teil  den  vnder- 

v  cigten. 

Es  theilen  sich  somit  die  Inhaber  der  höhern  und  die 
Verweser  der  niedern  Vogtei  in  die  Gebühr. 

§.  10.    Niedere  Gerichtsbarkeit. 
I.    Die  Jahresgerichte  des  Grundherrn. 

Jeder  Grundherr  übt  auf  seinem  Hofe  eine  Gerichtsbar- 
keit aus.  Gewöhnlich  werden  zwei  Jahresgerichte  unter 
Leitung  desselben  abgehalten,  das  eine  zu  Maien,  das  an- 
dere im  Herbst;  oder  wie  es  z.  B.  in  der  Stadt  Winter- 
thur  heisst,  zu  Ostern  und  zu  Weihnachten.  Zuweilen  finden 
wir  noch  ein  drittes  regelmässiges  Gericht  erwähnt,  etwa  auf 
Johannes  des  Täufers  Tag181).  Wenn  der  Grundherr  selber 

1S1)  Fn  Andelfingen   sind  die  drei  Jahresberichte  tu  St.   Glans   Tag  , 
/u  Meven  und  m  St.  Marlins  füg.    Öffnung  daselbst. 
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erscheint,  um  dem  Gerichte  vorzusitzen,  so  kommt  er  ge- 
wöhnlich mit  einigem  äussern  Pomp  und  wird  dann ,  sammt 
seinem  Gefolge,  von  dem  Meyer  oder  Keller  auf  dem  Hofe 
anständig  bewirthet. 

Alter  Hofrodel  von  Engelberg.  Das  ein  apt  von 
engelberg  zwüront  in  dem  iare  vss  sol  varn  vfF  sin  höue 
(im  Zürichgau)  zu  meiien  vnd  zu  herbsten  >  vnd  sol  mit  im 
fueren  ein  kapplan  vnd  sin  probst  vnd  ein  Lütpriester  vOn 
Staus  ob  er  wil ,  vud  ein  Ritter  swen  er  wil ,  mit  zwein 
winten,  mit  einein  vogelhunde ,  vnd  mit  einein  habche.  Vnd 
swenne  er  in  ritet,  so  sol  du  ineigerin  des  houes ,  vff  den 
er  da  denne  kumet,  im  biikomeo  vor  in  dein  houe,  vnd  sol 
in  einpfan  vnd  sol  in  einer  hant  tragen  ein  brot  vnd  in 
der  andren  ein  huon,  daz  huon  höret  an  den  habch  vnd 
daz  brot  die  hunde,  vnd  sol  man  im  vnd  sim  güsinde,  das 
hie  güneininet  ist,  Spinwidrin  (soll  es  etwa  heissen  Span- 
widrin,  gebildet  wie  Spanferkel?)  fleisch  geben  vnd  hucnr 
gnuegii,  vnd  enhein  ander  fleisch  vnd  gvoten  Elseser  vnd 
enhein  Lantwin.  (Der  Züricher  Landwein  war  ihm  zu 
schlecht,  daher  die  sorgfaltigen  Bestimmungen). 

Öffnung  von  Wiesendange  n  vom  Jahr  1473.  Das 
ein  yeder  herr  vud  abbte  zuo  Petershusen  gerechttkait  hat, 
yn  dem  Mayen  vnd  vmb  sant  Johans  des  tüfl'ers  ta»  zuo 
sunnwendi  ynd  ze  herbst  gen  wisendangen  vff  den  kelnhoff 
ze  körnend  vnd  sol  schicken  ein  loffenden  holten,  der  dem 
keller  verkünde,  das  er  komen  wolle,  vnd  mag  koinen  selb 
zwölfft  Rylend  mit  dry  winden  vnd  zwain  vogelhunden  vnd 
mit  eiuem  habch;  käme  lin  och  aiuer  oder  zwen  erber  mann 
vff  dein  weg  ,  die  mag  er  mit  Im  nemen  ,  vnd  die  sol  man 
halten  als  die  sinen.  Vnd  man  sol  ains  hcren  pfartt  stellen 
zu  den  habern  bis  an  das  vislach  vnd  dem  habch  ein  huon 
geben.  Es  sol  och  ain  her  mit  den  sinen  wie  vorstat  ain 
nachtmal  vnd  ain  ymbis  yegklichs  mit  dry  gerichten  vnd 
zwayerlay  des  besten  lantwins ,  so  man  zuo  winterthur 
schenkt,  vnd  den  Hunden  hussbrotz  gnüg,  so  dann  der 
keller  hat. 

Schon  darin  lag  aber  eine  bedeutende  Verminderung  der 
Kosten  für  das  Jahrgericht,  dass  sehr  häufig  die  vornehmen 
Grundherren  Uberall  nicht  an  demselben  erschienen,  son- 
dern sich  durch  ihren  Meyer  und  etwa  auch,  wiewohl  sei- 

BlmiUrMi  fWehttgencWht«.  14 
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teil ,  durch  ihren  Keller l82)  auf  dem  Hofe  vertreten  Hessen , 
welchen  man  denn  nicht  dieselbe  Aufmerksamkeit  schuldete, 
wie  dem  Herrn. 

Die  Gerichte  wurden  gewöhnlich  zuvor  verkündigt. 
Nach  den  einen  Offnungen  geschieht  die  Verkündigung  zwi- 
schen acht  und  vierzehn  Tagen,  nach  andern  zwischen 
vierzehn  Tagen  und  drei  Wochen.  Dann  müssen  aber  alle 
Manner  an  dem  bezeichneten  Tage  erscheinen,  welche  auch 
nur  einigen  Grundbesitz  von  dem  Hofe  haben.  Gemeinig- 
lich genügt  ein  Grundbesitz  von  sieben  Schuh  für  diese 
Verpflichtung,  ohne  dass  in  dieser  Beziehung  zwischen 
Freien  und  Hörigen  unterschieden  wird.  Das  Hofrecht 
dehnt  sich  gleichmassig  auf  beide  aus  und  verpflichtet  beide, 
sich  einzufinden ,  ja  zuweilen  die  Hörigen  auch  dann ,  wenn 
sie  keinerlei  Grundbesitz  haben: 

Engelbergeroffnung.  Ouch  sol  man  daz  ineiienteg- 
ding  vnd  daz  herhsttegding  vorgübieten  acht  tage ,  vnd  swer 
zwischent  Uns  vnd  dein  Rine  des  gotzhus  eigen  ist,  die 
sollen  alle  dar  koinen  vifen  dii  tegding ,  vnd  darnach  alle 
die ,  die  von  dem  gotzhus  erb  oder  len  hant. 

Alte  Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  Ist  ouch  des 
hoffs  recht ,  wer  siben  schuoch  gelegens  guot  In  den  ge~ 
richten  hat,  für  sich  oder  hinder  sich  ze  messen  wit  vnd 
breit,  der  sol  ouch  zwinghörig  zuo  den  zwey  gerichten  sin 
Im  Jar  ze  meyen  vnd  ze  herbst. 

Öffnung  von  Bors i hon  von  1412.   Vnd  sol  man  dar 

CT 

gebielten  allen  denen,  die  des  Ertliches  in  dieser  voglye 
VII  schuoch  wit  vnd  breit  hant  bi  III  ß  vnd  wcller  VII 
schuoch  ertrichs  wit  vnd  breit  hat,  der  sol  zu  dem  gericht 
als  gehorsam  homen  als  ob  er  sin  VII  hüben  ,83)  hette. 

So  kommt  es  sogar  vor,  dass  ein  Kloster  von  einem 
andern  ein  Grundstück  erhält,  welches  zu  einem  Hofe  des 
letztern  gehört.    Dadurch  wird  dann  jenes  genöthigt,  sich 

182)  So  in  Wipkingen,  Rerhtung  der  Abtei  und  in  B  oss  wi  1  bei  Kopp 
Urk.  S.  95. 

183)  In  einer  Handschrift  des  sechszehnten  Jahrhunderts  heisst  es  sieben- 
hundert.   Die  obige  älter«  Lesart  ist  aber  jedenfalls  die  ächte. 
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auf  den  Jahresgerichten  derselben  durch  einen  Boten  vertre- 
ten zu  lassen ;  denn  ausbleiben  darf  kein  Grundbesitzer t84). 

Das  Gericht  wurde  nach  alter  Gewohnheit  im  Freien, 
wo  möglich  bei  einem  Baume  gehalten,  und  stellte  sich 
ä'usserlich  als  eine  Volksgemeinde  dar. 

Urkunde  von  1334.  Ze  Swabendingen  vnder  der 
Linden  an  dem  ersten  Meyentegedinge ,  da  wir  (der  Ver- 
weser des  Propstes  von  Zürich,  Grundherrn)  offenließ  ze 
gerichte  sassen  ,85). 

Öffnung  von  Borsikon  von  1412.  Sol  man  ein  meyen- 
gericht  haben  vnd  —  ein  herbstgericht,  vnd  die  gericht  sol 
man  haben  ze  stedeln  vf  dem  berg  by  der  haselstuden. 
Nachdem  das  Gericht  dann  von  dem  Vorsitzer  gehegt 
worden ,  eröffnete  man  zuerst  die  Gewohnheiten  des  Hofes , 
die  Rechte  des  Herren  und  der  Hofleute.    Diese  allgemei- 
nen Erklärungen  über  die  gegenseitigen  rechtlichen  Ver- 
hältnisse wurden  dann  in  spaterer  Zeit  niedergeschrieben 
und  so  entstanden  die  Bauersprachen ,  welche  in  unsern  Ge- 
genden, eben  jeuer  Eröffnung  wegen,  meistens  Offnun- 
gen genannt  werden. 

Öffnung  von  Höugg  vom  Jahr  1338.  Vnd  sullent  vor 
allen  dingen  lulerlich  vnd  vernemlich  geofnet  werden  allü 
reht  vnd  gewonheit  der  kilchen  vnd  des  »roh- 
stes ze  Zürich  (die  Propstei  ist  Grundherr  in  Höngg) 
vnd  des  dorfs  vnd  der  dorflüten  ze  höngg. 

Öffnung  zu  Embrach  s.  d.  Vnd  so  es  erkent  wirt, 
das  es  der  tagzit  sige ,  sol  der  keller  darnach  fragen ,  ob 
er  das  gericht  bannen  sol ,  vnnd  so  das  gericht  zuo  verban- 
nen wirt  erkent ,  sol  er  das  verbannen  an  dry  Schilling , 
vnnd  darnach  sol  dann  von  erst  geöffnet  werden  herren 
bropstes  fryheit  vnd  rechtung,  darnach  eins  vogts 

184)  ürk.  v.  1347.  Dipl.  der  Propstei  S.  29.  b.  Das  Gotteshaus 
Selnau  kauft  eine  Wiese  ia  Albisrieden,  die  Erbe  ist  von  der  Propstei. 
Desshalb  inuss  jährlich  zweimal  ein  Bote  ?on  Selnau  „in  den  hof  ze  Rieden 
komen,  von  derselben  wisen  wegen  für  den  Probst  Ton  Zürich  oder  sinen 
fUrweser,  der  da  offenlich  ze  geriehte  sitzet,  als  ander  litte,  die  Ton  der 
»org#nand  kilchen  —  erbe  bant."  Ferner  eine  ähnliche  Urk.  t.  1378.  Eben- 
da S.  157. 

185)  Dipl.  der  Propstei  %.  111.  b. 
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demnach  der  Chorherren  vnnd  zuo  letzt  der  gotzhus- 
lüten  rechtung. 

Öffnung  von  Berg  s.  d.  Item  nachdem  das  Gericht 
verbannen  wirt.  Sol  er  (der  Propst  zu  Einbrach,  Grund- 
herr) die  offnung  lesen,  vnnd  vf  jeden  artickel  vmb- 
frag  halten. 

Der  Herr  fragt  somit  die  anwesenden  Hofgenossen  an , 
und  diese  finden  und  eröffnen  das  Recht.  Man  kann  nicht 
verkennen,  dass  diese  ganze  Verfassung  den  freien  Volks- 
gemeinden nachgebildet  und  überhaupt  sehr  frei  ist.  Selbst 
der  Hörige  hat  Antheil  an  der  Rechtfindung  und  steht 
keineswegs  bloss  unter  dem  Machtgebot  des  Herrn.  Es 
kommen  sogar  Bestimmungen  vor,  welche  den  Hofgenossen 
freie  Berathung  dadurch  noch  mehr  sichern,  dass  sie  sich 
unter  einander  erst  besprechen  dürfen ,  bevor  sie  die  Rechte 
weisen. 

Offnung  von  Meilen.     Ouch  sol  man  die  grossen 
gloggen  dristunt  lüten,  e*  man  rieht  ze  rechter  tagzit,  denn 
sond  hie  sin  die  hoflüt  geineinlich  vnd  sond  einen  rat 
nemen  vnd  sond  sich  bedencken,  wie  si  min  ein 
herren  sin  recht  offnen  wellin  vnd  och  iren. 
Erst  jetzt  werden  die  Streitigkeiten  verhandelt.  Der 
Processgang  ist  wieder  ganz  ahnlich  wie  der  in  dem  alten 
freien  Dinge.  Der  Grundherr  urtheilt  selber  nicht,  sondern 
er  sitzt  nur  der  Gemeinde  vor,  die  sich  nunmehr  in  das 
Gericht  verwandelt.  Er  leitet  das  ganze  Verfahren  und  fragt 
die  Hofleute  um  ihre  Meinung  an.  Diese  finden  das  Recht, 
und  wenn  sie  einig  sind  oder  die  Mehrheit  entscheidet,  so 
spricht  er  das  Urtheil  aus  und  sorgt  für  die  Vollziehung. 
Aber  um  Eigen  und  Erb  dürfen  nur  solche  urtheileu,  welche 
selber  Grundbesitz  haben ,  seien  sie  nun  Hörige  oder  Freie. 
Offnung  von  Fällanden  s.  d.    Item  ouch  sprechent 
die  hoff  Jünger,  dass  da  nietnan  sol  In  Ir  hoff  erteylen 
vmb  eigen  vnud  vmb  erb ,  er  hab  denn  In  Irin  hoff  siben 
schuch  lang  vnnd  breit. 

Offnung  von  Em  brach  s.  d.  Gotzhuslüt  sond  recht 
nemen  vmb  erb  vnd  eigen  vor  dem  propst  vnd  mit  an- 
derschwa  vnd  sol  darvmb  nieman  recht  sprechen 
denn  gotzhuslüt. 
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Hausbrief  von  Bubi  hon  von  1483.  6.  Vnd  das  ouch 
niemand  darvinb  (um  Eigen  und  Erbe)  recht  sprechen 
noch  vrtheilen  sol,  dann  des  vorgenand  huses  eigen 
lüth. 

Oefters  stehen  aber  die  verschiedenen  Höfe  Eines  Grund- 
herrn mit  einander  in  solcher  Verbindung,  dass  nicht  alle- 
mal die  Minderheit  sich  der  Mehrheit  zu  fügen  braucht. 
Sondern  wenn  das  Urtheil,  nach  dem  alten  Ausdruck,  stössig 
wird,  d.  h.  wenn  die  Minderheit  dasselbe  weiter  ziehen 
will,  so  kann  dieselbe  Sache  in  noch  einem,  zuweilen  in 
noch  mehrern  Höfen  vorgetragen  werden,  die  darum  nicht 
als  Oberhöfe  zu  betrachten,  sondern  von  ziemlich  glei- 
chem Range  sind.  Dort  wird  dieselbe  wieder  beurthcilt, 
bis  zuletzt  allerdings  die  eine  Meinung  obsiegt. 

Öffnung  von  Engelberg  s.  d.  Wenc  ouch  ein  vrteil 
stössig  wirt  vor  unsren  gericht  vmb  erb  vnd  Ichen,  die  sol  man 
ziehen  vnder  die  Esche  vnd  dannan  gen  buochs  vnder  die 
Gotzhus  lüt  in  des  Gotzhus  hof,  vnd  dannan  gen  Urdorf 
ouch  vnder  die  Gotzhus  lüt  ouch  in  dis  Gotzhus  hof,  vnd 
dannan  harwider  vf  die  grossen  kenmaten,  vnd  sol  da  vs- 
gerichtz  werden. 

V e r k o in m n i s s  über  die  Gerichte  zu  B i r tu e n - 
storf  von  1347.  Were  ouch  das  ein  vrteil  stössig  wurde, 
es  sye  ze  meyen  oder  ze  herpst  ze  Birmenstorf  vnd  ze  vr- 
dorf,  oder  ze  den  nachtedingen  beider  höfen,  ist  die  ge- 
sprochen ze  ByrmcnstorfT,  so  mag  man  sy  zücken  gegen 
vrdorf  In  den  hof,  vnd  wirt  sy  da  stössig,  so  sol  man  sy 
siechen  In  den  hof  ze  lützelhart,  vnd  wirt  sy  da  stössig, 
so  sol  inans  züchen  in  den  hof  ze  Reiinbollzschwile  vnd 
wirt  sy  da  stössig ,  so  sol  man  sy  züchen  vf  den  henatten , 
für  ein  herreil  vnd  ein  Apt  des  gotzhus  ze  Sant  Bläsi,  vnd 
sol  ouch  da  ein  Ende  haben. 

Etwas  schneller  wurde  die  Sache  erledigt  nach  folgen- 
der Stelle: 

Hof  recht  v  on  D  ürnten  von  1480.  Bescheche  es  ouch, 
das  vmb  die  hofl'guetter  vrteilen  stössig  wurdent,  die  sol  der 
inerteil  der  hoflüten  schidigen,  vnnd  nit  der  hei- 
ze grueni ngen.  Vnnd  were  ouch  das  einer  derselben  hof 
guettern  ze  tünraten  anspreche,  vnnd  vmb  vrteylen  stössig 
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wurdint,  die  sollend  gan  gen  adeltzhusen  an  den  nach- 
tagen, vn  nd  wedrer  teyl  vor  zuo  tünraten  das  iner  behept 
hat,  behept  ouch  der  das  mer  an  solchem  nachtag,  So  so! 
Im  sin  sach  gevallen  sin.  Ist  aber  das  er  zuo  tünraten  das 
merer  behept,  vnd  zuo  dem  egenanten  nachtag  das  minder, 
so  hat  es  sich  gemischlet,  so  sol  es  gan  darnach  an 
dem  nechsten  hofrecht  zuo  tünraten;  vnd  wedrer  teyl  denn 
da  das  merer  behebt ,  dem  sol  sin  sach  gentzlich  gevallen  sin. 

Urkunde  vom  Jahr  1377  x&).  Urtheil  zu  Höngg. 
Da  von  derselben  sach  wegen  ouch  vrteil  in  vnserm  hof 
ze  höngg  zwüschent  vns  (dem  Propst)  vnd  den  Meyern  stös- 
sig  worden,  die  vrteil  aber,  die  da  stössig  wurdent,  — 
von  keiserlicher  friheit  von  aller  vnsers  Gotzhus  fronhövea 
rechtung,  vnd  von  als  alter  gewonhait,  das  nieman 
nit  anders  gedenkt  noch  weis  vnd  ouch  an  keiner  ofnnng 
des  vorgenanden  hofs  —  nie  sich  anders  cnphand  —  für 
das  Gapitel  vnsers  Gotzhus  in  Scheidens  wise  gan 
füllen  t. 

Ausser  jenen  Jahrgerichten,  welche  als  regelmässige, 
gesetzliche,  auch  Ehegerichte  genannt  werden,  und 
offenbar  mit  den  un gebotenen  Gerichten  der  frühern  Zeit 
im  Zusammenhange  sind,  kommen  in  einigen  Offnungen  auch 
noch  gebotene  Gerichte  der  Zwischenzeit  vor,  so  oft  es 
die  Nothdurft  erfordert. 

Öffnung  von  Wiesendangen  vom  Jahr  1473.  Es 
sollend  ouch  alle  gotzhuslüt,  die  In  den  zwingen  vnd  ban- 
nen gen  wysendangen  gehörend,  ainen  mayer  alle  acht  tag 
ainest  ze  gericht  komen  In  den  kelnhof  zü  wysendangen, 
oder  vff  den  hof  ze  büch,  wen  der  mayer  das  gebietten 
tut,  vnd  welle  das  nit  tätten ,  die  In  den  zwing  gehörend, 
sol  ain  yeder  ihm  das  bessren  mit  dry  Schilling  hallern  als 
dick  daz  beschicht  ,87). 

§.  20.    Competenz  dieser  Hofgerichte. 
Die  Gerichtsbarkeit  des  Grundherrn  schloss  sich  zunächst 
an  den  Umfang  des  ihm  zugehörigen  Hofes  an.    Sie  bezog 
sich  somit 

186)  Diplom,  der  Propslei  S.  155. 
J87)  Ebenso  in  Kloten  und  Wipkinge«. 
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1)  auf  alle  Streitigkeiten  Uber  diesen  Grundbesitz,  über 
Eigen  und  Erbe,  wie  sieh  die  Rechtsquellen  ausdrücken. 
Nur  ist  zu  bemerken,  dass  man  unter  Erbe  dann  gewöhn- 
lich nicht  achtes  Eigen  zu  verstehn  hat,  welches  auf  dem 
Wege  der  gesetzlichen  Erbfolge  der  Familie  erhalten  bleibt, 
Erbgut,  sondern  vielmehr  abgeleiteten  aber  mit  Erbrecht 
verliehenen  Besitz.  Der  Ausdruck  Eigen  in  jener  Formel 
ist  somit  von  dem  Rechte  des  Grundherrn  der  Ausdruck 
Erbe  von  dem  der  Hofgenossen  hergeleitet. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Der  Propst  richtet, 
vmb  sachen,  die  sich  da  ruercnt  von  ligenden  guetern,  die 
von  eigcnschaft  oder  von  Erbe  besessen  werdent  von  der 
kilchen  von  Zürich. 

Öffnung  von  Andelfingen  s.  d.  Der  Dorfherr  rich- 
tet :  vinb  Eigen ,  vmb  lehen  vnd  vinb  Erb. 

Öffnung  von  Berg  s.  d.  Item  all  Zwing  vnd  bänn 
sind  der  stifft  Einbrach,  vnnd  was  Jemand  in  dem  gericht 
ze  rechtfertigen  hat,  Es  sigennd  pfand ,  vmb  eigen  oder  erb, 
Ouch  alle  buossen ,  by  dry,  sechs,  nün  Schilling  (gewöhn- 
liche dreifache  Steigerung),  Sol  vor  des  hropstes  stab  ge- 
rechtuertiget  werden  ,  vnnd  er  die  seihen  buossen  In  neinen. 

Öffnung  von  Knonau  von  Ü6t.  Der  Meyer  des  Got- 
teshauses Schanis  hat:  von  des  meyger  ampts  wegen  ze 
richten  vmb  erb  vnd  vinb  eygen ,  vmb  geltschuld  vnd  was  ze 
richtend  ist ,  da  die  buossnitgroesser  ist  denn  III  f. ; 
vnd  was  fräfleu  ist,  da  richtet  ein  vogt,  vmb  das  bluot 
richtend  die  von  Zirch  (Zürich). 

Öffnung  von  Wiesen  dangen  von  Ü73.  das  er  (Jun- 
ker Hug  von  Hegi)  als  ain  Mayer  ze  richtend  hat  vmb  aygen 
vnd  erb,  geltschulden  vnd  vmb  alles,  das  ze  berechtend  ist, 
vfgenomen  über  das  plüt,  fräuel  vnd  die  artikel  vor 
von  aiuem  herren  von  petershusen  In  sinen  Öffnungen  ver- 
merkt vnd  begriffen. 

Der  Meyer,  sowie  der  Keller,  ist  immer  nur  Stellvertre- 
ter des  Grundherrn  und  hat  niemals  vogteiliche  Gerichts- 
barkeit. 

2)  richtet  der  Grundherr  nach  den  obigen  Stellen,  deren 
Zahl  leicht  zu  vervielfältigen  wäre,  Uber  Geldschuld  und 
überhaupt  über  alle  weitern  Civilstreite  der  Hofgenossen. 
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Diese  Civil gcrichtsbarkeit  ist  wieder  ausschliessender  Na- 
tur* Gerade  wie  in  den  Städten  finden  wir  auch  auf  den 
Hofen  der  Grundherren  jedes  Laden  auf  fremde  Gerichte 
möglichst  verhindert. 

Öffnung  der  Propstei  zu  Meilen:  vnd  sol  man  si 
och  nienat  hin  laden  vff  frünide  gericht ,  vnd  daz  selb  recht 
hand  och  die  hoflüt  ze  ineilan  gen  enander ,  daz  ir  keiner 
den  andern  laden  sol  uff  andrii  gerieb  vmb  ir  Zins.  —  Wirt 
och  einer  gclat  uff  frümd  gericht ,  der  sol  mit  dem  latbrief 
komen  zuo  mincii  herren  dem  probst  vnd  bi  dem  laibrief 
sol  in  min  herre  schirmen  Vntz  an  ein  recht.  (Eine  unver- 
kennbare Andeutung  der  Immunität.) 

3)  Der  Grundherr  hat  aber  auch  eine  geringe  Strafge- 
richtsbarkeit,  freilich  die  niedrigste«  Eine  mittlere  steht 
dem  Vogte  zu.  Die  höchste  gehört  noch  dem  Grafen. 
Gewöhnlich  wird  dem  Grundherrn  keine  Befugniss  zuge- 
schrieben, über  Diebstal  und  Frevel  zu  richten.  Diese  ge- 
hören schon  wenigstens  in  die  vogteiliche  Gerichtsbarkeit 
und  es  bleiben  somit  nur  kleine  Polizeivergehen  übrig,  die 
mit  der  niedrigsten  Busse  belegt  werden. 

Öffnung  von  Höngg  Vom  Jahr  1338.:  vnd  das  ein 
probst  —  in  dem  dorf  vnd  in  dem  Bann  ze  höngg  hat  alle 
gerichte  vnd  zwing  Vnd  benn  von  des  1; eisers  gewalt 
aller  Sachen  vnd  twingnüst  aller  liite  äne  dieb  vnd  frä- 
uelin,  die  einem  vogl  desselben  dorfs  zuo  gehörnd. 
Ebenso  die  obigen  Stellen  der  Öffnungen  von  Knonau 
und  Wiesen  dangen. 

Von  Sch warnen  d  ingen  sagt  eine  alte  Notiz  ,8S):  da 
siut  XIV  geburen  gesessen ,  da  ist  twing  vnd  ban  vnd  elli 
gericht  des  gotzhus ,  Än  die  fräfli.  da  by  sol  sy  ein  vogt 
schirmen  mit  der  vogt  stur,  so  davon  gat. 
Das  ist  denn  auch  die  Regel.    Doch  dehnt  sich  zuwei- 
len die  Gcrichtsbarkeit  der  Grundherren  noch  etwas  weiter 
aus  auf  Kosten  des  Vogtes.    So  nach  der  Öffnung  von  E  m- 
brach  s.  d. 

Vnnd  nämlich  Ist  diss  eins  Bropsts  rechtung,  das  er  hat 
all  Zwing  Vnnd  Bertn  öueh  alle  gericht  vnd  (soll  Wohl 

T 

188)  Diplom,  dtr  Propalei  S.  226.  b. 
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heissen :  vmb)  fref f el ,  on  allein  diehstal;  vnnd  das  so 
das  bluot  berürt,  gehört  dein  vogt  von  kyburg.  Doch  was 
freflen  an  gebannen  firtagen  von  einer  vesper  zuo  der  an- 
dern gefallen ,  das  hat  ein  bropst  ze  richten ,  ouch  über  all 
fräflel ,  so  Im  kilchhoff  vnnd  vff  dem  kilchweg  beschechen. 

Wie  ist  nun  aber  diese  Gerichtsbarkeit  des  Grundherrn 
entstanden?  Einige  Stellen  deuten  auf  Verleihung  derselben 
durch  den  Kaiser.  Nach  der  oben  aus  der  Öffnung  von 
Höngg  mitgetheilten  Stelle  leitet  der  Propst  seine  Gerichte 
her  „von  des  Kaisers  Gewalt."  Ebenso  hat  der  Propst  von 
Einbrach  seine  gerichtsherrlichen  Rechte  von  dem  Grafen 
von  Kyburg  erhalten ,  mit  Genehmigung  des  Königs. 

Auf  der  andern  Seite  scheint  die  grosse  Verbreitung  die- 
ser Gerichtsbarkeit,  welche  allenthalben  und  ohne  Ausnahme 
jedem  Grundherrn  zusteht ,  gegen  eine  Erklärung  derselben 
aus  jedesmaliger  Verleihung  zu  sprechen.  Und  so  lä'sst  sich 
denn  begreifen ,  dass  einzelne  Neuere  sie  geradezu  für  eine 
Folge  des  Eigentumsrechtes  erklären  189).  Im  vierzehnten 
Jahrhundert  scheinen  die  Grundherrn  selber  oft  ihr  Recht 
von  dieser  Seite  her  aufgefasst  zu  haben ,  wie  sich  aus  einer 
merkwürdigen  Urkunde  vom  Jahr  1319  19°)  ergibt. 

Damals  nämlich  verlieh  „Joh.  Thyic  Senger  der  Prob- 
stie ze  Züricb"  seinen  eignen  Hof  zu  „Schowingcn"  oberhalb 
Hottingen  an  eine  Anzahl  Personen  stückweise  erblich  gegen 
einen  ewigen  Zins,  und  verordnete  nun,  ohne  irgend  eine 
Verleihung  nachzusuchen ,  als  Grundherr  ohne  Bedenken : 
Swas  ouch  uf  disem  houe  ald  uf  deheitn  teile  in  huse  ald 
in  houe  iemanne  von  dem  andern  geschieht  mit  Worten  ald 
mit  werken ,  frauenlich  ald  vnureuenlich ,  vnd  vmb  gültc 
vnd  vmb  alle  sacken,  da  sol  ich  vinbe  richten.  —  Vnd 
ensol  dirrc  hof  noch  lüte  noch  guot,  die  der  zuo  hörent  ald 
truffe  siezent,  niemanne  nütes  anders  gebunden  sin  mit  ge- 
richten,  mit  stüre  mit  cinsen  mit  huenr  noch  mit  enbein 
dienste,  vnd  ensol  ze  dien  gerichten  nie  man  recht 
sprechen,  wan  die  allein  ,  die  uf  des  houes  guetern 


Dieser  Meinung  ist  auch  von  Arx  St.  Gallen  I.  S.  46. 
190)  Diplom,  der  Propst  ei  S.  f  75. 
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sitzend  ald  desselben  guotes  hant.   Swas  ouch  huo- 
zen  da  geuallend  von  gerichten  ald  anders  ald  einunge,  die 
sol  ich  ald  min  nakouie  halbe  nemen ,  vnd  sol  man  dien  an- 
dern halben  teil  geben  an  der  vorgenandcn  gueter  strazen  ze 
buwenne.  —  —  vnd  sont  disü  ge rieht  stan  mit  allem 
rechte,  als  eins  p rohstes  von  Zürich. 
Dessen  ungeachtet  hält  diese  Ansicht  nicht  Stich.  Die 
Gerichtsbarkeit  beruhte  ursprünglich  immer  auf  Staatsgewalt 
und  nicht  auf  Eigenthuui.  Zudem  erstreckt  sich  diese  grund- 
herrliche Gerichtsbarkeit  durchaus  nicht  bloss  Uber  Leib- 
eigene, sondern  ebenso  auch  über  freie  Hofgenossen,  hat 
folglich  nicht  entstehen  können  aus  der  Gewalt  des  Herrn 
Uber  den  Eigenen.    Auch  wäre  mit  dieser  letztern  Annahme 
die  höchst  freie  Verfassung  jener  Hofgerichte  wenig  ver- 
träglich. 

Ursprünglich  muss  daher  allerdings  königliche  Verlei- 
hung Grund  dieser  Gerichtsbarkeit  gewesen  sein.  Und  da 
erklärt  sie  sich  denn  leicht  aus  den  erweiterten  Immun i- 
tätsprivil  egien.  Als  nun  aber  allmälig  allen  Klöstern 
Immunität  verliehen  war  und  es  in  der  Folge  als  gemeiner 
Grundsatz  galt,  dass  auch  die  weltlichen  Herrn  auf  ihren 
Gütern  dieselben  Immunitätsrechte  besitzen ,  selbst  wenn  sie 
nicht  ausdrücklich  im  einzelnen  Falle  verliehen  worden:  so 
konnte  es  allerdings  so  weit  kommen,  dass  Jeder,  weleher 
einen  Hof  zu  Eigen  besass,  für  berechtigt  gehalten  wurde, 
als  Grundherr  selber  die  Gerichtsbarkeit  über  alle  Hofhö- 
rigen auszuüben.  Und  so  wurde,  was  anfänglich  Verleihung 
gewesen  war,  nunmehr  zu  einem  aligemeinen  Rechte,  das 
sich  jetzt  allerdings  an  den  Besitz  von  grossem  an  Hinter- 
sassen verliehenen  Grundeigenthum  ohne  weiters  anknüpfte. 

g.  21.    Die  Vogtei. 

Sehr  sorgfältig  wird  allenthalben  die  Gerichtsbarkeit  des 
Vogtes  von  der  des  Grundherrn  unterschieden,  zumal  da, 
wo  der  Grundherr  nicht  auch  zugleich  Vogt  war.  Bevor 
wir  die  ursprüngliche  Bedeutung  dieses  Institutes  und  seinen 
Zusammenhang  mit  der  altern  Verfassung  nachweisen,  wol- 
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len  wir  erst  die  äussere  Erscheinung  der  Vogteigerichte  dar- 
stellen. 

Auch  der  Vogt  hält  Maien-  und  Herbstgerichte,  ge- 
wöhnlich zu  selber  Zeit  mit  dem  Grundherrn,  an  dessen 
Seite  er  sitzt.  Er  kündigt  seine  Gerichte  ebenfalls  einige 
Zeit  zum  voraus  an,  und  büsst  die  nicht  erscheinenden. 

Öffnung  von  Meilen:  ein  vogt  bat  daz  recht,  daz  er 
sol  haben  sin  ineigentag  vnd  sin  herpsttag  an  aller  wis  als 
ein  probst  vnd  sol  die  vorhin  offenlich  verkünden  in  der  kil- 
chen  ob  acht  tagen  vnd  vnder  vierzehn  tagen. 
Von  äusserem  Pompe  bei  seiner  Ankunft  ist  auch  öfter 
die  Rede  ähnlich  wie  von  dem  des  Grundherrn. 

Öffnung  von  Einbrach:  Es  sol  ouch  ein  vogt  von 
kyburg,  wer  der  je  ist,  zum  meyen  oder  herpstgericht  kö- 
rnen selb  dritt,  vnnd  mit  Im  bringen  zwey  windspil,  einen 
vogelhund  vnd  einen  hapeh ,  vnnd  sol  herr  bropst  (der  Grund- 
herr) dem  vogt  vnnd  sinen  knechten  zu  essen  geben  vnd  es 
Inen  wol  bietten ;  her  bropst  sol  ouch  geben  jedem  hund 
ein  brott,  vnd  dem  hapeh  ein  huon191).  Der  vogt  von  ky- 
burg sol  ouch  finden  zum  meyen  vnd  herpstgericht  vff  dem 
kelnhoff  fuoter  vnnd  höw  sinen  rossen. 

Öffnung  von  Mure  von  1543.:  Aber  sprechent  die  hof- 
junger, das  ein  herr  von  Gryffense  (Er  ist  Vogt,  die  Abtei 
Fraumünster  Grundherr)  solle  zwürent  richten  in  dem  jar 
ze  Meyen  vnd  ze  herpst,  vnd  wenn  er  sin  Meyentag  wil 
hau,  so  sol  er  an  den  tatlenbach  kommen,  vnd  da  sol  Im 
der  Meyer  komen,  vnd  sol  dein  pferit  bringen  ein  fierttell 
haber  vnd  ein  becher  mit  Rottem  win,  vnd  sol  in  laden  an 
das  gericht.  Aber  sprechent  die  Hofjunger:  wenn  er  das 
herpstgericht  wil  han  ,  so  sol  er  aber  nit  fiirer  komen  den 
an  den  Tattenbach,  vnd  sol  Im  der  Meyer  bringen,  habrin 
garben  dem  hengst ,  vnd  aber  ein  becher  mit  Rottem  win , 
vnd  sol  In  laden  an  das  gericht. 

In  andern  Stellen  finden  wir  dagegen  Bestimmungen, 
durch  welche  die  HofFahrt  der  Vögte  beschränkt  wird. 

191)  In  Nee  räch  muss  dem  Habichte  des  Vogtes  ein  Huhn  gegeben  wer- 
den ,  welches  in  der  Nacht  zuvor  allernächst  beim  Hahnen  gesessen  ist.  Die 
Hönde  erhalten  daselbst  einen  guten  gesottenen  Hirs*.    Öffnung  »on  Nee» 
ach  s.  d. 
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Öffnung  von  Altorf  von  1439.    Die  hoflüt  sprechend 
mich  ,  das  ein  Keller,  der  den  kelnhof  innc  hat,  zuo  den 
drygen  Jar  gerichten  einem  vogt  selb  ander  essen  vnd 
trinken  geben  sol.   Enbüt  im  das  ein  vogt  an  dem  Abcnt, 
so  mag  er  dester  bas  gelcben.  .  doch  das  er  im  des  gnuog 
geb ,  des  er  hab  in  den  vier  wenden ,  vnd  sol  des  ein  vogt 
benuegen,  vnd  sol  in  nüt  fiirer  straffen. 
Zu  seinem  Gerichte  ladet  der  Vogt  alle,  welche  inner- 
halb der  Vogtei  Grundbesitz  haben.    Wenn  diese  dem  Um- 
fange nach  mit  dem  Hofe  des  Grundherrn  zusammenfallt, 
so  gehören  somit  die  gleichen  Leute  in  das  Vogtding  wie 
in  das  Hofgericht.    Wenn  aber,  was  nicht  selten  der  Fall 
ist,  die  Voglci  weiter  reicht  als  jener  Hof,  so  sind  meh- 
rere Leute  dingpflichtig. 

So  müssen  in  dem  Vogtgerichte  zu  Meilen  sich  einfin- 
den :  alle  die  siben  fness  ertrichs  breit  vnd  lang  hie  band  in 
dervogty,  es  sye  eigen  ald  erb,  (also  nicht  bloss  die  Hof- 
hörigen ,  welche  Erbe  hatten  von  der  Propstei  Zürich ,  son- 
dern auch  die  andern  Dorfbewohner,  welche  Glieder  der 
alten  freien  Gemeinde  waren  und  Eigen  besassen.) 
So  erstreckt  sich  die  Vogtei  zu  Höngg  sowohl  über 
die  Leute,  welche  auf  den  Gütern  der  Propstei  Zürich  als 
über  die,  welche  auf  dem  Grundeigenthum  des  Klosters  Einsie- 
deln sitzen192).    In  Breiti  gehört  nur  ein  kleiner  Thcil 
der  Güter  der  Propstei  Einbrach.    Dem  ganzen  Dorfe  aber 
steht  ein  Vogt  vor,  welcher  zu  seinen  Jahrgerichten  alle 
Grundbesitzer  zieht193).     In  Rümlang  steht  die  Vogtei 
den  Herrn  von  Zürich  zu,  sowohl  über  ihr  Grundeigen- 
tum daselbst  als  das  der  Aebtissinn  19i).    Die  Vogtei  über 
Alt  Regensberg  bezieht  sich  auf  Grundstücke  der  Klö- 
ster Einsicdeln,  St.  Blasy  und  Schaffhausen  19i). 

192)  Öffnung  von  Höngg  von  1338.  „Vnd  vinb  die  beschirmung  vnd 
Ttnb  vogtrecht  gil  mau  dem  vogt  des  selben  dorfs  —  iärlichrn  zeherbst 
von  den  guetem  der  kilchen  ze  Zürich  zwelf  «tut  kernen  vnd  zwelf 
miitt  haber  Züricher  messes ,  vnd  von  den  guetern  des  kloslers  ze  Ein- 
stellen drü  pfunt  Pfenning  dri  Schilling  minder." 

193)  Öffnung  von  Breill  von  1439. 
19-'»)  Öffnung  vop  Rinn  lang  von  1432. 

19J»)  Öffnung  von  Alt  Regensberg  tou  1426. 
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Gewöhnlich  wird  in  dem  Vogtdinge  wieder  zuerst  das 
Recht  der  Vogtei  geöffnet ,  auf  ähnliche  Weise  wie  die 
Rechte  des  Grundherrn.  Ks  gibt  somit  ebenso  wohl  Off- 
nungen der  Vogte  als  Off  nun  gen  der  Grundherrn. 
Dann  wird  die  des  Grundherrn  zuerst,  darauf  die  des  Vog- 
tes verlesen  ;  sowie  auch  der  Vogt  öfter  über  die  in 
seine  Competenz  gehörigen  Sachen  erst  richtet ,  wenn  die 
Civilprozessc  vor  dem  Grundherrn  beseitigt  sind. 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.:  vnd  sol  verhören  diss 
hoffs  Rechtling  vnnd  mynes  herren  von  Einsidlenn  Recht 
vnnd  eines  vogtes  Recht  vnd  der  hoffjunger  Rechtung. 

Öffnung  von  Meilen  s.  d. :  Der  Ainptmann  der  Prop- 
stei  Zürich  (des  Grundherrn)  sol  richten  vntz  an  den  Vier- 
den tag,  denne  sol  er  den  stab  von  im  bieten  einem  vogt, 
der  sol  denn  einem  kleger  ingewinnen  sin  ansprach  vnd 
einem  herren  IX  0.  vnd  ze  hindrost  sin  huossen. 
Die  letztern  Worte  deuten  auf  den  Grund  dieser  Be- 
stimmung, welcher  in  der  Art  der  vogteilichen  Gerichts- 
barkeit zu  suchen  ist. 

Wo  nämlich,  wie  das  häufig  der  Fall  ist,  die  gesammte 
Civilgerichtsbarkeit  dem  Grundherrn  zusteht,  hat  der  Vogt 
für  diese  nur  eine  subsidiäre  Stellung.  Wenn  die  Zwangs- 
mittel des  ersten  nicht  ausreichen ,  so  wendet  er  sich  an  den 
Vogt  und  bittet  diesen  um  Hülfe.  Und  der  Vogt  soll  ihn 
in  der  Vollziehung  der  Urtheile  und  dem  Bezüge  der  ge- 
ringem Bussen  unterstützen,  bevor  er  noch  seine  eigenen 
höhern  Bussen  einfordert. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Wer  och  daz  ieman 
dem  meiger  ald  dem  vorster  von  höngg  ein  phant  fräuen- 
lich  ald  mit  gewalt  nit  geben  weit,  ald  im  es  werti,  so  si 
es  neinen  woltint,  als  gar  vnd  als  vast  daz  si  bi  dem  eid 
sprächin  daz  man  phender  fräuenlich  oder  mit  gewalt  wärint 
gewert  vnd  man  si  darzuo  nit  lassen  komen  wölt,  die  schuld 
vnd  die  fräueli  sol  der  probst  mit  klag  verkün- 
den einem  vogt  vnd  dieselben  fräueli  sol  man  einem 
probst  von  ziirieh  besseren  mit  drin  phunden  vnd  dem 
vogt  mit  sechs  phunden  pheningen.  —  vnd  sol  der  vogt 

496)  Di«  oben  S.  211  mitgetheilte  Stellt  ron  Einbruch. 
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mit  siner  gcwalt  des  probstes  buos  vor  allen  dingen 
vorderen  vnd  in  gewinnen,  vnd  sol  ims  onch  entwürfen , 
wenn  das  beschicht,  so  sol  denn  der  vogt  sin  buos  ne- 
in en,  ob  er  wfl. 

Verkominniss  über  die  Gerichte  zu  B  inu  eil- 
st or  ff  von  1347.  Ze  disen  vier  gedingen,  wer  an  des 
gotzhus  statt  Richtet,  nebet  dem  sol  ein  vogt  sit- 
zen, vnd  Im  gew altes  vor  sin.  Darvmbe  nünt  der 
vogt  den  dritten  Schilling  der  buosse. 

Öffnung  von  Einbrach  s.  d.  Ein  bropst  hat  ouch 
das  recht,  welcher  gotzhussman  sin  vngnossen  nimpt ,  das 
er  den  straffen  mag,  vnd  ob  ein  bropst  Inn  nit  mücht  be- 
gwältigen ,  sol  er  einen  vogt  von  kyburg  anrueffen  vnnd  Im 
der. st  11j  bcholffcn  sin.  —  Der  vogt  sol  ouch  all  wegen  sit- 
zen nebent  eim  bropst  zuo  gericht;  vnd  ob  ein  bropst 
dem  gericht  nit  möchte  gerichten,  so  sol  er  den 
vogt  anrueffen. 

Daneben  hat  aber  der  Vogt  immer  eine  eigene  Ge- 
richtsbarkeit, welche  dem  Grundherrn  als  solchem  nie 
zusteht,  nämlich  die  Bestrafung  der  Frevel  und  des  Dieb- 
stahls, wie  sich  unsere  Rechtsquellen  gewöhnlich  ausdrü- 
cken. Ich  füge  den  schon  oben  Seite  216  dafür  mitgeteil- 
ten Stellen  noch  einige  bei: 

Öffnung  zu  Breiti  von  1439.  Item  ein  probst  von 
Embrach  hatt  nit  höcber  ze  richten  vmb  buosson,  dann  vntz 
an  die  nün  Schilling  vnd  wann  es  über  die  nün  Schil- 
ling kompt  ze  richten,  so  sol  er  den  stab  von  Im  Juncker 
hansen  schwenden  dein  vogt  geben,  der  sol  denn  fürer 
Richten,  so  es  nottdürfftig  ist. 

Öffnung  von  Hegi  s.  d.  Item  es  sol  ein  propst  vnnd 
ein  vogt  nebend  einandern  zuo  gericht  sitzen  vnnd  hat  ein 
propst  zuo  richten  biss  uff  IX  f.  vnnd  so  die  Buoss 
darüber  ist,  so  sol  ein  vogt  den  stab  in  die  hand  ne- 
men,  vnnd  richten  biss  an  IX  pfund. 

Alte  Öffnung  von  Wald  s.d.  Item  die  grösst  buoss, 
An  den  todschlag,  Ist  IX  pfund  dn. ,  vnd  wer  sach  da  vor 
gott  sye  daz  dehein  todschlag  In  dem  hoff  beschech ,  wer 
das  thete,  der  wer  veruallen  Hb  vnd  guot  siner  herrschafft 
von  österrich ,  oder  Ir  Statthalter  ze  grueningen. 
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An  andern  Orten  geht  die  Busse  des  Vogtes  bis  auf  18 
Pfund,  das  Doppelte  der  vorherigen  Bestimmungen. 

Merkwürdig  ist  besonders  folgende  der  Schrift  nach 
ins  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  gehörige  Stelle  Uber 
die  Vogtci  zu  Thalwil: 

Item  sol  ein  vogt  Richten  vmh  die  freiin  da  ist  dü  Bnoss 
den  sechern  IX  f.  den.  vnd  dem  vogt  XXVII  f.  den.  das 
ist  dryfalt  Buoss.  vnd  dü  gross  Buoz  ist  dien  Sechern 
IX  pfund  den.  vnd  dem  vogt  XXVII  pfund  den.  das  ist  hcim- 
suochy ,  Marchstein  ze  ruhen  v ml  Eid  schelten  197). 

Hier  wurde  das  ursprüngliche  Mass  der  Busse  dem  Klä- 
ger noch  zugesprochen,  aber  darüber  hinaus  noch  das  drei- 
fache Mass  von  dem  Vogte  bezogen. 

Öffnung  des  Propstes  zu  Meilen:  were  och  daz 
ieinan  den  lip  verschult  hat,  wenne  denn  dem  vogt  sin  recht 
gefalt,  so  mag  ein  probst  oder  sin  furweser  richten  vmh 
den  lip  vnd  tuot  es  not,  so  mag  er  hi  einem  schob  rich- 
ten; ein  vogt  sol  och  nit  mer  nemen  den  XVIII  pfund. 

Öffnung  des  Vogtes  zu  Meilen:  vmb  den  tod  rieht 
ein  probst  oder  sin  fürweser. 

Die  beiden  letztern  Offnungen  fallen  in  die  Zeit,  nach- 
dem die  Propstei  Zürich  auch  den  Blutbann  in  ihren  Dör- 
fern an  sich  gebracht  hatte,  also  nach  1431.  In  Meilen 
hatte  somit  der  Propst  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit 
und  zugleich  den  Blutbann,  die  niedrigste  und  die  höchste. 
Dagegen  stand  die  mittlere  noch  immer  einem  besondern 
Vogte  zu. 

Öffnung  vonDübendorfs.  d.  Es  ist  ouch  die  höchste 
buoss ,  so  dem  vogt  gefallen  achtzehen  pfund  pfentng ,  vss- 
genommeu  vmb  stallung  geben  vnd  stallung  brechen  vnd  mes- 
ser  zucken ;  die  sol  man  halten  vnd  bucssen ,  als  si  die  von 
Zürich  gen  einandern  haltend  vnd  buessent ,  vnnd  wenn  also 
einem  herren  dü  achtzechen  pfund  gefallend ,  So  sol  darzuo 
einer  dem  kleger  sechs  pfund  pfening  gefallen  sin. 
Das  Maximum  der  Busse  von  18  Pfund  scheint  Jndessen 
jünger  und  erst  im  vierzehnten  Jahrhundert  vorzukommen, 
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während  die  altern  Quellen  meistens  den  Vogt  bis  auf  9 
Pfund  beschränken  198). 

Wenn  man  alle  diese  Uber  die  Vogtei  mitgetheilten  Stel- 
len zusammenhält,  so  wird  man  den  Gedanken,  dass  diese 
ebenfalls  aus  der  Grundherrlichkeit  hervorgegangen  sei,  fah- 
ren lassen  müssen.  Grundherr  und  Vogt  sind  sehr  häufig 
zwei  verschiedene  Personen  l")  und  der  Vogt  keineswegs 
Verweser  des  Grundherrn.  Als  solcher  erscheint  der  Meyer 
oder  Keller,  zuweilen  auch  ein  Amtmann.  Da  der  Aus- 
druck Vogt  ein  sehr  vieldeutiger  ist,  so  kann  freilich  zuweilen 
auch  der  Verweser  des  Grundherrn  so  genannt  werden. 
Das  ist  aber  nicht  der  Vogt  im  eigentlichen  Sinne,  noch 
die  Vogleigcrichtsbarkeit ,  wovon  wir  bisher  gesprochen. 
Es  kommt  zwar  allerdings  vor,  dass  der  Grundherr  zu- 
gleich auch  die  Vogteirechte  hat;  aber  das  darf  einen  um 
so  weniger  irren,  als  nicht  abzusehen  ist,  warum  nicht  ein- 
zelne Vögte  auch  grosses  Grundeigenthum  besessen,  somit 
Grundherrn  gewesen  sein ,  oder  umgekehrt  Grundherrn  die 
Vogtei  angekauft  oder  sonst  erworben  haben  können  200). 

Wäre  der  Vogt  auch  nur  ursprünglich  Kastvogt  der  be- 
treffenden Klöster  gewesen  und  hätte  als  solcher  die  Vogtei 
erblich  erworben,  so  Hesse  sich  nicht  erklären^  wie  es  denn 
gekommen,  dass  er  dannzumal  von  der  umfassenden  Gerichts- 
barkeit des  Grundherrn  nur  die  Strafrechtspflege  behalten 
hätte,  nicht  aber  auch  zugleich  die  niedere  Polizeigewalt 
und  die  Civilgerichtsbarkeit.    Eben  so  wenig  wäre  zu  be- 

198)  In  Meilen  ist  die  höchste  Busse  schon  vor  13*6  .Will  Pf.  Aelte.«te 
Öffnung  daselbst. 

199)  Auiser  den  obigen  Beispielen  (5. 220)  erwähne  ich  noch  folgende  :  Im  Jahr 
1339  gehörte  der  Meyerhof  zu  Nieder  Urdorf  der  Propslei  Zürich  die  Vogtei 
Joh.  von  Schönenwerlh.  Diplom,  der  Propstei  S.  139.  Zu  Wieses- 
dangen erscheint  neben  dem  Grundherrn  und  dem  Meyer  ein  Vogt,  In  W  i  p- 
kingen  hat  die  Aebtissinn  von  Zürich  Crundherrlirhkeit  aber  nicht  Voglei. 
Offnungen  daselbst. 

200)  So  hatte  die  Propstei  Zürich  in  Nöschikon  einen  Vogt  und 
Meyer  dafj^bst  und  alle  Gerichte  bis  an  den  Tod:  „vmb  den  sol  ein  vogt 
von  kyburg  richten."  Öffnung  von  Nöschikon  von  1390.  In  einer  Urk. 
von  1270.  bei  Neugart  1003  ist  Walter  von  Clingen  Vogt  und  Grundherr 
tngteich. 
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greifen,  waruui  denn  der  Grundherr,  nachdem  er  die  Fä- 
higkeit erworben,  die  Gerichtsbarkeit  selber  zu  verwalten, 
doch  niemals  auch  jene  vögtliche  Strafgewalt  zu  retten  ge- 
wusst  habe,  sondern  diese  immer  als  etwas  Besonderes  von 
der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  Verschiedenes  angesehen 
rdenwo.  Endlich  widerspricht  jener  Annahme  der  Um- 
stand, dass  die  Vogteigewalt  sich  nicht  auf  die  engern  Grän- 
zen  der  Grundherrschaft  beschränkt,  sondern  weiter  ausdehnt. 

Mir  scheint  daher  im  Gcgentheil  die  Vogtei  altern  Ur- 
sprungs und  durch  die  Grundherrlichkeit  nicht  entstanden, 
sondern  vielmehr  beschrankt  worden  zu  sein.  Ich  nehme 
daher  an,  dass  die  Vögte  von  Anfang  an  öffentliche  Beam- 
tete gewesen,  welche  iuucrhalb  der  Grafschaft  in  engern 
Kreisen  die  Gerichtsbarkeit  ausgeübt  haben.  Und  da  wird 
man  denu  leicht  au  die  alten  Centgrafen  erinnert,  welche 
über  alle  Dinge  richteten  ausser  Eigenthum  und  Leben  und 
Freiheit.  Diese  Gerichtsbarkeit  wurde  nun  aber  in  der  Folge 
durch  die  zahlreichen  Immunitäten  ihrem  Umfange  nach  be- 
schränkt und  eine  Menge  von  Grundbesitz  ihrer  direkten 
Einwirkung  entzogen.  Insbesondere  verloren  sie  nun,  so 
weit  die  grundherrlichen  Besitzungen  reichten,  die  Gerichts- 
barkeit über  diese  Grundslücke  und  über  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Hofgenossen,  welche  an  den  Grundherrn  über- 
ging. Jedoch  behielten  sie  den  Öffentlichen  Schutz  auch 
darüber  bei  und  die  Strafrechtspflcge  über  die  Frevel.  Die 
letztere  mochte  zu  sehr  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen 
Ordnung  und  dem  gemeinen  Frieden  stchn ,  als  dass  man 
auch  sie  dem  öffentlichen  Beamten  entzogen  und  dem  Grund- 
herrn überlassen  hätte.  Und  zudem  waren  gerade  die  Bus- 
sen, welche  von  daher  dem  Vogte  zufielen,  ein  Grund,  um 
ihn  desto  sorgfältiger  auf  die  Erhaltung  dieser  seiner  Rechte 
bedacht  zu  machen. 

Der  allgemeinen  Richtung,  Amtsrechte  in  erbliche  Rechte 
zu  verwandeln,  folgte  nun  auch  das  Amt  des  Vogtes,  ge- 
rr.de  so  wie  das  Amt  des  Grafen.  Und  so  wurde,  was 
ursprünglich  eine  blosse  Stelle  gewesen  war,  nun  zu  einem 
an  eine  Familie  geknüpften  Rechte,   welches  vererbt,  ver- 
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pfändet  und  veräussert  werden  konnte.  Von  solchen  Ver- 
ausserungen  enthalten  die  Urkunden  eine  Menge  Beispiele. 
Dabei  ist  denn  für  unsere  Auffassung  wohl  zu  beachten, 
dass  nicht  selten  der  König,  als  oberster  Lehnsherr,  oder 
der  Graf,  welcher  im  Besitz  der  Landeshoheit  ist,  diesen 
Veräusserungen  seine  Genehmigung  ertheilt.  Es  wird  mit- 
hin die  Vogtei  als  ein  von  höherer  Staatsgewalt  verliehenes 
Recht  und  keineswegs  als  ein  Lehen  des  Grundherrn  an- 
gesehen 201). 

Wenn  diese  Ansicht  über  die  Vogtei  richtig  ist,  so  muss 
sie  bestätigt  werden  durch  ihre  Erscheinung  an  den  Orten , 
wo  kein  Grundherr  sie  beschränkte.  Und  in  der  That  sind 
die  Bestimmungen  über  solche  von  eigentlichem  Hofrechte 
befreite  Gemeinden  geeignet,  sowohl  unsere  Auffassung 
völlig  gewiss  zu  machen,  als  auch  die  Einsicht  in  das  da- 
malige Rechtsleben  noch  weiter  zu  fordern. 

In  solchen  Gegenden  nämlich  hat  der  Vogt  keineswegs 
bloss  über  Frevel  zu  richten,  sondern  wir  finden  ihm  eine 
ganz  umfassende  Gerichtsbarkeit  ebenfalls  beigelegt  wie  an- 
derswo dem  Grundherrn.  In  dieser  Rücksicht  ist  vornehm- 
lich die  Öffnung  von  Nossikon  vom  Jahr  1431  von 
grossem  Interesse.  Hier  ist  kein  Grundherr,  wohl  aber 
hat  der  jeweilige  Herr  von  Greifensee  die  Vogtei  über  den 
Ort.  Die  ganze  Gerichtsverfassung  überhaupt  ist  uralt. 
Wie  auf  den  Höfen  der  Grundherrn  finden  wir  auch  da 
zwei  Jahresgerichte  auf  Maien  und  Herbst,  welche  der  Vogt 
verkündigen  lässt,  und  wozu  er  alle,  die  sieben  Schuh  weit 
und  breit  Grundbesitz  haben  durch  den  Gerichtsweibel  laden 
lässt.  Der  Gerichtsweibel  selbst  muss  ein  freier  Mann  sein. 

Ueber  die  Gemeinde  erheben  sich  nun  aber  sieben 
freie  Stulsässen,  die  alten  Schöffen. 

Es  sind  och  guoter,  die  in  die  dikgen.   dingstat  gehö- 
rent,  dieselben  gueter  söllent  setzen  siben  frig  stulsässen  ze 

201)  So  kaufte  die  Propstei  Zürich  mit  Bewilligung  des  Kaisers  im  Jahr 
1255  die  Vogtei  zu  Rieden  am  Albis.  Und  1383  wurde  von  dem  Rathe 
im  Zürich,  „von  des  heiigen  Riehes  wegen"  die  Vogtei  »•  Wollis- 
hofen  an  Ital  Manness  geliehen.    Urk.  in  dem  R.,th-  and  Ricbtbnch  r.  13»3. 
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der  gerichtet!  band  des  richtcrs.  Dieselben  fryen  stulsässen 
süllent  och  als  wis  vnd  als  witzig  sin,  das  si  wol  vmb 
eigen  vnd  vmb  erb  erleillen  könnenl  iederman  nach 
siner  notdurft,  als  denn  für  sy  bracht  irirt  nieman  ze  Lieb 
noch  ze  Leid.  Wer  och  das  vnder  den  stuolsässen  deheiner 
war  bilümdet  oder  noch  helümdet  wurd  oder  süss  in  zwi~ 
vel  war,  das  er  nit  frig  war,  so  mag  ein  ieklicher  hof- 
junger,  dein  das  ze  willen  stat,  einen  sölichen  wol  mal- 
den  vnd  den  heissen  vffstan  vnd  vernichten,  so  lang  vnd 
als  vil  bis  das  sich  ein  sölicher  besetzt,  das  er  frig  sige, 
als  och  vorziten  ein  besigelter  brief  hervmb  mit  gericht 
vnd  vrlal  geben  ist  vnd  den  ein  vogt  ze  der  husgenossen 
banden  Inn  hat ;  vnd  einer  der  einen  also  heist  vfstan ,  sol 
hiemit  nit  gcfräfelt  Ii  an.  Vnd  war  das  sich  einer  also  der 
ze  gericht  für  einen  stHlsässen  gesässen  war,  für  einen 
fryen  nicht  besetzen  luocht,  denselben  mag  ein  her  oder 
vogt  darvmb  straffen,  vnd  ist  veruallen  achtzchen  phund 
phen.  (also  wieder  die  höchste  Busse  des  Vogtes)  der 
vorgeschriben  werschait  an  der  heiTcn  vnd  vogtes  gnad : 
derselben  Summ  gellz  gehörrent  zwen  teil  den  herren  vnd 
der  drill  teil  den  hofj ungern. 

In  den  Höfen  der  Grundhcrren  haben  wir  die  ganze 
anwesende  Gemeinde  urlheilen  sehen.  Zunächst  wurden 
zwar  die  Aeltestcn  aufgerufen,  wovon  sich  ebenfalls  Spuren 
linden  in  den  Offuuugcn.  Aber  diese  Aellesten  wurden 
doch  nirgends  der  Zahl  und  der  Art  der  Urtheilsfindung 
nach  unterschieden  von  den  übrigen  Anwesenden.  In  dem 
Rechte  von  JXossikon  dagegen  kommt  die  UrthetlsKndung 
ganz  ausschliesslich  diesen  sieben  Schöffen  zu,  welche  an 
der  Seite  des  Vogtes  sitzen  und  daher  eben  Stulsässen  ge- 
nannt werden.  Die  übrigen  Dingpflichtigen,  welche  stehen 
und  daher  öfters  als  Umstand  bezeichnet  wertten ,  werden 
nur  angefragt,  wenn  ein  Urtheil  stössig  wird. 

Man  sol  ouch  fürbasser  wissen ,  das  in  der  vorgeschri- 
ben dingstatt  nieman  vrtal  sprachen  noch  erteilen 
sol,  denn  die  siben  fryen  stuolsässen,  vnd  waz  die 
erteilent  vnd  sich  einhellcnklichen  erkennent,  ez  sy  vmb 
eigen  oder  e r b  v o n  » ö  1  i c h e  r  g  u e t e r  wegen,  ciie  in 
die  ding  statt  gehörrent.  davselb  sol  also  hestan,  band- 


228 


Zweites  Buch.  §.  21. 


vcsli  kraft  vnd  macht  haben  nu  vnd  hernach.  War  aber 
das  die  vrtaln  vnder  den  sluolsässen  stüssig  wurden ,  so  sol 
ein  richtcr  ander  fryen  vs  wendig  dem  stuol  fragen, 
vnd  die  vrteiln,  die  denn  gesprochen  werdent,  süllenl  gan 
vnd  koincn  gen  Griffense  in  den  Rosgarten  vnd  die  sol  ein 
herr  da  entscheiden  vnd  die  gerecht  geben  vrtal  widervmb 
ze  dem  ncchsten  gcricht  an  mittel  senden  in  die  dingstatt 
für  die  stuolsa'ssen ,  vnd  sol  denn  aber  darnach  beschehen , 
was  recht  ist. 

Ist  ouch  das  vrteiln  stüssig  vnd  gezogen  werden  In  den 
vorgeschriben  rosgarlcn,  —  die  vrteiln  sülleut  gevertget 
werden  durch  der  stuolsässen  ding  oder  mer,  dieselben  mu- 
gent  die  vertgen  mit  mund  oder  in  geschrift  vnd  den  ist 
och  ze  gelouben. 

In  dieser  Dingslatt  min  wird,  obwohl  sie  keine  grund- 
herrliche ist,  dennoch  auch  über  Erb  und  Eigen  gerichtet, 
jedoch  immer  nur  von  Gütern  ,  welche  in  die  Vogtei  ge- 
hören. Wenn  nun  zwar  auf  der  einen  Seite  daraus  folgt, 
dass  der  von  dem  Grundherrn  nicht  beeinträchtigte  Vogt 
auch  Civilgerichtsbarkeit  besitze,  so  könnte  man  auf  der 
andern  Seite  doch  eben  daher  Bedenken  erheben  gegen 
unsere  Annahme,  dass  die  Vogteigerichtsbarkeit  mit  der 
Gerichtsbarkeit  des  Centgrafen  zusammenhänge  und  diese 
freilich  in  etwas  veränderter  Weise  fortsetze.  Denn  der 
Centgraf  durfte  nicht  über  Eigen  richten,  während  der 
Vogt  diess  thut. 

Gesetzt  nun  aber  auch  diese  Schwierigkeit  Hesse  sich 
nicht  beseitigen,  so  würde  jene  Hauptansicht  über  das  Vcr- 
hältniss  des  Vogtes  zum  Grundherrn  dennoch  nicht  ge- 
schwächt, indem  wir  im  äussersten  Falle  höchstens  ge- 
nöthigt  würden,  die  Vogtei  mit  der  alten  Gaugrafschaft 
in  Verbindung  zu  bringen,  nimmermehr  aber  dazu,  sie  von 
der  Grundherrschaft  herzuleiten.  Das  eben  angedeutete  Aus- 
kunftsmittel ist  aber  aus  andern  Gründen  so  unwahrschein- 
lich, dass  uns  am  Ende  doch  nichts  übrig  bleibt,  als  auf 
die  Stellung  des  Centgrafen  zurück  zu  kommen,  und  aus 
einer  veränderten  Stellung  desselben  die  veränderte  Com- 
petenz  herzuleiten. 
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Jene  Schwierigkeit  scheint  sich  aber  durch  folgende 
Betrachtung  zu  heben.  Auf  ähnliche  Weise,  wie  einzelne 
Grosse  sich  erbliche  Grafenge walt  erwarben  über  ihre  Ter- 
ritorien ,  und  so  die  ursprüngliche  Reichsunmiltclbarkeit 
einer  Masse  von  Freien  in  ihren  Ländern  in  Untcrthanen- 
schaft  von  den  Landesherrn  verwandelten ,  mochte  es  auch 
den  Centgrafen  in  ihren  Bezirken  gelungen  sein ,  nicht  bloss 
ihre  Gewalt  erblich  zu  machen ,  sondern  zugleich  auch  die 
dingpflichtigen  Leute  sammt  ihrem  Eigen  in  eine  gewisse 
dauernde  Abhängigkeit  zu  bringen.  Die  Vogtei  wurde  zu 
einer  Herrschaft  und  die  Vögte  zu  Herrn.  Ohne  weiters 
in  die  Stellung  von  Grundherrn  einzutreten,  denen  gegen- 
über alle  andern  nur  abgeleiteten  Besitz  hätten ,  das  ging 
nicht,  weil  sich  die  Freien  zu  gut  bewusst  waren,  dass 
ihr  Eigen  ihnen  gehöre  und  sie  es  nicht  von  dem  Herrn 
erhalten  haben.  Wohl  aber  suchten  sie  in  andern  Bezie- 
hungen ihre  Herrschaft  auszudehnen  202).  Und  da  mochte 
es  am  wenigsten  Schwierigkeit  machen ,  die  Gerichtsbarkeit 
über  das  durch  mancherlei  Lasten  bereits  niedergedrückte 
Eigen  der  gemeinen  Freien  an  die  Dingstatt  des  erblichen 
Vogtes  nnd  Herrn  zu  knüpfen,  zumal  die  Analogie  des  sehr 
verbreiteten  Hofrcchtcs  zu  Hülfe  gerufen  werden  konnte 
und  es  für  die  Bauern  bequemer  war,  ihr  Recht  in  der 
INähc  und  unter  ihren  Genossen  zu  suchen  ,  als  sich  an  ein 
entfernteres  höheres  Gericht  zu  wenden. 

Diese  Auseinandersetzung  wird  nun  auch  noch  von  ei- 
nigen andern  Öffnungen  unterstützt.  In  Binzikon  bestand 
ebenfalls  eine  „freie  Dingstatt."  Der  jeweilige  Herr  von 
Grüningen  hatte  daselbst  die  Vogteirechte;  aber  ungeachtet 
ihm  auch  manche  unfreie  Bewohner  von  Binzikon  eigen- 
tümlich zugehörten,  so  ist  es  ihm  doch  nicht  gelungen, 
die  Vogteirechte  in  Grundherrschaft  zu  verwandeln.  Wenn 
um  Eigen  gestritten  wird,  so  kann  er  zwar  auch  dem  Ge- 
richte vorstehen,  aber  die  Hausgenossen  können  an  seiner 

202)  die  mtrkwtirdige  Stelle  hei  Eichhorn  Rechlsgeschirhte  193 

Note  a,    vro  schon  im  lohnten  Jahrhundert  >r>n  dem   Tebergi  eif#n   der  Vogt, 
gewalt  di«  Rede  i»t. 
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Statt  auch  einen  freien  Richter  erkiesen.  Dagegen  um  die 
Bussen  richtet  er  jederzeit  von  Amtswegen.  Der  Zu- 
stand ,  in  welchem  wir  nach  dieser  Öffnung  die  Sache  finden, 
ist  somit  ein  mittlerer,  zwischen  dem  ursprünglichen,  wo 
die  Vogtei  noch  blosses  Amt  war,  und  dem  spätem,  wo 
sie  zur  Herrschaft  geworden,  innc  liegend. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  Des  Ersten  ist  ze 
wissen,  daz  in  dem  dorn"  ze  Bintzihon  ein  frye  dingstatt 
ist,  vnd  sol  ein  herr  der  grueningen  —  inn  hat,  zwürent 
im  Jar  daselhs  richten  ze  meyen  vnd  ze  herbst  vnd  süllen 
die  gericht  im  dritten  Jar  ze  Bertschikon  sin  in  aller  wise 
vnd  inasse  als  ze  Binl/.ikon ,  vnd  sol  der  gerichten  Jetwe- 
deres  sin  nachtag  haben  ze  grueningen  vft'derletzi  vnd  sol 
man  sy  verkünden  oh  XIV  tagen  vnd  vnder  dry  wachen  ze 
hus  ze  hof  ald  vnder  ougen ;  vnd  In  dieselben  gericht  ge- 
hörent  dise  nachgeschriben  sihen  dörffer  Bintzihon ,  Fryen- 
egg ,  Gossow  ,  Bertschikon  ,  Opptikon  ,  Intzikon ,  vnd  wer- 
uetzhusen. 

Vnd  wenn  die  ofl'nung  fürkmnpt,  vnd  man  vmh  die 
guter  Richten  sol,  so  mugent  die  husgenossen  einen  fryen 
darsetzen,  ze  Richten  oder  sy  mugend  einen  vogt  lassen 
richten,  weders  sy  wellent,  In  aller  wise  vnd  inasse 
als  ob  ein  fry  da  sässe. 

Es  sol  ouch  ein  vogt  by  dem  fryen  (wie  anderswo  bei 
dem  Grundherrn)  sitzen  ze  gericht  vnd  wenn  es  an 
ein  huoss  gat,  so  sol  der  vogt  den  Richtstab  in  die 
band  n einen  vnd  dar  vmh  richten. 

—  Es  ensol  ouch  vmb  dieselben  fryen  guot  nieinan  er- 
teilten nach  vfheben ,  denn  der  derselben  gueter  hat  Inrent 
Etters  VII  schuoch  wit  für  sich  oder  hinder  sich  ald  aber 
ein  recht  fry. 

Bescheche  es  ouch ,  da*  vmb  dieselben  güter  vrteilen 
stössig  wurden ,  die  sol  der  merer  teil  schidigen  vnd  nit 
der  herr  ze  grüningen. 

Ferner  findet  sich  die  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  in 
der  vollen,  von  keinem  Grundherrn  geschmälerten  Ausdeh- 
nung in  Wettschwyl,  Sellcnbiircn  und  Stallikon 
laut  Öffnung  von  1468.  Hier  richtet  der  Vogt  wieder  nicht 
bloss  um  die  Frevel,  sondern  auch  um  Eigen  und  Erb  und 
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Geldschuld  in  den  Jahrgerichten.  Aber  er  kanu  statt  seiner 
auch  einen  Amtmann  richten  lassen ,  der  von  den  Dingpflich- 
tigen mit  seiner  Genehmigung  auf  ein*Jahr  erwählt  wird. 

Die  Öffentliche  Bedeutung  der  Vogtei  als  eines  ursprüng- 
lichen Staatsamtes  zeigt  sich  aber  auch  noch  in  einigen 
andern  Dingen.  So  sorgt  er  auch  au  den  Orten,  wo  es 
Grundherren  gibt,  für  gehörige  Herstellung  der  öffentli- 
chen Strassen. 

Öffnung  von  Meilen.    Oueh  sol  ein  vogt  die  laut- 
Strassen  gebieten  ze  machen  bi  VI  ß  als  dik  es  notdurf 
tig  ist. 

Er  hält  die  grösseren  Verbrecher  zur  Verfügung  der 
Grafschaftsbeamten,  die  allein  über  das  Blut  richten  dürfen. 
Öffnung  zu  Breiti.  Item  wurd  oueh  ein  schedlicher 
nienlseh  In  den  gerichten  ze  Breit  1  gefanngen ,  den  so]  mau 
Junnkher  hanassen  sehwennden  (dem  Vogt)  gen  Mossburg 
antwurten.  Der  sol  danu  dem  landtgrafeu  von  Ii y bürg 
embieten  ,  das  er  im  Inn  abnein.  Der  sol  im  den  schedli- 
oben  mentschen  abnemen ,  vnnd  mit  dem  so  vyl  schaffen 
vnnd  Inn  in  sollicher  Mass  versorgen ,  das  im  noch  den 
sinen  von  im  dehein  schad  noch  kumber  mer  beschech ,  noch 
zugezogen  werd. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dass  der  Vogt  sie  dem  Land- 
grafen nicht  zuführt,  sondern  erwartet,  dass  dieser  sie  ab- 
hole, wenn  er  von  dem  Falle  benachrichtigt  ist.  Sehr 
unzweideutig  ist  dieses  ausgedrückt  in  einer 

Öffnung  der  Herren  von  Landenberg,  Vogte  zu 
Alt-Regens  berg  von  1426.  Wen  es  sach ,  das  ein 
.schädlicher  mensch  ergriffen  wurd  In  denen  gerichten ,  den 
sol  man  antwurten  an  den  Urayenstein ,  vnd  sol  es  dann 
einem  vogt  von  regensperg  (der  die  hohe  Vogtei  ver- 
waltet) verkünden,  das  er  Im  den  menschen  ahnemin.  War 
das  er  das  nit  tat,  so  sol  er  Inn  binden  an  ein  Zwirns- 
faden. So  hat  man  denn  einem  vogt  (zu  Regensberg) 
gnuog  getan ,  Im  vnd  dem  gericht. 

Die  Vögte  schirmen  ferner  sowohl  die  Grundherrn,  als 
ihre  Hofgcuos.scn ,  und  auch  alle  übrigen  Vogteiangchörigen. 
Öffnung  von  Berg.     item  alle  die  so  in  dein  gericht 
zu  berg  Silzend,  band  das  recht,  das  sy  der  voglher  rinn 
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(Ue  vogtrecht  vnd  dienst,  die  sy  im  jerlich  gend ,  sol  be- 
schützen vnd  beschirmen  zuo  dem  rechten  beraten  vnd  be- 
helffen,  ouch  jivm  üb  vnd  guot  aller  vnzitlichen  dingen 

for  sin. 

Öffnung  von  Meilen.  Ouch  hat  ein  vogl  daz  recht 
von  einem  kilchhcrreii  ze  Meilan  jerlich  hundert  den.  geltes, 
dur  daz,  daz  ein  vogt  einen  pfafl'en  sol  schirmen  vor  dem 
vndertan  vnd  die  vndertan  vor  einem  pfaffen. 

Öffnung  von  \V  ie  sendangen  von  1473.  Die  vögt 
sollen  vmb  ir  vogtrecht,  daz  man  ynen  git ,  des  golzhus 
lüt  vnd  güter  schirmen,  darüber  sy  vögt  sind,  als  verre 
ir  lib  vnd  guot  geraichen  mag  vngeuarlich ,  wie  daz  von 
alter  herhomen  ist.  Wen  ouch  ain  her  von  petershusen 
(Grundherr)  vnd  vögt  by  einander  ze  gericht  sitzend,  wel- 
cher tayl  dann  den  gotzhuslüten  vnglichs  wölte  ton  oder  ze 
hert  sin,  so  sol  der  ander  die  lüt  schirmen  zuo  ainem  glichem. 

$.  22.    Die  Rechtsquellen  in  diesem  Zeiträume. 

1)  Die  praktische  Gültigkeit  des  alamannischen  Volks- 
gesetzes reichte  wohl  kaum  über  das  neunte  Jahrhundert 2M) 
hinaus.  Ohne  abgeschafft  zu  werden ,  musste  sein  Ansehen 
zu  Grunde  gehen,  sowie  die  Verhältnisse  des  Lebens  und 
das  Gewohnheitsrecht  mit  diesen  sich  veränderten. 

2)  Grosse  Autorität  erwarb  im  Mittelalter  das  deutsche 
Rechtsbuch,  welches  in  der  einen  Fassung  als  Sachsen- 
spiegel, in  der  süddeutschen  Umarbeitung  als  Schwa- 
be nspie gel  bekannt  ist  204).  Das  letztere  Rechtsbuch, 
dessen  Abfassung  in  die  zweite  Hälfte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts (wahrscheinlich  in's  Jahr  1275)  fällt,  ist  unzwei- 
felhaft auch  in  unsern  Gegenden  oft  vor  den  Gerichten 

203)  In  diesem  erwähnen  die  Urkunden  noch  oftmals  der  lex  Alumanno- 
rum,  ohne  jedoch  immer  jenes  Volksgeseti  selbst  darunter  zu  verstehen. 
Neugart  No.  246.  276.  547. 

204)  Man  sehe  darüber  Eichhorns  Rechtsgeschichte  $.  2S2  nach.  Neue 
Aufschlüsse  wird  darüber  W.  Wackernagel  erlheilen  in  einer  Ausgabe, 
welche  noch  in  diesem  Jahre  *n  Frauenfeld  erscheinen  wird,  'Jer  ersten  kri- 
tischeu  ,  die  es  gibt.  Da  mir  die  Aushängebogen  während  des  Druckes  zu- 
kamen ,  so  habe  ich  dieselben  noch  zun  Theil  benutzen  können  und  in  der 
Hegel  auch  darnach  citirt. 
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angerufen  und  darauf  gesehen  worden.  Es  folgt  das,  ab- 
gesehen von  allgemeinen  Gründen,  theils  daraus,  dass  sich 
daselbst  mehrere  alte  Handschriften  vorgefunden  haben  205) , 
theils  aus  einer  Stelle  des  Winterthurer  Weisthuras  von  1297. 
worin  dasselbe  nicht  undeutlich  bezeichnet  ist  206). 

3)  IN  eben  dieser  sehr  bedeutenden  Quelle  des  gemeinen 
deutschen  Hechtes  zeigen  sich  schon  in  dieser  Periode  — 
wiewohl  noch  spärlich  —  besondere  Rechtsquellen ,  auf 
unserm  Boden  gewachsen  und  für  diesen  berechnet.  Schon 
frühe  mochten  sich  einzelne  städtische  Rechtsgewobnheiten 
in  Zürich  ausgebildet  haben.  Unsere  urkundlichen  Spuren 
von  einem  eigentlichen  Stadlrechte  steigen  nber  nicht 
über  das  dreizehnte  Jahrhundert  hinauf  207).  Einen  Frei- 
heitsbrief, wie  die  meisten  altern  schweizerischen  Städte  sol- 
che haben208),  besitzt  Zürich  nicht.  Dieser  Mangel  hängt 
zusammen  mit  der  allmähligen  Entstehung  der  Stadt.  Wäre 
dieselbe  auf  einmal  —  gleich  jenen  andern  Städten  —  mit 
einem  Stadtrechte  begabt  worden,  so  müssten  sich  noch 
Spuren  einer  solchen  Handveste  finden.  Aber  weil  die 
städtische  Verfassung  gewisser  Massen  von  innen  heraus  ge- 

205)  Es  finden  sich  solche  in  Zürich,  Rheinau,  Einsiedeln,  St.  Gallen. 
Eine  Zürcherische  von  J.  G.  Finsler  beschrieben  in  den  Emnien  zum 
deutschen  Recht.     Heide  berg  1826. 

206)  Weisthum  v.  1297.  III.  20.  „Wir  hain  och  ze  rechte,  ist  daz 
en  man  vnd  aiu  vrowa  elich  ze  cnaoderan  koment,  swaz  ir  ielweder?  aigens 
ze  dein  andern  bring/,  belibent  sü  ane  liperben  ,  machen!  s  ii  daz  a  i  g  e  n 
nit  en  anderen  nach  swabenreht,  das  wirt  ledig  iro  ietweders  erben 
nach  iro  tode. 

207)  Urk.  v.  1224  bei  Holtinger  Hist.  Eccl.  VIII.  1214,  wodurch 
König  Heinrich  VII.  dein  Propst  und  Gapitc!  von  Zürich  Freiheit  von  bürger- 
lichen Dienstleistungen  zusichert:  non  obstaute  aliqua  eonsttetudine  vel  sta- 
tuta Gonsulum  vestrorum."  Urk.  v.  1255  Neugart  No.  948.  „in  Turego 
nos  in  obstagium  nomine  ob.sidum  f  Giselschaft)  nos  ponemus  secundum  con- 
suetudinem  Turicensium  super  abslagiis  actenus  observaltim."  Urk.  v.  1288 
¥  r  a  »i  in  ü  n  s  t  e  r  a  m  t  I.  610.  Eine  von  ihren  Gläubigern  „tecundum  eott- 
suetudinem  municipalem"  gerichtlich  verfolgte  Schnldnerinn  wurde  endlich 
dazu  gebracht,  dass  Haus  und  Hof,  woran  ihr  Erbrecht  und  Leibding,  der 
Abtei  aber  fehles  Eigenthum  zustand.  Öffentlich  versteigert  werden  musste  : 
^secundum  jus  noatrurn  municipale  ad  vendendum  ad  licitalioiiein  proclainatc." 

208)  Vgl.  darüber  Henke  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechts- 
wissenschaft von  Sarigny.  Eicbhhorn  und  Goschen.  III.   191  ff. 
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wachsen  ist,  so  lasst  sich  auch  ein  besbmmter  Ursprung 
des  Stadtrechtes  nicht  nachweisen. 

Die  älteste  noch  vorhandene  Sammlung  von  städtischen 
Gewohnheiten  uud  Wilküren,  durch  welche  sich  das  Stadt- 
recht fortbildete ,  ist  der  sogenannte  Richtebrief  der 
Burger.  Es  gibt  davon  zwei  Rccensionen.  Die  erste 
entstand  ohne  Beachtung  irgend  eines  Systems.  Wahr- 
scheinlich war  sie  nicht  das  Werk  eines  Privatmannes.  We- 
nigstens erhielt  der  Richtebrief  bald  öffentliche  Autorität 
und  wurde  alljährlich  von  dem  Rathe  beschworen.  Sie 
fällt  vermuthlich  in  die  zweite  Hälfte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts ;  denn  wenn  sich  auch  in  derselben  noch  ein  Be- 
schluss  von  1302  findet,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dass 
die  Sammlung  erst  damals  entstanden  209).  Wie  in  allen 
dergleichen  Sammlungen  sind  auch  da  von  Zeit  zu  Zeit 
Zusätze  nachgetragen  worden. 

Diese  Recension  des  Richtebriefs  liegt  dem  Richte- 
brief von  Schaff  hausen  von  1290  zu  Grunde,  welche 
letztere  Stadt  diese  Statuten  von  Constanz  her  erhielt210). 
Man  könnte  daher  auf  den  Gedanken  kommen,  sowohl  der 
Züricher  als  der  Schaffhauser  Richtebrief  haben  in  einem 
Richtebrief  von  Constanz  ihre  gemeinsame  Quelle.  Und 
wenn  man  bedenkt,  dass  Constanz  eine  bischöfliche  Stadt 
war,  Zürich  nur  den  zweiten  Rang  in  dem  Bistbum  hatte, 
so  werden  die  Zweifel  stärker.    Allein  Constanz  scheint 


209)  Johann  Waser  vom  Geld,  Zürich  1778  S.  9,  »uf  den  der  g«. 
lehrte  Drcver  Beitrage  zur  Literatur  und  Geschichte  des  deutseben  Rechts 
Lübeck  J  783  S.  12  aufmerksam  macht,  gedenkt  eines  Kichlebriefes  vom  Jabr 
1237.  Eine  andere  Spur  von  einer  so  alten  Recension  habe  ich  nicht  ge- 
funden. Von  31  oos  astronomisch- politisch- historisch  uud  kirchlicher  Ka- 
lender für  Zürich,  Zürich,  1777.  Tb.  III.  S.  45  setzt  die  erste  Abfassung 
m's  Jahr  1291  und  spricht  dann  von  Revisionen  der  Jahre  129S  und  1302. 
Seine  Angaben  beruhen  aber  nur  darauf,  dass  in  den  Richtebrief  Erkenntnisse 
von  diesen  Jahren  eingetragen  sind. 

210)  Melrh.   Kirchhofer  der  Kichtebrief  der  Stadt  Schaff, 
hausen  im  Schweiz.  Museum  VIII.  S.   77  fF.    Auf  dein  Titel  des  Schaff 
hauser  Kichtebviefe.,>  hoisst  es:    „Diz  sint  dii   gcselr.ede ,    in  1 1    des  klinge* 
vnd  der  burger  willen  von  koste  nze    in  der  selbun    »tat  dnr  vride  vnd  dm 
gnade  ge*e»ret." 
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denselben  von  König  Rudolf  von  Habsburg  erhalten  zu 
haben,  welcher  als  vormaliger  Hauptmann  der  Züricher 
ihre  Gesetze  wohl  kennen  mochte.  Auch  wird  diese  An- 
sicht noch  insbesondere  dadurch  unterstützt, 

a)  dass  sich  die  auf  ein  bestimmtes  Faktum  und  bestimmte 
Personen,  nämlich  die  Aebtissinn  Mechtilde  von  Wünnen- 
berg, bezogene  Stelle  des  Zürichcrischen  Richtebriefes211), 
welche  jedenfalls  alter  ist  als  1269,  in  dem  Schaff  ha  uscri- 
schen  wieder  findet,  jedoch  mit  der  vagen  Abänderung, 
dass  statt  jener  Aebtissinn  allgemein  steht  Abt  und  Capitel ; 

b)  dass  in  einer  alten  Handveste  von  St.  Gallen,  die 
vermuthlich  in's  Jahr  1271  fallt,  auf  Gonstanzerrecht  als 
Mutterrecht  von  St.  Gallen  mehrmals  Rücksicht  genommen 
wird,  während  der  Inhalt  dieser  Handveste  mit  dem  des 
Richtebriefs  nicht  übereinstimmt.  Hätte  nun  schon  vor 
1271  der  Richtebrief  auch  in  Gonstanz  gegolten,  so  wäre 
vermuthlich  auch  die  St.  Galler  Handveste  anders  ausge- 
fallen 2«2). 

Ein  vollständiger  Beweis  ist  freilich  so  lange  schwerlich 
zu  führen,  als  nicht  das  Manuscript  des  Constanzer  Rich- 
tebriefes selbst  wieder  entdeckt  wird.  Das  aber  bleibt  sicher, 
dass  die  drei  Städte  Zürich,  Con stanz  und  Schaff- 
hausen wesentlich  denselben  Richtebrief  ,  mithin  auch  die- 
selbe Verfassung  hatten. 

Der  Züricher  Richtebrief  ist  nach  einem  alten  Manu- 
scripte  der  Scheuchzerischen  Bibliothek  gedruckt  und  da- 
neben noch  eine  Stumpfische  Abschrift  benutzt  worden, 
welche  Zusätze  enthält,  die  sich  in  dem  Schaffhauserischen 

211)  Kicbtebrief  IV.  10.  oben  $.3.  Anm.  17.  mitgetbeiU. 

212)  Handveste  von  St.  Gallen  von  1271  „Da*  selbe  reht  daz  ist 
alsus  gishaffm ,  daz  alliz  da?,  guot ,  daz  inrunt  den  vier  cmcin  vnd  von  der 
obenendi  der  berge  bi  der  .«tat  bis  inbelde  zitale  lit  —  daz  dnz  in  de  ms  el- 
bin rebte  stände  alse  Costinzer  eigin  an  er binne,  an  virkou- 
finne,  an  vi  rsezzi  n  ne ,  ane  das,  daz  ienz  eigin  vnd  dis  iehtn  ist." 
—  —  „Wirt  ouch  et  ine  dan  ein  vrteilde  vber  daz  selbe  gnot  gisprochin  vnd 
bilibtnt  die  bi  vngisaminot ,  also  daz  der  strit  hie  niht  mag  gisheidin  werdw.  , 
so  sol  inanz.  darvmbe  niene  ziehin ,  wan  *ol  eht  die  di  vrteilde  gisproeben 
hant  zi  Costimeren  s  endin,  ir  reht  darvmbe  da  zirvarne."  C<Ht> 
Stant  ist  somit  gegenüber  St.  Gallen  als  Oherhof  zu  belrarhten. 
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Richtebriefe  nicht  finden  213).  Die  Scheuchzerische  Hand- 
schrift ist  seither  verloren  gegangen ,  die  Stumpfische  ist 
eine  neuere  Abschrift. 

Die  zweite  von  dem  Stadtschreiber  INiclaus  Man- 
go It  bearbeitete  Recension  des  Züricher  Richtebriefes 
ist  vom  Jahr  1304  und  noch  im  Original  vorhanden  2U). 
Sie  ist  bedeutend  vollständiger  als  die  erste  und  unterscheidet 
sich  von  derselben  durch  eine  systematische  Anordnung  vor- 
theilhaft.  Der  eigentliche  Richtebrief  ist  in  fünf  Bücher 
cingetheilt:  1)  „Von  manslaht  vnd  von  freueli,"  von 
den  Verbrechen  und  deren  Bestrafung,  jedoch  mit  vornehm- 
licher Rücksicht  auf  die  Thätigkeit  des  Rathes.  2)  „Von 
u  ringe  vnd  von  kriege,"  grossentheils  politischen  In- 
halts und  enthalt  Bestimmungen ,  welche  den  Fehden  steuern 
und  den  innern  und  äussern  Frieden  wahren  sollen.  3)  „Wie 
man  ein  Rat  nimt  vnd  von  des  gerihte,"  von  Be- 
stellung und  Erneuerung  des  Rathes ,  von  seinen  richter- 
lichen Befugnissen,    der  Eintreibung  der  Bussen  u.  s.  f. 

4)  „Von  der  Stat  vnd  der  burger  ere  vnd  anderre 
ir  vriheit,"  behandelt  dasVerhältniss  der  Stadt  zum  Reiche, 
sucht  die  Reichsunmittelbarkcit  der  Stadt  zu  sichern,  be- 
schränkt den  Ankauf  von  Liegenschaften  durch  die  Klöster, 
enthält  Vorschriften  über  die  Bürgeraufnahme,  den  Bezug 
des  Gevverfes,  über  Leibding,  Bauten  und  polizeiliche  Dinge. 

5)  „Von  antwerken,  von  spile  vnd  von  cinvngcn, 
die  über  die  antwerk  gesetzet  sind,"  umfasst  viele 
Vorschriften  über  Gewerbe  und  Handwerke,  darunter  auch 
über  Darlehen  der  Juden  oder  Lombarden  (Caurtschin). 
Als  sechstes  Buch  ist  sodann  die  Satzung  der  Pfaffheit  und 
der  Burger  von  1301  angehängt. 

In  dem  ganzen  Richtebriefe  sind  nur  wenige  Bestim- 

213)  Hclv.  Bibliothek.    Zürich  1735.  Th.  I.  St.  2. 

214)  MS.  auf  Pergament  Quartband  in  dem  Staatsarchiv,  in  der  Sakristei 
de*  l.rossiniinsteij  aufbewahrt.  H.  H.  Fuss  Ii  hat  in  seiner  „Analyse  de» 
Hid.U-bnefes  der  Sladt  Zürich"  im  Schwei/..  Museum  Jahrgang  17*4  bi» 
1787  diese  llccensiou  benutzt  und  ausgezogen.  Seine  Arbeit  war  besonder i 
Kr  die  damalige  Zeil  verdienstlich.  Gegenwärtig  hat  sie  keinen  bedeutenden 
Werth  mehr. 
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muDgen  ,  die  ein  privatrechtliches  Interesse  haben.  Wich- 
tiger sind  die  Zusätze  desselben.  Nach  jedem  Buche  näm- 
lich sind  eine  Anzahl  pergamentener  Blätter  leer  gelassen , 
damit  Zusätze  ohne  Schwierigkeit  angehängt  werden  können. 
Und  wirklich  kommen  nun  auch  solche  nachträgliche  Ein- 
schaltungen vor ,  zum  Theil  von  etwas  spätem  Beschlüssen 
der  Räthe  und  der  Burger.  zum  Theil  auch  von  altern 
Freiheiten  und  Gewohnheiten,  deren  Aufzeichnung  Uber- 
sehen worden  war.  Besonders  sind  die  Anhänge  des  dritten 
Buches  für  das  Güterrecht  der  Ehegatten  und  das  Erbrecht 
von  Bedeutung. 

Ich  habe  diese  zweite  Recension  in  dein  gegenwärtigen 
Werke  benutzt,  zumal  sie  ihrer  Entstehung  nach  nicht  viel 
jünger  ist  als  die  erste  und  jene  durchweg  unverändert  in 
sich  aufnahm. 

3)  Ausser  diesem  Richtebriefe  muss  noch  als  städtische 
Rechtsquelle  erwähnt  werden  eine  Sammlung  von  Erkennt- 
nissen des  Rathes,  die  erst  im  Jahr  1636  veranstaltet  wurde , 
aber  aus  ächten  zerstreuten  Blättern  älterer  Protokolle  be- 
steht 2iS).  Sie  enthält  anf  neunzig  Blättern  eine  grosse  An- 
zahl von  Beschlüssen  und  Willkühren  des  Rathes,  zum  Theil 
von  ganz  vorüber  gehender  und  administrativer  Bedeutung, 
zum  Theil  aber  auch  von  dauerndem  Interesse  für  Geschichte 
und  Recht.  Sie  fallen  in  die  Jahre  1292  —  1371.  Alle  Stücke 
bis  auf  eines  gehören  aber  iu's  vierzehnte  Jahrhundert.  Eine 
grosse  Anzahl  derselben  ist  vor  die  Brunische  Verfassungs- 
änderung zu  setzen  2l6). 

4)  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich  crtheilte  der  Stadt 
Mellingen  im  Aargau  das  Recht  von  Winterthur, 
worauf  sich  die  Mellinger  an  den  Rath  von  Winterthur 
wendeten  mit  der  Bitte  um  Mittheilung  ihrer  Freiheiten 

215)  Es  ist  «las  die  Sammlung,  welche  grösstenteils  in  chronologi.'.chet- 
Ordnung  abgedruckt  ist  in  den  Beitragen  zu  Jak.  Lauffers  Historie  der 
Eidgenossen.    Zürich  1739.  Th.  II. 

216)  Das  Ton  mir  benutzte  Ms.  gebort  iu  das  Staatsarchiv  und  ist  mit 
No.  65  bezeichnet.  Nach  J.  C.  H.  Dreyer  gingen  diese  Erkenntnisse  «heil- 
weise Uber  in  die  Statuten  der  schwabischen  Stadt  Wald«. hu».  Beitrage  Mf 
Literatur  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts.     Lübeck  1783.  S.  9. 
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und  Gewohnheiten.  Auf  dieses  hin  stellte  der  letztere  das 
Weisthum  von  1297  aus.  Darin  ist  zuerst  aufgenommen  ein 
Freiheitsbrief'  Graf  Rudolfs  von  Habsburg  von  1264,  so- 
dann ein  solcher  König  Rudolfs  von  1275  und  zuletzt  eine 
Aufzeichnung  anderer  in  Winterthur  geltenden  Rechtsge- 
wohnheiten 2l7). 

5)  Die  Aufzeichnung  von  Öffnungen  der  Grund- 
herren und  Vogte,  wovon  oben  schon  die  Rede  war, 
fallt  meistens  erst  in  die  folgende  Periode.  Nur  einzelne 
wenige  gehören  sicher  schon  in  die  gegenwärtige.  Das 
Alter  ist  indessen  gerade  für  die  altern  Offnungen  unge- 
wisser als  für  die  jungem ,  weil  jene  weniger  als  diese  be- 
stimmte Daten  in  sich  aufgenommen  haben. 

Anders  ist  es  aber  mit  dem  Inhalt.  Dieser  ist  sehr  häufig , 
selbst  in  Öffnungen  des  sechszchnten  Jahrhunderts  uralt ;  und 
so  trug  ich  denn  kein  Bedenken ,  sie  schon  in  dieser  Pe- 
riode zur  Aufhellung  der  damaligen  Rechtsinstitute  viel- 
fach zu  benutzen.  Selbst  in  den  ältesten  Offnungen ,  deren 
Abfassung  noch  in  die  erste  Hälfte  oder  die  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  fällt,  heisst  es  oft  ganz  ausdrücklich, 
dass  sie  nur  altes  Recht  und  althergebrachte  Gewohnheiten 
aufzeichnen.  Es  war  auch  gar  nicht  der  Zweck  dieser 
Offnungen,  neues  Recht  zu  schaffen.  Die  Vorstellung  von 
gesetzgebender  Willkühr  war  überhaupt  dem  damaligen  Volks- 
leben fremd.  Das  Recht  wurde  als  ein  bestehendes  bloss 
ausgesprochen.  Die  ältesten  Männer  sagten,  wie  es  bei 
ihnen,  so  lange  sie  zu  denken  wissen,  gehalten  worden, 
und  das  so  geöffnete  Recht  wurde  dann  niedergeschrieben. 
Daher  finden  sich  nur  selten  Bestimmungen  eingemischt, 
durch  welche  ein  Verhältniss  neu  regulirt  werden  sollte  und 
gewöhnlich  tragen  sie  dann  mehr  die  Form  des  Vertrages 
an  sich. 


217)  Ich  habe  das  ganze  merkwürdige  Weislhum  in  der  ßeih.ge  I!  ab- 
drucken lassen.  Das  Ongioal  davon  ist  lermuthlich  noch  in  Mellingen.  In- 
dessen findet  sich  eine  alte  wahrscheinlich  gleichzeitige  Abschrift  desselben  aut 
Pergament  in  dem  Archive  d«»r  Stadt  Winterthur.  welches  mir  rnr  Rennlvuag 
mitgelheill  wurde. 
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Bei  den  Erneuerungen  der  Offnungen  wurde  selten  gar 
viel  geändert.  Meistenteils  wurden  nur  Zusätze  beliebt , 
die  das  Ganze  ergänzten,  zuweilen  auch  modificirten.  Man 
schrieb  gewöhnlich  die  ganze  alte  Öffnung  wieder  ab,  statt 
ihr  Materiale  weiter  zu  sichten.  So  kam  es,  dass  in  den 
neuern  Offnungen,  welche  wir  noch  besitzen,  öfters  sich 
Stellen  finden,  die  gewiss  damals  schon  veraltet  und  un- 
praktisch geworden  waren. 

Was  die  äussere  Form  und  Sprache  dieser  Offnungen 
betrifft,  so  ist  ihr  Werth  sehr  verschieden.  Je  älter  sie 
sind,  desto  mehr  scheint  sowohl  in  der  Sprache  als  auch 
in  den  Bestimmungen  ein  poetisches  Element  sich  hervor  zu 
thun.  Es  ist  das  um  so  auffallender,  je  mehr  in  der  Folge- 
zeit nach  der  Reformation  sich  ein  durch  und  durch  pro- 
saischer Charakter  in  unserra  Volke  zeigt.  Auf  die  Art 
der  Entstehung  der  Offnungen  deutet  zuweilen  auch  die  Fas- 
sung derselben.  Es  werden  nämlich  in  einigen  die  Hof- 
jünger und  Hausgenossen  redend  eingeführt  mit  deu  Worten  : 
Es  sprechen  die  Hofjünger,  die  Hausgenossen.  Und  so 
findet  sich  auch  die  Frage  des  Herrn  etwa  erwähnt,  auf 
welche  hin  jene  das  Recht  finden  und  äussern. 

Einzelne  Offnungen  haben  die  äussere  Form  des  Ver- 
trages, jedoch  nicht  so  fast  zwischen  Herrn  und  Hörigen 
als  zwischen  zwei  Herrn,  z.  B.  die  Öffnung  von  Wiesen- 
dangen  zwischen  dem  Grundherrn  und  seinem  Meyer,  der 
sich  damals  schon  aus  der  Stellung  eines  gewöhnlichen  Meyers 
erhoben  hatte  und  das  Meyerthum  als  ein  eigenes  erbliches 
Recht  besass.  Doch  kommen  auch  Verträge  zwischen  Grund- 
herrn und  den  Hofgenossen  vor,  wie  z.  B.  der  von  den 
Abgeordneten  des  Züricher  Rathes  vermittelte  Hausbrief  von 
Bubikon  von  14S3. 

Ich  werde  am  Schlüsse  dieses  Werkes  ein  Verzeichniss 
zürcherischer  Offnungen  beifügen,  die  in  sehr  grosser  Menge 
vorhanden,  von  denen  aber  nur  ein  Theil  der  neuern  ge- 
druckt sind.  So  viel  es  anging,  habe  ich  immer  entweder 
die  Originale  selbst,  oder  doch  alte  Abschriften  benutzt. 

6)  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte.    Die  Samm- 
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hing  von  Neugart,  von  der  schon  in  der  ersten  Periode 
die  Hede  war,  reicht  auch  in  die  zweite  hinüber.  Doch 
ist  sie  für  diese  von  viel  geringerer  Bedeutung. 

Desto  mehr  sind  die  einheimischen  Archive  zu  benutzen. 
Leider  fehlen  brauchbare  auch  nur  einigerinassen  geordnete 
Nachweisungen  und  Ucbcrsichten.  Und  die  Sammlungen 
von  neuern  Abschriften ,  die  sich  in  den  Archiven  finden , 
sind,  abgesehen  von  ihrer  Dicklcibigkeit,  gewöhnlich  voller 
Fehler.  In  dieser  Hinsicht  ist  unzweifelhaft  noch  vieles 
nachzuholen,  was  Berücksichtigung  verdient,  aber  von  mir 
übersehen  worden  ist.  Sehr  brauchbar  für  die  Rechtsge- 
schichte ist  besonders  ein  altes  Urbar  der  Propstei  Gross- 
münster, welches  ohne  Zweifel  im  vierzehnten  Jahrhundert 
schon  angelegt  wurde  und  von  einer  Menge  wichtiger  Ur- 
kunden gute  Abschriften  enthält.  Dieselben  sind  zu  An- 
fang des  sechszchnten  Jahrhunderls  mit  den  Originalien  ver- 
glichen und  jede  einzelne  Abschrift  notarialisch  beglaubigt 
worden  21S).  Mangelhafter  sind  die  Abschriften  des  Frau- 
münsteramtes 219)  und  des  Staatsarchivs  22°). 

g.  23.  Verbrechen  und  deren  Bestrafung. 
Noch  immer  werden  die  meisten  Vergehen  mit  Geld  und 
ebenso  oft,  nach  bestimmten  Taxen,  zuweilen  auch  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichtes  bestraft.  Und  insofern  erinnert  dus 
Strafverfahren  noch  fortwährend  an  das  alte  Compositionen- 
system.  Es  waren  diese  Bussen  nun  aber  zu  ordentlichen 
Strafen  geworden  und  das  Fchderecht ,  ausser  in  den  Fällen 
der  Blutrache,  wovon  sich  noch  häufig  Spuren  finden  2?l), 

.  218)  E»  ist  das  die  Sammlung,  welche  ich  als  Di  ploia*  la  t  der  Pr  o|i  s  t  *  i 
bezeichnet  und  öfters  Leuiitzt  habe. 

21V)  Ich  habe  die  Urkunden,  selbst  wo  sie  mir  auch  sonst  noch  zu  Ge- 
sichle gekommen  wann,  doch  nach  diesen  Abschriften  citirt ,  weil  dort  nicht 
bloss  die  Couie  leicht  zu  finden  ist,  sondern  auch  über  den  Ort,  wo  di* 
Originale  liegen,  Auskunft  ertheilt  wird. 

220)  Corpus  lVcrdmullerianum  unt.  et  nov.    in  einer  Reihe  von  Banden. 

221)  Sühnbrief  von  1255.  im  Lande  üri  beiT»chudi  Chrouicon  Hel- 
^elicou.  ßasel  1734.  I.  155.  Öffnung  von  Nee  räch  s.  d.  „Ob  aber 
der  todschleger  nit  begriffen  werden  inochl ,  so  wird  des  todten  menschen  lich- 
nams  fruit  den,  die  iuvon  Sipschaft  wegen  zu  rächen  habend,  de» 
lib  ertheilt  vad  vnsern  gnedtgeu  herren  von  Zürich  da*  gnol." 
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allmälig  untergegangen.  Auch  sind  die  Bussansätze  viel  we- 
niger nach  dem  objectiven  Schaden  detaillirt,  sondern  ge- 
wöhnlich allgemein  gefasst  und  auf  ganze  Gattungen  von 
Vergehen  bezogen. 

In  den  Städten  waren  sie ,  des  grössern  Rcichthums  we- 
gen, weit  grösser  als  auf  der  Landschaft,  in  Zürich  gros- 
ser als  in  Winterthur.  Es  ist  in  der  That  auffallend,  wie 
gering  die  Bussen  für  die  Bauern  angesetzt  sind,  wenn  die 
Sache  in  ihrem  heimischen  Gerichte  von  dem  Vogte  behan- 
delt werden  kann.  Die  höchste  Busse  überstieg  früher  nie 
9  Pfund ,  später  nicht  18  Pfund ,  wie  wir  schon  oben  ge- 
sehen haben22-). 

Zu  den  Vergehen,  die  am  häufigsten  erwähnt  wurden, 
gehören  immer  noch  Raufhändel  in  verschiedenen  Formen. 
Ebenso  wurde  das  Haus  des  Mannes  noch  fortwährend  als 
ein  in  gewisser  Hinsicht  gefreiter  Ort  angesehen,  und  jedes 
Vergehen,  das  gegen  einen  andern  durch  Heimsuche  oder 
wie  die  Offnungen  gewöhnlich  sagen,  unter  dem  russigen 
Rafen  (Vordach)  begangen  wurden,  eben  desshalb  härter 
bestraft  223). 

Gefängnisse  waren  noch  ziemlich  unbekannt  und  Gefäng- 
nisstrafe als  solche  ungewöhnlich.  Allgemein  galt  der  Grund- 
satz :  Wer  die  Busse  zahlen  kann ,  darf  nicht  in  ein  Ge- 
fa'ngniss  gebracht  werden.  Nur  wenn  Gefahr  vorhanden  ist , 
dass  einer  die  Schuld  nicht  abtragen  könne,  fand  Thürmung 
Statt.    Von  vielen  führe  ich  nur  drei  Stelleu  an. 

Zusatz  zum  ersten  Buche  des  Richtebriefs : 
Swelch  Lantinan  oder  burger  dekeinen  andern  Lantinan  oder 
burger  —  mit  inessern  oder  mit  s werten  oder  uüt  solichen 
waffen  anlouflet  oder  wundet  ald  ze  tode  slat:  da  sol  inan- 
gelich  es  sin  wirte  oder  ander  lüte ,  die  dabi  siut ,  zuo  ruef- 
fen  vnd  die  heften,  die  die  vnzuht  hant  getan,  so  ferre 
_____   / 

222)  Oben  }.  21.  S.  223. 

223)  Richtebrief  I.  32.  33.  34.  Öffnung  von  Wipkingen  ».  d. 
„Wer  aber  das  einer  den  andern  freffenlich  vnd  scbalklich  ze  huss  oder  ze 
hoff  vnderin  Ruossigen  Raffen  suochti  ,  der  sol  einem  vogt  mit  recht  IX  üb. 
tiirieher  pfening  (höchste  Russe)  verfallen  sin  vnd  dem  cleger  HI  hb.  vnd  dar 
ruo  den  cleger  abzelegen  ,  als  dann  ei  ber  IUI  rimlicb  vnd  bescheiden  dunrkel." 

■hwtirfeti  Rcehtagraebuthtt'  10 
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si  mvgen ,  vnd  b  e  h  a  b  e  n  vntz  das  ettelicher  des  Rates  oder 
der  Räten  dazuo  koraent.  Es  enwere  danne  daz  es  solich 
Burger  teten,  vuibe  die  kuntlich  were,  das  si  wol  ze 
buessenne  hetten:  wen  die  sol  man  nicht  hefften. 

Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wer  och  die  XVIII  pfund 
(höchste  Busse)  verschuldet,  vindet  er  trostung,  so  sol  in 
ein  vogt  nienahin  fueren.  vindet  er  och  XVIII  gesellen, 
ieglichen  vmb  1  pfund  trostung,  ob  er  als  hablos  ist,  des 
sol  ein  vogt  beuuegen  vnd  sol  in  nienarhin  fueren.  wer  och 
hie  hus  vnd  hof  hat  in  der  vogty,  den  sol  ein  vogt  nit  vahen. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Es  sprechent  die  hof- 
lüt,  welerley  buossen  einer  verschuldi,  die  er  lieh  sygint, 
mag  da  einer  trostung  han  ,  so  sol  inn  ein  herr  nüt 
turnen. 

Ehrliche  Bussen  sind  Bussen  wegen  ehrlicher  Sachen. 
Unehrliche  Sachen,  als  namentlich  Diebstal  und  andere  Ver- 
brechen ,  werden  dann  leicht  nicht  mehr  als  Frevel  betrachtet 
und  dem  Blutgerichte  überwiesen224).  Doch  werden  die 
geringem  Diebstähle  gewöhnlich  noch  von  dem  Vogte  be- 
handelt und  bestraft. 

Die  erhöhte  Strenge  des  gemeinen  Rechtes,  nach  wel- 
cher eine  bedeutende  Anzahl  von  Vergehen  todeswürdig  wa- 
ren, scheint  Uberhaupt  durch  widerstrebende  Gewohnheits- 
rechte jeder  Art,  welche  die  Sache  innerhalb  der  niedern 
Gerichtsbarkeit  oder  wie  in  Zürich  durch  den  Rath  abthun 
Hessen,  gemildert  worden  zu  sein.  Wenn  aber  einmal  das 
Blutgericht  in  einem  Falle  niedergesetzt  war,  so  ist  nicht 
zu  zweifeln,  dass  doch  das  gemeine  Recht  anerkannt  wer- 
den musste  und  so  dann  auch  zur  Anwendung  kam. 

Gewöhnliche  Frevel  wurden  überall  nicht  bestraft ,  wenn 
der  Verletzte  nicht  Klage  erhob.  Die  altern  Offnungen  ent- 
halten daher  durchgängig  den  Grundsatz,  dass  es  dem  Be- 
leidigten und  dem  Beleidiger  frei  stehe,  sich  mit  einander 
sonst  abzufinden. 

Alte  Vogteioffnung  zu  Thalwyl.  Ist  daz  ieman  in 
der  vogtey  stos  krieg  inishellvng  mit  dem  andern  hat,  wer- 
dent  dieselben  mit  enander  bericht  von  ir  fründen  oder  an- 

22*)  Vgl.  oben  §.  18.  Anm.  17*.  nnd  175. 
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dem  Liiten ,  £  daz  es  einem  vogt  oder  sinem  amünan  ge- 
klagt wirt ,  So  hat  ein  vogt  noch  sin  am  t  in  an  der  Baoss  mit 
nach  z.e  fragen,    du  Buoss  si  gross  oder  klein. 

Öffnung  von  Wald  s.  d. :  wellicherley  frefli  da  be- 
schicht ,  ane  das ,  das  die  kilchen  anrueret ,  Ist  das  das  ver- 
richt  vnd  übertragen  wirt,  das  es  nit  ze  klag  kunibt,  für 
ein  hcrren  oder  sin  amblüt,  So  sol  ein  kein  herr  noch  ge- 
richt  für  bas  nit  nachfragen  noch  suochen. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.:  Ist  ouch  das  einer 
oder  ine  als  vyl  der  ist,  stössig  werdent,  als  rast  das  sy 
ein  a nnder  wundent  oder  ufT  den  tod  einannder  schlachent, 
kmit  da  Jeman  zuo ,  Es  syend  fründ ,  gesellen  oder  nach- 
huren vnnd  sy  darumb  Inn  ein  bringend  vnd  richtend,  Ee 
das  die  sach  dem  herren  oder  sinen  ainptlüten  klagt  wirt: 
So  hat  der  her  noch  dü  amptlüt  das  nit  ze  werren  nach 
dar  zuo  ze  griffen,  ob  sy  also  verriebt  werdent;  Es  treffe 
dann  vnerlich  sachen  an;  die  sol  noch  mag  nieman 
richten ,  nach  dar  zuo  thuon ,  dann  mit  des  herren  ze  grue- 
ningen  vnd  der  ainptlüten  willen  vnnd  wissen. 
Dadurch  wurde  denn  freilich  das  Strafrecht  und  der  Ge- 
nuss  der  Bussen  auf  Seite  des  Vogtes  beeinträchtigt,  und 
so  finden  wir  auch  in  altern  Offnungen  schon  die  Bestim- 
mung, dass  jedenfalls  der  Vogt  zu  seiner  Busse  gelangen 
soll. 

Öffnung  von  \V  i  p  k  i  n g  e n  s.  d.  Wer  ouch  freflen  oder 
kriegen  in  diser  vorgenant  vogty  beschech ,  das  mügend  si 
wol  vnder  ein  ander  mit  liebi  vnd  mit  früntschaftt  zerlegen 
vnd  berichten ,  mit  der  sechcr  willen  vnd  gunst,  wie  st  wel- 
lend ,  also  das  allweg  einem  vogt  sin  buoss  vorab  mit  dem 
Reckleu  verfallen  si. 

Wer  ouch  das  einer  —  frefenty ,  —  vnd  aber  den  der  klu- 
ger nit  klagen  wölt,  so  mag  in  ein  vogt  wol  zwingen  ae 
clagen  oder  ein  vogt  mag  aber  ein  an  sin  stall  setzen  vnd 
mag  selb  clagen  u.  s.  f.  (Der  letztere  Satz  ist  vcrmulhlich 
etwas  später  als  jener  erstere ,  indem  er  noch  weiter  geht, 
als  dieser.) 

§.  2i.    Gemeinden.    A.  Der  Meyer. 

Völlig  freie  Gemeinden ,  welche  keinerlei  dauernder  Herr- 
schaft unterworfen  waren,  finde  ich  schon  in  dieser  Periode 
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keine  mehr.  Entweder  war  ein  Grundherr  oder  ein  Vogt 
an  ihrer  Spitze.  Wo  das  letztere  der  Fall  war,  da  erhielt 
sich  indessen  die  altere  freie  Verfassung  noch  in  manchen 
Stücken.  Namentlich  mischte  sich  der  Vogt  nicht  sehr  in 
die  eigentlichen  bäuerlichen  Verhältnisse.  Desto  mehr  da- 
gegen war  der  Grundherr  seiner  Stellung  zu  dem  Boden 
und  den  Besitzern  desselben  gemäss  in  der  Lage  auch  auf 
die  Landwirthschaft  einzuwirken.  In  dieser  Beziehung  sind 
vornehmlich  von  Bedeutung  die  Stellen  eines  Meyers,  Kel- 
lers und  Forsters. 

A.  Dem  Meyer  (villicus  major),  dem  Oberbauer  wurde 
von  Seite  des  Grundherrn  die  Aufsicht  über  die  Bewirthung 
der  Güter  übergeben.    Er  ist  der  erste  unter  den  sämmtli- 
chen  Hofgenossen,  dem  Stande  nach  aber  keineswegs  über 
sie  gestellt  in  älterer  Zeit.    Wie  diese  selbst  bald  persön- 
lich frei,  bald  persönlich  hörig  waren,  immer  aber  in  Folge 
ihres  Grundbesitzes  dinglich  unfrei,  so  waren  es  auch  die 
Meyer.     Und  es  ist  wahrhaft  lächerlich,   in  den  ältern 
Meyern  eine  Klasse  von  vornehmen  Leuten  und  Adelichen 
sehen  zu  wollen,  wie  das  auch  schon  geschehen  ist.  Die 
Belege  für  die  Hörigkeit  mancher  Meyer  sind  in  der  That 
gar  nicht  selten.    Ich  will  nur  einige  anführen.    Im  Jahr 
1293  verkauft  der  alte  Bilgrim ,  Burger  von  Zürich ,  der 
Aebtissinn  zwei  seiner  eigenen  Güter  in  Niederweningen. 
Das  eine  wird  von  Wernher  dem  Meyer  gebaut,  den  er 
daher  ohne  Bedenken  sammt  dem  Hofe  veräussert  225).  Im 
Jahr  1209  geben  die  Herren  von  Eschibach  alle  ihre  Rechte, 
die  sie  hatten,  „es  si  von  eigeschaft  oder  von  vogtey 
ald  swas  rechtunge  geheissen  mag,"  anMechtilde,  Rudolfs 
und  Heinrichs,   „der  meier  von  seldebürren  swe- 
ster,  du  elichwirtin  ist  Stephans  des  Meiers  von 
hoengge,  oder  ze  ir  kinden,  dü  si  ietz  hat  ald  noch  ge- 
winnet," zu  Gunsten  der  Propstei  auf226).    Wenn  sie  eine 
Eigene  war,  so  waren  es  aber  ihre  Brüder,  die  Meyer  von 
Sellenbirren  auch  und  nur  einem  andern  Herrn  zugehörig 

225)  Fraumün  Jteramt  I.  166. 

226)  Diplom,  der  Propstei  S.  58.  «. 
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auch  ihr  Ehemann.  In  einer  Urkunde  von  1377,  also  noch 
ziemlich  spat,  heisst  es  :  „in  den  Meyerhof  —  zuo  den  Mcyern 
hansen,  Meyer  Ruedin  vnd  Conrat,  meyer  Stephan  von 
höngg,  die  vnsers  Gotzhus  eigen  vnd  gesworn  lüt 
unt  22')." 

Wohl  aher  war  die  vorteilhafte  Stellung  des  Meyers 
geeignet,  ihn  wohlhahend  zu  machen  und  ihm  erweiterte 
Rechte  zu  verschaffen.  Ihr  Amt,  das  ursprünglich  ganz 
von  der  Gnade  des  Grundherrn  ahhing,  wurde  an  manchen 
Orten  erblich  in  der  Familie  eines  gewesenen  Meyers,  und 
so  der  Willkühr  des  Herrn  entzogen.  Wenn  dann,  wie  das 
hier  und  da  geschah,  der  entfernte  Grundherr  gewöhnlich  gar 
nicht  mehr  nach  dem  Hofe  kam,  um  daselbst  das  Maien-  und 
das  Herbstding  zu  halten:  so  vertrat  der  Meyer  hier  seine 
Stelle  und  erhielt  dadurch  natürlich  in  den  Augen  der  Bauern 
und  seinen  eigenen  ein  höheres  Ansehn  und  Würde.  Wur- 
den dann  endlich  von  Seite  des  Grundherrn,  der  dem  Reiche 
berittene  Leute  stellen  musste,  etwa  wohlhabige  Meyer  ge- 
schickt und  thaten  sie  Reiterdienst,  so  konnten  sie  sich  so 
in  den  Stand  der  Ritter  erheben.  Auch  davon  sind  die  Spu- 
ren sehr  häufig.  Besonders  glücklich  waren  die  Meyer  der 
Aebtissinnen  gestellt ,  weil  diese  Damen  weniger  als  adeliche 
Herrn  befähigt  waren,  sie  in  ihrem  frühern  Zustande  nie- 
der zu  halten.  Die  Anfange  solcher  Erhebung  einzelner 
Meyer  gehören  in  eine  sehr  alte  Zeit.  In  der  ersten  Hälfte 
des  zehenten  Jahrhunderts  schon  sah  sich  der  Abt  Engel- 
bert von  St.  Gallen  genothigt,  seinen  Meyern,  welche  an- 
fingen, sich  als  Adeliche  zu  betragen,  der  Jagd  obzuliegen, 
Schilde  und  glanzeude  W äffen  zu  tragen ,  solche  Anmassung 
zu  verweisen,  ihnen  derlei  Beschäftigungen  zu  verbieten 
und  sie  zu  ihrem  ursprünglichen  Berufe,  dem  Ackerbau  und 
der  Landwirthschaft,  zurück  zu  rühren  228). 

Dagegen  finden  wir  in  eiuem  für  die  Geschichte  des  Meyer- 
amtes interessanten  Schiedsprueh  von  42uO  einen  Meyer, 
dem  es  bereits  gelungen  ist,  gegenüber  der  Aebtissinn  von 

227)  Diplom,  der  Propstei  8.  *5S.  1  ' 

228;  ton  An  St.  G«H«a  I.  2if>. 
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Zürich ,  seiner  Grundherrinn ,  eine  selbständige  Stellung  zu 
erlangen.  Das  Meyerthuin  ist  in  seiner  Familie  erblich  und 
ein  ihm  zugehöriges  Hecht  geworden.  Er  spricht  einen 
Theil  der  Einkünfte,  die  dem  Grundherrn  zugehören,  für 
sich  an  und  sucht  auf  die  Bauern  zu  seinen  Gunsten  neue 
Lasten  zu  verlegeti.  Daneben  hat  er  die  Ritterwürde  er- 
langt 229). 

In  Wiesendangeu  hatte  der  Meyer  ebenfalls  ein  erbliches 
Meyerrecht  errungen,  und  die  Fahrlässigkeit  des  Grund- 
herrn so  sehr  ausgebeutet,  dass  diesem  von  der  eigentlichen 
Gerichtsbarkeit  in  der  That  nur  noch  der  äussere  Anschein 
übrig  blieb,  während  jener  das  Reale,  was  darin  lag,  als 
eigenes  Recht  behauptete.     Die  öfters  erwähnte  Öffnung 
von  Wiesendangen  von  1473  ist  nichts  anders  als  ein  Ver- 
trag zwischen  Grundherrn  und  Meyer,  durch  welchen  die 
gegenseitigen  gerichtsherrlichen  Rechte  in  dieser  Weise  an- 
erkannt wurden.    Der  Abt  von  Petershausen,  Grundherr 
zu  Wiesendangen,  darf  noch  nach  alter  Sitte  mit  äusserer 
Hoffahrt  an  den  Jahresgerichten  erscheinen.  Er  nimmt  auch 
den  Gerichtsstab,  das  Zeichen  der  Gewalt,  in  die  Hand, 
und  lä'sst  seine  Öffnung  verlesen.   Nun  soll  er  aber  sogleich 
den  stab  von  Im  gehen  vnd  fiiro  nit  richten. 
Dagegen  hat  nun  Junker  Iiiig  von  Hegi 
als  ein  mayer  ze  richtend  vinb  aygen  vnd  erb ,  geltschuldeu 
vnd  vmb  alles  das  ze  berechtend  ist,  vsgenoiumen  über 
das  plüt  fräuel  vnd  die  artikel  vor  von  ainem  herren  von 

229)  Urk.  bei  Neugart  Ko.  972.  „  litis  disceplione  mttr  reverendan?  in 
Christo  Mecbtildam  abhatissam  —  ex  una  et  llenricuin,  militern ,  villicum  IM 
Mure  —  super  juribus  et  funetionihns  officii  villicationis  suae  in  dicta  vill» 
et  in  aliis  Tillulis  eidein  curti  appendentibns ,  in  quibus  Ueinricu*  guondam 
pater  dicti  villici  plu*  debiio  umrpavit ."  VUr  die  Erblichkeit  des  Meyeram- 
te*  in  Mur  ist  auch  noch  eine  Urk.  v.  1348.  Fraumünster  amt  II.  339- 
anzuführen.  Wo  die  Meyer  sich  so  aufgeschwungen,  konnte  doch  wohl  auch 
ein  anderer  Ritterburtiger  sich  um  ein  Meyeramt  bewerben.  In  einer  Urk. 
r.  1369.  Fr  aumün  s  te  r  amt  II.  499.  zeigt  sich  dieselbe  Richtung  nach  der 
Erblichkeit  bin  deutlich.  Nach  dem  Tode  des  Meyers  zu  Hör  gen  nämlich 
vertragen  sich  mehrere  Erben  durch  Auskauf  mit  einander  über  den  Resitz  des 
Meyerhofes.  Und  es  geschieht  diess  ungeachtet  darin  der  Hof  als  der  Aebtis- 
sinn  frei,  tedig,  «igen  bezeichnet  wird,  weil  die  Erben  „«Hieb  ansprach  t« 
demselben  hatten." 
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pcterskusen  vermerkt.  —  Itein  im  gehörend  zuo  alle  zwing  vnd 
Bann  Ciain  vnd  grosz  über  holtz  Velde  wisen  acker  win- 
garten  wasser  wasserrünsen  Gewainuierk  wayde  u.  s.  f.  23°), 
Dieser  Gefahr  suchten  einige  Grundherrn  dadurch  vor- 
zubeugen, dass  sie  das  Meyeramt  nur  für  eine  gemessene 
Zeit,   oder  doch  nur   auf  Lebenszeit  verliehen.     In  der 
Hönggeroffnung  von  1338  heisst  es  daher :  Wenn  der  Propst 
zu  Gericht  sitzt  und  die  Offnungen  verlesen  sind, 

so  sol  der  meiger  des  meigerhoffs  ze  höngg  vfgehen  den 
meigerhoff  in  des  probstes  band  oder  des  der  sin  statt  hallet 
mit  hoffung,  ist  er  nütze  demselben  hoff,   daz  man 
im  in  wider  liehe.   Vnd  wenn  er  in  vf  git ,  so  sol  sich  der 
probst  ervaren  mit  den  dorflüten  bi  geswornen  ciden ,  ob 
der  meiger  dem  hof  mug  nütze  sin.    Vnd  wirt  er  funden  , 
daz  er  dem  hof  nütz  mug  sin,  so  sol  im  der  probst  den 
hof  wider  lihen.    Enphindet  es  sich  aber,  daz  er  dein  hof 
vnnütz  ist,  so  sol  er  von  dem  probst  mit  gunst  des  capitels 
ze  zürich  von  dem  hof  «estossen  werden. 
Auch  das  Meveramt  von  Knonau  war  noch  1461  nicht 
erblich  verliehen,  und  aus  der  Verlassenschaft  des  Meyers 
wurde  der  Fall  bezogen ,   zum  Zeichen  seiner  dinglichen 
(darum  freilich  nicht  mehr  persönlichen)  Hörigkeit. 

Öffnung  von  Knonau  vom  Jahr  1461 .  Item  es  ist 
och  ze  wissend ,  das  der  meygerhoff  ze  knonow  vnd  aller 
ineygerheff,  die  das  gotzhus  haut  (das  Gotteshaus  Schanis) 
in  dem  Ergöw  nit  Erblcchcn  sind,  wann  es  sind  ampt 
lechen:  vnd  wann  ein  ineyger  abgaut  von  tods  we- 
gen, so  mag  ein  Eptissin  den  meygerhoff  liehen,  wein 
sy  dunckt,  oder  Ir  gerautten  wirt,  der  Ir  vnd  dem  gotz- 
hus nützlich  vnd  fueglich  ist,  vnd  sol  enthem  sin  erb  ent- 
hein  ansprach  han  dar  zuo ,  denn  als  ver  sy  es  von  einer 
Eptissin  gchuon  muogend  \on  gnauden  vnd  nit  von  recht. 
Vnd  wenn  das  beschicht,  das  ein  Eptissin  von  tods  wegen 
abgant,  so  sund  die  ineyger  zuo  eiuer  andere  Eptissin,  die 
»ach  wirt  gesetzt,  kumen  vnd  von  der  enphauchen  vnd  denn 
soll  sy  liehen,  vnd  sund  die  ir  gen  ein  bescheiden  ers  cha  t  z  , 
als  sy  es  an  ihren  gnauden  findent.  —  Item  es  sind  och 
die  meyger  all  fellig,  die  die  meygerhöff  hand ,   das  best 

230)  Öffnung  von  W  ir  »  r  n  d  «ngr  n  r,  1 4 T 3 . 
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lebend  hopt,  das  er  haut  oder  sin  hirnesch  oder  sin  böst 
gewand,  ob  er  nit  pferet  oder  barnesch  bette. 
Der  Meyer,  welcher  gewöhnlich  fiir  sich  selbst  das 
grösste  und  beste  Stuck  des  alten  Hofes  zur  Bebauung  er- 
hielt, musste  dann  auch  dafür,  und  für  die  übrigen  Vor- 
theile, welche  ihm  aus  dem  Bezug  der  Gefälle  und  Bussen 
etwa  zufielen,  zum  Besten  der  sh'mmtlichen  Hofgenossen 
Wuchertbiere  halten.  So  muss  er  z.  B.  nach  der  Öffnung 
von  Fa'llandcn  ein  "Wucherschwein  halten  und  ein  Wucher- 
riud.  Von  dem  Meyer  zu  Wiederurdorf  heisst  es  in  einer 
Urkunde : 

Ist  aber  daz  Gbuonrat  der  meiger  dirre  sluken  dekeines 
blichet,  also  das  er  dü  höpter  nicht  vf  dem  houe 
hette,  als  vor  gedinget  ist,  ald  den  hol' dekeinen  weg  ver- 
kümberte  als  ouch  vorgeseit  ist ,  oder  den  zins  nicht  richte : 
—  so  sol  der  —  hof  gentzlich  den  korherren  aller  dingen 
ledig  sin  2JI). 

An  einigen  Orten,  besonders  wo  der  Meyer  zugleich  im 
Namen  des  Herrn  die  Gerichtsbarkeit  verwaltete,  finden 
wir  auch  an  die  Stelle  desselben  einen  Amtmann  gesetzt, 
damit  auch  hierin  wieder  der  Charakter  eines  Amtes  im 
Gegensatze  zu  erblichem  Rechte  ausgedrückt  werde  232). 

231)  Dipl.  der  Propstei  S.  139.  Urk.  v.  1339.  In  eiuem  Piocesse 
/.wischen  dem  Gotteshaus  Pfäfers  Namens  seines  Meierhofs  zu  Mäuidorf  und 
der  „Gebursaini"  daselbst,  die  durch  den  Vogt  vertreten  wird,  verlangt  diese , 
dass  der  Meyer  ein  Wucherrind,  ein  Wacherschwein  uud  einen  grossen  Kessel 
„da  arm  litt  ir  habren  inne  sieden"  haben  solle.    Urk.  Y«  1365  in  Mänidorf. 

232)  Eichhorn  theilt  in  einer  besondern  Anmerkuug  zu  Hechtsgeschichte 
$.  343  eine  Stelle  aus  dem  Hofrechte  der  Abtei  Ebersheiin  mit  v,  J.  1320  , 
die  er,  wie  mir  scheint,  desshalb  unrichtig  erklärt,  weil  er  den  Ausdruck 
Meyer  auf  eiuen  Bauern  Uberhaupt,  der  ein  Gut  nach  Hofrecht  besitzt,  be- 
zieht, statt  auf  den  Meyer  als  Vorgesetzten  der  Bauern.  Fassl  mau  die 
Stelle  in  dieser  letztem  Weise  auf,  so  erhält  sie  einen  ganz  andern  Sinn , 
der  sich  denn  aber  auch  ganz  natürlich  ergibt  und  keinerlei  Schwierigkeiten 
hat.  Ich  erkläre  dieselbe  so:  Von  einem  gewöhnlichen  Gotteshausmann  be- 
zieht die  Abtei  das  einfache  Besthanpt ;  Ton  eiuem  Meyer,  der  zugleich  dem 
Gotteshanse  zugehört,  einmal  das  Besthaupt  mit  Bezug  auf  seine  Hörigkeit, 
und  ein  zweites  Besthaujit  „von  nie  ainbachte,"  d.  h.  von  dein  Meyeramte 
«•eiche»  der  Meyer  besessen  hatte.  Wenn  er  aber  nicht  ein  Höriger  dieses 
Gotteshauses  war,  sondern  einem  andern  Herrn  als  Höriger  zustand ,  so  nimmt 
diese?  das  Besthaupt  und  das  Gotteshaus  nur  das  Nächstbeste  von   dem  Amt». 
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Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wenne  och  ein  auipl- 
ui  a  n  abgat ,  so  sol  ein  probst  ein  andern  amptman  setzen 
mit  einer  gebursami  wijlcn  der  merenteil,  vnd  derselb  ampt- 
man sol  hie  den  lüten  richten  vnd  sol  einem  hofman 
für  gebieten  vinb  I  pfening,  einem  vssern  vmb  II  den. 

§.  25.    B.  und  C.  Der  Keller  und  Forster. 

B.  Der  Keller.  Wir  finden  auf  den  grössern  Höfen 
oft  neben  dem  Meyer  noch  einen  Keller,  auf  andern  auch 
einen  Keller  allein,  auf  dritten  nur  den  Meyer.  Wo  der 
eine  oder  der  andere  allein  da  steht ,  haben  sie  so  ziem- 
lich die  nämlichen  Geschäfte.  Nur  steht  der  Meyer  eine 
Stufe  höher  als  der  Keller,  kommt  daher  eher  auf  grös- 
sern, dieser  eher  auf  kleinern  Höfen  vor.  Finden  sich 
beide  neben  einander,  so  sehen  wir  gewöhnlich  den  Keller 
den  13 e zug  der  Einkünfte  des  Grundherrn  besorgen ,  nament- 
lich insofern  sie  in  Naturalleistungen  bestehen  ;  während  der 
TMeyer  dann  eher  anstatt  des  Grundherrn  die  polizeiliche 
und  richterliche  Gewalt  ausübt.  Auch  für  die  landwirth- 
schaftlichen  Bedürfnisse  hat  der  Keller  öfters  zu  sorgen , 
bald  in  Verbindung  mit  dem  Meyer ,  bald  allein.  In  Fäl- 
lajiden  sorgt  er  für  den  Kuhhirten,  der  Meyer  für  den 
Schweinhirten233).    In  Wiesendangen  muss  der  Keller 

dem  dorff  aiu  Eber  haben :  darvmb  sollen  sy  im  siner  swin 

vergebens  hüten  234). 

In  Ossingen  muss  er  ein  ,, Faselrind"  halten  für  das 
Dorf  235). 

Wie  der  Meyer  den  Meyerhof,  so  hat  der  Keller  den 
Kellhof  von  dem  Herrn  zur  Benutzung.  Er  besass  den- 
selben, wie  alle  andern  Hofleute,  ursprünglich  aus  Gnade 
des  Herrn,  ohne  erbliche  Rechte  daran  zu  haben. 

Urkunde  von  1376.    Es  erschien  vor  dein  Gerichte  Jon. 

Keller  von  Schwamendihgen  vnd  verjach  oilenlich  ,  das  er 

Ist  er  ober  ganz  ledig  ,  so  gibt  er  wieder  das  Besthaupt  diesmal  dem  Able  , 
weil  er  kein  anderes  Besthaupt  an  einen  Herrn  vu  entrichten  hat  ,  nicht  d«» 
.Nächstbeste ,   sondern  das  Beste. 

233)  Öffnung  von  F  *  1 1  a  n  d  e  n  s.  d. 

234)  Öffnung  von  Wiesendangen  v.  1473. 
23?)  Öffnung  von   Ossingen  s.  d. 
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noch  alle  sin  erben  oder  nachkomen  enkein  recht  hetlind 
zuo  dem  kelnhof  ze  swabendingen ,  der  die  vorgenanl 
kilchen  zürich  eigenlich  angehörret,  wan  als  vere  si  andern 
probste  vnd  dein  Capitel  der  vorgenant  probstyg  Zürich 
mit  gnaden  Tin  den  müchtind ,  als  ander  lüte ,  (und  dass 
der  Propst  ihm  nun  den  Kelnhof  verliehen  habe  , )  also  das 
er  vff  dem  hof  haben  sol  zehen  Ochsen  drü  ross  vnd  dri 
kue ,  vnd  sol  den  hof  in  eren  haben  mit  hus  mit  hof  vnd 
allen  zeitlichen  büwen  vnd  mit  allem  dem  so  darzuo  gehört 
—  vnd  wenne  das  ist,  das  er  von  dem  hofe  vert  toter  oder 
lebender ,  so  sol  er  ze  abzug  geben  zehin  pfunt  pfenning 
zürich  genger  vnd  gäber  münlz  vnd  sol  abziecheu  nach 
bmves  recht,  vnd  wen  das  geschieht,  so  sol  der  hof  lcdig 
sin  der  kilchen  zürich  vnd  habent  sin  erben  da  mit  nüt 
ze  schaffenne. 

Anderswo  mochte  es  aber  auch  dem  Keller  wieder  ge- 
lingen, sich  in  seinem  Grundbesitze  und  seinem  Amte  erb- 
lich festzusetzen.  Und  so  kam  es  denn ,  dass  auch  zuweilen 
ein  Keller  sich  in  den  Stand  der  Ritterbürtigcn  hob ,  zumal 
da,  wo  er  allein  war  und  sogar  die  grundherrliche  Ge- 
richtsbarkeit verwaltete  236).  Doch  war  es  hier  dem  Herrn 
allerdings  leichter  den  Keller  als  den  Meyer  nieder  zu 
halten.  Desshalb  finden  wir  auch  in  der  Öffnung  von  Wie- 
sendangen  von  1473 ,  woselbst  der  Meyer  bereits  eine  eigene 
Gerichtsherrlichkeit  erlangt  hatte,  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung aufgenommen,  dass  der  Abt  als  Grundherr,  wenn 
er  wolle,  den  Keller  eines  Tages  dreimal  entsetzen  könne. 

C.  Eine  für  die  bäuerlichen  Verhältnisse  nicht  unbedeu- 
tende Stelle  ist  die  des  Forsters,  der  die  Bewirthung  des 
Waldes  unter  der  Aufsicht  des  Meyers  oder  Kellers  be- 
sorgt. Je  grösser  die  unvertheiltcn  Wälder  waren,  desto 
umfassender  war  seine  Geschäftsthätigkeit.  Auf  die  Wahl 
der  Forster  scheinen  schon  sehr  frühe  fast  allenthalben  die 
Hofgenosseu  Einfluss  erworben  zu  haben.  Er  stand  ihnen 
näher  noch  als  der  Meyer  und  Keller ,  welche  eben  so  sehr 


236)  Öffnung  von  Boswil  bei  Kopp  Urk.  S.  95.  Von  Arx  St.  Galita 
I.  S.  H6.     ürk.  v.  1391  bei  Zelweger  Appenzeller  Urk.  No.  <3*. 
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um  des  Grundherrn  als  um  der  Leute  willen  da  waren  237). 

Doch  wird  das  Amt  wieder  von  dem  Grundherrn  verliehen. 
Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Aber  ist  ze  wissent, 
daz  der  ineiger  vnd  die  huobcr  ze  höngg  ellii  jar  an  sant 
Stephans  tag  kiesen  süllent  vnd  erwellen  einen  vorster 
vnd  weli  von  dem  meren  teil  wirt  erwellet  vnd  von  dein 
meiger  geneimnet,  der  sol  vorster  sin.  wend  si  aber  den 
nit  erwellen  ald  ob  si  sich  gelich  teilent  vnd  zwcn  vorster 
in  inishellung  erwellent,  so  sol  der  probst  denn  ze  mal 
einen  vorster  geben ,  der  in  den  dorflüten  denn  ze  mal  aller 
nützest  dunket,  also  das  er  in  derselben  inishelli  ansecb , 
wehr  der  merteil  si  an  guot  vnd  an  Sren. 

Öffnung  von  Laufen  s.  d.  Es  ist  ouch  sidt  vnd  ge- 
wonlich,  das  man  vorster  sol  setzen  ze  Sungichten,  diesel- 
ben vorster  sond  die  hofflüt  kiesen  by  Ir  eyd,  die  si  die 
nutzisloten  vnd  die  besten  darzuo  dunkent.  Denen  sol  es 
denn  ains  Bischofs  pfleger  lihen. 

5-  26.     Nutzuug  der  gemeiuen  Mark. 

Obwohl  der  ganze  Boden  des  Landes  entweder  unter 
die  Grundherrschaft  oder  die  Vogtei  gebracht  war,  so  be- 
stand doch  die  Almende,  gemeine  Mark,  fort,  und  die 
Nutzung  derselben  hatte  sich  nicht  sehr  verändert.  Was 
wir  in  der  ersten  Periode  angedeutet  haben,  muss  hier 
näher  angerührt  und  belegt  werden. 

Die  Benutzung  der .  gemeinen  Wiesen  und  Waldungen 
hing  jederzeit  von  Grundbesitz  in  dem  Dorfe  oder  Hofe 
ab,  zu  welchem  die  gemeine  Mark  gehörte.  Wer  keinen 
Grundbesitz  hatte,  konnte  auch  auf  keine  Nutzung  Anspruch 
riachen.  Ja  es  stand  sogar  an  manchen  Orten  die  Grösse 
dieser  Nutzungen  im  Verhältnisse  zu  der  Ausdehnung  des 
Grundbesitzes. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Aber  ist  es  ze  wis- 
sent: ist  das  der  meiger  vnd  die  huobcr  ze  höngg  gemein- 
lich vnd  einhelleklich  kein  holt/,  es  si  vil  oder  wenig  gros 
oder  klein  ushowen  wellint  vnd  verköffen ,  daz  sol  besche- 

237)  Urk.  v.  1260  Neupart  972.     „Officium   neinorarii   seu  foresUrn 
■delMft  dotnina  abbntiss*  ad  preuntationem  viilict   et  villanorum  coneedere  tt 
•rdinare." 
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heu  mit  dem  meiger  vnd  zwen  huobern ,  die  darzuo  nütze 
vnd  guot  sigint ,  vnd  die  im  selber  der  meiger  darzuo  kiesen 
vnd  erwellen  wil.    Vnd  daz  guot,  daz  von  demselben  holtz 
erlöset  wirt,   sol  geteilt  werden  von  dem  meiger  vnd 
zwen,  die  er  darzuo  niinel  vnder  die  huober  nach 
teiltig  der  guter  des  hofs  vnd  ieglichs  huobers, 
an  alle  geuerd  vnd  missetrüw  bi  geswornem  eid. 
Aber  hier  begegnen  uns  die  weitern  Fragen:  Genügt 
der  Grundbesitz  innerhalb  des  Dorfbanns ,  sei  es  nun  eige- 
ner, oder  von  einem  Grundherrn  abgeleiteter?  Oder  muss 
man  ein  Haus  im  Dorfe  innc  haben?  Oder  ist  es  zureichend, 
dass  der  Grundbesitzer  mit  seiner  Haushaltung  im  Dorfe 
wohne,  wenn  auch  in  fremdem  Hause? 

Es  ist  hier  schwer,  das  Ursprüngliche  zu  erkennen. 
Doch  glaube  ich ,  darf  man  sich  wohl  durch  folgende  Be- 
trachtung leiten  lassen.  In  der  altern  Zeit,  als  noch  die 
gemeine  Mark  grösser  und  die  Bevölkerung  der  Dörfer  und 
Höfe  geringer  war ,  konnte  die  Benutzung  jener  leicht  aus- 
gedehnter sein  und  gar  wohl  jeder  zugelassen  werden,  der 
nur  irgend  durch  seinen  Grundbesitz  darauf  Ansprüche 
machen  konnte.  Später  aber  wurde  die  Genossenschaft  aus- 
schliesslicher, je  mehr  sich  ihre  Bedürfnisse  steigerten  und 
je  geringer  die  Aussichten  auf  Befriedigung  waren.  Daher 
fing  sie  an ,  den  Mitgenuss  weiter  zu  beschränken  und  sorg- 
fältiger darüber  zu  wachen,  dass  kein  neuer  Antheilhaber 
erstehe.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  wird,  abgesehen 
von  ihrer  innern  Wahrscheinlichkeit,  auch  dadurch  unter- 
stützt, dass  gerade  die  spätem  Rechtsquelleu  mehr  von  den 
Beschränkungen  sprechen  und  zugleich  sich  von  einander 
durch  mancherlei  Modifikationen  in  der  Art  der  Beschrän- 
kung unterscheiden.  Man  darf  sicher  annehmen,  dass  die 
Behandlungsweise  in  der  ältesten  Zeit  so  ziemlich  gleich  ge- 
wesen und  die  Verschiedenheiten  spätem  Ursprungs  seien. 
Wicht  unwahrscheinlich  ist  es  aber,  dass  schon  in  der  altern 
Zeit  der  blosse  Grundbesitz  ohne  Wohnung  innerhalb  des  Ge- 
meindebanns nicht  zugereicht  habe  zur  Nutzung  der  Al- 
mende. Es  mochte  diese  Trennung  auch  damals  faktisch 
nicht  so  leicht  vorkommen.    lTnd  später  finden  wir  ent- 
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schieden  allenthalben  das  Erforderniss  eines  engern  oder 
weitern  Wohnsitzes  aufgestellt,  um  die  Nutzungsrechte  zu 
gestatten.  Interessant  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Urkunde 
von  1347.  Das  Gotteshaus  Selnau  kaufte  von  einem  Uz- 
wiler  von  Zürich  Wiesen  zu  Rieden,  welche  zu  Erbe  ver- 
liehen waren  von  der  Propstei  Zürich.    Da  heisst  es  nun : 

Ouch  sulen  wir  (das  Gotteshaus  Selnau)  die  vorgenant 
wisen  jerlich  höwen  vnd  Emden  vnd  dar  nach  solen  wir 
enkein  sunder  weide  haben  vf  dien  seihen  wisen ,  wir  sülen 
ouch  dieselben  wisen  mit  zünnen  noch  mit  graben  nicht  In- 
machen  fürbas,  danne  vntz  her  beschechen  ist,  wir  verje- 
chen  ouch ,  dazwir  ein  kein  rechtung  haben  z  e 
holtze  noch  ze  velde  des  dorfes  ze  Rieden  vor- 
genant, wan  daz  allein  die  vorgenanden  w i s e 
vnser  erbe  sint  von  der  vorgenant  kilchen  Zürich  238). 

Der  Grund,  warum  das  Kloster  Selnau  keinen  Anthcil 
habe  an  der  Benutzung  der  gemeinen  Mark,  wird  ausdrück- 
lich in  dem  Umstand  gefunden,  dass  dasselbe  nur  Wiesen, 
nicht  aber  eine  eigentliche  Hofsta'tte  in  Rieden  besitze. 
Wir  wissen  übrigens  von  demselben  Dorfe  Albisrieden, 
dass  selbst  voller  bauerlicher  Grundbesitz  nicht  immer  ge- 
nügte, um  jene  Nutzungsrechte  zu  haben.  Es  gab  nämlich 
daselbst  eine  Hube,  welche  ordentlich  bewohnt  und  bebaut 
wurde  und  doch  kein  Recht  hatte,  vielleicht  eben  dess- 
halb  die  wilde  Hube  genannt. 

Im  Jahr  1332  hatte  ihr  Besitzer ,  ein  Rudolf  Börsen , 
Burger  von  Zürich ,  gerade  darüber  Streit  mit  der  Gebauer- 
same des  Dorfes  Rieden,  indem  er  jene  Nutzungsrechte  »an 
der  holtzmark  ze  Rieden  als  ein  andrü  <■  ho  (statt  dü  ze 
Rieden  gelegen  were  in  Anspruch  nahm  und  forderte  ,  „  das 
man  im  ze  wiennachten  holtz  geben  solte  vnd  ouch  ze  sinen 
vaden  (Zäunen)  so  er  sin  bedürfte  als  man  andern  £hof- 
stetten  vnd  den  husgenossen  ze  rieden  holtz  ge won- 
lich gebe,''  die  Gebauersame  aber  solches  versagte.  Nach 
Anhörung  der  Zeugen  erkannte  sodann  das  daselbst  nieder- 
gesetzte Schiedsgericht  einstimmig:  vdas  der  Börse  noch  die 


234)  Diplom.  i*r  Propst» i  S.  29.  b. 
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wilde  huobe  enkein  recht  hat  an  der  holtzinark  xe 
Rieden ,  weder  zc  wiennachten  noch  ze  vaden  noch  dehei- 
nen  weg  —  das  der  Börse  oder  swer  die  wilden  huobe 
danne  hat ,  so  er  bedarf  holtzes ,  das  guot  ze  vadenne ,  das 
er  das  suochen  vnd  nemen  sol  an  den  hegen  vmb  sin  gnot 
ze  wilden  huobe.  Were  aber  das  er  an  den  hegen  nicht  so 
vil  funde,  das  er  sin  guot  geuaden  möchte,  so  mag  er  in 
dem  fürholtze  vnd  in  den  Strübchen  vor  Rieder  holtze  suo- 
chen vnd  nemen,  das  er  die  vade  vinbe  die  wilden  huobe 
gemache  ane  geuerde ,  ob  er  solich  holtz  in  den  Strübchen 
vindet,  also  mit  namcn,  das  er  den  von  Rieden  an  der 
rechten  holtzmark  keinen  schaden  tuon  sol,  noch  das  dü 
wilde  huobe  enkein  rechtunge  han  sol  an  der  vorgenant 
Riedcr  holtzmark.  Ouch  sol  man  wissen,  das  der  Börse 
—  das  vehe,  das  dü  wilde  huobe  ane  geverde  be- 
darf, nach  zitlichen  Dingen  weiden  vnd  triben  mag 
diu*  iar  uf  die  weide  der  von  Rieden  ane  geverde.  — 
da  wider  mugen  die  hu  ■  genossen  von  Rieden  triben 
vf  die  weide,  die  zer  wilden  huobe  gehört  vnge- 
varlich"  *»). 

Wir  finden  hier  somit  Beschrankung  des  Nutzungsrechtes 
durch  Ausschluss  eines  innerhalb  des  Gemeindebannes  liegen- 
den Gutes.  Zugleich  ergibt  sich  aber  aus  der  Stelle,  dass 
schon  damals  die  Nutzung  der  gemeinen  Mark  ein  wahres 
Hecht  der  Hausgenossen  geworden  war.  Es  mochte  diese 
Entwickelung  Schritt  gehalten  haben  mit  der  Verwandlung 
des  anfangs  preeären  Grundbesitzes ,  an  welchen  sich  die 
Nutzungsrechte  anknüpften ,  in  Erbe.  Eben  dcsshalb  aber 
weil  diese  Verwandlung  der  Gnade  in  ein  Recht  nicht  durch 
einen  besonderu  Akt  geschah,  sondern  vielmehr  durch  die 

239)  Diplom,  der  Proptei  S.  150.  Ich  füge  über  die  Zaun-  und 
Weideverhai tm sm?  noch  eine  altertbüinliche  Stelle  bei.  Öffnung  von  Wetzi- 
kon  s.  d.  „  Der  hoff  *e  bossikoti  ist  ein  beschlossen  hoff  gegen  denn  von 
wetzikon,  vnd  wenn  desselben  meyers  vech  gienge  in  der  von  wetr.ikou  guetler. 
so  sol  man  das  vech  trynen  2110  dein  schloss ,  vund  daselbs  fiir  geben  ei» 
gelten  mit  steinen  vnd  ein  ?einen  mit  wasser,  vnd  das  so  lang  bis  söllecn 
vech  erlöst  wirt,  jetlich  hopt  vmb  III  g.  den.  vnd  ob  sich  begeb,  das  des 
von  wetzikon  vech  gieng  in  den  hoff  bossikon ,  so  vnnverrnft  ist,  so  sollen 
sf  nemen  ein  ierig  schoss  rnd  das  daruss  tryben  ,  wytter  nit  stallen  noch 
seilen,  rnd  söllent  ?üoen  vor  den  von  welrikon.  Vnd  ob  der  tun  nit  hulf 
*o  mogent  sy  wol  ein  innren  machen.' 
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immer  fester  werdende  Gewohnheit  sich  unvermerkt  und  all- 
mählich ausbildete,  ist  es  denn  begreiflich,  wie  auch  da- 
mals noch  darüber  Streit  entstehen  konnte  zwischen  dem 
Grundherrn  und  den  Hofgenossen.  Ein  solcher  Streit  der 
Abtei  Muri  auf  der  einen  und  den  Genossen  zu  Thalweil 
auf  der  andern  Seite  wurde  im  Jahr  1396  vor  den  Rath  zu 
Zürich  gebracht.  Diese  behaupteten  ein  Recht  zu  haben 
auf  die  Holznutzung  aus  der  Bannegg.  Der  Abt  dagegen 
wies  durch  seine  Urkunde  nach,  die  Holzvertheilung  ge- 
schehe „von  gnaden  vnd  nicht  von  Recht"  und  die 
Waldung  sei  des  Gotteshauses  Muri  ,, recht  eigen."  Der 
Rath  legte  die  Sache  in  Minne  dahin  bei,  dass  das  Recht 
der  Abtei  anerkannt,  zugleich  aber  von  dem  Abte  für  sich 
und  seine  Nachfolger  verheissen  wurde,  den  Thalweilern  die 
Nutzung  auch  fürder  in  der  hergebrachten  Weise  24°)  zu 
lassen ,  so  lange  als  sie  da.s  um  das  Gotteshaus  verdienen  241). 

Jener  Ausschluss  der  wilden  Hube  zu  Rieden  hängt  nun 
aber  vielleicht  mit  einem  andern  Principe  zusammen,  das 
wir  öfters  antreffen,  nämlich,  dass  nur  wer  innerhalb  des 
eigentlichen  Dorfes  und  dessen  Begranzuag,  innerhalb  der 
Etter  wohnt,  zur  Nutzung  berechtigt  sei,  wer  aber  aus- 
serhalb wohne,  nicht. 

Öffnung  zu  Berg  s.  d.  Item  alle  Efaden,  alhnenteu  , 
wnn  vnd  weid  ,  ouch  was  nutzes  davon  komen.  mag ,  sind 
der  stifi't,  die  ein  probst  beschützen  vnnd  beschirmen  sol, 
damit  der  meyer  vfl'  dem  kelnhoff,  die  vff  des  gotzhus 
gu etter,  vnd  gotzhuslüt,  so  in  demätter  sitzen  t, 
deren  geniessen  mögend. 

Öffnung  von  Wetzikon  s.  d.    Es  ist  ir  alt  harko- 
uien,  das  niemant  zuo  den  von  wetzikon  weidgnoss  sin  sol, 
so  vsser  ätter  sitzet,  denn  der  so  by  Inen  sesshaft  ist. 
Auf  launige  Weise  wird  das  Wohnen  ausserhalb  der 
Etter  verboten  in  der 

Öffnung  von  Fällanden  s.  d.  Itein  ouch  sprechent 
die  hof  jünger,  das  sy  habind  das  recht,  das  nie  in  an  sol 
husen  usscrthalb  Etters.    Duotz  aber  ieuian,  der  sol 

240)  Siehe  dariiber  unten  die  Stelle  an*  einer  ziemlich  gleichzeitigen  Öffnung. 

241)  MS.  133.  a.  8-  84.  h. 
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vff  den  first  stan ,  vnd  sol  mit  dem  rechten  Arm  griffen 
vnnder  dein  lingen ,  vnnd  sol  das  här  in  die  rechten  hannd 
nemen,  vnnd  sol  ein  sichlen  nemen  by  dem  Spitz  in  die 
lingen  hannd ;  vnnd  alss  ver  als  er  wirft ,  also  ver  sond  sin 
huener  gan ;  vnnd  was  sy  fürbas  ieinan  schadgent ,  daz  sol 
er  von  jedem  drit  mit  III  f.  bessren. 

Wenn  nun  aber  eine  Haushaltung,  welche  Grundbesitz 
hatte,  innerhalb  des  Etters  wohnte,  so  war  sie  wohl  von 
Alters  her  nur  insofern  zum  Mitgenusse  befugt ,  als  sie 
ein  Haus  daselbst  zu  Eigen  oder  Erbe  besass.  Mehrere 
Offnungen  fordern  Haushäblichkeit  in  dem  Dorfe,  ein 
Ausdruck,  der  wörtlich  gefasst,  doch  nur  diejenigen  be- 
zeichnet, welche  ein  Haus  innc  haben,  nicht  aber  die, 
welche  bei  einein  andern  wohnen  2W). 

Öffnung  von  Rümlang  von  l'i32.    Item  es  solle  mit 
denen  von  Rümlang  niemand  wunn  vnd  weid  haben  noch 
niessen,   denn  der  zuo  Rümlang  im  dorff  hnsha  blich 
ist  gesessen.     Item  wenn  ein  man  oder  fraw  harkonit , 
wer  der  ist,  also  gen  Rümlang  komet,  vnd  hushablich 
da  sin  wil,  vnd  Übernacht  zuo  Rümlang  ist,  so 
hat  derselbe  alles  das  recht  zuo  der  alment,  wie  der 
der  all  sin  tag  zuo  Rümlang  ist  gesessen. 
Nach  der   1553  erneuerten  Öffnung  von  Mur  genügt 
die  haushäbliche  Niederlassung  erst  nach  Verlauf  von  Jahr 
und  Tag. 

Aber  sprechent  die  hofjünger,  wer  ze  Mure  hushab- 
lich ist  gesin  Jar  vnd  tag ,  wannen  er  komen  sy  ,  der  hat 
als  vil  Recht  vnd  teyl  als  ein  andra,  vnd  wer  hinnen  zü- 
chet,  so  hat  er  kein  recht  daran  me. 

Eben  darauf  deutet  auch  der  oft  vorkommende  Ausdruck 
Ehehofstatt,  wie  in  dem  obigen  Schiedsspruch  von  Al- 


242)  In  den  Markordnungen  am  Oberrhein  finden  sich  iwar  Auch  solche, 
welche  Genossen  zulassen,  die  keinen  Grundbesitz  haben,  sobald  sie  nur 
einen  eigenen  Rauch  führen,  wenn  auch  in  fremdein  Hause.  Von  Low 
Markgenossen  S.  26  ff.  Indessen  ist  die  Regel  doch  auch  dort,  dann  aber 
viel  sicherer  noch  in  Westphalen ,  das*  das  Märkerrecht  au  eine  Wohnung , 
die  entweder  zn  Eigen  oder  zu  Eibe  besessen  wird,  geknüpft  ist.  Auch  m«*a 
man  sich  hüten,  bloss  darum,  weil  die  Ordnungen  eines  Erfordernisses  «irlil 
gedenken ,   tu  schliefen ,  dasselbe  .tei  ihnen  unbekannt. 
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bisrieden.  Darunter  sind  nämlich  solche  Hofstatten  zu  ver- 
stehen, welche  volles  Recht  besitzen,  im  Gegensatze  sol- 
cher, die  dieses  nicht  haben.  Nun  ist  freilich  anzunehmen, 
dass  ursprünglich  alle  zum  Dorf  gehörigen  Wohnungen, 
wie  spater  noch  an  vielen  Orten,  diese  Rechte  hatten,  so- 
mit Ehehofstätten  im  spätem  Sinne  waren.  Aber  als  man 
anfing,  jene  Rechte  auf  die  bestehenden  Häuser  einzuschrän- 
ken und  den  neu  errichteten  zu  versagen ,  wurden  jene  als 
Ehehofstätten  von  diesen  unterschieden. 

Hieher  gehört  z.  B.  eine  Stelle  aus  der  Öffnung  der 
zwölf  Schuppossen  in  Thalwyl,  die  in's  sechszehnte  Jahr- 
hundert fällt,  worin  gesagt  ist: 

dass  nur  die ,  welche  auf  den  „rechten  Ehehofstatteu 
sitzen,"  das  benöthigte  Hol//  aus  dem  Forst  begehren  und 
Brennholz  hauen  dürfen,  und  wenn  „  in  einem  Haus  etliche 
Personen  vnd  Stuben  weren,  die  nit  mehr  als  ob 
Einer  allein  were,  brennen  vnd  nemmen  sollen." 
In  einer  altern  Öffnung  von  Thalwyl  heisst  es: 

Item  sprechent  die  G n  o  s  s  e  n ,  da// ze  T alwil  z  w  e  1  f  h  o  f  f- 
stett  ligent,  die  Rechtung  in  der  Bannegg  hant,  daz  desGotz- 
hus  von  Mure  ainttnan  Je  kl  ich  er  hoffstat  ierlich  ze 
sant  Marlins  tag  geben  sol  vier  Rechtung  Buochen, 
als  vntz  har  sitt  vnd  gewonlich  gewesen  ist. 
Die  Hauptnutzungen  in  dem  gemeinen  Wald  gehören  so- 
mit nur  denen  zu,  welche  Grundbesitz  und  zugleich  eine 
Wohnung  innerhalb  des  Dorfes  haben.    Als  solche  Haupt- 
nutzungen sind  vorzüglich  anzusehen  die  Befugniss,  für  den 
Unterhalt  oder  die  Herstellung  der  Häuser,  Scheunen  und 
Ställe  das  nöthige  Bauholz  zu  beziehen: 

Öffnung  von  Binnen  storf  von  1347.  Wer  ein 
Ehof statt  buwen  wil ,  dem  sol  der  ineyger  vnd  die  ge- 
bnrssami  nit  versagen  so  vil  holtzcs  als  er  bedarf  ze  dem 
Buwe.  Lat  er  aber  das  selbe  holtz  fnlen  in  dem  walde,  so 
solle  man  im  enkeines  anders  geben ,  vnd  sol  ez  gebesseren 
dein  gericht,  das  er  sümig  gewessen  ist  an  dem  Buwe. 

Alte  Öffnung  von  Thalwyl.  Item  sprechent  die 
gnossen,  daz  dieselben  hofstet  das  Recht  hant,  wer  vf  die- 
selben hofstet  dekeini  ein  hvs  machen  wii ,  dem  sol  des  vor- 
genant Gotzhus  (Mino)  amtinan  vier  holtz  er  geben  ze 
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einem  Ringe  vnd  ein  holtz  ze  einem  firstbom,  dar 
nach  er  hosen  wil. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Ain  keller  ze  louften 
mag  ooch  aincm  icglichen  genossen  zimerholtz  geben  zu 
ainem  halben  hus  vnd  die  huobcr  vnd  die  schupossen  zuo 
dem  andern  halbtayl ,  doch  also  daz  si  vor  mitenander  ze 
Raut  werdin,  wa  es  den  hoflüten  aller  vnschedlichest  vnd 
vnwüstlichest  sy  zc  gehen. 

Ferner  das  Recht,  Brennholz  zu  holen,  ursprünglich 
wohl  nur  durch  das  Bedürfniss  begränzt ,  später  aber  näher 
durch  Masse  bestimmt. 

Alte  Öffnung  von  Thalwyl.  Item  hant  dieselben 
hofstett  das  Recht :  vf  weler  ein  Bvman  sitzet ,  demselben 
Bvman  sol  des  obgenanten  Golzhus  amtman  holtz  geben  vs 
der  Banneg  zuo  zwein  Schiben  als  dik  sin  der  Bvman 
bedarf,  die  sol  ouch  der  selb  Bvman  süssen  vnd  nie- 
man  geben  noch  verkoffen. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  In  sölicher  mäss  sond 
ouch  die  keller  die  huober  vnd  die  schuposser  Brennholtz 
vssgeben,  mit  dem  geding,  daz  der  keller  sinen  tail  dez 
holtz  howen  mag,  wa  er  wil,  also  daz  sin  told  uff  der 
andren  Stumpen  vall.  Es  ist  ouch  ze  wissen ,  daz  zuo 
ainer  huob  gehört  IVfueder  holzrech tz  vnd  zno  ainer 
Schuoposs  zway  fueder  holzrecht. 

Öffnung  von  Wie  send  an  gen  von  1473.    Item  man 
sol  vsz  den  höltzern  geben  dry  hüwe  vnd  sol  ainem  yeden 
zuo  yeklichem  how  gehen  dry  burdinen  holtz. 
Ausser  diesen  Hauptnutzungen  kommen  noch  mancherlei 
Nebennutzungen  vor :    Bald  hat  der  Meyer ,  oder  Keller , 
oder  Forster,  der  letztere  durchgängig,  einigen  Vortheil, 
der  mit  als  Besoldung  anzusehen  ist. 

Öffnung  von  Birmenstorf  von  1347.  Windprüth 
vnnd  schnebruch  in  den  höltzern  vnd  das  holtz,  das  jar 
vnd  tag  in  dem  holtz  gelit ,  vnnd  doch  vnnütz  wer ,  ist  ouch 
der  vorster. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.    Wenn  ouch  ain  vorstcr 
von  der  hüt  gän  wil  ze  hus ,  so  mag  er  ainen  Raitel  holtz 
mit  im  haim  tragen,  wie  gross  er  wil. 
Auch  die  Armen  hatten  geringe  Ansprüche,  die  so  alt 
sind  als  die  Rechte  der  Huber,  wenigstens  da,  wo  die 
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Waldung  in  dein  Eigenthum  eine»  Grundherrn  stand  2  iJ). 
Jene  wie  diese  beruhten  auf  der  Gnade  des  Herrn ,  und 
wenn  die  Huber  in  der  Folge  allerdings  Rechte  erhielten, 
welche  ihnen  der  Herr  nicht  wieder  willkiihriich  entziehen 
durfte,  so  blieben  doch  auch  die  Annen  fortwährend  Jahr- 
hunderte hindurch  in  ihren  Genüssen  belassen  und  geschützt. 
Weil  die  Armuth  selber  veränderlich  ist,  somit  bald  diese 
bald  jene  Personen  zur  Nutzung  zugelassen  wurden,  so 
konnten  sich  freilich  hier  weit  weniger  leicht  bestimmte 
Rechte  der  Armen  ausbilden,  als  diess  auf  Seite  der  Huber 
geschah.  Und  überdem  hatte  die  Art  der  Nutzung  selber, 
wie  sie  den  Armen  verstattet  wurde,  so  deutlich  das  Ge- 
präge der  Gnade,  dass  sie  auch  aus  diesem  Grunde  nicht 
ohne  weiters  als  Recht  behauptet  werden  konnte.  Indessen 
werden  wir  doch  in  der  Folge  sehen,  dass  an  manchen 
Orten  die  Ansprüche  der  Armen  als  wahre  Rechte  spater 
anerkannt  wurden.  Und  immer  darf  es  als  Unrecht  ange- 
gesehen  werden,  wenn  die  Selbstsucht  späterer  Zeit  die 
Armen  ohne  Entschädigung  ganz  aus  solchen  Genüssen  zu 
verdrängen  sucht,  ein  Unrecht,  welches  um  so  grösser 
wird,  wenn  es  von  Genossenschaften  verübt  wird,  deren 
eigene  Rechte  ursprünglich  sich  aus  derselben  Gnade  her- 
leiten lassen,  welche  zugleich  auch  die  Armen  begünstigte. 
Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wer  ouch  bie  sitzet  in- 
rend  elter*,  der  nit  teil  hat  an  holtz  noch  an  veld,  dem 
roI  ein  gebursami  lassen  gan  ze  holtz  vnd  ze  veld  ein  kuo 
vnd  ein  swin. 

Endlich  waren  auch  einzelne  Nutzungen  als  eine  Art 
Ehrengabe  zu  betrachten. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Aber  ist  7.e  wissent , 
daz  der  inciger  ze  höngg  iarlichen,  so  er  weret  sinen  zins 
der  kilchen  ze  Zürich,  so  er  einen  guinpost  machet,  wenn 
im  ein  juug  kint  vvirt,  zuo  der  ieglichen  sol  er  howen  ein 
fueder  holtzes. 

243)  Es  mag  liier  auch  eine  Stelle  angeführt  werden  aus  einer  Urkunde 
von  905  bei  .Neugart  No.  653:  „ bobain  unam  —  et  curtile  unutn  — 
cum  via  —  taüque  usu  «ilvatico  .  til  qtit  illic  »edent ,  iteri/iu  tt  jarentia 
Ij-na  lieenler  collinant.' 
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Öffnung  von  Ossingen  s.  d.  Aber  ob  dem  egenau- 
ten  keller  von  sinem  Ewib  ein  kind  (d.  h.  ein  Mädchen, 
ein  Sprachgebrauch  ,  der  noch  gäng  und  gäbe  ist)  wurd ,  so 
sol  man  im  aber  geben  vsser  dem  egenanten  holtz  ein  fuo- 
der  holtz ,  wirt  im  aber  ein  k  n  a  b ,  so  sol  im  werden  zwey 
fuoder  holtz.  Vnd  darnach  so  ist  ein  recht  von  vnserm 
gnedigen  herren  ze  ossingen :  welem  man  ein  kint  wirt ,  er 
sy  arm  oder  rieh,  daz  er  wol  mag  howen  ein  karren  vol 
holtz. 

Öffnung  von  Wiesend  angen  von  1473.  Item  ainem 
gotzhusman ,  dem  ain  kind  wirt ,  ist  es  ain  knab ,  sol  man 
in  laussen  houwen  ain  fueder  holtz,  ist  es  aber  ain  tochter , 
ain  karren  vol  holtz. 

In  der  alten  Öffnung  von  Thalwyl  findet  sich  ausser 
der  Holzgabe  für  die  Geburt  auch  eine  solche  für  den  Tod 
eines  Menschen  : 

Item  hant  die  vorgenaut  zwclf  hofstett  daz  Recht:  wa  vf 
derselben  hofstat  dekein  Mentsch  stirbet,  Es  si  frow  Man 
Jung  Alt  fröind  heimsch,  dann  sol  der  vorgenant  amt- 
man  der  selben  hofstat  so  vil  holtz  geben  daz  derselben 
lieh  Erlich  gewachet  werd. 

Ist  es  nicht  möglich,  dass  sich  hier  noch  das  Andenken 
an  einen  Gebrauch  erhalten  hat,  dessen  wahre  Bedeutung 
in  eine  vorchristliche  Zeit  gehört,  und  eine  Form  des  Be- 
gräbnisses voraussetzt,  welche  damals  schon  lange  unter- 
gegangen war?  Es  fällt  wenigstens  auf,  dass  das  Holz 
nicht  zum  Zweck  der  Leichenbahre  gegeben  wird,  sondern 
vielmehr  zum  Wachen  bei  dem  Leichnam. 

Wo  die  Genossenschaft  Eigcnthümer  war,  da  versteht 
es  sich,  dass  der  Rest  der  Waldung  von  ihr  beliebig  ver- 
wendet werde.  War  aber  ein  Grundherr  EtgenthUmer,  so 
konnte  ihn  auch  damals  noch  niemand  hindern,  über  das  zu 
verfügen,  woran  die  Hofgenossen  keine  besondern  Erbrechte 
erhalten  hatten.  In  der  Folge  suchten  ihn  diese  aber  auch 
hierin  zu  beschränken,  und  es  scheint  ihnen  hier  und  da 
wirklich  gelungen  zu  sein. 

Öffnung  von  Wiesendangen  von  1473.  Von  wegen 
der  höltzer  mag  ein  her  von  petershusen  dem ,  so  In  darmnh 
Bitt,  wol  ettwemänig  holtz  geben  vngeuarlieh,  vnd  wenn 
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ain  herr  von  pelershusen  also  lüterole ,  Sol  er  die  wisen 
zue  ainem  mayer ;  der  sol  sy  dann  wiscu ,  \va  es  allervnschäd- 
lichest  ist. 

Schon  hier  sehe  ich  eine  Beschränkung ,  obwohl  das  alte 
Hecht  des  Grundherrn  noch  ganz  deutlich  durchschimmert. 
Ganz  unzweideutig  aber  tritt  jene  hervor  in  folgender  Stelle  : 
Öffnung  zu  Lauffcn  s.  d.  vnnd  was  ührigs  hollz  ist, 

denn  in  die  huohen  vnnd  Schuposscn   da  uor  geschriben 

ist ,  das  sol  dem  heller  vnd  den  hofliilen  warten  vnd  behben 

vnd  nieman  anders. 

* 

§.  27.  Eigenthum. 

1)  Die  alte  und  im  deutschen  Rechte  wichtige  Unterschei- 
dung zwischen  liegendem  und  fahrendem  Gute  ging 
offenbar  ursprünglich  von  dem  natürlichen  Unterschiede  zwi- 
schen Liegenschaft  und  andern  Sachen  aus.    Als  liegendes 
Gut  erschien  zunächst  jedes  Stück  des  Bodens  und  was  orga- 
nisch mit  diesem  verbunden  war ;  als  fahrendes  Gut  alle  an- 
dern Sachen.    Wenn  wir  daher  Spuren  finden,  dass  in  äl- 
terer Zeit  sogar  die  Häuser  für  Fahrniss  gerechnet  worden 
seien,  so  ist  das  eben  daraus  zu  erklären,  dass  die  Häuser 
beweglich  waren,  und  ohne  dass  man  sie  niederbrach,  von 
einer  Stelle  auf  eine  andere  geschoben  werden  konnten ,  wie 
das  gegenwärtig  noch  im  Appenzellerlandc  etwa  vorkommt. 
Öffnung  von  Meilen  vor  1316.    Aber  ist  kein  hus 
gelegen  an  dem  veld ,  daz  schädlich  müht  sin  oder  wer- 
den den  dorflüten  ze  Meilant,  wenn  sich  des  erkennet  wirl , 
das  es  schedlich  ist,  vnd  man  dem,  des  es  ist,  gehütet,  das 
er  es  dannen  zicch,  das  sol  er  tuon  inreut  acht  ta- 
gen nach  dein  gehott ,  vnd  mag  das  hus  ziehen  oder 
fueren,  war  er  wil. 

Auch  später  darf  man  immer  noch  von  den  natürlichen 
Eigenschaften  der  Sachen  ausgehen,  um  sie  Tür  liegendes  oder 
fahrendes  Gut  zu  erklären.  Aber  frühe  schon  finden  wir 
doch  eine  künstliche  Ausdehnung  des  Begriffs  der  Liegen- 
schaft auch  auf  wahrhaft  bewegliche  Sachen,  nicht  zwar 
so ,  dass  eine  fahrende  Sache  nun  ein  Air  alle  Mal  und  für 
alle  Verhältnisse  als  liegendes  Gut  erklärt  worden  wäre. 
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wohl  aber  so ,  dass  sie  gegenüber  gewissen  Personen  oder 
mit  Rücksicht  auf  bestimmte  Rechtsverhältnisse  zu  den  lie- 
genden Gütern  gerechnet  werden  solle.  Jener  Unterschied 
nämlich  war  besonders  auch  im  Familien'  und  Erbrecht  von 
Bedeutung;  und  da  hatten  nun  diese  Rechtsverhältnisse  auch 
hinwieder  einen  rückwirkenden  Einfluss  auf  jene  Unterschei- 
dung. So  kann  es  denn  freilich  sich  fügen,  dass  eine  Sache 
bald  als  fahrende  bald  als  liegende  Sache  anzusehen  ist,  je 
nachdem  sie  gerade  in  einer  Beziehung  zu  diesem  oder  jenem 
Rechtsverhältnisse  steht. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Aber  sprechen  sy,  das  korru 
ligend  guot  Ist,  byss  das  Es  vnnder  die  wid  kumpl,  vnd 
win  ligend  guot  ist,  byss  das  Er  vnnder  die  Reiff  kampt. 
Aber  sprechen  sy ,  das  Hüser  farend  guot  Ist  gegen 
den  F r ü n d e n  vnd  ligend  guot  Ist  gegen  dem  Herrn. 

Im  Verhältnisse  zu  dem  Rechte  des  Grundherrn  werden 
die  Häuser  für  liegendes  Gut  erklärt,  damit  dieser  sie  nicht 
mit  der  Fahrhabe  ansprechen,  sondern  den  Erben  des  ver- 
storbenen Hofhörigen  lassen  müsse.  Gegenüber  den  Erben 
aber  werden  sie  als  fahrendes  Gut  angesehen,  so  dass  der 
Besitzer  derselben  darüber  frei  verfügen  kann,  ohne  deren 
Zustimmung. 

Öffnung  von  Diirnten  von  1480.  Man  sol  oueb  wis- 
sen, was  nach  des  hoffs  recht  zuo  Iigendem  guott  hoereit 
sol.  Des  ersten  harnesen ,  wegen ,  kareu ,  hüsser  vnnd  alle 
vngeschliflen  wallen. 

Hier  würde  man  wieder  sehr  irren ,  wenn  man  aus  die- 
ser Stelle  den  Schluss  ziehen  wollte ,  für  die  genannten  Ge- 
genstände gelten  nicht  die  Regeln  über  Eigenthumsiibertra- 
gung  an  fahrenden  Sachen,  sondern  die  über  Veräusserung 
von  Liegenschaften.  In  der  gleichen  Öffnung  wird  ausdrück- 
lich bemerkt,  in  welcher  Beziehung  dieselben  zum  liegen- 
den Gute  gerechnet  werden.    Es  heisst  nämlich  daselbst: 

Wer  das  Seine  nicht  verschaffet  hat,  „von  dein  erbt  ein 
herr  z  c  gru en i ngen  sin  varent  guott  vnd  gilt  nitzit : 
doch  vs  gesetzt  harne sch,  karen,  wägen,  allevn- 
ge  schliffen  w  äffen,  vnnd  ob  ein  kast  in  einer  wannd 
*tuend,  der  die  wannd  verwyst,  das  erbt  er  nirht.' 
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Um  somit  Modifikationen  des  natürlichen  Unterschieds 
anzunehmen,  müssen  dieselben  für  das  betreffende  Rechts- 
verhältniss  immer  speziel  nachgewiesen  werden,  und  man 
darf  sieh  nicht  durch  einen  scheinbar  allgemeinen  Ausdruck 
täuschen  lassen. 

2)  Das  alte  achte  Eigen,  oder  wie  mau  es  später  noch 
nannte,  ledige  Eigen,  war  in  dieser  Periode  ausseror- 
dentlich vermindert  worden.  Die  alten  Geschlechter  in  deu 
Städten  besassen  zwar  noch  öfters  solches  Eigen  theils  in- 
nerhalb theils  ausserhalb  der  Städte,  wie  die  Urkunden  zei- 
gen; aber  der  gemeinen  Gerichtsverfassung  des  Reiches  wurde 
auch  dieses  Eigen  entzogen,  weil  sich  die  Bürger  nur  ihren 
stadtischen  Gerichten  fügten  und  fremde  Gerichte  miedeu. 
Mari  fing  daher  an,  auch  achtes  Eigen  bald  vor  dem  Rathe 
bald  vor  dem  Schultheissen  gültig  zu  übertragen  244).  Auf 
dem  Lande  war  noch  Eigen  in  den  Händen  des  Adels.  Der 
ho  he  Adel  aber  hatte  theils  die  Gerichtsbarkeit  über  das 
Eigen  erblich  an  sich  selber  gebracht,  theils  verlor  er  sich  aus 
unsern  Gegenden  mehr  und  mehr,  und  der  niedere  erwarb 
meistens  Bürgerrechte  in  den  Städten.  So  wurde  auch  hier 
das  Eigen  den  gewohnten  Reichsgerichten  entfremdet.  Von 
diesen  Uebergängeu  zeigen  sich  deutliche  Spuren,  indem 
bald  verordnet  wurde,  man  solle  sein  Eigen  nicht  an  hö- 
here Personen  abtreten ,  weil  es  schwer  halte ,  diese  zu  be- 
langen2^), bald  solche  Eigenthümer  um  die  Urtheilc  der 
Grafschaftsgerichte  sich  wenig  kümmerten,  weil  sie  sicher 
waren,  in  ihrem  Ungehorsam  von  Städten  oder  Fürsten, 
die  nach  eigener  Laudeshoheit  strebten,  unterstützt  zu  wer- 
den 2"). 

3)  Weitaus  das  meiste  Eigen  wurde  der  Vogt  ei  unter- 
worfen, wenn  es  nicht  dazu  dienen  musste,  eine  Grund- 
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244)  Vgl.  üben  §.  12.  Amt).  136.  In  einer  Urk.  v.  1277.  Diplom, 
der  Propstei  S.  36.  wird  Eigen  vor  der  Aeblissinn  und  Rath  Uber- 
fragen; ebenso  iu  einer  Urk.  v.  1342.  a.  a.  O.  S.  178.  vor  Bürgermeister, 
Rathen  und  Znnflineislern. 

245)  Urk.  r.  1277.    Diplom,  der  Propstei  S.  36. 

246)  Ein  solches  Beispiel  enthalten  die  Urkunden  iiber  einen  Streit  zwischen 
der  Aeblijsinn  ton  Zürich  und  einem  Hoppeln,  Bürger  von  Winttrlhur. 
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herrschaft  zu  vergrössern.  Dadurch  ward  es  zu  sogenanu- 
tem  vogtbaren  Eigen.  Es  blieb  zwar  noch  fortwähren- 
des wahres  Eigenthum,  aber  musste  doch  mancherlei  La- 
sten auf  sich  nehmen ,  welche  es  dem  erblichen  von  einem 
Grundherrn  abgeleiteten  Besitze  näher  brachten,  auf  ähn-  - 
liehe  Weise  wie  auch  die  freien,  aber  unter  der  Vogtei  ste- 
henden Leute  den  Hof  hörigen  sich  näherten. 

Von  diesem  vogtbaren  Eigen  galt  es  nunmehr  als  aner- 
kannter Grundsatz,  dass  dasselbe  mit  voller  Wirkung  nur 
in  dem  Vogtgerich tc  veräussert  werden  konnte,  weil  es 
ja  unter  dem  Schutze  des  Vogtes  stand.  Es  war  das  eine 
analoge  Anwendung  des  alten  Grundsatzes,  wornach  Eigen 
vor  dem  Grafending  veräussert  werden  musste,  weil  es  un- 
ter dem  Schutz  der  ganzen  Volksgcmeinde  stand,  auf  ver- 
änderte Verhältnisse. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  Alle  die  gueter,  die  in 
die  vorgenannt  dingslatt  gehoerrent,  sol  noch  mag  nieman 
vertgen  vor  deh  einen  gcric  Ilten,  denn  in  der  vorge- 
schribnen  dingstat,  (welche,  wie  wir  oben  gesehen  ha- 
ben, die  Dingstatt  eines  Vogtes  ist.) 

Öffnung  von  Stäfas.  d.  Aber  schprechent  sy ,  wclher 
ein  guett  köfft  In  dem  hoff  ze  Steffen ,  v  o  g  t  b  ä  r  gu  e  1 1 ,  der  sol 
es  Einpfachen  von  Einem  vogt ,  er  sy  Innder  alder  vsser  In 
Jars  Frist  vinb  dry  Schilling  haller.  tuet  er  das  nit,  so  mag 
ein  vogt  das  guett  riechen  zue  sinen  handen  vinb  die  dry 
Schilling. 

4)  In  späterer  Zeit  scheint  es  auch  gewöhnlich  gewor- 
den zu  sein,  lediges  Eigen  vor  dem  Vogtgerichte 
aufzulassen.  Das  erklärt  sich  aus  dem  gänzlichen  Verfalle 
aller  Reichsgerichte.  Auf  dieselbe  Weise,  wie  man  in  den 
Städten  allmälig  sowohl  ursprünglich  freies  als  abgeleitetes 
Eigen,  und  beide  vor  den  nämlichen  Gerichten  übergab, 
konnte  später  auch  auf  der  Landschaft,  nachdem  sich 
einmal  der  Begriff  des  vogtbaren  Eigens  festgestellt  hatte, 
das  Vogtgericht  benutzt  werden  zu  Uebertragungcn,  ohne 
dass  dcsshalb  dieses  Eigen  nun  auch  zu  vogtbarem  Eigen 
geworden  wäre.  Es  wurde  vielmehr  als  freies,  unbela- 
stetes Eigen  von  dem  vogtbaren  fortwährend  unterschieden. 
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Urkunde  von  1420.  „Allen  kund  ich  Cuonr.  Boppensol, 
vogt  ze  klotten  vnd  daselbs  in  dem  ampt  ze  kyburg,  von 
Enpfelhens  wegen  der  edlen  wolerbornen  gnädigen  frowen 
frö  kiingunt  von  Müntfort  geboren  von  Toggenburg,  jetz 
gräff  Wilhelm«  Brägentz  von  Bregentz  elichen  frowen,  das 
für  mich  kam  ze  Basserstorf  an  der  statt,  da  ich  von 
derselben  miner  frowen  wegen  offenlich  ze  gericht  sas, 
heinr.  liechti  vnd  uolr.  liechty  sin  Bruder  kattzen  Rüty"  und 
offenbarten,  dass  sie  der  Propstei  Zürich  mehrere  Güter, 
die  zum  Thcil  vogtbar  eigen ,  zum  Theil  lediges  Eigen  seien, 
verkauft  haben  und  nunmehr  diese  Güter  der  Propstei  vor 
Gericht  fertigen  wollen,  „vnd  Hessen  an  Recht,  wie  sy  das 
tuon  selten,  das  es  kr  äfft  haben  möcht.  do  fragt  ich 
vm,  vnd  wart  nach  miner  frag  von  crbern  lüten 
an  gemeinem  vrteil  erteilt:  won  die  obgenant  licchtin 
gebrueder  Beid  für  mich  in  gericht  dar  stueden  vnd  den  ob- 
genant herren  die  vorgeschribnen  gülten  vnd  gueter  alle  mit 
aller  zuegehört,  die  frygen  für  fry,  dievogtbern  für 
vogtber  mit  miner  band  ledig  vnd  los  vff  gäben  vnd  sich 
des  entzigen  vnd  loppten  werren  ze  sinne,  daz  si  daz  wol 
tuon  möchten ,  vnd  das  ouch  es  da  mit  nu  vnd  hernach  guett 
krallt  haben  sölt.2"). 

§.  28.    Abgeleiteter  Besitz. 

Viel  Grundbesitz  wurde  als  sogenanntes  Erbe  besessen. 
Dabei  darf  man  durchaus  nicht  an  Erbeigen  denken.  Viel- 
mehr wird  der  Ausdruck  Erbe  im  Gegensatze  zu  dem  Ei- 
genthum, welches  dem  Grundherrn  bleibt,  von  dein  Be- 
sitze gebraucht,  welcher  einem  andern  mit  erblichem  Rechte 
von  jenem  überlassen  wird248).  Der  Besitz  der  Hofgenos- 
sen ist  nun  fast  allenthalben  zu  Erbe  geworden ,  wenigstens 
insofern,  als  er  sich  auf  die  Deseendcnlcn  vererbte.  Allmälig 
dehnte  sich  das  Erbrecht  auch  auf  die  Seitenlinie  aus.  Man 

247)  Diplom,  der  Propre.  S.  241.  Vgl.  auch  ürk.  v.  1412. 
Ebenda  S.  2 '»3.  uud  v.  1411.  S.  228. 

248)  L  i  k.  v.  1251.  Fraamünslera  mt  I.  JU(>.  „area  in  dumme  Liu. 
ÜUMCi  dicla  augia  inferior  juxU  cnriain ,  que  dicilur  iu  dem  liarde  ,  ad  mono, 
slvrium  abbalie  Tburicensi*  proprieturio  ,  ad  ipto»  vero  homincs  jure  hcre- 
ditari  >  spectanlc."  'Urk.  r.  1262.  (Och*  I.  362.)  .,  roncessiums  sub  |urr 
emphiteotico  sive  hcrediturio ,  quod  t  it/go  iticitur  Erbrecht." 
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darf  sich  diese  Umwandlung  der  blossen  Gnade  des  Herrn 
in  ein  erbliches  Recht  des  Hörigen  gewiss  nicht  als  plötz- 
lich und  auf  einmal  eingeführt  vorstellen.  Dieselbe  ist  viel- 
mehr fast  unvermerkt  vor  sich  gegangen  und  nicht  anders 
zu  erklären,  als  die  vielfachen  Beispiele  von  Verwandlung 
vorübergehender  Aemter  in  erbliche  Herrschaftsrechte,  die 
wir  schon  getroffen  haben.  Derselbe  Trieb,  der  sich  von 
oben  her  gelten  machte,  zeigt  sich  auch  von  unten  herauf 
und  ist  von  ähnlichem  Erfolge  begleitet. 

Der  Hofgenosse  kann  nunmehr  sein  Erbe  unter  gewis- 
sen Beschränkungen  auch  veräussern;  die  Uebertragung  be- 
darf dann  aber  nothwendig  der  Kenntniss  und  Einwilligung 
des  Grundherrn,  von  welchem  ja  auch  der  neue  Besitzer 
seinen  Besitz  herleitet.    Die  Auflassung  geschieht  somit  ent- 
weder in  dem  Gerichte  des  Grundherrn  oder  an  dessen  Hofe. 
Öffnung  von  Höngg  von  1338.    Es  ist  ouch  war:  ist 
daz  keinü  gueter  verköft  werden! ,  die  jeman  hett  oder  be- 
sitzet von  erbes  reht  von  der  Küchen  von  Zürich,  vnd  <* 
daz,  (Iii  selben  gueter  vf  werden  gehen  in  eines  probst  es 
han t  von  dem  v erkof f er  vnd  e  der  köffer  sin  vertgung 
der  seihen  gueter  enphahet  von  eins  p rohstes  hau«],  ein 
iar  vnd  einen  lag  sich  verloffen  hant:  dieselben  gueter  sind 
ledig  einer  kilchen  ze  Zürich,  es  stand  denn  in  krieg.  — 
Kann  der  Verkäufer  nicht  zu  dem  Propste  gelangen  ,  so  mag 
er  die  Verinittelung  des  Meyers  nachsuchen. 

Urkunde  von  1377.  Der  Ammann  der  Aebtissinn  er- 
scheint vor  dem  Meyer  zu  Mur  und  fragt ,  ob  Jemand  berech- 
tigt sei ,  die  Güter  in  dem  Gerichte  zu  vergaben ,  versetzen 
oder  verpfänden  an  Gotteshäuser  oder  anderswohin,  ohne 
der  Aebtissinn  Willen  und  Gunst?  Durch  Urtheil  ehrbarer 
Leute  wird  sodann  gefunden,  dass  niemand  das  dürfe,  und 
wenn  er  es  thäte ,  so  wären  die  Güter  der  Aebtissinn  ledig, 
d.  h.  so  würde  sie  dieselben  ohne  weiters  wieder  frei  an 
sich  ziehn2*9). 

In  der  Regel  kann  aber  der  Grundherr  die  Einwilligung 
nicht  mehr  versagen,  wenn  nur  in  der  Persönlichkeit  des 
Erwerbers  kein  Bchinderungsgrund  liegt 2J0),  noch  Gefahr 

2i'>)  Frauiuii  njl(v,uu!  II.  647. 

Vrk.  v.  1277.    nijtloiti.  H  e  i  f  r  o  p  »  t  r  i  .S.  36.     .,  Hein  deci etmii 
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entsteht  für  die  gehörige  Abtragung  der  Zinse,  noch  end- 
lich die  Gebühren  im  Rückstände  sind.  Durch  diese  Er- 
weiterung der  Rechte  des  Hofhörigen  kam  sein  Besitz  in 
der  That  dem  Eigenthum  sehr  nahe,  zumal  das  vogtbare 
Eigen  zum  Theil  den  nämlichen  Beschränkungen  unterwor- 
fen wurde.  Es  kann  daher  nicht  auffallen  ,  dass.  derselbe 
schon  früher  zuweilen  als  ein  nutzbares  Eigen  im  Gegen- 
sätze zu  einem  blossen  Obereigenthum  des  Grundherrn  be- 
zeichnet wurde251). 

t 

J.  29.    Beschränkungen  der  Veräusscrung. 

1)  Wach  gemeinem  deutschen  Rechte  durfte  Eigen  nicht 
ohne  die  Zustimmung  der  nächsten  Erben  veräussert 
werden  252).  Schon  in  der  ersten  Periode  haben  wir  Bei- 
spiele von  ausdrücklicher  Zustimmung  derselben  gefunden , 
und  auch  in  den  ältern  Urkunden  dieser  wird  ihrer  zu- 
weilen ,  jedoch  nicht  gerade  regelmässig,  erwähnt.  In  un- 
sern  Offnungen  dagegen  ist  davon  selten  die  Rede.  Bei  dem 
abgeleiteten  Grundbesitze,  auch  wo  derselbe  Erbe  gewor- 
den war,  mochten  überhaupt  die  Verwandten  weniger  beach- 
tet worden  sein ,  zumal  dieser  Besitz  mit  den  Familienver- 
hältnissen in  keiner  engern  Verbindung  stand,  sondern  ur- 
sprünglich mehr  von  der  Gnade  des  Herrn  ausgegangen  war. 
Doch  findet  sich  in  einigen  Öffnungen  wenigstens  der  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  man  das  Gut  zuerst  den  Freun- 
den anbieten  müsse,  bevor  man  es  einem  Fremden  veräus- 
sern dürfe. 

est,  quod  poaaeasores  donuis  et  aree  (die  Besitzer  eines  Hauses,  welches  der 
Propst«  zu  Eigen  Ubertragen,  von  dieser  aber  wieder  zu  Erbe  verliehen  war] 
secundum  conautludinem  Thuric.  servalani  iuter  ctW* ,  non  inier  ultiorcs  per- 
sona* ,  sicut  sunt  Ecclesic  se«  erclesiasticc  personc  et  alie ,  que  »ix  posaunt 
eonvenirt,  sepedielas  domum  et  aream  de  eonseiisu  preposili  et  Capituli  pos- 
siul  alienare,  ita  tamen,  quod  si  preposilns  et  capitulum  tantuin  quanluin  alter 
einptor  darc  voluerint,  eisdcin  debeat  remanere." 

25t)  Lrk.  r.  1307.  der  Propslei.  Ein  Burger  verkauft  sein  ,,/u* 
hcreditarium  seu  utile  dominium"  an  ciuem  Hause  in  der  Stadt,  woran  das 
-ebte  Kigcn  der  Propslei  zusteht,  einem  andern. 

.252)  S.«  einen  spiele!  I.  32.  Schwabens])  t*gel  312.  (v.  H.  Lahr.) 
Kuhnen.  deiitM-he  Kerhtsge.'rhichtr  3$9. 
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Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Wirt  einem  ein  guott 
feyl ,  der  sol  das  sinem  nec  listen  fr  und  erhielten,  weit 
derselb  aber  nit  kouffen ,  so  sol  er  es  dem  nechsten  getheilit 
veyl  bietten ;  vnd  weit  er  ouch  nit  kouflfen ,  so  sol  er  da/, 
den  hielten  den  hofflüten  in  die  wit  reity. 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  Wer  hie  Inn  disem  ding- 
hof  hab  eigen  oder  Erb,  das  er  verkouffen  will,  das  sol  er 
hüt  veil  pietten  vff  disem  tag,  ald  wenn  min  herr  von  ein- 
sidleu  will  meygen  teding  Hau,  vnnd  vf  St  Cunrats  tag,  herr! 
vnnd  sol  das  pietten  synen  teylig.  wils  das  kouffen,  so  sol 
ers  im  Vf.  den.  necher  gen,  den  es  vff  dem  weg  gülte.  wils 
das  theylig  nit  kouffen n ,  so  sol  er  es  pietten  den  rech- 
ten Erben;  wennd  es  die  Erbenn  nit  kouffen,  so  soll  er 
es  pietten  den  hussgenossen;  wennd  die  es  nit  kouffen, 
so  sol  er  sin  gul  daruinb  nit  vnuerkoufft  lassen ,  er  solle  es 
schlachen  Inn  die  wyt  Reite.  Wer  im  allermeist  gibt, 
dem  sol  er  sin  gut  gen. 

*2)  Diese  Rücksicht  auf  die  nächsten  Erben  scheint  sich 
nun  aber  wirklich  an  manchen  Orten  frühzeitig  verloren  zu 
haben.  Es  begegnet  uns  nämlich  weit  häufiger  die  Bestim- 
mung, dass  der  Hof  genösse  sein  Gut  zuerst  seinen  Gcth  ei- 
len anbieten  solle,  für  sich  hingestellt,  ohne  da5s  daneben 
auch  der  Freunde  gedacht  wäre.  Unter  den  Gctheilcn  sind 
dann  die  zu  verstehen,  welche  noch  Stücke  besitzen,  die 
mit  dem  zu  veräussernden  früher  ein  grösseres  Ganzes  ge- 
bildet haben.  Dieselben  werden  nun  freilich  faktisch  in  der 
Regel  Blutfreunde  gewesen  sein,  indem  die  Theilung  eines 
Grundstücks  gewöhnlich  auf  dem  Wege  des  Erbganges  vor 
sich  ging.  Allein  das  Erforderniss  ist  doch  nicht  von  der 
Verwandtschaft  hergenommen.  Auch  wenn  die  Theilung 
anders  entstanden  ist  oder  Getheile  vorhanden  sind  neben 
Blutsfreunden  ;  so  schliesscn  doch  jene  diese  aus.  Man  sieht 
somit  daraus  nur,  wie  leicht  jener  alte  Grundsatz  durch  den 
neuem,  der  ihn  scheinbar  ersetzte,  verdrängt  werden  konnte. 

Wenn  keine  Getheilen  vorhanden  sind,  oder  sie  das  Grund- 
stück nicht  wollen ,  somit  die  Ergänzung  des  ursprüngli- 
chen Ganzen  vereitelt  ist ,  so  inuss  dasselbe  bald  dem  Grund- 
herrn und  dann  den  übrigen  Hof^enosscn ,  bald  umgekehrt 


Digitized  by  Google 


Beschränkungen  der  Veräusserung.  269 

diesen  vor  jenem  angeboten  werden.  Und  erst,  wenn  alle 
diese  Versuche,  das  Gut  innerhalb  des  gewohnten  Kreises 
der  Hofgenossenschaft  loszuschlagen ,  misslingen ,  darf  es 
Fremden  angeboten  werden. 

Öffnung  von  Hüngg  von  1338.  Weli  der  dorfinten  ze 
hoengg  von  welerlei  sach  wegen  sin  eigen  guot  ald  das  er 
besitzet  in  erbes  wise  wil  verkoffen,  das  sol  er  zein  ersten 
veil  bieten  sinen  getcilen,  vnd  wil  der  oder  keiner 
vnder  in  als  vil  geben  als  ein  früinder,  dem  sol  er  es 
ze  kouffent  geben :  wend  si  (die  Getheilen)  des  nit  entuon , 
so  sol  er  es  veil  bieten  einein  probst  vnd  einein  ca- 
pitel  von  Zürich  (dem  Grundherrn),  vnd  den  es  gen  ze 
Kouffent,  wellent  si  als  vil  gen  als  ander,  wend  si  aber  des 
nit  tuon,  so  sol  er  es  verkoffen  lüten,  die  sin  genos 
sigent. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Ist  das  ein  guelt  feil  wurt  In 
dem  hoff  ze  Stefen ,  das  sol  man  Erbietten  den  neslen  teili- 
gen, darnach  den  hofflüten  In  der  kilchen  offennlich;  wil  es 
da  niemaii  hoffen,  so  mag  ers  gen  in  die  witt  reite,  wo  er 
wil. 

3)  Wenn  nun  aber  versäumt  wurde,  das  Gut  den  näher 
Berechtigten  anzubieten,  so  konnten  diese  binnen  Frist  das 
veräusserte  Gut  gegen  Erlegung  des  Kaufpreises,  zuweilen 
auch  um  etwas  theurer,  zuweilen  um  etwas  wohlfeiler  an 
sich  ziehn.  Es  stand  ihnen  somit  ein  dingliches  Recht*  bei 
uns  Zugrecht  genannt,  auf  das  Gut  selber  zu. 

Öffnung  v on  116 ngg  von  1338.  Ist  aber  das  keinü  gue- 
ter  verkoft  werdent,  die  vormals  den  geteilen  nit  veil  ge- 
botten  sint,  wenn  sich  das  enpflndet,  wil  denn  das  getei- 
lit  das  guot  haben  vmb  als  vil  geltes  als  es  einen  fröm- 
den  verkoft  ist  an  alle  geuerd ,  sosoldasgeteilitdas 
selb  guot  vinb  als  vil  geltes  haben  an  alle  widerred. 
wil  aber  das  geteilit  des  guotes  nit  koffen ,  so  sol  es  der  v er- 
hoffe r  geben  der  kilchen  von  Zürich ,  ob  si  es  haben  vnd 
koffen  wil  vmb  als  vil  geltz  as  da-/,  selb  guot  verkoft  was. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Ist  ouch  das  sich  der 
gnelter  eins  oder  mer  hinvss  vergat ,  mag  da  ein  Indra 
so  vyl  guotz  haben,  als  der  erst  kouff  beschechen  ist, 
vnd  git  dar  zno  ein  bescheidnen  win  kouff,  so  sol  vnd 
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mag  er  das  vergangen  guott  vmb  so  vyl  geltz  widervinh 
in  ziechen  mit  dem  rechten,  nach  dem  Uouff  in  den  näch- 
sten dry  Jaren,  vnd  nit  lenger.  vnd  werc  das  der  vsser  daz 
gelt  nit  von  dem  Indien  in  dem  zit  weite  nemen ,  so  sol  er 
daz  gelt  in  ein  tuechli  winden  vnd  /.wen  erber  man  zuo  im 
nemen ,  die  des  geziigen  sigind ,  vnd  sol  dem  vssren  daz 
gelt  zuo  der  hus  seilen  in  werfen  ;  vnd  das  sol  als  guot  krafft 
haben  ,  daz  den  Indren  nitman  dauon  stossen  sol ,  weder  er- 
ben nach  geteilit,  vnd  sol  in  daby  schirmen  ein  herr  ze 
grueningen  vnd  das  gericht. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Ist  daz  ein  guett  feil  wurt, 
vnd  einer  einen  dauon  trengen  wil  mit  bott ,  vnd  es  Einem 
vssern  necher  gitt,  dann  einem  teilig,  aldcr  Einem  hoflman, 
daz  mag  dann  ein  tcilig  aldcr  ein  hoflman  an  sich  ziechen 
mit  dein  Rechten ,  ein  hoflman  gen  dem  anderen  In  dry  Ja- 
ren vnd  in  dry  tagen ,  vnd  ein  hoflman  gen  Einem  vssern 
In  Nün  Jaren  vnd  In  Nün  tagen.  Ist  das  ein  hoflman  ein 
guett  hofft,  es  sy  gebotten  alder  nitt,  hätt  Ers  in  drü  Jar 
vnd  dry  tag  vuerfordert  mit  dem  Rechten,  daby  soll  In  ein 
gewer  schirmenn ,  vnd  hatt  es  ein  vsser  in  Nün  Jar  vnd  Nun 
tag,  so  sol  in  ein  gewer  daby  schirmen,  vnd  wer  das  sich 
ain  giitt  vsshin  vergieng,  wie  sich  das  vsshin  vergautl  vnd 
nit  Erbotten  war ,  als  Recht  ist ;  welhcr  das  innher  zühett 
mit  dem  Rechten ,  der  hett  als  wol  gewerghet ,  das  in  ein 
gewer  daby  schirmen  soll  vor  teilig  vnd  vor  aller  Menglicb. 

OffnungvonNossikon  s.  d.  Beschech  aber  daz  einer 
die  guoter  nit  veil  butte  in  vorgeschribner  w  ise  ,  so  möcht 
je  der  nechsle  einein  früinden  die  gueter  abziihen  mit  dem 
rechten  vnd  den  hoff  bezaln  vnd  fünf  Schilling  pheuning  min- 
der geben  alz  denn  vorgeschribeu  ist ,  denn  der  summ  ist , 
als  der  vngenoss  gehöft  hat. 

Es  kann  nach  diesen  Stellen  kein  Zweifel  übrig  bleiben, 
dass  diese  Beschränkungen  sich  auch  auf  vogtbares  Eigen 
erstreckten. 

\)  Dem  Erbe  eigentümlich  dagegen  ist  eine  fernere  Be- 
schränkung. Es  soll  nämlich  die  Gefahr,  dass  das  veräus- 
serte  Stück  zu  klein  sei ,  um  dem  Herrn  f  ernere  Sicherheit 
für  seinen  Zins  zu  gewähren ,  beseitigt  vnd  gar  zu  grosse 
Versüickclung  der  Güter  verhindert  werden. 

Öffnung  von  Brüttcn  s.  «I    Wer  aber,  herr  !  das  diser 
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theyl ,  darab  es  verkoufft  wurde ,  ze  schwach ,  das  myoeni 
herrenn  vonn  Einsidlen  sin  zinnss  nit  gelten  möchte,  So  Ist 
die  nachfrag  mines  herren  von  Einsidlen ,  wo  er  den  erfra- 
gen kann  die  theyl ,  die  darab  sinnd  verkoufft  oder  versetzt ; 
der  sol  diss  theyl  zu  disem  lassen ,  das  myncm  herren  sin 
zinnss  werd. 

Öffnung  des  Gotteshauses  Schännis  zuKnonau 
von  1461.    Item  es  soll  och  niemen  kein  guot  des  in  den 
vorgenanten  hoff  gehoert  hoffen  noch  verkoffen  o  n  z  i  n  s : 
doch  mag  man  es  verkoffen  mit  zins,  doch  onscheidlich  dem 
gotzhus.  vnd  wenn  das  beschech,  das  einer  ein  guot  verkofte 
mit  einem  pfenning  minder  oder  me ,  das  aber  vi  1  ine  möchte 
tragen  vnd  die  anderen  gielter  als  schwach  wnrdend,  das  sy 
ir  zins  derselben  huob  oder  schuoppis  nit  müchtind  tragen : 
So  mag  ein  amptinan  dieselben  huob  oder  schuoppis  m  i  t 
einander  angriffen  vnd  zemend  legen,  also  das  in- 
nen ir  zins  derselben  huob  oder  schuoppis  gentzlich  wiert. 
5)  Alle  diese  Beschränkungen  beziehen  sich  nur  auf  Ver- 
ausserung  der  Liegenschaften.  Ueber  die  Fahrbabe  kann  selbst 
der  Hörige  nunmehr  ganz  frei  verfügen  und  dieselbe  belie- 
big veräussern.    Er  kann  es,  wie  wir  nachher  sehen  wer- 
den, sogar  auf  den  Todesfall  hin;  um  wie  viel  mehr  daher 
unter  lebenden. 

Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  ein  jeglich  hoffman  ze 
wald  mag  einem  .sin cm  kind  geben  (zu  Aussteuer)  vnd  dem 
andern  nichtz ;  vnd  ob  er  wyl ,  so  mag  er  daz  sin  einem 
hund  an  schwantz  binden. 

- 

%.  30.    Lasten  des  Grundbesitzes. 

1)  Nicht  bloss  der  abgeleitete  Grundbesitz  ,  sondern  auch 
das  vogtbare  Eigen  war  mit  mannigfachen  Lasten  belegt.  Eine 
der  ältesten  und  nur  den  ersteren  eigentümlich  ist  der  E  h  r- 
schätz,  der  in  mancherlei  Gestalten  vorkommt.  Seine  Bedeu- 
tung ergibt  sich  zum  Thcil  schon  aus  dem  Ausdruck  253) :  der 
Grundherr ,  von  dem  einer  seinen  Besitz  empfängt ,  soll  dafür 
dureh  cineGabe  geehrt  werden.  Der  Ehrschatz  kommt  daher 


253)  Urk.  r.  1260.  Neugart  No.  972.  „Sed  ab  herede ,  qui  tuece. 
dily  nomin«  honoria  seil  Ehrachaz  lanlnm  quatuor  solides  mottete  Thuricensi».' 
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wenigstens  ursprünglich  nur  da  vor,  wo  Jemand  seinen  Be- 
sitz von  einem  Grundherrn  ableitet,  nicht  wo  er  Eigen  er- 
worben hat.  Gewöhnlich  muss  dann  jeder,  der,  sei  es 
nun  als  Erbe,  oder  als  sonstiger  Nachfolger,  selbst  unter 
Lebenden,  z.  B.  durch  Kauf  in  den  Besitz  des  Grundstücks 
kommt ,  dem  Herrn  den  Ehrschatz  entrichten.  Der  Ehr- 
schatz wird  somit  von  dein  neuen  Erwerber  und  nicht  von 
dem  Veräusserer  bezogen.  Er  besteht  dann  bald  in  einer 
kleinen  Summe  Geldes,  bald  in  andern  Dingen,  öfters  in 
einer  Quantität  Wein. 

Urkunde  von  1319.  Man  soll  dein  Grundherrn  bei  jeder 
neuen  Verleihung  eines  Grundstücks  zu  Ehrschat/,  geben : 
„  einen  köpf  des  besten  wius,  so  man  denne  ze  Zürich  schen- 
ket, vnd  nit  iner,  vnd  von  einer  halben  iuehert  ald  minder 
ein  halben  köpf  desselben  wins.  Vnd  swer  des  selben  guo- 
tes  vt  koufet  ald  vinb  eins  empfahet ,  vnd  das  dannan  hin 
inrunt  dem  noesten  manode  von  mir  (dem  Grundherrn)  ald 
ininen  nakomen  nit  empfahet,  der  sol  mir  ald  m  inen  na  hö- 
rnen ze  buoze  geben  vier  köpfe  des  vorgenanden  wins  — 
vnd  ensol  darzuo  niemer  vf  das  guot  komen,  £ 
das  der  erschaz  vnd  die  vier  köpfe  gewert  wer- 
dent25«)." 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Und  wer  der  ist, 
dem  der  probst  seinlichü  gueter  lihet  vnd  der  si 
von  einem  probst  enphahet,  der  sol  einem  probst  ge- 
ben vier  köpf  des  besten  wins ,  so  man  denn  ze  Zürich  ver- 
köfft  an  einem,  vnd  dein  closterk eller  zwen  köpf  vnd 
dem  meiger  von  höngg  zwen  köpf  desselben  wins. 

Urku  n  de  von  1398.  Abt  und  Convent  von  Pfaffers  (Grund- 
herrn) verleihen  „volin  vnd  hänslin  Oetiker  gebruodern"  in 
Mänidorf  „reben  vnd  hofstatt,"  die  ihnen  „in  erbs  wys  an 
komm  sint."  In  dieser  Urkunde  wird  gesagt,  wenn  sie  diese 
Güter  verkaufen  „so  sol  vns  (Abt  und  Convent)  der  der  sy 
kouft,  ein  pfund  pfeflers  ze  erschaz  geben  vnd  sond  wir 
denn  demselben  die  reben  Vnd  hofstatt  liehen"255). 
Einmal  kommt  auch  eine  von  Zeit  zu  Zeit  sich  regel- 
mässig wiederholende  Gebühr  vor,  welche  der  Besitzer 

254;  Dipl.  der  Prnpstei  S.  175.  l'rk.  r.  1315.  Ebenda  S.  131, 
255)  (iemeindsiW'hiT  Wnnidorf. 
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eines  Grundstücks  dem  Grundherrn  zu  entrichten  hat,  gleich- 
sam als  Anerkennung  der  höhern  Rechte  des  letztern,  uud 
welche  ebenfalls  Ehrschatz  genannt  wird.  In  einem  Pro- 
cesse  nämlich  zwischen  der  Abtei  und  der  Propstei  Zürich 
über  die  Reparatur  der  Kirche  in  Cham  im  Jahr  1442, 
wurde  von  den  Schiedsrichtern  der  alte  Ehrschatz,  wonach 
jeder  Besitzer  des  Meyerhofes  Cham  der  Acbtissinn  ah 
Grundherrn 

an  dem  Vierden  Jar  ze  rechtein  erschatz,  ein  16t  goldes 

geben  vnd  antwürlen  sült , 
abgeschafft  und  dagegen  die  Aebtissinn  auch  anderweitiger 
Verpflichtungen  entledigt. 

2)  Mit  dem  Ehrschatze  darf  der  sogenannte  dritte  Pfen- 
ning  nicht  verwechselt  werden,  obwohl  das  nicht  allein 
von  neuern  Schriftstellern  25C) ,  sondern  selbst  von  Rechts- 
quellen in  der  spätem  Zeit  geschehen  ist  257).  Der  dritte 
Pfenning  wird  von  dem  Verkäufer,  nicht  von  dem  Käufer 
bezahlt  und  besteht  in  dem  dritten  Theile  der  Kaufsumme, 
welche  er  von  dem  Käufer  erhielt.  Diese  bedeutende  Ab- 
gabe, welche  mit  Recht  auch  der  böse  Pfenning  genannt 
wurde,  setzt  auch  keineswegs  wie  der  Ehrschatz  voraus, 
dass  der,  welcher  sie  zahlen  muss,  das  Grundstück  von 
einem  Herrn  habe.  Sic  ist  vielmehr  eine  Abgabe,  welche 
dem  Vogt,  nicht  dem  Grundherrn  zugehört. 

In  Meilen  z.  B. ,  wo  der  neue  Erwerber  eines  der 
Propstei  Zürich  eigcnthiimlich  gehörigen  aber  zu  Erbe  ver- 
liehenen Grundstückes  dieser  den  Ehrschatz  entrichten  musste, 
hatte  der  Verh'usserer  dem  Vogte  den  dritten  Pfenning  zu 
bezahlen  253). 

■ 

256)  Z.  B.  von  Art  St.  Gallen  I.  312. 

257)  Das  G  r  ii  n  i  nger  a  in  t  si  e  c  h  t  von  1668  überschreibt  de«  Artikel 
42,  der  vom  dritten  Pfenning  bandelt:  „Von  Eh  r  schätzen." 

258)  Die  Besitzer  der  Grundstücke  suchten  dein  dritten  Pfenning  auch 
etwa  dadurch  zu  entgehen ,  dass  sie  das  Grundstück  scheinbar  mit  Wieder- 
l-ösungsrecht  verpfändeten,  statt  filr  immer  dnreh  gewohnten  Kauf  ra  reraus- 
»ern.  Daher  hesthloss  der  Rath  im  Jahr  1424,  für  die  Güter,  wo  •  er  auf 
den  drillen  Pfeuuing  Aaspmrh  hatte,  denselben  auch  bei  solchen  VerpfÄuJuk- 
geu  zu  fordern.    MS.  HO-    S.  A3,  a. 
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Öffnung  des  Vogtes  von  Meilen  s.  d.  Wer  och 
ein  hus  verkoffet  vss  der  vogty,  der  sol  einem  vogt 
geben  den  dritten  den.,  was  er  löset  von  dem  hüs. 

Öffnung  zu  Alt-Regensberg  von  1426.  Item  wery 
das  daz  gotzhus  von  den  einsideln  vnd  daz  gotzhus  von 
sant  bläsy  vnd  daz  gotzhus  von  schafl'husen  Ir  eigen  guetter 
verköftind  In  miner  herren  gericht ,  da  sölt  minen  her- 
ren  (dem  Vogte)  der  dritt  pfänning  werden  von  denselben 
köiffen. 

Öffnung  zu  Breiti  von  1439.    Item  Junker  Schwend 
(der  Vogt)  hat  in  den  jetztgenanden  sinen  gerichten  das 
Rächt,  wass  guetern  Jeman  darin  verkoufft,  vnnd  wur- 
dint  die  eines  tags  nün  malen  verkoufft,  so  gebend  sy 
Im  als  dick  vnnd  vyl  sy  verkoufft  wurdend,  den  dryt- 
ten  pfening,  Es  sigend  hüsser  oder  ligende  gueter. 
"Worauf  die  Vögte  dieses  Recht  gründeten  und  wie  sie 
es  einzuführen  wussten,  ist  nicht  klar.    Doch  scheinen  sie 
es  mit  ihrem  Schutzrechte  in  Verbindung  gebracht  zu  haben. 
Daraufweisen  die  mannigfachen  Beschränkungen  hin,  welche 
hier  oder  dort  eintraten. 

Die  Öffnung  von  Meilen  fährt  fort  nach  der  obigen 
Stelle :  es  sye  denn  daz  trostung  gehe  einem  vogt ,  daz  er 
inrend  jarsfrist  als  ein  guotz  hus  dar  setz,  als  eins  was. 
Durch  das  neu  errichtete  Haus  wird  der  Vogtinann  nicht 
allein  wieder  an  die  Vogtei  gefesselt,  sondern  der  Vogt  er- 
wirbt darüber  hinaus  noch  eine  neue  Hofstatt,  von  wel- 
cher er  die  Vogtgebühren  beziehen  kann.    Daher  soll  er 
in  solchem  Falle  keinen  dritten  Pfenning  fordern. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  War  nu  der  ist,  der 
dieselben  gueter  verkoft  vnd  hin  git ,  derselb  mag  dasselb 
gelt  essen,  vertrinken,  verzerren  durch  sines  Libes  not- 
durft,  Lust  oder  muotwillen  ,  wie  er  wil;  mit  geding,  ist 
das  er  daz  gelt  also  verzert  in  den  gerichten,  so  dann 
gen  Griffense  oder  in  die  dingstatt  gehörrent  In 
den  hüsern  vff  dem  väld  oder  hinder  einem  zun,  der  git 
keinen  dritten  phening.  Wil  er  aber  das  gelt  vsser 
i(  den  gerichten  oder  der  der  dingstat  in  andri  ge- 
richt zühen,  so  sol  er  den  dritten  phenning  hie 
lassen  einem  herrn  (dem  Vogte)  er  hab  ioch  die  gueter 
ze  kouffen  geben  dem  nechsten  geteilid ,   einem  husgenos- 
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sen ,   dem  herren  oder  einem  vngenossen ,  doch  also :  ist 
das  ein  genossen  der  gueter  koft,  so  sol  ein  herr  dester 
gnediger  sin  an  dem  dritten  phenning. 
So  lange  der  Verkauf  er  in  der  Vogtei  bleibt,  kann  doch 
der  Vogt  die  Rechte,  welche  er  auf  ihn  besitzt,  wenigstens 
theil weise  ausüben.    Zieht  er  aber  fort,  so  ist  der  Vogt 
allerdings  mit  doppeltem  Verluste  bedroht,  einmal  insofern 
ein  Vogteipflichtiger  seiner  direkten  Herrschaft  entzogen 
wird,  und  zweitens  insofern  auch  das  Vermögen  der  Vogtei 
durch  den  Wegzug  verringert  wird. 

Als  später  die  Stadt  Zürich  viele  Vogteien  erwarb 
wurde  das  Recht  zu  veräussern,  ohne  den  dritten  Pfen- 
ning  zu  bezahlen,  grösser,  weil  nunmehr  das  ganze  Gebiet 
des  Landesherrn  dem  Vogteipflichtigen  offen  stand,  ohne  dass 
desshalb  die  Rechte  des  Vogtes  irgend  Schaden  litten.  Diese 
Ausdehnung  zeigt  sich  z.  B.  in  der 

Öffnung  von  Binzikon  von  t\U.  Wellicher  vss  der 
obgeseiten  dingstalt  hinder  vnser  herren  von  Zürich  in  ir 
statt  oder  in  iro  gericht  an  den  Ziirichsee  zuge  vnnd 
an  sin  tod  hinder  Inen  belibe,  derselb  sol  kein 
pfening  gehen. 

Eine  andere  weiter  gehende  persönliche  Beschränkung 
des  Rechts  auf  den  dritten  Pfenning  zeigt  sich  in  Borsikon 
nämlich  die  auf  Veräusserungen  an  Ungenossen. 

Öffnung  von  Borsikon  von  iU2.  Were  ouch  das 
ein  genoss  diser  vorgeschribner  gueter  koufte  ,  vnd 
das  gelt  vnd  das  guot  In  dem  gericht  belibe ,  so  best^t  er 
An  den  dritten  pfening,  den  sol  ein  herr  dann  nicht  nemen. 
Koftt  aber  ein  vngenossen  desselben  guotz,  der  sol  ei- 
nem herren  den  dritten  pfening  davon  geben.  Gebe 
aber  dann  der  vugenoss  dem  herreu  nit  den  dritten  pfe- 
ning, so  bessret  der  vngenoss  all  tag  dem  herren  mit  III 
p.  den.  mtz  das  er  Im  genuog  getuod,  wenn  es  ouch  ze 
schulden  kunt,  das  ein  vngenosser  derselben  guetren  kofft, 
Ist  ouch  dann  das  ein  herr  den  dritten  pfening  genot 
von  einem  vngenossen  nhnpt  vnd  Im  daran  nützit  schen- 
ket, so  sol  dann  das  selb  guot  da  von  der  herr  den 
dritten  pfening  genomen  hette ,  ewanklich  fry  si  n. 
Schftnkte  aber   der   herr  Jeman    an  dem   dritten  pfening 
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vtz.it,  es  werc  wennig  oder  vil;  so  nünpt  er  aber 
dann  darnach,  ob  es  ze  schulden  knnt,  den  dritten  pfe- 
ning  als  v  or. 

Wenn  in  dieser  Öffnung  die  Sache  ausnahmsweise  so 
ausgedrückt  ist,  dass  der  Erwerber  den  dritten  Pfenning 
zahlen  müsse,  so  darf  das  um  so  weniger  befremden,  als 
eben  nur  in  dem  Falle,  wo  au  einen  Ungcnosscn  veräussert 
wird,  um  dieses  willen  die  Gebühr  bezogen  werden  soll. 
Dem  Effekte  nach  verliert  doch  der  Veräusserer  so  viel 
an  dem  Preise,  indem  der  Käufer  diese  Last  dann  ausser 
dem  Kaufpreise  auf  sich  übernimmt  und  somit  bei  diesem 
schon  in  Berechnung  bringt. 

3)  Zu  dieser  Beschwerde  hat  die  Vogteiherrschaft 
noch  andere  Lasten  erzeugt.  Dahin  gehören  ausser  Frohn- 
den,  welche  auch  etwa  erwähnt  werden,  und  andern  Vogt- 
steuern, noch  vorzüglich  die  sogenannten  Fastnachf- 
hühner,  welche  alljährlich  dem  Vogte  gebracht  werden 
müssen.  Schon  der  Umstand,  dass  der  Vogt  regelmässig 
ein  solches  Recht  hat,  beweist,  dass  diese  Last  nicht  auf 
der  Hörigkeit  beruhte.  Daher  findet  sich  in  einem  alten 
Einkünfterodel  der  Burg  Kyburg  aus  österreichischer  Zeit 
die  Angabe: 

„ein  fri  guot,  das  giltet  ze  vogtrecht  ein  nnilt  kernen 
u.  s.  f.  vnd  ein  fassnachthuon  25")« 

Urkunde  von  1281.  Herr  Jacob  von  Kienberg  vnd  sin 
nachkomen ,  die  an  sin  stat  koinend ,  an  die  vogteie  über 
des  gottshuses  guott  von  Münster  sond  7ue  vogtstür  vor- 
deren noch  nenien  nicht,  vvan  von  ieglicher  Schuo- 
posen  ein  viertel  hahern  vnd  ein  huon260). 

Vogtoffnung  zu  Meilen  s.  d.  Aber  sol  einein  vogt 
von  ieglicher  hussröchi  jerlich  werden  ein  herbsthuon 
nie  in  der  vogty.  Derselb  han  sol  sin  in  der  niasse,  daz 
er  mag  fliegen  über  ein  geleitroten  wagen ,  vnd  ze  v  a  s- 
nacht  sol  man  im  geben  ein  hennen  von  ieglicher  hnss- 
,     röchi  in  der  vogty. 

■  *  •        •  * 

259)  Ich  verdanke  diese  Notir  Herrn  Professor  Heinrich  Esc  her,  d*r 
sie  in  eine  leider  noch  nicht  erschienene  treffliche  Geschieh!*  der  UrAfsrhaft 
Kyburg  aufgenommen  hat. 

260)  Neuga.it  No.  1026. 
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Öffnung  von  Berg  s.  d.  Em  gotz.hu  s  ma  n ,  der  ze 
Berg  sitzet,  hu  s  lieb  vnd  hablich,  vnd  In  das  gerieht 
da  hört ,  der  sol  dem  vogt  da  tuon  z  wen  tagwan  vnd 
ein  vasnachthuon  geben.  Em  gotzhusiuan,  der.  vsser  dein 
Eltern  sitzet  vnd  doch  in  das  gencht  hört  ze  Berg,  der 
sol  dem  vogt  ein  tagwan  luon  vnd  am  vasnachthuon  geben. 
Ein  gotzhusman  ,  der  in  den  Eltern  sitzet,  der  sol  dem  vogl 
ge*n  von  einer  schuopposs  ein  halben  müt  l;ernen  vnd  ein 
halben  müt  haber  vnd  nülz  mer.  Vnd  sol  ein  vogt  danneu- 
hin  mit  mer  vordren  noch  muoten  weder  dlensten  noch 
keindley  sach  von  den  gotzhuslüten  noch  von  den  gütern 
ze  Berg. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  Die  vorgeschribnen 
husgenosseu  vnd  hofjunger  die  s  ollen  t  ouch  jerlich  einer 
herrsebaft  oder  vogt  ze  Griüeiise  «eben  viertzi<>  müt  kernen 

r»  ö  ~ 

vnd  zwentzig  phund  phening  —  vnd  iekliche  hussrüiehi  ein 
fasnachthuon ,  vnd  söllent  einer  herrschaft  hieinit  von  der 
selben  diogstatt  wegen  gedienet  häu.  Vnd  hat  Inen  och 
ein  herrschaft  von  der  diugstalt  gueter  wegen  uit  mer  an 
ze  muoten.  Vnd  hiervmb  sol  nu  ein  herrschaft  die  hof- 
junger all  vnd  ieklichen  besunder  schirmen,  tekken  vnd 
hanthaben  vor  allerinenklichem  als  ferr  Im  Lib  vnd  guot 
gelangen  mag. 

Von  diesem  zuletzt  genannten  Gesichtspunkte  des  Schutzes 
ging  die  Herrschaft  der  Vögte  aus.  Weil  die  Vogteipflichti- 
geu,  die  vormaligen  völlig  Freien  inbegriffen,  seiner  bedurf- 
ten, mussten  sie  sieb  auch  dergleichen  Lasten  gefallen  lassen. 

Seltener  kommen  auch  Fastnachthiihner  vor,  welche  für 
die  Grundherrn  bestimmt  waren.  Diese  machen  keine 
Schwierigkeit,  indem  anfangs  der  Grundherr  den  von  ihm 
verliehenen  Besitz  zu  seinen  Gunsten  mit  beliebigen  Ver- 
pflichtungen bclasicii  konnte.  So  musslc  in  Meilen,  wer  ein 
Erbichcn  von  der  Propstei  hatte,  ausser  dem  Fastnacht- 
huhne an  den  Vogt  auch  eines  an  den  Grundherrn  entrich- 
ten. Ebenso  legte  Job.  Tbyie  in  der  oben  schon  theilweise 
mitgetheilten  Urkunde  von  1319 2G1)  den  verliehenen  Stücken 

ebenfalls  ein  Herbst-  und  ein  Fastuachthuhn  auf20-). 

  '  .... 

261)  Oben  §.  20  S.  217. 

262)  Ebenso  in  einer  Fr*,  r.  Iii').     Dipl.  >\*r  Prnp.tlei  S.  26t.  . 
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Dabei  ist  immer  zu  beachten,  dass  diese  Lasten  auf  den 
Grundstücken  halten  und  ohne  weiters  auf  jeden  neuen  Be- 
sitzer übergehen.  Dergleichen  Reallasten  erniedrigten  frei- 
lich den  Begriff  des  freien  Eigenthums  und  versetzten  das- 
selbe in  eine  gewisse  Abhängigkeit.  Aber  man  war  durch 
die  mancherlei  Zinse  der  Grundherrn  schon  an  ähnliche 
Verhältnisse  gewöhnt  und  die  alte  Freiheit  konnte  sich  in 
der  veränderten  Verfassung  eben  nicht  mehr  erhalten. 

In  einein  Processedcr  Propstei  Zürich  und  des  Gottes- 
hauses Wurmspach  im  Jahr  1431,  wurde  das  letztere  ver- 
fällt, der  erstem  ein  Fastnachthuhn  von  einer  Hofstette  zu 
entrichten,  weil  die  Zeugen  erklärten: 

das  sy  wol  wissent,  das  min  herren  der  probst  vnd  da* 
cappittel  ein  v  as/.n  ac h thuon  vf  der  von  wurmspach 
hofstatt  —  hettent  \nd  das  ouch  Inen  dashuonvon  der 
hofstatt  geben  were  by  drissig  Jaren  ••*) , 
4)  Zinse.     Alle  Zinse,  welche  von  Gütern  entrichtet 
werden  mussten,  rührten  in  der  ältesten  Zeit  von  Verlei- 
hung des  Besitzes  her,  und  setzten  somit  voraus,  dass  ein 
anderer,  als  der  Zinspflichtige,  der  ächte  Eigcnthümer  des 
Gutes  sei.    Es  wird  sogar  in  den  Quellen  ausdrücklich  ge- 
sagt, dass  kein  Erbe  ohne  Zins  sein  dürfe. 

Urkunde  von  1319.  Ist  ouch  das  der  vorgenanden  dc- 
heine  von  sim  teile  vt  verkoufel  ald  lihet  vmh  so  vil  cinses 
das  im  des  guotes  vt  belibe  a  n  e  eins,  der  sol  mir  (dem 
Grundherrn)  von  dem  teile  der  im  belibet  anc  eins,  ein 
herbsthuon  ze  cinse  geben,  vönd  enhein  erbe 
an  eins  stan  mag  264). 

Neue  Zinse  sind  dann  aber  in  der  Folge  durch  die  Vogtei 
entstanden  (siehe  die  vorige  Nummer) ,  welche  nun  allerdings 
auch  den  Eigenthümer  selbst  betrafen  und  ohne  sein  Grund» 
stück  in  das  Eigenthum  des  Vogteiherrn  zu  bringen,  doch 
darauf  hafteten. 

Die  Art  des  Bezugs  ist  bald  milder,  bald  härter.  Immer 
aber  kann  der  Herr,  wenn  der  Grundzins  überall  nicht 

263)  Dipl.  der  Propstei  S.  285. 

264)  Dipl.  der  Propstei  S.  175.  Vgl.  auch  die  oben  S.  27»  mit- 
getheilte  Öffnung  vor  hnoniu. 
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entrichtet  wird,  und  alle  andern  Mittel,  sich  bezahlt  zu 
machen ,  fehlschlagen ,  auf  das  Gut  greifen  und  dasselbe  ver- 
äussern.  Man  darf  sich  dieses  Recht  nicht  als  ein  Pfand- 
recht denken,  wenn  es  auch  dem  äussern  Scheine  nach 
dem  Pfandrechte  auf  Liegenschaften  ähnlich  sieht.  Diese  Vor- 
stellung inuss  schon  darum  gänzlich  beseitigt  werden,  weil 
gemeiniglich  der  Eigenthümcr  selber  Zinsberechtigter  ist, 
somit  kein  Pfandrecht  an  seinem  Grundstück  haben  kann. 
Auch  besteht  nicht  eine  Forderung  an  eine  individuelle  Per- 
son, wofür  das  Grundstück  eingesetzt  wäre,  sondern  die 
Forderung  bezieht  sich  vielmehr  direkte  auf  den  jeweiligen 
Besitzer  des  Grundstücks  als  solchen. 

Ich  will  einige  Bestimmungen  über  Zinsbezug  aus  den 
Offnungen  hersetzen  265) : 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Weri  aber  ob  leuian 
sin  gueter  liessi  ligen  für  den  herren  7.1ns ,  so  sol  ein  herr 
vf  denselben  gueteru  vnd  die  darzuo  gehörrent ,  den 
zins  suochen  vnd  nüt  vf  hüsern  noch  vf  andcrui 
plunder,  das  zuo  ligen  dem  guot  gehört. 

Öffnung  von  Hönggvon  1338.  Darzuo  ist  zc  wissent, 
wirt  kein  (ein)  phant  geben  oder  genomen  vinb  der  kil- 
chen  zins,  ist  das  nit  gnuo  gut  für  den  zins,  der  nit  ver- 
golten ist,  so  sol  nie  phender  suochen;  mag  man  aber  nit 
mer  vinden  ,  so  sol  man  der  übriger  zins  beiten  vntz 
ze  den  nüwen  fruchten.  Vnd  also  sol  man  mit  allen 
zinseil  tuon.  Ist  enlvein  Zins  vergulten  vnd  man  nüwen 
vnd  allen  zins  haben  mag  von  den  nächsten  fruchten  ,  mag 
man  aber  von  den  nechsten  friiehten  die  zins  all  nit  vergel- 
ten ,  so  sol  man  vallen  vff  die  gueter,  von  den  man 
den  zins  gelten  sol  als  lan?-  vnd  als  vil  vntz  daz  die 
zins  gar  vnd  gentzlich  vergulten  werdent. 

Öffnung  von  Fällanden  s.  d.  Aber  sprechent  die 
hofjünger,  das  sy  habind  das  Recht  zuo  ininer  frowen  der 
Eptissinen ,  das  sy  Sy  nienahin  sol  weder  laden  noch  Banen  , 


265)  Sie  sind  durchgängig  milder  als  d.v>  Recht  des  Schwabenspiegels 
69.  Sw«r  zins  von  guole  geben  sol  ,  der  sol  in  geben  vf  den  tac,  der  im 
bescheiden  wirt,  so  man  im  das  guot  Übet,  vnde  git  er  im  den  zins  de« 
tages  mht ,  er  muo/en  zwiraltrn  gelten  des  naeslen  tage«  dar  nach,  vnde  alle 
»•»ge  als  vil,  die  wjle  er  den  zins  inne  bat. 
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vnnd  wer  das  sy  eins  Jars  nit  mag  behalt  werden. 
So  sol  sy  beitten  vntz  vff  den  dritten  Blumen, 
den  mag  sy  den  angryffen;  vnnd  mag  sy  damit  nit  behalt 
werden ,  so  mag  sy  fürbas  v  m  b  p  1  a  n  n  d  g  r  y  f  f  e  n  , 
vnnd  die  pfand  tryben  hinder  ein  heller  im  unschädlich  vnd 
da  lau  acht  tag. 

Öffnung  von  Lauf fen  s.  d.  Es  ist  ouch  gewonnen , 
daz  ains  Bischofs  pfleger  sins  herren  zins  sol  gebülten  vor 
Sant  gallen  tag  viertzehen  tag  vnd  wer  denn  den  zins  in 
den  tagen  git  vnd  vff  vertigot  gen  Coslentz ,  wie  denn  dem 
zins  mysslinget,  da  sol  der  Bischof  den  schaden  hän.  War 
aber,  das  sich  die  Lüt  sumptin  mit  dem  zins  rntz  nach 
Sant  gallen  tag,  misslinget  denn  dem  zins  von  vnwetter, 
so  sond  die  huober  vnd  die  schuoposser  den  schaden  han. 
—  W  er  aber,  daz  vemann  sumsälig  wurd  an  dem  zins,  so 
mag  ains  Bischofs  pfleger  ainen  vogt  ald  sinen  botten 
zuo  Im  nemen  vnd  mag  darvinb  phenden  zuo  dem 
büs  als  zuo  der  hoffstatt,  die  In  daz  guot  gehörrend,  ob 
er  da  phand  vindet,  vnntz  daz  er  gewert  wirt;  vnd  da 
sol  denn  der  vogt  ze  Buoss  nemen  V  (j  phening  vnd  des 
Bischofs  phleger  III  Jjl  phening.  Wer  aber  das  si  nit  phand 
fanden,  so  mugent  si  daz  hus  vnd  die  hoffstatt  acker, 
wisan  vnd  wingarten  oder  was  denn  zuo  dem  guol 
gehört  angriffen  mit  versetzen  ald  mit  verhouffen  als  verr 
vntz  das  si  der  zins ,  die  ie  denn  vss  land  vnd  der  freflin , 
die  denn  von  der  zins  wegen  geuallen  sind,  gentzlich  ge- 
wert werden. 

Wer  ouch ,  das  dehein  huober  oder  Schuoposser  sinen  zins 
gentzlich  versäss  dry  Jar,  daz  er  nichtz  daran  geb, 
so  wer  daz  guot  zinsuellig,  vnd  inöcht  es  denn  ain  b  i- 
scho ff  liehen  vnder  den  genossen,  wem  er  weit. 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  Herr!  so  Ists  aber  vmb 
inyns  herren  zinns  vnnd  sprechent:  das  er  recht  hab  zuo 
disen  Hofen ,  wenn  man  geschnydt,  so  mag  er  sin  zinns 
vorderen  zuo  den  höfen  —  vnd  die  sond  Im  zinnsen  vn- 
vertzogenlichen  vnd  die  huoben  buwen  vff  S.  micbcls  tag, 
vnd  die  die  Schuoppossenn  buwen  vff  S.  Otmars  tag,  vnd 
die  die  huoben  vnd  schuoppossen  hand ,  die  hand  das  recht : 

266)  Schwabenspiegel  70.  „Ein  ieglich  man  mag  wol  phenden  fti 
sinem  guot».  dl  man  im  zins  ton  git,  in  des  rihleis  urlop." 
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o  1)  s  i  n  i  t  /.  i  u  s e  n  mögen  eins  f  a  r  s,  s o  s  o  1  m  a  n  s i  n 1 1 
-    -vertriben  von  irem  Erb  vuntz  an  das  dritt  Jar. 

Bringen  die  Zinser  ihren  Zins  gehörig,  so  gibt  ihnen 
der  Herr  öfters  ein  Mahl  oder  kleine  Geschenke. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Man  sol  ouch  ainem  Bi- 
schof  sin  zins  weren  vnd  ant  würten  gen  Costeutz 
vfl'  die  pfaiientz  An  sinen  schaden ,  doch  mit  der  beschaiden- 
hait,  das  er  den  heller  vnd  ander  Lüt,  die  mit  den  Zinsen  vss- 
uaren  »ereil  vnd  verkosten  sol  vfl"  vnd  ab  vngeuarlich. 

Off  n  u  n  o  des  Gottes  Ii  auses  Schännis  zu  Kno- 
nau  von  14G1.  Item  als  vor  ziten  ein  Eptisscn  vnd  ein 
gotzhus  zc  schennis  den  zinsern  järlichen  ein  maul  vfl' 
den  nächsten  fleischtag  nach  sant  andreas  tag  geuallen  gab 
vnd  geben  solt,  Seilichs  maul  nun  mit  wissen  vnd  mit  willen 
der  zinslütten  ab  vnd  hin  getuon  ist,  doch  das  ein  Ep- 
tissin  —  den  zinsern  — -  für  yeglichs  maul  abgezogen  hautt 
III  schillin  pfenning. 

Öffnung  zu  Wermentschwyl  von  1508.  Item  sy 
sprechent  ouch  ,  das  die  im  dorfl'  werentschwyl  dem  herren 
alle  jar  zwen  mütt  haber  Züricher  mess  fuotter  haber  zuo 
geben  schuldig  syen ,  vnd  den  sol  der  herr  allweg  vf  Sant 
Martins  abend  an  si  ervordern  —  vnd  inen  by  sinem  hotten, 
so  den  haber  reicht  vnd  in  zücht,  schicken  ein  köpflige 
fläschen  mit  wyn ,  der  desselben  Jars  gewachsen  ist ,  vnd 
ein  weggen  ,  der  drythalben  Schilling  wert  sye.  Vnd  wel- 
licher  dann  an  sinem  teil  fuoter  habers  zuo  geben  sümig 
weri ,  vfl'  den  selbigen  sol  alltag  dryg  Schilling  gan  ,  so 
lang  bis  er  sinen  teyl  habers  ab  im  rieht.  —  Vnd  wellichs 
Jars  aber  der  herr  sollichen  haber  nit  wie  ob  vff  Sant  Mar- 
tins abend  an  sy  ervorderti  vnd  Inzuge  vnnd  ouch  inen 
dann  den  win  vnd  den  weggen  nit  schickt! ,  dann  Sölten 
sy  dem  herren  desselben  Jars  die  zwen  mütt  haber  nit  zuo 
geben  schuldig  sin. 

$.  31.    Güterrecht  der  Ehegatten. 

Die  eheliche  Vormundschaft  des  Mannes  Uber  die  Frau 

und  ihr  Vermögen  dauerte  fort  267),  und  auch  die  einzelnen 


267)  Schwabenspiegel  59:  „Ein  wip  mac  ah  id  in  Annes  urlop 
h-  guotes  niht  hin  gegeben ,  weder  eigen  noch  lipgedinge  noch  rinsguot  noch 
Tarende  guot ,  daz  ist  dl  ron  dar  er  ir  reget  ist."    Ebenda  10.  55.  60. 


282  Zweites  Buch.    §.  31. 

Vermögensstückc ,  welche  wir  schon  in  der  ersten  Periode 
mit  Bezug  auf  die  ehelichen  Verhältnisse  von  einander  unter- 
schieden gefunden ,  scheinen  grossentbeils  in  gleicher  Weise 
auch  jetzt  besonders  beachtet  worden  zu  sein.  An  die  alte 
Brautgabe  erinnern  die  Gaben,  welche  als  Hochzeitgeschenkc 
der  Braut  von  ihren  Freunden  überreicht  werden,  durch 
•  den  Richtebrief  auf  eine  einmalige  Gabe  beschränkt  268). 
Diese  Sitte  hat  sich  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 

Sehr  häufig  wird  ferner  noch  der  Frau  von  Seite  des  Mannes 
eine  Leibzucht,  bei  uns  Leibding  genannt,  an  Liegen- 
schaften bestellt,  wie  man  thcils  aus  den  Urkunden,  theils 
aus  ausdrücklichen  Zeugnissen  ersehen  kann  269).  Zuweilen 
versorgte  aber  auch  umgekehrt  die  Frau  den  Mann  mit 
einem  solchen  Leibgeding  auf  ihre  Güter  27°). 

Ueber  das  Recht  an  dem  Leibding  gibt  vorzüglich  fol- 
gende Stelle  aus  den  Anhangen  des  Richtebriefes  Auskunft : 
Der  Rat  vnd  die  bürgere  gemeinlich  Zürich  hant  nach 
der  Stat  altein  rechte  gesetzet:  was  ieder  man  der  Zürich 
in  der  Stat  ald  der  burger  gerichten  vnd  twingen  sessehaft 
ist,  sinem  elichen  wibe  gnotes  fueget  vnd  machet  ze  1  i p- 
din^e,  si  sin  eigen  oder  erbe,  das  doch  die  manne  alle 
die  wilc  so  si  lehent  dieselben  gueter  niessen  vnd  haben 
suln,  vnd  suln  di  frowen  bi  der  Mannen  lehenne  enkein 
recht  noch. gewer  darzuo  haben.  (Freilich  nicht  so  zu 
verstehen,  als  oh  der  Mann  nun  ohne  Einwilligung  der 
Frau  nach  Belieben  das  Gut  veräussern  dürfte.)  Wanne 
aber  der  Man  erstorben  ist,  so  sol  dü  frouwe  dannenhin 
dü  gueter  haben  vnd  niessen,  so  ir  ze  lipdinge  verferwet 

   • 

268)  Richtebrief  v.  1304.    III.  18. 

269)  ürk.  v.  1255.  Neugart  953.  „Prefata  uxor  ejus  sponte  reuun- 
ciavit  omni  juri,  quod  sibi  in  illo  predio  coinpetebat  vel  posset  competere  eo 
quod  eidem  concessum  fuisse  nuptiarum  tempore  ut  morie  est  —  propter  copu- 
lam  dicebatur."  Urk.  v.  1264  im  ArchiF  der  Stift  zum  Grossmhnsler.  Der 
Meyer  RUdeger  zu  Rieden  «einer  Frau  Mechtild  „  dimidiam  parlem  in  omni- 
bux  hereditariis  bonis  contulerat  assignaverat  in  donationem ,  qne  rulgo  di- 
citur  Lipgedinge."    Schwabenspiegel  20. 

270)  Zusatz  zum  IV.  Buch  des  Richtebriefes:  „Dieselbe  recht  sol 
den  frowen  gen  den  Mannen  verschriben  sin  f  mb  die  gueter,  so  die  frowen 
ir  Manne  /e  lipdinge  fuegenl  vnd  machen! ,  als  mit  der  burger  rechte 
Tnd  Rewnnheit  herkomen  ist."     Richtebrief  III.  35.  ' 
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vnd  seinachet  sint.  aber  bi  des  Mannes  lebennc  ,  so  mu- 
ge «t  die  gelteu ,  den  der  man  ze  den  ziten  gelten  sol ,  die- 
selben güter ,  so  den  frouwen  gemacbet  sind ,  wol  beklagen 
\iid  des  Mannes  nutz  niessen  alle  du  wile,  so  der  Man 
lebent  ist.  Wanne  aber  der  Man  stirbet ,  so  sol  die  frouwe 
die  gueter  haben  vnd  niessen  du  ir  von  dein  Manne  ze 
Undinge  verferwet  sint  vnd  svln  des  Mannes  gelten  si  daran 

aller  dingen  vnbeUümbert  lassen. 

■ 

So  lange  die  Ebe  fortdauerte ,  machte  Uberhaupt  das 
Güterrecht  der  Ehegatten  keine  besonderen  Schwierigkeiten, 
indem  die  ganze  Verwaltung  unter  einigen  Beschränkungen 
in  die  eine  Hand  des  Mannes  gelegt  war.  Erst  wenn  sich 
die  Ehe  trennte  und  das  faktisch  verbundene  Gut  wieder 
in  verschiedene  Theile  zerlegt  werden  sollte,  zeigte  sich 
die  Möglichkeit  einer  verschiedenen  Behandlungsweise.  Un- 
sere Rechtsquellcn  haben  daher  in  der  Regel  auch,  wenn 
sie  überhaupt  von  ehelichem  Güterrechte  sprechen,  den 
Fall  der  Trennung  der  Ehe  im  Auge.  Und  da  zeigen  sich 
denn  schon  in  dieser  Periode  mancherlei  Abweichungen. 
Während  die  eheliche  Vormundschaft  allenthalben  bei  uns 
die  Grundlage  der  ganzen  rechtlichen  Auffassung  der  ehe- 
lichen Güterverhältnisse  bildet,  so  stimmen  die  Quellen 
durchaus  nicht  überein  in  der  Art  und  Weise ,  wie  die  über- 
lebenden Ehegatten  zu  bedenken  seien.  Daraus  mag  man 
erkennen,  dass  dergleichen  Modificationen  nicht  so  leicht 
als  charakteristische  Zeichen  von  nationaler  Verschiedenheit 
des  Rechtslebens  angesehen  werden  dürfen,  sondern  inner- 
halb desselben  Rechtssystems  b£i  demselben  Volke  sich 
leicht  so  oder  anders  gestalten  können. 

Sehr  oft  mochten  in  früherer  Zeit  die  Rechte  der  über- 
lebenden Ehegatten  durch  Vertrag  (Gedinge),  oder 
letzten  Willen  (Gemächde)  regulirt worden  sein,  und 
was  nun  an  einem  Orte  gewöhnlich  und  zugleich  billig 
schien ,  konnte  denn  auch  leicht  zu  einer  allgemeinen  Rechts- 
norm erwachsen ,  die  gerade  dann  zur  Anwendung  ge- 
langte, wenn  aus  irgend  andern  Gründen  jene  besondere 
Willenserklärung  unterlassen  worden  war. 


28* 
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Der  Sehwabenspiegcl  scheint,  da  wo  er  uicht  auf  eine 
unorganische  Weise  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels  über 
die  Gerade  in  sieh  aufgenommen  hat,  welche  nicht  zu  sei- 
nem eigenen  Systeme  passen ,  folgende  Theorie  über  das 
Recht  der  überlebenden  Wiltwe  aufgestellt  zu  haben :  Wird 
die  Verlassenschaft  des  Mannes  getheilt,  so  versteht  es  sich, 
dass  die  Wittwc  ihre  Liegenschaften,  die  ja  selbst  während 
der  Ehe  der  Mann  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  veräussern 
durfte,  zu  Eigenthum  beibehielt.  Dagegen  scheint  aller 
dings  die  gesammto  vorhandene  Fahrhabe  beider  Ehegatten 
als  Ein  Ganzes  aufgefasst  worden  zu  sein,  welches  nun  zur 
Hälfte  der  Wittwe ,  zur  Hälfte  den  Erben  des  Mannes  an- 
heim  fiel.    Die  Hauptstellen  dafür  sind: 

c.  8.  ist  der  vater  An  geschäfede  verfarn ,  daz  er  nit  ge- 
schafen  hat  von  dem  varenden  guote ,  man  sol  der  scle  ir 
teil  geben ,  vnde  dar  nach  geliche  teilen  vnder  wip  vnde  vn- 
der  Lind  diu  unuzgestiuret  sint. 

c.  127.  Stirbet  einem  wibc  ir  man,  —  —  so  nimt  diu 
vrowe  ir  morgengabe  vor  erdan  vnde  hat  si  varende  guot 
da  mit  ir  man  niht  geschafet  hat  an  dem  tode,  so  sol  mau 
der  selc  ir  teil  geben  vnde  daz  ander  geliche  teilen  vnder 
wip  vnde  vnder  hint. 

c.  143.  Ist  daz  ein  man  ein  wip  hat,  vnde  hint  hi  irhat, 
si  ir  vil  oder  wenic;  vnde  er  hat  varende  guot,  vnde  er  Iii 
an  dem  tode ,  vnde  daz  varende  guot  daz  teilet  er  mit  dem 
wibe  vnde  mit  den  Linden. 

c.  114,  Vnde  ist  daz  ein  innn  verscheidet  An  geschefte . 
diu  muoter  vnde  die  friunde  teilent  daz  guot  als  hie  vor  ge- 
sprochen ist. 

In  diesem  Falle  musste  natürlich  die  Frau  auch  die  Schul- 
den des  Mannes  zur  Hälfte  tragen.  Daneben  hinderte  aber 
wohl  nichts  die  Frau,  wenn  sie  auf  dieses  Recht  verzich- 
ten wollte,  bloss  ihre  eigene  Fahrhabe  nach  dem  altern 
Rechte  wegzunehmen.  Oefters  wurde  durch  Gedinge  da- 
für gesorgt,  dass  die  von  der  Frau  zugebrachte  Fahrhabe 
unversehrt  bleibe  und  gleich  ihrem  Eigen  nach  dem  Tode 
des  Mannes  herausgegeben  werde.  Die  gesammte  Heim- 
steiier  konnte  auf  diese  Weise  sowohl  während  der  Ehe, 
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mit  Bezug  auf  die  Verfügungsfahigkcit  des  Mannes ,  als  nach 
derselben  mit  Bezug  auf  das  Recht  der  Wittwe  den  Cha- 
rakter einer  der  Frau  zugehörigen  Liegenschaft  annehmen. 
Wenn  ich  nicht  irre ,  so  erklart  sich  folgende  Stelle  des 
Schwabenspiegels  so,  die  sonst  mit  c.  10.  kaum  zu  verei- 
nigen sein  möchte. 

c.  29.  Gibt  jemant  sinem  wibe  ze  heimst  iure  varent  guot 
oder  ander  guot,  das  guot  mac  er  nimmer  ane  werden  die 
wile  er  ander  guot  hat.  Twingct  in  aber  ehaft  not,  er  wirt 
ez  x\  o\  ane  mit  rehte.  —  Wirt  er  ir  daz  guot  ane  daz  si  ze 
imbrahthat,  vnde  slirbct  der  man ,  vndc  mac  si  selbe  dritte 
erziugen  daz  ez  ir  wille  niht  emvas:  man  sol  ir  ir  guot  wi- 
der lan. 

In  Verbindung  damit  scheint  der  Ausdruck  unserer  ein- 
heimischen Rcchtsquellen  zu  stehen ;  wonach  auch  das  fah- 
rende Gut  der  Frau  von  dem  Manne  „zu  Eigen  und 
Erbe"  gesetzt  werden  kann.  Dadurch  erhielt  die  Frau 
das  Recht  nach  dem  Tode  des  Mannes,  selber  auf  das  lie- 
gende Gut  des  Mannes  zu  greifen ,  und  darauf  den  Ersatz 
für  ihr  zugebrachte*  Gut  zu  fordern2"1). 

Es  ist  anzunehmen,  dass  das  Recht  des  Schwabenspie- 
gels in  dieser  Hinsicht  auch  bei  uns  gegolten.  Bald  aber 
scheint  ein  bedeutendes  Schwanken  in  diese  Theorie  gekom- 

• 

271)  Zusätze  7 um  IV.  Buch  des  Richlebritfs  v.  1304.  Swelher  man 
Zürich  wonhaft  ist  vnd  sin  wip  in  1 1  varndein  guole  besorgen  wil ,  das  ir  volg« 
nach  ainein  «ode  ,  der  man  sol  Zürich  für  einen  Rat  gan  vnd  sol  dem  sin  mei- 
nunge  filrlegen"  u.  s.  f.  —  „Swa  das  ist  das  ein  wip  ir  manne  rarende  guot 
•/uo  hat  bracht,  ald  ir  eigen  guot  ze  varndem  guole  gemachet  hat,  gant  dii 
beidti  für  einen  Rat  vnd  machent  ouch  das  vor  iu  kuntlich  ,  da  sol  ir  ein  Rat 
oder  der  mere  teil  vnder  in,  ist  das  si  sin  bittend  vnd  mit  enauder  also  über- 
ein komen  sint,  ir  brief  darüber  geben,  das  das  guot  so  si  im  zubrachte  oder 
von  ir  eigen  guote  darkomen  ist,  in  des  mann«!  hant  stände,  als  ob 
es  eigen  oder  an  erbe  lige;  vnd  .wanne  danne  der  man  stirbet,  so  sol 
ir  so  vil  guoles  werden,  so  ir  brief  bat,  ob  an  eigen  oder  an  erbe  so  vil 
guoles  da  ist,  so  man  den  liiten  vergütet.  —  Swa  das  ist ,  das  ein  frowe  vnd 
ein  man  zesamen  koment,  die  des  ersten  nicht  halten,  wnn  das  si 
guot  mit  enandern  gewannen  hant  ald  sust  guot  an  si  geu  allen 
ist,  vnd  wan  ouch  da  das  rarndc  gnot  des  mann  es  ist,  vnd  nicht  der 
frowen,  davon  ist  gesetzet,  ob  ein  man  sin  «ip  onrh  Kern#  versorg*!«  — 
dtt  svln  fHr  einen  rat  gan. 
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meti  zu  sein,  bis  sich  erst  im  vierzehnten  und  fünfzehnten 
Jahrhunderte  festsetzte ,  dass  die  Frau  ausser  Heirosteuer 
Morgengabe  und  Eherecht  auch  noch  auf  einen  Drittheil 
der  Fahrhabe  des  Mannes  Anspruch  habe. 

lieber  das  Stadtrecht  ron  Winterthur  sind  wir  etwas 
besser  unterrichtet.  Hier  wurde  vor  allem  unterschieden 
zwischen  Zugebrachtem  und  ehelicher  Errungen- 
schaft. Wenn  keine  Kinder  vorhanden  sind,  so  erbt  die 
Frau  die  ganze  hinterlassene  Fahrhabe  des  Mannes  und  über- 
dem  auch  das  liegende  Gut,  insofern  dasselbe  während  der 
Ehe  erkauft  wurde.  Es  fällt  somit  den  eigentlichen  Erben 
nur  das  Erbgut  zu  und  was  der  Mann  an  Liegenschaften  be- 
reits zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  besessen  hatte.  Aber 
auch  dieses  kann  von  Seite  des  Mannes  der  Frau  zu  Leib- 
ding vermacht  werden,  so  dass  erst  nach  ihrem  Tode  die 
Erben  ihr  Recht  daran  in  vollem  Masse  ausüben  können  272). 
Wenn  dagegen  Kinder  vorhanden  sind,  so  fällt  auch  das 
in  der  Ehe  errungene  Eigen  diesen  zu.  Die  "überlebende 
Wittvve  hat  aber  Leibdingsrecht  daran.  „  Der"  (kint)  „aigen 
ist  es  vnd  iro  beder  liptinge"  273).  Wach  diesem  Ausdrucke 
sollte  man  meinen,  würde  auch  der  überlebende  Ehemann 
uur  Leibdingsrecht  erhalten;  allein  das  ist  doch  geradezu 
unglaublich,  dass  er  sein  Eigcnthum  bei  seinen  Lebzeiten 
noch  zu  Gunsten  der  Kinder  verlieren  sollte.  Es  ist  da- 
her eher  anzunehmen,  der  Ausdruck  sei  ungenau,  was  sich 
wohl  begreifen  lässt ,  wenn  man  die  faktische  Erscheinung 
bedenkt,  wonach  gewöhnlich  der  Wittwer  ähnlich  der  Wittwe 
diese  Liegenschaft  bis  zu  seinem  Tode  bewerben  und  dann 
den  Kindern  hinterlassen  wird,  somit  im  Lebeu  sich  kein 


272)  StadUecht  von  VT.nUrthur  v.  129:.  III.  $$.  13.  14.  19.  Die 
beiden  letztern  §§.  enthalten  keinen  rechten  Gegensatz.  Als  wird  uaiuiirh  un 
terschieden  zvriseben  dein  vor  Eingehung  der  Ehe  ererbten  Eigru  nnd  Eigen  , 
das  wahrend  der  Ehe  geUuft  wnrde.  Das  erste  Glied  des  Gegeus-Ues  aber 
ist  offenbar  zu  enge  gefasst,  und  zu  icterpretiren,  wie  es  oben  gesebebeu-  Vgl. 
ferner  auch  III.  20. 

273)  a.  .v.  O.  III-  19.  Di»**  BMdmm-tnj«.»  fi»g*«  "<  StadirerU 
von  BUUrh  Üher  v  I4S3. 
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grosser  Unterschied  zwischen  seinem  Eigentumsrecht  und 
ihrem  Leibding  zeigt* 

Starb  die  Frau  vor  dem  Manne  und  war  auch  darüber 
nichts  durch  Gedinge  oder  Gemächde  verordnet,  so  darf 
als  gemeines  Recht  dieser  Zeit  angenommen  werden,  dass 
die  ganze  Fahrhabe  dem  uberlebenden  Manne  verblieb  und 
er  lediglich  das  Eigen  herauszugeben  hatte.  Unsere  Rechts- 
<j nellen  enthalten  darüber  einige  Bestimmungen,  die  offen- 
bar alt  sind. 

Öffnung  von  Altorf  von  i'i39.  Es  sprechent  die  hof- 
lüt :  wenn  ir  einer  griff  zuo  der  E ,  vnd  das  so  ferr  Uom , 
daz  sich  die  frow  engürt  vor  dem  Bett,  so  syg  all 
ir  varend  guot  des  uians. 

Nach  dieser  Stelle  dürfte  man  zwar  geneigt  sein,  anzu- 
nehmen ,  das  Eigenthum  an  der  fahrenden  Habe  der  Ehefrau 
sei  auf  den  Mann  schon  während  der  Ehe  übergegangen, 
worin  denn  eine  Erweiterung  des  ursprünglichen  Rechtes 
freier  Verfügung  läge.     Der  Ausdruck  allein  rechtfertigt 
indessen  eine  solche  Annahme  durchaus  nicht;  denn  er  fin- 
det sich  mit  denselben  Worten  auch  in  andern  Offnungen, 
und  zwar  in  einem  Zusammenhange,  wo  man  deutlich  sieht, 
es  soll  nichts  weiteres  gesagt  sein,  als  dass  der  Mann  bei 
Lebzeiten  der  Frau  das  vollste  Verfiigungsrecht  darüber  habe 
und  nach  ihrem  Tode  die  ganze  Fahrhabe  behalten  dürfe. 
O  f  f  n  un  g  vonDüinten  von  1480.    Wo  ouch  zwey  nien- 
schen elich  zesanien  koment,  wenn  dann  die  frow  zuo  iro 
man  nider  an  daz  hett  kompt  vnd  sich  entgürt ,  was  sy  dann 
zemal  varentz  guot  hat,  so  bald  sy  sich  entgürt,  das  ist  des 
maus  vnd  stirbt  sy  vordem  man  ab ,  so  erbt  der  man  von 
iro  alles  ir  varent  guot.    Wer  aber  daz  der  man  vor 
der  frowen  abstürbe,  So  sol  die  frow  des  ersten  nemen  iro 
verschrottenge  wand  vnd  iro  heimstür,  was  sy  zuo 
irem  man  bracht  hat ,  das  syc  ligend  oder  varent  guot, 
nutzit  vsgenomen,  ouch  iro  morgengab ,  als  v  e  r  daz 
alles  vorhanden  ist  vnnd  sy  das  zöigen  kan. 
Ebenso  in  der  Öffnung  von  Binzikon  von  1435  27*). 

27*)  Vgl.  auch  Öffnung  von  Laaffen  s.  d.  „Wenn  ouch  »in  man 
»od  ain  frow,  die  In  den  hofl  zno  tauften  gehören! ,  «ich  in  itv  mainung  etil- 
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Die  übrigen  Bestimmungen  des  Altorferhofrechts  zeigen 
nun  genauer,  wie  jener  Satz  zu  verstehen  sei.  Die  Frau  kann 
na  ml  ich  entweder  auf  ihr  Erbrecht  verzichten.  Dann  er- 
hält sie  nur  ihre  Fahrhabe  wieder  hinaus,  in  welchem  Falle 
sich  klar  ergibt,  dass  sie  strenge  genommen  das  Eigenthum 
daran  nie  verloren.  Oder  aber  es  steht  ihr,  wie  nach  der 
Lehre  des  Schwabenspicgcls,  frei,  nach  dem  Tode  des  Man- 
nes die  Hälfte  der  gesammten  vorhandenen  Fahrhabe  zu  be- 
ziehen, so  dass  es  dann  allerdings  aussieht,  als  ob  sie  eine 
eigene  Fahrhabe  gar  nie  gehabt  hätte. 

Öffnung  von  Altorf.  Stirbt  aber  der  man  vor  dem 
wib ,  wil  denn  die  frövv,  so  mag  si  erben  die  varenden 
hab  halb  ze  eigen  vnd  gilt  halben  teil  siner  gcltschuld , 
vnd  mag  halben  teil  des  Iigenden  guols  messen  ze  end  ir  wil 
mit  verbundnem  sah  vnd  sol  och  ir  erecht  behalten. 

Si  sprechen t  ouch :  ob  einer  frowen  ir  elicher  man  von 
Tod  abging;  vnd  wüll  die  frow  den  nüt  slan  ze  gült  vnd  ze 
erb,  als  vorstalt,  so  mag  si  das  ir  nemen ,  wo  si  das  er- 
zöigt  nach  des  hoff  recht  vnd  mag  da  mit  varn  wohin  si  wil. 
Wollte  die  Frau  sich  auf  alle  Fälle  hin  ihre  Fahrhabe 
sichern,  so  bedurfte  es  eben  hiezu  nach  dem  Obigen  des 
Gedinges. 

Öffnung  von  Allorf.    Si  sprechen!  ouch:  weli  fröw 
zuo  der  E  kom  in  iren  hof  vnnerdingott,  so  ist  ir  v  a- 
rend  guot  gantz  des  maus,  als  obstat.  Uumpt  si  aber 
verdingot  zun  dein  man,  das  da*  ir  sölli  ligen  an  eigen 
vnd  an  erb  ,  so  sy  ir  hoffrecht ,  das  d a  z  v  a  r  e  n  d  g  u  o  t  zuo 
dem   Iigenden  geh  «irr  i  vsgesetzt   ir  verschrotten  ge- 
wand,  ir  tucchli  ir  bettstatt  vnd  das  sy  dann  zuo  im  bringt 2"). 
Ein  ganz  eigenlhümliches  Erbrecht  der  Ehegatten  ist 
in  der  alten  Öffnung  von  Wald  s.   d.   enthalten,  womit 
die  Öffnung  von  Fischen thal  s.  d.  übereinstimmt.  Nach 
diesen   Statuten   wird  die  beerbte  Ehe  von   der  kinder- 
losen unterschieden.     Ist  die  Ehe  kinderlos,  so  erbt  die 

gürten ,  Jas  sy  dich  by  nin  nnder  liggen  wellen,  si  syen  ?e  sauten  geben, 
oder  sy  haben  ain  ander  selb  genoinen,  so  sind  sy  nturn  des  sy  tIT- 
Mond,    ain  ander  geerb   Tnd  geno ss   Uber   alles   das  guot  das  sy 
y  enden  band,  es  sye  ligend  oder  varend  guot. 
275)  Vgl.  darüber  Näheres  Buch  III.  §.  23. 
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Frau,  die,  wie  die  Öffnung  sagt,  ihr  Eherecht  besitzt,  zwei 
Drittheile  der  Fahrhabe  des  Mannes  zu  Eigen,  und  einen 
Drittbeil  seiner  Liegenschaft  zu  Leibding, 

vnd  mag  sy  daz  (das  Leibding)  nit  verendren  noch  vcrkonfTen, 
es  det  Ir  den  lips  not  an  liplicher  narung ,  so  mücht  sy  noch 
einander  je  vmb  fünf  Schilling  Züricher  münz,  da  von  ver- 
hoafien  vnd  ze  kouffen  geben  den  rechten  getheiliden ,  die 
wile  ir  soliche  libes  not  an  lege  vnd  des  guots  vt  were. 
Der  Mann,  welcher  das  Eherecht  besitzt,  erbt  die  ganze 
von  der  Frau  zugebrachte  Fahrhabe  zu  Eigen  und  eben- 
falls einen  Drittbeil  ihres  liegenden  Gutes  zu  Leibding.  Das 
Eherecht  aber  hat  die  Frau  nur,  wenn  sie  wenigstens  ein 
Jahr ,  sechs  Wochen  und  drei  Tage  bei  dein  Manne  in  der 
Ehe  gelebt  hat  und  auch  nach  seinem  Tode  eine  gleiche 
Zeitdauer  im  Wittwenstande  verbleibt.    Der  Mann  besitzt 
es,  sobald  er  jene  Zeit  über  mit  der  Frau  verbunden  war. 
Nach  ihrem  Tode  aber  darf  er,  seinem  Eherechte  unbescha- 
det, sich  wieder  verheirathen. 

Besitzt  aber  die  Frau  ihr  Ehcrecht  nicht,  so  darf  sie 
nur  ihre  Morgcngabc,  ihr  „verschroten  gwand"  und  ihr 
Zugebrachtes  bezieht) ,  erhält  aber  von  der  eigentlichen  Ver- 
lassenschaft des  Mannes  nichts.  Der  Mann  erbt  in  diesem 
Falle 

von  ir  das  veder  gwand,  das  sy  zuo  im  bracht  hat  vnd  ir 
hüs  gerat  vnd  ein  dritteil  ir  varenden  guotz ,  es  sye  ir  ver- 
heissen  oder  sy  hah  es  von  ir  selber  vnd  sol  der  man  des 
wibes  Erfinden  die  tuorgengab  hin  vss  geben  276.) 
Wenn  nun  aber  die  Ehe  beerbt  ist,  so  stellt  sich  die 
Sache  anders.    Von  dem  Erbrechte  des  Mannes  ist  überall 
nicht  die  Rede,  vermuthlich  dcsslialb,  weil  dannzumal  die 
ganze  VermÖgensmasse  beisammen  bleibt  und  die  Verwal- 
tung und  Nutzniessung  des  Mannes  ununterbrochen  fortdauert. 
Stirbt  der  Mann,  so 

276)  Die  Fi.sche11thalerofft.un5  behandelt  den  Ulztern  Fall  nicht.  Es  ist 
aber  bei  der  wörtlichen  Uebereinstiinmuiig  der  beiden  Statute  in  dem  übrigen 
Systeme,  welche  in  den  ältesten  Recensionen  noch  grosser  ist  Ais  in  den  spä- 
tem ,  kaum  daran  zu  /weifein,  dass  derselbe  Grundsatz  auch  dort  gegolten 
habe. 

BhmtarUi  EUclrftff*rhichl«.  19 
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sol  die  muoter  eins  kindcs  theyl  neinen  vnd  sich  des 
lassen  benuegen,  sy  hahind  vil  kind  oderlülzcl,  darzuo  sol 
sy  Tr  morgengab  vor  vs  neinen ,  ob  sy  von  den  binden  wil. 
Es  wird  hier  in  der  That  nicht  weiter  unterschieden 
weder  zwischen  der  Fahrhabe  und  dein  liegenden  Gute ,  noch 
zwischen  dem  Vermögen  des  Mannes  und  dem  der  Frau. 
Sondern  beide  bilden  zusammen  auch  jetzt  noch  Eine  Ver- 
lnügensmassc ,  welche  nun  den  Kindern  und  der  Frau  zu 
ideellen  Theilen  zufällt.    Diese  wird  nunmehr  wie  ein  Kind 
angesehen  und  succedirt  mit  ihren  Kindern  in  der  Verlas- 
sensebaft  ihres  Mannes,  in  welcher  ihr  eigenes  Vermögen 
inbegriffen  ist.    Das*  dieses  die  Auffassung  des  Statutes  sei , 
geht  besonders  deutlich  aus  einer  fernem  Bestimmung  des- 
selben hervor: 

Nimbt  die  selb  frow  darnach  ein  andren  man  in  dem  hof , 
der  ein  hofman  ist ,  vnd  gewünl  by  deinouch  kind,  die- 
selben kind  sönd  ouch  die  fr o wen  nach  ir  tod  er- 
ben, vnd  nit  die  vor  «Iren  kind  by  dem  ersten  man  :  wen 
sydie  muoter  vorhin  geerbt  hand  an  den  theylen. 
Dahin  trieb  allerdings  die  Conscquenz.    Die  Kinder  er- 
ster Ehe  hatten  die  Mutter  bereits  in  der  Verlassenschaft 
des  Vaters  beerbt.    Desshalb  können  sie  nicht  mehr  coneu- 
riren  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe,  welche  ihre  Mutter 
noch  nie  beerbt  hatten. 

Dieses  ganze  System  erinnert  einen  an  das  der  nltrömi- 
schen  Manus,  welche  die  Ehefrau  in  die  Stellung  einer  Toch- 
ter brachte,  die  dann  zugleich  mit  ihren  eigenen  Kindern  wie  eine 
Schwester  derselben  in  die  Vcrlasscnschaft  des  Mannes  und 
Vaters  als  Erbinn  eintrat,  zumal  ihr  ursprüngliches  Vermögen 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Elte  in  das  Eigcnthurn  des  Man- 
nes übergegangen  war,  somit  sich  ebenfalls  unter  jener  Vcr- 
lasscnschaft fand.  Und  doch  ist  nicht  daran  zu  denken ,  dass 
die  Hofrechte  von  Wald  und  Fischcnthal  irgend  mit  Rück» 
sieht  auf  jenes  alte  Recht  der  römischen  Republik  sich  so 
gestaltet  haben. 

5-  32.    Vor  in  und  schaft. 

So  lange  der  Vater  lebte,  war  er  der  Vormund  seiner 
Kinder,  die  noch  nicht  abgesondert  waren.    Nur  wo  jener 
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selbst  bc-t heiligt  schien  bei  einem  Rechtsgeschäfte  konnte 
es  eines  für  <|en  speziellen  FoJi  besonders  bestellten  Yogtes 
der  Kinaer  bedürfen  277)- 

War  aber  der  Vater  ladt,  so  *rat  der  nächste  V aUr- 
in ag  von  Rechtes  wegen  als  Vormund  für  die  Kinder  ein. 
Er  hiess  dann  ini  Gegensatz  zq  dem  er  körnen  Vogte  ein 
rechter  Vogt. 

Stadtrecht  von  Wintei\thur  von  1297,  III.  34.  Swa 
»ine  vuser  hurger  stirb» ,  14t  er  kiut ,  du  vofttber  sint ,  ist  da/, 
der  kiade  acchster  vaUexwag,  der  iro  v©gi<  solle 
siu,  inen  m  vogte  vnnua  ist,  den  git  der  Schaltaaisse  vnd 
der  rat  vffe  den  aid  aiuea  pfleger  über  iro  guot. 

U  r  k  un  d  e  von  1363.  Das  ich  **>  minor  VMter  wegen,  dero 
wizz£nthafter  erblicher  vad  rechter  vogt  kk  bin,  wan 
si  zu  iren  tagen  noch  nicht  konum  sint?7*). 
War  der  nächste  Vatcrmag  untauglich  oder  keiner  vor- 
handen ,  dann  erst  wurde  ein  Vogt  geri cbtlkh  bestellt  *7*). 

Die  Mutler  konnte  dies«  Vormundschaft  um  so  weniger 
erhallen,  als  sie  selbst  unter  der  Geschlechts  Vormund- 
schaft stand.    Vielmehr  konnte  sie  unter  der  Vogtechaft 
ihres  eigenen  zu  seinen  Tagen  gekommenen  Sohnes  stehn. 
Urkunde  von  1574.    Fro  Hedwig,  IJIriehs  Sigliseggcrs 
burgers  Zürich  seligen  wilent  eelichi  wirtia  mit  Rudolf  Stüs- 
sin  icetn  dicken  Sun  vnd  rechten  vogt  offenbart  vnd  kla- 
get 3St))  a.  f.  f. 

Urkunde  von  I3<i6.  Ich  Eberhart  Miilaer  hurger  Zürich 
rechter  vogt  dor  vorgenanten  fron  anaen  Mälnerin  vnd 
heinrichs  ir  süaes  2ßl). 

Das  Gericht  übte  mithin  insofern  eine  gewisse  Aufsicht  aus, 

als  es  einen  Vogt  setzte,  wenn  nicht  schon  durch  das  Erb- 
—  1  ■■ 

277)  Em  Beispiel  der  Alt,  wo  der  Vogt  mit  des  Vaters  Wjjjcn  ror  da« 
Schotthcisscngericht  bestellt  wurde,   findet  sieh  oben  S.  176. 

278)  Neugart  No.  1150. 

279)  Stadtieckt  von  YVjntertbur  III.  24.  35, 

2S0)  Tscbudi  Scliwpizereluonik  I.  IS2.  Ebenso  l'iK.  v.  132».  fr*«, 
münsleraint  II.  196.  „Margaretha  dicta  Ammannm  filia  Arnoldi  —  Hcii- 
ricus,  Arnoldus  etc.  Ijheri  ejiisdem  Margarelliac  auclm  ante  benr.  fratre  eorum 
Uber  or  um ,  advocato  et  curutorv  iptorum  uc  <lirfe  'Um^atetke."  Luzetflisrbe 
l!rk.  v.  1300.  im  Archiv  der  Propslei. 

281)  Diplom.  i«r  Propstci  S.  U,  ». 
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recht  hinreichend  für  einen  solchen  gesorgt  war.  Und  selbst 
die  von  einer  Wittwe  oder  anderen  zu  ihren  Tagen  gekom- 
menen Weibspersonen  zum  Behuf  gerichtlicher  Rechtsge- 
schäfte erkornen  Vögte  bedurften  wenigstens  der  Bestätigung 
des  Gerichtes282). 

Urkunde  von  1333.    Frau  Anna,  „hern  J oh ans  seligen 
fütschirs  Ritlers  elich  wirtin ,  dii  ein  fryes  wib  ist",  eröff- 
nete mit  ihrem  Fürsprechen  vor  dem  Schulthetssengerichte  in 
Zürich,  „das  si  nicht  wiste,  wer  ir  vogl  von  rechte 
were ,  vnd  hat  das  man  ir  mit  vrteil  einen  vogt  gebe."  Darauf 
wurde  geurtheilt ,  sie  solle  schwüren ,  dass  sie  ihren  rechten 
Vogt  nicht  Kenne  und  dann  einen  Freien  zum  Vogte  erkie- 
sen.   Das  that  sie  „  vnd  wart  och  ir  der  mit  in  i  n  e  r  h  a  n  t 
(des  Schultbeissen)  ze  einem  erkornen  vogte  geben." 
Der  rechte  Vogt  konnte  auch  seinem  zu  seinen  Tagen 
gelangten  Pflegebefohlenen  die  Befugniss  einräumen,  einen 
solchen  Vogt  zum  Behuf  gewisser  Geschäfte  zu  bezeichnen 
und  ihn  sich  vom  Gerichte  bestätigen  zu  lassen. 

Urkunde  von  1393.     Ich  Johans  hopler  von  Winterlnr 

luon  kunt  als  ich  her  inathisen  hopplers  korherre  der 

probsty  Zürich  mi ii es  bruoders  rechter  Vogt  bin,  daz 
ich  da  dem  obgenanten  hern  Mathisen  hoppler  minem  bruo- 
der  vollen  gewalt  gib,  im  einen  andern  vogt  ze 
ii  ein  en  vnd  da  mit  ze  werben  vnd  ze  tuon  was  im  fueglich 
ist ,  es  sy  mit  versetzen  oder  mit  verkoffen  —  es  sy  mit  ge- 
richten  oder  an  gericht,  wan  ich  mit  alle  Zit  bi  im  mag  ge- 
sin,  vnd  gib  och  allen  richtern  vollen  gewalt,  ob 
es  ze  schulden  keine ,  daz  s i  in  h e v o g t e n  in u g e n t ,  mit 
wem  er  wil  283). 

So  machte  sieb  bereits  in  manchen  Anwendungen  ein 
Vormundschaftsrecht  des  Gerichtes  geltend,  welches  allent- 
halben da  ergänzend  helfeud  und  bestätigend  einwirkte, 
wo  die  natürliche  Vormundschaft  nicht  ausreichte.  Es  konnte 
daher  auch  die  Ehefrau  schon  nach  dem  Rechte  des  schwä- 
bischen Landrechts  sogar  gegen  ihren  Mann  als  natürlichen 

282)  Schw«  be  ■Spiegel  59.  „Meide  uude  wittwen  miiezen  re  relite 
vor  ieglichein  gerihte  rnde  in  ieglirher  klage  ir  tormunt  bi  en  hin.  —  uf 

gerihle  nimet  si  wol  einen  vormunt  unde  llt  jenen  Taren." 

283)  Diplom,  der  Prop^lei  S.  203. 
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Vormund  klagend  auftretet!  vor  Gericht,  wenn  dieser  von 
seiner  Vogtschaft  ungehörigen  Gebrauch  machte  und  ihr 
Vermögen  verschwendete«  Derselbe  wurde  sodann  zur  Her- 
ausgahe ihres  Vermögens  au  ihren  Gerichtsvormund  gezwun- 
gen. Noch  eher  nahm  sich  das  Gericht  anderer  Bcvogtcten 
an ,  wenn  der  Vormund  deren  Interessen  verletzte  28*). 

§.  33.  Forderungen. 

1)  Darlehen  gegen  Zins  zu  geben  ist  nur  den  Judeu 
und  Lombarden  (den  sogenannten  Caurtschin)  gestattet.  Von 
diesen  wurden  wöcheutlich  Zinse  gefordert,  für  die  der 
Rath  ein  freilich  sehr  hohes  Maximum  festsetzte. 

Richten  rief  V.  IM.  Swele  der  iuden  ald  der  Caurl- 
schin  dien  bürgern  ein  March  silhers  /.er  wttchon  lüro 
In  i  denne  vmhc  sechs  Pfenninge  ,  vnd  ein  pfunt  vmhe  zwene, 
vnd  zehen  Schillinge  vinh  ein  Pfenning  vnd  fünf  Schilling 
vmh  ein  helheling  ,  als  dicke  ers  tuot  gegen  dien  bürgeren 
vnd  gegen  dien,  die  ir  getwinge  sint ,  als  dikke  git  er  ein 
halbe  March. 

Ra  ths  er  ken  n  tn  i  s  s  von  1324.  Wo  ein  burger  vf  einen 
andern  burger  vou  den  Juden  ald  von  den  Cauwerschin  in 
vnser  Stal  guot  entlehent  mit  des  schuldend  s  wissende  ald 
willen,  ist  das  die  Juden  ald  die  Cauwerschin  den  bekla- 
gent  vmh  ii  guot,  da  ist  der  Rat  gebunden  vf  den  eid , 
beide  houptguol  vnd  gesuoch  iu  /.e  gewinnene.  Were  aber 
das  ein  burger  vf  einen  andern  burger  gell  heisset  an  den 
juden  ald  an  den  Cauwerschin  schriben ,  da  ist  der  Rat 
nicht  gebunden  das  gelt  in  ze  gewinnene  noch  der  Schult- 
heis davon  ze  richtenne 285).  • 

Die  Sünde,  welche  der  christliche  Bürger  beging,  wenn 
er  dein  Verbole  zuwider  dennoch  Geld  auf  Zinsen  lieh, 
wurde  indessen  schon  nicht  mehr  für  so  gross  gehalten, 
dass  das  ganze  Geschäft  ungültig  geworden  wäre.  Bereute 
er  den  Fehltritt,  zeigte  er  die  Sache  selbst  dem  Rathe  an 
und  überliess  diesem  die  Hälfte  des  empfangenen  Zinses, 
so  durfte  er  die  andere  Hälfte  behalten.     Das  war  der 

254)  Schwaben spifgcl  M).    Vgl,  »ml.  r,  44.  51.  i5. 

255)  MS.  65.  s.  IS,  b. 
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Uebergang  zu  gänzlicher  Aufhebung  jenes  kanonischen  Ver- 
botes. 

Raths  er  kenntniss  verinuthlich  von  1316'.  Swa  fle- 
hein Barger  oder  vsman,  der  den  Bürgern  guol  hat  gc- 
lihcn,  für  ein  Rat  kamt  vnd  durch  staer  sclc  willen 
den  gnies,  so  im  von  deu  Burgern  worden  ist,  dem  Rat 
antwürtet,  da  sol  im  der  Rat  den  halben  teil  des 
ge  nies  es  wider  gehen  286). 

2)  Forderungen  aus  Spiel  werden  dannzumal  aner- 
kannt, wenn  der  Schuldner  dafür  bewegliche  Pfänder  hat; 
ohne  solche  nicht  297). 

Richtebrief  V.  35.  Swer  ze  Zürich  vf  spiel  lihet ,  der 
sol  pfant  hau  das  er  ziehen  ald  tragen  inuge,  Tihet  er  anc 
das,  da  stat  enhein  gcricht  über. 

3)  Die  Eintreibung  von  Geldschulden  geschah  sowohl 
in  Zürich  als  in  Wintcrthur  durch  die  Vcrmittelung  des 
Rathes.  Wenn  die  Schuld  liquid  war,  so  wandte  sich  der 
Glaubiger  an  den  Rath  und  zeigte  diesem  die  Forderung 
zum  Behufe  des  Bezuges  an.  Man  nannte  das  verlieren. 
Der  Rath  bestellt  dann  einige,  gewöhnlich  drei  Männer 
aus  seiner  Mitte,  Eingewinn  er  genannt,  welche  je  den 
Bezug  der  in  der  Woche  zuvor  verloren  gegangenen  Schul- 
den Feiten.  Sie  mahnen  nämlich  täglich  den  Schuldner  zur 
Zahlung,  das  erste  Mal  ohne  Busse,  die  fünf  folgenden 
Tage  aber  bei  einer  Busse  je  von  einem  Pfund.  Am  sie- 
benten Tage  28s)  gehen  sie  dem  Schuldner  zu  Haus  und  zu 
Hofe  ,  ihu  zu  pfänden  289).  Die  Busse  wird  vorweg  ge- 
nommen und  der  Rest  verwendet,  die  Schuld  zu  decken. 


286;  MS.  65.  S,  55.  .♦. 

287)  Vgl.  Rieh  leb  rief  V.  36. 

28S)  Nach  dein  Schwabenspiegcl  66  werdeu  <iu  Pfänder  Auch  nach 
•icleri  Tagen  Veräussert. 

289)  Auch  des  J.Ftu  chtsals,"  wie  der  Sc  b  w  *  b  e  ns  p  i  e  gc  I  c.  258  tt 
nennt,  Wird  in  dein  Richtcbricfo  gedacht  IV.  33:  „swa  dehein  burger  ald 
der  in  discin  gerillte  grseisen  ist,  sin  guot  es  si  ligendes  *ld  varendes  eim 
andern  burger  ald  der  in  diseni  gcrichte  sitzet  dur  sebirn  ald  dur  fristungr 
^it  ald  enpfilt  ,  der  sol  meiner  nie  ze  Zürich  ze  buiger  genoincn  noch  cnpfan- 
gto  werden."  VrI.  IV.  34.  H  H.  riissh  im  schweizerischen  Museum 
178«.    S.  978. 
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Sind  weder  genügende  Pfänder  noch  Pfenninge  vorhanden, 
so  wird  dem  Schuldner  sofort  der  längere  Aufenthalt  in 
der  Stadt  verboten.  Jetzt  erst  zeigt  sieh  das  ursprüngliche 
Beeilt  des  Gläubigers,  auf  die  Person  des  Schuldners  zu 
greifen.  Wem  die  Stadt  verboten  ist,  den  darf  der  Gläu- 
biger verhaften.  Doch  mttss  er  nunmehr  den  Sehuldner  auf 
seine  Kosten  vorlä'ufig  ernähren.  Will  er  das  nicht,  so 
wird  lediglich  die  Verweisung  exequirt. 

Ra  Ihs  er keu  ntu  iss  von  1332.  Wit  im  danitc  dekeinci 
ander  zc  essenue  gehen  von  dem  im  die  stat  verhotlen  ist , 
vnd  von  dem  er  an  vnserm  huoche  verschrihen  stat ,  so 
.soll  er  alle  die  wile  hclibcn  in  dem  Tvrne  vnlz  daz  dei 
klcgcr  gerichtet  wirl ;  were  aber ,  da/,  im  nieman  /.«•  essennt 
wollte  gebcu  in  dem  tvrne  ,  so  sol  mau  in  lassen  us  swer- 
reu,  daa  er  vor  der  stat  si,  alle  die  wile  vnl»  das  die 
klcgcr  ir  gölte  vnd  die  stat  ir  buossen  mit  pfeuderu  mit 
p'feuniugen  oder  mit  burgschaft  gerichtet  werden!  als  och 
vnt/.lici  besehechen  ist200). 

Das  Wintcrtburcr  Stadtrecbt  lässt  eine  zwiefache  Exe- 
mtion zu,  je  nach  der  Wahl  des  Gläubigers.  Entweder 
geht  der  Sdiultheiss  dem  Schuldner  zu  Haus  und  Hofe  und 
weiset  den  Gläubiger  in  das  Eigen  desselben  ein,  dieser 
erhält  dann  das  Recht,  das  Eigen  nach  drei  Monaten,  wenn 
er  inzwischen  nicht  befriedigt  wurde,  zu  verkaufen,  und 
sieb  aus  dem  Erlöse  bezahlt  zu  inachen.  Oder  aber  der 
Schultheiss  gibt  den  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  Gast, 
d.  Ii.  in  seine  Haft,  aber  wieder  so,  dass  der  letztere  den 
erstem  ernähren  niuss  2J'). 

i)  Ein  merkwürdiges  Institut  des  Mittelalters ,  welches 
tu  unseru  Quellen  oft  erwähnt  wird  uud  im  Leben  häutig 
vorkam,  ist  das  der  Gisclsehaft  (Einlager),  wodurch 
man  suchte  die  Vertrage  zu  verstärken.  Die  Gisclsehaft 
kommt  durchaus  nicht  bloss  bei  Darlehen,  sondern  auch 


290)  linthscr  kennlniss  ?.  1332.  in  Ms.  65.  S.  13.  b.  Richte. 
bfi«f  Hl.  19.  Rnthsc  rkenntni  si  v.  13*1.  MS.  (.5.  S.  19.  b.  Raths- 
, i kenn tniss  v.  134*.  MS.  f<5.  S.  18.  a.  Nach  der  lettlcn  Vcrorduans; 
neiden  die  Km  gen  inner  ausserhalb  des  Ruthes  genommen. 

291)  StadlreLhi  von  «V  in  t  er  Ihm  v.  12V7.  III.  6-  11. 
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für  jede  andere  Schuld  vor 292),  und  besteht  darin,  dass 
bald  der  Schuldner  selbst  uud  seine  Bürgen  (Giscln),  bald 
nur  die  letztern  sich  verpflichten ,  wenn  nicht  bezahlt  werde, 
an  einen  zum  Voraus  bestimmten  Ort  sich  zu  begeben  2y3), 
daselbst  zunächst  auf  ihre,  mittelbar  dann  aber  wieder  des 
Schuldners  Kosten  zu  zehren  und  aus  dieser  freiwilligen 
Haft  so  lange  nicht  zu  weichen,  bis  die  Gläubiger  befrie- 
digt seien.  Da  sich  auf  diese  Weise  die  Unkosten  ausser- 
ordentlich steigerten,  so  wurde  sowohl  dadurch  als  durch 
die.  Hemmung  der  Freiheit,  welche  die  Giseln  erlitten, 
der  Schuldner  bewogen,  allem  aufzubieten,  um  Zahlung  zu 
leisten.  Auch  waren  die  Giseln  wohl  in  manchen  Fallen 
geneigt,  statt  Einlager  zu  leisten,  sofort  die  Schuld  vor- 
läufig abzutragen.  Da  das  Giselmal  aber  auch  seine  Freuden 
hatte  und  zu  Auschweifungen  aller  Art  Veranlassung  gab , 
so  diente  das  Institut  doch  Öfter  dazu,  den  Hauptschuldncr 
zu  ruiniren.  Und  oft  mochten  die  Giscln  selber  zu  viel 
ausgelegt  haben,  um  je  wieder  zum  Ersätze  zu  gelangen. 
Wir  vernehmen  daher  mancherlei  Klagen  über  die  grosseu 
Nachtheile,  welche  die  Gisclschaft  nach  sich  ziehe,  wess- 
halb  sie  denn  auch  von  Zeit  zu  Zeit  in  Zürich  wenigstens 
für  die  Bürger  verboten  wurde  29'). 

Zum  Schlüsse  führe  ich  zwei  merkwürdige  Falle  von 
Giselschaft  aus  Urkunden  an,  die  sehr  verschiedenen  Zeiten 
angehören. 

292)  Rathserkcnnlniss  v.  1370.  MS.  138.  a.  S.  9.  a.  Verbol  das» 
man  „enkein  giselschaft  dingen  sol  utnb  enkein  geltschult  noch  vinb  in 
kein  kouff"  zwischen  Bürgern,  weil  daraus  mancherlei  Schaden  entstanden 
In  einer  Urk.  v.  1255  Neugart  Ho.  948  ist  ein  Beispiel  einer  Giselschaft 
für  eine  in  der  Zukunft  mögliche  Schadensersatzforderung.  Tschudi  Chronik 
1.  S.  248.  Vgl.  Erhard  in  Höfers,  Erhards  und  Mederns  Zeitschrift 
für  Archivkunde,  Diplomatik  und  Geschichte.  Hamburg  1834.  Bd.  I.  S.  259  ff 

293)  Urk.  v.  1313  bei  Tschudi  Chronik  I.  S.  261. 

294)  Richtebrief  III.  16.  Ra t h se r ke n n t n i s s  v.  1544.  MS.  65. 
S.  33.  a.  Rathserk ennlniss  v.  1354.  MS.  65.  S.  28.  a.  Ncugart 
No.  1000.  1020'  1046.  Der  Abt  vor  Murbach  wurde  vorzüglich  von  den 
Lasten,  die  ihm  aus  den  Giselschaflcn  erwuchsen,  gedrangt,  die  Stadt  Lu- 
zern  dem  Könige  Rudolf  im  Jahr  1291  zu  veraussein.  Vgl.  auch  MS.  140 
AMI»,  I.  S.  63.  b.  Verordnung  vou  1420,  wodurch  im  Amte  Regeosberg  die 
Giselschaft  untersagt  wird  ,  ausgenommen  für  Kaufschuldcn  von  verkauftem  Eigen. 
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Urkunde  vou  1255.  Jakob  der  Mulner  von  Zürich  ver- 
pflichtet sich  gegenüber  dem  Propst  und  Capitel  von  Zürich 
mit  guten  Treuen,  dafür  zu  sorgen,  dass  sein  Lehnsherr 
Bcrchlold  von  Schnabelburg  das  Lehen  und  die  Vogtei  zu 
Rieden  (Alhisrieden)  dem  Könige  aufgebe,  damit  dieser  die 
Vogtei  dem  Propste  und  Capitel  leihe.  Wenn  er  diess  aber 
nicht  von  dem  Könige  binnen  Frist  erhalten  kann ,  „wil  der 
probist  vnd  daz  Capitil  von  disein  gesheffede  vnd  dem  koufe 
mich  ledig  hin,  so  sol  ich  mich  darnach  ze  dem  zwelftin 
tage  vnd  min  Och  ein  her  heinrich  von  Schönen- 
wert  vnd  her  chvonrat  welle  vnd  her  heinrich  in  dem  hove 
dem  probist  vnd  dem  Capitil  gisel  ligen  vnde  vmbc 
veil  guot  ezzin  an  geverde,  al  die  wile  vnz  wir  dein 
probist  vnd  dem  Capitil  Sechszeh  in  marg  silbers 
die  si  mir  gegeben  haut,  wider  gegebin."  Will  aber 
der  Propst  das  Geschäft  weiter  betreiben  bei  dem  Könige , 
so  soll  er  dazu  ein  Jahr  lang  Zeit  haben,  dann  aber  binnen 
Monatsfrist  weitere  zweiundzwanzig  Mark  an  Müllncr  be- 
zahlen, und  würde  die  Summe  nicht  entrichtet,  „so  svln 
mir  (Jak.  Mülner)  gisel  ligen  her  heinrich  von  chlotun  ,  her 
merzen,  her  Bonoch,  her  vinke  der  livtpriester  vnd 
her  Otte  manez  al  die  wile  vnz  ich  gewert  werde  von  dem 
capitel  der  zwo  vnd  zwenzig  marg  silbers."  Will  aber  der 
Propst  und  Capitel  binnen  Jahresfrist  auch  jetzt  noch  das 
Geschäft  fahren  lassen,  so  haften  Müllner  und  dessen  Gi- 
sela wieder  für  die  Erstattung  von  zweiundvierzig  Mark 
Silbers,  „so  si  mich  vnd  die  Burgen  des  gemant  darnach 
über  ein  inanot.  —  Swcdirhalb  aber  dekein  gisel  stirbet, 
so  soln  sich  die  andern  die  giscln  vnd  vmbc  veil 
guot  ezzen,  vnz  si  an  geverde  ein  andern  also  gvo- 
ten  an  des  stat  gebin" 

In  dieser  Urkunde  findet  sich  also  eine  wechselseitige 
Gisclsehaft  verabredet  in  Folge  Kaufs.  Auch  zeigt  der 
Ausdruck  Bürgen,  welcher  von  den  Giseln  gebraucht  wird , 
dass  die  Gisclsehaft  eben  nur  eine  cigcnthiinilichc  Art  der 
Bürgschaft  war.  Den  Ausdruck,  um  feiles  Gut  essen,  er- 
kläre ich  davon,  dass  die  Giseln  in  ein  offenes  Wirthshaus 
ziehen  und  sich  daselbst  verköstigen  mussten296).  Merk- 

295)  S  tiftsarcln  v  ZUM  Grojsmiiustei . 

?9ft)  Inder  oben   Anm.  272   angeführte!»  Uikuude  bei  Tschndi  heuit 
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würdig  ist  auch  die  Ergänzung  der  Giscln,  wenn  einer 
starb ,  wofür  die  Ucbcrlcbenden  nach  Giselreclit  hinwieder 
haften« 

Die  zweite  Urkunde  ist  vom  Jahr  1550  und  zeigt,  wie 
sehr  lange  sieh  dieses  Hecht  bei  uns  noch  in  einzelner! 
Fallen  erhalten  hat.  Zugleich  fallt  es  auf,  dass  hier  die 
Giseln  nicht  wie  im  Mittelalter  gewöhnlich  Edle  oder 
Ritter  oder  Burger  waren,  sondern  dem  Bauernstände  an- 
gehörten. 

Tn  einem  GüHhrief  vom  Jahr  1550  nämlich  ans  der  Graf- 
schaft Kybnrg  findet  sich  folgende  Stelle:  Wann  dann  wir 
f  lonpt  vnml  mitgülten  (nämlich :  Hans  Hägi  von  Gühlen  inn 
der  pfarr  Bärentschwyl  rechter  houplgült,  Jakob  vnd  voh 
«lie  Spöry  nvnller  ze  Bouinan  —  heyd  recht  mitgülten)  vnnd 
vnnser  Erben  gemeinlich  oder  sonnderlich  genin  nt  werden 
ze  hvs  ze  hof  mvnflllich  oder  viinderougcn ,  so  soll  vnnsci 
Jeder  geinanter  vnnd  so  vi!  gemannt  werdenn  allwcg 
In  acht  tagen  den  nechsten  nach  der  nianiing  mit  sin 
sclbs  lyb  vnd  einem  müssigen  pferd  oder  welhchn 
nit  leystcn  weit  oder  müchl  mit  sinem  Erhcrn  knecht 
an  sin  er  statt  vnnd  müsse  gen  pferd  zu  Zürich  Tun 
der  Statt  Inn  eins  offen  wirtzhuss,  vnns  Inn  der 
manung  bcslimpt  ,  Iniziechen  vnnd  leisten  Kecht 
offenn  «isselschaft  noch  loystens  recht  vnd  ge- 
wönne il  vnnd  darvon  nit  Konten  noch  lassen,  bis  hemelter 
Jnnher  Hans  Ediibachs  hvsfrow  vnnd  Ire  Erben  vmh  Ire 
vsstennd  vnnd  verfalten  zins  gnnog  beschicht  sampt  eosten 
vnnd  schaden,  oder  aber  mit  Irem  erlonben. 

§.  34.  Erbfolge. 
1)  Um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  wurden 

4 

die  Töchter  für  iahig  erklärt,  auch  in  die  Lehen  zu  suc- 
cediren,  wenn  keine  Söhne  da  waren.  Vorher  waren  sie 
von  solchem  Erbe  gauz  ausgeschlossen.    Durch  diese  Ver- 

cl :  «alle  vu  feilem  Gut  iu  oAne  wiilvliiisci  tud  Ja  Itislca  Giselschaft."  Da- 
oibsl  heisst  es  fcroai  „  oueb  baud  die  Gisel  lacu  selber  vflgciioinuieu  ,  vrenac 
mc  sieb  band  in  GiscIscbaÜ  gcautwurt ,  dass  h  jegklichcr  so  Er  will,  sechr 
Mau»  oder  minder  zu  Im  über  '1  isth  laden  lung  rud  bat  oueb  Giselschftft  dn- 
mtt  gxlei*«,  al»  ob  er  jclbtr  belle  so  mauigui.il  g«l«i*t," 
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anderung  wurde  <Kc  Erbfolge  flach  Lehenrecht  der  nach 
Landrecht  näher  gebracht  *97). 

2)  Uebcr  die  Erbfolge  in  der  Sei  tenverwand  Schaft 
sind  wir  nicht  besser  unterrichtet,  als  in  der  ersten  Pe- 
rtode. Nur  tritt  nun  öfters  die  Andeutung  hervor  eines 
Vorzugs  der  Vaterinagen  vor  den  Muttermagen. 

Schon  der  S ch wa bc nsp i c g c I  kennt  einen  solchen. 
Das  Recht  der  Vormundschaft  steht  in  der  altern  Zeit  in 
enger  Beziehung  zum  Erbrecht.  Finden  wir  dort  einen 
Vorzug  der  Vatcnnagen,  so  wird  es  nicht  unwahrschein- 
lich ,  dass  im  Erbrechte  ein  ähnlicher  zur  Erscheinung  gc 
kommen  sei. 

Nun  heisst  es  Sch wabenspiegei  c.  52: 

Der  (der  rihter)  sol  im  einen  pfleger  geben,  der  ir  Re- 
il oz,  si,  der  kinde  vndc  irs  vater«.  —  vnde  haut  si  niht 
vatersmage,  so  gebe  in  einen  irer  inuoler  uiae. 
Wir  finden  aber  über dem  im  Schwabcnspicgcl  Stellen, 
die  sich  unmittelbar  auf  das  Erbrecht  in  der  Seitenlinie  bc- 
ziehen  und  auf  einen  Vorzug  der  Vater  -  vor  den  Mutltr- 
magen  hinweisen: 

Cod.  Ambr.  c.  223.  Swcr  eines  guotes  erbe  wil  sin, 
der  sol  «wertes  halben  darzuo  gehören  ,  daz  ist  der  vater 
mach.  Swa  ein  vater  mach  vnd  ein  inuoler  mach  chrigent 
vinb  ein  erbe,  da  sol  der  vater  mach  erben  vor  dein  niuo- 
tear  mach. 

Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  hier  die  Ursprung 
liehe  Stelle,  die  sich  ganz  allgemein  ausdruckte,  endigte, 
und  der  in  der  Handschrift  folgende  beschränkende  Zu- 
satz 298)  aus  einer  andern  Rcchtsqucllc ,  vielleicht  mit  Be- 
rücksichtigung des  oben  Cod.  Ambr.  c.  127  (Wackernagel 
c.  12S)  2W)  Gesagten ,  angehängt  wurde ,  so  dass  in  diesem 

297)  Riebt  abrief  IV.  V).  oben  $.  3.  Anm.  17.  SUdtrecht  von  Wia- 
Urthur  y.  1297.  II.  5. 

298)  „Ist  aber  daz  guol  vuu  uiuoter  magcu  dar  ctioiucu  ,  so  erbeut  ez  det 
muoter  inagc.  swer  aber  einer  sippe  naher  ist,  ez  si  von  raier  oder  fOB  muoter 
«nagen  ,  der  sol  ze  lebte  erben." 

299)  c.  128  Schlug  .,  vnde  ist  daz  guoc  von  v*Ur  luagen  dar  komen  , 
io  erben»  cz  ie  die  nahslcn  die  da  zuo  hören,  rndc  ist  ez  von  muoter  wagen 
dar  komen  ,  so  ist  es  daz  selbe  rehl." 
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Capitel ,  wie  auch  anderswo  in  diesem  Rechtsbuche ,  fremd- 
artiges neben  einander  gestellt  wurde. 

Mach  der  St.  G  aller  Handvestc  tun 's  Jahr  1271  gehen 
die  Vatermagen  den  Mutterinagcn  unbedingt  vor: 

Swcr  dissis  gvotis  iht  hat,  cz  si  man  aide  wib,  stirbit 
der  äne  kint,  den  sol  sin  nahistcr  vatermag  erhin,  es 
si  wih  aide  man;  vindit  aber  man  der  enheinin,  so  sol 
cz  muoter  halb  das  nehiste  (also  der  nächste  Mutter- 
mage)  tuon. 

In  dem  alten  Hofrechte  von  Wald  s.  d.  heisst  es: 

Item  es  ist  des  hoff  recht  ze  Wald ,  vnd  hat  die  fryheit , 
das  nieinan  weder  herr  noch  gotzhus  dehein  hofman  noch 
hofwyb  sol  erben,  denn  der  nechst  vatermag;  wenn  aber 
inuolteimag  eines  lides  necher  werind,  denn  vater- 
mag,  so  erbent  sy  gelich  mit  einander;  wo  aber  valter- 
mag  noch  inuottermag  werind ,  da  erbtind  die  so  der  guetter 
Seteiht  hettind. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.    Aber  sprechent  sy,  wäre 
das  Stöss  wurde  vmb  Erb,  wenn  der  müttermag  eins  lid* 
necher  wer,  denn  vallcrmag,  so  Erbend  sy  mit  einander 
glich ,  werend  sy  aber  glich ,  so  zücht  vatterinag  für. 
Nach  diesen  Statuten  erbten  die  Muttermagen  auch  neben 
den  Vatermagen,  aber  so,  dass  jene,  um  coneuriren  zu 
können,  um  ein  Glied  näher  stehen  mussten  als  diese.  Grös- 
sere Schwierigkeit  macht 

das  llofrcchl  von  Alt  ort' von  1439.  Si  sprechent  aber, 
wer  in  ir  hof  von  tod  abgäl  vnd  stirbt,  wer  denn  des  selben 
toten  ltcham  vallcr  aller  nechst  von  früntschaft  zuo  ge- 
hörr,  der  seih  erbt  den  toten  licham,  wer  aber  daz  ein 
muoler  mag  des  toten  licham  fvatter]  eines  lides 
necher  wer,  denn  der  valter  mag,  so  erben l  beid  teil 
glich  mit  einander. 

Das  System  scheint  das  Gleiche:  das  der  Parcntclcn  ver- 
bunden mit  dem  Vorzug  der  Vatcrmagcn  um  ein  Glied.  Aber 
auffallen  muss  es ,  dass  die  Erbbercchligung  auch  der  Mut- 
termageu  von  dem  Vater  des  Verstorbenen  her  berechnet 
wird,  wahrend  doch  nur  ein  Theil  der  Muttcrinageii  und 
zwar  nur  aus  den  fernem  Farcntelen  durch  den  Vater  ver- 
mittelt sein  können.    Die  liichrern  Muttermagcu  und  zwar 
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gerade  die  nächsten  der  mütterlichen  Parentel,  sind  nicht 
durch  den  Vater,  sondern  durch  die  Mutter  mit  dem  Todten 
verbunden.  Ob  im  Ausdrucke  ein  Fehler  Hege,  oder  ob 
die  Muttermagen  wirklich  auf  die  durch  den  Vater  ver- 
mittelten zu  beschränken  seien,  wage  ich  nicht  zu  ent- 
scheiden. Doch  ist  das  Erstere  viel  wahrscheinlicher  und 
das  eingeklammerte  Wort  „  vatter  "  vielleicht  nur  durch  Miss 
Schreibung  beigefügt  worden. 

3)  Uneheliche,  welchen  es,  wenn  sie  keine  Nach- 
kommen hatten,  an  Erben  gebrach,  da  die  Erbfähigkeit 
immer  auf  ehelicher  Zeugung  oder  Geburt  300)  beruhte , 
wurden  von  dem  Immunitäts-  oder  Landesherrn  beerbt.  In  Zü- 
rich und  auf  den  Höfen  der  Abtei  erbte  die  Aebtissinn 30») ;  in 
dem  weiten  Umkreise  der  Grafschaft  Kyburg  der  Graf. 

Öffnung  von  Neerach  s.  d.  Item  alle  ledige  kind, 
die  da  sitzend  iu  den  gerichten  des  Twinghofs  zuo  nerach , 
die  sind  vnser  gnädigen  herren  von  Zürich  mit  lib  vnd 
mit  guot,  vnd  welher  derselben  personen  abgät  on  elich 
lib  erben,  den  erbent  vnser  herren  von  Zürich. 

4)  Die  gesetzliche  Erbfolge  blieb  bei  den  fortwährend 
engen  Familienverhältnissen  Regel,  und  es  hat  sich  auch 
später  niemals,  wie  das  im  römischen  Rechte  der  Fall  ist, 
eine  Erbfolge,  welche  auf  dem  freien  Willen  des  Erblas- 
sers beruht,  rechten  Eingang  in 's  Leben  verschafft.  Wir 
finden  zwar  ausser  den  Gedingen,  von  denen  oben  die  Rede 
war,  und  die  in  dem  altern  Rechte  allein  vorkamen,  auch 
noch  eine  andere  neuere  Form  erwähnt,  wie  der  Erb- 
lasser auf  die  Art  der  Reerbung  Einfluss  äussern  konnte . 
nämlich  die  der  Geschäfte,  wie  sie  im  Schwabcnspie- 
gel  m)  regelmässig,  oder  der  Gc  mäch  de,  wie  sie  bei 
uns  genannt  wurden.  Aber  alle  diese  Verfügungen  sind  im 
Interesse  der  rechten  Erben  sehr  beschränkt. 

300)  Schwabenspie  5«[  c.  3*:  „die  unelich  gebore«  sint  —  die  siot 
alle  rcbtlos." 

301)  Urb.  v.  1280.  Fraumünsteramt.  Die  Ablei  Zürich  sprach  die 
ganze  Verlasseuscbaft  eines  unehelichen  Hörigen  an ,  Liegendes  uud  Fahrendes. 
Das  Kloster  Wettingen  bestritt  die  Ansprache,  weil  derselbe  tu  seinen  Gun- 
sten verfugt  habe.  In  dem  schiedrichlerlichen  Spruche  wurde  der  Aebtissinn 
Recht  gegeben.    Ebenso  Urk.  r.  1343.  1376.  1383. 

302)  Scbwabenspiegel  8.  16.  22.  30.  u.  •.  f. 
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Insbesondere  besieht  sieb  die  Freiheit,  zu  Gunsten  dritter 
Persouen  zu  verfügen,  gewöhnlich  nur  auf  die  Fahrbabc 30;|). 
Das  Eigen,  wenigstens  das  ererbte  Eigen,  soJi  Jeder  seinen 
rechten  Erben  lassen,  und  höchstens  darf  man  zu  Gunsten 
des  Ehegatten  daran  Leibding  verschaffen. 

Stadtrecht  von  Wintcrthur  vou  1297.  III.  20.  Siehe 
oben  §.  22.  Anin.  20G  *>.). 

Öffnung  vonLauffens.  d.    Hof  hörig  lüt  mugent  ouch 
ir  varend  guot  vor  ains  herrn  stab  vnd  vor  ainem  hue- 
her  vnd  ainem  Schuoposser  vermachen,  wein  si  uend, 
alle  die  wile  si  an  fueren  vsscr  irem  hus  an  offen  Strangs 
gan  inngend;  aber  daz,  ligend  guot  sol  ir  deheiner 
den  rechten  erben  endfrümbden. 
Die  Gcmächdc  sind  darin  den  Testamenten  des  römischen 
Rechts  ähnlich ,  dass  sie  eine  wesentlich  auf  dem  einseiti- 
gen Willen  des  Erblassers  beruhende  letzte  Willensverord- 
nung  sind.    Sic  unterscheiden  sich  aber  von  denselben  doch 
in  Form  und  Inhalt  gar  sehr.    Sic  werden  nämlich  in  den 
Städten  vor  dem  Rath  305),  auf  dem  Lande  vor  dem  Ge- 
richte des  Grundherrn,  oder  wo  jener  fehlt,  des  Vogtes 
erlassen  und  bedürfen  der  Bestätigung  der  Gemeinde,  welche 
ohne  weiters  versagt  wurde,  wenn  die  Verfügung  dcrVolks- 
nnsiebt  zuwider  auf  eine  ungebührliche  Weise  die  Ansprüche 
der  Erben  kränkte  30,;) ,  wahrend  das  römische  Testament 




303)  Vgl,  Kaiser  recht  II.  3(>. 

304)  Vgl.  auch  III.  Ii.  20  —23. 

305>  Vgl.  oben  §.  31.  Am».  271.  die  Zusätze  zum  Richtebricf,  ferner  zwei 
Kvken»liüssc  ron  142  '».    MS.  151.  S.  135  *.  und  Sc  h  wo b  e  u sp  iege  I  c.  22. 

306)  Vgl.  Finster  über  die  angeblich  unbedingte  Testirfreihcit  »ach  dein 
Rechte  der  Grafschaft  Kyburg,  des  Amtes  Cr'dningen  u.  s.  w.  in  der  Mo- 
natschrouik  für  zürcherische  Rechtspflege  Zürich  1834.  IV.  S.  361  ff.  Ha 
vrt»  man  sieh  auf  römisches  Recht  berufen  konnte ,  fand  natürlich  diese  Be- 
schränkung der  Teslufreiheit  nicht  Statt.  Als  daher  Riidgcx  Blaues*  seinen 
als  Canonici!«  der  Stift  zum  Grossmüuslcr  verstorbenen  Sohn  beerben  wollte, 
beriefen  sich  die  Chorherren ,  zu  deren  Cunslen  derselbe  testirt  hatte ,  darauf 
,,quod  idem  scolasticus  sanus  mente  corpore  licet  languens,  res  unifCM.s  suas 
UgaTit  et  donarit  cerksie."  Da  die  Sache  an  das  bischöfliche  Gericht  in  Cou- 
Manz  kam,  so  ist  et  begreiflich,  dass  der  Bischof  zu  Gunsten  der  Slift  «r- 
iheilte:  „quia  clenci  sani  mentu  dp  rebus  suis  testari  possunt."  Diplom,  der 
Propste)  S    14  Ii 
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ganz  auf  dem  Willen  des  Erblassers  beruhte.  Eine  Ana- 
logie findet  sich  freilich  auch  im  römischen  Rechte,  näm- 
lich in  den  alten  vor  den  Volksversammlungen  erlassenen 
Testamenten,  welche  in  Form  eines  Privatgesetzes  der 
öffentlichen  Sanction  unterlagen.  Aber  diese  älteste  Form 
wich  im  römischen  Rechte  schon  frühe  dem  Grundsatze 
ungebundener  Tcstirfreiheit,  welche  sich  weit  bequemer 
in  der  Form  des  Testamentes  vor  blossen  Zeugen  gellend 
machte. 

Nicht  weniger  verschieden  ist  der  materielle  Inhalt.  Das 
römische  Testament  enthält  immer  eine  Erbeinsetzung  als 
einzig  wesentliche  Bestimmung,  während  das  Gemächde  in 
der  Regel  die  Erbfolgeordnung  nicht  antastet ,  sondern 
blosse  Verfügungen  über  einzelne  Vermögensstucke ,  nament- 
lich Fahrhabe  307)  oder  Leibding  an  Liegenschaften  enthält. 
So  schliesst  ferner  von  Anfang  an  die  testameutarische  Erb- 
folge der  Römer  die  Intestatserb folge  unbedingt  aus.  Das 
Gemächde  aber  geht  neben  der  gesetzlichen  Erbfolge  ein- 
her und  entzieht  der  Succcssion  der  rechten  Erben  nur  ein- 
zelne Rechte,  die  einem  andern  zugethcilt  werden. 

Zuweilen  wird  freilich  verstattet,  auch  das  liegende  Gut 
zu  verschaffen,  doch  gewiss  nur  dann,  wenn  keine  Erben 
vorhanden  sind,  ausser  dem  Grundherrn,  zur  Zeit  als  die 
Rechte  des  letztem  bereits  sehr  geschmälert  sind.  Ueber- 
haupt  sind  in  den  Öffnungen  manche  darauf  bezügliche 
Stellen  mit  Rücksicht  auf  den  Grundherrn  geschrieben  und 
es  wird  den  Hofgenossen  in  dringenden  Fällen  sogar  ohne 
förmlich  vor  Gericht  bestätigtes  Gemächde  verstattet,  über 
das  llirige  noch  vor  dem  Tode  zu  verfügen,  nur  damit  es 
nicht  dem  Herrn  anfalle.  Nach  dem  Gesagten  werden  mm 
auch  die  folgenden  Stellen  klar  werden: 

Alles  Grafschaflsrccht  von  Kyhurg  28.  Vnd  die 
oligcsckribncn  lütte,  die  also  ein  herr  /.uo  kyhurg  /.e  val- 
lcnt  vnd  zc  erbent  hat ,  die  wilc  sy  in  der  graffschafll  ky- 
burg  silzent,  söllent  ir  guot  ligendz  vnd  varendz  nil  vor- 

307)  Schwaben  spi  cgel  8.:  „Ist  der  fater  «in  geschafede  verfarn  . 
in  er  nit  gesrhafen  hlt  von  Jcni  rar  enden  guote."  145. 
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gehen  noch  verordnen,  denn  mit  eins  herren  von 
kyburg  n  lohen,  willen  vnd  wissen.  Vnd  oh  sy 
daz  darüber  tättend ,  so  sol  doch  daz  kein  crafft  noch 
macht  haben. 

Der  mächtige  Graf  von  Kyburg  und  dessen  Nachfolger 
hielten  ihr  Erbrecht  noch  fest  und  machten  die  Gültigkeit 
der  Gemächde,  durch  welche  dasselbe  beschrankt  wurde, 
unbedingt  von  ihrer  Zustimmung  abhängig.  In  der  folgenden 
Stelle  dagegen  ist  das  Recht ,  gegenüber  dem  Grundherrn 
frei  zu  verfügen,  schon  durchgedrungen. 

Öffnung  von  Einbrach  s.  d.  So  haben  die  gotzhus- 
lüt  das  recht ,  das  eiu  jegklicher  gotzhusman  oder  frow 
sine m  genossen  gehen  mag  vnd  gefuegen  Alles  das 
er  hat,  ligends  oder  varends,  aber  an  den  Stetten 
als  ir  recht  stat,  das  erb  in  dein  meyerhoff.  Vnd 
was  anders  guot  ist,  on  ein  erb,  es  sy  ligends  vnd  va- 
rends, das  sol  beschechen  vor  Eines  bropsts  stab, 
vnd  das  sol  inen  uieman  weren ,  vnd  sol  inen  ein  bropst 
sin  versigelten  brieff  darüber  geben.  —  Doch  wa  ein  golz- 
h us man  oder  ein  gotzhus  frow  in  kranckheit  oder  zuo 
bett  keine,  vnd  derselben  krancken  personen  eine  an  stab, 
An  stecken  vngefuert ,  dry  schritt  für  das  tachlrouflf,  darin 
si  husshablich  sind,  gan  möge,  das  derselben  gotzhuslüten 
eins  das  sin  w o  1  vor  dry  g o t Z h u s m  a n e n  m ög e  ver- 
schaffen vnd  vermachen,  wie  im  das  eben  ist;  vnd 
ob  diese] J»  person  desselben  legers  gestirpt,  so  sol  es  dabt 
hüben ,  kommt  aber  dieselb  person  wider  vJT  vnd  zuo  gc- 
suntheit,  so  hat  es  nit  krafft,  vnd  wil  si  dann  das 
es  krafft  hab,  mag  si  das  gern  echt  fürer  thuon  vor 
eins  bropsts  stab. 

Ausnahmsweise  ist  hier  also  schon  ein  formloses  Ge- 
mächde vor  einigen  Zeugen ,  statt  vor  dem  Grundherrn  ge- 
stattet. Sobald  es  aber  möglich  wird ,  die  eigentliche  Form 
vorzunehmen,  soll  dieselbe  nachgeholt  werden. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Es  sprechent  ouch 
die  hofliit:  Ist  das  man  oder  wib  knaben  oder  tochtran  in 
das  todbett  koment,  mugent  si  denn  so  vil,  das  si  an  stab 
an  Stangen  an  hilf  siben  schuoch  für  das  ohtach  bekleit 
gand,  so  mugen  si  wol  ir  varend  guot  geben,  wem 
si  wellent.  vmb  das  das  es  dem  genanten  herren 
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nüt  werd;  vnd  hat  man  /.wen  hiderman  ,  die  das  sechent 
vnd  hörrent,  vnd  ob  das  vor  dem  herren  gesagen  Uunneut 
als  Recht  ist  in  dem  hoft",  so  soll  der  herr  das  geloben. 

Si  sprechent  (ich ,  wer  ei»  Kind  so  klein  vnd  es  nüt  so 
vil  Vernunft  hetti  vnd  gan  kündi  oder  sin  wort  brühen , 
won  das  es  vogtbar  wen,  So  mag  es  sin  vogt  an  sin  arm 
nemen  oder  der  nechst  v attermag  vnd  möcht  das  ocb 
für  das  obtach  tragen  siben  schuo  will  vnd  vergünsten 
das  v  a  r  e  n  d  g  u  o  t  z  c  geben  war  oder  wem  er  w  i  1 , 
An  allein  im  selb  ze  hehaben ,  vnd  sol  das  als  guot  kraft 
vnd  macht  han ,   als  wer  es  vor  dem   Rechten  b  e- 

*         ■  • 

Schechen. 

.  ■  .  ■  . 

Öffnung  von  Bin/. ikon  von  1435.    Vnd  was  sy  im 

*  ■  *  *  -   ,  ■ 

lodbett  begrjffen  mügent ,  mit  ir  henden  an  zuo  tragen, 
das  sollend  vnd  mugent  sy  geben,  wem  sy  wellend. 

So  sehr  indessen  dieses  Gemäehde  von  dem  römischen 
Testamente  abweicht,  so  lässt  sich  doch  nicht  bestreiten, 
dass  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Idee  keine  ursprünglich 
deutsche  war,  sondern  unter  dem  Einfluss  des  römischen 
Rechts  hervortrat.  Das  altere  deutsche  Recht  kannte  Uber- 
all  keine  einseitige  und  unwiderrufliche  Verfügung  auf  den 
Todesfall  hin.  Wenn  jemand  einem  andern  Rechte  zu- 
sichern  wollte,  die  ihm  auch  nach  des  Vergabenden  Tode 
verbleiben  sollten,  so  konnte  das  nur  so  geschehen,  dass 
er  diesem  schon  bei  Lebzeiten  dingliche  Rechte  verschaffte. 
Grundstücke  wurden  durch  die  Auflassung  in  dem  echten 
Dinge,  Fahrhabc  durch  sofortige  Ucbcrgabe  verschafft,. 

Dagegen  kannte  das  römische  Recht  einseitige  Willens- 
erklärungen, durch  welche  Jemand  über  seinen  Nachlas« 
verfügen  und  die  der  Erblasser  jeden  Augenblick  nach  Be- 
lieben andern  konnte.  Das  Bedürfniss  nach  einer  bequemem 
Form ,  vorzüglich  um  den  Ehefrauen  mehrere  Rechte  zu 
sichern,  oder  um  das  Erbrecht  des  Grundherrn  zu  be- 
schränken,  —  ein  Bedürfniss,  welches  mit  dem  steigenden 
Werthc  der  Fahrhabc  in  Vergleich  mit  den  Liegenschaften 
und  dem  lebhaftem  Verkehr  zunehmen  musste,  —  weckte 
Empfänglichkeit  fiir  die  Aufnahme  jener  römischen  Vor- 
stellung.    Aber  wie  überhaupt  die  ältere  Zeit  noch  mehr 
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Kraft  in  sich  fühlte,  auch  fremden  Stoff  zu  verarbeiten 
und  ihm  eine  einheimische  Färbung  zu  geben ,  als  die  neuere 
Zeit,  welche  sich  nur  zu  lange  einer  gedankenlosen  Knecht- 
schaft unter  ein  fremdes  Gesetz  hingab,  so  wurde  auch 
das  römische  Testament  durch  den  Einfluss  deutscher  Rechts- 
ansichten und  Sitten  zu  etwas  ganz  anderem,  und  erhielt 
ein  nationales  Gepräge. 

5.  35.    Einfluss  der  Herrschaft  auf  das  Erbrecht. 

Je  weiter  wir  in  die  Vergangenheit  aufsteigen,  desto 
ausgedehnter  zeigt  sich  ein  Erbrecht  des  Grundherrn  gegen- 
über den  Hof  genossen.  Später  wird  dasselbe  immer  mehr 
nach  allen  Seiten  hin  beschränkt,  bis  es  zuletzt  ganz  er- 
lischt. Dieses  Erbrecht  gründete  sich  wohl  ursprünglich 
auf  zweierlei  verschiedene  Verhältnisse,  einmal  das  Recht 
des  Leibherrn  gegenüber  seinen  Hörigen,  zweitens 
das  Recht  des  Grundherrn  gegenüber  den  Besitzern 
von  einzelnen  Stücken  Land,  die  zu  seinem  Hofe  gehörten. 

Der  Leibherr  licss  zwar,  vielleicht  von  jeher,  den  Hö- 
rigen so  lange  dieser  lebte  in  dem  Besitze  seines  Erwerbes. 
Aber  wenn  er  starb,  so  hinderte  ihn  nichts,  die  Verlassen- 
schaft desselben  an  sich  zu  ziehn.  Das  mochte  denn  in  der 
ältesten  Zeit  auch  etwa  geschehen  sein.  In  weit  den  häu- 
figem Fällen  überliess  aber  der  Herr,  wenn  der  Hörige 
Kinder  hinterlassen  hatte,  die  Fahrhabe  diesen,  die  ihm 
auch  ferner  das  Gut  bebauten,  und  begnügte  sich  mit  einem 
einzelnen  Stücke  der  Verlassenschaft ,  dem  besten ,  was  der 
Hörige  besessen,  dem  sogenannten  Besthaupte.  Anders 
war  es,  wenn  der  Hörige  keine  Leibeserben  hatte.  In 
diesem  Falle  zog  der  Herr  die  ganze  Verlassenschaft  ein 
als  erbloses  Gut,  und  kümmerte  sich  nichts  um  die  An- 
sprüche der  allfälligen  Verwandten  des  Verstorbenen. 

Der  Grundbesitz  ferner,  nicht  bloss  der  Hörigen  son- 
dern auch  der  Freien ,  hing  gemeiniglich  nur  von  der  Gnade 
des  Herrn  ab,  und  wurde  nach  des  Besitzers  Tode  diesem 
ledig,  so  dass  er  ihn  behalten  oder  weiter  verleihen  konnte. 
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Freilich  wenn  der  Besitzer  zu  dem  Stande  der  Freien  ge- 
hörte, so  konnte  der  Herr  auf  dessen  hinterlassene  Fahr- 
habe so  wenig  Ansprüche  haben  als  auf  anderes  demselben 
zugehöriges  Eigen.  Als  durch  die  Ausbildung  des  Hof- 
rechtes dieser  abgeleitete  Grundbesitz  ebenfalls  zu  einem  erb- 
lichen Rechte,  zu  Erbe  wurde,  so  beschrankte  sich  diese 
Folge  doch  gemeiniglich  nach  Hofrecht  immer  nur  auf  die 
Ucsccndcnz,  und  die  Seiten  verwandten  hatten  auch  darauf 
keinerlei  Rechte. 

Deutliche  Spuren  dieser  ausgedehnten  Rechte  des  Grund- 
herrn, besonders  da,  wo  er  zugleich  Leibherr  war,  sind 
in  den  beiden  alten  Engelbergerhofrechten  enthalten  508).  Da- 
selbst heisst  es: 

■ 

Erste  Öffnung  von  Fngelberg  s.  d.  Ouch  sol  dü 
vorgüschribne  len  ein  gotzhus  in  an  von  dein  andern 
erben  vnz  an  das  nun  de  güsl  echte.  (Das  neunte  Ge- 
schlecht ist  wohl  nicht  als  Grenze  der  Erbfolge  der  Nach- 
kommen, denn  von  diesen  ist  hier  allein  die  Rede,  zu 
betrachten,  sondern  eher  als  Andeutung  unbeschränkten 
Erbrechts  der  Descendenz  aufzufassen,  etwa  so,  wie  Ge- 
fängniss  auf  Lebenszeit  auch  ausgedrückt  wird,  Gefangniss 
auf  101  Jahre.)  „Wir  (der  Abt)  han  ouch  an  ünsren  hant- 
uestin  vnd  brieuen  :  Wer  An  Ii  p erben  stirbet ,  daz  w i r 
den  erben  Millen,  vnd  snu  die  gnössaini  lieplich  mit  uns 
dem  vorgüschribnem  apte  vnd  gotzhus  lan  tegdingen."  Das 
Erbrecht  des  Abtes  wird  noch  anerkannt ,  wenn  keine  Leib- 
erben vorhanden  sind,  aber  zugleich  angedeutet,  dass  er 
billig  »ich  mit  den  übrigen  Genossen  dcsshalh  vertrage  und 
ihnen  nicht  alles  entziehe. 

Zweite  Öffnung  von  Engelb  erg.  „Das  gotzhus 
erbet  ouch  alle,  die  in  Uberben  sterbenl,  es  «igen  tarnen 
oder  man;  vnd  teilt  der  vatter  von  dem  sun  vnd  stirbt 
der  vatter,  so  erbt  in  das  gotzhus;"  (dieses  schliesst 
somit  sogar  den  Sohn  aus  ,  wenn  derselbe  ausgerichtet  war) , 


30»)  Sehwaken«piegel  c.  29:  „Swa  ein  mensrtie  shrbel  ,  es  s.  wip 
oder  man,  die  an*  erben  (Kinder)  slerbent ,  mvj/  si  hinderen  gi.ote.%  laut. 
*i  M  varende  oder  ander/  guol ,  haut  »i  einen  berren  des  li  eigen  sint .  dem 
sol  es  aalvrilrten ,  ob  er/  vnrdert,"  c.  f  I  I, 
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stirbt  ottch  der  sun  ,  so  erbt  in  oucli  daz  gotzhus  ^^).  Wenne 
ouch  ein  man  stirbt,  der  ein  «llich  frowen  lat  vnd  nit  kin- 
den,  da  erbt  das  gotzhus  den  halb  teil  alle  des  guotes,  so 
si  mit  enander  hatten  vnz  an  sinen  tod,  vnd  sol  ouch  die 
frowe  den  andren  halb  teil  erben  vnd  sollent  das  gotzhus 
vnd  die  frow  och  gelten  was  er  gelten  solt  gelichlich  des 
tags ,  da  er  erstarb,  du  frow  sol  och  ir  vor  US  behaben 
das  best  bette  vnd  alles  versnitens  gwand  das  er  14t.** 
Nach  dein  folgenden  Gegensatze  ist  wohl  von  einem  Ce- 
mächde  die  Rede,  welches  der  Mann  der  Frau  noch  bei 
Lebzeilen  auf  die  Hälfte  des  ganzen  Vermögens  verschaffte, 
und  durch  jene  Bestimmung  sowohl  die  Gewohnheit  des 
Hofes  als  die  Grenze  der  zulässigen  Gemächde  bezeichnet : 
„  Stirbt  ouch  ein  man  An  liherhen,  vnd  ein  frowen  lat  vnd 
nüt  enander  ge machet  hau  nach  des  gotzhus  recht, 
so  erbt  das  gotzhus  den  man,  vnd  die  frowe  nüt." 
(Diese  behält  dann  aber  ihr  Zugebrachtes.)  „  also  erbt  och 
das  gotzhus  die  frowen  die  ein  man  Ml  vnd  ouch  enandern 
mit  gemachet  hatten,  vnd  der  man  nüt.  Ouch  stirbt  ein 
man  vnd  sin  frow  in  zwinel  ist,  ob  si  trag,  so  sollent  des 
fcindes  fründe  vertrösten ,  daz  das  guot  bi  euander  belibe , 
vnd  die  frow  ir  notdurft  bruchi  vnz  vf  die  stunde,  daz 
man  An  zwifel  inuge  sin." 

Öffnung  von  Einbrach  s.  d.  „Si  habent  ouch  das 
recht,  welcher  gotzhusman  von  todes  wegen  abgät  on  lib- 
erben,  der  das  sin  nit  verfüget  hat  sinen  genossen 
in  dem  meyerhoff  ald  vor  eins  bropsts  gericht ,  als  recht 
ist,  alles  das  er  14t  ligends  oder  varends  guot  sond 
dannothin  die  Chorherren  nemen."  Hier  geht  bereits  neben 
dem  Recht  des  Grundherrn  ein  freies  Recht  zu  verfügen , 
auf  Seite  des  Erblassers  her  3t0). 

In  manchen  Offnungen  wird  das  Erbrecht  des  Herrn 


309)  Vgl.  eine  Urk.  des  eilften  Jahrhunderts  Uber  die  Hechle  des  Klosters 
Weingartea  gegen  seine  Zinsleute  bei  Kindlinger  Hörigkeit  Mo.  2.  S.  220: 
,Si  qnis  censualis,  facta  legitima  divisione  rerum  nondum  uxoratus ,  absque 
filiis  legitimis  migraverit,  nec  a  fratre  nec  a  sorore  vel  aliquo  propinquornm 
hereditabitur  sed  omniu  tarn  mobilia  quam  immobilia,  quac  reliquerit,  im 
usum  cedunt  aecclesiae. 

310)  Oben  $.  34.  S.  30  4. 


Digitized  by  Google 


Einfluss  der  Herrschaft  auf  das  Erbrecht.  300 

auf  die  Fahrhabe  beschränkt.  Das  Erbe  soll  dann  jeder- 
zeit den  Genossen  bleiben. 

Öffnung  von  Bin/.ikon  von  1435.  Ist  ouch  das  aiu 
man  oder  wib  von  todes  wegen  ahgand ,  an  liherben ,  so 
sol  vnd  mag  der  herr  /.c  grueningen  neincn  ir  varent 
guot,  es  sige  dann  das  sy  fry  lüt  syent"  (diese  wer- 
den von  ihren  Au  verwandten  beerbt)  „oder  das  das  guott 
vergeben  sye,  nach  der  dingstatt  Recht." 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Die  hoflüt  sprechen! 
ouch :  wer  ob  es  darzuo  kemi ,  das  ein  herr  man  wib 
knaben  oder  tochtran  erben  sol*  inn  oder  vss ,  so  erbt  er 
des  aberstorbnen  varend  guot  vnd  gilt  nüt  doch  vsgesetxt 
haruasch,  karren  wägen  vnd  elli  vngeschliiTni  waffeu,  die 
sol  er  nüt  erben  3tl). 

Wein  kam  nun  aber  das  liegende  Gut  zu,  wenn  der 
Herr  nur  die  Fahrhabe  erbte?  Es  ist  auffallend,  wie  wenig 
in  den  Offnungen  von  einem  Erbrecht  der  Seitenverwandten 
di«  Rede  ist,  und  man  darf  mit  Sicherheit  annehmen,  dass 
es  früher  gar  kein  solches  Recht  der  Seiten  verwandten  auf 
die  Verlassenschaft  der  Hörigen  gegeben  habe.  Nur  die 
Familien  der  Freien  standen  in  einem  Erbnexus  unter  einander. 

Später  suchte  man  den  Grundherrn  ,  auch  wenn  keine 
Kinder  vorhanden  waren  .  doch  von  dem  Erbe  zu  ver- 
drängen. Das  geschalt  nun  auf  verschiedene  Weise.  Ent- 
weder, wie  wir  schon  oben  gefunden,  der  Erblasser  ver- 
fügte zu  Gunsten  eines  seiner  Genossen  durch  Gemächde, 
oder  man  verstattetc  den  G  eth  eilen,  oder  den  nächsten 
Nachbarn  das  Recht,  Jas  fällige  Grundstück  an  sich  zu 
zielten.  Oder  endlich  man  dehnte  die  Erbfolge,  die  sich 
bei  den  Freien  ausgebildet  fand,  die  Erbfolge  der  nächsten 
Verwandten,  auch  auf  die  Holhörigen  aus.   Das  Letztere 


311)  Vgl.  damit  cm*  gerichtluhe  Urkunde  v.  1340  im  Staatsarchiv  ,  wo 
auch  der  österreichische  Vogt  ;u  Gniimigrn  vor  dem  Schullheisscn  in  Zürich 
den  Beweis  mit  Zeugen  führte,  dass  der  Herzog  von  Oesterreich  für  die 
Hfife  Dllraten  und  HlInclMtHorf  das  Recht  habe ,  von  llofgmossen ,  die  ohne 
Letberben  absterben  das  ganre  fahrende  Mut  /»  nehme»,  hallen  sie  aber 
Leiberben,  so  soll  er  drn  Fall  nehmen  ,  vnd  sol  fuiba.«  mit  demselben  erbe 
nüt  te  schaffen  haben." 
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scheint  indessen  erst  später  zugelassen  worden  zu  sein ,  sonst 
hätte  sich  das  Erbrecht  der  Getheilen  und  Nachbarn  wohl 
nicht  ausgebildet.  Als  man  nun  aber  den  Verwandten  ein 
Erbrecht  gewährte,  so  war  es  natürlich,  dass  diese  hin- 
wieder die  Gethcilcn  und  Nachbarn  von  ihrem  Platze  ver- 
drängten und  die  Letztern  dann  oft  in  eine  Zwischenstel- 
lung kamen  nach  den  Freunden  (Verwandten)  und  vor  dem 
Grundherrn. 

Nach  der  oben  S.  300.  mitgeteilten  Stelle  des  alten 
Hofrechts  von  Wald  erbten,  wenn  keine  Vater-  oder 
Muttermagen  da  waren  ,  die  nächsten  Getheilen. 

Beispiele  eines  Erbrechts  der  Nachbarn  enthalten  fol- 
gende Stellen: 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  Vnd  wer  herr!  das  ein 
harkomraender  man  hie  sesse,  in  disein  dinghof  vnd  der 
abstürbe  an  liherben  vnd  e*  das  min  herr  vonEinsidlen 
erbti,  so  sol  d  sin  nechster  nachgepur  erben,  vnd 
wer,  herr  der  Richter!  das  im  zwe  also  sessen,  das  die 
stössig  werind,  so  sol  man  messen  mit  einer  schnür  vnd 
weder  im  den  der  allernechst  ist,  der  sol  in  erben  vor  mi- 
nem  herren  von  Emsidlen. 

Öffnung  von  Kloten.  Item  weller  ouch  gen  Zürich 
an  das  frey  gotzhuss  gehört ,  stürbe  der  ab  also ,  dass  er 
kein  fründ  nit  hete  ,  der  inn  von  Sibschafft  wegen 
erbte,  so  sol  Inn  doch  he  in  herr  nit  erben,  vnd  sol 
Inn  der  nechst  nachgeh  ur  erben,  der  an  dasselb  gotz- 
huss  gehört. 

Offnunj»  v  on  W  ie  s e n d a  n ge  u  von  14 73.  Ware  och, 
das  ain  gotzhus  mensch  von  tod  abgieng  vnd  de  ha  inen 
angebornen  fründ  verlies/,,  so  mag  vnd  sol  man  ein 
faden  an  des  abgegangnen  menschen  herberg  türnage  1  bin- 
den vnd  den  stregken  an  des  nächsten  gotzhus  menschen 
hus,  der  daby  wonet  vnd  seshafft  ist ;  derselb  gotzhus  mensch 
sol  vnd  mag  die  guter  erben ,  die  der  abgestorben  mensch 
verlausscn  hat  vnd  sol  dann  die  gueter  von  ainem  herren 
von  petershusen  emphahen  verzinsen  vud  vererschatzen. 
Wenn  och  ainer  also  ain  gotzhusgüt  emphahen ,  sol  er  das 
an  In  eruordren  vnd  ob  ain  her  ainen  lyhen  verseitc ;  So 
mag  ain  gotzhus  mensch  ain  fiertal  des  besten  lantwins. 
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so  man  zu  Costentz  oder  zü  wintcrthur  schenkt,  vngeuar- 
lich  ainera  herren  von  petershnsen  vff  den  tisch  stellen 
vnd  sol  dat  lehen  damit  euiphangen  haben. 

Item  wäre  oh  ain  gotzhusman  oder  froe  abgieug,  das 
am  ainige  hand  wäre,  so  erbt  ein  her  das  vareud  guot 
gentzlich  vnd  gar. 

Nach  dem  Hausrodcl  von  Bubikon  erbten  zwar  auch 
schon  die  Seiten  verwandten  der  Hörigen,   aber  nur  bis 
zum  vierten  Gliede.  Waren  keine  vorhanden  in  solcher  Nähe, 
so  trat  das  Erbrecht  des  Herrn  ungeschmälert  wieder  ein. 
Hausrodel  von  Bubikon  von    1483.     Zuo  dem  ein 
vnd  dryssgesten:  das  die  kind  vatter  vnd  uiuottcr  erben 
stillend,  vnd  deren  kindskind ,  vnd  ein  hruoder  ob  da  ntt 
kind  werind  ein  ander,  die  alle  des  huses  vorgenant  eigen 
werind  vnd  sölichs  erben  bestan  vnd  bliben  biss  an  das 
vierdt  glid,  vnd  denn  das  erben  also  ussgan;  vnd  wenn 
es  also  wyter  über  das  viert  glid  kompt,  das  denn  dem- 
nach das  huss  vorgenant  des  huses  eigen  lüt  so  die  ab- 
sterbent  in  irem  verlassncn  guot,  ligendcin  vnd  varen- 
dcin  fallen  vnd  erben  mag,  vnd  dann  der  fal  vnd  lass 
zuo  gehören  sol. 

Nunmehr  wird  es  auch  leichter  sein,  die  wahre  Natur 
des  Falles  oder  B  e  s  t  h  a  u  p  t  e  s  zu  erkennen.  Dasselbe  war 
ursprünglich  nicht  so  fast  eine  Beschrankung  der  natürlichen 
Hechte  der  Erben,  als  vielmehr  eine  Beschrankung  des  Erb- 
rechts des  Grundherrn ,  sowie  sich  das  Hecht  der  natürlielreu 
Erben  erweiterte.  Sein  Dasein  schon  zur  Zeit  des  fränki- 
schen Reiches  il7)  beweist,  dass  schon  damals  den  Kindern 
des  Hörigen  die  Erbschaft  des  Vaters  überlassen  wurde  und 
der  Herr  sich  mit  Einem  —  gewöhnlich  dein  besten  —  Stücke 
zufrieden  gab  :  was  auch  ohnehin  schon  die  innere  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich  hat.  Denn  so  lange  der  Herr  die 
ganze  Erbschaft  oder  auch  nur  die  Fahrhabc  wegnahm, 
hatte  das  Besthaupt  keinen  Sinn.    Es  kam  daher  in  dieser 


312)  Siehe  die  von  Gr  im  in  deutsche  Ketblsgeschichte  S.  36  j,  mitgclheii 
(eu  Stellen.    Gninnt  hat  überhaupt  für  die  Lehre  von  dem  Falle  eine  grosse 
Anzahl  von  Stellen  gesammelt.     In  dem  Resultate   weicht  aber  die  obige  Auf 
fatsung  von  der  srinigen  einiger  Massen  ab. 
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allem  Zeit  auch  nur  in  dem  Falle  vor,  wo  ein  Höriger 
Kinder  hinterliess.  Diese  behielten  dann  die  Verlassenschaf  t 
gegen  Auslieferung  des  Besthauptes  an  den  Herrn,  welches 
so  gewisser  Massen  theils  als  Loskauf  (darum  freilich  nicht 
mit  dem  Ehrschatz  zu  verwechseln)  theils  als  Anerkennung 
seiner  Erbrechte  diente. 

Dafiir  sprechen  wieder  die  beiden  Öffnungen  von  En- 
gelberg, nach  welchen  nur  die  Kinder  zum  Erbe  zugelas- 
sen werden. 

E  r  s  t  e  O  f  f  n  u  n  g  v  o  n  E  n  g  e  1  b  e  r  g :  vnd  wa  vnsers  golz- 
hus  man  stirbet  wer  den  dur  recht  erben  sol  vnd  des 
gotzhus  eigen  ist,  der  sol  geben  das  beste  houpt,  das  der 
man  hatte  do  er  in  daz  tot  bette  hau ,  vnd  sin  gvwant  alle* 
als  er  zü  kilchon  gieng,  von  rechter  eigenschefte. 

Zweite  Öffnung  von  Engelberg.  Wenne  och  ein 
man  stirbet,  der  nüt  geteilt  het  von  sinen  kinden  vnd  kindt 
lät  dü  elich  sint  (also  gerade  der  Fall,  wo  das  volle  Erb- 
recht des  Herrn  ausgeschlossen  ist)  so  sol  das  gotzhus  ze 
valle  nemen  das  best  houbt,  das  es  lat,  vnd  söllent  sinü 
kindt  damit  ir  erb  enp  fangen  han313). 

Als  sodann  das  Erbrecht  des  Grundherren  noch  weiter 
geschmälert  wurde,  so  wurde  auch  den  entferntem  Erben 
gegenüber  das  Fallrecht  des  Herrn  eingeführt.  So  erklärt 
es  sich  vollkommen,  warum  sich  das  Besthaupt  nicht  bloss 
den  Kindern  gegenüber  erwähnt  findet.  Näheres  wird  sieb 
im  dritten  Buche  noch  ergeben  in  der  Lehre  von  der  Zu- 
sammeutheilung.  Hier  nur  noch  eine  darauf  bezügliche 
Stelle. 

Öffnung  von  Binnen  storf  von  1 3  'l  7 .  Wa  cm  golz- 
hussman  stirbet,  der  git  das  beste  lebent  houbt ,  das  er  hat, 
ze  vallc,  vnd  damit  hat  er  sin  erbe,  das  er  von  dein 
gotzhuss  hate,  sinen  rechten  erben  verschätzet.  — 
Stirpt  ouch  ein  gotzhusman  anc  liberben  ,  wenne  von  des 
wegen  ein  val  dem  gotzhus  —  gerichtet  wirl,  so  sollen 


HS)  Vgl.  damit  l'rk.  t.  31 2.  bei  Grimm  6.  36a.  ,,optimuin  mmeo- 
lum  mm  voMiUi  suprriori  ecdeSM  habtbil ,  et  film*  e/u»  (mortui)  h«rei  hubat 


Digitized  by  Google 


Kinfluss  der  Herrschaft  auf  das  Erbrecht. 


313 


sin  uechsten  erben,  die  genoss  sint ,  Ii  gen  des  vnd 
varendes  guot  erben,  das  er  gelassen  hat. 
Von  Anfang  an  war  der  Besthaupt  ein  sicheres  Zeichen 
der  Hörigkeit ,  eben  weil  es  mit  dem  Erbrechte  des  Grund- 
oder Leibherrn  in  die  Fahrhabe  zusammenhing.  In  der  spä- 
tem Zeit  ist  aber  das  nicht  mehr  durchgängig  der  Fall, 
indem  das  Fallrecht  nunmehr  häufig  an  den  abgeleiteten  Grund- 
besitz geknüpft  wurde  und  von  jedem  —  auch  dem  freien 
—  Besitzer  desselben  gefordert  wurde.  Es  konnte  somit 
nicht  bloss  fällige  Leute ,  sondern  auch  fallige  Güter  geben. 
Als  daher  im  Jahr  4324  dem  Kloster  Selnau  eine  Schupposc 
von  Seite  der  Abtei  Zürich  verliehen  wurde ,  fand  die  Ver- 
abredung Statt,  dass  bei  jedem  Todesfalle  einer  Acbtissinn 
von  Selnau  der  Abtei  Zürich  ein  Pfd.  Pfenning  „  ze  falle" 
gegeben  werden  solle  3l4).  Ebenso  war  der  Abt  von 
Muri  der  Abtei  Zürich  in  Folge  abgeleiteten  Grundbe- 
sitzes einen  Fall  von  einem  Mütt  Kernen  schuldig,  wenn 
er  verstarb  3,s). 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  einige  Stellen  über  die  Art. 
wie  der  Fall  bezogen  wurde,  folgen. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Von  der  väll  wegen. 
Wenn  da  ein  man  von  tods  wegen  abgäl ,  sol  ainein  Bi- 
se ho  ff  ze  houptval  werden  da/,  best  houpt,  daz  derselb 
man  nach  tod  vnder  sinem  vyh  denn  gelassen  hat.  So  so! 
ainein  heller  werden  der  best  mantel  vnd  daz  gewand ,  daz 
er  denn  an  hochzitlichen  tagen  ze  laichen  vnder  sincin  mantel 
getragen  haut  vnd  alli  die  geschliffni  wallen ,  die  er  nach 
lod  1«U,  vntz  an  ainen  gerter,  den  sol  er  der  frowen  lassen, 
das  si  stulion  hol  La  damit  how.  Wer  aber  daz  er  vnberaten 
Sun  nach  lod  liess  ,  den  sond  die  u  allen  beliben.  ald  wer 
die  frow  ains  Suns  schwanger ,  so  der  man  abgieng ,  als 
bald  denn  daz  Kind  geborn  wirt  vnd  die  vier  wend  gesech , 
so  Sölten  Im  ouch  die  Waffen  beliben. 


314)  F  r  a  ii  m  Ü  n  s  t  c  r  ■  m  t  II.  193. 

315)  l'raumiinsteraiut  II.  .513.  Vv\.  v.  1  37  7.  Oben  _''».  2tf .)  ha- 
ben wir  auch  gesebn  ,  da.*»  der  Meyer  von  Kiioti.iu  noch  zu  einer  Zeit  das 
BeMbaupt  geben  musste,  als  er  gewiss  nicht  mehr  für  einen  Höngen  gellen 
konnte. 
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Es  sol  ouch  am  cm  vorster  von  ainein  man  ze  val  wer- 
den die  best  kapp,  das  best  gürlel  gewand  mit  täschen  vnd 
mit  messer  als  er  es  denn  getragen  hat  vngeuarlich  II  hosen 
II  schnoch  ald  II  stiuel ,  weders  er  denn  nach  tod  gelassen 
hat. 

Wenn  ouch  ain  frow  von  tod  abgat;  so  sol  ainem  Bi- 
se hoff  ze  val  werden  das  best  bett,  das  si  denn  tod  lat . 
än  die  obern  ziech ,  vnd  ainem  kell  er  das  best  obergewand 
vnd  vndergewand  ,  als  si  an  hochzitlichen  tagen  ze  kilchen 
gÄt,  yettweder  gewand  ains,  vnd  das  best  honptnoch  daz 
si  denn  nach  tod  lüt.  darzuo  wirt  ainem  vors  t er  von  ainer 
frowen  ze  val  II  schuoch  I  hüll ,  ob  si  ain  hüllen  gehept 
hat ,  vad  die  gürtel  vnd  das  gürtelgewand  als  si  es  denn 
getragen  hat ,  vsgenonimen  die  Schlüssel. 

Gät  ouch  ain  frow  ab ,  das  si  ainen  man  nach  tod  14t  vnd 
nit  vnberauten  tochtern ,  so  sol  das  bett  dem  man  hüben , 
(es  wird  also  dem  Herrn  vorläufig  entzogen)  vntz  das  er 
ain  ander  wyb  genimet.  vnd  sol  denn  ainem  Bischoff  wer- 
den 3,ß).  Nhnpt  aber  er  dehain  ander  wyb,  so  sol  im  daz 
bett  beliben  vntz  an  sinen  tod,  vnd  sol  denn  darnach  aber 
an  ainen  Bischof  vallen.  Lät  aber  ain  frow  vnberaten  toch- 
iran  nach  ir  tod,  den  sol  der  val  gentzlich  beliben. 

Wenn  ouch  hofhorig  lüt  den  val  lösen  wend,  den  sol 
man  inen  V  f.  nelier  geben  denn  andern  lüten. 

Öffnung  von  Meilen  s.d.  Wele  och  abstirbet  uff  des 
gotzhus  guot  von  Zürich ,  von  dem  sol  min  her  neinen  daz 
beste  hopt  daz  er  hatt  lebentz  vnd  hat  er  anders  nit ,  so  sol 
er  neinen  den  bann  uff  dein  sedel  oder  die  katzen  bi  dem 
für ,  ob  er  wil. 

Öffnung  von  Rüschlifcon  s.  d.  Wer  oeh  der  ist a 
der  hinder  minen  herren  mit  Im  s  mein  sesshaft  ist,  gät  der 
ab  von  todes  wegen  ,  der  sol  minen  herren  ein  val  geben, 
ist  daz  er  fich  hat,  so  git  er  daz  best  hopt  mit  gespaltein 
fness.  Hat  er  aber  nit  liches ,  so  git  er  daz  best  gewant , 
so  er  hat,  als  er  ze  kilchen  vnd  ze  markt  gat.  Wer  aber 
vff  den  guetern  nit  sitzt ,  gat  der  ab  von  todes  wegen  ,  so 


316)   Da*  druck»  eine  «lie  Öffnung  von  Andelhngrn   s.   d.    so  auj  : 
,  W«r  ork  das  er  ein  froweo  n*m  bv  lebendem  lib  ,   wenn  i»*n  im  denn  die 
frowen  le  dar  vordren  tür  in  fnorti ,    so  sol  man  du*  bett  it  der  Hiadren  fb> 
t»  tilgen  rud  niit  £." 
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git  er  minen  herren  ze  fal  so  vil  als  er  minen  herren  von 
sinen  guetern  zins  git  vnd  hat  sich  gericht  mit  sinem  herren. 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  „Herr!  dieselben  feil  die 
stand  ouch  also :  Ists  das  ein  man  Vech  hett ,  das  so  man 
mynen  herren  oder  synen  Amptlüten  fürschlachen ,  die  sond 
vngefarlich  neuien  vnbegriffen ,  nach  den  Ougen  weders  sy 
w  eilen  t ,  das  best  oder  das  schwechst ,  vnd  was  er  benamset 
ze  neinen,  das  soll  er  neinen  vnd  sol  nit  hindersich  griffen, 
ob  er  ein  hessers  sech  vnd  des  armen  manes  Erben 
damit  gefeiet  han.  Were  aber,  herr!  das  sy  vtz  ver- 
seitind,  oder  hinder  sich  hübint,  so  ist  die  naebfrag  mynes 
herren  von  einsidlen.  Wer  aber  das  min  herr  vt  erfragete, 
das  ist  mines  herren  one  gnad.  Wend  das  die  Erben  lösen  , 
so  sol  man  Inen  es  V  fj.  den.  necher  ze  lösen  gehen ,  dann 
es  vi!  dem  merckt  gulti."  Ist  kein  Vieh  da ,  so  wird  auch  hier 
das  beste  Gewand  genominen  »»vnd  sol  min  herr  von  Ein- 
sidlen keiner  Erbschaft  nit  fürbass  nachfragen." 


DRITTES  BUCH. 


low  der  brunischen  Neuerung  bis  zur  Feststellung  der 
Reformation.    Vom  Jahr  1336  bis  1631. 


g.  i.    Historische  Einleitung. 

In  dem  tragischen  Kampfe  der  Hohenstaufischcn  Kaiser 
mit  dem  Papstthuine  war  die  alte  kaiserliche  Macht  in  ihren 
Grundfesten  erschüttert  worden.  Sie  vermochte  sich  nach- 
her nie  wieder  zu  heben.  Die  allgemeine  Richtung  der  Zeit 
ging  auf  Abtrennung  einzelner  kleinerer  Staaten  von  dem 
römisch  deutschen  Reiche;  und  die  Kaiser  selbst,  diesem 
Zuge  folgend,  waren  mehr  auf  die  Gründung  und  Feststel- 
lung einer  eigenthümlichen  Hausinacht  als  auf  die  Erhaltung 
der  Einheit  des  Reiches  bedacht.  Ein  Bestreben,  das  für 
die  Habsburger  deu  grössten  Erfolg  hatte. 

Die  Kreuzzüge,  in  welchen  das  Abendland  sich  mit  dein 
Morgenlande,  das  Christenthum  sich  mit  dem  Muselthume 
mass,  bereiteten  in  doppelter  Weise  eine  neue  Zeit  vor, 
indem  sie  zugleich  viele  Kräfte  des  Mittelalters  aufzehrten 
und  in  die  Zerstörung  die  Keime  eines  neuen  Lebens  über- 
trugen. 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  hat  sich  vorzüg- 
lich im  Kampfe  mit  der  österreichischen  Hausmacht  ausge- 
bildet. Gerade  in  den  Erblandcn  des  Ilabsburgischcn  Ge- 
schlechtes  wurde  derselbe  für  dieses  am  unglücklichsten  ge- 
führt. Die  Landeshoheit  der  Grafen  von  Habsburg  in  den 
Bergländern  war  noch  nicht  entwickelt ;  aber  die  Anfänge 
dazu  waren  vorhanden .  und  hätten  die  Fürsten  ein  kluges 
und  mildes  Verfahren  beobachtet,  so  wäre  sie,  wie  überall 
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sonst,  allmählig  anerkannt  worden.  Aber  die  hoclimüthige 
Gewalt  wurde  von  dem,  wenn  auch  rohen,  doch  kraftigen 
und  entschlossenen  Bergvolke  zurückgestossen. 

Es  gelang  den  Herzogen  von  Oestreich  nicht  nur  nicht, 
die  von  ihnen  angesprochene  Landgrafschaft  in  diesem  Ge- 
biete zu  befestigen.  Der  Widerstand  breitete  sich  aus.  Wer 
ihrer  Herrschaft  in  der  weiten  Umgegend  noch  nicht  unter- 
worfen war  und  wer  sich  derselben  zu  entziehen  suchte, 
schloss  sich  an  das  tapfere  Bergvolk  an ;  und  bald  sahen  sich 
die  Habsburgischen  Fürsten  selbst  in  ihren  Stammgütern  an- 
gegriffen. Sie  verloren  allmählig  alle  ihre  ausgedehnten  Graf- 
und  Herrschaften  auf  dem  Gebiete  der  gegenwärtigen  Schweiz. 

Die  Reichsstadt  Zürich  hatte  sich  schon  frühe  mit  den 
Eidgenossen  in  Bündnisse  eingelassen.  Die  den  Geschlech- 
tern ungünstige  Verfassungsänderung  des  Jahres  4336  brachte 
sie  jenen  noch  weit  näher,  indem  sich  die  vertriebenen  Ge- 
schlechter, wie  die  Aristokratie  des  Landes  überhaupt,  mehr 
an  das  österreichische  Fürstenthum  anschlössen.  Zwar  wankte 
die  Stadt  noch  mehrmals  zwischen  den  Eidgenossen  und 
Oesterreich,  je  nachdem  die  eidgenössischen  oder  österreichi- 
schen Interessen  ihr  oder  vielmehr  den  städtischen  Parteien 
und  Führern  näher  zu  liegen  schienen.  Aber  die  eidgenös- 
sische Richtung  erhielt  doch  auf  die  Dauer  die  Oberhand. 

Die  Landschaft,  welche  zu  Anfang  dieser  Periode  noch 
grossentheils  österreichisch  war,  wurde  während  derselben 
auch  von  dieser  Herrschaft  abgelöst.  Und  die  Stadt  be- 
nutzte die  jeweiligen  Unfälle  der  Oesterreicher  klüglich ,  um 
ihr  Gebiet  zu  erweitern.  Sie  brachte  eine  bedeutende  Zahl 
von  Herrschaften  selten  durch  Eroberung,  gewöhnlich  durch 
Vertrag  in  ihre  Gewalt.  Besonders  während  des  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  gelang  es  ihr,  sehr  umfassende  Erwer- 
bungen zu  machen ,  unter  denen  der  in  Form  einer  Ver- 
pfändung geschehene  Ankauf  der  österreichischen  Grafschaft 
Kyburg  vorzüglich  zu  nennen  ist. 

Die  ganze  spätere  eidgenössische  Entwicklung  war  über- 
haupt dem  Adel  in  der  Schweiz  verderblich.  Der  hohe  Adel 
verlor  nach  und  nach  seine  Gebiete,  indem  die  fürstlichen 
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und  gräflichen  Rechte  an  diesen  Landestheilen  bald  auf  ein- 
zelne schweizerische  Städte,  bald  in  Gestalt  gemeiner  Herr- 
schaften auf  mehrere  eidgenössische  Stände  übergingen.  Der 
niedere  Adel  wurde  entweder  ganz  vertrieben  und  ausge- 
rottet, oder  gezwungen ,  in  das  Bürgerrecht  der  Städte  sich 
aufnehmen  zu  lassen.  Und  so  verlor  er  schon  in  dieser  Pe- 
riode alle  wahre  Bedeutung.  Kr  konnte  sich  vor  andern 
Bürgern  höchstens  noch  dadurch  auszeichnen,  dass  eine  An- 
zahl niederer  Gerichtsherrlichkeiten  auf  dem  Lande  einzel- 
nen adeliche n  Familien  erblich  zugehörten.  Manche  der- 
selben gingen  aber  auch  auf  bürgerliche  Familien  über,  und 
die  höchsten  städtischen  Aemter,  mit  welchen  weit  grössere 
Macht  verbunden  war,  waren  angesehenen  Bürgern  ebenso 
zugänglich  als  Adelichen. 

Die  Bündnisse  der  Eidgenossen  fielen  bereits  in  eine  Zeit, 
in  welcher  die  Centraikraft  des  deutschen  Reiches  sehr  ge- 
schwächt war,  und  so  nahmen  dieselben,  wenn  sie  sich 
gleich  noch  lange  als  Glied  des  römischen  Reiches  deutscher 
Nation  betrachteten,  doch  schon  frühe  eine  faktisch  ziem- 
lich unabhängige  Stellung  ein.  Die  allmählige  Lostrennung 
vom  Reiche  wurde  theils  durch  die  Lage  der  Schweiz  an 
der  äussersten  Grenze  Deutschlands ,  Italiens  und  Frankreichs 
theils  dadurch  begünstigt ,  dass  sie  öfters  im  Kriege  waren , 
besonders  mit  dem  österreichischen  Kaiserhause ,  und  so  den 
Kaiser  selbst  zuweilen  als  ihren  Feind  betrachten  lernten. 

Als  Maximilian  I.  (1493  —  1519)  durch  Einführimg  eines 
höchsten  Gerichtshofes,  des  sogenannten  Reichskammerge- 
richtes und  ähnliche  allgemeine  Reicbsordnungen  das  zerfal- 
lende Reich  wieder  fester  zusammenzubinden  versuchte ,  war 
dieser  Versuch  für  die  Schweiz  schon  zu  spät.  Gerade 
weil  man,  was  schon  faktisch  nicht  mehr  recht  zusammeii- 
passte,  wieder  vereinigen  wollte,  trat  die  Absonderung  desto 
deutlicher  hervor.  Die  Eidgenossen  weigerten  sich  beharr- 
lich und  mit  Erfolg,  das  Reichskaminergcricht  auch  für  sich 
anzuerkennen.  Wenn  daher  die  Lostrennung  der  Schweiz 
von  Deutschland  erst  durch  den  westphälischen  Frieden  im 
Jahr  1648  vollständig  im  europäischen  Staatensysleme  aner- 
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kannt  wurde,  so  war  der  bedeutendste  Schritt  dazu  doch 
schon  anderthalb  Jahrhunderte  früher  geschehen. 

Diese  Lostrennung  hatte  auch  für  die  Rechtsentwicklung 
die  grössten  Folgen.  Man  schlägt  gewöhnlich  den  Einfluss, 
den  das  Reichskammergericht  zu  Gunsten  der  Herrschaft 
des  römischen  Rechtes  in  Deutschland  geäussert  hat,  viel 
zu  gering  an.  Zwar  ist  es  unläugbar ,  dass  schon  vorher 
auf  verschiedenem  Wege  und  in  verschiedener  Weise  römi- 
sches Recht  in  Deutschland  eingedrungen  ist  und  sich  daselbst 
gelten  gemacht  hat.  Aber  diese  umfassende  Gesetzesauto- 
rität des  gesammten  Corpus  Juris  und  diese  Zuriickdrängung 
und  Verkennung  des  einheimischen  Rechtsstoffes  gerade  von 
Seite  der  höchsten  Gerichte  ist  doch  wohl  grossentheils  dem 
Reichskammergerichte  zuzuschreiben. 

Eben  desshalb  ist  auch  die  Schweiz,  welche  den  frü- 
hern Einflüssen  des  römischen  Rechtes  kaum  viel  weniger 
ausgesetzt  war  als  Süddeutschland  überhaupt,  von  dieser 
direkten  und  zum  Theil  auch  pedantischen  Herrschaft  eines 
fremden  Gesetzbuches  frei  geblieben ,  weil  ihr  dasselbe  nicht 
von  dem  obersten  Reichsgerichte  aufgezwungen  wurde. 

Den  Schluss  dieser  Periode  und  so  auch  den  Uebergang 
zu  den  folgenden  der  neuern  Zeit  bildet  das  grosse  Drama 
der  Reformation.  Es  ist  merkwürdig,  dass  die  grösstc  Ge- 
fahr, welche  die  Hierarchie  der  Kirche  erlebt  hat,  ihr  nicht 
von  Seite  der  höchsten  weltlichen  Macht  her  kam ,  sondern 
aus  ihrem  eigenen  Schosse  erstand.  Niedrig  gestellte  Mönche 
und  Pfarrer  waren  es,  deren  gewaltiges  Wort  das  Papst- 
thum für  immer  erschütterte.  .  Ein  charakteristisches  Zei- 
chen der  neuern  Zeit,  in  welcher  so  viele  Bewegungen  so- 
wohl in  allen  Richtungen  menschlichen  Wissens  und  mensch- 
licher Kunst  als  in  dem  Staatsleben  von  unten  her  erzeugt 
und  gefördert  wurden. 

Die  schweizerische  Reformation  ging  von  Zürich  aus, 
woselbst  Zwing  Ii  lehrte.  Durch  dieselbe  wurde  der  bis- 
herige kirchliche  Organismus  gänzlich  umgewandelt,  und 
das  Verhältnis*  der  Kirche  zum  Staat  geändert.  Die  Klei- 
ster wurden  aufgehoben  und  ihr  Vermögen  in  die  Verwal- 
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tung  des  Staates  genommen.  Insbesondere  gingen  auch  die 
Hoheits-  und  Herrschaftsrechte  der  Kloster  in  Folge  der 
Reformation  auf  den  Staat  Uber. 

IN  och  mehr  Einfluss  äusserte  aber  die  Reformation  auf 
die  Standesverhältnisse.  Es  war  durch  sie  in  der  That  das 
ganze  System  des  Mittelalters  in  weltlicher  nicht  weniger 
als  in  religiöser  Hinsicht  in  Frage  gestellt  worden.  Das 
Princip  der  individuellen  Freiheit  durchbrach  die  alten  For- 
men einer  organischen  und  corporativen  Gliederung.  Die 
grosse  Bewegung  theilte  sich  auch  den  niedersten  Ständen 
mit  und  die  verbreitete  Lehre  von  religiöser  Freiheit  weckte 
in  ihnen  Ansprüche  auf  höhere  persönliche  Rechte.  In  den 
Bauernaufständen  .  die  sich  hier  zeigten  wie  in  Deutschland , 
wurden  alle  Lasten  des  Grundbesitzes  und  der  Hörigkeit 
bestritten,  und  auch  dabei  die  Aeusserungen  der  Bibel,  als 
der  Grundqucllc  aller  Wahrheit,  vielfach  benutzt.  Die  Hö- 
rigkeit erhielt  damals  schon  auf  dem  zürcherischen  Gebiete 
die  grössten  Stösse  und  verschwand  bald  grösstenteils.  Man 
war  froh,  die  ökonomischen  Gefälle,  welche  auf  dem  Bo- 
den hafteten,  noch  aufrecht  erhalten  zu  können. 

Die  unglückliche  Schlacht  bei  Kappel,  in  der  Zwingli , 
welcher  vielleicht  grossere  Anlagen  noch  zum  Staatsmanne 
hatte  als  zum  Theologen,  sein  Leben  verlor,  setzte  der 
weitern  Verbreitung  der  Reformation  und  den  kriegerischen 
Unternehmungen  der  Stadt  überhaupt  ein  Ziel.  Das  Ver- 
hältniss  zu  der  Landschaft,  welche  der  Stadt  und  dem  neuen 
Glauben  in  der  INoth  treu  blieb,  wurde  durch  den  Kappe- 
lerbrief auf  eine  jener  günstige  und  milde  Weise  dauernd 
festgestellt.  Und  so  schliessen  wir  denn  diese  Periode  am 
besten  mit  diesem  wichtigen  Akte. 

J.  2.    Die  Brun  is  che  Neuerung. 

Die  von  dem  Ritter  Rudolf  Brun ,  einem  angesehenen  Ge- 
schlechter, geleitete  städtische  Neuerung  (so  wird  sie  von 
dem  sogenannten  geschworenen  Briefe  ')  selber  genauut) 

1)  Der  erste  Schworbrief  /u  17  Im   ist  vom  Jahr  M'tö.     Jäger   S.  235. 
Er  ging  ebenfalls  aus  Streitigkeiten  der  St.in.le  hervor.     Die  beste  anf  Urknn 
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griff  in  die  Verfassung  der  Stadt  tief  ein  und  hatte  dauernde 
Veränderungen  zur  Folge.  Die  Verfassung,  welche  durch- 
aus als  das  Werk  Bruns  anzusehen  ist ,  wird  aus  der  Ur- 
kunde, welche  darüber  aufgestellt  und  beschworen  wurde, 
dein  sogenannten  geschworenen  Briefe  völlig  deutlich.  We- 
niger die  innere  Bedeutung  der  Umänderung. 

Der  geschworene  Brief  führt  zwar  auch  die  Gründe  an, 
welche  die  Gemeinde  bewogen  haben,  das  alte  Regiment 
abzuschaffen  und  ein  neues  einzuführen.  Als  solche  werden 
angegeben  wilkührliche  Rechtsverzögerung  und  Rechtsver- 
weigerung, übermüthige  Behandlung  der  armen  Leute,  Ver- 
schwendung des  Stadtvermögens,  über  welches  keine  Rech- 
nung abgelegt  werde.  Vergleicht  man  aber  die  neue  Ver- 
fassung mit  der  alten  und  beachtet  die  ungefähr  gleichzeiti- 
gen ganz  analogen  Erscheinungen  in  sehr  vielen  Städten 
Deutschlands,  so  wird  man  bald  gewahr,  dass  nur  die  äus- 
sern Vorwände  und  Anhaltspunkte  in  der  Urkunde  bezeichnet 
werden,  nicht  aber  die  innere  Richtung,  welche  gerade  eine 
solche  und  nicht  eine  andere  Verfassungsänderung  hervorrief. 

Der  Gegensatz  zwischen  den  Geschlechtern  ,  die  al- 
lein des  Regimentes  fähig  waren ,  und  der  "tlandwerkcr  und 
aller  andern ,  die  nicht  zu  jenen  erstem  gehörten ,  hatte  sich 
im  Verlaufe  der  Zeit  innerlich  sehr  verändert.  Die  frühere 
Hörigkeit  der  Handwerker  vertrug  sich  mit  dem  Aufleben 
der  Städte  nicht  und  verminderte  sich  daher  allmählig  sehr. 
Der  Wohlstand  des  gemeinen  Mannes  nahm  durch  Ausübung 
von  Handel  und  Gewerben  zu  und  mit  diesem  erhoben  sich 
auch  seine  Ansprüche.  An  den  zahlreichen  Fehden  der  Stadt 
mussten  sie  Theil  nehmen  nicht  weniger  als  die  Geschlech- 
ter. Sie  zogen  mit  dem  gemeinen  Bmncr  der  Stadt  zu  Feld 
und  halfen  die  nöthigen  Gelder  herbeischaffen.  Auf  der  an- 
dern Seite  verminderten  sich  die  Geschlechter  in  Zahl  und 
Bedeutung. 

■  - 

den  gegründete  Darstellung  der  Brunischen  Slaatsveianderung  in  Zürich  isl  in 
neuester  Zeit  Ton  J.  J.  Hottinger  erschienen  im  schweizerischen  Nu- 
seum  für  historische  Wissenschaften,  herausgegeben  von  Ger  lach, 
Hottinger  und  W a  c li e r  n  a g e  I.     Frauenfeld  1337.  I.  S.  37.  ff. 

RlunUrlili  Rtrli'iguchichl«.  21 
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Es  war  daher  eine  naturgemässe  Forderung  der  erstem, 
dass  sie  den  letztern,  denen  sie  nunmehr  im  Leben  näher 
standen  als  früher,  auch  in  der  Verfassung  näher  gestellt 
werden.  Und  das  erlangten  sie  nun  eben  durch  die  Bru- 
nische Verfassungsänderung  des  Jahres  133C2). 

Diese  innern  Kampfe  der  Gemeine  mit  den  Geschlech- 
tern zeigen  sich  in  sehr  vielen  deutschen  Städten  zu  glei- 
cher Zeit  in  ähnlicher  Form.    Durchgängig  erlagen  die  Ge- 


2)  Der  geschworen«  Brief  ist  datirt  Dieastag  vor  Sant  Mari«  Magda- 
lenatag.   Die  spätem  Chronik-  und  Geschichtschretber   setzen  die  Bruuische 
Revolution  in  den  Frühling  des  Jahres  1335  und  lassen  die  alten  Räthe  damals 
schon  vertrieben  werden.    Job.  v.  Müller  behauptet  sogar  (eidgen.  Gesch. 
II.  149.),  Brun  werde  im  Jahr  1335  »chon  Bürgermeister  genannt.  Dagegea 
führt  nun  Kopp  (Urkunden  u.  s.  f.  S.  185.)  eine  Urk.  an ,  in  welcher  noch 
am  20.  Jenner   1336   XII  Rathe  der  alten  Orduung  vorkommen.    £r  setzt 
desshalb  die  Umwälzung  auf  Pfingsten  1336.    Ich  kann  der  ersten  Meinung 
überall  nicht,  der  zweiten  nur  mit  einer  Moditication   zustimmen.    Die  Ver- 
fassungsänderung fällt  sieber  erst  in's  Jahr  1336  und  Müller  bat  jedenfalls  sieh 
geirrt,  wenn  er  schon   vorher  einen  Bürgermeister  zu  finden  geglaubt  hat. 
Aber  die  Aufregung  und  der  Ansloss  zu  der  Verfassungsänderung  ist  schon  im 
Jahr  1335  zu  soeben.    Darüber  gibt  eine  Rathserkenntniss  Aofschtuss,  welche 
unter  den  Herbsträthen  des  Jahres  1335  erlassen  wurde.    (MS.  65.  S.  25.  a.) 
„Anno  dorn.  1335  sub  consulibus  auclumpoalibus.    Der  Rat  vnd  die  bürgere 
Zürich  sint  gemeinlich  Uberein  komen ,   durch  dus  vuser  Stat  gerichte  beide 
armen  vnd  riehen  vor  dem  vogte  dein  schul theissen  vor  andern  richtern  Zürich 
gefürdert  werde ,  das  die  fürsprecheo   vntz  her  vaste  gesrmet  vnd  gehindert 
haut,  das   die  XXXVI.  der  Reten  Zürich  voran  vnd  dar  zno  der 
burger  so  vil  so  den  Rat  guot  dvchte  ,   gesworn  hant  gelerte  eide  ze  den 
heiligen,  vnd  furbas  heissen  svln  swerren  swen  ein  Rat  dvnket,  daz  es  not 
dürftig  si  |  das  mau  hinan  zc  der  nechsten  sant  walpurg  tult  vnd  von  dan- 
nen  hin  die  nechsten  fünf  Jar  weder  von  frouwen  noch  von  man  von  Cn- 
stan  noch  von  Juden  von  bürgern   noch  von  gesten  noch  von  nieman  enkeine 
miete  nemen  noch  namzen  svln  noch  inietewan,  durch  daz  iemau  des  andern 
rete  tuo."    Damals  galt  die  alte  Verfassung  noch  und  schier  noch  auf  Dauer 
Anspruch  zu  machen.    Aber  wenn  mau  die  von  dem  alten  Rathe  selbst  zuge- 
gebenen Missbräuche  in  der  Rechtspflege  und  die  ausserordentliche  Massregel, 
sie  zu  beseitigen,  vergleicht  mit  dem  Eingang  des  geschworenen  Briefes,  so 
kann  man  einen  innern  Zusammenhang  nicht  verkennen,   und  wird  zogeben 
müssen,  dass  schon  im  Jahr  1335  die  nämlichen  Klagen  sehr  lebhaft  last  ge- 
worden, welche  bei  der  Verfassungsänderung  von  1336  neuerdings  hervortra- 
ten.   Ulrich  Krieg  in  seiner  alten  Chronik  setzt  den  Brunischen  Aufruhr 
richtig  in's  Jahr  1336  „an  dem  sibenden  tag  brachotz"  MS.  der  Stadthihho- 
thek  S.  12.  b.    Hottinger  a.  a.  O.  S.  45.  folgt  der  koppischen  Ansicht, 
hat  aber  die  eben  mitgetheilte  Rathserkenntniss  von  1335  nicht  gekannt. 
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schlechter  dem  aufstrebenden  Elemente  der  gewerbetreiUen* 
den  Bürger.  Im  Einzelnen  aber  unterscheiden  sich  diese 
Verfassungsänderungen  wieder  sehr,  je  nachdem  der  Wi- 
derstand stärker  oder  geringer  war.  Während  aus  einzel- 
nen Städten  die  Geschlechter  ganz  vertrieben  wurden,  (heil- 
ten sie  sich  in  andern  mit  den  Zünften  in  das  Regiment,  fo 
dritten  vermischten  sie  sich  mit  der  Gemeine  zu  einer  Masse. 

In  Zürich  wurde  von  Brun,  der,  selber  ein  Geschlechter, 
unmöglich  daran  denken  konnte,  alle  seine  Standesgenossen 
zu  entfernen,  der  zweite  Weg  eingeschlagen. 

Die  ganze  Bürgerschaft  der  Stadt  wurde  nimmehr  in  zwei 
Hauptklassen  vertheilt  I)  die  Constafel  II)  die  Zünfte. 

I.  In  die  Constafel 3)  gehören  alle  Ritter  und Edelleute, 
alle  Burger,  die  von  ihren  Renten  leben,  die  Kaufleute, 
Gewandschneider  (die  später  sogenannten  Tuchherren ,  nicht 
zu  verwechseln  mit  den  Schneidern,  die  als  Handwerk  zu 
einer  Zunft  gehören),  Wechsler,  Goldschmide  und  Salzleute. 
Diese  alle  werden  als  Burger  im  engern  Sinne  den  Hand- 
werkern entgegengesetzt  und  fallen  mit  der  freien  Bürger- 
gemeinde  vor  der  Revolution  wohl  zusammen.  Alle  alten 
rathsfähigen  Geschlechter  gehören  zur  Constafel ,  gesetzt 
auch,  es  sollten  nicht  alle  Bürger,  die  in  der  Constafel  ein- 
geschrieben waren,  früher  rathsfahig  gewesen  sein.  Aus 
ihr  werdeu  auch  später  noch  alle  Räthe  gewählt.  Der  Bür- 
germeister selbst  steht  vornämlich  dieser  Abtheilung  vor 
und  das  Banner  der  Stadt  gehört  ebenfalls  ihr  zu. 

II.  Dieser  Constafel  gegenüber  stehen  die  13  Zünfte  der 
Handwerker,  abgetheilt  nach  den  einzelnen  Berulsk  reisen. 
Der  geschworene  Brief  zählt  sie  folgendermassen  auf:  1)  Krä- 
mer; 2)  Tuchscherer,  Schneider  und  Kürschner;  3)  Wein- 
schenken, Weinrufer,  Winzer,  Sattler,  Maler  und  Unter- 
käufer (Mäkler);  4)  Becker  und  Müller;  5)  Wollenweber, 
Wollenschlager,  Grautucher  und  Hutmacher;  6)  Leinewe- 
ber, Leinwater  und  Bleicher;  7)  Schmiele,  Schwerrfeger , 

3)  Cotstafel  rerMtrat  aus  cowiUs  stabuJi.  Regiitorw  Cbran*  «d.  «. 
SOT.  bei  Peru  I.  56».  „  Biircbardum  romittpt  *tuimli  »ui ,  quod  eorruptv 
ronttuhulnm  appellainu«," 
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Kannengiesser ,  Glockengiesser ,  Spengler,  WafFenschmide  , 
Schärer  und  Bader;  8)  Gerber,  Weisslederer  und  Perga- 
menter;  9)  Metzger,  Viehkäuferund  Viehtreiber;  10)  Schuh- 
macher; 11)  Zimmcrleute,  Maurer,  "Wagner,  Drechsler, 
Holzkäufer,  Fassbinder  und  Rebleute ;  12)  Fischer ,  Schif- 
leutc,  Karrer,  Seiler,  Träger;  13)  Gärtner,  Oehler  und 
Grempler. 

Zwei  Handwerke ,  das  der  Kammacher  und  das  der 
„Vffbisewer"  (?Tschudi  hat  Aufbrosener),  bildeten  zwar  Ge- 
sellschaften aber  keine  Zunft ,  und  mussten  dem  Bürgermei- 
ster und  dem  Stadtbanner  warten.  Sie  verblieben  somit  so 
ziemlich  in  derselben  Lage,  in  welcher  früher  alle  Hand- 
werksinnungen  gewesen  waren.  Denn  ungeachtet  sie  mit  dem 
Banner  der  Stadt  auszogen,  so  gehörten  sie  doch  nicht  als 
gleichberechtigte  Bürger  zur  Constafel. 

An  der  Spitze  jeder  Zunft  steht  ein  Zunftmeister,  wel- 
cher je  auf  ein  halbes  Jahr  gewählt  wird,  die  Zunft  im 
Rathe  vertritt  und  zugleich  die  Zunftgenossen  im  Kriege 
anführt4).  Wenn  die  Constafel  der  Stadt  Banner  trägt,  so 
hat  hinwieder  jede  Zunft  ihr  besonderes  Zunftpanncr  für  sich. 

Jede  Zunft  ist  auch  in  mancher  Hinsicht  wieder  ein  Ge- 
meinwesen für  sich,  und  hat  ihre  eigene  Rechtspflege  für 
Handwerksstreitigkeiten.  Sie  wählt  nämlich  ausser  dem  Zunft- 
meister noch  sechs  Männer,  die  sogenannten  Sechser5), 
welche  mit  jenem  die  Angelegenheiten  der  Zunft  besorgen, 
je  auf  ein  halbes  Jahr.  Vor  ihnen  geschieht  die  Meister- 
annahme. Und  sie  schlichten  die  Händel  zwischen  den  Mei- 
stern, Gesellen  und  Lehrkoaben  der  Zunft  in  Minne  oder 


4)  Daher  wird  in  den  Zunftordnungen  der  Schinide  und  Becker  vom  Jahr 
1336  dem  Zunftmeister  zur  Pflicht  gemacht,  die  Harnische  der  Zunftgenossen 
zu  beschanen  und  über  gehörige  Bewaffnung  zu  wachen.  Damit  ist  eine  Ralhs- 
erkenntniss  wahrscheinlich  von  1336  MS.  65.  S.  58.  a.  zu  verbinden  :  „sweler 
i.  u  n  f  t  h  r  u  o  d  er  sinem  Zunftmeister  nicht  wolle  gehorsam  sin  mit  wachte  oder 
mit  andern  diagen  so  er  im  gehütet  von  der  zünfte  notdurft  wegen,  der  buesset 
V  g.  der  Zünfte." 

5)  Urk.  v.  1346.  Diplom,  der  Propstei  S.  133.  Zunftordnungen 
der  Schinide  und  Beeker  V.  1336.  In  Basel  kommen  schon  1235  Sechser 
vor  ah  Vorsteher  einer  Zunft.    Ochs  I,  S.  352. 
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durch  ihren  Hechtsspruch.  Aher  weder  Frevel  noch  an- 
dere Prozesse  über  civilrechtliche  Dinge  dürfen  von  ihnen 
entschieden  werden.  Ausser  den  Handwerkssachen  tritt  so- 
fort wieder  die  gewöhnliche  Rechtspflege  ein.  Es  ist  den 
Zünften  unter  Androhung  von  Bussen  untersagt,  ihre  Com- 
petenz  zu  überschreiten6).  , 

Unter  sich  stehen  die  Zunftbrüder  in  einem  familienähn- 
lichen  Verbände.  Die  Gemeinschaft  durchdringt  das  ganze 
Öffentliche  und  gesellige  Leben.  Sie  ziehen  zusammen  als 
Kameraden  aus  in  die  Fehde,  sie  besprechen  zusammen  die 
Angelegenheiten  der  Stadt,  sie  vereinigen  sich  zu  geselligen 
Festen  uud  regelmässigen  Gelagen.  Und  selbst  im  Tode 
uoch  stellt  sich  die  Verbindung  dar,  indem  alle  Zunftge- 
nossen bei  Busse  verpflichtet  sind,  den  Leichnam  des  ver- 
storbenen Zunftbruders  oder  seiner  Angehörigen  zum  Grabe 
zu  geleiten  7). 

§.  5-    Bürgermeisterund  Rath. 
Brun  schuf  für  sich  selber  das  neue  Amt  eines  Bürger- 
meisters, der  im  Mittelpunkte  der  ganzen  Verfassung  das 

Gleichgewicht  zwischen   den  Ständen  erhalten  und  beide 

»       »,  t 

6)  Bathscr  k  e  ii  i)  t  n  i  i  5  wahrscheinlich  v.  1336.  MS.  65.  S.  58.  n.  „d.w. 
enkein  Zunft  enkeinen  Einung  Uber  .sich  .selben  selzcii  svln  noch  enkein  Ding 
vnder  in  selben  richten  noch  schet/en,  wan  daz  ouch  ir  znnftbrieve  hant ,  — 
vnd  swele  zunft  icht  anders  tete  ,  die  sol  man  dar  vmb  buossen  nach  der  ge- 
legenheit  der  sachc  vff  den  eit." 

7)  Zunftordnungen  v.  J.  1336.  Von  diesen  Sittrn  hat  sich  gegenwärtig 
noch  manches  erhalten  .  obwohl  die  Z'rinfte  fast  ihre  ganze  Bedeutung  einge- 
büsst  haben  und  nunmehr  ein  veraltetes  Institut  sind.  Noch  immer  bringt  es 
die  Sitte  mit  sich,  dats  bei  den  Leichenbegängnissen  die  Zunftgenossen  sich 
vor  andern  cinslelleu.  In  Basel  gab  es  im  dreizehnten  Jahrhundert  Zünfte, 
die  unter  dem  Hofrechte  des  Bischoffs  standen.  Dass  damals  schon  diese  reli- 
giöse Gemeinschaft  der  Zunftgenossen  bestanden  habe,  somit  älter  sei  als  die 
politische  Bedeutung  derselben,  beweist  eine  Stelle  aus  einer  (Jrk.  v.  1248. 
Ochs  I.  S.  323.,  die  ich  anführen  will  „Preterea  si  aliquis  harum  confra- 
terniarum  decesierit  omnes  confratres  predicti  sue  sepuiture  cum  sacriäcio  in- 
terernnt  quod  si  etiam  extra  civitatem  ad  spatium  tiium  miliarium  quispiam 
fratrom  objerit,  si  proprie  desunt  facultales  de  couununt  Zunfla  adducetur, 
»epelietar  et  tricesiinus  in  Anime  sue  reinedium  conferetur  et  si  quisquain  fra- 
iruin  sepuiture  cum  sacnlicio  se  absentavent  dimidiam  libraiu  Cere  pro  pena 
persolvet."  Vg\  auch  die  Zunftordnung  der  Baselermezgei-  r.  J.  1248.  bti 
Ochs  I.  S.  319. 
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beherrschen  sollte.  Hier  zeigt  sich  vornehmlich  der  scharf- 
sinnige staatsraännische  Geist  des  Gründers  dieser  Verfas- 
sung. Man  sieht  deutlich,  wie  er  die  grossen  Schwierig- 
keiten seiner  Lage  überschaute  und  mit  welch  sicherem 
Takte  er  zum  voraus  schon  die  Mittel  in  die  Verfassung 
selber  zu  legen  wusste,  welche  die  Gefahren  der  Zukunft 
beseitigen  sollten.  Allerdings  hat  Zürich  später  vorzüg- 
lichere Männer  erzeugt  als  Brun,  aber  sicher  keinen  Staats- 
mann, der  jenem  an  Talent  und  Einsicht  gleich  käme. 

Zunächst  sorgte  er  für  persönliche  Sichcrstelhing  in  sei- 
ner neugeschaffenen  Wurde,  damit  er  als  Haupt  der  Ver- 
fassung mit  dieser  selber  verbunden  sei  und  nicht,  ohne 
Verletzung  dieser,  entfernt  werden  könne.  Alle  andern 
Stellen  werden  nur  auf  ein  halbes  Jahr  übertragen.  Er 
allein  behält  seine  Macht  lebenslänglich.  Ja  er  sorgt  schon 
zum  voraus  für  den  Nachfolger,  vielleicht  um  so  die  Ge- 
fahr des  Mordes,  welcher  von  der  erbitterten  Partei  der 
Geschlechter  zu  befürchten  stand,  zu  verringern,  wenn 
der  todte  Bürgermeister  einen  Nachfolger  und  Rächer  hatte , 
vielleicht  auch  um  die  Dauerhaftigkeit  der  neuen  Verfas- 
sung zu  sichern.  Es  werden  vier  Freunde  des  Bürger- 
meisters, alle  vom  Stande  der  Geschlechter,  als  mögliche 
Nachfolger  desselben  bezeichnet. 

Sodann  suchte  Brun  einen  entschiedenen  Einfluss  zu  ge- 
winnen auf  die  Bildung  des  Rathes.  Der  Rath  besteht  aus 
je  26  Mitgliedern,  13  aus  der  Gonstafel  genommen,  und 
13  von  den  Zünften8).  Die  erstem  heissen  Räthc  im 
eigentlichen  Sinne,  die  letztern  sind  die  Zunftmeister 
der  dreizehn  Zünfte '-).    Sie  werden  alle  auf  je  ein  halbes 

8)  In  den  Verzeichnissen  der  Rath-  und  Ricbtebücber  «erden  die  Rätkc 
oft  Contulet  die  Zunftmeister  Scabini  genannt. 

9)  Fichard  Geschichte  Ton  Frankfurt  nimmt  an,  schon  in  der  Mitte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  habe  es  zu  Frankfurt  im  Rathe  eine  Bank  der 
Zünfte  segeben.  Die  erste  TÖltig  liehen  Erwähnung  dar  Handwerker  im 
Rathe  fällt  aber  erst  in'.s  Jahr  1 352  (S.  185).  Alle  übrigen  von  demselben 
beigebrachten  Grunde  scheinen  mir  ungenügend.  Die  Erwähnung  der  consnle» 
um  die  Milte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  beweisst  sicher  nicht  für  die  Auf- 
nahme der  Handwerktr  in  den  Rath ;  denn  gerade  so  begegnet  uns  der  Name 
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Jahr  gewählt,  von  einer  Sonnenwende  zur  andern,  und 
keiner  darf  ein  ganzes  Jahr  hindurch  im  Amte  bleiben. 
Nach  einer  halbjährigen  Ausschliessung  sind  dann  die  alten 
Käthe  und  Zunftmeister  wieder  wählbar.  Faktisch  machte 
sich  die  Sache  natürlich  so,  dass  meist  die  gleichen  Männer 
im  dritten  Halbjahre  wieder  gewählt  wurden,  so  dass  die 
K;t't he  und  Zunftmeister  je  alle  halbe  Jahre  alternirten.  Ganz 
anders  war  nun  aber  die  Stellung  der  Zünfte  zum  Bürger- 
meister als  die  Stellung  der  GonstafeL  Er  hatte  jene  neu 
in  s  Leben  gerufen.  Sie  bedurften  seiner  Stütze  und  waren 
ihm  natürlich  ergeben.  Er  konnte  daher  ihnen  grössere 
Wahlfreiheit  lassen  und  war  ihrer  Zunftmeister  ohnehin 
sicher.  Die  Zunftgenossen  haben  daher  selber  freies  Wahl- 
recht. Aber  wenn  sie  sich  nicht  vereinigen  können,  so 
sollen  sie  den  Zwiespalt  dem  Bürgermeister  vortragen  und 
er  wird  ihnen  dann  einen  Zunftmeister  geben,  wen  er 
will,  doch  der  dem  betreffenden  Handwerke  zugehört. 

In  der  Constafel  dagegen  sassen  die  Geschlechter,  welche 
es  dem  Bürgermeister  nie  vergeben  konnten,  dass  er  sie 
von  der  ausschliesslichen  Herrschaft  verdrängt  und  die  Zimfte 
erhoben  hatte.  Wer  eine  Revolution  erlebt  hat,  kennt  den 
geheimen  und  offenen  Hass  der  Parteien,  der  allen  he- 
bensgenuss  vergiftet  und  fortwährende  Kämpfe  bereitet. 
Brun  durfte ,  wenn  er  bestehen  wollte ,  es  nicht  gestatten , 
dass  die  Gegner  seiner  Verfassung  ihre  Macht  frei  ent- 
wickein und  ihre  Stellung  zu  seinem  Verderben  benutzen 
konnten.  Daher  brachte  er  die  Wahl  der  Käthe  ganz  in 
seine  Gewalt. 

Er  wählt  nämlich  aus  dem  abgehenden  Käthe  zwei  Ritter 
oder  Edelknechte  und  vier  andere  Burger,  und  dann  ge- 

der  Cnnsuln  auch  in  Zürich  um  iene  Zeit  zuerst  uud  doch  kamen  die  Zünfte 
erst  durch  Brun  zum  Regiment.  Den  Ausdruck  universi  cives  (S.  84.  88. 
115)  aber  kann  ich  eben  so  wenig  als  den  Ausdruck  jurati  (S.  185)  auf  die 
Z>imftineister  beziehen.  Vielmehr  nehme  ich  auch  für  Frankfurt  einen  Zuzug 
der  Bürger  zum  Käthe  (groiser  Rath)  au,  worauf  denn  eben  jene  Aus- 
drücke gehn.  Dadurch  wird,  wie  mir  scheint,  jede  Schwierigkeit  gehohen 
und  erhalt  zugleich  die  ältere  Geschichte  ton  Frankfurt  neues  Licht.  Vgl. 
oben  Buch  II.  Anm.  56a. 
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■ncinschaf dich,  mit  diesen  seinem  Einflüsse  unterworfenen 
Ausschüssen  sechs  Ritter  oder  Edelknechte  und  sieben  ehr- 
bare Bürger  aus  der  Constafel.  Diese  bilden  dann  den 
eigentlichen  Rath  des  folgenden  Halbjahres.  Dabei  er- 
halt der  Bürgermeister  sogar  die  Befugniss,  wenn  es  ihm 
nöthig  scheint,  einige  Glieder  des  alten  Rathes  noch  dem 
neuen  zuzugeben ,  damit  nicht  die  in  den  Behörden  so 
wichtige  Ueberlieferuug  unterbrochen  werde.  Zugleich  dien- 
ten dann  aber  diese  Mitglieder  wieder,  den  Einfluss  des 
ständigen  Bürgermeisters  durch  ihr  Ansehen  zu  verstärken. 

Nachdem  so  die  Rechte  des  Bürgermeisters  verfassungs- 
gemäss  normirt  waren,  wurde  seine  Würde  und  der  Be- 
stand der  Verfassung  noch  durch  das  religiöse  Mittel  des 
Eides  gewährleistet.  Alle  Bürger,  ohne  Ausnahme,  muss- 
ten  dem  Bürgermeister  Gehorsam  schwören  bis  an  seinen 
Tod,  und  es  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  dieser  Eid 
allen  andern  Eiden  vorgehe.  Die  Zunftmeister  müssen 
überdem  noch  insbesondere  ihm  geloben,  seinen  Nutzen 
und  seine  Ehre  zu  fordern.  Alljährlich  zweimal  wird  der 
Eid  von  Seite  der  ganzen  Gemeinde  wiederholt  und  so- 
wohl dem  Bürgermeister  als  dem  Rathe  Treue  und  Gehor- 
sam zugeschworen ;  doch  wird  auch  hier  aufs  neue  be- 
merkt, dass  der  Eid,  welcher  dem  Bürgermeister  geleistet 
werde,  dem  andern  vorgehen  solle.  Später  erHess  Brun 
darüber  eine  noch  schärfere  Verordnung,  damit  keiner, 
ohne  meineidig  zu  werden,  seine  Verfassung  gefährde.  Wer 
es  versäumt,  in  den  Münster  zu  kommen  und  den  Eid  zu 
leisten,  verliert  .sein  Bürgerrecht;  und  überdem  ist  keiner 
schuldig,  ihm  weder  vor  dem  Vogte,  noch  vor  dem  Schult- 
heissen ,  noch  vor  dem  Rathe  zu  Recht  zu  stehen.  Kranke 
oder  Abwesende  werden  genöthigt,  sobald  sie  wieder  an- 
wesend sind  und  ausgehen  können,  sich  vor  dem  Rathe  zu 
stellen  und  den  Eid  dort  nachzuholen  t0). 

Dagegen  schwört  denn  freilich  auch  der  neue  Bürger- 
meister hinwieder  den  Zünften  und  allen  Bürgern,  sie  ge- 

m — ■ 

10)  Rathserkenntnis  .<.  i.  d.  MS.  65.  S.  23a.    In  dem  Register  fitidel 
Steh  da*  Datum  134")  angegeben. 
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treu  zu  schirmen  und  ihnen  gleich  zu  richten,  den  Armen 
wie  den  Reichen. 

Die  alten  Räthe  und  ihre  zur  Zeit  der  Neuerung  leben- 
den Kinder  sind  unfähig ,  je  wieder  zu  Rathen  oder  Zunft- 
meistern gewählt  zu  werden.  Sie  dürfen  somit  auch  nicht 
einer  Zunft  beitreten. 

Man  sieht,  wie  der  Bürgermeister  nicht  frei  ist  von 
der  Neigung  zu  städtischem  Despotismus.  Der  Erfolg  aber 
zeigt,  dass  dieser  nöthig  war.  Denn  ohne  solchen  wäre 
es  wohl  den  gefallenen  Geschlechtern,  deren  Verbindung 
in  der  Stadt  noch  lange  mächtig  blieb,  gelungen,  die  Ver- 
fassung wieder  zu  stürzen.  Die  Dolche  der  Verschwornen 
waren  daher  auch  gegen  den  Bürgermeister  vorzüglich  ge- 
richtet; denn  mit  dem  Haupte  wäre  auch  die  neue  Ordnung 
für  einmal  gefallen.  So  aber  wusste  er  seine  Herrschaft, 
trotz  mancher  ungünstigen  Ereignisse,  bis  zum  Tode  (136011) 
zu  behaupten,  und  dadurch  auch  die  Verfassung,  deren 
Wesen  mehrere  Jahrhunderte  hindurch  bestehen  blieb,  zu 
sichern.  Wahrlich  keine  geringe  Aufgabe  nach  einer  Re- 
volution und  inmitten  einer  feindseligen  Aristokratie  und 
einer  aufstrebenden  Demokratie.  Mag  Brun  als  politischer 
Charakter  auch  nicht  rein  von  bedeutenden  Flecken  sein, 
so  verdient  doch  sein  grosses  Talent  und  seine  geistige 
Kraft  die  vollste  Anerkennung. 

Die  Befugnisse  des  durch  die  Zunftmeister  vermehrten 
Käthes  blieben  so  ziemlich  dieselben  wie  früher.  Und  es 
zeigt  sich  auch  der  Zuzug  auserwählter  Burger  zu  dem 
Rathe  in  derselben  Weise.  Wenn  sich  daher  die  Formel 
findet:  Der  Bürgermeister,  der  Rath  und  die  Burger  Zü- 
richs, oder  vollständiger:  Der  Burgermeister,  der  Rath,  die 
Zunftmeister  und  die  Burger  Zürich,  so  darf  man  wieder 
nicht  an  die  Gemeinde  denken.    Unter  den  Burgern  sind 

11)  £ine,  wie  die  Römer  sagen  würden,  elegante  Untersuchung  Uber  das 
Todesjahr  Bruns ,  durch  welche  diu  lrrthümliche  Annahme,  dass  er  im  Jahr 
1375  verstorben  sei,  für  immer  beseitigt  wird,  findet  sich  in  dem  Archir 
für  Schweizerische  Geschichte  und  Landeskunde.  Bd.  I.  S.  294  ff.  von  G. 
von  Weiss.  Das  Verdienst,  zuerst  die  Auflösung  des  Irrthums  gefunden  zu 
haben,  gehört  dem  trefflichen  Altei »humsforscher    Joh.  Heiur.  Schinz  tu 
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vielmehr  auch  jetzt  die  Zuschüsse  zu  verstehen,  welche  mit 
dem  Rathc  vereint  den  grossen  Rath  bildeten.  Es  ergibt 
sich  das  schon  aus  einer  andern  Formel  mit  Sicherheit.  In 
einer  Rathserkenntniss  vom  Jahr  1336  selbst  beisst  es  näm- 
lich: „Der  Bürgermeister,  der  Rat  vnd  die  bürgere  Zü- 
rich vnd  darzuo  alle  die  gemeinde  sint  tiberein  kö- 
rnen"12). Demzufolge  wird  die  Gemeinde,  in  welcher  sich 
die  ganze  Bürgerschaft  einfand,  von  den  Burgern  unter- 
schieden. 

Ueber  die  Besetzung  des  grossen  Rathes  finden  sich  in 
dem  geschwornen  Briefe  noch  keine. nahern  Angaben.  Der- 
selbe scheint  überhaupt  noch  keine  durch  ein  Gesetz  der 
Zahl  nach  für  immer  beschrankte  Organisation  gehabt  zu 
haben;  sondern  es  mochten  auch  da  noch  Bürgermeister 
und  Rath  beliebig  eine  Auswahl  von  Bürgern  zu  sich  be- 
rufen haben.  Jedoch  wird  derselbe  beiläufig  erwähnt  in 
der  Verfassungsurkunde.  Die  Söhne  der  vormaligen  Rä'the 
können  nämlich  zu  den  Burgern  besendet,  nicht  aber  in 
den  Rath  gewählt  werden.  Die  alten  Räthe  selber  «sind 
von  beiden  für  immer  ausgeschlossen. 

Zuerst  finde  ich  den  grossen  Rath  mit  dem  Ausdrucke 
die  Zweihundert  bezeichnet  im  Jahr  1370.  Die  Ge- 
meinde beschwert  sich,  dass  der  Rath  sich  nicht  immer 
an  den  mit  Einmuth  oder  Mehrheit  gefassten  Beschluss  der 
Zweihundert  kehre,  ungeachtet  jener  doch  selbst  die  Sache 
an  die  Zweihundert  gebracht  habe  13).  Es  wird  demnach 
das  Institut  der  Zweihundert  als  etwas  Bestehendes  aner- 
kannt und  keineswegs  eine  neue  Einrichtung  getroffen.  So 
mochte  vielleicht  schon  zu  Bruns  Zeit  der  grosse  Rath 
ebenfalls  die  Zweihundert  genannt  worden  sein,  weil  die 


12)  MS.  65.  S.  5 S.k  Es  ist  das  ein  Beschluss,  welcher  begreiflicher 
Weist,  wie  die  Verfassung  selbst,  der  Gemeinde  initgetheilt  wurde.  Mach 
demselben  soll  nämlich  Jeder,  der  ohne  de*  Bürgermeister»  oder  Rathes 
Willen  vou  der  Stadt  entweicht,  „von  der  nüwerunge  wegen,  so  in  vaser 
Slat  beschchen  ist  oder  von  dekeines  vrltiges  rnd  kvmbers  wegen  so  der  Stet 
pnuein lieh  vffloffet"  auf  immer  von  der  Stadt  verbannt  sein. 

13)  Hirtel  Zürich.  Jabrb.  I.  S.  143. 
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Sitte  allmählich  diese  Zahl  feststellte u).  Wie  wir  aber 
oben  schon  den  grossen  Rath  gefunden  haben  als  aus  212 
Personen  bestehend,  und  auch  in  der  spätem  Verfassung 
die  Zweihundert  immer  212  sind,  so  war  es  vermuthlich 
auch  in  dieser  Zwischenperiode.  Für  «iiese  können  wir  uns 
den  grossen  Rath  etwa  folgendermaßen  componirt  denken : 
a)  Bürgermeister  und  die  regierenden  Rä'thc  und  Zunftmei- 
ster 27  Personen,  b)  die  abgetretenen  26  Personen,  c)  die 
sämmtliehen  Sechser  der  13  Zünfte ;  73  Personen.  War  die 
Constafel  als  alte  Gemeinde  gleich  reprasentirt,  so  lieferte 
auch  sie  78  Personen  und  so  blieben  denn  nur  noch  drei 
übrig  zu  völlig  freier  Wahl  des  Rürgermeisters ,  wie  er 
ja  auch  befugt  war,  höchstens  drei  Männer  dem  engern 
Rathe  nach  seinem  Belieben  beizugeben.  Bei  dieser  Ver- 
keilung nehme  ich  indessen  an,  hatte  der  Bürgermeister 
wieder  anf  die  Ernennung  der  Glieder  der  Constafel  den 
grössten  Einfluss.  Vielleicht  bezeichnete  er  dieselben  in 
Gemeinschaft  mit  den  gerade  regierenden  Rathen,  die  ja 
ohnehin  von  ihm  abhängig  waren. 

Dieser  Vermuthung,  welche  ich  freilich  nur  als  solche 
gebe,  darf  zum  wenigsten  nicht  das  entgegnet  werden,  dass 
die  Constafel  verhältnismässig  zu  stark  repräsentirt  gewe- 
sen sei.  Man  darf  nicht  den  Massstab  späterer  Jahrhun- 
derte anlegen,  um  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Constafel 
zu  berechnen.  War,  wie  ich  glaube  nachgewiesen  zu 
haben,  die  Constafel  die  alte  Gemeinde,  so  war  sie  jeden- 
falls an  Zahl  mehreren  Zünften  zusammen  genommen  und 
an  Ansehen  allen  Zünften  überlegen.  Und  es  dauerte  noch 
über  ein  Jahrhundert,  bis  dieselbe  zu  dem  Rang  einer  — 
wenn  auch  der  ersten  —  Zunft  herabsank,  wie  wir  in  der 
Waldmannischen  Verfassung  sehen  werden. 

§.4.    Stellung  der  Stadt  nach  Aussen. 

Nach  dem  Richtebriefe  war  die  Pfaffheit  nur  dann 
gehalten ,  die  neuen  Gesetze  der  Stadt  anzuerkennen ,  wenn 
sie  mit  dem  Rathe  des  Propstes  und  seines  Capitels  erlassen 

14)  Oben  B«h  II.  $.  10.  S.  164. 
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wurden  Es  wurde  somit  auch  die  neue  von  Brun  ge- 
gebene Verfassung  der  Chorherrenstift  mitgetheüt  und  von 
derselben  gut  geheissen. 

Die  Aebtissinn  ferner  ertheilte  dem  geschworenen 
Briefe  ihre  Genehmigung,  aber  diese  freilich  in  anderm 
Sinne  und  anderer  Form.  Brun  und  die  Gemeinde  erlassen 
die  Verfassung  mit  Gunst  und  Willen  der  Aebtissinn  und 
mit  dem  weisen  Rathe  des  Propstes  und  seines  Capitcls. 
Und  so  wie  jene  schon  die  Stellung  der  Aebtissinn  und  die 
des  Propstes  wohl  unterschieden,  so  zeigt  sich  derselbe  Ge- 
gensatz noch  stärker  in  der  Unterschrift.  Die  Aebtissinn 
erlaubt  den  ehrbaren  bescheidenen  Leuten,  ihren  lieben 
Burgern,  alle  ihre  Gerichte,  Zünfte,  Einungen  in  ihrer 
Stadt  zu  besetzen  und  entsetzen  für  jetzt  und  in  Zukunft. 
Sie  thut  das,  indem  sie' sich  auf  ihr  Fiirstenamt  beruft. 
Der  Propst  und  sein  Capitel  hängen  nur  zur  Bestätigung 
des  Ganzen  auch  ihr  Siegel  an. 

Indessen  geht  selber  aus  der  von  der  Aebtissinn  ge- 
brauchten Formel  hervor,  wie  sehr  ihre  Gewalt  der  Stadt 
gegenüber  sich  vermindert  hatte.  Sie  gestattet,  was  sie 
nicht  zu  hindern  vermag,  und  verspricht  auch  für  die  Zu- 
kunft alle  Veränderungen  in  den  Gerichten ,  den  Zünften  und 
Innungen  der  Stadt  zu  genehmigen.  So  blieb  von  ihren 
ursprünglichen  Hoheitsrechten  wenig  mehr  als  die  äussere 
Form  zurück.  Es  ging  ihr  ähnlich  wie  in  der  alten  rö- 
mischen Verfassung  den  Curiatcomitien ,  welche  seit  der 
lex  Publilia  nun  zum  voraus  die  Gesetze  der  übrigen  Co- 
mitien  ihrerseits  gut  heissen  raussten,  nachdem  sie  früher 
die  ganze  gesetzgebende  Gewalt  allein  besessen  hatten. 

Wichtiger  war  die  Genehmigung  der  neuen  Verfassung 
durch  den  Kaiser.  Die  Macht  des  Kaisers  und  Reiches 
gegenüber  den  einzelnen  Reichsstädten  war  freilich  im  Laufe 
des  vorigen  Jahrhunderts  sehr  geschwächt  worden.  Aber 
wenn  der  Kaiser  auf  Seite  der  vertriebenen  Geschlechter 
getreten  wäre,  hatte  er  doch  leicht  der  Stadt  die  grossten 


15)  Oben  Buch  II.  $.  13.  Änm.  i  ii , 
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Gefahren  bereiten  können.  Der  klugen  Einleitung  Bruns 
gelang  es  aber  noch  im  Jahr  1336  die  kaiserliche  Bestäti- 
gung zu  erhalten.  In  derselben  sind  die  Klagen  Uber  die 
abgetretenen  Ra'the  und  ihre  Willkühr  noch  verstärkt  und 
auch  angedeutet ,  dass  es  früher  schon  in  Zürich  Zünfte  ge- 
geben16). In  beidem  mag  man  Bruns  Vorstellungen  er- 
kennen, die  mit  Bezug  auf  das  Vorhandensein  vormaliger 
Zünfte  freilich  falsch  sein  mochten.  Es  musste  ihm  aber 
daran  liegen,  die  Neuerung  dein  Kaiser  so  geringfügig  als 
möglich  darzustellen. 

Ebenso  sehen  wir  spater  noch  den  Bürgermeister  sich  an 
den  Kaiser  Ludwig  anlehnen  und  dessen  Gunst  für  die  Stadt 
gewinnen.  Sie  hatten  auch  in  der  That  gemeinsame  Interes- 
sen. Denn  Ludwig  war  im  Kampfe  mit  dem  Österreichi- 
schen Fürstenhause  zum  Throne  gelangt,  und  die  aus  Zürich 
entwichenen  Geschlechter  fanden  vorzüglich  bei  dem  be- 
nachbarten österreichischen  Adel  Schutz  und  Unterstützung. 

Dasselbe  antiösterreichischc  Interesse  zwang  den  Bür- 
germeister Brun  auch  mit  den  Eidgenossen  der  drei  Tha'ler 
Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden,  welche  die  Österreichische 
Macht  zu  ihrem  Hauptgegner  hatten,  sich  näher  zu  ver- 
bünden. Der  Versuch  der  verbannten  Geschlechter,  mit 
Hülfe  ihrer  äussern  und  innern  Freunde  sich  der  Stadt 
durch  Ueberraschung  zu  bemächtigen  und  die  Neuerung 
wieder  abzustellen,  war  zwar  missglückt  (1350)  und  Brun 
selbst  den  persönlichen  Nachstellungen  seiner  Feinde  ent- 
gangen. Mehrere  Geschlechter  wurden  hingerichtet ,  'der 
Graf  Hans  von  Habsburg  blieb  in  der  Bürger  Gewahrsam 
gefangen.  Aber  der  bei  diesem  Ueberfalle  compromittirte 
Adel  der  Umgegend  und  seine  Freunde  arbeiteten  nun  um 
so  eifriger,  um  durch  ein  gemeinsames  Bündniss  und  na- 
mentlich auch  mit  ötserreichischer  Hülfe  wider  die  Stadt 
diese  zu  bezwingen. 

Schon  früher  hatte  die  Stadt  einmal  mit  dem  kräftigen 
Bergvolke  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  geschlossen,  auf 


16)  Urk.  bei  'I  srhudi  Chronik  1.  S.  345. 
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St.  Gallustag  1291,  nicht  schon  1251,  wie  die  Chronik- 
und  Geschichtschreibcr  behaupten t7).  Dieses  Biindniss  hing 
mit  dem  Tode  König  Rudolfs  zusammen  (15.  Juli  1291). 
Die  drei  Länder  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden  traten 
schon  im  August  desselben  Jahres,  als  es  noch  keinen  Kai- 
ser gab  und  die  ganze  Gefahr  der  innern  Verwirrung  und 
des  Streites  um  die  Krone  wieder  erneuert  war ,  zusammen 
und  beschwuren  ein  Biindniss ,  durch  welches  sie  vornehm- 
lich eine  von  fremden  Herrn  unabhängige  Gerichtsverfas- 
sung sich  zu  sichern  trachteten  und  sich  gegenseitig  ge- 
lobten ,  die  Verbrecher  zu  bestrafen  und  die  innere  Ordnung 
aufrecht  zu  halten  ,s).  Der  einige  Wochen  später  auf  drei 
Jahre  mit  Zürich  abgeschlossene  Bund  ,9)  hatte  zum  Zweck  . 
die  verbündeten  Länder  und  Stadt  gegenseitig  gegen  feind- 
liche Ueberfalle  durch  das  Versprechen  bewaffneter  Hülfe 
zu  schützen. 

Mit  diesen  Ländern,  welche  inzwischen  die  österreichi- 
schen Landvögte  vertrieben,  ihre  von  diesen  bestrittene 
Reichsunmittelbarkeit  in  der  Schlacht  bei  Morgarten  (1315) 
gegen  den  Herzog  Leopold  von  Oesterreich  siegreich  be- 
hauptet und  durch  ein  Biindniss  mit  der  Landstadt  Luzern 20) 
ihre  Kräfte  verstärkt  hatten ,  schloss  nun  der  Bärgermeister 
Brun  und  die  Reichsstadt  Zürich  auf  St.  Walpurgentag 
1351  einen  ewigen  Bund,  den  Bund  mit  den  vier  Wald- 
stätten, welcher  als  die  Grundlage  der  spätem  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  zu  betrachten  ist. 

Zürich  war  damals  das  ansehnlichste  Glied  dieses  Buu- 
des  und  erhielt  auch  den  Begriffen  des  Mittelalters  gemäss 
als  freie  Reichsstadt  den  ersten  Rang.  Luzern  war  nur 
österreichische  Landstadt  und  behielt  auch  in  dieser  Bun- 
desurkunde noch  die  Rechte  ihres  Herrn,  des  Herzogs  von 


17)  Kopp  Urk.  S.  39. 

18)  Eine  Abschrift  dieses  Bündnisses  habe  ich  durch  die  Güte  des  Herr« 
Landaminauii  N.  Beding  von  Schwy/  erhaltet!. 

19)  Bei  Tschudi,  freilich  mit  Falschem  Datum,  I.  HS.  -enaner  bei 
Kopp  Urk.  S.  37. 

20)  T  »rhudi  I.  3  >3. 
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Oesterreich ,  ausdr ucklich  vor ,  ungeachtet  die  Richtung  der 
ganzen  Verbindung  offenbar  dahin  ging,  sich  dieser  Herr- 
schaft zu  entziehen.  Die  Länder  waren  zwar  ebenfalls 
reichsunmittelbar,  aber  als  Länder  traten  sie  doch  hinter 
den  Städten  zurück.  Und  so  ergab  sich  denn  die  vor  ört- 
liche Stellung  Zürichs  von  selber,  ohne  dass  es  jemanden 
einfiel,  dieselbe  durch  Vertrag  anzuerkennen,  und  noch 
weniger,  sie  zu  bestreiten. 

Die  Stände  versprechen  sich  gegenseitig  Hülfe.  Wenn 
einer  von  ihnen  angegriffen  oder  geschädigt  würde,  so  soll 
er  die  andern  mahnen,  und  diese  dem  Rufe  unverzüglich 
und  unweigerlich  folgen  mit  aller  Macht.  Auch  ungemahnt 
sollen  die  Eidgenossen  dem  durch  raschen  Angriff  bedroh- 
ten Stande  zu  Hülfe  ziehen.  Streitigkeiten  zwischen  Zürich 
und  Luzern  oder  einem  der  Länder  werden  durch  Schieds- 
richter in  Minne  oder  nach  Recht  entschieden.  Jeder  Theil 
erwählt  zwei  ehrbare  Männer.  Können  sich  die  vier  nicht 
vereinigen,  oder  bildet  sich  keine  Mehrheit,  so  erwählen 
sie  einen  Obmann,  der  entscheide.  Kein  Laie  soll  einen 
andern  aus  dem  Gebiete  des  Bundes  wegen  Geldschuld  vor 
ein  geistliches  Gericht  laden.  Jeder  soll  bei  dem  Gerichte 
seines  Wohnorts  belangt ,  und  nur  wenn  Rechtslosigkeit 
sich  findet,  bei  höhern  (kaiserlichen)  Gerichten  geklagt 
werden.  Wer  den  Leib  verschuldet  hat  und  von  seinem 
Gerichte  geächtet  (verschrien)  ist,  der  soll  innerhalb  der 
Eidgenossenschaft  keine  Aufnahme  finden. 

Weitere  Bündnisse  werden  den  einzelnen  Ständen  nicht 
untersagt.  Doch  soll  dieses  den  spätem  vorgehn.  Die  Bru- 
nische Verfassung  wird  noch  besonders  unter  den  Schutz 
der  Eidgenossen  gestellt. 

Je  zu  zehn  Jahren  um  soll  der  Bund  neuerdings  be- 
schworen werden21). 

§.  5.   Der  zweite  und  der  dritte  geschworene  Brief. 

Eine  Verletzung  des  Marktfriedens  gab  schon  im  Jahr 
1370  Veranlassung  zu  weiterer  Ausbildung  der  Verfassung. 

21)  Urk.  bei  T*ehudi  I.  391. 
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Der  Propst  Bruno  Brun  und  sein  Bruder  fingen  den  Schult  - 
heissen  Gundoldingen  von  Luzern ,  als  dieser  von  dem  Markte 
der  Stadt  weggeritten  war ,  unterwegs  und  noch  in  der 
Nähe  der  Stadt  auf.  Darüber  gerieth  die  ganze  Bürger- 
schaft in  Aufruhr.  Die  Gemeinde  versammelte  sich  und 
der  Propst  wurde  gezwungen,  den  Gefangenen  frei  zu 
geben,  und  da  er  sich  der  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  der 
Zweihundert  nicht  unterwerfen  wollte,  von  der  Stadt  ver- 
wiesen. Hier  zeigte  nun  aber  die  Gemeinde  auch  ihr  Miss- 
trauen gegen  die  Räthe  im  engern  Sinne.  Die  Zunftmeister 
nämlich  standen  der  grossen  Masse  der  Bürger  näher  als 
die  Räthe  der  Gonstafcl.  Daher  wurde  ausdrücklich  ver- 
ordnet: Wenn  die  Räthe  säumig  seien  im  Richten;  so  sollen 
die  Zunftmeister  befugt  sein,  allein  zusammen  zu  treten, 
und  bei  ihren  Eiden  zu  richten,  und  es  solle  dann  ihr 
Spruch  gelten,  wie  wenn  die  Räthe  mitgewirkt  hätten. 
So  erhielten  die  Zunftmeister  bereits  ein  Uebergewicht  in 
der  Verfassung,  indem  ihnen  eine  Art  Aufsicht  über  die 
Thätigkeit  des  Rathes  und  das  Recht  eingeräumt  wurde, 
gemeinsame  Geschäfte,  wenn  die  Räthe  ausblieben,  auch 
allein  abzuthun  22).  Ueberdem  wurde  das  Ansehen  des  gros- 
sen Rathes  der  Zweihundert  durch  einen  Beschluss  der  Ge- 
meinde gehoben  und  dem  Rathe  zur  Pflicht  gemacht,  wenn 
die  Zweihundert  etwas  erkannt  haben,  dabei  zu  bleiben 
und  nichts  daran  zu  ändern. 

Dieses  Ereigniss  hatte  Eiafllisf  auf  die  Revision  des  ge- 
schwornen  Briefes  vom  Jahr  13 73»  Im  Wesentlichen  blieb 
zwar  die  Brunische  Verfassung  stehen,  aber  die  Gewalt 
des  Bürgermeisters  wurde  vermindert  und  seine  Stellung 
zu  dem  Rathe  und  den  Zunftmeistern  geniedert.  Es  zeigt 
sich  das  schon  in  den  Formeln.  Wo  es  früher  hiess :  Ich 
der  Burgermeister,  die  Räthe  u.  s.  f.,  heisst  es  nunmehr: 
Wir  der  Burgermeister,  die  Räthe  u.  s.  f.  Wenn  früher 
der  dem  Bürgermeister  geleistete  Eid  allen  andern  vorging, 
so  gilt  ein  solcher  Vorzug  nicht  mehr.     Die  Constafel, 

22)  Hirzel  Zürich.  Jahrb.     Zürich  1314.    I.  S.  30*. 
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welche  früher  in  vorzüglichem  Sinne  dem  Bürgermeister 
zu  gehorchen  hatte,  wird  nunmehr  nur  noch  verpflichtet, 
dem  Banner  der  Stadt  zu  warten.  Werden  die  Wahlen  der 
Zunftmeister  streitig,  so  entscheidet  nicht  mehr  der  Bür- 
germeister allein,  sondern  er  in  Verbindung  mit  dem  Rathe. 
Die  gewählten  Zunftmeister  schwören  nicht  mehr  ihm  be- 
sonders, sondern  ihm  und  dem  Rathe.  Die  Rnthe  von 
der  Constafel  werden  ferner  von  dem  Bürgermeister  und 
dem  ganzen  abgehenden  Rathe ,  die  Zunftmeister  inbegriffen , 
erwählt,  und  die  Minderheit  im  Rathe,  auch  wenn  der 
Bürgermeister  auf  ihrer  Seite  stände ,  muss  sich  dem  Willen 
der  Mehrheit  fügen.  Ja  wenn  der  Bürgermeister  an  der 
Wahl  keinen  Theil  nehmen  wollte ,  so  sind  die  Rathe  doch 
befugt,  auch  ohne  ihn  gültig  zu  wählen. 

Ferner  wurde  nun  jener  Gemcindebeschluss  über  das 
Recht  der  Zunftmeister,  zu  richten,  auch  wenn  die  Rathe 
säumten,  in  den  zweiten  geschworenen  Brief  aufgenommen 
und  des  grossen  Rathes  der  Zweihundert  ausdrücklich  ge- 
dacht »). 

Eine  andere  Veränderung,  deren  freilich  der  geschwo- 
rene Brief  nicht  gedenkt,  mochte  in  dieselbe  Zeit  fallen. 
Wahrscheinlich  hat  schon  Brun  in  manchen  Dingen  einige 
auserwählte  Glieder  des  Rathes  zur  Vorberathung  für  be- 
sonders wichtige  politische  Dinge  zugezogen.  In  den  Rath- 
und Richtbüchern  finden  wir  von  Anfaug  derselben,  also 
von  1375  an,  gewöhnlich  jedesmal  wenn  der  neue  Rath 
zusammen  trat,  auch  die  sogenannten  fünf,  zuweilen  auch 
sieben  Heimlicher  gewählt.    Sie  wurden  zum  Theil  aus 


23)  S.  Hirxel  a.  a.  O.  S,  319  ff.  Hirzel  nimmt  noch  einige  wich- 
»ige  Aenderungen  an ,  namentlich  dass  die  Constafel  aufgehört  habe  Zunft  zu 
sein ,  und  die  Schuhmacher  eine  neue  Zunft  geworden  seien  zur  Ergänzung 
der  dreizehn  Zünfte.  Allem  es  beruht  das  auf  einein  Irr  tlium.  Die  Constafel 
war  in  der  Heimischen  Verfassung  keine  Zunft  und  die  Schuhmacher  bildeten 
damals  schon  eine  Zunft.  Oer  Irrthum  erklart  sich,  sobald  man  weiss ,  das* 
in  dem  Abdruck  des  ersten  geschworenen  Briefes  iu  der  helv.  liibl.  Zürich 
1741.  St.  VI.  S.  I.  ff.  die  Schuhmacher  vergessen  wurden.  So  fand  Hirzel 
nun  blosi  zwölf  Zünfte  der  Handwerker  und  war  so  genolhigt,  in  der  Con- 
stafel noch  eine  dreizehnte  zu  suchen. 

UliinUthli  RerKN5t#chieht*  22 
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den  neuen,  zum  Theil  auch  aus  den  alten  Rathen  und 
Zunftmeistern  genommen  und  wechselten  halbjährlich.  Sie 
hatten  wohl  die  Bedeutung  eines  Staatsrathes  -  ,  scheinen 
aber  bald  wieder  abgekommen  zu  sein.  Nach  dem  Jahr 
1395  finde  ich  sie  nicht  mehr. 

Als  der  zweite  Bürgermeister  Rüdeger  Maness  zehn 
Jahre  nachher  in  hohem  Alter  starb,  benutzte  der  Rath 
diesen  Anlass,  um  das  Amt  des  Bürgermeisters  noch  wei- 
ter zu  beschränken  - >)  und  den  übrigen  Aemtern  mehr  an- 
zupassen. Räthe ,  Zunftmeister  und  die  Zweihundert  fassten 
nämlich  im  Jahre  13S3  den  Beschluss,  es  solle  in  Zukunft 
mit  jedem  neuen  Rathe  auch  ein  neuer  Bürgermeister  gewählt 
werden  und  dieser  nicht  länger  als  sechs  Monate  im  Amte 
bleiben.  Von  da  an  gab  es  somit  alljährlich  zwei  Bürger- 
meister, von  denen  jeder  ein  halbes  Jahr  regierte,  und  die 
gewöhnlich  dann  fortwährend  in  derselben  Weise  mit  ein- 
ander wechselten  26). 

Wieder  zehn  Jahre  später  (1393)  wurde  der  dritte  ge- 
schworene Brief27)  erlassen.  Es  geschah  diese  Revision 
zur  Zeit  grosser  Aufregung  in  der  Stadt.  Der  Bürgermei- 
ster SchÖno  nämlich  hatte  in  Verbindung  mit  dem  Rathe 
ein  Bündniss  mit  Herzog  Leopold  III.  von  Oesterreich  vor- 
bereitet, welches  dem  eidgenössischen  Bunde  entgegenwir- 
ken sollte.    Hier  zeigt  sich  von  Neuem  das  Schwankende 

24)  Im  Jahr  1393  heisst  es:  „vnd  sol  man  inen  fürbringen  ob  Jeuian 
"tftiit  vernäme,  daz  der  Slatt  schaden  oder  bresten  bringen  möcht." 

25)  Maness  hatte  das  Amt  keineswegs  tadellos  verwaltet,  and  trog  da- 
durch wohl  bei ,  die  Würde  herabzusetzen.  Es  ergibt  sich  das  aus  einem 
Rathsbeschluss  von  1370.  MS.  138a  S.  15a.  Er  balle  nämlich  den  Besitz 
des  Stadtsiegels  dazu  missbraucht,  der  Stadt  zugehöriges  Eigen  für  eine 
Privatschuld  zu  verpfänden.  Desshalb  beschloss  der  Rath:  tr  habe  binnen 
Frist  den  Gläubiger  zu  befriedigen  ;  „won  fätt  er  des  nit,  so  dacht  die 
Burger,  daz  inen  der  Bürgermeister  fürbaz  vnniitz  wer  vnd 
weltin  och  dannenhin  mit  im  nUt  ze  schaffen  haben."  Später  zog  er  einmal 
die  Reichssteuer  von  200  Gulden  ein  und  verbrauchte  sie  mit  seinem  Sohne, 
worauf  ihm  der  Rath  mit  Abzug  an  seiner  jährlichen  Besoldung  von  100 
Gulden  drohte.    MS.  138.  a.  S.  23.  b. 

26)  Beschluss  v.  26.  Nov.  1383.    MS.  138.  a.  S.  52. 

27)  Er  ist  unter  der  unrichtigen  Bezeichnung  des  zweiten  geschworenen 
Briefes  Abgedruckt  in  der  Helv.  Bibl.  a.  a.  O.  S.  12.  ff. 
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in  der  Lage  Zürichs  zwischen  den  Eidgenossen  und  Oester- 
reich. Im  Rathe  finden  wir  von  Zeit  zu  Zeit  mehr  Ge- 
neigtheit sich  mit  diesem  als  mit  jenen  näher  zu  verbinden]; 
in  der  Masse  der  Bürgerschaft  dagegen  hatte  die  eidgenös- 
sische Gesinnung  gewöhnlich  die  Oberhand.  Das  österreichi- 
sche Bündniss  ist  dem  Bunde  Zürichs  mit  den  Waldstetten 
sehr  ähnlich,  in  manchen  Stücken  stimmt  es  wörtlich  damit 
überein.  Oesterreich  verspricht  Zürich  durch  seine  benach- 
barten Landvögte  Hülfe,  sobald  der  Rath  mahnt,  bei  gä- 
hen  Angriffen  auch  ohne  Mahnnng.  Ebenso  umgekehrt  Zü- 
rich den  österreichischen  Beamteten.  Zürich  behält  sich 
zwar  die  eidgenössischen  Bünde  vor ,  doch  mit  der  ausdrück- 
lichen Beschränkung,  dass  es  sich  in  dem  damaligen  Kriege 
Oesterreichs  mit  den  Eidgenossen  neutral  verhalten  solle. 
Würde  die  Stadt  von  diesen  desshalb  angefeindet,  so  ver- 
spricht der  Herzog  Hülfe,  erwirbt  sich  dadurch  aber  auch 
das  Recht  auf  zürcherische  Hülfe  gegen  die  Eidgenossen23). 

Den  Letztern  musste  alles  daran  liegen,  diesen  feindli- 
chen Bund  zu  trennen.  Als  ihre  Boten  daher  bei  Bürger- 
meister und  Rath  kein  williges  Gehör  fanden,  wandten  sie 
sich  an  die  Mitglieder  des  grossen  Rathes,  die  schon  darum 
jenem  Plane  abgeneigt  waren,  weil  derselbe  ganz  insge- 
heim, und  ohne  ihren  Rath  betrieben  worden  war,  und  an 
die  Bürgerschaft.  Es  gelang  ihnen,  die  öffentliche  Meinung 
auf  das  lebhafteste  zu  Gunsten  der  eidgenössischen  Verbin- 
dung und  zum  Hasse  gegen  die  österreichischen  Projekte 
anzuregen.  Der  grosse  Rath  beschloss,  die  ganze  Gemeinde 
zu  versammeln  und  einstweilen  jeden  Abschluss  des  Bundes 
für  nichtig  zu  erklären. 

Die  Gemeinde  verwarf  denselben  vollends,  entsetzte  den 
Bürgermeister  und  ermächtigte  den  Rath  der  Zweihundert, 
über  die  schuldigen  Räthe  zu  richten.  Eine  bedeutende  An- 
zahl angesehener  Männer  wurde  verwiesen  und  ein  neuer 
geschworener  Brief  aufgerichtet ,  dessen  Bestimmungen  deut- 
lich den  Einfluss  dieser  Ereignisse  nachweisen. 


28)  Dtr  Vertraf  bei  Techudi  I.  S7i. 
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Der  grosse  Rath  der  Zweihundert  nimmt  in  dieser  Ver- 
fassung eine  viel  bedeutendere  Stellung  ein,  als  früher;  in- 
dem die  Bürgerschaft  in  ihm  vornämlich  eine  Garantie  zu 
finden  glaubte  gegen  nilfällige  Anmassungen  und  missfällige 
Tendenzen  der  Räthe.  Es  wurde  nunmehr  auch  den  Zwei- 
hunderten von  der  gesammten  Bürgerschaft  Treue  und  Ge- 
horsam geschworen.  Die  neuerwählten  Zunftmeister  müs- 
sen jenen  ebenfalls  den  Eid  leisten.  Ueber  streitige  Zunft- 
wahlen entscheiden  Bürgermeister ,  Räthe,  Zunftmeisterund 
der  grosse  Rath.  Ebenso  soll  der  Bürgermeister  halbjähr- 
lich von  dem  kleinen  und  grossen  Rathe  erwählt  werden. 
Denselben  ist  nun  auch  die  Wahl  der  dreizehn  Räthe  über- 
tragen. Je  zahlreicher  der  grosse  Rath  war  im  Vergleich 
mit  dem  kleinen,  desto  mehr  mussten  diese  wichtigen  Wahlen 
ganz  in  seine  Hände  kommen ,  und  so  bildete  sich  nach  und 
nach  in  Verbindung  damit,  dass  die  wichtigsten  Rathsbe- 
schlüsse namentlich  von  allgemeinem  Inhalt  regelmässig  vor 
den  grossen  Rath  zur  Entscheidung  gebracht  wurden,  die 
Vorstellung  aus,  dass  die  höchste  Gewalt  in  der  Stadt  bei 
ihm  stehe. 

Ausser  den  beiden  Bürgermeistern,  den  alten  und  neuen 
Rathen,  den  alten  und  neuen  Zunftmeistern  und  den  Sech- 
sern der  Zünfte  gehörten  noch  eine  ungewisse  Anzahl  von 
Gliedern  der  Constafel ,  die  von  dem  regierenden  Bürger- 
meister und  Rath  gewählt  wurden,  zum  grossen  Rathe. 
Die  übrigen  wurden,  um  die  Zahl  der  Zweihundert  (2*2) 
zu  ergänzen,  von  dem  grossen  Rathe  durch  Ergänzung  ge- 
wählt »). 

Eine  andere  bedeutende  Verfassungsänderung  bezog  sich 
auf  die  Räthe  im  engern  Sinne.  Nach  althergebrachtem 
Rechte  mussten  diese  aus  der  Constafel  genommen  werden ; 
die  Zünfte  als  solche  waren  nur  fähig  Zunftmeister  den  Ra- 
then beizugeben,  nicht  aber  auch  aus  sich  Räthe  hervor- 
gehen zu  lassen.  Von  nun  an  aber  soll  die  Wahl  der  letz- 
tern nicht  weiter  auf  Constafel  beschränkt  sein,  sondern 

29)  Vgl.  eine  RathsTerordnung  Ton  1401.  in  Lanffers  Beiträgen  zur  Hi- 
itorie  der  Eidgenossen.     Zürich  1739.  II.  S.  144. 
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dieselben  auch  aus  den  Zünften  und  von  den  Handwerken 
genommen  werden  dürfen. 

Auf  diese  Weise  sanken  allmälig  alle  ständischen  Unter- 
schiede innerhalb  der  Bürgerschaft  zusammen.  Und  es  wurde 
durch  diese  Freigebung  der  Wahl  der  Rathe  die  letzte  Ent- 
wicklung vorbereitet,  nach  welcher  auch  die  Gonstafcl  nicht 
mehr  als  die  eine  Gemeinde  allen  Zünften  entgegen ,  sondern 
vielmehr  als  die  erste  Zunft  den  übrigen  Zünften  an  die  Seite 
gesetzt  wurde. 

Auch  dieser  geschworene  Brief  wurde  noch  von  der' 
Aebtissinn  kraft  ihres  Fiirstenamtes  bestätigt.    Man  schrieb 
die  Formel  noch  hin,  aber  ohne  sich  dabei  Vieles  zu  denken. 

Kaum  war  der  grosse  Rath  durch  die  neue  Verfassung 
als  Träger  der  höchsten  Macht  anerkannt  und  im  Gegen- 
satze zu  dem  kleinen  Rathe  von  der  Gemeinde  gehoben 
worden,  als  er  seine  Macht  auch  dieser  gegenüber  festzu- 
stellen und  zu  sichern  suchte.  Es  war  wohl  niemals  genau 
ausgemittelt,  welcherlei  Gegenstände  vor  die  Gemeinde  ge- 
bracht werden  müssen ,  und  welche  auch  ohne  ihre  Mit- 
wirkung von  dem  Rathe  abgethan  werden  dürfen.  Aber 
aus  der  Erzählung  von  einzelnen  Vorfallen  ergibt  sich  doch, 
dass  die  Gemeinde,  so  oft  ein  Ereigniss  die  Gemüther  der 
Bürgerschaft  lebhaft  bewegte,  zusammenberufen  wurde,  und 
dann  ziemlich  frei  nach  ihrem  eigenen  Gutdünken  handelte. 
Besonders  waren,  seit  der  Brunischen  Neuerung,  die  sich 
auf  eine  ähnliche  Thäligkeit  der  Gemeinde  gründete,  die 
Beispiele  nicht  selten,  dass  die  Gemeinden  in  die  Behand- 
lung der  Angelegenheiten  der  Stadt  tüchtig  eingriffen  und  den 
Rath  ihrem  Willen  unterwarfen. 

Dieser  Gefahr  nun ,  dass  einzelne  Glieder  des  grossen 
Rathes,  wenu  ihnen  die  Beschlüsse  desselben  nicht  gefielen, 
die  Sache  an  die  Gemeinde  bringen  und  die  Bürgerschaft 
in  Bewegung  setzen  möchten,  suchte  der  grosse  Rath  da- 
durch zu  begegnen ,  dass  er  beschloss :  Es  sollen  in  Zukunft 
keine  andern  Sachen  an  die  Gemeinde  kommen  als  die  An- 
gelegenheiten des  heiligen  römischen  Reiches,  der  Eidge- 
nossenschaft, Landkriege  und  neue  Bündnisse,  und  auch  diese 
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nur ,  wenn  die  Mehrheit  des  grossen  Rathes  es  beschliessc. 
Wer  ohne  Erlaubniss  Dinge ,  die  der  Rath  verhandelt,  aus- 
bringt, wird  mit  Strafe  bedroht.  Und  macht  er  gar  sich 
Umtriebe  und  reizt  die  Bürgerschaft  auf,  so  wird  sofort 
Uber  seinen  Leib  und  Gut  Jvon  dem  grossen  Rathe  gerichtet. 
Jedes  neu  gewählte  Glied  des  grossen  Rathes  soll  auch  die- 
sen Beschluss  beschwören30). 

Die  Tendenz  dieses  Beschlusses  liegt  klar  vor.  Jedoch 
würde  man  irren ,  wenn  man  darin  eine  bedeutende  Aende- 
rung  in  den  Grundzügen  der  Verfassung  oder  gar,  wie  einige 
es  ansehen,  eine  Abschaffung  der  Demokratie  und  Herstel- 
lung der  Aristokratie  finden  wollte.  Der  Beschluss  selber 
beruft  sich  auf  das  alte  Recht  und  will  bloss  unruhige  Auf- 
tritte verhindern.  Man  konnte  in  der  That  damals  noch  die 
Verfügung  der  Gemeinde  in  andern  Dingen  ausser  den  ge- 
nannten für  missbräuchlich  halten,  indem  sie  auch  früher 
nicht  regelmässig,  sondern  nur  dann  an  die  Gemeinde  ge- 
kommen waren ,  wenn  irgend  ein  Ercigniss  die  Leidenschaf- 
ten erhitzt  hatte. 

So  viel  aber  ist  allerdings  nicht  zu  bestreiten,  dass  der 
Rath,  im  Gefühle  seiner  Macht,  diese  nicht  mit  der  Ge- 
meinde theilen  noch  viel  weniger  sie  unter  den  entscheiden- 
den Einfluss  der  Gemeinde  stellen  wollte. 

5.6.    Erwerb  der  Landschaft. 

Die  Stadt  Zürich  besass  zur  Zeit  der  Brunischen  Ver- 
fassungsänderung noch  kein  irgend  ansehnliches  Gebiet  aus- 
serhalb ihrer  Mauern.  Um  dieselbe  herum  zog  sich,  wie 
um  alle  ältere  Städte,  ein  Weichbild ,  dessen  Grenzen  durch 
Kreuze  bezeichnet  waren31).  Dieses  vornehmlich  ist  unter 
dem  Ausdrucke:  der  Burger  Getwinge,  der  sich  in  dem 
Richtebriefe  wiederholt  findet,  zu  verstehen.  Es  mochten 
dazu  auch  noch  die  alten  Almenden  gehören,  welche  den 
Burgern  offen  standen. 

30)  R»th«v«rordniiBS  von  1401  bei  Laiiffer  *.  *.  O.  MS.  US. 
*.  S.  1.  ff. 

31)  Sieh«  unten  $.  11. 
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Die  spätere  Landschaft  Zürich  bestand  damals  aus 
einer  Anzahl  Herrschaften,  in  denen  sich  die  -Landes- 
hoheit bereits  ausgebildet  hatte,  ans  erblichen  Vogte ien 
und  aus  Gr  u  n  d  herr  1  i ch  k e i  ten.  Diese  Rechte  nun  suchte 
die  Stadt  nach  und  nach  an  sich  zu  bringen  und  so  sich 
ein  Gebiet  zu  erwerben,  welches  ihr  Ansehen  und  ihre 
Kräfte  vermehre. 

Für  die  Erwerbungen  in  der  nächsten  Umgebung  der 
Stadt  waren  besonders  zwei  Ereignisse  günstig.  Einmal 
nämlich  der  Kampf  mit  dem  Freiherrn  Lüthold  von  Regens- 
berg in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts, 
dessen  um  die  Stadt  her  gelegene  Burgen  von  jener  unter 
der  Anführung  des  Grafen  Rudolfs  von  Habsburg  gebro- 
chen wurden.  Sodann  die  Vernichtung  des  mächtigen  Dy- 
nastenhauses der  Herren  von  Eschibach  in  Folge  der  Blut- 
rache nach  König  Albrechts  Tode.  Bei  dieser  Gelegenheit 
erhielt  die  Stadt  das  Sihlfeld  und  die  Rechte  jenes  Hauses 
auf  den  Sihlwald 

Die  eigentlichen  Erwerbungen  von  Herrschaftsrechten 
beginnen  aber  erst  um  die  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts. 
Im  Jahr  1362  verlieh  König  Karl  IV.  der  Stadt  die  Herr- 
schaftsrechte über  den  Zürichsee  bis  zu  den  Hürden  und 
gab  den  Burgern  das  Recht  den  See  und  die  Fische  darin 
zu  bannen,  zu  besetzen  und  entsetzen.  Auch  einzelne  Ter- 
ritorien erwarb  um  diese  Zeit  die  Stadt.  So  erkaufte  sie  im 
Jahr  1358  die  Vogtei  über  die  Höfe  T richtenhausen , 
Zollikon  und  Stadelhofen  um  400  Mark  Silbers  von 
ihrem  Bürger  Gottfried  Müllner33);  im  Jahr  1384  von  dem- 
selben die  Vogtei  Küssnach  und  Goldbach,  ferner  im 
gleichen  Jahre  die  Vogtei  Meilen,  1385  die  Vogtei  Thal- 
wyl  von  dem  Bürger  Andres  Seiler.  Im  Jahr  1384  ver- 
pfändeten Abt  und  Convent  des  Klosters  Wettingen  ihr  die 
Vogtei  Hon  gg.  Dergleichen  Pfandschaften  kamen  ge- 
wöhnlich dem  Ankaufe  von  Herrschaftsrechten  ihrem  Effekte 
nach  gleich,   weil  die  Pfandrechte  meistens  nicht  wieder 

32)  Blum. chl,  KUinorabiH«  TigwfM.    Zürich  1742.  u.  d.  w.  Sihlf.ld. 

33)  Tichndi  1.  S.  44V. 
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abgelöst  wurden ,  und  später  nicht  mehr  losgekauft  werden 
konnten. 

Ein  anderer  Grund  zur  Ausdehnung  der  städtischen  Herr- 
schaft lag  darin ,  dass  einzelne  Bürger  der  Stadt  grundherr- 
liche oder  Vogteireehte  auf  der  Landschaft  hesassen.  Da 
die  Stadt  sie»  in  ihrem  Besitze  schützen  musste  und  zugleich 
die  betreffenden  Grund-  und  Vogteiherrn  als  Bürger  der 
Stadt  dem  Rathe  der  Stadt  unterwürfig  waren ,  so  ent- 
wickelte sich  auf  natürlichem  Wege  ein  Hoheitsrecht,  wel- 
ches die  Stadt  auch  gegenüber  den  Dörfern  und  Höfen  der- 
selben gelten  machte.  Als  daher  der  Rath  im  Jahr  1403 
es  Tür  nöthig  hielt,  um  den  zerrütteten  Finanzen  wieder 
aufzuhelfen,  die  Steuer  des  Urageldes.  welches  von  dem 
ausgeschenkten  Weine  erhoben  wurde  und  schon  langst  in 
der  Stadt  eingeführt  war,  auf  die  Bewohner  der  städti- 
schen Vogteien  auszudehnen,  trug  er  kein  Bedenken,  sie 
auch  auf  die  Herrschaften  der  in  der  Stadt  eingesessenen 
Bürger  zu  erstrecken  3*). 

Diese  Verordnung  fallt  in  eine  Zeit,  wo  schon  die  be- 
deutendsten Vogteireehte  über  die  Dörfer  am  Zürichsee  der 
Stadt  zugehörten.  Die  natürlichen  Interessen  des  Verkehrs 
hatten  gerade  diese  Theile  des  spätem  Cautons  am  frühesten 
in  engere  Beziehungen  zu  der  Stadt  gebracht35). 

Die  wichtigsten  Erwerbungen  ausgedehnter  Territorien 
gehören  nun  aber  ins  fünfzehnte  Jahrhundert.  Die  Herr- 
schaft Greifen see  wurde  im  Jahr  1402  der  Stadt  von 


34)  MS.  138.  a.  S.  107.  a.  und  Ii.  „So  lulieu  wir  tut  —  geeinbert 
rnd  erktnt,  das  Menlith  so  iu  vnsern  vugtyen  ,  Twingeii  vnd  geriohle»  xil/ant 
vnd  dien  wir  ze  gebieten  hüben,  vnd  dar-/,  uo  alle  <1  i  e ,  so  iu  vnser  In- 
ga s essen  Borger  vogtyen,  g  er  i  etile»  vnd  Twingeii  sisliaf  t  sint." 
Auf  die  ausser  der  Stadt  gesessenen  Burger  und  deren  Herrschnfleu  wurde  so- 
mit die  Verordnung  nicht  bezogen.  Diese  letztem  waren  gewöhnlich  angese- 
hene Adeliche,  deren  Stelimg  zur  Stadt  auf  Vertrag,  deu  .sogenannten  Burger- 
reehtsbriefen  beruhte,  so  dass  die  Stadt  hier  nicht  einseilig  Herrschaftsrechte 
ansprechen  konnte. 

35)  Schon  im  Jahr  1313  heisst  os  in  einem  Vertrage  /wischen  Zürich  und 
Schwyz  :  „Was  ouch  da.«  Gottshuss  ze  Einsidlen  an  Rehen  und  andern  gueteru 
hat,  widerseih  dem  Zürich  sc  e,  da  die  Burg  er  Zürich  Voegt  «dir 
Meter  sint."    Tschudi  I.  262. 


Digitized  by  Google 


Erwerb  der  Landschaft. 


345 


Graf  Friedrich  von  Toggenburg  verpfändet  für  die  Summe 
von  6000  Gulden  und  ist  in  der  Folge  nicht  abgelöst  wor- 
den. Bedeutender  war  der  Erwerb  der  Herrschaft  Grü- 
n  in  gen.  Im  Jahr  1408  nämlich  verpfändeten  die  Brüder 
Hermann  und  Wilhelm  Gessler  alle  ihre  Rechte  auf  die  Burg, 
Feste  und  Stadt  Grüningen,  Landtnberg,  das  Amt  Grünin- 
gen, die  Dinghöfe  zu  Stäfa,  Hombrechtikon  und  Miinchal- 
torf  mit  grossen  und  kleinen  Gerichten  und  allen  Ge- 
fallen der  Stadt  Zürich  für  8000  rheinische  Goldgulden. 
Und  im  Jahr  1417  erkannte  König  Sigismund,  der  sich  da- 
mals auf  der  Kirchenversammlung  zu  Constanz  befand,  nicht 
bloss  die  Gültigkeit  der  Verpfändung  an,  sondern  über- 
üess  den  Zürichern  überdem  alle  Rechte ,  welche  das  Haus 
Oesterreich  von  den  Grafschaften  (wie  er  sie  nannte)  Grü- 
ningen und  Regensberg  verpfändet  habe,  auszulösen 
und  an  sich  zu  bringen,  nur  die  Wiederlösung  des  Reiches 
vorbehalten,  die  indess  nicht  zu  fürchten  war.  Es  lallt  das 
in  jene  für  die  Herzoge  von  Oesterreich  so  unglückliche 
Zeit,  zu  welcher  sie  die  bedeutendsten  Besitzungen  in  der 
Schweiz  verloren ,  nachdem  Herzog  Friedrich  von  dem  Kai- 
ser in  die  Reichsacht  und  von  dem  Constanzerconcilium  in 
den  Kirchenbann  versetzt  worden  war  und  nun  die  Gegner 
dieses  Fürsten  überall  rasch  Zugriffen,  um  ihn  zu  schädi- 
gen. Die  Gessler  nämlich  hatten  die  Herrschaft  selber  nur 
pfandweise  besessen  und  als  die  wahren  Landesherrn  über 
dieselbe  waren  bis  dahin  noch  die  Herzoge  von  Oesterreich 
zu  betrachten30).  So  ward  ihnen  nun  aber  die  Möglich- 
keit abgeschnitten,  die  Herrschaft  wieder  an  sich  zu  brin- 
gen gegen  Erledigung  der  darauf  haftenden  Summen  37 ). 

Die  Herrschaft  Regensberg  wurde  im  Jahr  1-109  von 
Herzog  Friedrich  von  Oesterreich  selbst  an  Zürich  ver- 
pfändet für  7000  Gulden  mit  Vorbehalt  der  Auslösung  bin- 
nen 10  Jahren.  In  dem  Pfandbriefe  heisst  es:  „Wem  sy 
(die  von  Zürich)  ouch  die  gcricht  ze  Regensberg  vnd  zc 

36)  Köiii^  Ktiiiolf  hülle  iie  rrltlehensweise  .«einer  Zeit  von  dem  Abi«  Ton 
St.  Gallen  erhalten. 

j7)  Die  l rkunden  finden  sirh  in  der  Sakristei  /um  Urus»intiott«r. 
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Bulach  empfeblchen ,  dem  sol  der  pan  über  das  pluott 
von  vnns  (dem  Herzoge  von  Oesterreich)  verliehen  syn." 
Auch  auf  sie  bezieht  sich  die  vorhergehende  Urkunde  Kö- 
nig Sigismunds. 

In  dieselbe  Zeit  (1415)  fallt  die  Eroberung  des  Frey- 
arntes  jenseits  des  Albis  durch  die  Zürcher,  welches  eben- 
falls dem  Herzoge  von  Oesterreich  seit  dem  Sturze  des 
Eschibachischen  Hauses  zugehört  hatte.  König  Sigismund 
überliess  diese  Herrschaft  der  Stadt  im  Jahr  1425  als  Reichs- 
lehen und  erneuerte  1433,  nachdem  er  inzwischen  die  Kai- 
serwürde erlangt  hatte,  die  Verleihung  der  Hoheitsrechte, 
den  Blutbann  inbegriffen. 

Die  bedeutendste  Erwerbung  aber  unter  allen  bezog  sich 
auf  die  im  alten  Thurgau  gelegene  Grafschaft  Kyburg. 
Noch  im  vierzehnten  Jahrhundert  hatte  Herzog  Lüpolt  von 
Oesterreich  die  Grafschaft  zweimal  in  den  Jahren  1384  und 
1386  seinen  Vettern  den  Grafen  von  Toggenburg  zuerst  für 
die  Summe  von  7550  Gulden,  später  für  weitere  1200  Gul- 
den verpfändet.  In  Folge  dieser  pfandweisen  Benutzung 
kam  die  Gräfinn  Kunigunde  von  Montfort,  geborne  von 
Toggenburg,  1405  in  den  Besitz  der  Grafschaft.  Von  da 
an  finden  wir  nun  die  Züricher  ausserordentlich  thätig,  um 
diese  wichtige  Herrschaft  an  sich  zu  bringen.  Der  Gemahl 
der  Gräfinn,  der  von  den  Zürichern  gefangen  ward,  musste 
schwören,  sich  jener  Grafschaft  nicht  zu  unterwinden  ,  noch 
selbst  dort  zu  wohnen  ohne  der  Stadt  Wissen  oder  Willen. 
Seine  Frau  möge  das  thun. 

Nachdem  gegen  Herzog  Friedrich  die  Reichsacht  ver- 
hängt worden,  zog  der  Kaiser  Sigismund  auch  die  Rechte 
des  Hauses  Oesterreich  auf  Kyburg  zu  seinen  Händen  ein. 
An  ihn  wendeten  sich  nun  die  Zürcher,  und  in  der  That 
gelang  es  ihnen,  im  Jahr  1424  das  Recht  der  Auslösung 
der  Toggenburgischen  und  andern  Pfandrechte,  welches  vor- 
mals dein  Herzoge  von  Oesterreich  zugestanden,  von  dem 
Kaiser  zu  erhalten  38).    Die  Gräfinn  von  Montfort  wurde  für 

38)  Die  Unlerhandlungen  mtl  «Um  König  fangen  spatafttMl  im  Jahr«  141« 
an.     Damals  boten  Hie  Züricher  für  eigenlhUmlieh«  ITeberlaimng  der  Grafschaft 
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ihre  Forderung  ausbezahlt  und  nunmehr  gelangte  die  Stadt 
Zürich  in  den  erwünschten  Besitz.  Indessen  war  dieser 
Besitz  noch  nicht  gegen  weitere  Ansprüche  geschützt.  Die 
Stadt  war  bloss  an  die  Stelle  der  frühern  Pfandinhaber  ge- 
treten und  die  Grafschaft  noch  lange  nicht  so  verschuldet, 
dass  nicht  die  Möglichkeit  einer  Wiederlösung  von  Seite 
des  Reichs  gedroht  hätte.  Der  König  liess  sich  selbst  zu 
wiederholten  Malen  ansehnliche  Summen  von  den  Zürichern 
bezahlen ,  welche  dann  wieder  auf  die  Grafschaft  geschla- 
gen wurden.  Ebenso  war  die  Stadt  sorgfältig  genug,  die 
Kosten ,  welche  sie  auf  eine  Schlossbaute  verwendet  hatte , 
sich  von  dem  Könige  wieder  auf  die  Grafschaft  anweisen 
zu  lassen.  So  wuchs  die  Summe,  für  welche  das  Land 
verpfändet  war,  zusehends  und  die  Wiederlösung  wurde 
schwieriger. 

Schon  der  erste  Zürichkrieg  im  Jahr  1440,  welcher  sich 
zwischen  den  Zürichern  und  den  eidgenössischen  Ständen 
Schwyz  und  Glarus ,  die  von  den  übrigen  Eidgenossen  un- 
terstützt wurden ,  über  das  Toggenburgische  Erbe  erhoben 
hatte,  brachte  die  sämintlichen  neuen  Erwerbungen  der  Stadt 
in  Gefahr.  Nicht  bloss  wurde  ihr  ganzes  Gebiet  verwüstet. 
Die  auf  Vergrösserung  nicht  weniger  lüsternen  Schwyzer 
und  Glarner  Hessen  nur  ungerne  das  eroberte  Gebiet  fahren 
und  erhielten  auch  wirklich  im  Frieden  die  Dinghöfe  zu 
Pfeffikon,  Wolrau  und  Hürden  am  Zürichsee  abgetreten. 

Erbittert  darüber  näherte  sich  Zürich  insgeheim  wieder 
den  Oesterreichern.  Herzog  Friedrich  von  Oesterreich  wurde 
in  demselben  Jahre  noch  zum  deutschen  Könige  gewählt, 
ein  noch  jugendlicher  Fürst  aber  voll  wohlüberlegter  wirth- 
scbaftlicher  Plane.  Es  kann  niemanden  befremden ,  dass  er 
daran  dachte ,  auch  die  noch  vor  kurzem  erst  an  die  Eid- 
genossen verlorenen  Länder  wieder  zu  gewinnen.  Mit  Zü- 
rich schloss  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Herzog  von  Oester- 

10,000  Gulden  ,  und  wenn  der  Köuig  ihnen  nur  die  Auslösung  der  Pfandreckte 
rugestehe  2000  Gulden.  Ungeachtet  in  dem  Briefe  ron  1424  keine  Rede  da- 
Ton  ist,  dass  der  König  Geld  empfangen  habe,  so  darf  man  das  doch  nach  dem 
eben  Milfietheillen  als  sicher  torausselren.     WS.  138.  b.  S.  50.  b. 
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reich  für  das  angrenzende  vorderösterreichische  Gebiet  einen 
Bund}  welcher  zu  Aachen  auf  dem  Krönungstage  unter- 
zeichnet wurde  3'J) ,  und  wenn  auch  nicht  den  Worten  doch 
dem  Geiste  nach  den  Eidgenossen  feindselig  war.  Zürich 
halte  aber  diesen  Bund,  der  ihm  doch  nur  neues  Unglück 
bereitete,  ohne  einen  wahren  Ersatz  zu  leisten,  nur  durch 
das  Opfer  der  Grafschaft  Kyburg  erkaufen  können.  Durch 
einen  gleichzeitigen  Vertrag  nämlich  hatte  sich  Zürich  ver- 
pflichtet, die  Grafschaft  Kyburg  wieder  dem  Hause  Oester- 
reich zu  überliefern  und  für  sich  nur  einen  Einfluss  auf  die 
Wahl  eines  jeweiligen  österreichischen  Landvogtes  sowie 
das  Recht  erlangt,  weun  je  die  Herzoge  ihre  Grafschaft  ver- 
äussern oder  verpfänden  wollten ,  sie  um  den  nämlichen  Preis 
vor  andern  Erwerbern  voraus  an  sich  zu  bringen ;  ein  Recht, 
welches  auch  auf  andere  Herrschaften  ausgedehnt  wurde , 
insofern  diese  durch  das  Haus  Oesterreich  wieder  von  den 
darauf  zu  Gunsten  Zürichs  haftenden  Pfandrechten  geledigt 
werden  sollten.  Würde  die  Grafschaft  Baden,  welche  im 
Jahr  1415  von  den  Eidgenossen  erobert  war,  je  wieder  in 
die  österreichische  Gewalt  zurückkehren  (aus  welcher  Be- 
stimmung sich  deutlich  die  Tendenz  des  Bundes  ergibt),  so 
soll  Zürich  auch  darauf  dieselben  Rechte  erhalten  wie  auf 
die  Grafschaft  Kyburg.  Nur  der  Theil  der  Grafschaft  Ky- 
burg, welcher  jenseits  der  Glatt  nach  Zürich  hin  lag,  das 
sogenannte  N  e  u  a  m  t ,  wurde  der  Stadt  bleibend  überlassen  i0). 
Und  die  früher  schon  von  der  Grafschaft  Kyburg  abge- 
trennte den  Herren  von  Landenberg  verpfändete  Herrschaft 
Andel  fingen,  welche  die  Züricher  auf  ähnliche  Weise 
von  diesen  losgekauft  hatten,  wie  die  Grafschaft  Kyburg 
von  der  Grntinn  von  Montfort ,  soll  der  Stadt  auch  ferner 
zu  Pfand  verbleiben ,  jedoch  die  Wiederlösung  dem  Hause 
Oesterreich  vorbehalten  sein. 

Die  von  dem  Bürgermeister  Stüssi  und  dem  Stadtschrei- 
ber Graf  inissleitete  Stadt  wurde  in  dem  erneuerten  Kriege 

39)  Tschudi  II.  S.  335. 

iO)  Die  Urkunden  sind  in  der  Sakristei  tum  Grosstmioslrr .  Abschriften 

Huden  sich  in  den  Trbarien. 
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mit  den  Eidgenossen  hart  mitgenommen ;  die  Landschaft  hatte 
noch  mehr  zu  erdulden.  Der  Kaiser  nahm  sich  des  Krie- 
ges nur  lässig  an  und  der  österreichische  Befehlshaber  führte 
denselben  planlos  und  unglücklich.  Allgemeine,  beidersei- 
tige Ermüdung  bereitete  indessen  den  Frieden  vor  (1446), 
aus  welchem  Zürich  doch  ohne  neue  Verluste  von  Land 
sich  rettete.  Bald  darauf  (1452) .  und  zwar  in  Folge  dieses 
Krieges,  erwarb  denn  auch  die  Stadt  die  Grafschaft  Kyburg 
wieder,  und  nun  für  immer.  Der  österreichische  Befehls- 
haber  hatte  nämlich  bedeutende  Geldsummen  in  Zürich  ent- 
lehnen müssen,  um  den  Krieg  zu  führen;  und  so  blieb  der 
Herzog  Sigismund,  der  inzwischen  die  Regierung  des  vor- 
derösterreichischen Landes  angetreten  hatte,  noch  eine  Summe 
von  17,000  Gulden  der  Stadt  schuldig,  für  welche  er  ihr 
die  Grafschaft  Kyburg  von  neuem  verpfändete.  Ungeachtet 
er  sich  aber  das  Auslösungsrecht  mit  sehr  grosser  Bestimmt- 
heit vorbehielt  für  sich  und  seine  Erben,  wurde  doch  nie 
davon  Gebrauch  gemacht. 

Die  Stadt  Wintert  hur  war  durch  die  Aechtung  des 
Herzogs  Friedrich  ebenfalls  von  der  österreichischen  Herr- 
schaft frei  geworden  und  in  die  Stellung  einer  Reichsstadt 
gelangt.  Nach  König  Sigismunds  Tode  huldigte  sie  aber 
freiwillig  wieder  dem  österreichischen  Hause,  und  kehrte 
so  zu  ihrem  alten  Landesherrn  zurück.  Selbst  als  schon 
die  Grafschaft  Kyburg,  von  der  sie  umgeben  war,  von 
neuem  den  Zürichern  verpfändet  war,  wehrte  sie  doch,  im 
Verein  mit  einer  österreichischen  Besatzung,  die  Belagerung 
der  Eidgenossen  auf  das  tapferste  ab,  als  diese  den  Krieg 
gegen  Herzog  Sigismund  von  Oesterreich  erneuert  hatten 
(1460).  Indessen  musste  doch  die  Unhaltbarkeit  dieser  Lage 
immer  fühlbarer  werden,  und  so  war  es  Winterthur  ganz 
recht,  als  der  Herzog  die  Stadt  im  Jahr  1467  ebenfalls  an 
Zürich  verpfändete.  Sie  entging  dadurch  wenigstens  der 
grössern  Gefahr,  eine  gemeineidgenössische  Herrschaft  zu 
werden.  Die  Züricher  bezahlten  10,000  rheinische  Gulden, 
wovon  der  Herzog  8000  der  Stadt  Winterthur  selbst  über- 
liess,  um  sie  für  die  Unkosten  des  Kriegs  dadurch  zu  decken. 
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In  dem  Vertrage  wurde  ausdrücklich  bestimmt :  „  daz  die 
von  Zürich  die  egemelten  von  Winterthur,  Schultheissen , 
Rat  vnd  gemeinde ,  vnd  alle  die  so  zuo  In  gehören ,  by 
allen  Iren  Rechten,  Fryheiten  vnd  gnaden,  so  sy  von  Rö- 
mischen keisern  vndkünigcn,  ouch  vnsern  vordem  vnd  vns 
(Herzog  Sigismund)  haben  vnd  by  Iren  alten  loblichen  her- 
komen  gerueblich  belyben  lassen,  vnd  dawider  nicht  drin- 
gen, sunder  daby  vor  anndcrn,  die  darwider  teten,  oder 
tuon  weiten,  handthaben  schützen  schirmen  sollen  nach  al- 
lem Irem  vermugen." 

Winterthur  behielt  somit  seine  freie  selbständige  Verfas- 
sung auch  unter  züricherischer  Hoheit  bei ,  wie  sich  dieselbe 
unter  den  österreischen  Landesherrn  ausgebildet  hatte.  Damals 
schon  bestand  neben  dem  kleinen  Rathe  von  zwölf,  dem  noch 
immer  ein  Schultheiss  vorstand ,  ein  grosser  Rath  von  vierzig 
Mitgliedern*1).  Zünfte  gab  es  keine  daselbst,  obwohl  sich 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  solche  aus  der  Ge- 
meinde heraus  bilden  wollten.  Diese  Neuerung  wurde  aber 
im  Jahr  1416  von  den  angerufenen  Schiedrichtern  auf  das 
schwerste  untersagt.  Und  es  blieb  somit  bei  einer  Gemeinde 
der  ganzen  Bürgerschaft,  was  auch  bei  dem  geringen  Um- 
fange der  Stadt  das  natürlichste  war. 

Von  geringerer  Bedeutung  war  der  ähnliche  Erwerb 
der  Stadt  Stein  am  Rhein.  Diese  Stadt  nämlich  hatte  sich 
selbst  1457  von  ihren  frühern  Landesherrn,  den  Freiherrn 
von  Klingen  losgekauft  und  so  den  eigenen  Besitz  der  Ho- 
heitsrechte über  das  Stadtgebiet  und  was  noch  sonst  abge- 
treten wurde  erworben.  Dieser  freie  Zustand  schien  ihr 
aber  später  nicht  ohne  Gefahr,  und  so  verkaufte  sie  jene 
Hoheitsrechte  im  Jahr  1484  um  8000  Gulden  an  Zürich, 
behielt  sich  aber  unter  dem  Schirme  dieser  Stadt  ihre  städti- 
sche Verfassung  vor. 

Endlich  erkaufte  die  Stadt  im  Jahr  1496  von  dem  Edeln 
Johann  Gradner  die  Stadt  und  Herrschaft  Eglisau  für 
10,500  Gulden ;  46  Jahre  früher  hatte  sie  die  nämliche  Hcrr- 


4«)  MUlltr  G.ich.chte  der  E.dfi«noiita  III.  S.  603. 
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schalt)  welche  sie  von  den  Grafen  von  Tengen  erworben 
hatte,  um  die  gleiche  Summe  an  die  Familie  Gradner  ab- 
getreten und  machte  nunmehr  von  ihrem  Rechte  des  Wie- 
derkaufs Gebrauch. 

So  besass  nun  die  Stadt  ein  sehr  ansehnliches,  ziemlich 
abgerundetes  Gebiet.  In  allen  diesen  grossem  Herrschaften 
hatte  sie  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  vormals  von  den 
einzelnen  Landesherrn  ausgeübt  worden  war.  Daneben  konnte 
sie  auch  die  niedern  Vogteirechte  oder  grundherrliche  Rechte 
inne  haben,  je  nachdem  der  frühere  Landesherr  auch  diese 
besessen  oder  sie  solche  von  andern  Vögten  oder  Grund- 
herrn erworben  hatte. 

Man  darf  sich  indessen  in  der  ersten  Zeit  dieses  Gebiet 
durchaus  nicht  denken  als  eine  einheitlich  und  gleichförmig 
regierte  Landschaft.  Vielmehr  war  es  ursprünglich  nur  ein 
Aggregat  einzelner  Herrschaftsrechte,  die  ihrem  Umfange 
nach  sehr  verschieden  sein  konnten  und  immer  trat  die  Stadt 
nur  an  die  Stelle  der  frühern  Herrn.  Wohl  aber  musste 
die  gemeinsame  Beziehung  aller  dieser  Theile  zu  der  Haupt- 
stadt und  die  allgemeine  Theilnahme  an  den  öffentlichen 
Schicksalen  des  erweiterten  Staates  in  Kurzem  auch  grössere 
Einheit  und  einen  innern  Zusammenhang  der  ganzen  Land- 
schaft hervorbringen. 

■ 

f.  7.    Der  Bürgermeister  Waldmann. 

Um  dieselbe  Zeit  als  der  Graf  von  Toggenburg,  über  des- 
sen Erbe  jener  unselige  Krieg  der  Züricher  mit  den  Schwy- 
zern  und  Glarnern  ausbrach,  starb  (1437),  wurde  Hans  Wald- 
mann in  Blickenstorf,  einem  Dorfe  des  Landes  Zug,  ge- 
boren, der  grösste  züricherische  Held.  Als  armer  Bauer- 
knabe kam  er  nach  Zürich ,  wurde  Rothgerber ,  kaufte  das 
Bürgerrecht  und  zeichnete  sich  bald  vor  allen  seinen  Ge- 
nossen durch  unternehmenden  Muth  und  raschen  Geist  auf, 
wie  er  durch  seine  körperliche  Schönheit  den  Frauen  lieb 
und  gefährlich  wurde.  Zum  Zunftmeister  erwählt,  entwi- 
ckelte er  in  den  burgundischen  Kriegen  seine  kriegerischen 
Talente  und  erwarb  einen  grossen  geachteten  Namen  weit 
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umher.  Sein  Einfluss  stieg  in  der  Stadt  mit  seinem  Ruhm 
und  seinem  Vermögen.  Als  oberster  Zunftmeister  hatte  er 
auf  den  Zünften  und  unter  seinen  Amtsgenossen  grosses  An- 
sehen. Aber  nicht  zufrieden  mit  dieser  Stellung,  suchte  er 
eine  höhere  zu  erwerben.  Von  der  Natur  zum  Haupte  eines 
Staates  geschaffen,  wollte  er  seine  angeborenen  Herrscher- 
rechte, wenn  dieser  Ausdruck  erlaubt  ist,  verwirklichen, 
und  mit  dem  Einflüsse  auch  die  Anerkennung  seiner  Ueber- 
legenheit  verbunden  sehen. 

Die  Bürgermeister  waren  dem  alten  Herkommen  gemäss 
bisher  meistentheils  aus  der  Constafel  genommen  worden. 
Waldmann  aber  gehörte  nicht  dieser  sondern  der  Zunft  zum 
Kaineele  an.  Gerade  damals  waren  zwei  Bürgermeister  aus 
jener  Gesellschaft  abwechselnd  im  Amte,  von  denen  keiner 
freiwillig  dem  Emporkömmling  (denn  so  sahen  ihn  trotz  sei- 
nes eminenten  Talentes,  trotz  seiner  Ritterwürde,  die  er  durch 
eigenes  Verdienst  erworben  hatte ,  und  trotz  seines  Vermö- 
gens wohl  die  Meisten  von  den  alten  Geschlechtern  in  ihrer 
Beschränktheit  an)  weichen  wollte.  Doch  Waldmann  wurde 
durch  beide  Schwierigkeiten  von  dem  gefassten  Entschlüsse 
nicht  abgeschreckt.  Er  Hess  sich,  statt  des  bisherigen  Bür- 
germeisters Göldli,  zum  Bürgermeister  wählen.  14S3. 

Die  Plane,  die  er  schon  als  Oberstzunftmeister  verfolgt 
hatte ,  förderte  er  nunmehr  noch  rascher  und  kühner.  Der 
Verwilderung  und  Sittenlosigkcit,  welche  sich  während  der 
unaufhörlichen  Fehden  und  Kriege  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts über  Stadt  und  Land  verbreitet  hatten,  suchte  er 
mit  energischen  Massregeln  zu  begegnen.  In  ihm  selber 
waren  die  Leidenschaften  und  Tugenden  jener  Zeit  im  höch- 
sten Masse  vereinigt.  Im  Gefühle  seiner  Uebermacht  wollte 
er  jene  beim  Volke  bändigen,  ohne  sich  selbst  Gewalt  an- 
zuthun,  was  grossen  Charakteren  öfters  wiederfahrt,  von 
der  grossen  Mehrheit  aber  gewöhnlich  bitter  beurtheilt  wird. 
Er  wollte  vor  allen  die  Bewohner  wieder  an  solide  Thä- 
tigkeit  gewöhnen.  Die  Städter  sollten  vornehmlich  Handel 
und  Gewerbe  treiben ,  die  Landbewohner  sollten  dem  Acker- 
bau obliegen. 
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Aus  Zürich  gedachte  er  den  Hauptmarkt  des  ganzen 
Landes  zu  machen,  auf  welchem  alle  Erzeugnisse  des  Bo- 
dens und  des  industriellen  Fleisses  umgesetzt  würden.  Nach 
der  Stadt  sollten  die  Handwerker  aus  den  Dörfern  kommen 
und  daselbst  das  Bürgerrecht  erwerben.  Die  Handwerke 
wurden  gegen  fahrende  Krämer  geschützt,  der  öffentliche 
Verkauf  von  Lebensmitteln  unter  erneuerte  polizeiliche  Auf- 
sicht gestellt,  die  Arbeitslöhne  taxirt.  Im  Innern  der  Stadt 
wurde  grössere  Reinlichkeit  geboten,  und  durch  öffentliche 
Bauten  (die  Wasserkirche  und  die  Helme  des  Grossmünsters) 
ihr  Aussehen  verschönert42). 

Für  die  Bewirthschaftung  der  Güter  auf  dem  Lande  er- 
liess  er  ebenfalls  Verordnungen.  Er  verbot  weitere  Aus- 
reutung  der  Wälder  und  Verwandlung  der  Aecker  in  Wei- 
den. Das  verderbliche  tinstäte  Herumfahren  von  Ort  zu 
Ort  und  das  Reislaufen  in  fremde  Kriege  suchte  er  durch 
strenge  Gesetze  zu  hindern.  Fester  Wohnsitz  und  bestimmte 
Beschäftigung  sollte  die  Leiden  des  Krieges  und  die  allge- 
meine Verderbniss  wieder  entfernen  und  dem  Gemeinwesen 
zu  neuer  Blüthe  verhelfen43). 

Man  würde  Waldmann  Unrecht  thun,  wenn  man  seine 
Verordnungen  nach  dem  Massstabe  des  achtzehnten  oder 
neunzehnten  Jahrhunderts  messen  wollte.  So  einseitig  und 
schroff  sie  uns  erscheinen ,  so  konnten  sie  doch  fiir  die  da- 
malige Zeit  von  heilsamen  Wirkungen  sein.  Und  nur  das 
zu  rasche  Durchgreifen  des  Bürgermeisters,  der  keinen  Wi- 
derstand duldete,  brachte  sein  ganzes  System  in  Gefahr. 
Auch  ist  nicht  zu  übersehen ,  dass  der  Uebergang  von  dem 
Bauern-  in  den  Bürgerstand  damals  äusserst  leicht  war. 
Jeder  Einheimische,  der  in  die  Stadt  zog,  3  Gulden  für  das 
Bürgerrecht  bezahlte  und  sich'eine  Zunft  wählte,  war  Bürger. 

Die  Finanzen  der  Stadt  hob  Waldmann  hauptsächlich  da- 
durch ,  dass  er  den  Salzverkauf  für  ein  Regal  der  Stadt  er- 
klärte und  alle,  welche  mit  ihr  steuerten  und  reiseten,  nö- 

42)  H.  H.  Fitssli  Joh.  Waldmann  ,  Ritter  Büfgcmeiltef  der  Stadl  Zü- 
rich.   Zürich  1780.  S.  66.  ff. 

43)  Füssli  a.  a.  O.  S.  ?3.  ff.  139.  ff. 
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thigte,  „sich  von  ihr  zu  bcsalzen."  Zugleich  legte  er  in 
der  Stadt  und  ihren  Herrschaften  die  sogenannten  Reis- 
büchsen an,  in  welche  die  steuerpflichtigen  Bewohner  der- 
selben jährlich  einen  Beitrag  abgeben  und  mancherlei  Bussen 
und  andere  Gebühren  fallen  sollten.  Dadurch  wurde  zum 
Voraus  auf  den  Fall  des  Krieges  gesorgt ,  dass  die  Kosten 
desselben  desto  leichter  bestritten  werden  können44). 

In  der  Regierung  des  Landes  suchte  er  grössere  Gleich- 
förmigkeit zu  bewirken  durch  Ausbildung  des  Steuerwesens 
und  Durchführung  eines  allgemeinen  Mannschaftsrechtes.  Die 
Rechte  der  Vogtei  und  Grundherrn  wurden  so  viel  möglich 
an  die  Stadt  erworben  und  manches  Alterthümliche,  was 
sich  daran  knüpfte,  abgeschafft.  Die  Wahlen  der  Unter- 
vögte, welche  faktisch  seit  längerer  Zeit  den  Herrschafts- 
angehörigen zugestanden ,  wurden  in  Dreiervorschläge  ver- 
wandelt, aus  denen  dann  die  Ober-  oder  Landvögte  den  Un- 
tervogt ernannten.  Die  niedere  Strafrechtspflege  wurde  ein- 
geschränkt, die  höhere  erweitert  und  die  Strafen  verschärft*5). 

Seine  Hauptgegner  waren  die  Pfaffen  und  die  Geschlech- 
ter. Die  schlechten  Sitten  der  erstem  suchte  er  zu  zügeln. 
Er  wollte  sie  zwingen,  wie  sich  eine  Verordnung  von  1485 
ausdrückt,  zu  „tuon  als  die  so  die  wolust  der  zergengli- 
chen  weit  zurück  gelegt  haben,  vnd  als  sie  geistlicher  Würde 
vnd  ir  Pfrund  wegen  zu  tun  schuldig  sind."  Die  Veräus- 
serung  liegender  Güter  an  Kirchen  und  Klöster  hinderte  er 
wirksam  und  nöthigte  den  Klerus  zu  seinem  grossen  Ver- 
druss  zum  Bau  der  Thürme  am  Grossmünster  beizusteuern. 
Und  obwohl  er  sich  selbst  früher  mit  übermüthigem  Stolze 
geäussert,  er  wolle  in  Zürich  Kaiser  und  Papst  zugleich 
sein,  so  war  er  doch  schon  1479  vorsichtig  genug,  um  bei 
Gelegenheit  eines  Bündnisses  von  Papst  Innocenz  VIII.  der 
Stadt  sehr  ausgedehnte  Rechte  in  kirchlichen  Dingen  und 
gegenüber  der  Geistlichkeit  zusichern  zu  lassen46). 

44)  FUss Ii  S.  79.  ff.  Eine  ausführliche  VerordnnBg  Uber  diese  BUchse« 
findet  sich  MS.  140.  Abth.  II.  S.  30.  ». 

45)  FUssli  S.  82.  ff. 

46)  FUssli  S.  54.  ff. 
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Da  er  in  der  Stadt  den  Geschlechtern  verhasst  war,  so 
sachte  er  in  den  Zunftmeistern  vornämlich  seine  Stütze. 
Durch  sie  Hess  er  manche  Massregel  genehmigen,  welche 
er  bei  dem  Rathe  nicht  leicht  durchzusetzen  hoffen  konnte , 
indem  er  die  Bestimmung  in  der  Verfassung,  dass  wenn  der 
Rath  säumig  sei,  die  Zunftmeister  allein  zusammentreten  und 
Beschlüsse  fassen  dürfen,  benutzte  und  allerdings  ungebühr- 
lich anwandte.  Die  Wahl  der  inzwischen  gesunkenen  Con- 
stafel  in  deu  Rath  wollte  er  auf  6  Mitglieder  beschranken  t 
und  ihre  Mitglieder  hindern,  auf  andere  Zünfte  zu  gehen, 
und  sich  dort  eintragen  zu  lassen,  damit  sie  nicht  als  Zunft- 
meister gewählt  werden  und  so  das  Uebergewicht  von  neuem 
herstellen  können.  Der  Trinkgesellschaft  zur  Constafel  setzte 
er  eine  andere  entgegen,  die  sich  unter  seinem  Vorsitze 
auf  dem  Schnecken  versammelte  und  die  vorzüglichsten  sei- 
ner Anhänger  vereinigte.  Denn  noch  immer  war  es  Sitte, 
beim  Gelage  die  wichtigsten  Dinge  vorzubereiten  *7). 

Das  ganze  Verfahren  Waldmanns  hatte  einen  so  ausge- 
prägten Charakter,  dass  wenn  auch  viele  dieser  Verordnun- 
gen nicht  gerade  seinen  Namen  tragen,  man  doch  seinen  re- 
formirenden  Geist  darin  nicht  verkennen  kann.  Sie  passen 
alle  zusammen  und  haben  alle  Einen  Zweck.  Eine  Zeit  lang 
schien  dem  thätigen  Staatsraanne  Alles  zu  glücken.  OefFent- 
lich  wagte  ihm  niemand  zu  widerstehen.  Er  fing  an,  für 
sein  Streben  nach  weitern  Kreisen  zu  suchen.  Er  wollte  in 
der  Eidgenossenschaft  herrschen,  wie  er  in  Zürich  herrschte, 
und  so  die  von  ihm  mit  Leidenschaft  geliebte  Stadt  noch 
mehr  verherrlichen.  Allein  zu  rasch  in  seinen  Planen  fort- 
schreitend, vermehrte  er  die  Kräfte  seiner  Feinde.  Weil  er 
ihre  Personen  verachtete,  so  verachtete  er  auch  ihre  Macht. 
Das  führte  seinen  Sturz  herbei. 

Ohnehin  schon  zu  despotischen  Massregeln  geneigt,  wurde 
er  von  seinen  Feinden  im  Rathe  zu  stärkern  Uebertreibun- 
gen  hingedrängt.  Die  Härte  und  das  Gehässige  seiner  Ver- 
ordnungen sollte  noch  überboten  und  dann  das  öffentliche 


*7)  Fii5*ti  S.  6i.  ff. 
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Miss  vergnügen  gegen  seine  Person,  von  der  dieses  Alles 
ausgehe,  gelenkt  werden.  Das  war  der  schlaue  Plan  seiner 
Gegner ,  an  deren  Spitze  die  von  Waldmann  vielfach  ernie- 
drigte Familie  Göldli  stand.  Gegen  Ende  des  Jahres  1488 
wurde  ein  sehr  strenges  Sittenmandat  erlassen,  durch  wel- 
ches die  Lustbarkeiten  bei  Hochzeiten,  die  Geschenke  bei 
Wahlen  und  Kindstaufen  u.  s.  f.,  das  Tragen  kostbarer  Klei- 
der und  Schmuckes  bedeutend  beschränkt,  auf  der  Land- 
schaft auch  die  gemeinen  Schiessen  und  Kegelschieben  un- 
tersagt und  nur  an  den  Kirchweihen  grössere  Versammlun- 
gen gestattet  wurden.  Dieser  Eingriff  in  das  häusliche  Le- 
ben und  die  persönliche  Eitelkeit  verwundete  tiefer  als  die 
frühern  viel  wichtigeren  Reformen.  Als  aber  gegen  Wald- 
manns Willen,  wenn  schon  unter  seinem  Namen,  gar  den 
Landleuten  verboten  wurde,  grosse  Hunde  zu  halten  und 
Freunde  Waldmanns  den  Auftrag  erhielten  und  ausführten, 
die  Hunde  todt  schlagen  zu  lassen ;  da  war  die  Unzufrieden- 
heit auf  einen  solchen  Punkt  gestiegen,  dass  sie  bald  darauf 
in  offenem  Aufstande  losbrach. 

Schon  hatte  ihn  Waldraann  durch  einige  Concessionen 
und  vernünftige  Vorträge,  welche  er  den  Gemeinden  halten 
liess,  wieder  beschwichtigt,  als  sein  Stolz  48),  der  sich  selber 
kein  auch  nothwendiges  Nachgeben  gestehen  und  die  Würde 
der  städtischen  Regierung  mit  übertriebener  Sorgfalt  wah- 
ren wollte,  ihn  verleitete,  die  Urkunde,  welche  die  Land- 
schaft befriedigen  sollte,  in  Ausdrücken  niederschreiben  zu 
lassen,  welche  für  diese  äusserst  demüthigend  waren  und 
eine  offenbare  Lüge  enthielten.  Der  Aufstand  brach  von 
neuem  aus.  Die  Feinde  Waldmanns  in  der  Stadt  Hessen 
alle  ihre  Minen  springen  und  benutzten  alle  Mittel  des  Nei- 
des, der  Lüge,  der  Verschwörung  und  des  Verrathes,  um 

48)  Waldmanns  Stolz  darf  durchaus  nicht  mit  dem  widerwärtigen  Hoch- 
muthe  und  der  Eitelkeit  verwechselt  werden,  die  sich  bei  schnell  aufgeschos- 
sensu  Glückspilzen  eben  so  oft  findeu ,  als  bei  den  Nachkommen  alter  Ge- 
schlechter, welcbe  nichts  für  sich  haben  als  einen  Namen,  der  vor  Zeiten 
guten  Klang  gehabt.  Er  war  gerade  gegen  Niedere  äusserst  freundlich  und 
leutselig.  Nur  die  Hochmütbigen  liess  er  persönlich  seinen  Stolz  schwer  em- 
pfinden. 
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einen  Mann  stürzen  zu  helfen ,  dessen  Grösse  ihre  Kleinheit 
desto  fühlbarer  machte.  Innerer  Aufruhr  begegnete  dein 
äussern.  Die  einberufenen  eidgenossischen  Gesandten  fan- 
den einen  willkommenen  Anlas»,  sich  von  dem  gefürchleten 
Burgermeister  zu  befreien.  Waldmann  wurde  gefangen  ge- 
setzt, von  seinen  Feinden  gerichtet  und  am  6.  April  14S9 
enthauptet.  Er  starb  als  Held ,  grösser  noch  auf  dem  To- 
desgang, als  je  iip  Leben49). 

In  Folge  des  Aufruhrs  war  einstweilen  die  ganze  städti- 
sche Verfassung  abgethan  worden.  Es  wurde  eine  ausser- 
ordentliche Regierung,  der  Rath  der  Sechzig,  die  aber  bald 
darauf  auf  73  vermehrt  wurden ,  bestellt,  den  Lazarus  Gold- 
lin  das  Haupt |  der  Empörung,  einen  durch  und  durch 
schlechten  Gesellen,  an  seiner  Spitze.  Dieser  Rath  machte 
indess  die  kurze  Zeit  seiner  Herrschaft  nur  durch  eine  An- 
zahl Hinrichtungen,  besser  politische  Morde  genannt,  be- 
merklich. In  Kurzem,  noch  im  Jahr  1789,  wurde  er  wieder  * 
abgeschafft  und  die  Grundzüge  der  neuen  Verfassung  fest- 
gesezt ,  welche  dann  9  Jahre  später  in  den  sogenannten  vier- 
ten geschworenen  Brief  niedergelegt  wurde  so). 

•  > 

$.  8.    Her  vierte  geschworene  Brief. 

■ 

Mit  Recht  hat  schon  Füssü  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  das  bündigste  Zeugniss  für  Waldmanns  Streben  darin 
lag,  dass  unmittelbar  nach  seinem  Fall  von  seinen  Feinden 
die  Revision  der  Verfassung  in  demselben  Sinue  vorgenom- 
men werden  musste ,  in  welchem  er  sie  vorbereitet  hatte. 
Sie  konnten  sich  deiu  Eindrucke  der  Zeit  und  seines  Gei- 
stes nicht  einmal  da  entziehn ,  als  sie  vor  ihm  sich  nicht  mehr 


49)  Waldmann  wurde  iu  einer  ziemlichen  Anzahl  von  Trauerspielen  schon 
gefeiert,  zuletzt  von  Spind  I  er.  Nicht  leicht  eignet  sich  ein  Stoff  besser 
für  die  Tragödie  als  dieser.  Doch  finde  ich  die  Geschichte,  wie  sie  Job.  ». 
Müller  im  dritten  Capitel  *  eines  V.  Buches  der  Geschichte  der  Schweiz  er- 
fühlt, noch  tragischer  als  die  Poesien,  zu  welchen  sie  begeisterte. 

50)  Ob  schon  ein  geschworener  Brief  im  Jahr  148*)  errichtet  worden  sei 
und  ob  und  wodurch  er  sich  von  dein  spätem  von  1498  unterscheide,  ist  noch 
tinausgemiltelt.  Jedenfalls  konnten  die  Veränderungen  nicht  bedeutend  gewe- 
?en  sein. 
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fürchten  inussten.  Dass  er  aber  eine  naturgemässe  Rich- 
tung verfolgt  hatte,  beweist  die  dreihundert  jährige  Dauer 
der  Verfassung,  die  wir,  ungeachtet  sie  von  Waldmanns 
Gegnern-  angetragen  wurde ,  dennoch  die  Waldmannische 
nennen  müssen. 

Der  geschworene  Brief  von  1498 5  *)  stellt  den  grossen 
Rath ,  der  schon  früher  die  höchste  Gewalt  inne  gehabt , 
nunmehr  auch  formet  an  die  Spitze  der  Verfassung.  Nicht 
bloss  wird  ihm  das  Recht,  allgemein  verbindliche  Beschlüsse 
und  Verordnungen  definitiv  zu  erlassen ,  zugesehrieben ,  son- 
dern er  soll  die  Verfassung  selbst  mehren  oder  mindern 
dürfen,  ohne  dass  ihm  eine  Verpflichtung,  die  Veränderun- 
gen an  die  Gemeinde  zu  bringen,  auferlegt  Wäre. 

Er  besteht  wieder  aus  212  Mitgliedern,  welche  nun  fol- 
gender Massen  zusammengesetzt  werden: 

1)  Gehören  zu  den  Zweihundert  die  beiden  Bürgermei- 
ster, der  regierende  und  der  abgetretene; 

2)  24  Räthe,  von  denen  je  die  Hälfte  für  das  eine,  die 
andere  Hälfte  für  das  andere  Halbjahr  gewählt  werden, 
nämlich : 

4    von  der  Constafel  aus  derselben  ernannt, 
2    aus  den  Achtzehnern  der  Constafel  von  dem  gros- 
sen Rathe  gewählt, 
12    aus  den  Zwölfern  der  12  übrigen  Zünfte  ebenso 
gewählt, 

6    ganz  frei  aus  dem  grossen  Rathe  von  diesem  gewählt. 
~~24~Räthe. 

3)  24  Zunftmeister  von  den  Zünften  aus  ihrer  Mitte  ge- 
wählt, von  denen  wieder  die  Hälfte  halbjährlich  erneuert 
wird. 

Diese  50  Mitglieder  bilden  die  beiden  abwechselnd  re- 
gierenden engern  Räthe. 
Dazu  kommen  nun  noch 

4)  die  Achtzehner  der  Constafel ,  gewählt  von  den  klei- 
nen und  grossen  Rathen  der  Constafel ; 


itl  Abgedruckt  in  der  he  Ivel.   Blbl.   VI.  S.  .*0. 
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5)  die  Zwölfer  der  12  Zünfte,  gewählt  von  den  Zunft- 
meistern, Rathen  und  den  übrigen  Zwölfern  jeder  betref- 
fenden Zunft,  zusammen  144  Mitglieder. 

Im  Ganzen  somit  162  grosse  Käthe  im  Vereiu  mit  den 
engern  Rathen  212  Mitglieder. 

Der  Wortlaut  des  geschworenen  Briefes  konnte  freilich 
zu  dem  Irrthuine  verleiten,  dass  sich  die  Zahl  der  Acht- 
zehner und  Zwölfer  durch  Wahl  in  den  kleinen  Rath  ver- 
mindert habe,  wodurch  dann  der  gr.osse  Rath  nothwendig 
kleiner  würde.  Allein  es  kann  doch  kein  Zweifel  sein,  <«ass 
derselbe  unmittelbar  nachher  wieder  ergänzt  wurde  und  die 
Urkunde  sich  nur  nicht  deutlich  genug  ausspricht 52). 

Von  dem  kleinen  an  den  grossen  Rath  findet  ein  Zug- 
recht Statt,  mit  Ausnahme  für  gerichtliche  Urtheilc,  welche 
definitiv  von  dem  kleinen  Rathe  erlassen  werden.  Bei  an- 
dern Beschlüssen  des  kleinen  Rathes  dagegen  steht  es  jedem 
einzelnen  Mitgliede  aus  den  neuen  Rathen  oder  den  neuen 
Zunftmeistern  frei ,  wenn  auch  zwei  andere  mit  ihm  in  der 
Minderheit  geblieben  siud,  die  Sache  an  den  grossen  Rath 
zu  ziehen  und  dessen  Entscheid  zu  unterwerfen.  Betrifft 
aher  die  Sache,  wie  der  geschworene  Brief  sich  ausdrückt, 
„der  Statt  Fryheit,  Rechtung,  Eehaffte,  alt  Harkommen , 
oder  der  Statt  Gut,  Brief  oder  Insigel , "  so  entscheidet 
die  Mehrheit  der  Rathe  und  Zunftmeister,  ob  ein  Zug  an 
den  grossen  Rath  zulässig  sei  oder  nicht. 

Eine  Anzahl  Sachen  musste  an  den  grossen  Rath  ge- 
bracht werden.  Darüber  gibt  eine  Rathsverordnung  nähern 
Aufschluss,  die  vermulhlich  in  das  Ende  unserer  Periode 
gehört  und  folgender  Massen  lautet: 

Wir  hahent  vnns  eihennth  vnnd  wellent  das  Rathen  vnnd 
Burgern  zuostan  vnnd  für  sy  ze  richten  vnnd  entscheyden 
gehören,  vff  die  Statt  vnnd  die  Iren  eynich  stür  ze  leg- 
ge n,  Lannd  vnnd  Liith  zun  knuffen  ald  frömbd  herren  vnnd 
Edellüth  zuo  Burger  zc  empfachen,  ald  nüw  püntnuss 
vnnd  Eynungen  zuo  machen  oder  krieg  anzefachen. 
Dessglychen  Bürgermeister,  Rath,  Zunfitmeystor  vnnd  Zwölf- 


52)  Vgl.  „Kh  MS.  144.  S.  20.  b. 
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fer  Inn  den  grossen  Rath  zuo  erwellen  vnnd  zuo  bestatten. 
Ouch  der  Statt  empter  vnnd  vogtyen  zeuerlychen,  zuo 
den  Tagleystungen  zuo  ferttigen  vnnd  wüntz  zuo 
machen  oder  zeenderen.  Sunst  all  anndcr  gmeyn  täg- 
lich zuofallend  sachen,  die  betreffend  das  Göttlich  wort, 
gmeyn  ald  sonnder  personen  an  ,  nüt  vssgenoininen  ,  die  söl- 
lent  vor  dem  Cleynen  Rath  vssgetragen  vnd  nit  ineer  für 
Rath  oder  Burger  gebracht  werden.  Doch  vorbehalten  die 
Zug,  luth  des  geschwornen  brieß's  von  dem  Cleynen  Rath 
für  den  grossen  Rath  ze  thuond.  Darzuo  das  die  Gleyneu 
Rath  ye  zuo  zytten  die  sachen ,  so  Inen  alleyn  vsszuoriehten 
überlegen  vnnd  beschwärlich ,  für  Rath  vnnd  Burger  wysen 
mögend  wie  das  von  alter  harhoinmen  vnnd  gebrucht  wor- 
den ist"). 

Aus  der  Composition  des  grossen  und  kleinen  Ratbes 
ergibt  sich  schon,  dass  die  Constafel  nun  eine  andere  Stel- 
lung einnimmt  als  früher.  In  dein  Urtheile  gegen  Bürger- 
meister Waldmann  wird  es  demselben  zu  einem  Hauptver- 
brechen gemacht,  dass  er  in  Verbindung  mit  den  Zunftmei- 
stern die  Zahl  der  aus  der  Constafel  zu  nehmenden  kleinen 
Ra'thc  auf  sechs  beschränkt  habe ,  was  er  durch  seinen  Ein- 
fluss  auf  die  Wahlen  des  grossen  Rathes  hatte  durchsetzen 
können.  Und  nun  finden  wir  dasselbe  als  Grundsatz  der 
neuen  Verfassung  ausgesprochen,  die  von  seinen  Widersa- 
chern angetragen  wurde. 

Die  Constafel,  wohin  noch  immer  die  Ritter,  Edcllcule 
gehörten,  die  keine  Zunft  hatten  und  kein  Gewerbe  oder 
Handwerk  trieben,  ferner  die  Goldsehmidc ,  Scidcnsticker , 
Glaser,  Gewandschneider,  Salzlcute  und  Eisenhandler,  welche 
sich  beliebig  auf  der  Constafel  oder  in  den  Zünften  eintra- 
gen lassen  konnten ,  endlich  die  Hintersassen ,  diese  indess 
wohl  ohne  Stimmrecht,  war  nun  in  den  Rang  einer  Zunft 
herabgesunken,  welche  von  den  übrigen  Zünften  noch  einige 
aber  nicht  bedeutende  Vorrechte  hatte,  aber  keineswegs  mehr 
den  übrigen  sämmtlichen  Zünften  an  die  Seite  gestellt  wer- 
den konnte. 

Die  Verminderung  der  übrigen  Zünfte  auf  zwölf  wurde 

53)  MS.  I  ii.  S.  Sf.  «. 
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schon  im  Jahr  144S  vorgenommen  **).  Die  Gonstafel  bil- 
dete nunmehr  wieder  die  dreizehente. 

Die  Obristzunftraeister ,  deren  Amt  früher  schon 
bestanden,  wurden  nun  in  der  Verfassung  ebenfalls  erwähnt 
und  ihr  Amt  näher  bezeichnet.  Sie  werden  aus  den  24 
Zunftmeistern  von  dem  grossen  Rathe  auf  drei  Jahre  erwählt, 
so  dass  alljährlich  einer  abtritt,  und  nie  zwei  aus  einer 
Zunft  gewählt  werden  dürfen.  Sie  sind  befugt,  die  24 
Zunftmeister  allein  ohne  den  eigentlichen  Rath  zu  versam- 
meln, um  mit  ihnen  über  Streitigkeiten  der  Zünfte  und  Hand- 
werkssachen zu  richten.  Betrifft  aber  die  Sache  einer  Zunft 
das  gemeine  Wesen ,  so  sollen  sie  es  vor  den  grossen  Rath 
bringen.  Sie  sollen  darüber  wachen,  dass  Jedem  gleiches 
Recht  gehalten  und  keinem  Gehör  versagt  werde.  Ueber 
Unbill  oder  wenn  irgend  eine  öffentliche  Gefahr  droht,  ha- 
ben sie  dem  engern  oder  nötigenfalls  dem  grossen  Rathe 
zu  referiren  und  ihre  Anträge  zu  stellen.  Sie  sollen  über- 
haupt gemeine  Stadt  und  das  Land  und  Männlichen  vor  Ge- 
walt und  Beschwerde  verhüten. 

In  der  Abwesenheit  des  Bürgermeisters  vertritt  der  erste 
unter  ihnen  als  Statthalter  seine  Stelle ,  dann  der  zweite  und 
dritte.  Mit  den  beiden  Bürgermeistern  zusammen  bilden  sie 
einen  geheimen  Rath,  der  bei  plötzlicher  Gefahr  zusammen- 
tritt um  vorläufige  Massnahmen  zu  treffen,  dann  aber  die  Räth 
und  Burger  (grosser  Rath)  beförderlich  einzuberufen  hat  "). 

Am  Schlüsse  des  Briefes  wird  das  heilige  römische  Reich 
noch  vorbehalten.  Dagegen  findet  sich  keine  Bestätigung 
der  Aebtissinn  mehr  noch  eine  Zustimmung  der  Chorherren. 
Die  erhöhte  Gewalt  des  Rathes  und  der  Stadtgcmeinde  machte 
beide  ganz  entbehrlich. 

f.  9.    Waldinannischc  Sprnchbriefe.  Cappelerbrief. 

Der  Aufstand  gegen  Waldmann  war  den  Rechten  der 
Landschaft  sehr  günstig,  wenn  auch  manche  heilsame  Vcr- 

54)  Vgl.  das  Richlliuch  v.  J.  1441.  und  Bluntschli  Mein.  'J'ig.  u. 
,|.  W.  Zünfte. 

55)  M».  144.  S.  .>(>.  a.  PUssli  Waldtti.  S.  D;.i  LeUltre  findet 
.<ieh  nicht  im  ^ schw orenen  Briefe,  gehört  aber  in  die  gleiche  Zeit. 
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Ordnung  bei  dieser  Gelegenheit  den  Begehren  de»  Unver- 
standes und  der  Selbstsucht  erlag.  Durch  die  gemeinsame 
Erhebung  und  das  Zusammenwirken  aller  Herrschaften  wurde 
die  Landschaft  ihrer  Einheit  inne  und  der  über  Erwarten 
gelungene  Erfolg  des  Aufstandes  gab  ihr  ein  Kraftgefühl, 
mit  welchem  die  Schwäche  des  neuen  städtischen  Rathes, 
der  ihre  Empörung  erregt  hatte  und  doch  die  Folgen  der- 
selben für  die  Stadt  nur  ungerne  sah ,  sehr  contrastirte.  Es 
entstanden  von  Seite  der  Landleute  eine  Menge  von  be- 
gründeten und  unbegründeten,  gemeinschaftlichen  und  par- 
tikularen Forderungen.  Ihre  Erledigung  geschah  durch  die 
sogenannten  Waldmannischen  Spruchbriefe  von  1489, 
welche  im  Namen  der  Gesandten  der  7  Orte  der  Eidgenos- 
sen ausgestellt  wurden. 

Schon  diese  sowohl  von  der  Stadt  ah  der  Landschaft 
anerkannte  Vermittelung  und  die  jenen  Gesandten  übertragene 
schiedsrichterliche  Gewalt  war  für  die  Landleute  günstiger 
als  für  die  städtische  Regierung.  Unter  den  7  Orten  näm- 
lich befanden  sich  fünf  Länder,  deren  Neigung  und  Inter- 
essen mehr  für  jene  als  für  diese  sprachen ,  und  nur  zwei 
Städte,  bei  denen  die  entgegengesetzte  Gesinnung  vorherr- 
schen mochte.  Dazukam,  dass  die  damalige  städtische  Re- 
gierung nicht  bloss  ohnmächtig  war ,  nachdem  sie  ihres  wah- 
ren Hauptes  beraubt  worden,  sondern  sogar  verächtlich 
sein  musste.  Sie  fügte  sich  fast  allen  Forderungen  der  Land- 
leute gutwillig,  und  auf  Zureden  der  Eidgenossen  hin.  Nur 
in  wenigen  Punkten  Hess  sie  es  auf  einen  Rechtsspruch  an- 
kommen. 

In  diesen  Spruchbriefen  werden  Stadt  und  Landschaft 
sich  als  zwei  Gemeinden  gegenübergestellt,  als  gleiche  Par- 
teien, die  sich  über  ihre  Rechtsverhältnisse  entweder  güt- 
lich vertragen  oder  den  Spruch  des  Schiedsgerichtes  anneh- 
men. Der  Streit  ist ,  wie  sich  die  Briefe  ausdrücken :  „  zwi- 
schen den  strengen,  vesten,  fürsichtigen  und  wysen  Haupt- 
mann, Rathen  und  ganzer  Gemeind  der  Stadt  Zü- 
rich an  einem,  und  den  Ehrsamen  und  Wysen  ganzer 
Gemeiud  vor  der  Stad4  Zürich,  si  syent  vom  Zü- 
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richsee,  Wädischwyl,  Rictaischwyl ,  uss  der  Grafschaft  Ky- 
burg,  uss  dem  fryen  Ampt,  Grüningen,  Gryffensee  und  von 
anderen  Herrschaften  und  Aemptern  der  gedachten  Stadt  Zü- 
rich, als  den  ihren,  an  dem  andern  Theil." 

Es  ist  das  wohl  das  erste  Mal,  wo  mit  solcher  Bestimmt- 
heit die  gedämmte  Landschaft  als  ein  Ganzes  der  Stadt  ent- 
gegengesetzt wurde ;  eine  Idee ,  welche  immer  weiter  um 
*4eh  greifen  und  ein  gleicbmässigeres  Regierungssystem  for- 
dern musste,  bis  zuletzt  auch  die  äussern  Schranken  der 
alten  Herrschaften  zusammenfielen.  Trotz  diesem  Eingange 
erhielt  aber  damals  noch  jede  Landschaft  einen  besondern 
Spruchbrief.  Es  wurde  einer  dem  Zu  richsee  ertheill, 
einer  der  Grafschaft  Ky bürg  (das  Neuamt  inbegriffen), 
ein  dritter  der  Herrschaft  Gr  ün  in  gen ,  ein  vierter  der  Herr- 
schaft Greif  ens  ee,  ein  fünfter  dem  Frey^amte,  ein  sechs- 
ter der  Herrschaft  Andelfingen  und  ein  siebenter  der 
Herrschaft  Regensberg 56). 

In  den  mehrern  Hauptpunkten  sind  diese  Spruchbriefc 
wörtlich  übereinstimmend.  Daneben  kommen  aber  noch  in 
jedem  locale  Abweichungen  ebenfalls  zur  Sprache.  Wir 
heben  das  Wichtigste  heraus. 

Voran  steht  eine  Veränderung  der  Eidesformel.  Wäh- 
rend nämlich  früh  er  hin  der  Stadt  als  Landesherrn  von  ihren 
Unterthanen  geschworen  wurde:  „irn  Herrn  in  allen 
gachen  gehorsam  zuo  sind*',  so  sollen  inskünftig  die 
allerdings  dem  Missbrauch  ausgesetzten  und  daher  verfäng- 
lichen Worte  „in  allen  sachen"  weggelassen  werden.  Die 
Eidesformel  schreibt  somit  einfach  Gehorsam  vor  gegen 
Bürgermeister,  Räthe  und  grossen  Rath  der  Stadt  Zürich 
und  ihren  Vogt  *7). 

56)  Der  vom  ZUrichsec  und  Atisziigr  aus  denen  Für  Gvilningon  und  dem 
Freyami  finden  sich  abgedruckt  in  der  Hclreli»  von  Balthasar.  Bd.  III. 
Aarau  1827.  8.  499. 

57)  Ich  kann  mich  nicht  enthalten,  sie  ganz  herzusetzen.  „Ir  sollen! 
schweren  vnnsern  gnedigen  lierren  Bürgermeister  vnd  Reiten  vnnd  dem  grosen 
Hat  d*>n  iwevhunderten  der  Statt  Zitrirh  truw  vnd  Warheil  KM  hatten  vnd 
Ine»  vnd  Irem  gegenuiirltigcn  sogt  von  Ir  wegen  vnd  nn  Ir  Statt  gehorsam 
vnd  gcwerlit;  zuo  51  mit  .    vnd  oh  iiwer  deheincr  vtz.il  verneine,   das   den  rot- 
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Die  Waldmannischen  Verordnungen  über  den  Markt, 
die  Bcwirt Innig  der  Güter,  die  Verweisung  der  Handwer- 
ker nach  der  Stadt,  die  Veränderung  des  Wohnortes,  die 
Festlichkeiten  bei  den  Hochzeiten  wurden  abgeschafft.  Auch 
seine  finanziellen  Massregeln  wurden  abgethan,  der  Salz- 
kauf wieder  freigegeben,  die  Beiträge  in  die  Reisbüchsen 
für  jetzt  und  die  Zukunft  erlassen.  Die  Kriegesbeute ,  welche 
von  Walduiann  zur  Anlegung  und  Ausrichtung  eines  Zeug- 
hauses verwendet  worden ,  soll  nun  jedesmal  unter  die  Stadt 
und  die  Angehörigen  der  Herrschaften,  welche  an  dem  Zuge 
Theil  nehmen ,  vertheilt  werden.  Nur  die  Eroberungen 
sollen  mit  Städten,  Schlössern,  Landen,  Leuten,  Renten 
und  Gülten  und  der  erbeuteten  Kriegsrüstung  der  Stadt 
ausschliesslich  zufallen. 

Wichtig  ist  der  aufgestellte  Grundsatz  über  Besteurung, 
dessen  Gerechtigkeit  augenfällig  ist: 

Item  von  wegen  der  sturen ,  so  vff  die  lüt  gelegt  worden , 
die  sy  aber  vermeinen  In  sollicher  gestalt  wie  bisshar  auo 
gehen  nit  schuldig  sin ,  haben  wir  ann  allen  teylen  durch 
unser  arbeit,  So  vyl  erlangt,  wenn  hinfür  vnser  Eyd- 


genant  rnnsern  gnedigeu  berren  ron  Zürich  Ii*  gemeinen  Statt  vnnd  gemeinem 
Irem  lande  schaden  oder  gebresten  bringen  inocht ,  das  Inen  oder  lrem  vogt 
für  zuo  bringen ,  ze  warnen  rnd  ze  wennden  ,  Als  Teer  üwer  Jecklicbein  sin 
lib  vnd  guot  langeu  mag.  Vnd  wo  üwer  einer  by  deheiner  zerwürffnus  ist, 
die  sieht  oder  hört  oder  dazuo  koinpt,  die  zuo  stellen  vnutz  an  eyn  Hecht, 
als  veer  Er  kau  oder  mag,  Vund  ouch  üwer  deheiner  fu  keinen  krieg  ze  louf- 
fen ,  ze  ritten  «ach  ze  gande  ,  On  der  obgenanten  »nser  gnedigen  berren  tob 
Zürich  erloubeu  wüssen  vnd  willen,  ouch  ob  üwer  deheiner  Jeman  den  ann- 
dern  sechc  geuarlich  vmb  frieren  oder  Tinb  züchen ,  Es  were  lüt  oder  guot, 
das  t£T  zc  heben  ze  hanndlhabeu  vnd  ze  liefTten  zuo  dem  rechten  ,  Tnnd  ouch 
üwer  deheiner,  Er  sige  Rieh  oder  Arm  deu  andern  mit  deheinen  frömbden 
gerichlen,  geistlichen  noch  weltlichen  für  ze  nemen ,  vmb  ze  driben,  nach  ze 
bekumern,  Tinb  deheiu  sach ,  rnd  üwer  Jetlicher  von  dem  auudern  das  recht 
zuo  suochen  vud  zuo  uemeu ,  an  den  ennden  vud  In  den  gerichlen,  da  die 
ansprechig  gesaesseu  ,  vnd  da  hin  gericht  zwingig  ist  oder  vor  den  obgenanten 
mimt n  herrn  von  Zürich,  ob  die  das  für  sich  neiuent,  üwer  deheinem  werde 
dann  von  denselben  vnnsern  berren  annders  oder  wiler  gegonnen  Tnd  erloupt, 
vnd  das  Inno  Ist  üwer  yecklichem  vssgelasen  vnd  vfgesetzt,  Elich  Sachen,  die 
mit  dem  geistlichen  gerient  ze  berechtigen,  Als  das  von  alter  harkotmnen  Ist, 
««lies  gclrüwlich  on  arglist  vud  vngeuarlich."  Ich  habe  die  Stelle  ans  dem 
J\  vburgei  urbar  ausgeschrieben. 
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genossen  von  Zürich  vff  sich  selbs  ein  stiir  legen  , 
nachlibvndguot,  das  sy  dann  gewalt  vnd  macht 
habind,  vf  alle  die  Jren ,  wa  vnnd  welchen  enden 
die  In  Iren  graffsch  afteu  Herschafften,  Aemp- 
tern,  hochen  vnd  nidern  gerichten  sitzend,  ein 
stür  nach  lib  vnd  nach  guot  leggen  mugend. 
Zum  Schutze  persönlicher  Freiheit  wurde  der  alte  Grund- 
satz, dass  für  geringere  Vergehen  Gefangnissstrafe  unzulässig 
sei,  sobald  Sicherheit  für  das  Rechtsverfahren  geleistet  werde, 
wiederholt.    Ein  Grundsatz ,  welcher  unter  Waldmann ,  der 
schonungsloser  eingriff,  nicht  gehörig  beachtet  worden. 

Item  von  des  vacheus  vnd  türnens  wegen,  Haben 
wir  zwüschen  allen  teyllen  so  vyl  erfunden  vnd  abgeret, 
welcher  das  recht  vertrösten  mag  vmb  Sachen, 
das  nit  das  leben  oder  er  beruert,  das  \riser  eydge- 
nossen  von  Zürich  die  t rostung  neinen  vnd  die  so 

also  vertröstent  nit  turnen  söllent. 

> 

Ueber  die  wichtigen  Stellen  der  Untervögte,  welche 
die  niedere  Vogtei ,  wenn  auch  in  beschränkterem  Umfange 
als  die  Vogteiherrn  verwalteten  und  den  Gemeinden  naher 
standen  als  die  Land-  und  Obervögte,  finden  wir  in  meh- 
reren dieser  Spruchbriefe  eigenthiimliche  Bestimmungen  auf- 
genommen.   In  der  Grafschaft  Kyburg  schlagen  die  in 
einem  Amte  gesessenen  Leute  drei  Männer  vor,  aus  denen 
dann  die  Stadt  als  Landesherr  einen  zum  Uutervogte  wählt; 
vnd  allwyl  sich  derselb  an  vnsern  eydgenossen  von  Zürich 
ouch  an  der  gineind  in  sinem  ampt  erlich  vnd  redlich  halt, 
so  mag  man  denselben  vnuerendert  beliben  lassen. 
Dieselbe  Bestimmung  wurde  auch  durch  Rechtspruch  der 
Schiedrichter  auf  das  Freyamt  ausgedehnt. 

Die  Leute  am  Zürichsee  dagegen  werden  für  berech- 
tigt erklärt,  die  Unter vögte  frei  zu  erwählen.  Die  ernann- 
ten sollen  dann  aber  auch  so  lange  in  ihrem  Amte  verblei- 
ben, als  sie  sich  an  der  Stadt  und  den  Gemeinden  redlich 
und  ehrlich  halten. 

Ueberhaupt  stehen  die  Bewohner  des  Zürichsecs  um  eine 
Stufe  höher  und  den  Städtern  näher,  als  die  übrige  Land- 
schaft.   Ihre  Verbindung  mit  der  Stadt  ist  auch  eine  ältere 
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und  engere,  ihre  Beziehungen  zu  ihr  mannigfaltiger.  Es 
zeigt  sich  das  aus  folgendem  Artikel: 

Item :  toii  desswegen ,  als  sich  die  Gemeinden  am  Zürich- 
see erklagt  habent,  dass  man  sie  um  Geldschulden  an  den 
Rath  zu  Zürich  beschriebe  vnd  betage ,  das  syg  ihnen  in 
mengen  Weg  eine  Beschwerung ,  darin  habent  Wir  zwischen 
beiden  Theilen  so  viel  erfunden  und  gütlich  betragen,  die- 
wyl  die  Gemeinden  am  Züricbsee  Unserer  Eid- 
5  genossen  von  Zür ich  yngesessne  Burger  sind  und 
i;  syn  wolle nt,  wie  sie  dann  vornacher  um  Geldschulden 
an  den  Rath  beschrieben  sind ,  dass  es  auch  hinfür  by  dem- 
selben blyben,  und  dieselben  vom  Zürichsee  um  Geldschul- 
den für  ihre  Herren  und  Rath  beschrieben  werden  sollen  t. 

Wenn  sie  hier  und  in  andern  Urkunden  eingessene  Bur- 
ger der  Stadt  genannt  werden,  so  darf  man  indess  die  Viel- 
deutigkeit des  Wortes  Burger  nicht  übersehen.  Da  sie  we- 
der auf  Constafel  noch  Zünften  eingeschrieben  waren,  so 
waren  sie  auch  nicht  Bürger  der  Stadt  im  eigentlichen  Sinne 
und  werden  daher  in  demselben  Spruchbriefe  auch  öfter  als 
Unterthanen  der  Stadt  bezeichnet.  Aber  durch  die  alte 
Schutzverbindung  mit  der  Stadt  sind  sie  im  alten  Sinne  Bur- 
ger geworden  und  stehen  so  in  manchen  Dingen  den  eigent- 
lichen Burgern  gleich. 

Merkwürdig  in  diesem  Spruchbriefe  für  den  Zürichsee 
ist  noch  die  Aufnahme  einer  verfassungsmässigen  Bestim- 
mung, wie  diese  Gemeinden,  wenn  sie  „mit  böser  Gewalt 
Ubersetzt  werden  wölltcnt",  sich  dagegen  zu  verwahren 
haben.  In  diesem  Falle  dürfen  sich  zwei  oder  drei  Kirch- 
gemeinden zusammenthun,  sich  über  ihre  Anliegen  bespre- 
chen und  eine  Anzahl  Ausschüsse,  aus  jeder  Gemeinde  10 
bis  20,  erwählen,  welche  vor  den  Rath  in  Zürich  kehren, 
ihre  Begehren  zu  eröffnen; 

vnd  sollcnt  sie  aber  in  söllichen  Gemeinden  nülzit  rathen 
noch  handien ,  das  wider  die  ehgenannten  Unsere  Eidgenos- 
sen von  Zürich  und  ihre  Stadt  syg  und  auch  hinfür  kein 
Ufruhr  mehr  wider  sie  machen. 

Endlich  verdient  noch  besondere  Beachtung  die  Ten- 
denz, welche  sich  in  allen  Spruchhriefen  zeigt,  die  Land- 
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taute  den  Burgern  der  Stadt  und  umgekehrt  diese  jenen 
gleich  zu  setzen.  Es  stellte  sich  nämlich  immer  mehr  die 
Ansicht  fest,  dass  die  höchste  Gewalt  bei  dem  gros- 
sen Rat  he  sei.  Ihm  hatten  die  Bürger  in  der  Stadt  zu 
gehorchen ,  wie  die  Bewohner  der  Landschaft.  Jene  konn- 
ten daher  auch  als  seine  Untertbancn  betrachtet  werden  wie 
diese,  und  wenn  nun  in  mehrern  Hauptsachen,  z.  B.  der 
Ausschreibung  der  Steuern,  der  grosse  Rath  die  Landleute 
den  Stadtbiirgern  gleich  zu  halten  hatte,  so  förderte  das 
jene  Auffassung  sehr.  Dazu  kam,  dass  manche  Hoheits- 
rechte doch  von  Anfang  an  nicht  der  Gemeinde,  sondern 
dem  Bürgermeister  und  Rathe  der  Stadt  übertragen  wur- 
den, somit,  wenn  die  Bürger  auch  die  Regierung  aus  ihrem 
Kreise  wählten,  doch  die  eigentliche  Regierungsgewalt  nicht 
bei  der  Bürgerschaft  sondern  bei  dem  Rathe  stand,  und 
dieser  seine  Herrschaft  die  Bürger  nicht  minder  fühlen  Hess 
als  die  Landleute. 

Das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Landschaft  zu  der 
Stadt  wurde  durch  den  sogenannten  Cappelerbrief  vom 
Jahr  1531 S8)  noch  mehr  gehoben.  Als  nämlich  Zürich  sich 
mit  dem  für  die  reformirten  Stände  günstigen  Friedensschluss 
mit  den  fünf  katholischen  Orten  vom  Jahr  1529  nicht  be- 
gnügte und  die  Ausdehung  der  Reformation  mit  zu  unge- 
stümen und  gewaltsamen  Massregeln  förderte,  brach  der 
Krieg  von  neuem  los.  Von  den  reformirten  Ständen  ohne 
rechte  Uebereinstimmung  und  unvorsichtig  geführt,  endigte 
er  mit  einem  für  diese  sehr  nachteiligen  Frieden  vom  24. 
November  1531  59).  Gleichzeitig  hatte  der  ohnehin  in  sei- 
ner eidgenössischen  Stellung  bedrängte  Rath  auf  neue  Be- 
gehren seiner  eigenen  Landschaft  einzutreten,  welche  über 
die  Leitung  im  Kriege  und  dessen  Ausgang  miss vergnügt 
war.  In  dem  Cappelerbriefe  entsprach  er  ihren  Forderun- 
gen, so  weit  sie  sich  nicht  auf  persönliche  Bestrafung  der 
Führer  bezogen,  grossentheils. 

68)  Abgedruckt  in  d«r  Helfet!«  III.  S.  490.  ff. 

59)  Abgedruckt  bei  Hottinger.  Fortsetzung  Müllers  (JesehichU  der 
echweiierischen  Eidgenossenschaft.    Zürich  1629.  Bd.  VII.  S.  497. 
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Der  Rath  versprach ,  in  dieser  Urkunde ,  welche  in  schö- 
ner würdiger  Sprache  abgefasst  ist,  mit  einigen  Vorbe- 
halten 

weder  Bischöffen,  Aebten  Prälaten  noch  andern  fröinbden 
Pfaffen,  Fürsten  und  Herren,  so  nit  in  Unserer  Stadt  und 

■ 

Landschaft  gesessen  —  kein  Schirm  noch  Bur ger- 
schaft mehr  zuzusagen  auch  kein  Krieg  mehr 
anzufangen,  ohn  einer  Landschaft  Wissen  und 
Willen. 

Ferner  wurde  der  Landschaft  zugesichert: 

Und  oh  Wir  mit  etwas  Artiklen  oder  grossen  ehhaften 
Beschwerungen  gegen  Jemand  beladen  wärent ,  dass  Wir 
gedächtint  in  Unserm  Erlyden ,  auch  Stadt  und  Land  nit 
tragenlich  zu  syn,  dass  Wir  Unsere  biderben  Lüt 
uff  dem  Land  darum  berathsamen  und  es  ihnen 
anzeigen  sollen t. 

Dadurch  erhielt  nun  die  Landschaft  in  der  That  in  eini- 
gen der  wichtigsten  Sachen  einen  gewissen  Antheil  au  der 
Ausübung  der  Hoheitsrechte.  Eine  allgemeine  Landesge- 
fahr sollte  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Landleute  ein- 
gegangen und  über  die  Abhülfe  grosser  Beschwerden  ihre 
Meinung  eingeholt  werden.  Es  war  das  schon  vorher  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  und  während  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts öfters  geübt  worden.  Aber  jetzt  finden  wir  zuerst 
das  sogenannte  Berichten  der  Landschaft  als  urkundli- 
ches Recht  anerkannt. 

Die  Form  dieser  Berichtung  bestand  darin,  dass  der  Rath 
Abgeordnete  an  die  verschiedenen  Gemeinden  seiner  Herr- 
schaften sendete,  welche  ihnen  von  der  Lage  der  Sache 
und  der  Ansicht  des  Rathes  Kenntniss  gaben  und  ihre  Ant- 
worten einholten.  Ein  solches  offenes  Entgegenkommen  und 
der  Beweis  des  Zutrauens,  welches  die  Regierung  ihrer 
Unterthanen  erzeigte,  hatten  gewöhnlich  gute  Folgen,  und 
gaben  der  ohne  die  Geneigtheit  des  Landes  immer  schwa- 
chen Regierung  einen  festen  Stützpunkt  und  Kraft60). 

Eine  andere  Stelle  des  Cappelerbriefes  bezieht  sich  auf 

60)  Vgl.  darüber  Ferd.  Meyer.  Die  evangelische  Gemeinde  in  Locarno. 
Zürich  1836.    Bd.  I.  S.  388.  ff. 
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die  städtische  Regierung  selbst  und  erfordert  hier  noch  eine 
nähere  Berücksichtigung.    Es  heisst  nämlich  daselbst : 

dass  Wir  nachmalen  mit  Grossen  und  Kleinen  Rathen  wie 
von  Alters  har,  auch  mit  Stadt-  und  Lan  d  es  -K  in- 
dem von  alten  Stammen  und  Geschlechtern,  so 
es  an  Vernunft,  Ehr  und  Gut  vermtigent,  so  wyt  man  die 
geschieht  und  tugenlich  linden  mag ,  regieren  und  man  auch 
dieselben  vor  Andern  an  das  Regiment  zu  fördern ,  sich  be- 
fassen uud  TJnsern  Rath  nun  hinfiir  nach  Unser» 
geschwornen  Briefen  besetz, en  —  söllent. 
Man  hat  daraus  herleiten  wollen  Cl),  dass  dadurch  ausser 
den  Stadtbürgern  auch  die  Landleute  für  regiments- 
fähig  erklärt  worden  seien.    Allein  daran  dachte  damals 
gewiss  kein  Mensch.    Eine  solche  bedeutende  Verfassungs- 
änderung hätte  unmöglich  auf  den  bestehenden  geschwore- 
nen Brief  basirt  und  als  Folge  desselben  dargestellt,  noch 
hätte  sie,  ohne  weitere  Auseinandersetzung,  in  welcher  Form 
denn  die  Landbürger  Mitglieder  des  Rathes  werden  kön- 
nen ,  nur  so  mit  vagen  Worten  eingeführt  werden  können. 
Auch  finden  wir  vor  dem  Jahre  1531,  während  desselben  und 
nachher,  den  Rath  immer  aus  Constafel  und  Zünften  bestellt. 

Es  muss  daher  jene  Aeusserung  in  Uebereinstiramung 
mit  der  damaligen  Verfassung  erklärt  werden,  und  da  hat 
sie  denn  auch  einen  ganz  guten  Sinn.  Die  Aufnahme  in 
die  Bürgerschaft  der  Stadl  war  zu  jener  Zeit  noch  ganz 
unschwierig  und  so  auch  den  .Landleuten  das  Bürgerrecht 
leicht  zugänglich.  Sic  brauchten  nur  nach  der  Stadt  zu 
ziehen,  sich  in  eine  Zunft  eintragen  zu  lassen  und  wenige 
Gulden  zu  bezahlen,  so  wurden  sie  dann  des  Regimentes 
fähig.  Und  so  gelangten  auch  viele  ursprüngliche  Landleute 
in  den  Rath ,  so  dass  man  gar  wohl  sagen  konnte ,  derselbe 
bestehe  aus  Stadt-  und  Landeskindern.  Der  Geist  der  Ab- 
schliessung  und  Beschränkung,  der  einer  spätem  Zeit  an- 
gehörte, war  denn  freilich  mit  dem  Geiste  des  Cappeler- 
hriefes  wenig  verlräglich. 

Jene  Stelle  hat  aber  noch  einen  andern  Sinn.  Durch 


t>i)  Htlreti«  Bd.  III.  S.  192.  Anin. 

Bauttaklt  Ke.  Kl.;t»rhi<  dl» 
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den  Einfluss  Zwingli's  nämlich  waren  die  Achtzehner  der 
Constafel  in  dem  grossen  Ratbe  auf  Zwölfer  herabgesetzt, 
und  ihre  Zahl  somit  der  Zahl  der  grossen  Räthe  aus  den 
übrigen  Zünften  gleich  gestellt  worden 62).  Das  Missver- 
gnügen der  Landschaft  gegen  Zwingli,  den  man  als  den  Ur- 
heber des  unglücklichen  Krieges  betrachtete  und  gegen  die 
Pfaffen  überhaupt  wurde  daher  in  jenem  Momente  von  den 
beleidigten  Constafelherrcn  geschürt  und  die  Forderungen, 
welche  den  Cappelerbrief  zur  Folge  hatten,  zum  Theil  von 
ihnen  der  Menge  beigebracht.  Durch  denselben  wurde  da- 
her das  alte  Recht  wieder  hergestellt,  und  zugleich  verdeutet, 
der  Rath  sollte  aus  Landeskindern  von  altem  Stamme  und 
Geschlechtc  besetzt  werden. 

Im  Zusammenhange  damit  versprach  der  Rath  auch  von 
den  heimlichen  Rathen,  aufweiche  seiner  Zeit  Zwingli  haupt- 
sächlich Einfluss  ausgeübt  hatte,  abzustehen,  und  gegen  die 

harverloffenen  Pfaffen,  ufrührigen  Schryer  und  Schwaben 
wurde  tüchtig  geeifert. 

Die  Pfaffen  sollen  sich  der  weltlichen  Sachen  weder  in  Stadt 

noch  Land  ganz  und  gar  nülzit  zu  beladen,  sonder  das 

Gotteswort  züchtiglich  und  christenlich ,  darzu  sie  geordnet 

sind ,  zu  verkünden. 

Gerade  hier  widerstand  nun  aber  der  Rath  weise  über- 
triebenen, theils  von  heimlichen  Hassern  thcils  von  dem  vor- 
übergehenden Kriegsunglücke  veranlassten  Begehren  der  Un- 
terthanen. 

Die  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten,  Briefe  und  Siegel  und 
die  Hofrödel  der  Landschaft  wurden  ausdrücklich  bestätigt. 

A.uf  solche  Weise  ward  die  Ruhe  nun  wieder  auf  lange 
gesichert.  Und  es  war  eine  fernere  ruhige  Ausbildung  eines 
freien  und  wohl  organisirten  Staatswesens  möglich  gemacht. 
Das  Verhältniss  der  Landschaft  zu  der  Sladt  war  auf  eine 
Weise  geregelt,  die  beiden  Theilcn  zusagen  konnte  und  wei- 
terer Reformen  fähig  war;  Regierung  und  Volk  standen 
in  freundlichen  Verhältnissen.  Die  Stadt  besass  eine  für 
sie  passende  zweihundertjährige  Verfassung,  die  schon  meh- 

62)  Hot  tinger  Schweizergeschichte  Vit.  S.  245. 
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rerc  Revisionen  und  die  gefährlichsten  Zeiten  überstanden  hatte, 
ohne  in  ihren  Grundfesten  erschüttert  worden  zu  sein.  Die 
Verfassung  der  einzelnen  Herrschaften  des  Landes  war  noch 
immer  die  uralt  hergebrachte,  über  die  keine  Beschwerden 
laut  wurden,  weil  sie  den  Bedürfnissen  und  Gewohnheiten 
noch  immer  zusagte. 

Das  Mittelatter  konnte  ruhig  seine  Erzeugnisse  der  neuern 
Zeit  überinachen.  Es  durfte  von  ihr  erwarten,  dass  sie  es 
verstände,  dieselben  zu  wahren,  weiter  zu  führen,  umzu- 
bilden, wo  es  Woth  that,  ohne  weder  in  starres  Festhalten 
des  Ueberlieferten  zu  versinken,  noch  zu  wildem  und  plötz- 
lichem Umsturz  des  Bestehenden  sich  drängen  zu  lassen. 

$.  10.    Die  Abtei  Zürich. 

Die  Aebtissinn,  der  es  schon  in  früheren  ihr  weit  gün- 
stigeren Zeiten  nicht  gelungen  war,  alle  Rechte  der  Landes- 
hoheit zu  erwerben,  büsste  nunmehr  im  Verlaufe  der  Zeit 
auch  noch  die  verkümmerten  Rechte  ein,  welche  sie  vor 
dem  alten  Rathe  der  Geschlechter  hatte  retten  können. 

Zuerst  verlor  sie  ihre  freie,  selbständige  Stellung,  indem  der 
Rath,  im  Gefühle  seiner  grössern  Macht,  ein  Aufsichtsrecht 
auch  über  die  Abtei  ansprach,  das  sich  immer  weiter  aus- 
dehnte. Schon  der  Bürgermeister  Brun  benutzte  die  Gele- 
genheit, welche  sich  ihm  bei  einer  streitigen  Wahl  der  Aeb- 
tissinn darbot,  inzwischen  das  gesammte  Vermögen  der  Abtei 
unter  seine  Obhut  zu  nehmen  und  Pfleger  zu  ernennen , 
welche  dasselbe  verwalten  sollten.  Und  als  nun  der  kai- 
serliche Abgesandte,  Graf  Berchtold  von  Greispach  und 
Marstetten,  sich  für  die  Aebtissinn  Fides  von  Clingen  ent- 
schied, fand  dieser  für  nöthig,  mit  des  Kaisers  Zorn  zu 
drohen ,  wenn  Bürgermeister  und  Rath  der  Aebtissinn  nicht 
ihre  Gülten  wieder  herausgeben63).  Erst  ein  halbes  Jahr 
spater  aber  scheint  es  der  neuen  Aebtissinn  gelungen  zu 
sein,  die  Abrechnung  und  Herausgabe  zu  erhalten,  nach- 
dem sie  die  dem  Rathe  von  den  Pflegern  abgelegte  Rech- 

63)  N.»g*rt  ITrk.  v.  18.  Dec.  1341.  Mo.  1130.    Hottingtr  SP.  Tic 

S.  257.  * 
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nung  ohne  weiters  anerkannte  und  nur  für  die  seitherigen 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Pfleger  sich  selber  Rechnung 
geben  Hess  64). 

Im  Jahr  1373  verbannte  der  grosse  Rath  sogar,  aufge- 
bracht durch  die  Begünstigung,  welche  die  Aebtissinn  dem 
mit  der  Stadt  verfeindeten  Propste  Brun  angedeihen  Hess, 
dieselbe  auf  zehn  Jahre  aus  der  Stadt  und  bedrohte  sie, 
wenn  sie  dem  Verbote  zuwider  sich  in  die  Stadt  oder  den 
Umkreis  einer  Meile  begebe,  mit  einer  Busse  von  10  Pfd. 
für  jede  Uebertretung,  und  habe  sie  die  Busse  dreimal  ver- 
schuldet, so  „mugent  si  die  Ract  vnd  Burger  an  ir  Hb  vnd 
an  ir  guot  straffen  nach  ir  erkantniss  65)."  Eine  Anmassung 
der  Gerichtsbarkeit  über  eine  nach  der  Verfassung  des  Reichs 
nur  den  kaiserlichen  Gerichten  unterworfene  edle  Frau,  die 
um  so  mehr  auffallen  nuiss,  als  im  gleichen  Jahre  die  Aeb- 
tissinn den  zweiten  geschworenen  Brief  als  Fürstinn  mit 
jener  bekannten  hoheitlichen  Formel  bestätigte.  So  sehr 
stand  die  faktische  Gewalt  mit  den  noch  formel  und  dem 
äussern  Scheine  nach  geltenden  Rechten  früherer  Zeiten  im 
Widerspruch. 

Gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ging  der  Rath 
noch  weiter  und  setzte  einer  verschwenderischen  Aebtissinn 
(Beatrix  vou  Wolhusen)  selbst  weltliche  Pfleger,  welche 
nicht  bloss  ihr  und  ihrem  Gapitcl ,  sondern  auch  dem  Rathe 
über  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Abtei  Rechnung 
ablegen  sollten.  Hierin  lag  nun  keineswegs  bloss  die  Aus- 
übung eines  Aufsichtsrechtes,  welches  sich  früher  darauf  grün- 
dete ,  dass  es  ungewiss  sei ,  wer  an  der  Spitze  der  Abtei 
stehe  und  die  Geschäfte  zu  leiten  habe,  sondern  eine  wahre 
Bevormundung  der  Aebtissinn  und  ihres  Capitels.  Auch 
mischten  sich  die  Pfleger  sogar  in  die  Verwaltung  der  Ge- 
richtsbarkeit der  Aebtissinn.  Wenn  nämlich  vor  dem  Hof- 
gerichte ,  welches  über  den  Erbbesitz  und  andere  Sachen  in 
dem  Hofe  der  Abtei  gehalten  wurde ,  ein  Urtheil  stössig  ge- 
worden, so  soll  es  in  Schrift  verfasst  und  den  Pflegern  über- 

64}  Neugart  Urk.  t.  24.  Juli  1342.  No.  1131. 
65)  MS.  138.  a.  S.  12.  b. 
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antwortet  werden.  Diese  sollen  es  dann  der  Aebtissinn  init- 
theilen  und  mit  ihr  und  ihrem  Capitel  (Herren  und  Frauen) 
gemeinsam  die  stössigen  Urtheile  scheiden  und  Hecht  er- 
kennen 66). 

Das  Gericht  selber  dRuerte  indessen  noch  fort  und  hatte 
auch  für  die  Stadt  fernere  Bedeutung,  weil  das  Eigenthum 
vieler  Hauser  immer  noch  der  Abtei  zustand  und  dieselben 
nur  als  Erbe  an  dritte  Personen  veraussert  waren.  Wir 
nehmen  nun  aber  wahr,  wie  sich  auch  dieses  Erbe  allma'lig 
ganz  von  der  Abtei  ablöste  und  in  Eigenthum  der  Besitzer 
verwandelt  wurde.  Dazu  trug  wieder  die  Stellung  des  Ra- 
thes,  der  seine  Burger,  den  Herrschaftsrechten  der  Aebtis- 
sinn entgegen,  schirmte  und  begünstigte,  vieles  bei. 

Das  wird  aus  folgendem  Vorfalle  schon  klar.  Ein  Bür- 
ger verkaufte  ein  Haus  in  der  Stadt,  welches  er  von  der 
Abtei  zu  Erbe  besass ,  an  einen  Dritten  und  wollte  nun  die 
Fertigung  des  Kaufes  von  Seite  der  Aebtissinn  als  Grund- 
herrn vornehmen  lassen.  Diese  verweigerte  nun  aber  ihre 
Zustimmung  und  die  Fertigung.  Der  Rath  schickte  ihr  eine 
Botschaft  und  Hess  sie  bitten,  von  ihrer  Weigerung  abzu- 
stehn.  Und  als  auch  diese  Bitte  fruchtlos  geblieben,  so  er- 
kannte der  Rath  auf  den  Eid ,  er  werde  nun  doch  den  Kaufer 
im  Besitze  dieses  Hauses  schirmen,  bis  diese  oder  eine  fol- 
gende Aebtissinn  das  Haus  gehörig  leihe67). 

Ein  entscheidender  Schritt  in  dieser  Richtung  geschah 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts.  Der  grosse  Rath 
nämlich  erliess  eine  allgemeine  Verordnung  über  die  Erb- 
güter, welche  den  Klöstern  als  Grundherren  zugehörten. 

66)  Die  Buch  II.  $.  3.  Note  18.  erwähnte  Pflegerordnung. 

67)  Rathserkenntniss  t.  1396.  MS.  138.  a.  S.  85.  b.  „rnd  dUcht 
vns ,  daz  si  mnotwillen  mit  den  egenanten  knechten  beiden  trib  vnd  dar  vff  ha- 
ben wir  vns  erkent  vff  vnsern  Eid,  daz  der  vorgenante  heiutz  Suter  daz  ege- 
nante  hus  rnd  hofslatt  mit  aller  zuogehört,  als  er  es  köft  hat,  haben  vnd 
messen  sol  rnd  daz  im  das  kein  schaden  Bring,  daz  im  nicht  gefertgot  ist 
vnd  stilent  och  wir  Inn  da  bi  schirmen  als  verr  wir  aiugen ,  vntz  vff  die  stand 
daz  im  von  der  obgenatiten  vnser  frowen  oder  von  einer  andern  Ebtischin  daz 
egenante  hus  geliehen  wirt  als  dann  gewonlich  vnd  recht  ist."  —  Auf  ähnliche 
Weise  schreitet  der  Rath  ein  gegen  die  Propstei  Zürich  im  Jahr  1418.  MS.  140. 
Abth.  II.  S.  22.  a. 
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Wenn  die  Angehörigen  der  Stadt  solche  kaufen,  so  soll  der 
Erbzins  jederzeit  genau  in  der  Fertigungsurkunde  angege- 
ben und  nachher  nicht  wieder  erhöht  werden. 

Rathserken ntniss  von  1415:  Was  guetern  hiiinanhui 
I  ein  an  der  vnsern  kouffent ,  die  von  doli  einem  gotzhus  In  vnd 
vinb  vnser  Statt  erb  sind,  daz  denn  ein  jeklich  gotzhus  von  dem 
denn  daz  selb  guot  erb  ist  den  erbzins  nämlich  war  an 
vnd  wie  vil  des  sye  In  die  vertgung  brief  eigenlich  sol 
schnben  vnd  von  disshin  enkeinen  vertgung  brief  vinb  kein 
semlich  guot  machen  mit  denen  Worten,  daz  das  guol  so 
man  denn  vertgen  sol ,  erb  sye  vmb  ainen  seinlichenzins 
als  an  des  selben  gotzhuss  Roedeln  oder  Zins 
Büchern  verschriben  sye.  —  Were  aber  daz  die  ob- 
genanten  gotzhüser  dise  vnser  erkantnüss  nit  also  halten 
oder  da  wider  tuon  wölten  oder  täten ,  so  meinen  vnd  wel- 
len wir  Jeklichen  der  vnsern  bi  semlichen  koiifen  vnd  gue- 
tern die  si  also  gekouft  hettin  ze  schirmen  63J. 
Das  Münzrecht  der  Aebtissinn  wurde  früher  schon 
io  der  Regel  von  züricherischen  Bürgern  unter  Aufsicht 
des  Rathes  beworben.    In  der  Folge  konnten  so  die  Rechte 
des  Rathes  und  der  Aebtissinn  leicht  verwechselt  werden 
und  so  finden  wir,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  König  Sigismund  in  einer  Urkunde  bereits 
dem  Rathe  ein  eigentümliches  Münzregal  bestätigt  und  sich 
darauf  beruft,  dass  des  Rathes  und  der  Aebtissinn  Münzrecht 
von  langen  Zeiten  hergebracht  sei  69). 

Auch  der  Zoll  wurde  im  Jahr  1463  der  Stadt  auf  zehn 
Jahre  zum  Bezüge  verliehen  und  dem  Rathe  gewisse  La- 
sten, welche  darauf  hafteten,  Überbunden.  Von  Alter  her 
nämlich  hatte  der  Vogt  das  Recht,  wöchentlich  einen  Griff 
Salz  zu  nehmen.  Ebenso  erhielten  die  Sigristcn  der  Abtei 
und  Propstei  monatlich  einen  solchen,  der  Henker  wöchent- 
lich i  ji.  Pfd.  und  alle  Monate  auch  einen  Griff  Salz. 
Ferner  musste  die  Galgenlciter  auf  diesen  Einkünften  des 
Zolles  bestritten  und  dem  Nachrichter  zwei  weisse  Lederhand- 


6S)  WS.  135.  b.  S.  26.  b. 

69)  Urk.  t.  1425.  Werdmülltr  C.  D.  N.  V.  S.  267.  Vgl«  Neu- 
g«rt  No.  1151. 
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schuhe  gekauft  werden.  Alle  diese  Abgaben,  welche  gros- 
sentheils  mit  der  Blutgerichtsbarkeit  und  dem  daherigen 
Schirme  des  Reichsvogts  in  Verbindung  stehen ,  hafteten  auf 
dem  jeweiligen  Zoller.  Und  so  musste  damals  auch  der 
Rath  dieselben  zu  entrichten  übernehmen70). 

Das  Recht  des  Marktes  und  die  Bestimmung  der  Ge- 
wichte war  natürlich  schon  sehr  frühe  auf  den  Rath  über- 
gegangen, indem  diese  Befugnisse  von  der  polizeilichen  Ge- 
walt des  Rathes,  die  sich  am  schnellsten  und  am  leichte- 
sten entwickelte,  bald  absorbirt  werden  mussten  7l). 

Dem  Sturine  der  Reformation  konnte  der  morsche  Bau 
nicht  widerstehen.  Die  letzte  Aebtissinn  Catharina  Freiinn 
von  Zimmern,  die  einzige  Stiftsdame,  die  noch  in  dem  Klo- 
ster lebte,  übergab  im  Jahr  1524  alle  noch  übrig  gebliebe- 
nen Rechte  der  Abtei  an  Leuten  und  Gütern  der  Stadt  Zü- 
rich und  erhielt  dagegen  die  Zusicherung  bedeutender  Nu- 
tzungsrechte für  Lebenszeit 72). 

§.  Ii.    Die  Stände. 

Die  ständischen  Verhältnisse  hatten  sich  nunmehr,  seit- 
dem die  persönliche  Freiheit  oder  Hörigkeit  keine  genü- 
genden Unterschiede  mehr  zu  begründen  schien,  so  gestal- 
tet, dass  man  gewöhnlich  vier  weltliche  Stände  auseinander 
hielt,  nämlich  I)  die  Herren,  II)  die  E de  11  cute,  III)  die 
Bürger  und  IV)  die  Bauern  und  diese  alle  als  Laien  den 
Geistlichen  entgegensetzte.    Sehr  klar  ergibt  sich  jene 

70)  W  e  i-  d  in  ii  1 1  e  r  C.  D.  N.  V.  321.  Fraumütuteramtsurknnden 
II.  619. 

71)  MS.  13S.  b.  S.  107.  bt  Beschluss  von  1424.,  iu  welchem  der  Rath 
die  Gewichte  norinirt.    Aehnüche  Bestimmungen  schon  im  Richtebrief. 

72)  Neugart  Wo.  1176.  und  1177.  In  der  ersten  dieser  Urkunden  findet 
sieh  die  merkwürdige  Stelle:  „Die  weil  nun  aus  der  Ordnung  Gottes  diser 
Zeit  Ir  Gnad  die  leUt  vnd  einig  iu  dein  Goltshaus  Gewaltsame  hab,  so  sie  Ir 
Gnad  des  genanten  Gollshauses  guten  willens  gegen  einer  Statt  von  Zürich 
wegen  deu  Gulhaten,  so  Irn  Gnaden  vorher  geschehen,  auch  tun  Ruwtn  bei- 
der theilen,  vnd  besonders  darum,  dass  ein  Statt  von  Zürich  ir 
für  ii  e  in  in  o  ii  gegen  andren  dergleichen  die  dann  och  in  minderer 
Achtung  sigend  dann  IrGnad,  dester  mitbesseren  fugen  enden 
mögend,  solich  ihres  Gottshauses  freyheilen  —  —  —  —  Ubergeben." 
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Einthetlung  aus  der  Ordnung  des  züricherischen  Hofgerichtes 

von  1383.    Daselbst  heisst  es  : 

Welcher  och  in  das  Achtbnoch  geschriben  wirt ,  von  was 
sach  das  ist,  luint  er  vsserAcht,  so  git  er  dein  Landrichter 
sinen  Achtschilling,  Ein  herr  X  March  silbers,  Ein 
Edelmann  V  March,  Ein  Burger  drij  March,  vnd 
Ein  gebur  Ein  March,  si  inugen  dann  bas  mit  dem  Richter 
getaedingen  7i). 

I.  Die  Herren.  Durch  die  Ausdehnung  der  ziiricheri- 
schen Landeshoheit  inusste  nothwendig  der  Herrenstand  aus 
ihrem  Gebiete  grosseutheils,  und  insofern  die  Herren  da- 
selbst eigene  Landeshoheit  ausgeübt  hatten ,  ganz  verdrängt 
werden.  Die  gesammte  schweizerische  Entwickelung  war 
diesem  Stande  überhaupt  nicht  günstig,  indem  die  Selbstän- 
digkeit der  Länder  und  die  Herrschaft  der  Städte  gleich- 
mässig  mit  der  Hoheit  jener  unverträglich  waren.  Es  wur- 
den zwar  immer  noch  Bündnisse  und  Burgrechte  mit  Her- 
ren abgeschlossen,  aber  ihre  Zahl  und  ihr  Ansehen  war 
doch  im  beständigen  Sinken. 

II.  Die  E  de  Heute,  welche  sich  durch  ritterlichen  Ge- 
werb gehoben  hatten  und  dem  eigentlichen  und  alten  Adel 
der  Herren  als  neuer  wenn  auch  minderer  Adel  an  die  Seite 
traten,  waren  ziemlich  zahlreich  über  die  Landschaft  ver- 
breitet, besonders  als  Vogtei-  und  Grundherrn.  Manche 
derselben  hatten  sich  aus  blossen  Meiern  zu  Gerichtsherrn 
aufgeschwungen.  Immer  mehrere  wurden  aber  durch  die 
Gefahren  des  Krieges  und  aus  Schutzbed'ürftigkcit  genöthigt, 
das  städtische  Bürgerrecht  anzunehmen ,  wodurch  ihr  Stand 
indess  nicht  geniedert  wurde. 

Im  Jahre  1362  hatte  sich  die  Stadt  von  Karl  IV.  das 
Privilegium  zu  erwirken  gesucht  und  es  wirklich  erhalten, 
dass  sie  wohl  Edclleute  auf  dem  Lande  zu  Burgern  aufneh- 
men dürfe ,  sie  haben  Festen  oder  nicht  und  dass  diese  dann 
in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  sitzen  mögen,  nach  ihrer 

73)  MS.  138.  a.  S.  51.  b.  Vgl.  damit  einan  Abschied  des  Tage*  zu  Ba- 
den vom  Jahr  1539,  worin  es  heisst:  „Wundet  einer  einen  Edelmann,  ist 
die  Buss  100  Pfd.,  Einen  Burgsäsieu  75  Tfd.  vnd  einen  Bauren  37  Pfd." 
Aloyer's  Locnrno  f.  S.  116. 
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Wahl7'1).  Es  war  eine  solche  Aufnahme  freilich  schon  frü- 
her auch  vorgekommen ;  aber  jetzt  wurde  sie  durch  die 
kaiserliche  Autorität  unterstützt  und  gegen  Anfechtungen 
gesichert.  Gewöhnlich  wurden  indessen  diese  Burgrechte 
mit  Edelleuten .  die  Land  und  Leute  besassen ,  nur  auf  eine 
Anzahl  Jahre,  nicht  auf  ewig  geschlossen.  Und  es  haben 
dieselben  weit  eher  die  Bedeutung  wahrer  Bündnisse  als 
blosser  Bürgeraufnahmen  im  gewöhnlichen  Sinne. 

So  z.  B.  wurde  1363  mit  Friedrich  und  Jakob  von  Berg, 
den  Lamparten  von  Roth  ein  Burgrecht  auf  zehn  Jahre  ge- 
schlossen, mit  Gottfried  von  Hünaberg  eines  auf  fünfzehn 
Jahre,  mit  Diethelm  Blarer  von  Wartensee  wieder  eines  auf 
zehn  Jahre  u.  s.  f.  Die  Edelleute  wurden  sodann  Burger 
genannt,  und  genossen  als  solche  den  Schirm  der  Stadt, 
sowie  sie  hinwieder  auch  ihre  Festen  und  Schlösser  den 
Burgern,  wie  man  sich  ausdrückte ,  als  offene  Häuser  halten 
und  sich  überhaupt  städtischen  Anordnungen  und  Gesetzen 
in  mancher  Hinsicht  unterziehen  mussten75). 

Gerade  diese  Burgrechte  trugen  viel  zu  der  Erweiterung 
der  städtischen  Herrschaft  bei,  wenn  sie  auch  auf  der  an- 
dern Seite  die  Stadt  in  mancherlei  Händel  verwickelten  76). 

Als  ferner  die  Stadt  später  ausgedehntere  Hoheitsrechte 
erwarb  über  ganze  Landschaften ,  mussten  manche  Edelleute , 
die  zuvor  unter  einem  andern  Landesherrn  gestanden  hatten , 
.  unter  ihren  Schutz  und  ihre  Hoheit  kommen,  ohne  dass 
sie  darum  Burger  wurden.  Solche  Edelleute  mussten  dann 
aber  schwören,  der  Stadt  Treu  und  Wahrheit  zu  halten, 
und  so  lange  sie  in  ihrem  Gebiete  wohnen,  keinen  andern 
Schirm ,  Landrecht  noch  Burgrecht  anzunehmen  ohne  Wis- 
sen und  Willen  der  Stadt.  In  der  Folge  mussten  sie  sich 
auch  verpflichten,  keine  Angehörigen  der  Stadt  mit  aus- 


74)  Die  Urkunde  in  der  Sakristei  zum  Grossintinstev. 

Vgl.  eine  groise  Anzahl  Beispiele  in  d.  Corp.  Dipl.  Not.  Bd.  VI. 

76)  Zur  Vorsicht  wurde  1410  beschlossen     es  dürfe   kein   einzelner  An- 
gehöriger der  Stadt  für  einen  Herrn  oder   Edelmann  Bürge  werden,   bei  XX 
Mark  Busse.    Eben  weil  dadnreh  die  Stadt  leicht  in  gefahrliche  Verwiekelun 
gen  hineingebracht  werden  konnte.    MS.  135  *.  S.  121  «. 
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wartigen  Gerichten  zu  plagen,  die  Urtheile  des  Raths  an- 
zuerkennen und  die  Verfassung  der  Stadt  und  ihre  Bünd- 
nisse aufrecht  zu  halten  77). 

III.  Die  Burger.  Durch  die  Brun i sehe  IN euerung  hatte 
die  Bürgerschaft  eine  grössere  Ausdehnung  erhalten,  indem 
nun  auch  die  Handwerker  in  den  Zünften  als  Burger  an- 
gesehen wurden.  Der  Bürgerverband  fiel  aber  desshalb 
doch  nicht  zusammen  mit  der  Einwohnerschaft,  sondern 
es  blieb  derselbe  als  ein  persönliches  corporatives  Verhält- 
niss  fortbestehen.  Es  konnten  somit  immer  noch  Leute  in 
Zürich  wohnen,  ohne  Burger  zu  sein. 

Wie  flicssend  noch  gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts übrigens  diese  Gegensätze  gewesen,  ergibt  sich 
aus  folgender  Stelle  deutlich. 

Ein  „Chueni  haller  "  hatte  1378  deu  Bader  in  einer  Bad- 
stube todt  gestochen.  Nun  behaupteten  die  Freunde  Hallers  , 
es  sei  der  Fall  als  Todschlag  eines  Gastes  zu  behandeln, 
weil  der  Bader  selig  nicht  vff  der  Statt  Buoch  für 
Ein  Burger  geschriben  was. 

Es  wurde  somit  die  Eintragung  in  das  Burgcrbuch  schon 
damals  als  nothwendiges  Merkmal  der  Erwerbung  des  Bur- 
gerrechtes von  Einigen  betrachtet.  Der  Rath  aber  nahm 
darauf  Rücksicht: 

daz  der  selb  Bader  vil  ziten  in  vnser  Stat  mit  husröchi 
wonhafft   was   gewesen,  vnd  ouch  in   einer  zunft 
was  vnd  ouch  vnser  Statt  vnd  sin  er  zunft  mit  stü-  - 
ren  vnd  mit  andern  sachen  gedienet  hatt,  als  ein  ander 
vnser  burger 

und  behandelte  den  Fall  als  Todschlag  gegen  einen  Burger 
vcrUbt.  Zugleich  erliess  er  damals  folgende  allgemeine  Ver- 
ordnung : 

Wer  her  in  vnser  Statt  komen  ist,  oder  noch  hinneu  hin 
her  kumt,  vnd  Ein  zunft  hic  bi  vns  empfahet  vnd  fünf 
gantze  iar  an  enander  in  vnser  Stat  wonhaflft  ist  vnd  och 
dieselben  fünf  iar  vnser  Statt  vnd  siner  zunft  stüret  vnd 
mit  allen  sachen  dienet,  vnd  och  swerret,  vnser  brief  vnd 
vnsrü  gcricht  zc  halten  vnd  dem  Burgermeister  vnd  dein 

77)  MS.  1*0.  Abih.  U.  s.  21  ». 
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Rat  Zürich  gehorsam  ze  sine  als  ein  ander  vnser  burger 
vnd  das  vor  dem  Burgermeister  vnd  den  Räten  Uuntlich 
wirt  gemacht ,  das  och  der  oder  die  nach  dien  selben 
fünf  iaren  vnser  burger  sin  vnd  bi  vns  Burgrecht 
haben  sülent,  vnd  was  die  selben  die  ir  Burgrecht  mit  den 
vorgreifen  fünf  iaren  also  erfolgent  vnd  besitzent ,  dannen- 
hin  tuond  oder  was  inen  beschicht,  das  sol  man  Richten, 
als  von  andern  vnsern  bürgern ,  Es  wer  dann  das  derselben 
keiner  für  ein  Rat  Zürich  gieng  vnd  vor  dien  versprech , 
das  er  vnser  bürg  er  nicht  sin  wolt78). 
Fünfjähriger  Wohnsitz  in  der  Stadt  und  eben  so  langes 
Steuern  und  Dienen  mit  einer  Zunft  gaben  somit  das  Bür- 
gerrecht.   Von  einer  Einzugsgebühr  war  noch  keine  Rede. 
Ein  Einkauf  in  das  Bürgerrecht  wird  zuerst  erwähnt  im 
Jahr  i407.   Damals  nämlich  wurde  festgesetzt ,  dass  keiner 
zum  Burger  angenommen  werde,  der  nicht  mindestens  drei 
Gulden  bezahle,  welche  für  Kriegsbedürfnisse  der  Stadt 
zu  verwenden  sind, 

vnd  darzuo  sol  dann  der  so  burger  werden  wil,  an  vnser 
Statt  buw  so  vil  geltes  geben,  als  man  denn  mit  im  über- 
ein komen  mag79). 

Von  da  an  ist  der  Einkauf  in  das  Bürgerrecht  ein  we- 
sentliches Erforderniss  seines  Erwerbes ;  dagegen  wird  keine 
Dauer  des  Wohnsitzes  in  der  Stadt  mehr  verlangt.  Die 
Einkaufssumme  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  etwas  erhöht, 
blieb  aber  während  der  blühendsten  Zeit  unserer  Stadt  im- 
mer nur  gering. 

Noch  während  dieser  Periode  wurde  dieselbe  für  Aus- 
wärtige auf  zwanzig  Gulden,  für  Eidgenossen  anf  zehn 
Gulden  und  für  Angehörige  der  städtischen  Herrschaft  auf 
drei  Gulden  festgesetzt.  Die  Fremden  und  die  Eidgenossen 
mussten  überdem  urkundlich  nachweisen,  dass  sie  aus  ihrer 
frühem  Heimath  mit  Ehren  geschieden  seien.  Die  Unter- 
thanen  der  Stadt  bedurften  dessen  nicht 80).     Wohl  aber 


78)  MS.  13S  a.  S.  14  a. 

79)  MS.  135  a.  S.  114  a.  In  Ulm  war  die  Einkaufsgebiihr  anfänglich 
t«Tti  Gulden,  s«il  1376  ebenfalls  drei  Gulden.    Jäger  S.  315. 

80)  MS.  144.  S.  35  a.    „Doch  vorbchaUcn  ob  Ireffennlich  wergklülh  »nnd 
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musstc  jeder  zuvor  dem  Zunftmeister  und  den  Zwölfern 
der  Zunft,  in  die  er  aufgenommen  werden  wollte,  seinen 
Harnisch  und  Gewehr  vorweisen.  Dann  erst  konnte  er 
in  das  Burgerbuch  eingetragen  werden 8I). 

Schon  vorher,  1409,  war  die  Aufnahme  in  eine  Zunft 
und  in  das  Bürgerrecht  in  den  engsten  Zusammenhang  ge- 
bracht worden.  Das  eine  ohne  das  andere  war  unmög- 
lich 82).  Und  im  Jahr  1425  wurde  das  Verhältniss  einer 
bedeutenden  Auzahl  von  Einwohnern,  die  nicht  in  das  Bür- 
gerbuch eingetragen  waren,  sich  aber  dennoch  fiir  Burger 
hielten,  geregelt,  und  der  Constafel  und  den  Zünften  von 
dem  grossen  Rathe  Vollmacht  gegeben,  sie  entweder  als 
wirkliche  Burger  ohne  weiters  anzuerkennen,  oder  sie  an- 
zuhalten ,  die  Einkaufsgebühr  zu  bezahlen  83). 

Sonst  geschah  Aufnahme  und  Absagung  des  Bürger- 
rechts in  der  Regel  vor  dem  grossen  Rathe84). 

Unter  den  Burgern  selber  werden  sodann  unterschieden 
die  Inburger  von  den  Ausbürgern.  Inburger  heissen 
die,  welche  innerhalb  des  städtischen  Weichbildes,  des- 
sen Gränzen  durch  Kreuze  bezeichnet  waren,  wohnten, 
Ausburger  die ,  welche  ausserhalb  der  Kreuze  sassen.  Wenn 
nämlich  gleich  das  Weichbild  sich  über  die  Stadt  hinaus 
erstreckte,  und  sich  ein  Gegensatz  zwischen  dieser  und 
allen ,  die  vor  der  Stadt  wohnten ,  zeigen  musste ,  so  waren 
doch  die  Spuren  des  alten  Rechtes,  wonach  das  ganze 
Weichbild  zur  Stadt  gehörte,  keineswegs  erloschen.  So 
wird  namentlich  von  denen,  welche  innerhalb  der  Kreuze 
wohnen ,  kein  Zoll  bezogen  8S) ,   und  es  können  dieselben 

meyster  sundriger  kiinslen  dero  mau  Inn  vnser  Statt  notlurfflig  sin,  barkom- 
ineo  vnnd  vmb  vnser  Burgkrecht  bitten  wurden,  das  die  genommen  vnnd 
empfangen  werden  inögent  (nämlich  ohne  alle  Gebühr)  ye  nach  erkannluuss 
eins  Raths  vnnd  gelegcnheit  der  sacli."  Eine  viel  zweckmassigere  Ueiliinmung 
als  die  spatern  Ausschliessungs  -  und  Hemmungsdekrete. 
Sl)  MS.  144.  S.  23  a. 

82)  MS.  US  a.  S.  116  b.    MS.  144.  S.  22  b. 

83)  MS.  138  b.  S.  127  b. 

84)  MS.  143.  Abth.  II.  S.  40  a. 

85)  MS.  65.  S.  29  b.    „Im enthalb  Zürich  home  *nd   den  CriitKea." 
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auch  füglich  in  den  grossen  Rath  gewählt  werden,  sobald 
sie  nur  nach  Vorschrift  des  vierten  geschworenen  Briefes 
zehn  Jahre  lang  in  der  Constafel  oder  in  einer  Zunft  ge- 
dient hatten 86). 

Dem  ursprünglichen  Stande  nach  konnten  die  Burger 
Edelleute  sein;  dann  wurden  sie  zu  diesen  gerechnet.  Sic 
konnten  aber  auch  Gemeinfreie  und  selbst  Hörige  sein;  in 
beiden  Fällen  wurden  sie  aber  glcichmässig  als  Burger  be- 
handelt, indem  der  abnehmende  Unterschied  zwischen  Hö- 
rigen und  Freien  von  dem  Begriff  des  Burgerthumes  ver- 
dunkelt worden  war. 

Es  lag  in  der  Bedeutung  der  Städte  eine  Kraft,  welche 
die  Hörigen  von  ihren  Lasten  und  ihrer  Niedrigkeit  be- 
freite. Wie  anderswo  die  Luft  eigen  inachte,  so  machte 
die  Luft  der  Städte  frei. 

Ein  Privilegium,  welches  Karl  IV.  im  Jahr  1362  der 
Stadt  ertheilte,  verordnete: 

Wer  zu  In  in  ir  Statt  kompt  von  wibs  oder  mannes 
naincn  vnd  der  einen  Tag  und  ein  Jar  wonhaflug  by  In 
ist,  er  diene  oder  habe  selber  hus,  vnd  er  von  cy- 
genschaft  des  libs  in  Jarsfrist  von  nieman  versprochen  noch 
geuordert  wird,  das  och  der  furbaser  ledig  vnd  lose  gentz- 
lich  sin  vnd  bliben  sol  aller  vordrung  vnd  ansprach,  so 
von  eygenschaft  des  libs  ieman  zu  In  oder  derselben  lüt 
kindern ,  die  in  der  Stat  sitzent ,  gehaben  inöcht  s") . 
Dieses  Privilegium  schloss  freilich   die  Fortdauer  der 
Hörigkeit  innerhalb  der  Stadt  keineswegs  aus,  aber  zer- 
störte sie  doch  in  einer  Masse  von  einzelnen  Fällen.  Noch 
später  finden  wir  Hörige  als  Burger  aufgenommen.  So 


MS.  138  b.  S.  136  «.  Werdinüller  C.  D.  N.  V.  573.  In  einer  Urk. 
v.  1366  Fraomünsteramt  II.  479:  „an  der  spanweid  enbalb  dem  erlitr." 

86)  MS.  144.  S.  33  a. 

87)  Ein  ähnliches  Privilegium  erhielt  die  riiricherische  Stadt  Elgg  in  der 
Grafschaft  Kyburg  von  den  Herzogen  von  Oesterreich.  Elgger  Stadlreclil 
Art.  62.  bei  Pestalutz  Sammlung  der  Statute  des  eidsgenössischen  Kantons 
Zürich.  Zürich  1830.  Bd.  I.  S.  364.  Andere  Städte  haben  viel  ältere 
ähnliche  Privilegien,  7.  B.  Bremen  eines  v.  J.  1186.  Dona  n dt  Geschichte 
des  Bremer  Stadtrechts.    TL.  I.  S.  114. 
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heisst  es  in  einem  Burgrechts  vertrage  mit  Herr  mann  von 

Hohenlandenberg  vom  Jabr  1407: 

Die  voreenanten  von  Zürich  en  sullent  och  nu  noch  her- 
nach  inin  Lüten  ir  keinen  nicht  ze  barger  etnpfachen  noch 
nemen  in  (lehein  wise,  es  wolle  ir  dann  deheiner  in  ir 
stat  ziiehen  vnd  darinne  hushablich  sin  ane  Geuerde.  Wer 
aber  das  derselb  miner  lutea  in  ir  stat  hushablich  sin  vnd 
ein  burgerrecht  von  inen  empfachen  wollte,  der  min  ei- 
gen were ,  den  mugent  si  wol  ze  burger  nemen,  mit 
solichem  geding  ,  das  dieselben  min  eigen  lü t  mir  herus 
dienen  vnd  tun  sullent  als  ander  ir  ingesessen  bur- 
ger, die  eigen  sind,  iren  herren  tund  vnd  dienent 
uugefarlich  **). 

Erst  dureh  Erkenntniss  des  grossen  Rathes  vom  Jahr 
1540  wurde  verordnet,  dass  künftig  kein  Eigener  mehr  zum 
Burger  angenommen  werden  solle,  sondern  wer  das  Bur- 
gerrecht zu  erwerben  wünsche,  habe  zu  erweisen, 

das  er  ledig  vnd  nyemands  eygen  syge  ouch  keyn 

nachjagenden  herren  habe 

So  wurde  in  gewissem  Sinne  das  alte  vorbrunischc  Recht 
wieder  hergestellt  und  persönliche  Freiheit  für  ein  wesent- 
liches Erforderniss  des  Bürgerrechtes  erklärt. 

IV.  Die  Bauern.  Die  freien  und  die  hörigen  Bauern 
sind  nun  einander  in  ihren  Zuständen  so  nahe  gebracht 
worden,  dass  mau  sie  füglich  für  einen  Staud  halten  konnte. 
Durch  die  Ausdehnung  und  Erblichwerdung  der  Vogtei 
wurden  auch  jene  mit  Lasten  aller  Art  Frohndeo  und 
Zinsen  beschwert.  Und  auf  der  andern  Seite  milderten  sich 
mancherlei  Lasten  der  Hörigkeit  immer  mehr.  Der  Grund- 
besitz auch  der  hörigen  Bauern  war  zu  Ende  unserer  Pe- 
riode schon  durchweg  ein  erblicher,  wenig  anders  als  der 
der  freien  Bauern.  Sie  fingen  an,  durcheinander  zu  hei- 
rathen,  wie  sie  neben  einander  in  dem  Dorfgerichte  waren 
und  zusammen  in's  Feld  zogen. 

Besonders  war  das  sechszehnte  Jahrhundert  der  persön- 


88)  Werdniiiller  C.  D.  N.  VI.  S.  fc*t. 

89)  MS.  144.  S.  H  |», 
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liehen  Freiheit  günstig,  indem  theils  eine  grosse  Anzahl 
von  Hörigen  geradezu  die  Freiheit  erhielten,  theils  manche 
Lasten  der  Hörigkeit  abgeschafft  oder  verringert  wurden. 

Durch  die  Waldmannischen  Spruchbriefe  wurde  der 
freie  Zug  schon  als  gemeines  Recht  anerkannt,  und  nun 
auch  von  den  Hörigen  angesprochen,  ungeachtet  ihrer  die 
Briefe  nicht  gerade  ausdrücklich  gedachten. 

Die  Verehelichung  mit  Ungenossen  war  zwar  immer 
noch  untersagt  bis  ins  sechszehnte  Jahrhundert  hinein ,  aber 
die  Folgen  der  Ungeaossame  geringer  als  früher  und  die 
Kreise  der  Genossenschaft  viel  weiter  gezogen.  In  dem 
Waldmannischen  Spruchbriefe  für  die  Grafschaft  Kyburg 
von  1489  werden  die  Kinder  aus  einer  ungenossen  Ehe  be- 
reits für  vollkommen  erbfähig  erklärt. 

Item  von  eygnen  lüten  wegen ,  die  in  der  grafl'schafl't  ky- 
burg sitzent,  sy  sigend  geystlicher  oder  weltlicher,  Edler 
oder  ander  lüten,  wa  derselben  eygnen  Mannen  eyner  wi- 
der sinen  halshcrren  wybott ,  der  sol  zechen  pfund  ze  buos 
verfallen  sin ,  vnd  ob  der  Kind  über  kern ,  wenn  der  den 
darnach  abgatt ,    so  sollen  desselben  erben  siuem  herren 
nit  mer  denn  den  houbtvall  zuo  geben  schuldig  sin ,  vnd 
dannethin  das  gaot  von  den  hern  vngesumpt  erben ,  nach 
des  gerichtz  recht,  dar  In  der  abganngen  gesessen  gesin  ist. 
Wie  sehr  im  sechszehnten  Jahrhundert  der  Rath  der 
Erweiterung  persönlicher  Freiheit  geneigt  war,  ergibt  sich 
daraus,  dass  er  im  Jahr  1514  bei  Gelegenheit  eines  Pro- 
zesses den  Grundsatz,  dass  das  Kind  aus  ungleicher  Ehe 
der  ärgern  Hand  folge,  ungeachtet  derselbe  in  der  zur  An- 
wendung kommenden  Öffnung  ausdrücklich  anerkannt  war, 
doch  im  Interesse  der  Freiheit  der  Kinder  verwarf  90). 

Diese  Richtung  wurde  durch  die  Reformation  bedeu- 
tend verstärkt.  Die  Erschütterung  der  althergebrachten  Au- 
torität der  Kirche ,  die  Lösung  der  gewohnten  Bande  des 
Gehorsams,  die  erregten  Hoffnungen  einer  neuen  bessern 
Zeit,  der  kühne  Aufschwung  der  neuen  kirchlichen  Frci- 


90)  Es  war  da»  ein  Protei*  zwischen  der  Abtei  Fraumünsler  für  ihre 
Golteshausleule  und  dem  Propjte  von  Einbrach  als  Herr  ron  Eigenen. 
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lieit  erregten  eine  Menge  von  Begierden  und  Wünschen  je- 
der Art  im  Volke ,  unter  welchem  die  Reformation  grossen 
Beifall  erworben  hatte.  Wie  im  südlichen  Deutschland,  so 
entstand  auch  in  der  nördlichen  Schweiz  ein  Bauernaufruhr, 
von  ähnlichen  Trieben  geleitet  und  mit  denselben  Tenden- 
zen. Insbesondere  wurde  die  Leibeigenschaft  als  unver- 
träglich erklärt  mit  dem  Worte  Gottes  und  der  natürlichen 
Freiheit  des  Menschen,  und  der  Versuch  gemacht,  alle 
Lasten  abzuschütteln.  So  wenig  wusste  man  indessen  da- 
mals schon  zu  unterscheiden  zwischen  den  Lasten,  wel- 
che in  der  Hörigkeit  ihren  Grund  hatten ,  denen ,  welche 
aus  abgeleitetem  Grundbesitze  herrührten,  und  denen,  wel- 
che die  Vogtei  auferlegt  hatte,  dass  in  den  Beschwerde- 
schriften der  Bauern  Alles  dieses  durch  einander  gemengt 
wurde.  Sie  verlangten  gleichsam  in  einem  Athemzuge  Auf- 
hebung der  Fastnachthühner,  des  Falls,  der  Gelasse,  der 
Ungenossame,  des  dritten  Pfennings,  der  Vogtgarben,  der 
Frohndienste ,  des  Zehntens,  (den  Korn-,  Haber-  und  Wein- 
zehnten wollten  sie  gutwillig  noch  geben),  der  Gerichts- 
herrlichkeit, der  Leibsteuer,  Loskauf  aller  erkauften  Zinse 
u.  s.  f.  *'). 

Da  die  Stadt  viele  Rechte  von  Leibherren  an  sich  ge- 
bracht hatte,  so  konnte  der  Rath  auf  diese  verzichten. 
Wirklich  hob  er  1525  die  Leibeigenschaft  auf,  so  weit 
die  Rechte  darauf  ihm  zustanden.  Er  erliess  seinen  vor- 
maligen Leibeignen  in  den  meisten  Herrschaften  die  Fälle, 
Gelasse  und  die  Strafen  der  Ungenosseuschaft  für  immer, 
als  welche  aus  der  Hörigkeit  hervorgegangen.  Dagegen 
wurden  die  Rechte  der  Vogtei  und  die  grundherrlichen 
Rechte  im  engern  Sinn  noch  aufrecht  erhalten. 

In  der  Herrschaft  Grüningen,  wo  der  Aufstand  am  zü- 
gellosesten und  die  Forderungen  am  trotzigsten  gewesen, 
Hess  der  Rath  zur  Strafe  die  Hörigkeit  fortbestehen.  Auch 
an  andern  Orten  erhielt  sie  sich  noch  eine  Zeit  lang,  in- 
dem der  Rath  über  die  Rechte  fremder  Herren  nicht  ver- 

91;  H.  H.  Füssl.  Geschieht  des  Aufwandes  der  Bauern  »oi«  1525  in 
dessen  handschriftlichem  Nachlasse. 
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fügen  konnte.  Indessen  wirkte  er  doch  auf  die  unter  sei- 
nem Schutze  stehenden  Gerichtsherrn  in  demselben  freiem 
Geiste,  und  vermochte  manche,  auf  ihre  Rechte  zu  ver- 
zichten, oder  sich  dieselben  loskaufen  zu  lassen. 

V.  Der  geistliche  Stand.  Das Verhältniss  der  Pfaf- 
fen zu  den  Burgern  der  Stadt  Zürich  war,  wie  wir  oben 
gesehen  hatten,  durch  den  Yertrag  vom  Jahr  1304  gere- 
gelt worden  und  blieb  längere  Zeit  noch  das  nämliche. 
Insbesondere  ist  nicht  zuzugeben,  dass  dasselbe  durch  den 
Vertrag  mit  den  Eidgenossen  vom  Jahr  1370,  den  soge- 
nannten Pfaffen  brief,  wesentlich  verändert  worden  sei92). 
Dieser  Vertrag  wurde  allerdings  hauptsächlich  auf  Zürichs 
Antrieb  hin  geschlossen  und  mochte  Bezug  haben  auf  die 
widerrechtliche  Gefangennehmung  des  Luzernischen  Schult- 
heissen  durch  den  Propst  Brun  von  Zürich,  welche  diese 
Stadt  so  sehr  in  Aufruhr  setzte.  Allein  es  wurden  durch 
denselben  doch  nur  die  in  der  Eidgenossenschaft  gesessenen 
Pfaffen  genöthigt,  den  Städten  und  Ländern  Treue  zu 
schwören,  gezwungen,  sich  an  die  einheimischen  Gerichte 
zu  halten  und  verhindert,  in  andern  als  geistlichen  Dingen 
den  Schutz  eines  auswärtigen  Gerichtes  anzurufen.  Eine 
Tendenz,  welche  sich  in  der  gesammten  Eidgenossenschaft 
von  Anfang  an  zeigte,  von  fremden  Gerichten  möglichst 
frei  zu  bleiben.  Damals  mochte  in  der  Stellung  des  Prop- 
stes Brun  zu  dem  Kaiser  und  der  Gefahr,  dass  er  sich 
an  kaiserliche  Gerichte  um  Schutz  wende,  ein  besonderer 
Grund  liegen,  sich  durch  einen  neuen  Vertrag  besser  zu 
sichern,  zumal  die  Stadtgemeinde  Zürich  durch  ihr  Ein- 
schreiten in  dieser  Sache  die  Gränzen  ihrer  Competenz  be- 
deutend Uberschritten  und  sich  eine  Gerichtsbarkeit  ange- 
masst  hatte,  die  nur  insoweit  gelten  konnte,  als  sie  ihren 
Willen  mit  Gewalt  durchzusetzen  entschlossen  und  fähig 
war.  Dass  aber  jener  Vertrag  von  1304  noch  später  fort- 
bestand, ersehen  wir  daraus,  dass  noch  nach  dem  PfafFen- 


92)  Abgedruckt  bti  Tschudi  I.  472. 
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briefe  im  Jahr  1407  die  drei  Pfaffenrichter  als  geltendes 
Institut  erwähnt  werden  93). 

Durch  Vertrag  des  Käthes  von  Zürich  mit  dem  Bischöfe 
von  Constanz  vom  Jahr  1506  wurde  sodann  auch  das 
Rechtsverhältniss  zwischen  Pfaffen  und  Laien  ausserhalb 
der  Stadt  Zürich ,  aber  in  ihren  Gebieten,  festgestellt.  Ueber 
alle  von  Pfaffen  gegen  Laien  oder  umgekehrt  von  diesen 
gegen  jene  verübten  Frevel  und  Vergehen  soll  der  Rath 
von  Zürich  selber  richten.  Und  wenn  auch  nicht  geklagt 
wird,  ist  er  dennoch  befugt,  das  Vergehen  von  Amtswe- 
gen zu  ahnden.  Im  letzten  Falle  soll  aber  „nach  der  tat 
und  nit  nach  dem  anlass,"  also  ohne  Rücksicht  auf  die 
subjective  Veranlassung,  sondern  lediglich  nach  der  äussern 
objectiven  Erscheinung  des  Vergehens,  gerichtet  werden. 
Die  den  Pfaffen  auferlegte  Busse  fällt  dann  dem  Bischöfe 
von  Constanz  zu,  die  der  Laien  der  Stadt  Zürich.  Nur 
über  todeswürdige  Verbrechen  der  Priester  hat  der  Bischof, 
über  die  der  Laien  der  Rath  zu  richten  •*).  So  ausgedehnt 
waren  schon  vor  der  Reformation  die  Rechte  des  Rathes. 
Sein  Ansehen  mochte  hauptsächlich  durch  Waldmanns  Be- 
streben gegenüber  den  Geistlichen  verstärkt  worden  sein. 
Die  Reformation  zerriss  nun  auch  den  letzten  Zusammen- 
hang mit  dem  Bisthume  Constanz  und  stellte  die  Geist- 
lichen überhaupt  den  Laien  gleich.  Jener  Vertrag  wurde 
dem  Bischöfe  im  Jahr  1524  aufgekündigt 9S).  Die  refor- 
mirten  Pfarrer  wurden  in  eine  kirchliche  Synode  vereinigt 
und  unter  die  Hoheit  des  Rathes  gestellt  96).  Die  Aufhe- 
bung der  Klöster  blieb  nicht  aus. 

Die  Propstei  Grossmünster,  welche  von  König  Karl  IV. 
im  Jahr  1363  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  oder  wie 
man  sich  damals  ausdrückte,  „Stock  und  Galgen"  in  ihren 
Dörfern  zu  Fluntern,  Rieden,  Rüschlikon  und  Rüfers  er- 
halten hatte 97) ,  musste  nun  auch  ihre  hohen  und  niedern 

93)  Diplom,  der  Propstei  S.  127. 

94)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  44.  a. 

95)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  44.  b. 

96)  Cappelerbrief  Art.  4.  Pradikantenordnungen. 

97)  Erneuerte  Privilegien  roa  1384,    1404  und  1415- 
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Gerichte  im  Jahr  1525  an  den  Rath  abtreten,  ein  Jahr 
später  als  die  Rechte  der  Abtei  Zürich  an  die  Stadt  über- 
gegangen  waren. 

Gerichtsverfassung  A.  der  Stadt. 
§.  12.    Das  Landgericht  und  die  Reichsvogte  i. 

Wenn  wir  auf  der  einen  Seite  gesehen  haben,  wie  die 
Stadt  sich  allmählig  zu  einem  von  König  und  Reich  unab- 
hängigen Gemeinwesen  zu  erheben  suchte,  so  zeigt  sich 
doch  auf  der  andern  Seite  der  Zusammenhang  mit  der 
Reichsverfassung  noch  keineswegs  ganz  zerstört.  Die  Er- 
richtung eines  königlichen  Landgerichtes  in  Zürich 
war  der  Stellung  der  Stadt  zum  Reiche  zu  verdanken. 

Ungeachtet  der  Ausbildung  der  Territorialhoheit,  behiel- 
ten doch  die  Kaiser  fortwährend  auch  auf  die  losgetrennten 
Theile  alle  Rechte,  und  zumal  die  Städte,  welche  als 
Reichsstädte  keinem  Landesherrn  unterworfen  waren ,  schie- 
nen in  vorzüglichem  Masse  ihnen  noch  anzugehören.  Ins- 
besondere war  der  Kaiser  noch  oberster  Richter  im  Lande, 
und  wo  er  erschien,  konnte  er  auch  sein  kaiserliches  Ge- 
richt hegen ,  weiches  dann  an  Ansehen  alle  andern  Gerichte 
überragte.  Wurde  irgendwo  kein  Recht  gehalten,  oder 
war  die  Execution  eines  Urtheils  unmöglich,  so  konnte 
man  sich  an  dieses  höchste  Gericht  wenden,  welches  dann 
die  Schuldigen  ächtete. 

Aber  auch  wo  der  Kaiser  nicht  erschien,  Hess  er  sich 
früher  durch  seinen  Pfalzgrafen,  später  auch  durch  einzelne 
Hofrichter  vertreten,  und  so  wurden  einige  Reichsstädte 
vorzugsweise  zum  Sitze  stehender  Hof-  oder  Landgerichte 
erhoben,  welche  in  des  Kaisers  Namen  die  oberste  Rechts- 
pflege verwalteten. 

Eines  der  berühmtesten  Hofgerichte  dieser  Art  war  das 
zu  Rotweil«  Diesem  nachgebildet  bestellte  Kaiser  Karl  IV., 
der  den  Zürichern  überhaupt  günstig  war,  im  Jahr  1362 
auch  ein  Landgericht  zu  Zürich  und  ertheilte  ihm  alle 
Rechte,   Freiheit.  Gnade  und  gute  Gewohnheit,  „die  das 
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Landgericht  zu  Rotweil  habe  und  von  Alters  her  gehabt 
habe98)." 

Der  Kaiser  bestellte  dann  selber  den  Land-,  oder  wie 
er  auch  genannt  wurde,  Hofrichter,  bis  König  Wenceslaw 
1384  dem  Burgermeister  und  Rath  der  Stadt  das  Recht  er- 
theüte,  nach  Absterben  oder  Abtritt  des  alten  Landrichters 
einen  neuen  zu  wählen,  der  dann  von  Reiches  wegen  den 
Bann  haben  solle  über  das  Blut  und  um  alle  Sachen  zu 
richten  ").  Nur  soll  derselbe  jederzeit  ein  Graf  oder  Freier- 
herr sein.  An  seiner  Seite  sassen  dann  als  Schöffen  zwölf 
Richter,  welche  der  Rath  in  oder  ausserhalb  seiner  Mitte 
ihm  beiordnete,  wie  sich  aus  einer  im  Jahr  1383  verfass- 
ten  Ordnung  um  das  Hofgericht  ergibt100).  Nach  alten 
Rechtsgrundsätzen  müssen  von  diesen  zwölf  Richtern  we- 
nigstens sieben  anwesend  sein,  damit  der  Hofrichter  richten 
darf.  Auch  zeigt  sich  der  Zusammenhang  mit  der  alten 
Verfassung  darin,  dass  neben  diesen  Schöffen  noch  andere 
Freie  in  dem  Gerichte  erscheinen  und  ebenfalls  Urtheil 
finden  dürfen.  Nur  müssen  diese  nunmehr  dem  Ritterstande 
zugehören,  indem  sich  inzwischen  die  alten  ständischen 
Verhältnisse  verändert  hatten.  Es  genügt  das  einfache  Bür- 
gerthum schon  nicht  mehr.  Ob  aber  diese  Ritter  erschei- 
nen oder  nicht,  ist  insofern  gleichgültig,  als  es  ihnen  völlig 
frei  steht,  sich  einzufinden  oder  wegzubleiben,  da  auch 
ohne  sie  die  Rechtspflege  ihren  Fortgang  hat. 

Ordnung  von  1383.  Es  sol  ouch  vor  dem  gericht  nie. 
man  kein  vrteil  sprechen  noch  erteilen  dann  dieselben  zwelf 
Richter,  vnd  all  Ritter  die  da  vor  gericht  sint. 

Es  mugen  och  dieselben  Richter  die  Lüt  wol  in  Acht  er- 
teilen mit  den  Rittern  vnd  och  ane  Ritter  ob  zuo  dien  ziten 
niena  Ritter  da  wer,  doch  also  das  der  vorgenant  Richtern 
nicht  minder  vnder  ogen  syen  dann  siben. 
Ueber  die  Art,  wie  das  Urtheil  gefunden  wird,  gibt 
folgende  Stelle  dieser  Ordnung  Auskunft: 


98)  Werdmüller  C.  D.  N.  V.  S.  120.    Vgl.  Tichudi  I.  456, 

99)  WerdmHMer  C.  D.  N.  V.  S.  168. 

100)  MS.  138  a.  S.  51  ff. 
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Wer  ouch  von  dem  Richter  einer  vrteil  gefraget  wirt  vn- 
der  den  Rittern  oder  den  Richtern,  der  selb  nimet  dann 
zuo  im  die  andern  Ritter  vnd  Richter  an  sinen  Rat  vss- 
wendig  dem  Ring,  vnd  wes  si  sich  da  geeimberent  oder 
das  merteil  vnder  Inen,  das  belibet  ouch  statt,  doch  wer- 
dent  si  selten  misshell,  vnd  was  do  das  mer  wirt,  darnach 
sol  man  Richten,  won  es  sol  noch  mag  die  vrteil  von 
dem  gericht  nieman  fürbas  züchen. 
Ein  Zug  kann  unmöglich  Statt  finden,  weil  das  Gericht 

eben  den  Rang  eines  höchsten  kaiserlichen  Gerichtshofes 

hat. 

Das  Verfahren  war  durchgängig  auf  die  kaiserliche  Acht 
gerichtet,  indem  man  sich  in  der  Regel  an  diess  Reichsge- 
richt nur  dann  wendete,  wenn  man  bei  den  gewohnten 
Landesgerichten  kein  Recht  fand,  denn  wenn  gleich  das 
Hofgericht  befugt  sein  mochte,  von  Anfang  an  bürgerliche 
oder  strafrechtliche  Streitsachen  an  Hand  zu  nehmen,  so 
war  doch  damals  schon  allenthalben  der  Grundsatz,  dass 
man  vorerst  die  gewohnten  heimathlichen  Gerichte  anzu- 
gehen habe,  so  verbreitet,  dass  fast  jeder  Kläger,  theüs 
sobald  er  diese  überging  in  seinem  Gerichtshofe  Strafe  zu 
fürchten  hatte,  theils  geringe  Aussicht  aufExecution  gegen 
seinen  Gegner  erhielt.  Desshalb  stellte  es  sich  faktisch, 
wenn  auch  anfangs  nicht  rechtlich,  so  her,  dass  nur  aus- 
nahmsweise, wo  das  heimathliche  Gericht  einem  entweder 
Recht  nicht  schaffen  wollte,  oder  nicht  konnte,  die  Sache 
bei  dem  kaiserlichen  Hofgerichte  anhängig  gemacht  wurde. 

Der  Besitz  eines  solchen  Hofgerichtes  scheint  in  der 
Stadt  selbst  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden  geschätzt 
worden  zu  sein.  Der  wichtigste  Vortheil  lag  wohl  darin , 
dass  das  Ansehen  der  Stadt  gegenüber  dem  Adel  sowohl, 
als  der  umliegenden  Landschaft,  gehoben  wurde,  indem 
das  kaiserliche  Gericht  keineswegs  auf  die  Stadt  und  ihre 
nächste  Umgebung  beschränkt  war,  sondern  als  ein  allge- 
meines Reichsinstitut  für  das  ganze  Reich  Bedeutung  hatte 
und  auch  entfernte  Herren  und  Edle  daselbst  verklagt  und 
geächtet  werden  konnten.  Auch  finden  wir  in  den  Achi- 
bu ehern,  besonders  im  letzten  Jahrzehende  des  vierzehnten 
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Jahrhunderts,  eine  bedeutende  Anzahl  von  Städten  und 
Edlen  verzeichnet. 

Gerade  darin  lag  aber  auf  der  andern  Seite  auch  eine 
Gefahr  Tür  die  Stadt,  indem  die  Aechtungen  des  Gerichtes 
ihr  selbst  Streit  und  Feindseligkeiten  zuziehen  konnten. 

Nachdem  daher  der  Rath  einmal  die  Reichsvogtei  er- 
worben hatte,  schien  das  Hofgericht  von  geringerer  Be- 
deutung und  ging  sodann  bald  völlig  ein  10i).  Indessen 
verzichtete  die  Stadt  doch  nicht  auf  das  Recht,  wenn  es 
ihr  nützlich  schiene,  das  Hofgericht  wieder  neuerdings  zu 
bestellen  und  Hess  sich  noch  1422  von  Kaiser  Friedrich 
dieses  Privilegium  ausdrücklich  bestätigen  ,02). 

Die  Reichsvogtei  hörte  nun  endlich  ebenfalls  auf. 
König  Wenceslaw,  welcher  der  Stadt  auch  die  Reichs- 
steuer pfandweise  überlassen  hatte,  verlieh  1400  dem  Rathe 
das  Recht,  in  Zukunft,  wenn  es  nÖthig  sei,  einen  Vogt 
zu  setzen103).  Als  Grund  der  Verleihung  wird  angeführt, 
dass  es  in  der  Stadt  Zürich  oft  an  einem  Vogt  fehle ,  weil 
diese  Vogtei  an  Zinsen  und  jährlichen  Rechten  so  schwach 
und  krank  sei,  dass  sich  ein  Vogt  damit  nicht  ernähren 
möge  t04). 


101)  Im  Jahr  J  400  erwarb  die  Stadl  die  Reiclmuglei.  Von  140»  nn 
mangelt  in  den  Rath-  und  Richtbiichern  da»  Verzeichnis;  der  Ruthe,  die  au 
das  Hofgericht  gehen. 

102)  WerdmUUer  C.  D.  N.  V.  S.  305. 

103)  Die  Urkunde  gedruckt  bei  Hol  tinger  Spee.  Tig.  »..  132. 

104)  Diese  Verminderung  der  Einkünfte  mochte  Iheils  daher  rühren,  dass 
der  Rath  durch  sein  faktisches  l  Übergewicht  dem  Reichsvogle  mancherlei  Ein- 
künfte,  wie  namentlich  von  den  Bussen,  welche  schon  zur  Zeit  des  Richte- 
briefcs  in  der  Regel  ganz  von  dem  Rathe  bezogen  und  für  die  Stadt  verwendet 
wurden  ,  zu  entziehen  wnsste ,  theils  dass  andere  Gefalle  vernussert  wurden. 
So  z.  B.  hatte  Karl  IV.  1370  das  Gewerf,  welches  bisher  der  Reichsvogt  be- 
logen batte,  an  den  Ritter  Maness  veräussert.  Hirzel  Zürich.  Jahrb.  I.  S. 
310.  Dass  schon  früher  ähnliche  Veräusserungen  vorkamen,  beweist  eine 
Urk.  v.  129S,  in  welcher  König  Adolf  dein  Abte  von  St.  Gallen  verpfän- 
det: omnes  utih tatet  et  proventu*  universos  de  advoeacia  Imperii ,  quoad 
jpsum  Monasterium  bomines  et  bona  ipsius  ubicunque  foerint,  cedentes,  et 
qui  haberi  seu  exigi  et  conquiri  quo  modo  übet  poterunt  de  eadem ,  excep- 
tio videlicet  et  nobi*  et  Imperio  retervati*  Judieio  et  jure  Advocaticio  anti- 
y»o."     Die   Gerichtsbarkeit   blieb  unvei  äussert.     Die  nullbaren   Rechte  der 
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Desshalb  Ubergibt  der  König  dem  Rath  und  der  Stadt 
seine  und  des  Reiches  Vogtei  zu  Zürich.  Diese  mögen 
von  nun  an  selbst,  so  oft  sie  wollen,  einen  Vogt  kiesen 
und  die  Vogtei  besitzen  und  geniessen.  Auch  soll  der  Vogt 
bei  ihnen  in  ihrem  Rat  he  sitzen,  wenn  man  über 
schädliche  Leute  und  über  das  Blut  richten  soll  und  will. 
Von  da  an  wurde  daher  vermuthlich  das  Blutgerieht  nicht 
mehr  auf  dem  Lindenhof  im  Freien  gehalten,  wie  wir  es 
noch  24  Jahre  früher  in  einem  Beispiele  gefunden  haben. 
Sondern  der  Rath  als  solcher  richtete  unter  dem  Vorsitze 
des  von  ihm  bestellten  Vogtes.  Wohl  aber  scheint  auch 
damals  noch  das  Gericht  öffentlich  gewesen  zu  sein,  indem 
wohl  noch  Jeder  zu  dem  Gerichtssaale  Zutritt  hatte.  In 
dem  Privilegium  Karls  V.  von  1521  heisst  es  aber  schon 
von  dem  Vogte,  er  möge  „bi  inen  im  Rate  mit  beschlos- 
sener tür  über  schedlich  lüte  nach  erkantnuss  des  inerer 
teyls  der  Reten  über  das  Blut  richten  "  ,os). 

Zwar  bedurfte  auch  jetzt  noch  der  Vogt  des  königlichen 
Bannes.  Das  Blutgericht  konnte  nur  wirksam  gehegt  wer- 
den, wenn  die  Gewalt  dazu  vom  Reiche  verliehen  war. 
Aber  schon  1365  hatte  König  Karl  IV  der  Stadt,  in  Form 
eines  widerruflichen  Privilegiums  das  Recht  ertheilt,  alle 
Reichsieheu  bis  auf  drei  Meilen  rings  um  die  Stadt  im  Na» 
men  des  Reiches  zu  leihen ,  ausgenommen  Fürsten  - ,  Gra- 
fen- und  Freierlehen  lM).  Jetzt  wurde  dem  Rathe  von 
König  Wenceslaw  anch  die  Befugniss  eingeräumt,  dem  je- 
weiligen Vogte  in  dem  Namen  des  Kaisers  und  Reiches 
deu  Blutbann  zu  leihen. 

Von  nun  au  wurde  der  Vogt  gewöhnlich  von  dem 
Rathe  aus  seiner  Mitte  bezeichnet.  Und  bis  179S  hiess 
das  Rathsglied,  welches  die  Execution  des  Todesurtheils 
leitete,  noch  immer  der  Reichsvogt. 


Vogtei  aber  wurden  von  ihr  gelrennt.  Zellweger  Urk.  im  Appenz.  Gesch. 
No.  47.  Leber  die  spatere  kärgliche  Besoldung  des  Vogtes  tu  Zürich  vgl. 
Hathsverordnung  von  1405.     MS.  138  a.  S.  110  b, 

105)  Werdniülltr  G.  D.  N.  V.  S.  361, 

106;  Wtrdmnllei  C.  ü.  N.  L  134. 
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5.  13.    Der  Schultheiss. 

An  der  Spitze  des  Schultheissengerichtes ,  welches  bald 
auch  Stadtgericht  in  vorzüglichem  Sinne  genannt  wurde , 
stand  fortwährend  der  von  der  Acbtissinn  ernannte  Schult- 
heiss. Als  in  Folge  der  Reformation  1524  die  Rechte  der 
Abtei  an  die  Stadt  übergingen,  so  besetzte  von  da  an  der 
grosse  Rath  die  Stelle  des  Schultheissen. 

Weder  die  Personen  noch  die  Zahl  der  Urtheiler  in  die- 
sem Gerichte  waren  Anfangs  näher  bestimmt.  Nach  der 
vorbrunischen  Verfassung  durfte  gewiss  jeder  Burger  in 
dem  Gerichte  erscheinen  und  wenn  er  von  dem  Schultheis- 
sen angefragt  wurde,  auch  urtheilen.  Nach  derselben  hin- 
derte auch  die  Handwerker,  insofern  sie  wenigstens  per- 
sönlich frei  waren,  nichts  neben  den  alten  Geschlechtern  zu 
urtheilen ,  obwohl  der  Schultheiss  der  alten  Sitte  huldigend 
noch  lange  weniger  geneigt  sein  mochte ,  von  jenen  als  von 
diesen  Rechtsfindung  zu  verlangen. 

Die  Befugniss,  Urtheiler  zu  sein,  und  als  Fürspre- 
che für  den  Kläger  oder  den  Beklagten  zu  reden,  beruhte 
auf  den  nämlichen  Gründen.  Die  Fürsprechen  wurden  aus 
denen  genommen,  welche  zugleich  auch  urtheilten.  Und  so 
darf  man  mit  Sicherheit  aus  der  verbreiteten  Befugniss  Für- 
spreche zu  sein  auch  schliessen  auf  die  eben  so  grosse  Ver- 
breitung der  Befugniss  als  Urtheiler  zu  fungiren.  Wenn 
daher  noch  im  Jahre  1335  nicht  bloss  alle  36  Räthe  son- 
dern auch  die  zugezogenen  Burger  schwören  müssen,  als 
Fürsprechen  vor  dem  Schultheissen  keine  Miethe  zu  neh- 
men, so  ersieht  man  daraus,  sowie  dass  alle  diese  möglicher 
Weise  Fürsprecher  als  auch  dass  sie  Urtheiler  sein  konnten107). 

Brun  scheint  zuerst  für  eine  regelmässige  Besetzung  des 
Gerichtes  gesorgt  zu  haben,  indem  zu  seiner  Zeit  ein  Ge- 
setz erlassen  wurde ,  dass  jeder  neue  Rath  vier  ehrbare  Bur- 
ger erwählen  solle,  welche,  so  lange  die  Gewalt  des  Ra- 
thes  dauert,  also  die  nächsten  sechs  Monate,  an  das  Schul t- 


107)  Vgl.  die  oben  B.  Uf.  §.  I.  Aam.  1.  miljetktilte  Stellt. 
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heissengericht  regelmässig  gehen  und  da  für  die  Leute  reden 

und  ihnen  Recht  finden. 

Dieselben  vier  sülent  dien  Lüten  irü  wort  tuon ,  sprechen 
vnd  ir  red  tuon  mit  guoten  trü wen  vngevarlich ,  als  si  ü* 
Ende  vnd  ir  Er  wise  daz  das  best  vnd  daz.  gerechtest  sy 
nach  Gelegenheit  der  sach108). 

Diese  vier  Fürsprechen,  wie  sie  im  Verlaufe  der  Ge- 
richtsordnung ausdrücklich  genannt  werden,  sind  verpflichtet, 
dem  Rufe  des  Rathes  Folge  zu  leisten.  Neben  ihnen  kön- 
nen aber  auch  noch  andere  Fürsprechen  erscheinen : 

Wer  aber  daz  ieman  andre  für  gericht  käme,  durch 

daz  er  iemans  Red  do  täte ,  der  sol  och  dauon  kein.  Miet 

nämen 109). 

Da  überhaupt  jeder  ehrbare  Burger,  der  vor  dem  Ge- 
richte erschienen ,  verpflichtet  ist ,  auf  die  Frage  des  Schult  - 
heissen  zu  antworten,  als  Fürsprecher  zu  dienen,  wenn  er 
den  Auftrag  erhalt,  und  das  Unheil  zu  finden,  so  können 
ausser  jenen  vier  Fürsprechen  auch  die  andern  Burger  zu 
beidem  genöthigt  werden. 

Urkunde  von  1348.  Ouch  soln  die  drye  bisitzer  den 
gewalthaben,  daz  si  einem  fürsprechen  oder  sust  einem 
erbern  Manne  gebieten  mvgen ,  daz  er  an  dem  gerichte 
belibe,  bi  den  Sachen,  so  si  danne  notdurftig  dunket. 

—  Wer  der  ist,  der  Zürich  an  dem  gerichte  einen  für- 
sprechen vordert  sin  wort  vor  dem  gerichte  ze  tvonne ,  dem 
sol  der  Schultheisse  gebieten ,  daz  er  das  wort  tuo ,  vnd  ist 
daz  der  fürspreche  ald  der  erber  man  über  das  gebot 
ab  dem  gerichte  gat,  der  gilt  V  f.  dem  Rat  ze  buosse  vnd 
sol  darzuo  eines  Manodes  an  das  gerichte  nicht  komen ,  vnd 
daz  gericht  verbotten  sin 

Brunische  Gerichtsordnung  s.  d.  dieselben  vier 
sülent  och  dien  Lüten  ir  vrteilen  v  ertigen,  die  si  oder 
ander  Lütt  sprechent,  ob  si  ir  geuolget  hant  vnd  sis 
Recht  dvnket. 

—  Wer  für  gericht  kumt  vnd  vrteil  sprichet  — 

108)  Gerichtsordnung  s.  d.  aber  Tor  1 360- erneuert  1397.  MS.  138.  a. 
S.  10.  b. 

109)  Ebenda. 

110)  Ordnung  ron  1348.     MS.  65.  S.  16.  i7. 
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daz  och  dem  Ein  Schultheis«  gebieten  sol  die  vrteii  ze 
offenne  vnd  och  zc  vertgenne.  wölt  aber  der  des 
von  des  Schultheissen  gebottes  wegen  nit  tuon,  so  sol  er 
dem  Schultheissen  sin  Buoss  geuallen  sin,  vnd  suln  danne 
die  Vier,  die  Ein  Rat  an  daz  Gericht  gesetzt  hat,  gewalt 
haben  dem  ze  gebietenne  vntz  an  Ein  Mark  Silbers  die  vr- 
teii zc  oft'enne  vnd  ze  vertgenne ,  Er  moecht  danne  mit  dem 
Eidevssgan,  daz  in  Ein  andrü  vrteii  Rechter  düchte, 
dann  die  so  er  gesprochen  hat111). 

Gerichtsordnung  von  1370  (?):  sülent  och  dieselben 
zwen  oder  die  vier,  so  dann  da  sitzend  von  demRat  den  gewall 
haben,  daz  si  den  fii isprechen  zuo  dem  gericht  gebieten  ob 
es  notdürftig  ist;  vnd  mugent  och  ein  Jeklichen  für  spre- 
chen oder  sus  Eim  Erbern  burger,  der  an  dem 
Ring  stat,  gebieten  vntz  eine  Mark,  daz  si  der  lütten 
red  tügen  vnd  vrteilen  für  den  Rat  vcrgcn,  ob  es 
notdürftig  wirt  an  geverd  ll2). 

Diese  Stellen  lassen  keinen  Zweifel  übrig,  dass  die  Fä- 
higkeit zn  urtheilen  nicht  auf  einzelne  Personen  beschrankt 
war,  sondern  für  alle  ehrbaren  Bürger  überhaupt  erhalten 
blieb.  Auch  beweisen  diese  Gerichtsordnungen  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts ,  dass  damals  noch  zuweilen  Einer  aus 
dem  Ringe,  oder,  wie  es  anderswo  genannt  wird,  dem  Uni- 
stand Urtheil  sprach.  In  der  Regel  aber  wird  sich  der 
Schultbeiss  begnügt  haben,  die  vier  beiwohnenden  ordent- 
lichen Urthciler  anzufragen.  So  wurde  nach  und  nach  eine 
Mitwirkung  der  übrigen  Bürger  bei  der  Urlbeilfindung  un- 
gewöhnlich und  es  gerieth  zuletzt  das  Recht  derselben  zn 
urtheilen  in  Vergessenheit. 

Die  Aufsicht  des  Rathes  über  das  Schultheissengericht 
wurde  wahrend  der  Brunischen  Zeit  durch  Beisitzer  aus- 
geübt, welche  der  Rath  üb  erdein  zu  demselben  sandte.  Wö- 
chentlich nämlich  bezeichnete  er  drei  Mitglieder  des  alten 
Rathes,  einen  von  den  Edeln,  einen  von  den  Constafeln 
und  einen  von  den  Zunftmeistern,  oder  anders  ausgedrückt, 
einen  Ritter,  einen  Burger  im  alten  Sinne  und  einen  von  den 

111)  Oben  Anm- 

112)  MS.  65.  S.  65.  a. 
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Zuni'tgenossen ,  welche  die  nächste  -Woche  neben  dem  Schult- 
heissen  sitzen  und  darüber  wachen  sollten,  dass  allen  gleich 
gerichtet  werde  und  keine  Unordnung  entstehe.  Diese 
Beisitzer  sind  durchaus  nicht  für  Urtheiler  zu  halten.  Sie 
repräsentiren  lediglich  den  Rath  und  es  wird  ihnen  aus- 
drücklich untersagt,  für  einen  andern  Fürspreche  zu  sein 
oder  mit  einer  Partei  zu  Käthe  zu  gehen.  Nur  ausnahms- 
weise ergreift  einer  von  ihnen  das  Wort113).  Das  ganze 
Institut  dieser  Beisitzer  scheint  indessen  nur  eine  vorüber- 
gehende Bedeutung  gehabt  zu  haben.  Die  Brunische  Re- 
volution stellte  die  Mängel  der  Rechtspflege  als  Hauptmotiv 
in  den  Vordergrund.  Der  zu  den  alten  Geschlechtern  ge- 
hörige Schultheiss  und  die  Urtheiler,  welche  regelmässig 
erschienen,  nach  alter  Gewohnheit  gewiss  noch  grossen- 
theils  Geschlechter,  wurden  vielleicht  um  dieser  politischen 
Stellung  willen  von  dem  Bürgermeister  mit  schelen  Augen 
angesehn  und  so  einige  Anhänger  desselben  ihnen  zur  täg- 
lichen Aufsicht  an  die  Seite  gesetzt. 

5.  Ii.    Der  Rath. 

Die  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  wurde  während  dieser 
Periode  sehr  bedeutend  erweitert,  sowohl  gegenüber  der 
Stadt  als  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  die  Landschaft.  Von 
der  letztern  werden  wir  aber  erst  in  dem  folgenden  Para- 
graphen reden. 

Die  straf  richterlichen  Befugnisse  des  Raths,  welche 
schon  zu  Bruu's  Zeit  sehr  ausgedehnt  waren,  haben  sich 
besonders  durch  Erwerbung  der  Reichsvogtei  sehr  vermehrt. 
Doch  erhielt  sich  noch  lange  in  der  äussern  Form  des  Ge- 
richtes der  Unterschied,  dass,  wo  der  Rath  in  Folge  sei- 
ner altern  Compctcnz  richtete,  der  Bürgermeister  den  Vor- 
sitz führte,  wo  derselbe  aber  als  Blutgericht  über  todes- 
wiirdigc  Verbrechen  (Malefizgerich  t)  sass,  der  von  dein 
Rathe  bezeichnete  Reichsvogt  die  Verhandlungen  leitete  ,I4J. 

113)  J.  Gerichtsordnung  *on  1348.  MS.  65.  S.  16. 

114)  J.  Simler'a  Regiment  der  lobl.  Eidgenossenschaft.  Zweite  Auflage  . 
besorgt  von  K.  J.  Leu.    Zürich  1735.  S.  466. 
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Auf  die  bürgerliche  Rechtspflege  hat  nun  der  Rath 
eine  doppelte  Einwirkung.  Einmal  nämlich  erscheint  er  als 
obere  Instanz  gegenüber  dem  Schultheissengerichte,  freilich 
nicht  so ,  dass  ein  Appellationsverfahren  Statt  gefunden  hätte, 
sondern  so,  dass  auf  dem  Wege  des  Zuges  eine  von  jenem 
vorlaufig  entschiedene  Sache  an  den  Rath  zu  definitivem 
Entscheide  gelangen  konnte.  Beides  ist  wesentlich  verschie- 
den. Denn  die  Appellation  hängt  ihrer  Natur  nach  ganz 
ab  von  dem  Willen  der  Parteien ,  die ,  mit  dem  Urtheile  des 
untern  Gerichtes  nicht  zufrieden,  den  Entscheid  des  höhern 
Gerichtes  anrufen.  Der  Zug  dagegen  ist  nicht  in  die  Will- 
kühr der  Parteien  gesetzt  und  geht  nicht  von  ihnen,  son- 
dern von  den  Richtern  aus,  welche  das  Urtheil  der  Mehr- 
heit anfechten.  Er  kann  somit  nur  vorkommen,  wenn  die 
Meinungen  in  dem  untern  Gerichte  selber  getheilt  sind.  Ist 
das  ganze  Gericht  einig ,  so  steht  den  Parteien  kein  Mittel 
offen,  sein  Urtheil  anzugreifen. 

Gerichtsordnung  von  1548.  §.  7.  Es  sol  ouch  en- 
kein  fürspreche  (also  der  Richter,  nicht  die  Partei)  en- 
keinen  Zug  von  dem  gerichte  tuon  ,  wan  durch  gerichtes 
willen  vnd  vinh  enkein  verzihen ,  vnd  wanne  ein  fürspreche 
einen  Zug  swerren  wil,  so  sol  im  der  Schultheisse  in  den 
eit  geben,  daz  in  dii  vrteilde  als  recht  dunket,  daz  er  von 
der  rechtekeit  den  Zvg  tuo,  vnd  dvreh  enkein  hinderung 
noch  durch  enkeines  Verziehens  willen  der  sache  vf  den 
Eit.  §.  8.  Wann  ein  Zug  ab  dem  gerichte  für  den  Rat 
gezogen  wirt,  so  siiln  der  so  den  Zug  getan  hat,  vnd  ouch 
der ,  so  des  Zuges  wartende  ist  (in  der  Folge  werden  beide 
als  Fürsprechen  bezeichnet)  beide  für  den  Rat  mornen  dess 
komen  ,  ald  so  ein  Rat  iemer  schierest  sitzet  vnd  söln  ir 
Züge  dem  Rate  fürlegen 

Abgesehen  von  den  Zügen  übte  der  Rath  auch  dadurch 
Einfluss  aus  auf  die  bürgerliche  Rechtspflege,  dass  das  Schult- 
heissengericht  in  Fällen,  deren  Behandlung  ihm  besondere 
Schwierigkeit  zu  haben  schien,  sich  an  den  Rath  wendete 
und  denselben  um  eine  Rechtsweisung  bat,  welche  dieser 
selten  verweigerte  und  die  sodann  immer  massgebend  war. 

115)  MS.  65.  S.  16.  b.  und  17.  «. 


Digitized  by  Google 


Drittes  Buch.   §.  15.    Gerichtsverfassung  B.  der  Landschaft.  397 


5.  15.    Gerichtsverfassung  B.  der  Landschaft. 

■ 

Die  Stadt  hatte  nunmehr  auch  über  ein  weites  Gebiet 
im  Laufe  des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts 
Landeshoheit  erworben.  Diese  verwaltete  der  Rath  zum 
Theil  selber,  zum  Theil  liess  er  sie  durch  Vögte  verwal- 
ten. Insbesondere  finden  wir  den  Rath  sowohl  als  Blut- 
gericht sich  gegenüber  der  Landschaft  qualiiiciren,  als 
die  Stellung  einer  Appellations  in  stanz  ansprechen.  Als 
Blutgericht  konnte  der  Rath  um  so  eher  auftreten,  als  er 
die  Reichsvogtei  zu  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nun 
auch  erworben  hatte.  Wenn  er  somit  befugt  war,  mit  Be- 
zug auf  die  Bürger  und  Einwohner  der  Stadt  über  das  Blut 
zu  richten ,  so  machte  eine  Ausdehnung  dieser  kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit  auf  die  erworbenen  Herrschaften  keine  Schwie- 
rigkeit, zumal  wohl  auch  früher  schon  der  Reichsvogt  über 
Verbrecher  der  Umgegend  gerichtet  hatte ,  die  unter  keinem 
besondern  Landesherrn  standen. 

Nur  in  den  sogenannten  äussern  Vogtcien,  Kyburg, 
Eglisau,  Grüningen,  Greiffensee,  Andelfingen,  Regensberg 
und  Knonau,  welche  durch  Landvögte  im  Namen  der 
Stadt  regiert  wurden  und  wo  früher  schon  ein  landesherr- 
liches oder  freies  Blutgericht  gehalten  worden,  sowie  in 
den  Städten  Winterthur  und  Stein  wurde  das  Blutgericht  nach 
alter  Sitte  in  den  Herrschaften  und  Städten  selbst  abgehal- 
ten. Darauf  bezieht  sich  schon  ein  Privilegium  König  Si- 
gismunds vom  Jahr  1431, 

dass  fiirbaser  mer  ein  Bürgermeister  zu  Zürich ,  der  zu  Zi- 
ten  sin  wird  et ,  den  han  über  das  bluot  Zürich  vnd  zu  Grü- 
ningen zu  Pfeffikon  vnd  zu  Meilen  in  den  gerichten  vnd  iren 
gebieten  einem  frommen  Manne  ,  so  oiTt  vnd  dicke  des  noth 
geschieht ,  befehlen ,  reichen  vnd  verliehen  sol  vnd  mag , 
damit  zu  volfüren  —  als  des  Riehes  recht  vnd  gewonheit 
ist 

Und  ein  Privilegium  Karl's  V.  vom  Jahr  4521: 
„also  das  sy  (Bürgermeister  und  Rath)  den  pann  über  das 
plut  zuo  richten  in  allen  vnd  ieglichen  iren  Stetten ,  Graf- 

116)  Vgl.  auch  oben  Bach  III.  $.  6.  S.  346. 
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Schäften  und  Herschaften ,  Merkten ,  Dürfern  hohen  und  ni- 
dern  Gerichten ,  die  si  jetzo  Kaufs  pfands  oder  in  ander  wise 
besitzen  haben,  und  den  iren  vügten  und  ambtlüten 
oder  denen  die  si  zu  solchem  verordnen ,  fürbaser  mügen 
bevelchen."  —  Auch  ihre  Hauptleute  im  Felde  sollen  den 
Blutbann  haben  dürfen. 

Die  Möglichkeit  war  somit  vorhanden ,  in  jeder  Herr- 
schaft nötigenfalls  ein  Blutgericht  zu  hegen.  Viele  Gründe 
wirkten  aber  zusammen,  um  selbst  in  manchen  grössern 
Landschaften,  welche  zu  den  äussern  Vogteien  gerechnet 
wurden,  das  Blutgericht  spater  eingehen  zu  lassen  und  die 
schweren  Verbrechen  in  Zürich  vor  dem  Käthe  zu  beur- 
teilen u7). 

Wichtiger  aber  noch  war  die  Stellung  des  Rathes  als 
Appellationsinstanz,  welche  er  nach  und  nach  gegen- 
über dem  ganzen  seiner  Hoheit  unterworfenen  Gebiete  ein- 
zunehmen wusste.  Denn  am  Ende  waren  doch  die  Blut- 
gerichtc  sehr  selten  und  der  Einfluss  auf  die  Rechtspflege 
von  daher  nur  gering,  während  der  Rath  als  Appellatious- 
gericht  sehr  bedeutend  auf  die  ganze  Gestaltung  der  Rechts- 
pflege einwirken  und  dieser  wieder  grössere  Einheit  geben 
konnte* 

Es  kann  freilich  auf  den  ersten  Blick  auffallen ,  dass  nicht 
auch  gegenüber  den  Gerichten  der  Landschaft  nur  ein  Zugs- 
nichtein  Appellationsverfahren  eingeführt  wurde ,  wie  jenes 
in  der  Stadt  mit  Rücksicht  auf  das  Schultheisscngericht  sich 
noch  lange  erhielt.  Aber  wäre  nur  der  Weg  des  Zuges 
an  den  Rath  offen  gestanden,  so  hätte  dieser  in  seltenen 
Fällen  seine  höhere  Stellung  geltend  machen  können.  Denn 
die  Urtheiler  in  den  Landgerichten  waren  immer  angeses- 
sene Leute  der  betreffenden  Herrschaft,  welche  gewiss  in 
der  Regel  lieber  ihre  in  der  Minderheit  gebliebene  Meinung 
fahren  Hessen  als  die  Unabhängigkeit  ihres  Gerichtes  da- 
durch gefährdeten ,  dass  sie  den  Zug  an  den  städtischen  Rath 

117)  Besonders  sorgfällig  zeigt  sich  indessen  die  Stadt  Winterlhur,  das  Recht 
eines  eigenen  Blalgerichte*  zu  wahren.  Im  Jahr  1464  erbaten  sich  die  VVin- 
terthurer  von  dem  Rathe  zu  Zürich  das  Recht  ihren  Galgen  wieder  auftttiichle«. 
WS.  HO.  Abthl.  II.  S.  25.  b. 
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thaten  und  von  diesem  sich  ihr  Herrsch aftsrecht  weisen  Hessen. 
Eine  Partei  aber,  welche  ihren  Prozess  verloren  und  Hoff- 
nung hat,  ihn  bei  einer  zweiten  Instanz  zu  gewinnen,  ist 
weit  weniger  scheu,  das  Mittel  der  Berufung  zu  ergreifen, 
gleich  viel  an  wen,  wenn  er  nur  die  Macht  hat,  das  ihr 
mi ss fällige  Urtheil  zu  ändern.  Schon  die  blosse  Absicht, 
den  Gegner  zu  chikaniren  und  wenigstens  Aufschub  in  die 
Sache  zu  bringen,  bestimmt  jene  oft  zur  Appellation ,  auch 
wenn  sie  dadurch  Gefahr  läuft,  sich  selber  grössere  Ko- 
sten und  Schaden  zu  bereiten. 

Der  Rath  musste  daher  schon  1507  dieser  Trölerei  ent- 
gegentreten und  erliess  eine  Verordnung,  dass  wer  appel- 
liren  wolle,  dieses  thun  müsse 

ze  stund,  derselben  tagzit,  E  das  gericht  Affstätt  vor  dem 
richter  vnd  gericht,  da  die  vrteil  gegangen  ist, 
und  überdem  genöthigt  sei,  ein  Appcllationsgeld  zu  ent- 
richten, und  wenn  er  verliere,  der  Gegenpartei  Entschädi- 
gung für  die  Kosten  zu  bezahlen  ll8). 

Die  Stadt  Winterthur,  welche  sich  auf  ihre  alte  Selb- 
ständigkeit berief  und  ihre  städtischen  Gerichte  von  der  Apel- 
lation  an  den  züricherischen  Rath  frei  erhalten  wollte,  drang 
nicht  durch,  sondern  wurde  im  Jahr  1506  ebenfalls  genö- 
thigt ,  den  Grundsatz  anzuerkennen ,  dass  eine  Berufung  zu- 
lässig sei119). 

Und  selbst  das  Kyburgergrafschaftsgericht  konnte  sich 
der  Appellation  nicht  auf  die  Dauer  entziehen,  wie  sich  aus 
einem  Beschlüsse  des  Rathes  von  1560  ergibt,  dessen  wir 
hier  doch  erwähnen  müssen,  ungeachtet  er  allerdings  in  eine 
etwas  spätere  Zeit  fällt  und  eine  einiger  Massen  geänderte 
Gerichtsverfassung  voraussetzt.  Während  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  nämlich  wurde  in  den  verschiedenen  Herr- 
schaften die  Civilrechtspflege  mehr  centralisirt  und  die  nie- 
deren grundherrlichen  und  Vogteigerichte  vor  den  neuen 
Amts-  und  Herrschaftsgerichten  zurückgedrängt.  Nun  ge- 
langte auch  in  der  Grafschaft  Kyburg  ein  Erbstreit  vor  das 
■ 

118)  MS.  140.  Abthi.  II.  S.  51.  b. 

119)  Werdmüller  C.  D.  N.  XVII.  S.  34. 
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Grafschaftsgericht  der  zwölf  Richter  und  die  verlierende 
Partei  wollte  an  den  Rath  zu  Zürich  appelliren.  Dem  wi- 
dersetzten sich  der  Vogt  und  die  Grafschaftsrichter,  indem 
die  Appellation  ihrem  alten  Herkommen  entgegen  sei.  Der 
Rath  zog  von  den  alten  Landvögten  Bericht  ein,  welche 
erklärten : 

das  sölliche  Grafischafftgricht  wenig  in  Uebung  gewäsen, 
noch  etwas  für  dieselben  gewysst,  Sonnders  syge  das  der 
gmeyn  bruch ,  das  die  parthygen  ein  anndern  vmb  eigen 
vnd  erb ,  vnd  derglych  Sachen ,  vor  den  ordenlichen  ge- 
rechten ,  da  die  gaetter  gelegen ,  oder  dahin  einer  grichts 
zwingig  syge,  fürneinmen  vud  rechtfertigen  sollen,  diesel- 
ben Richter  mögen  der  vrteylen  Inn  ald  vsserthalb  der  Grafl- 
schafft  Rath  suochen ,  von  denen  dann  die  züg,  Appellatio- 
nen vnd  wyssuugen  Iren  ordenlichen  gang  wyter  für  die 
recht  Oberhand  ald  gerichte  habind,  Aber  was  inalefitz 
hendel  die  gehörind  für  ein  Landgricht  oder  gmeyn  Graff- 
schaft  gricht ,  vnnd  was  dieselben  Inn  söllichen  händlen  geur- 
teilt vnd  gericht,  darby  syge  es  on  alles  Appelheren  oder 
zühen  piiben. 

Es  war  somit  schon  lange  eine  Appellation  von  den  nie- 
dern  Gerichten  der  Grafschaft,  welche  aber  die  ganze  Ci- 
vilrechtspflege  an  sich  gebracht  hatten,  an  die  Oberhand 
d.  h.  den  Rath  gestattet.  Und  nur  von  dem  Grafschafts- 
gericht, insoweit  es  sich  als  Blutgericht  darstellte  und  die 
Befugnisse  eines  kaiserlichen  Reichsgerichts  hatte ,  war  keine 
Berufung  zulässig.  Als  nun  aber  die  Grafschaftsgerichte 
auch  ihre  civile  Competenz  wieder  zu  erneuern  suchten, 
konnte  es  allerdings  in  Zweifel  gezogen  werden,  ob  dadurch 
das  Recht  der  Appellation  für  die  Parteien  verloren  gehe. 
Der  Rath  bestätigte  mit  Rücksicht  auf  das  Blutgericht  das 
alte  Recht,  gestattete  dagegen  die  Appellation  in  Zivilsa- 
chen auch  gegenüber  dem  Grafschaftsgericht  13°). 

Die  sämratlichen Vögte,  sowohl  die  Land vögte,  welche 
ihren  Sitz  in  der  Herrschaft  nahmen,  als  die  Ober  vögte, 
welche  in  der  Stadt  blieben,  wurden  später,  sowie  alle  be- 
deutenderen Stellen  überhaupt  von  dem  grossen  Rathe  ge- 

120)  Kvburgcrurbar  in  der  Finantk«ntlei  S.  253. 
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wählt121).  Sie  stehen  immer,  wie  das  schon  bei  den  älte- 
sten Beamtungen  sich  zeigte,  zugleich  au  der  Spitze  der 
Rechtspflege  und  fuhren  die  zur  Herrschaft  gehörige  Mann- 
schaft der  Stadt  zu. 

Da  das  Mannschaf  tsrecht  (Reisspf  1  icht)  mit  zur 
hohen  Gerichtsbarkeit  gehört ,22),  so  werdeu  in  der  Regel  die 
Dienstpflicht  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Steuern 
von  den  Landvögten  gefordert}  welche  jene  Gerichtsbarkeit 
verwalten.  Indessen  gibt  es  doch  davon  Ausnahmen.  So  finden 
sich  in  der  Grafschaft  Kyburg  Edelleutc,  welche  als  Bur- 
ger der  Stadt  in  direkter  Verbindung  mit  dieser  stehen, 
und  daher  sammt  ihren  Gerichtsangehörigen  unmittelbar  der 
Stadt  ihre  Leute  zuführen  und  mit  ihr  steuern.  Ein  Ver- 
hältniss,  welches  sich  jedoch  vermindern  musste,  je  mehr 
eine  gleichmh'ssige  Verwaltung  von  Seite  der  städtischen 
Beamten  durchgeführt  werden  konnte  l23). 

Von  dem  Bestcurungsrcchtc  der  Stadt  war  oben 
schon  die  Rede.  Die  Steuern  wurden  dann  wieder  von  den 
Vögten  eingesammelt  m)  und  dem  Rathc  überliefert.  Die 
älteste  Vermögenssteuer,  welche  ich  kenne,  fällt  in's 
Jahr  1117.  Und  es  lohnt  sich  wohl  der  Mühe,  die  betref- 
fende Verordnung  des  grossen  Rathes  im  Auszuge  hier  mit- 
/. ii t heilen  :    Sic  war  auf  drei  Jahre  angesetzt, 

vnd  sol  iedennan  alles  sin  guot  beide  1  igen  des  vnd  fa- 
rendes  hus  plui.der  kleider  vnd  gewand  nüt/.it  vs- 
gelassen  verstüren  nach  sinem  werd  vnd  sol  je  von  einem 
pfunt  einen  pfennig  geben,  doch  so  ist  her  Inne  vsgelassen, 
das  nieman  sinen  harnesch  da  mit  er  gemeiner  statt  wartet 
oder  der  zuo  sinein  lib  gehöret  nit  sol  verstüren.  —  Was 
ouch  lüten  ist ,  die  sich  köstlich  tragent  mit  Kleidern  oder 
«Mioten  gewerb  hand,  es  sye  mit  ir  antwerch  oder  an- 
ders vnd  doch  lül/.el  gtiotes  hand ,  da  siillent  die  stürer  ge- 
walt  haben  ,  von  denen  ze  nemen  nach  gelegenheit  des  ge- 


 ,  

121)  HS.  144.  S.  21.  b.  Ihr  Amiseid  findet  sich  MS.  1 40.  Ablhl.  II. 
S.  9.  b. 

122)  MS.  140.  Abu  .  II.  g.  42.  ■. 

123)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  31.  34.  b.  3$,  «. 

124)  Vgl.  MS.  135.  «.  S.  111.  «. 

B'.unUthli  r>frHli*t schirhlr 
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werbes.  Darzuo  süllent  Burgermeister  vnd  die  Rät  gewalt 
haben,  die  Gotzhuser  vnd  die  Klöster,  die  dann  In  vn- 
sern  gebieten  gelegen  oder  vnser  Burger  sind  ze  bitten ,  vnd 
anzekomen ,  daz  sy  vns  ouch  die  stüren  helfl'en  tragen,  vnd 
ist  dann  daz  die  Rät  dunket,  daz  sy  vns  so  vii  geben  oder 
schenken  wellen,  daz  es  vf  ze  nement  sye,  daz  sy  es  dan 
vf  neinen ,  ist  aber  des  nit ,  daz  sy  es  dann  wider  für  die 
burger  bringen 12Ä). 

Die  Vogte  waren  dem  Rathe  für  ihre  Verwaltung  ver- 
antwortlich. Wenn  daher  die  Herrschaftsleute  Beschwer- 
den zu  führen  hatten ,  so  stand  es  ihnen  frei ,  sich  an  den 
Rath  zu  wenden  und  die  Vögte  dort  zu  verklagen  ,26). 

Was  wir  von  der  niedcrn  Gerichtsbarkeit  in  der 
vorigen  Periode  ausführlich  besprochen ,  findet  seine  An- 
wendung auch  hier,  wesshalb  wir  nicht  weiter  darauf  ein- 
gehen. Nur  scheint  schon  gegen  das  Ende  des  fünfzehnten 
und  zu  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  sich  eine  vor- 
herrschende Neigung  auszubilden ,  diese  Herrschaftsgerichte 
zu  beschränken  und  n  I  Im  a  Iii  ig  zu  beseitigen;  eine  Tendenz, 
die  sich  in  den  Waldmannischen  Spruchbriefen  zeigt,  noch 
mehr  aber  in  den  mit  ausgedehnter  Civil-  und  Strafeompe- 
tenz  versehenen  Herrschafts-  und  Amtsgerichten,  welche 
wir  gleich  zu  Anfang  der  folgenden  Periode  antreffen  werden. 

§.  16.    Die  Rechts  quellen. 

1.  Zu  der  schon  oben  Buch  II.  §.  22.  angeführten  Samm- 
lung alter  stadtischer  Rathserkenntnissc  kommen  nun  noch 
einige  andere  von  spätem  Verordnungen  nämlich: 

a)  Sammlung  von  Erkenntnissen  der  Jahre  1363  —  1433. 
I  Band  MS.  129  Blätter  im  Staatsarchiv  aufbewahrt, 
mit  No.  1S3  a.  bezeichnet  und  mit  dieser  Nummer  auch 
in  unserm  Werke  öfters  citirt. 

b)  Sammlung  von  Erkenntnissen  aus  den  Jahren  1412— 142S. 
I  Band  MS.  138  Blätter  ebendaselbst,  mit  No.  13S  b. 
bezeichnet. 


125)  MS.  138.  b.  S.  6*.  b.   Vgl.  S.  56.  und  S.  128.  b. 

126)  MS.  138  b.  S.  5  ».    Erkenntnis*«  von  1413. 
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c)  .Sammlung  von  Erkenntnissen  der  Jabre  1412  —  1515. 
in  zwei  Abtheilungen.  I  Band  MS.  95  und  56  Blatter. 
Ebenda  unter  Mo.  140. 

Alle  diese  Sammlungen  wurden  gegen  die  Mitte  des  sie- 
benzebnten  Jahrhunderts  von  dem  damaligen  Stadtscureiber 
Waser  veranstaltet. 

d)  Sammlung  von  Erkenntnissen  aus  den  Jahren  1422— 1534. 
MS.  auf  75  Blättern,  früher  auf  der  Obergerichtskanzlei 
verwahrt,  mit  Nummer  77  bezeichnet  12 7). 

e)  Sammlung  von  Satzungen  und  Ordnungen  der  Stadt, 
zusammengetragen  von  dem  Stadtschreiber  Wernher  By- 
gel  (Beyel)  im  Jahr  1539.  Das  sogenannte  schwarze 
Buch,  MS.  in  dem  Staatsarchive  mit  No.  144  bezeichnet. 

Dazu  kommen  nun  noch 

f )  die  sogenannten  Rat  h-undRichtbü  eher  vom  Jahre 
1375  an,  zuweilen  auch  libri  maleficiorum  genannt.  Pro- 
tokolle theils  über  die  slrafrichterliche  Thätigkcit  des 
Rnthes,  theils  Uber  den  Einzug  der  Schulden  durch  die 
Eingewinner. 

g)  die  Rathsmanual c,  Prolokolle  des  Rnthes,  vom  Jahre 
1484  mit  geringen  Unterbrechungen  fortgeführt  bis  auf 
die  Gegenwart. 

2.  Von  den  Offnungen,  deren  Abfassung  grossentheils 
in  diese  Periode  fällt,  haben  wir  bereits  im  zweiten  Buche 
ausführlich  gesprochen.  Charakteristisch  ist  es,  dass  alle 
diese  Rechtsqucllcn  noch  immer  eine  Beziehung  haben  auf 
ein  einzelnes  grundherrliches  oder  vögtliches  Gericht,  oder 
tloeh  nur  auf  einzelne  Dörfer  und  Gemeinden.  Nur  eine 
Öffnung  kenne  ich  aus  dieser  Periode ,  welche  sich  auf  eine 
ganze  Herrschaft  bezieht,  nämlich  das  alte  Grafschaftsrecht 
von  Kyburg,  welches  noch  in  das  Ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  zu  gehören  scheint  l-8).  Es  war  diess  gewis- 
ser inasseo   der  Vorläufer  der  spätem  Herrschaftsrechte , 

127)  Oer  Band  muss  seit  einigen  Jahren  sieb  irgendwo  verschoben  haben, 
indem  ich  seine  Einsicht  nie  habe  erlangen  können.  Ich  habe  aber  die  Ans- 
rüge  de«  Herren  Obergeriebtsprasidenten  Dr.  Finaler  benutzen  können. 

128)  Jedenfalls  nach  14S3.  Vgl.  MS.  HO.  Ablhl.  II.  S.  31.  «.  und  Tor 
1506,  dem  Zeitpunkte  der  Revision. 
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■welche  um  die  Mitte  des  sechs  zehnten  Jahrhunderts  fast  al- 
lenthalben eingeführt  wurden,  und  von  denen  in  dem  vierten 
Buche  die  Rede  sein  wird.  Hätte  Waldmann  länger  ge- 
lebt, so  wäre  wohl  schon  zu  seiner  Zeit  eine  bedeutende 
Veränderung  eingetreten.  Er  hatte  nämlich  im  Jahr  4487 
den  Auftrag  übernommen,  die  sämmtlichen  Hofrödel  der 
niedern  Gerichtsherren  einzufordern,  zu  prüfen  und  nöthi- 
genfalls  die  Gerichte  selbst  der  Stadt  anzukaufen  129).  Sein 
durchgreifender  Geist  hätte  unzweifelhaft  grössere  Einheit 
in  diese  Rechtsquellen  gebracht,  wenn  er  je  dazu  gelangt 
wäre,  den  erhaltenen  Auftrag  zu  erfüllen. 

r 

§.  17.    Von  Verbrechen  und  deren  Bestrafung. 

1.  Die  Idee,  dass  es  im  Interesse  des  Staates  liege,  die 
Vergehen,  auch  ohne  Klage  des  Verletzten,  von  Amts  we- 
gen zu  ahnden,  verbreitete  sich  nun  auch  auf  der  Land- 
schaft mehr.  In  der  Stadt  war  sie  schon  lange  zuvor  an- 
erkannt worden.  Begreiflich,  denn  hier  war  das  Bedürf- 
niss  gegen  Verbrecher  einzuschreiten,  schon  darum  viel  grös- 
ser, weil  die  Gefahr  von  Unordnungen  mit  der  zusammen- 
gedrängten Bevölkerung  stieg.  Alle  Räthe,  die  neuen  und 
die  alten,  waren  verpflichtet,  dass  sie 

all  fräiinen,  Sy  sygent  daby,  sechent  die  oder  vernemints 
ald  wie  Inen  die  fürkoininent,  leyden  vnnd  angehen  sol- 
lest by  dem  Eyd ,  so  sy  geschworen  haben ,  als  das  von 
alter  harkoininen  Tnnd  gewonlich  gewesen  ist l30). 
Aber  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts mussten  auch  alle  Angehörigen  der  Grafschaft  Ky- 
burg  der  Stadt  schwören : 

Es  sol  och  Jederman  den  andern  einem  vogt  oder  vndern 
vogt  vinb  alle  frefinen  leiden  by  sin  ein  Eid131). 
Am  Zürichsee  hatten  wenigstens  die  Weibel  schon  1415 
die  Verpflichtung,  alle  Zerwürfnisse  und  Frevel  zu  leiden132). 

129)  Rathsmanuale  von  1487.  I.  S.  15. 

130)  MS.  144.  S.  31.  a.  Bei  Do  na  ad  t  Geschieht  des  Bremer  Stadt- 
reehU  I.  S.  174.  ff.  findet  man  eine  interessante  Untersuchung  Uber  die  all- 
mahlige  Verdrängung  des  reinen  Anklageyerfahrens  in  Strafsachen,  welche  be- 
sonders -während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  in  den  Städten  vor  sich  ging. 

131)  MS.  140.  Abthl.  II.  S.  15.  a. 

132)  MS.  140.  Abthl.  I.  S.  85.  a. 
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Waldmann,  welcher  nach  allen  Richtungen  hin  einen 
testen  geordneten  Zustand  förderte  iaa) ,  scheint  auch  darauf 
strenger  gehalten  zu  haben,  dass  keine  Vergehen  unbestraft 
bleiben.  Daher  wurden  nach  seinem  Fall  auch  darüber 
Klagen  laut  und  die  Waldmannischen  Spruchbriefe  suchen 
das  Leiden  (Angeben)  wenigstens  auf  schwerere  Vergehen 
zu  beschränken.  Die  Ausdrücke  scheinen  indess  hier  ab- 
sichtlich nicht  sehr  stringent  gefasst  worden  zu  sein,  so 
dass  man,  ohne  in  direkten  Widerspruch  mit  den  Spruch- 
briefen zu  kommen,  leicht  die  unabweisbare  neuere  Ansicht 
wieder  geltend  machen  konnte. 

Immer  aber  wurde  es  noch  als  Regel  angesehen,  dass 
der  Beleidigte  selber  die  Klage  führe.  Und  nur  ausnahms- 
weise, wenn  eine  Klage  nicht  auf  diesem  Wege  eingeleitet 
wurde,  nahmen  in  Zürich  (und  Winterthur)  der  Rath,  auf 
der  Landschaft  die  Vögte  und  Unter vögte,  von  sich  aus  die 
Sache  an  die  Hand.  Die  Verschiedenheit  der  Einleitung 
hatte  auch  Einfluss  auf  die  Beweisführung.  Im  erstem  Falle 
natu  Ii  cli  lag  der  Beweis  zunächst  dem  Kläger  ob,  so  jedoch, 
dass  wenigstens  später  auch  von  Seite  des  Gerichtes  die 
inangelnden  Beweise  von  Amts  wegen  ergänzt  werden  konn- 
ten. Im  letztern  Falle  hatte  das  Gericht  den  ganzen  Be- 
weis von  sich  aus  herzustellen. 

Für  Zürich  gibt  darüber  nähere  Auskunft  ein  Statut  s.  d. 
Unnd  ob  ein  sach  darumb  dann  fräfel  beschechen  nit  clagt 

wurde ,  So  soll  doch  nüt  destuiynder  von  eyin  Rath  dem 

nachgeganngen  werden  vnnd  also  ein  Bürgermeister  vnnd 

Rath  so  denn  gewalt  hat  darüber  richtenn  vinb  der  Statt 

buoss  iy*.) 

133)  Vgl.  Rathserkenntniss  von  1484.  im  K«  t  h  s  im  *  n  n  al  t  S.  62.: 
„Es  Ist  von  beyden  Räten  erkennt,  Das  fiirer  kein  vogt  gewallt  haben  sol  an 
den  Buosscn  ,  so  rainen  berren  vuder  Inen  vervallen  oder  bekannt  werden , 
vUit  zuo  sebennken,  abzuolassen  oder  zuo  (»dingen.  —  Ob  aber  ein  vogt  be- 
dunken  wölt,  das  die  Buossen  einem  armuot  balb  zuo  swär  oder  die  lieder- 
lich verschuldt  vod  lichtlich  zuo  ganngen  were  ,  So  mag  ein  vogt  das  an  min 
herren  bringen.  —  Vnd  als  In  ettlichen  herrschafften  vnd  vogtyen 
gar  Ring  Buossen  vnd  bisshar  vil  m  is  s  o  r  d  n  u  a  g  e  n  dar  Iugebrucht, 
.«ind  geordnet  dammb  zuo  Rat  slagen  Herr  Goeldü , 

„     W  a  1  d  m  a  n  , 
„  Roeist." 

13i)  MS.  144.  S.  25.  a. 
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—  Ob  eynich  fräfel  vnzucht  oder  buosswirdig  Sachen  Tags 

oder  nachts  fiirgicngen,   da  ein  Rath  bednngkte  das  dem 

nachganngen  werden  sölte ,  Das  mag  ein  Rath  also  an  gloub- 

würdigen  personen,  die  dess  ein  wiissen  haben  erkennen 

vnnd  die  darumb  by  den  Eyden  verhören,  Doch  das 

denselben  zügen  vor  vnnd  ee  sy  schweeren  erofinet  vnnd 

fürgehalten,  vmb  was  sach  sy  also  gehört  werden  sollen. 

vnnd  ob  man  nit  annder  zügen  fynndet,  So  mag  man  die 

sächer  selbs  darumb  by  geschwornnen  Eyden  fragen  vnnd 
verhören  »35). 

Gewöhnlich  wurden  dann  einige  Mitglieder  des  Käthes 
dazu  verordnet,  den  Freveln  nachzugehen  und  die  Untersu- 
chung einzuleiten.  Diese  Rathsglieder  wurden  später  Nach- 
ganger genannt136). 

Die  Ausdehnung  dieses  inquisitorischen  Verfahrens  hatte 
denn  eben  die  Tortur  zur  Folge.  Einmal  war  es  für  die 
untersuchenden  Richter  bequemer,  durch  Anwendung  kör- 
perlicher Leiden  ein  Gcständniss  dem  Beklagten  auszupres- 
sen, als  durch  eine  mühevolle  Sammlung  der  Beweismittel 
sich  zu  belästigen.  Und  überdiess  fing  man  an,  das  Gc- 
ständniss  für  ein  wesentliches  Beweismittel  zu  halten,  ohne 
welches  man  nicht  verurtheilen  dürfe.  Nach  der  im  zwei- 
ten Buche  mitgetheilten  Landgerichtsordnung  für  das  freie 
Amt t37)  war  dieses  noch  nicht  nothwendig.  Bald  aber  ist 
immer  nur  von  der  Vergicht  (Geständniss)  die  Rede,  auf 
welche  das  Urtheil  begründet  wird.  Schon  der  Bürger- 
meister Waldmann  wurde  von  den  ergrimmten  Feinden  auf 
die  Folter  gespannt,  ein  sicheres  Zeichen,  dass  sie  früher 
schon  für  geringere  Leute  gebraucht  wurde. 

In  der  Ordnung  eines  Landtags  zu  Wädischwyl  s.  d., 
aber  aus  dem  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  ist  deut- 
lich von  der  Folter  die  Rede.  Wenn  erst  gegen  den  ver- 
klagten Verbrecher  die  Zeugen  abgehört  sind,  wird  ein 
Rathschlag  gehalten,  was  weiter  zu  thun  sei. 

Vnd  wann  sy  vermeinend ,  das  der  arm  mäntsch  übel  ge- 

135)  MS.  144.  S.  37.  «. 

136)  MS.  138.  a.  S.  38.  a.    MS.  144   S.  38.  *. 

137)  ObeD  Bach  II.  $-  18.  S.  203. 
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handlet .  das  noch  wilter  ettwas  hinder  Im  stacky ,  wirft 
erkänlt,  den  nachrickter  zuo  beschicken  vnd  Ine 
witter  uiitt  der  niartter  bc  ff  ragen  lasen  l3S) 
Mit  demselben  Grundgedanken,  dass  der  Staat  dafür  zu 
sorgen  habe,  dass  kein  Verbrechen  unbestraft  bleibe,  steht 
es  in  Verbindung,  wenn  der  Rath  im  Jahr  1424  die  Ver- 
suche der  Freunde  eines  gefangenen  Uebelthäters,  in  Masse 
vor  Rath  zu  gehen  und  denselben  um  Freilassung  zu  bitten, 
beschränkte  und  nur  zehn  der  nächsten  Freunde  desselben 
zu  diesem  Gnadengesuche  zuliess  1W) 

2.  Die  gewöhnliche  Strafe  für  die  meisten  Vergehen 
ist  noch  immer  die  Busse.  Doch  werden  andere  Strafen 
allmählig  häufiger.  Insbesondere  die  Gefangnissstrafe. 
Besonders  in  der  Stadt  ist  das  „Thurmen"  sehr  häufig. 
Den  Versuchen  aber,  es  auch  auf  der  Landschaft  weiter 
auszudehnen,  widerstrebten  die  alten  Gewohnheiten  sehr, 
und  sowohl  in  den  Waldmannischen  Spruchbriefen  uo),  als 
in  den  Öffnungen  wird  öfters  dagegen  geeifert.  Nur  fiir 
schwerere  Vergehen  und  insbesondere  die  sogenannten  un- 
ehrlichen Sachen  wurde  dasselbe  leichter  ertragen.  Dadurch 
hatte  diese  Strafe  aber  in  vielen  Fallen  den  frühem  Cha- 
rakter eines  Nothbehelfs,  wenn  die  Busse  nicht  erhältlich 
war,  verloren,  und  trat  nun  von  Anfang  ein  als  wahre 
nicht  durch  Geld  abzulösende  Strafe.  Daher  konnte  der 
Rath  von  Zürich  im  Jahr  1399  schon  einen  gewissen  An- 
dres Seiler  wegen  grober  Verleumdung  zu  ewigem  Ge- 
fängnisse bis  zu  seinem  Tode  verurtheilen 

Um  desto  sicherer  zu  sein  vor  weiterer  Anfechtung, 
liess  der  Rath  gewöhnlich  den  Gefangenen,  bevor  er  frei- 
gelassen wurde,  Urfehde  schwören.  Derselbe  musste  näm- 
lich beschwören,  dass  er  des  Rathes  und  aller,  welche  zu 
seinem  Gcfängniss    geholfen  oder  gerathen,   in  Zukunft 


f 38)  Vgl.  Ed.  Henke  Grundriss  einer  Geschichte  des  deutschen  peinli- 
chen Rechts.    Sul/bach  1809.   Bd.  I.  S.  237.  ff. 

139)  MS.  140.  Abth.  1.  S.  60. 

140)  Oben  B.  III.  $.  9.  S.  365. 
Iii)  MS.  138.  «.  S.  95.  b. 


408 


Drittes  Buch.  6- 


guter  Freund  seiu  und  keinen  vor  fremden  (Berichten,  son- 
dern wo  der  Angesprochene  gesessen  sei ,  belangen  wolle. 
Zudem  wurde  in  der  Regel  auf  den  Fall  bin ,  dass  der 
Losgelassene  dein  zuwider  handle,  eiue  Gonvcntionalstrafe 
in  Geld  verabredet  und  dafür  Bürgen  gesetzt  ,42). 

3«  Die  Anwendung  der  Todesstrafe  nahm  besonders 
im  fünfzehnten  Jahrhunderte  sehr  zu.  Verbrechen  und 
Strafen  scheinen  überhaupt  damals  einen  roheren  Charakter 
angenommen  zu  haben  und  der  sittliche  Zustand  tief  ge- 
sunken zu  sein.  Die  vielen  Kriege  und  Fehden  trugen  ge- 
wiss nicht  wenig  bei  zu  dieser  Verwilderung.  Ausser  der 
Todesstrafe  durch  das  Schwert  des  Scharfrichters1"), 
kommen  vor  das  entehrende  Hangen  am  Galgen  beson- 
ders für  Diebe'"),  das  Verbrennen  ,i5),  das  Erträn- 
 :  '  t 

142)  Beispiele  aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert  in  MS.  133.  ».  S.  48.  m» 
48  b.  50.  b.  55.  Ii.  64.  b.  91.  b.  Ein  ausführliches  anderes  vom  Jahr 
1372  in  dem  Diploinalar  der  Propstei  S.  248.  Es  schwor  nämlich  vor  dem 
Vorgerichte  zu  Muntern  ein  „heinrich  Ströli  ^on  Meilau  offenlich  —  aine» 
«id  ze  den  heiligen  mit  vffgehepter  band  >ud  mit  gelerlen  wortin  frilicl» 
lediklich  vnbetwungenlich  vngebiindenlich  vngevangeu  v  n  «1 
mit  wölbe  dachtem  muote  vmb  die  sach  lud  misslat,  als  win  hinder  im 
funden  wart,  der  mit  wasser  vermert  was,  das  ein  offener  falsch  was,  — 
daruutb  in  des  obgeuant  gotzhus  gericht  iu  fangnussen  genoinen  hat,  geutzlien. 
frUnt  /e  sin  aller  dero ,  so  in  des  obgenant  gotzhus  gericht  gesessen  »int,"  u.  s.  f. 

143)  Richtbuch  f.  1415.  S.  213.  „Darumb  ist  von  demselben  Clausen 
gericht  nach  gnaden,  daz  man  Inn  sol  dein  nachrichler  enpfolchen ;  der  sot 
Inn  bin  vs  für  die  Stad  an  die  wnlstad  In  die  grüben  füren  vnd  im  sin 
houpt  von  sinem  Up  slachen,  daz  man  eiu  wageu  Rad  zwuschent  dem  corpel 
vnd  sinem  houpt  gcslellen  mug  (in  audern  Formeln :  daz  ein  Karren  zwü- 
schend  sinem  houpt  vnd  dein  Lip  gan  miig)  vud  Inn  also  lassen  sterben  vnd 
verderben." 

144)  MS.  140.  Ablb.  1.  S.  64.  a.  Richlbuch  r.  1410.  S.  *2 :  „vuib 
dis  sach  vnd  dybstal  bat  der  vogt  der  Bürgermeister  vnd  die  Rat  vff  Ir  Eid 
gericht  —  daz  Man  bans  von  Bibrach  sin  hend  hinder  sich  vff  dem  Ruggen 
zesainen  Binden  Inn  dem  naebrichter  empfolhen  sol  vnd  daz  man  Im  sin  ögen 
verbinnden  vud  bin  rs  fiteren  vnd  Inn  an  den  galgen  henken  sol  vnd  len  da 
in  dem  lufft  lassen  sterben  vnd  verderben." 

145)  Richtbuch  v.  1416.  S.  7.  Wegen  unnatürlicher  Wollust  wurde 
ober  einen  „gcrichled,  das  man  Inn  sol  dem  nachrichler  enpfelen ,  der  sot 
Inn  hin  vs  fueren  an  die  Silen.  Sol  Inn  da  an  ein  Sul  binden  vff  ein  hurd 
setzen  vnd  da  ein  für  vnuder  Inn  machen  vnd  anstossen  vnd  sol  also  Cuont 
koch  da  an  der  Sul  vff  der  hurd  vnd  In  dem  fUv  sterben  vnd  verderben  vnd 
stB  Lip  vnd  gebein  re  Eschen  verbrinnen." 
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ken  us),  das  Rad  flechten  sogar  in  Verbindung  mit  dem 
Galgen  l47)-  Das  Nähere  ergibt  sich  aus  den  in  den  An- 
merkungen ausgezogenen  Formeln  der  Todesurtheile. 

4.  Auch  andere  körperliche  Strafen  mit  einem  grausa- 
men Charakter  finden  sich  nun  häufiger,  als  Abschnei- 
den eines  Ohres,  einer  Hand,  durch  die  Stadt  und  zu 
den  Thoren  hinaus  geissein,  das  Halseisen  in  Verbin- 
dung mit  Brandmarkung  durch  ein  glühendes  Eisen,  das 
Schwemmen  in  der  Limmat  unter  den  Brücken  durch  t48). 

6.  Besonders  häufig  wird  des  Todschlags  gedacht. 
War  er  von  einem  Burger  gegen  einen  Burger,  oder  seit 
der  Ausdehnung  der  Landeshoheit  auch  von  einem  zur 
Stadt  gehörigen  Landmann  an  einem  Burger  verübt  wor- 
den, so  blieben  bis  in's  sechszehnte  Jahrhundert  hinein 
zwanzig  Mark  die  regelmässige  Busse.  Und  nur  in  schwe- 
reren Fällen ,  den  sogenannten  schändlichen  und  unredlichen 
Todschlägen  im  Gegensatze  zu  den  sogenannten  gemeinen 
und  ehrlichen  t49) ,  behielt  sich  der  Rath  vor,  nach  Gestalt 
der  Sache  150)  zu  richten.  Wenn  dagegen  von  einem  Frem- 
den der  Todschlag  verübt  ward,  so  richtete  man  über  ihn 

„mit  dem  Schwert"151).    Nur  von  unredlichen  Todschlä- 

.  

146)  Richtbuch  t.  1422.  S.  321.  „Der  (nachrichter)  soll  Inn  fueren 
vfT  daz  wasser  t  fr  daz  hUtly  sol  im  da  sin  hend  vnd  faess  zesamen  binden  vnd 
also  gebundnen  über  das  h'dttli  ab  In  daz  wasser  werffen,  sot  dar  Inn  er- 
trinken vnd  sterben  vnd  vsser  dem  wasser  nit  komen ,  E  er  mit  sinem  tod 
den  egenant  frefel  vud  daz  unrecht  gebuesset  bat." 

147)  Hiebtbuch  v.  1429.  S.  387 .  „der  (Nachrichter)  sol  Im  sin  fuess 
zesamen  vnd  dem  Boss  an  sin  swantz  binden,  sol  Inn  also  hinrs  vff  die  wall- 
stad  Schleipfen  vnd  sol  Im  dann  da  der  nachrichter  sin  Ruggeu  sine  bein  vnd 
Arm  mit  einein  Rad  zerslossen  vnd  sol  Inn  dann  in  daz  rad  flechten,  er  sol 
ouch  ein  galgen  vff  daz  Rad  setzen  vnd  einen  belsing  volr.  zimbermann  an 
sin  hals  striken  vnd  den  ouch  an  den  galgen  binden  vnd  sol  also  vo.  z.  vff 
dem  Rad  vnd  an  dem  galgen  sterben  vnd  verderben  vnd  da  mit  dem  gericht 
gebuesset  haben."  Vgl.  MS.  144.  S.  28.  a. 

148)  Vgl.  MS.  140.  Abth.  I.  S.  1.  b.  u.  S.  7.  a.  und  die  Richtbü- 
«faer.  Eine  Ehrenstrafe  kommt  z.  B.  vor  Richtbuch  v.  J.  1421.  S.  115: 
„der  (Nachrichter)  sol  si  vff  ein  karren  setzen,  sol  man  vor  ir  anhin  blase« 
#in  horn  vnd  durch  die  Statt  fueren." 

149)  MS.  144.  S.  54. 

150)  MS.  144.  S.  26.  27.    Vgl.  MS.  138.  b.  S.  29.  a. 

151)  MS.  144.  S.  27.  a. 
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gen  ist  wohl  die  Rede  in  dem  alten  Kyburgergrafschafts- 
rechte,  wenn  es  heisst: 

Artikel  3.  Item  wer  den  andern  von  dem  leben  zuo 
dem  tod  bringt  mit  sim  selbs  gewalt ,  wirtt  der  begriffen , 
so  sol  man  richten  bar  gegen  bar  vnd  dem  herren  das 
guot  erteilt  werden. 

Artikel  4.    Ob  aber  der  todslegcr  nit  begriffen  werden 
möchte ,  so  wirtt  des  totten  lichnamen  mentschen  fründen , 
die  inn  von  sibschafft  wegen  ze  rechent  hand  der 
lib  erteil  lt  vnd  dem  herren  zno  kiburg  das  guot. 
Durch  Ratbsbeschluss  vom  Jahr  1448  werden  die  Per- 
sonen bezeichnet,  welche  das  Recht  haben,  den  Todschlag 
zu  rächen  und  au  dem  Thäter  Wieder  Vergeltung  zu  üben, 
wenn  ihnen  dessen  Leib  zuertheilt  ist.    So  rächen  darf 
ein  vatter  sine  Kind ,  die  kind  Iren  vattt  r  vnd  änyn ,  der 
äny  siner  landen  kind,  und  derselben  kindzkinde.    Ein  ge- 
swistergitt  das  ander,  derselben  geswistergitt  kind  einan- 
der n  vnd  dero  kindzkinde  ouch  ein  andern  *«). 
Sobald  der  Leib  des  Uebelthäters  verwirkt  ist,  so  fällt 
dann  das  ganze  Vermögen  desselben ,  liegendes  und  fahren- 
des, dem  Landesherrn  zu.    Das  Kyburgergrafschaftsrecht 
spricht  sich  darüber  sehr  deutlieh  aus  Aber  auch  die 

Grüninger  erhoben  vergeblich  bei  Gelegenheit  der  Wald- 
mannischen Händel  Einwendung  dagegen.  Sie  wurden  durch 
den  Spruchbrief  von  1489  angewiesen,  das  Recht  der  Stadt 
auch  auf  die  Liegenschaften  des  Todschlägers  anzuerkennen, 
wie  es  schon  vorher  durch  die  zu  Bern  verfassten  Spruch  - 
briefe  für  Grüningen  von  1441  geschehen  war  ,5i). 

Redliche  Todschläge  wurden  aber  gelinder  bestraft  und 
nicht  selten  mit  Zustimmung  des  Rathes  von  den  Parteien 
gütlich  beigelegt  ts5).  Fand  der  Todschläger  eine  immittel- 
bare Rechtfertigung  seiner  That  durch  den  Ehebruch  seiner 
Frau,  so  wurde  es  noch  viel  leichter  genommen  und  es 
trat  eine  blosse  Scheinstrafe  ein. 

152)  In  den  Richtbiichern  heisst  es  gewöhnlich  von  dem  Verbrecher, 
gegen  den  die  Blutrache  gestaltet  ist:    „er  sol  sich  vor  den  fründen  hüten." 

153)  Art.  1.  und  2. 

154)  Vgl.  Helvetia  III.  S.  517. 

155)  Ein«  solche  Richtung  in  MS.  140.  Abth.  I,  S.  59. 
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Weüicher  den  nnndern  by  siner  Eefrowen  fyndt,  an 
oder  vff  sinem  schand  vnnd  laster,  vnnd  der  dess  die  Ee- 
frow  ist,  die  frowen  lybloss  thuot,  oder  dem,  den  er  by 
siner  frowen  an  der  thaat  fanden  bat,  So  soll  derselb  Ee- 
man,  so  dero  eyns  oder  sy  beyde  lyblos  gethan  hat,  Acht- 
zechen haller  vff  den  todten  Lychnam  leggen, 
vnnd  damit  dem  gericht  vnd  Rechten  gebuesst  haben  ,56). 
Der  Selbstmord  wird  Tür  ein  schweres  Verbrechen 
gehalten  und  mit  dem  Todschlage  mehrfach  in  Verbindung 
gebracht.  Auch  das  Vermögen  des  Selbstmörders  fallt  nach 
dem  Kyburgergrafschaftsrechte  dem  Landesherrn  zu 157). 
Merkwürdig  ist  in  dieser  Rücksicht  folgende  Stelle : 

Anno  domini  1417  —  sind  Bargermeister  Rät  vnd  die 
burger  einhellenklich  über  ein  komen ,  das  man  pfaff  Schen- 
nis  vss  dem  kilchhof  graben  vnd  in  ein  vas  slahen  vnd  das 
wasser  ab  Richten  sol  von  des  wegen ,  das  er  sich  selb  er- 
trenkt  vnd  ertödet  hat.  Vnd  süllen  heinr.  Snter  Berhard 
Ellend  vnd  Jos.  Kiel  von  den  Räten  vnd  den  Borgern  zuo 
den  Chorherren  gan  vnd  die  Bitten,  das  sy  es  nit  für  übel 
haben,  won  es  beschehe  nit  in  keinem  freuel,  dann  dar 
\mh  daz  vnser  Eidgenossen  vnd  gemein  land  dar  vf  schryen 
vnd  ineinen,  das  sy  daz  gross  vnwetter,  so  ietz  lang  zit 
gewesen  ist,  da  von  haben,  daz  man  einen  sölichen  men- 
schen ,  der  sich  selber  ertödet  hat ,  in  dem  gewichten  ertrich 
ligen  lasse. 

6.  Die  oben  erwähnten  Todesstrafen  wurden  meist  auf 
Mörder,  Räuber,  Diebe,  Kindsmörderinnen,  Brandstifter, 
Betrüger,  zuweilen  auch  auf  Leute  angewendet,  welche 
sich  widernatürlicher  Wollust  schuldig  gemacht  hatten.  Po- 
litische Vergehen  wurden  nicht  seilen  ebenfalls  mit  dem 
Tode  durch  das  Schwert  bestraft  tS8). 


156;  Aus  dem  sechzehnten  Jahrhundert.    SIS.  144.  S.  29.  a. 

157)  Art.  2. 

158)  Zur  Zeit  des  sogenanntes  Zünchkrieges  wurden  die  Bürger  Hans 
M«t»,  Hans  Bluntschli  und  Ulman  Zörndli  enthauptet,  weil  sin  sich 
auf  einem  Tage  zu  Baden  den  Eidgenossen  zu  sehr  genähert.  L.  Meyer 
von  Knonau  Handbuch  der  Gesch.  der  Schweiz.  Eidgenossensch.  Zürich  1826. 
B.  I.  S.  198  und  die  Richtbücher.  Eben  H  «bin  gehört  diu  Enthauptung 
Wal d  in a  n  u  3. 
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T)  Wichtig  ist  die  alte  Sitte  des  Friedegeb ictens. 
Wer  nämlich  einen  andern  verletzte,  mit  welchem  er  in 
einem  besondern  Frieden  stand,  wurde  sehr  viel  härter  be- 
straft, als  wenn  kein  Friede  unter  ihnen  gewirkt  war. 
Schon  darauf  wareu  ganz  ansehnliche  Busseh  gesetzt,  wenn 
einer  den  ihm  gebotenen  Frieden  ausschlug. 

Bussenrodel  von  Stainmheim  s.  d.  Wellicher  frid 
zuo  geben  widert,  oder  verseit,  denn  sol  man  des  mit  ge- 
walt  zwingen,  vnnd  derselb  frid  Versager  darzuo  gebuesst 
werden  vmb  V  pfund  haller. 

Kyburgergrafschaf tsrecht  Artikel  17.  Iteui  wer 
frid  verseitt ,  der  ist  veruallen  X  lib. 

Rathse  rkenntniss  von  1528.    Wir  habend  vnns  ouch 
erkennth:  Wellicher  hynfür  stallnng  versagt,  vnnd  das  mit 
eynem  Eerbaren  man  kundtlich  wirt,  der  soll  gemeyner 
Statt  zwo  mar cli  Silber  bar  zuo  geben  verfallen  sin,  vnd 
söllichs  von  Im  on  gnad  inzogen  werden159). 
Für  einen  Bruch  dieses  Friedens  mit  blossen  Worten 
rausste  nach  der  Öffnung  von  Stammheira  5  Pfund,  in  der 
Grafschaft  Kyburg  18  Pfund  Busse  bezahlt  werden.  Wald- 
mann hatte,  wie  es  scheint,  50  Pfund  zur  Strafe  einge- 
führt ,  um  desto  strenger  den  Frieden  zu  halten.    In  dem 
Spruchbriefe  für  Kyburg  von  1489  aber  ist  diese  Uber- 
massige  Busse  wieder  vermindert  worden. 

Wer  im  Frieden  den  Andern  verwundete,  wurde  als 
Todschläger  behandelt;  der  Todschlag  während  des  Frie- 
dens wurde  dem  Morde  gleich  bestraft. 

Kyburgergrafschafts recht  Art.  7.  Item  wer  mit 
gewaffnoter  hand  in  friden  den  andern  wundet  oder  bluot- 
ruonssig  machet,  das  sol  gericht  vnd  gebüsst  werden  als 
ein  todslag. 

Rathse  rkenntniss  von  1529.  Wellicher  aber  stallung 
bricht  mit  den  wergken ,  also  das  er  den ,  mit  dem  er  inn 
frid  vnnd  stallung  Staat ,  mit  gewappneter  hand  blnottrunss 
schlacht  oder  wundet  on  zum  Tod,  vnnd  das  kuntlich  ge- 
machet wirt ,  der  soll  nach  Recht  gericht  werden  vom  leben 
zum  Tod  mit  dem  schwert.    Wellicher  aber  den  anndern 


169;  MS.  144.  S.  27.  b. 


# 


Digitized  by  Google 


Drittes  Buch.    g.  18.    Die  Gemeinden.  413 


über  frid  vnnd  stallung  vom  leben  zum  Tod  bryngt,  vnnd 
das  ku  mit  Ii  eh  ist,  zuo  desselben  Thäters  lyb  vnnd  lebenn 
soll  nacb  Recht  mit  dem  Rad  als  vmb  ein  mord  gericht 
werden  16°). 

S.  Es  kann  somit  ein  Vergehen,  dessen  Beurtheilung  an 
sich  der  nie  dem  Gerichtsbarkeit  angehören  würde,  darum 
in  den  Bereich  der  hohen  fallen,  weil  es  im  Frieden  ver- 
übt wurde,  und  als  Friedebruch  eine  höhere  Strafe  erfor- 
dert, als  das  niedere  Gericht  aussprechen  darf. 

g.  18.   Die  Gemeinden. 

lieber  die  Gemeinden  und  ihre  Verhältnisse  lässt  sich 
wenig  Neues  berichten.  Was  wir  in  der  vorigen  Periode 
angeführt  haben,  gilt  grossentheils  auch  für  die  jetzige. 
Nur  zeigen  sich  bereits  Spuren  der  spätem  Gemeindever- 
fassung,  die  dann  im  sechszehnten  Jahrhunderte  fast  liberal  1 
sichtbar  hervortritt. 

Grundbesitz  war  fortwährend  noch  das  einzige  und  Haupt- 
erforderniss  Tür  die  Genossenschaft  in  den  Dorfgemeinden. 
Wer  solchen  besass,  war  denn  auch  in  der  Regel  berech- 
tigt, „Wunn  und  Weid,  Holz  und  Feld"  zu  geniessen. 
Und  wem  dieser  Genuss  zukam ,  der  war  eben  desshalb 
verbunden,  mit  den  übrigen  Genossen  Steuern  zu  bezahlen 
und  Kriegsdienste  zu  thun. 

Es  zeigt  sich  das  schon  in  der  unmittelbaren  Nähe  der 
Hauptstadt.  Von  Alters  her  gehörten  viele  Leute,  welche 
ausserhalb  der  Mauern  und  Thore  der  Stadt  wohnten ,  doch 
zu  den  Bürgern  derselben.  Sie  waren  auch  in  den  Zünften 
eingeschrieben  und  hatten  als  Zunftgenossen  gewisse  Lasten 
zu  tragen.  Daneben  aber  waren  sie  durch  ihren  Grund- 
besitz auch  wieder  mit  den  umliegenden  Dorfgemeinden  ver- 
bunden und  genossen  mit  den  übrigen  Bewohnern  der  letz- 
tem Wunn  und  Weid.  Aus  diesem  Doppelverhältnisse  ent- 
stand nun  oftmals  Streit.  Diese  Bürger  weigerten  sich 
nämlich  bei  mehrern  Gelegenheiten,  die  Dienste  und  Steuern 
der  Ausgeiueinden  tragen  zu  helfen  und  es  kam  die  Sache 


160)  MS.  144.  S.  2«.  a.    Vgl.  Meyer  Loenrno.  I.  S.  117.  ff. 
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dann  zur  Entscheidung  an  den  Rath.  Dieser  blieb  sich 
freilich  nicht  consequent  bei  seinen  Beschlüssen ;  aber  man 
sieht  doch,  dass  die  ältere  und  in  der  Regel  festgehaltene 
Ansicht  dahin  ging,  dass  beides,  der  Genuss  der  Almende 
und  die  öffentlichen  Lasten,  mit  einander  unzertrennlich 
verbunden  seien,  somit  die  Lasten  der  Zünfte  die  betreffen- 
den Doppelbürger  (wenn  hier  schon  ein  der  spätem  Zeit 
angehöriger  Ausdruck  erlaubt  ist)  nicht  befreie 

Das  nämliche  Prinzip  wurde  aber  auch  für  die  Land- 
schaft während  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wiederholt  an- 
erkannt tM). 

In  der  äussern  Verfassung  der  Gemeinden  aber  bereitete 
sich  allmählich  eine  Veränderung  vor.  Das  Schicksal  der- 
selben hat  eine  offenbare  Aehnlichkeit  mit  dem  Schicksale 
grösserer  Gaue  und  Landestheile. 

Die  alten  Gaue  wurden  während  des  Mittelalters  durch 
eine  bedeutende  Zahl  eximirter  Bezirke  durchschnitten,  bis 
sich  im  Verfolge  eine  neue  einheitliche  Landeshoheit  auf 
den  Trümmern  derselben  erhob. 

So  wurden  auch  die  kleinern  Gebiete  des  Centgrafen 
und  die  Dorfgemeinden  durch  eine  Menge  Grundherrschaf- 
ten durchzogen  und  getrennt,  bis  sich  im  Verfolge  wieder 
eine  gewisse  Einheit  der  Gemeinden  herstellte. 

161)  MS.  13S.  a.  S.  114.  b.  t.  J.  HOS.  „Wir  haben  rns  einhellen, 
klieh  erkent :  —  welichcr  in  den  genant  wachten  vnd  kreissen  (ze  fluntrein  , 
te  hol ti »gen  ,  ze  hirslanden  ,  ze  Kiespneh  vud  an  dem  Seueld)  gesessen  vnd 
hashablich  ist,  das  och  der  selb  mit  dien  so  in  der  selben  wacht  sin»,  dienen 
Reisen  rnd  inen  mit  allen  sachen  hilflichen  sin  »ol  nach  Marebzal  als  er  dann 
angele it  wirt  vud  ensol  »ich  des  nicht  sperren ,  er  sie  in  einer  zunft  oder 
nicht.'*  Dieser  Beschluss  wurde  1415  wieder  aufgehoben,  ebendaselbst;  im 
Jahr  1425  aber  das  alte  Recht  wieder  hergestellt.  MS.  138.  a.  S.  40.  a. 
Hintersassen  im  engern  Sinne  heissen  daher  gerade  die,  welche  keinen 
Grundbesitz  haben  nnd  darum  auch  nicht  an  der  Genossenschaft  als  »ollbn- 
rechtigte  Glieder  Antheil  haben.  Urk.  v.  1264  —  126S  bei  Kiadlinger 
Hörigkeit  S.  296  :  „est  jus  curie  in  Monre,  quod  Uli  boinines,  qui  dicuntur 
Hindersesse  eire  eynlefflgede  LUde  in  villa  Burchwinden  dat  quilibet  duos 
pullos  annnatim  et  sunt  tales  homines  sie  YocaU  illi ,  qui  non  habent  beredi- 
tatem  Tel  agros  vel  possessiones  in  rilla." 

162)  MS.  138.  b.  S.  46.  filr  das  Maschwander .  und  Freimut.  MS. 
HO.  S.  66.  b.  filr  die  Grafschaft  Kyborg. 


Digitized  by  Google 


Drittes  Buch.    g.  19.  Eigenthum. 


415 


Die  Beziehungen  der  Meyer  als  Vorsteher  der  Bauer- 
sckaften  im  Namen  und  aus  Auftrag  des  Grundherrn  zu 
dem  letztern  verminderten  sich,  und  ihr  Verhä'ltniss  zu  den 
übrigen  Bewohnern  des  Dorfes  wurde  enger.  So  entstan- 
den nach  und  nach  an  vielen  Orten  mehrere  eigene,  von 
der  Bauerschaft  gewählte  Vorsteher  des  Dorfes,  welche 
ebenfalls  Meyer,  oft  Dorfmeyer  genannt  wurden.  Diese 
leiteten  dann  die  gemeinen  Angelegenheiten  und  Interessen 
der  Genossenschaft  und  besorgten  auch  die  niedere  Orts- 
polizei. 

Hofrodel  zu  Wetzikon  s.  d.,  mit  dem  Hofrodel 
von  Gryfenherg  von  1475  übereinstimmend:  Mer  ist  ir 
alt  harkoinen ,  das  sy  söllin  setzen  ?  won  dorflineyer ,  die- 
selben zwen  sollen  einem  herren  schweren  des  dorn  ze 
wetzikon  nutz  vnd  ere ,  Iren  nutz  ze  fordern  vnd  schaden 
ze  wennden  als  vere  si  mögen ,  das  an  geuerd ,  dieselben 
dorflineyer  sollen  zuo  gebietten  haben  steg  vnnd  weg  ouch 
efaden  ze  machen ,  vnd  In  eren  ze  halten. 
Es  schloss  sich  somit  die  neue  Beamtung  noeb  ganz  an 
an  die  alte  Grundherrschaft,  bis  sie  auf  dem  Boden  des 
Dorfes  eigene  Wurzeln  schlug  und  sich  von  jener  allmäh- 
lich ablöste. 

S.  19.  Eigenthum. 

1.  Was  wir  oben  von  dem  Unterschiede  zwischen  lie- 
gendem und  fahrenden  Gute  gesagt,  gilt  fortwährend  und 
bat  sich  bis  viel  später  hinab  erhalten.  Die  Häuser  wur- 
den nun  aber  allinählig  solider,  so  dass  sie  nicht  mehr 
leicht  in  irgend  einer  Rücksicht  als  fahrendes  Gut  beban- 
delt werden  konnten.  Daber  verordnete  im  Jahr  1410  der 
Rath: 

Da«  alle  hüser  vnd  trotten ,  So  in  vnser  Statt  in  vnsern 
gerichten  vnd  gebieten  stand,  Si  standen  vff  gueter  oder 
vsserhalb  dien  guetern  Ewenklich  ligend  guot  sin  vnd  heis- 
sen  sol ,  vnd  sol  man  es  für  ligend  guot  erben  vnd  verstü- 
ren  ane  alle  widerred  vngefarlich 

Dagegen  werden  nun  andere  Vermögensstncke  wieder 


163)  MS.  138.  «.  S.  121.  *. 
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in  gewissen  Beziehungen  zum  liegenden  Gute  gerechnet. 
Vor  allen  werden  die  Gülten  in  mehrfacher  Hinsicht  den 
Liegenschaften  so  sehr  gleich  gestellt,  dass  man  hier  in  der 
That  zweifeln  kann,  ob  nicht  diese  Gleichstellung  wenig- 
stens ursprünglich  ganz  durchgreifend  gewesen.  Dafür 
wirkten  mehrere  Gründe.  Einmal  nämlich  waren  die  Lie- 
genschaften, besonders  für  die  Städter,  nicht  mehr  das  ein- 
zige bedeutende  Vermögenstück  ,  dem  gegenüber  alles  übrige 
fast  nur  als  Zubehör  de  erschien,  wie  in  frühern  Zeiten. 
Sondern  durch  die  Ausbildung  des  Verkehrs  hatten  insbe- 
sondere auch  die  Gülten  die  Bedeutung  eines  Capitalver- 
mögens  erhalten ,  welches  den  Liegenschaften  füglich  an  die 
Seite  gesetzt  werden  konnte.  Ferner  lag  in  den  ewigen 
Gülten  eine  ähnliche  Dauerhaftigkeit  und  Unbeweglichkeit, 
wie  in  dem  Eigenthum  von  Liegenschaften  selber,  wesshalb 
denn  auch  zuerst  nur  die  ewigen  Gülten  im  Gegensatze 
zu  den  aufkündbaren,  für  liegendes  Gut  erklärt  wurden. 
Endlich  ging  das  Recht  auf  das  Gut,  dessen  Besitzer  den 
Gültenzins  oder  die  Rente  alljährlich  zu  entrichten  hatte , 
wieder  dem  Rechte  des  Eigenthümers  parallel.  Es  war 
ein  dingliches  Recht  auf  das  belastete  Grundstück  selbst. 
Nun  zur  Beweisführung  und  Erläuterung  einige  Stellen; 

Rathserkenntniss  von  1419.  Item  so  haben  wir  vns 
erkennet  vinb  guot ,  so  uian  liehet  vfl'  Stett ,  vft*  gueter  — 
vnd  man  jerlich  gult  in  kouffeswise  oder  süss  darviuh  ge- 
ben sol  —  —  —  darinn  der  so  daz  gelt  liehet  vnd  die  gült 
koft,  vmb  daz  hoptguot  oder  den  widerkouf  nit  manen 
mag,  wie  wol  der  verkoffer  den  widerkouft'  vnd  die  Lo- 
sung tuon  mag ,  das  dasselb  guot  sol  heissen  vnd  sin  ligend 
guot  vnd  nicht  varend  guot. 

Wo  aber  jeman  —  im  selben  vorbehept  vmb  sin  houpl- 
guot  vnd  den  widerkouf  ze  manen ,  vnd  man  im  daz  ge- 
bunden weri  ze  geben  oh  er  wölt ,  Es  sye  über  kurtz  oder 
lang,  Sölich  guot  sol  heissen  vnd  sin  varend  guot  vnd 
nicht  ligend  guot16*). 

Es  kommt  demzufolge  nur  darauf  an,  ob  der  Renlen- 
verkänfer  (Gläubiger)  aufkünden  könne  oder  nicht,  gleich- 

164)  WS.  135.  b.  S.  68.  b.  nnd  69.  «. 
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viel  ob  dieses  Recht  dem  Verkäufer  (Schuldner)  zustehe  oder 
entzogen  sei.  In  jenem  zweiten  Falle  darf  bei  der  Erb- 
theilung  die  Gült  zum  Hegenden  Gut  gerechnet  werden,  im 
ersten  wird  sie  zum  fahrenden  gezählt. 

Viel  laxer  ist  schon  das  Kyburgergrafschaftsrccht  der 
zweiten  Recension: 

Wytter  so  ist  hierhy  zuo  wissen,  das  der  graffschafft 
hruch  vnd  recht  ist,  das  alle  huser  schüren  vnd  spicher 
ZUM  dem  gelegnen  guot  gehören  stillen  vnd  des  glich  die 
wyl  kern  vnd  haher  Im  feld  stat  oder  an  senilotcn  lit,  vnd 
das  höw  nit  an  birgling  kompt,  so  heist  vnd  ist  das  och 
ligend  guot.  Zuo  glycher  wyss  wo  gelt  vmb  zins  vss- 
gelichen  wirt,  vnd  einer  zinss  dauon  nünpt,  es  syg 
verbriefft  oder  nit,  das  hört  och  zuo  dem  gelegucn 
guot,  vnd  hat  ein  frow  an  deren  stucken  dehein  nutz  zuo 
erben . 

Hier  werden  alle  verzinslichen  Darlehen  schon  der  Frau 
gegenüber  zum  liegenden  Gute  gerechnet. 

Dieser  relative  Begriff  des  liegenden  Gutes  ergibt  sich 
noch  aus  einer  andern  Stelle  dieses  Grafschaftsrechtes  sehr 
deutlich : 

Item  was  och  ein  frow  Irem  emann  zuohringt  In  heinstür 
wyss,  es  sig  bar  gelt  oder  sust  varende  hab,  das  sol 
ligend  guot  heissen  vnd  sin  vnd  nit  varendts; 
offenbar  nur  gegenüber  den  Erben  des  Mannes,  welche 
das  Alles  unvermindert  heraus  zu  geben  haben. 

2.  Die  Fertigung  der  Grundstücke  ging  in  derselben 
Weise  fort ,  wie  in  der  vorigen  Periode.  Das  Erbe  wurde 
vor  dem  Gerichte  oder  in  dem  Hofe  des  Grundherrn,  das 
vogtbare  Eigen  und  in  der  Regel  auch  das  freie  Eigen 
vor  dem  Vogtgerichte  übertragen.  In  der  Stadt  wurde  im 
Jahr  1432  dem  Stadtschreiber  Michael  Graf  von  Seite  des 
Ralhcs  zugesichert : 

„daz  man  frye   gueter   niendert  vertigen  sol, 
dann  vor  einem  Räte. 

> 

Eine  Verordnung,  die  sich  aber  wohl  nur  auf  die  freien 
Güter  in  der  Stadt  mit  Notwendigkeit  bezieht,  im  Ge- 
gensätze theils  zu  den  Erbgütern,  deren  Eigen  der  Abtei 

27 


41S 


Drittes  Buch.    §.  19 


oder  Propstei  zustand,  theils  zu  dem  Schultheissengerichte, 
vor  welchem  vormals  auch  solche  Fertigungen  geschehen 
waren.  In  demselben  Beschlüsse  ist  auch  eine  Taxordnung; 
aufgestellt  für  die  Kauf-,  Gemecht-  und  Satzbriefe,  welche 
unter  dem  Siegel  der  Stadt  von  dem  Stadtschreiber  ausge- 
fertigt werden  16S). 

In  Winterthur  war  es  ebenfalls  nöthig,  Kaufe  oder  Ver- 
pfandungen von  Grundstücken  vor  dem  Ratlie  fertigen  zu 
lassen,  widrigenfalls  beide  keine  Kraft  haben,  d.  h.  zum 
wenigsten  keine  dinglichen  Rechte  wirken  sollen  t66). 

3.  Die  deutsche  Eigenthumsklage  auf  Fahrhabe  (der  so- 
genannte Anfang)  unterscheidet  sich  mit  Rüchsicht  auf 
den  Umfang  ihrer  Anwendung  von  der  Eigenthumsklage 
des  römischen  Rechts  (rei  vindicatio)  hauptsächlich  dadurch, 
dass,  wo  immer  der  Eigenthiimer  seine  Sache  freiwillig 
aus  seiner  Gewere  gelassen ,  einem  andern  geliehen  hat , 
jene  ihren  rein  dinglichen  gegen  jeden  Besitzer  gerichteten 
Charakter  verliert,  und  nur  eine  persönliche  Klage  gegen 
den  Empfanger  zurückbleibt;  während  diese  auch  dann 
noch  fortbesteht  und  in  allen  Fällen  dient,  wo  die  Sache 
sich  im  Besitze  eines  Dritten  statt  des  Eigenthümers  findet. 
Wenn  aber  die  Sache  ohne  den  Willen  des  Eigenthümers 
aus  seiner  Gewere  kam,  sei  es  nun,  dass  sie  gestohlen, 
oder  geraubt,  oder  durch  Zufall,  z.  B.  durch  iiberfliessen- 
des  Wasser  weggeschwemmt,  oder  sonst  einem  Dritten  zu- 
getrieben wurde,  so  kannte  auch  das  deutsche  Recht  aller- 
dings eine  dingliche  Klage,  welche  dem  Eigenthiimer  wieder 
zu  seinem  Besitze  verhalf.  So  war  er  auch  berechtigt, 
Vieh,  das  sich  verlaufen  hatte,  zurück  zu  begehren,  ein 
Fall,  der  in  den  Offnungen  mehrfach  erwähnt  wird.  Zu- 
nächst konnte  aber  wohl  jeder  Eigenthiimer  diese  dingliche 
Klage  anstellen,  und  erst  wenn  von  Seite  des  Beklagten 
nachgewiesen  wurde,  dass  der  Kläger  die  Sache  freiwillig 
aus  seiner  Gewere  gelassen ,  wurde  er  mit  seiner  Klage 
abgewiesen.  Es  ergibt  sich  das  auch  aus  einer  Entschei- 
ds) MS.  140.  Abth.  II.  S.  8.  a.  S.  56.  a. 
166)  Freihtitsbriff  von  1497. 
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düng  des  Züricher  Rathes  vom  Jahr  1422.  Es  klagte  näm- 
lich ein  gewisser  Hans  Ammann  auf  ein  Weinfass ,  welches 
im  Besitze  eines  Minncr  war,  aber  das  Zeichen  trug  des 
Vaters  von  Ammann.  Der  Rath  sprach  ihm  das  Fass  ohne 
weiters  zu ,  insofern  nicht  Minner  beweise ,  dass  sein  Vater 
es  gekauft  und  bezahlt  habe  167). 

Dagegen  widerspricht  eine  andere  Entscheidung,  welche 
ihrer  Wichtigkeit  wegen  vor  den  grossen  Rath  zur  Bestä- 
tigung gelangt  war,  den  reinen  Grundsätzen  sowohl  des 
altern  deutschen  als  des  römischen  Rechtes.  Gestohlenes 
Gut  konnte  sonst  nämlich  nach  deutschen  Ansichten  immer 
angesprochen  werden.  Davon  wurde  nun  eine  Ausnahme 
gemacht  in  allen  Fällen,  wo  eine  gestohlene  Sache  auf 
offenem  Markte  in  gutem  Glauben  erkauft  worden  sei. 
Zwar  wurde  die  Eigenthumsklage  gegen  den  Besitzer  in 
gutem  Glauben  nicht  ohne  weiters  versagt,  aber  es  konnte 
der  Eigenthümer  doch  nur  unter  der  Bedingung  wieder  zu 
seiner  Sache  gelangen,  dass  er  dem  Käufer  den  bezahlten 
Kaufpreis  vorerst  vergüte  ,68). 

Wer  das  kein  bvrger  von  Zürich  oder  der  zv  Inen  ge- 
hört, keiner  leig  ding  vff  einem  offnen  markt  koftte,  das 
verstoln  were  vnd  er  aber  das  nüt  wisseti,  Es  wer  Ross 
oder  ander  ding,  kvmpt  da  yeinan  nach  solichein  verstolnen 
guott  vnd  machet  kvntlich ,  das  es  sin  was  ,  E  es  im  ver- 
stoln ward,  dem  sol  man  sölich  verstoln  guot  wider  geben 
oh  er  das  begert ,  also  das  der,  dein  das  guot  verstoln  ist , 
dem  koffer,  der  es  hofft  hatt,  so  vil  geltz  dar  vmb  geb, 
als  er  dar  vmb  geben  hätt  vngefarlich. 
Ebenso  wurde  die  Sache  behandelt,  wenn  Jemand  Waaren 
zwar  nicht  auf  offenem  Markte,  aber  doch  durch  Ver- 
mittlung der  öffentlichen  Mäkler  gekauft  hatte  I69). 

167)  MS.  140.  Abth.  i,  S  55.  a. 

168)  Verordnung  von  1431  in  MS.  77.  S.  14.  a. 

169)  Vgl.  eine  Verordnung  v.  i486.  Kalhsmao.  II.  S.  21,  welcher 
zu  Folge  aller  Handel,  der  7.611  e  und  des  Umgeldes  wegen ,  durch  Unterkäufer 
(Mäckler,  Sensale)  vermittelt  werden  soll:  „darxtio  ob  yemans  hinder  den 
vnnderkbiffern  ichtut  kouffle  vnd  sich  dem  nach  erfand« ,  das  et  r«r- 
.stoltn  guot  were,  das  der  sölichs  widergeben  vnd  In  vmb  sin  vsi- 
gebcu  gelt  niehtrit  werden  »olle." 
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Diese  Ausnahme  -  erklärt  sich  nur  aus  der  übergrossen 
Sorgfalt,  den  Markt-  und  Handelsverkehr  zu  begünstigen. 
Sic  konnte  sich  aber  nicht  in  die  Dauer  erhalten ;  wir 
finden  nämlich  schon  in  dem  Gerichtsbuch  von  1553  ent- 
gegen gesetzte  Entscheidungen,  und  die  eidgenössischen  Ab- 
schiede sprechen  im  sechszchuten  Jahrhundert  den  Grund- 
satz, dass  jeder  die  ihm  gestohlene  Sache,  ohne  irgend 
einen  Ersatz ,  von  jedem  Besitzer  ansprechen  könne ,  auch 
wenn  dieser  sie  auf  offenem  Markte  erkauft  habe,  als  gel- 
tendes Recht  der  Eidgenossen  geradezu  aus  170). 

Ich  bin  geneigt,  aus  unserer  obigen  Stelle  aber  noch 
weiter  zu  folgern,  dass  sich  vorher  schon  bei  uns  die 
Lehre  vom  anvertrauten  Gute  verändert  und  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  derselben  genähert  habe.  Das  ältere 
Recht  gab  nämlich  in  den  Fällen  der  freiwilligen  Veräus- 
serung  einer  Sache  dem  Eigenthümer  überall  keine  ding- 
liche Klage.  Er  war  genöthigt  sich  an  den  zu  halten, 
dem  er  die  Sache  geliehen  hatte.  Wenn  ihm  dieser  nicht 
wieder  zu  seiner  Sache  verhelfen  konnte,  so  erhielt  er 
sie  nicht  wieder,  da  er  den  dritten  redlichen  Besitzer  nicht 
unmittelbar  belangen  konnte,  sondern  musste  sich  mit  dem 
Werthe  der  Sache  begnügen171).  Der  Einfluss  des  römi- 
schen Rechtes  modificirtc  nun  diese  Grundsätze  in  der 
Folge.  Es  wurde  nämlich,  wie  das  im  römischen  Rechte 
von  jeher  gestattet  war,  die  Eigcnthumsklagc  in  allen 
Fällen  gegen  jeden  Besitzer  zugelassen  und  diese  Klage 
nur  im  Sinne  der  deutschen  Rechtsansicht  da  beschränkt, 
wo  a)  der  Eigenthümer  die  Sache  einem  andern  geliehen, 
anvertraut  hatte;  b)  ein  dritter  redlicher  Besitzer  sie  inne 
hatte.  Dannzumal  muss  zwar  dieser  Letztere  die  Sache  dem 
ansprechenden  Eigenthümer  herausgeben,  aber  nur  insofern 
ihm  von  diesem  der  Kaufpreis,  den  er  dafür  bezahlt  hatte, 
vergütet  wird.     Die  Lehre  vom  anvertrauten  Gut  hatte 

17U)  H.  J.  Leu  Ei.lgenü.ssischcs  Stadl-  und  Landrecht.  TL.  III.  Zürich 
1730.  S.  351.  332.  Mittermaier  deutsches  Frivatrecht.  Landshut  1530. 
§.  13S.  Anin.  21. 

17J)  Albrecht  Gewere  $.  10. 
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somit  ihren  frühern  dinglichen  Charakter,  nach  welchem 
sie  die  Eigenthumsklage  ausschloss  und  nur  eine  Forderung 
des  Eigentümers  gegen  den,  dem  er  geliehen,  zuliess, 
verloren  und  einen  mehr  persönlichen  angenommen,  indem 
nunmehr  die  Eigenthumsklagc  gegen  den  dritten  Besitzer 
unversehrt  blieb ,  diesem  dagegen  eine  Forderung  verstattet 
wurde,  mit  welcher  er  vou  dem  Eigenthümer  Ersatz  für 
alle  seine  auf  den  Besitz  der  Sache  verwendeten  Kosten 
verlangen  konnte. 

Wenn  es  demnach,  in  dem  Falle  des  gestohlenen, 
aber  auf  offenein  Markte  gekauften  Gutes  ebenso  gehalten 
wurde,  so  lässt  sich  daraus  mit  grosser  Sicherheit  schlies- 
sen,  dass  das  nur  die  Ausdehnung  jener  früher  schon  bei 
dem  anvertrauten  Gute  anerkannten  und  ausgebildeten  Grund- 
sätze gewesen  sei.  Denn  wenn  der  Besitzer  einer  gestoh- 
lenen Sache  sie,  insofern  er  in  gutem  Glauben  war  und 
mit  gehöriger  Vorsicht  gekauft  hatte,  dem  Eigenthümer 
nur  gegen  Ersatz  des  Kaufpreises  herausgeben  musste ,  so 
wird  man  weit  eher  dem  Besitzer  und  Erwerber  einer  an- 
vertrauten Sache  denselben  Schutz  gewahrt  haben.  Und 
hätte  dieser  nicht  schon  eines  solchen  Schutzes  bedurft 
und  ihn  erhalten,  so  hätte  man  wohl  nie  für  den  erstem 
einen  solchen  eigens  neu  eingeführt. 

- 

§.  ::o.  Gälten. 

Die  Gülten  reihen  sich  in  den  Urkunden  unmittelbar 
,  an  die  Verleihung  von  Grundstücken  /.u  erblichem  Besitze 
gegen  einen  /ins.  so  dass  die  Uchcrgängc  von  dem  einen 
Rechtsgeschäfte  zum  andern  zuerst  ganz  unmerklich  sind  l72). 
Die  Erbzinsc,  welche  der  Hintersasse  an  den  Gutsherrn 
zu  entrichten  hat,  werden  daher  auch  zuweilen  Gülten  ge- 
nannt. IN  och  im  Jahr  1111  finde  ich  die  Errichtung  einer 
Gült,  in  welcher  beide  Verhältnisse  in  einander  übergehen. 
Ein  Bauer  von  Zumikon  nämlich  erhielt  von  der  Propstei 
Zürich  ein  bisher  zu  Ilandlehen  beworbenes  Gut  „ze  einem 


172)  Vgl.  darüber  besonder«  auch  AI  brecht  Gewevc  S.  IM.  fl. 
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rechten  crbUn,  vrab  ein  stäten  Ewigen  zins."  „Die- 
selben jerlichen  gült  vnd  zins"  von  „dritthalb  Malter 
habern  siben  viertel  kernen  vnd  ein  Malter  vä'sen"  -wer- 
den theils  auf  vogtbares  Eigen,  das  ihm  zugehört,  theils 
auf  das  zu  Erblehen  verliehene  Grundstück  gesetzt.  Der 
Entstehung  nach  und  mit  Bezug  auf  die  Verhaftung  des 
Erbes  ist  diese  Bestellung  nichts  auderes  als  Bestellung 
eines  Grundzinses  des  Hintersassen  Tür  seinen  Grundherrn  l73). 
Insofern  der  Zins  aber  darüber  hinaus  noch  auf  vogtbares 
Eigen  versetzt  wird,  nähert  sie  sich  der  Errichtung  einer 
gewöhnlichen  Gült.  Doch  ist  die  Natur  des  Grundzinses 
hier  immer  noch  vorherrschend. 

Betrachten  wir  nun  aber  die  Gült  in  ihrer  Ausbildung, 
so  besteht  das  Charakteristische  darin:  Der  Eigenthümer 
oder  Erbbesitzer  eines  Gutes  verkauft  einem  andern  das 
Recht  auf  einen  jahrlichen  Zins  von  diesem  Gute  um  eine 
gewisse  Summe.  Da  die  Gülten  später  in  die  Schuldbriefe 
übergehen  und  von  Einfluss  gewesen  sind  auf  die  Gestal- 
tung dieser,  so  ist  es  um  so  nöthiger,  die  beiden  Institute 
vorerst  ganz  aus  einander  zu  halten. 

Die  Gült  hat  zunächst  einen  durchaus  dinglichen  Cha- 
rakter. Während  nämlich  dem  Schuldbriefe,  d.h.  dem 
zinsbaren  auf  Liegenschaften  versicherten  Darlehen  ein  per- 
sönliches Schuldverhältniss  zum  Grunde  liegt,  wofür  ein 
Pfandrecht  auf  eine  Liegenschaft  bestellt  wird,  so  haltet 
dagegen  die  Verpflichtung,  den  Gültenzins  zu  entrichten, 
unmittelbar  auf  dem  Gute  selbst  und  gehört  zu  den  Real- 
lasten, welche  den  Besitz  des  Gutes  beschränken.  Der 
Gläubiger  im  Schuldbriefe  braucht  sich,  wenn  ihm  der 
neue  Käufer  des  verpfändeten  Grundstücks  nicht  zusagt, 
nicht  an  diesen  zu  halten,  sondern  kann  verlangen,  dass 
ihm  sein  bisheriger  Schuldner,  der  Verkäufer  des  Grund- 
stücks, auch  ferner  noch  persönlich  hafte.  Der  Gutgläu- 
biger (Rentenkäufer)  aber  hat  sich  immer  an  den  jeweiligen 
Eigenthümer  des  Grundstücks  zu  halten,  welcher  ihm  die 


173)  Diplom,  der  Propstet  S.  22S. 
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Gült  schuldet.  Er  steht  somit  in  viel  engerer  Beziehung 
zu  dem  Grundstücke  und  in  viel  laxerer  zu  dem  Schuldner 
als  jener  erstere. 

Eine  hlosse  Folge  davon  ist  es,  wenn  wir  in  deutschen 
Kechtsquellen  die  Ansicht  ausgesprochen  finden,  dass  der 
GUItschuldner  für  die  Gült  nur  mit  dem  Grundstücke  und 
dessen  Zubehörde,  nicht  aber  mit  seinem  übrigen  Vermö- 
gen hafte  m). 

Das  ganze  Creditwesen  war  somit  ursprünglich  noch 
auf  die  Liegenschaften  allein  gebaut  und  löste  sich  nur 
allmählich  davon  ab,  um  auf  die  Person  übergetragen  zu 
werden. 

Zunächst  ging  das  Recht  des  Gültgläubigers  auch  nur 
auf  den  Zins.  Das  war  seine  Hauptforderung,  und  eine 
Ablösung  des  Zinses  durch  Capitalzahlung  war  entweder 
überall  nicht  zulässig,  oder  doch  in  die  ausschliessliche 
Willkühr  des  Schuldners  gesetzt.  Anders  wieder  beim 
Schuldbriefe,  in  welchem  die  Kapitalforderung  als  Haupt  - 
und  der  Zinsvertrag  als  Nebcnforderung  erscheint. 

Schon  frühe  änderte  sich  aber  die  Natur  der  Gülten 
bedeutend.  Der  Kaufpreis  für  den  Gültenzins  wurde  schon 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  öfters  als  Dar- 
lehen betrachtet,  die  Gewere  auf  das  Grundstück  als  ein 
Unterpfand  des  letztem  für  Hauptforderung  und  Zinse  an- 
gesehen ,  ein  bestimmter  Zinsfuss  zu  1  von  20  also  5  von 
100  festgesetzt,  und  selbst  dem  Gutgläubiger  eine  einsei- 
tige Ablösung  gestattet.  Wurde  dann  der  Gültgläubiger 
nicht  befriedigt,  so  konnte  er  nicht  mehr,  wie  nach  älterm 
Recht,  selbst  Pfändungen  vornehmen  und  den  säumigen 
Schuldner  zuletzt  ganz  von  dem  Gute  vertreiben,  sondern 
er  inusste  sich  nunmehr  an  das  Gericht  wenden  und  öffent- 
liche Vergantung  des  Grundstücks  verlangen  l75). 

In  der  oben  schon  l76)  erwähnten  Verordnung  von  1419 

174)  Albrecht  Gewere  S.  170.,  dessen  Ausführung  Uber  den  Rtnten- 
kauf  Uberhaupt  vortrefflich  ist. 

175)  Eichhorn  Hechtsgeschichle  §.  459.    Züricher  Urk.  t.  1502. 

176)  B.  III.  $.  19.  S.  416. 
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werden  die  Gülten,  welche  der  Gültglä'ubigcr  nicht  auf- 
kündigen, kann  zum  liegenden,  die  andern  dagegen,  wo  es 
auch  jenein  freisteht,  Ablösung  zu  fordern,  zum  fahrenden 
Gute  gerechnet.  Eben  daraus  zeigt  sich  aber  auch,  dass 
eigentlich  nur  die  erstem  wahre  Gülten  sind  t77). 

Die  Gültenzinse  konnten  in  Geld,  sie  konnten  aber  auch 
in  Naturalien  bestehen.  Für  die  ältere  Zeit  waren  die 
letztern ,  insofern  sie  aus  Früchten  des  zinspflichtigen  Gutes 
bestanden,  die  natürlicheren  und  dem  eigentlichen  Charak- 
ter der  Gült  angemessenem.  Denn  weun  das  Grundstück 
als  der  eigentliche  Schuldner  angesehen  wurde,  so  war  es 
passend,  dass  von  dem  Gute  ein  Theil  seines  Fruchtertra- 
ges entrichtet  werden  musste.  Der  freiere  und  bewegliche 
Verkehr  aber  war  dieser  Gült  von  Kernen ,  Wein  u.  s.  f. 
nicht  günstig,  indem  man  bald  bemerken  musste,  dass  in 
Theurungsjahren  ein  sehr  viel  grösserer  Werth  an  den  Gläu- 
biger abgeliefert  werden  musste  als  in  fruchtbaren  Zeiten, 
ungeachtet  auch  eine  verhältnissmässig  gleiche  Abgabe  dem 
Schuldner  in  jenen  weit  schwerer  fiel  als  in  diesen.  Sic 
kamen  daher  in  Misskredit  und  durch  Verordnung  vom  Jahr 
1529  178)  wurde  es  verboten,  neue  Fruchtgülten  zu  be- 
stellen. 

Die  Bestellung,  und  im  ältesten  Rechte  wohl  sogar  die 
Uebertragung  einer  Gült  auf  einen  neuen  Erwerber,  ge- 
schahen vor  denselben  Gerichten,  wie  die  Uebertragung 
von  Eigen. 

§.  21.  Ehe. 

Bis  zur  Zeit  der  Reformation  und  sogar  nach  Durch- 
führung derselben  finden  sich  noch  deutliche  Spuren,  dass 
die  Ehe,  deren  Vollzug  freilich  gewöhnlich  eine  kirchliche 
Einsegnung  folgte,  doch  schon  vor  dieser  als  vollendet 
angesehen  wTurde,  somit  wesentlich  auf  dem  ehelichen  Zu- 
sammenleben beruhte.    Die  Reformation,  überhaupt  einer 

177)  MS.  138.  b.  S.  69. 

178)  lin  Gcrichtsbuch  von  1553.  Vgl.  Stadl-  und  LanJrechl 
Th.  V.  §.  S. 
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grössern  Strenge  in  sittlicher  Hinsicht  zugethan,  "wirkte 
auch  hier  wohlthätig  ein.  In  einer  Verordnung  über  den 
„Kilchgang"  vom  Jahr  1530  wird  bestimmt: 

Daby  sind  ouch  etlich,  die  nach  bezogner  Ee  lange 
zyton  kilchgang  by  einaudern  sitzent,  dardurch 
die  gemeynden  nit  wenig  argwünig  vnd  geergerl  werdend. 
Sölichs  zuo  fürkumnien,  So  wellend  wir  die  Satzung,  so  vor- 
naher des  Kilchgangs  halb  von  vns  gemacht  vnnd  vssgangen  , 
widerumb  ernüweret  vnnd  mengklichem  in  krafTt  derselben 
zum  ernstlichesten  gebotten  haben,  das  all  vnnd  yede  per- 
sonen,  so  sich  also  mit  einander  vercelichend,  sölich  ir 
bezogne  Ee  mit  offnem  Kilchgang  vor  der  Kü- 
chen in  bysin  der  nachpurschafl't  vnuerzogenlich  offnen 
vnd  hes täten.     Ouch  sölichen  Kilchgang  zum  minsten 
zwürend  nämlich  dess  nächsten  Sunntags  darvor  vnd  einesl 
inn  der  wuchenn ,  wenn  man  das  Gottswort  verkündt  offeu- 
lich  durch  ire  pfarrer  an  der  Cantzel  verkünden  vnnd  vss- 
rueffen  lassen.  Sunst  sol  der  Pfarrer  zuosampt  der  gemeynd 
disen  Kilchgang  on  vorganden  ruoA'  zuozelassen  vnd  die 
vereclichten  by  einander  wonen  ze  lassenn  nit  schuldig  sin. 
Auch  hier  geht  die  Vollziehung  der  Ehe  noch  der  kirch- 
lichen Erklärung  und  Einsegnung  voraus.    Indessen  sollte 
diese,  wenn  sie  auch  anfangs  nur  als  eine  öffentliche  Er- 
klärung und  Bestätigung  der  Ehe  vor  der  christlichen  Ge- 
meinde angesehen  wurde,  doch  ohne  Verzug  vorgenommen 
werden.     Und  so  wird  es  begreiflich ,   wie  man  in  der 
Folge  die  kirchliche  Einsegnung  als  den  wahren  Anfangs- 
punkt der  Ehe  nicht  bloss  in  kirchlichem,  sondern  auch  in 
bürgerlichem  Sinne  auffasste.  Diese  Forin  hat  ohnehin  sehr 
bedeutende  Vorzüge  vor  jeder  andern.     Es  wird  nämlich 
einmal  dadurch  der  Zeitpunkt  der  eingegangenen  Ehe  genau 
fixirt.     Ferner  äussert  sich  in  ihr  die  wahre  und  ernste 
Absicht,  eine  Ehe  einzugehen,   sehr  unzweideutig.  Und 
endlich  weist  die  Form  selbst  schon  auf  die  höhere  Be- 
deutung der  Ehe,  die  Heiligkeit  und  Innigkeit  dieses  Ver- 
hältnisses  hin,  dessen  Wesen  offenbar  nicht  innerhalb  des 
Rechtsgebietes,  sondern  ausser   demselben    zu  suchen  ist 
und  das  passend  dein  religiösen  Cultus  zur  Beachtung  an- 
heim  fällt. 
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Ehen  mit  Kindern  ohne  Einwilligung  ihrer  Eltern  oder 
Verwandten  waren  verboten  und  mit  Strafe  bedroht.  Wenn 
das  Kind  noch  nicht  zu  seinen  Tagen  gekommen  „nämlich 
das  vnder  XIII  (wohl  die  Tochter)  oder  XIV  (der  Sohn) 
Jaren  ist"  m),  so  soll,  der  es  zur  Ehe  beredete,  jeden- 
falls nichts  von  dessen  Erbe  oder  übrigem  Gute  haben 

vnd  sond  Im  (kann  kaum  anders  als  von  dem  Kinde  ver- 
standen werden)  vatler  inuotter  oder  sin  fründ  nütz  ver- 
bunden sin  ze  gebeut ,  si  tuegend  es  denn  gern  vnd  mit  sun- 
derm  willen. 

Uebcrdcm  erleidet  er  noch  Geld-  und  Gefangnissstrafe. 

Es  hängt  dieses  zusammen  mit  einem  Grundsatze  des 
altern  deutschen  Hechts ,  wonach  der  Mündel ,  der  obne 
Willen  des  Vormundes  heirathet,  sein  Erbrecht  einbüsst  l8°). 
Hier  ist  man  freilich  bereits  weiter  gegangen,  und  hat  die- 
selben Wirkungen  auch  gegenüber  der  Mutter,  die  nie  die 
Vormundschaft  batte,  ausgedehnt.  Aber  auch  wenn  das 
zu  seinen  Tagen  gekommene  Kind  sich  verheirathet  obne 
seiner  Eltern  und  Verwandten  Willen  und  es  kann  nach- 
gewiesen werden,  dass  der  andere  Ehegatte  die  Ehe  be- 
trieb, um  seines  Vermögens  habhaft  zu  werden,  so  treten 
ähnliche  Folgen  ein  ISI). 

Eine  Satzung  von  1535  m)  bestimmt  sodann,  dass  wenn 

179)  Schwabenspiegel  48:  „Als  ein  jungeliuc  ze  Tierzehn  järm 
kuinen  ist,  so  nimpt  er  wol  ein  «lieh  wip  Ine  sines  vaters  willen.  —  So 
diu  junefrowe  kuniet  ze  zwelf  jareu ,  so  ist  si  ze  ir  tagen  komen.  vmle  uimt 
si  einen  eman  wider  ir  valer  vnd  irer  vriunde  willen,  diu  e  ist  staete."  Stadl- 
buch ton  Wesen  v.  J.  1564.  Art.  112:  „Wer  sich  milt  einem  döchlerli, 
so  vnder  zwölff  Jaren  oder  mit  einein  knaben ,  der  vnder  viertzecheu  Jaren 
allt  were,  zur  Ee  vermächlete ,  one  vatter  vnd  imioter  vnd  der  Rerhtgebueu 
vögten  wüssen  vnd  willen,  —  —  der  ald  die  sind  dem  vogt  vnd  den  Bur- 
gern ze  buoss  ou  alle  gnad  verfallen  Fünfftzig  pfund  baller.  —  Vnd  die  wyl 
es  nach  Gerstlichen  rechten  alters  halb  noch  nil  ein  Ee  sin  möcht  ,  So  mö- 
gent  vatter  vnd  muoter  ald  die  rechtgebnen  vögt  das  kind  wol  wider  heim« 
sehen."  Rathserken  ntniss  v.  1498.  Min.  S.  19:  „Ob  sich  findt,  das 
das  ein  Töcbterly ,  so  den  Jungen  Biintzly  geooraen  hat,  zwöllff  Jar  allt 
oder  darüber  ist  ,  —  so  sol  es  dabv  bliben ,  wo  sich  das  nit  findt ,  so  sol 
es  nit  für  ein  Ee  geachtet  werden." 

180)  Vgl.  Kraut  Vormundschaft  S.  320.  ff. 

181)  Kathserkenntniss  v.  1435.    MS.  140.  Abth.  II.  S.  12,  b 

182)  MS.  144.  S.  230.  ff. 
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eine  Ehe  von  einem  Kind  unter  19  Jahren  ohne  den  Willen 
seines  Vaters,  Mutter,  Vogtes  eingegangen  wurde,  diese 
ungültig  sein  solle.  Wenn  aber  die  Eltern  oder  Vor- 
münder 

sümig  wärind ,  vnd  ire  kind  nit  versähind  innerthalb  den 
Nünzehen  jaren,  so  mögend  sy  darnach  sich  mit  der  hilff 
Gotts  selbs  von  yedermann  vngehindert  vnd  one  alle  ent- 
geltnuss  verhyraten  vnd  versorgen. 

Man  sieht  daraus,  wie  frühe  auch  damals  noch  die  Ehen 
geschlossen  wurden.  Für  ihre  Gültigkeit  wegen  Alters 
der  Ehegatten  bestimmt  dieselbe  Verordnung,  der  Mann 
müsse  über  16,  die  Frau  über  14  Jahre  alt  sein.  Wegen 
Blutsverwandtschaft  wurden  die  Ehen,  indem  man  sich  wie- 
der dem  kanonischen  Rechte  näherte ,  bis  zum  dritten  Gliede 
(zwischen  sobrini)  untersagt. 

Doppelehen  wurden  zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts bei  schwerer  Strafe  an  JLcib  und  Gut  von  dem 
Rathc  untersagt183),  ohne  dass  desshalb  kanonische  Strafen 
ausgeschlossen  waren. 

Ebenso  suchte  1415  der  Rath  zügellosen  und  offenbaren 
Ehebruch  durch  Androhung  von  Strafen  zu  hemmen.  Die 
Verordnung  zeigt  am  besten,  wie  der  damalige  Sittcnzu- 
stand  beschaffen  war.  Wenn  nämlich  ein  Ehemann  seine 
Frau  verstösst  und  mit  einer  andern  (Hübschweib)  öffent- 
lich Haus  hält,  oder  die  Frau  ihrem  Manne  entlauft  und 
mit  einem  andern  öffentlich  zusammen  lebt,  so  werden  sie 
von  der  Stadt  auf  so  lange  verwiesen,  bis  sie  von  ihren 
Buhlen  lassen.  Wenn  aber  einer  seine  Frau  behält  und 
doch  ein  Hübschweib  öffentlich  und  regelmässig  besucht, 
oder  mit  diesem  ein  Kind  erzeugt,  so  wird  er  von  dem 
Rathe  nach  Gestalt  der  Sache  bestraft.  Auch  werden  die 
Ijeutpriester  ermächtigt,  „die  so  ;i1sq  offenlich  ze  vnrecht 
sitzent,  her  für  zu  nemen  vnd  darvmb  zu  bannen  vntz  daz 
si  davon  lassen"  1S4). 


183)  MS.  138.  b.  S.  26.  «. 

184)  MS.  138.  b.  S.  25.  b. 
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£.  22.    Güterrecht  der  Ehegatten. 
1.  Eheliche  Vormundschaft. 

Neben  dem  Systeme  der  vormundschaftlichen  Verwal- 
tung und  Nutzniessung  des  Weibergutes  durch  den  Mann 
kommt  nun  auch  ausnahmsweise  in  den  Städten  Güterge- 
meinschaft vor.  Das  erstere  bildet  indessen  die  Regel  und 
die  letztere,  von  welcher  wir  nachher  noch  eigens  reden 
werden,  findet  sich  nur  in  beschrankter  Anwendung. 

Nach  dem  herrschenden  Systeme  hat  der  Ehemann  als 
Vogt  der  Frau  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen.  Wenn 
er  aber  Liegenschaffen  veräussern  will,  die  ihr  gehören, 
so  bedarf  es  dazu,  wie  nach  ältestem  Rechte,  der  Einwil- 
ligung der  Frau185).  Der  Mann  ist  auch  berechtigt,  das 
sämmtliche  von  der  Frau  zugebrachte  Vermögen  zu  be- 
nutzen und  die  Früchte  für  sich  zu  behalten  l86).  Nur  haftet 
er  hinwieder  der  Frau  dafür,  dass  sie  nach  Auflösung  der 
Vormundschaft  ihr  ganzes  Vermögen  zurückerhalte,  in  der 
Meinung,  dass  die  noch  vorhandenen  Stücke  herausgegeben, 
die  fehlenden  aber  dem  Werthe  nach  aus  seinem  Gute  er- 
setzt werden. 

Nach  dem  Rechte  der  Grafschaft  Kyburg  kann  die  Frau, 
zur  Sicherheit  für  ihr  Zugebrachtes .  von  dem  Manne  for- 
dern  ,  dass  er  sein  Eigen  und  Erbe  für  dasselbe  verpfände, 
und  nach  ihrem  Tode  können  auch  ihre  Erben  gleiche  Si- 
chcrstcllung  verlangen. 

Kyburgcrrccht  der  zweiten  Rccension :  Wclichc  frow 
och  an  Im  mann  begertti,  das  er  Iro  Ir  zubracht  guol  vnd 
heimslür  satzti  an  erb  vnd  an  cygen,  oder  ol»  die 
frow  ahgieng  ind  Ire  Kind  oder  Ire  fiünd  sölichcr  satzunu, 
von  der  abgangnen  fr  Owen  guot  an  Irn  mann  hcgcrlindl , 

1S5.»  MS.  MO.  Ab  Iii.  II.  S.  IS.  b.  „AVer  es  (das  liegend«  Gill  der  Frau) 
aber  verkoufft  \nd  ze  varender  bab  komen ,  vnd  doch  der  froweu  bedinget 
wer,  £  sy  ir  ligend  guul  helt  lassen  verkoiiffen." 

186)  MS.  138.  a.  S.  SO.  a.  In  einem  Slreit  zwischen  zwei  Khegatlcn 
erkennt  der  Ralli  im  Jahr  13^7;  „das  der  vorgeuante  heinr  Rordoif  die  vor- 
beuaulen  Cueter  (der  Frau)  nutzen  vnd  messen  sol ,  als  ander  Bur- 
s,cr  Zürich  ir  w  irlinen  Gucler  niesscut  än  geuerd." 
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so  sol  der  mann  so  Ii  eh  Satzung  vmb  der  fr o  wen  guot 
tnon  vnd  erstaunen  wie  dann  Sülichs  och  von  altem  har 
der  grafschafft  bruch  recht  vnd  altharkomen  ist. 
Wenn  dann  in  demselben  Statute  das  zugebrachte  Wei- 
bergut  für  liegendes  Gut  erklärt  wird  t87) ,  so  ist  die  Mei- 
nung jedenfalls  nicht  die ,  dass  der  Mann  über  die  der  Frau 
gehörige  Fahrhabe  nicht  frei  verfügen  dürfe,  sondern  nur 
die ,  dass  er  für  die  Herausgabe  oder  den  Ersatz  des  Wei- 
bcrgutcs  hafte,  so  dass  die  Gläubiger  nach  seinem  Tode 
nicht  auf  die  Fahrhabc  greifen  dürfen,  so  weit  dieselbe  zur 
Deckung  des  Weibergutes  nöthig  ist.  Es  erklärt  sich  jene 
Fassung  wohl  aus  der  ältern ,  freilich  in  dieser  Periode 
nicht  mehr  praktischen  deutschen  Rechtsansicht,  dass  die 
Erben  für  die  Schulden  des  Verstorbenen  nur  mit  der  über- 
kommenen Fahrhabc  haften.  Wird  somit  das  Weibergut 
für  Liegenschaft  erklärt,  so  ist  es  von  der  Gefahr  befreit, 
den  Gläubigern  zur  Befriedigung  ihrer  Forderungen  zuzu- 
dienen. 

Dasselbe  Prinzip  des  ehelichen  Güterrechtes  wurde  sprich- 
wörtlich auch  so  ausgedrückt:  „Das  Weibergut  darf 
weder  wachsen  noch  Schweinen"  (schwinden). 

Iiausrodel  von  Bubikon  von  1483.:  Wellichcr  eigen 
des  huses  ein  elich  wib  niinpt ,  an  alle  geding ,  vnnd  nach 
des  huses  eigen  lüten  recht,  das  deren  guot,  das  sy  vyl 
oder  lützel,  ann  eigen  vnnd  erb  liggen  vnd  geleit  wer- 
den vnnd  das  weder  schw innen  nach  wachsen  sol, 
Es  were  denn  des  libs  notlurft. 

Durch  die  letztere  Beschränkung  wird  zugegeben,  dass 
um  die  Lcibesnoth  zu  fristen  das  Weibergut  angegriffen 
werden  darf,  ohne  dass  dafür  der  Mann  belangt  werden 
kann. 

Ralhserkenntniss  von  1493.    Vnser  slatrecht  sige, 
daz.  einer  frowen  guot  weder  schwinen  noch  wachsen  solle ,ss). 
Eine  Beschränkung  des  Satzes,  dass  das  Zugebrachte 
zum  liegenden  Gute  zu  rechnen  sei,  liegt  in  dem  Winterthu- 
rerstatute  von  1526: 

187)  Oben  B.  III.  $.  19.  S.  417.  Vgl.  B.  II.  $.  31.  Anm.  271. 

188)  Batbsmanual«  von  1493.  I.  S.  30. 
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Das  einer  jeden  fru wen  heiinstür ,  so  sy  zuo  irein  man  in 
heiinstür  wise  bringt,  es  sige  bar  galt  oder  ander  varend 
guote,  sol  aber  für  ligend  guot  geachtet  vnd  erkent  wer- 
den, vssgenoinen  ir  Kleider,  kleine!,  silberge- 
schir,  hustrag  vnd  betwat,  so  nit  für  ein  genante 
süm  in  der  heiinstür  angeschlagen  wirt189). 
Ich  erkläre  die  Ausnahme  so:  Die  bezeichneten  Stücke 
müssen  zwar  vorweg  genommen  und  herausgegeben  wer- 
den ,  wenn  sie  noch  vorhanden  sind.    Im  entgegengesetzten 
Falle  aber  ist  anzunehmen,  sie  seien  in  der  Ehe  und  für 
die  Ehe  verbraucht  worden  und  es  haftet  der  Mann  dann 
nicht  für  Ersatz.    Nur  wenn  sie  geschätzt  wurden,  haftet 
das  Vermögen  des  Mannes  bis  auf  die  Schatzungssiimme. 

Das  Recht  der  Stadt  Zürich  spricht  sich  darüber  fol- 
gender Massen  aus : 

Rathserkenntniss  von  1446:  Welliche  Tochter  oder 
wittwe  zuo  der  heyligen  Ee  kommpt  mit  g  e  d  i  n  g ,  was  die 
Tochter  oder  frow  Irein  Man  mit  dem  sy  zuo  der  Ee  kompt, 
varends  guots  zuo  heyinslür  zuobringet,  das  söllichs  liggen 
solle  an  eygen  vnnd  Eerb  nach  vnnser  Statt  Recht, 
wenn  da  der  man  vor  der  frowen  abstirpt ,  So  soll  die  frow 
der  genannten  Ir  heymstür  als  vyl  sy  Im  an  farender  hab 
zuobracht  hat  vnnd  das  bedinget  ist,  als  obstaat  vorns 
vor  allen  dingen  vss  des  mans  farenndem  guot, 
oder  vss  dem  liggenden  ob  dess  farennden  nit  so  vyl  were 
vssgericht  werden  t9°). 

Man  hat  hiebei  weniger  an  ein  Pfandrecht  als  vielmehr 
an  einen  Vorzug  der  Weibergutsforderung  zu  denken ,  wel- 
cher durch  Vertrag  der  Ehegatten  erzeugt  werden  konnte, 
dann  aber  sich  auch  ohne  Vertrag  wohl  von  selbst  verstand. 

Da  alle  Gewalt  und  Gewere  während  der  Ehe  in  die 
Hand  des  Mannes  gegeben  war,  so  stand  der  Frau  keine 
freie  Verfügung  über  ihre  eigenen  Sachen  zu.  Es  wird 
das  Öfters  so  ausgedrückt,  die  Frau  dürfe  hinter  ihrem  Manne 
(ohne  sein  Wissen  und  Willen)  nicht  mehr  als  achtzehn 


189)  Man  halte  damit  die  oben  B.  II.  $.  31.  S.  288.  mitgeteilte  Steile 
des  Hofrechts  Ton  Altorf  zusammen. 

190)  MS.  144.  S.  39.    VS1.  MS.  140.  Abth.  II.  S.  18.  b. 
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Heller  hinweggehen  m).  Durch  jede  Verminderung 
ihres  Vermögens  würde  sie  auch  die  Nutzungsrechte  des 
Mannes  kränken  und  in  dessen  ausschliessliche  Verwaltung 
störend  eingreifen. 

So  weit  aber  das  Interesse  der  Ehe  und  der  Einheit  der 
Vermögensverwaltung  nicht  widerstreben,  wird  der  Frau 
eine  gewisse  Handlungsfähigkeit  zugestanden.  Will  daher 
der  Mann  ihre  Liegensehaft  veräussern ,  so  ist  ihre  persön- 
liche Zustimmung  vonnöthen.  Ebenso  kann  sie  mit  Erfolg 
sich  für  ihren  Mann  verbürgen  und  so  Schuldnerinn  wer- 
den auch  für  seine  Schulden,  während  sie  nicht  haften  würde, 
wenn  sie  ihre  Zustimmung  versagt  hätte  l92). 

Kybur  gergra  fschaftsrecht  II.  Ree.   Sy  habe  dann 

Jemandt  vinb  sin  (des  Mannes)  schuld  versprochen  mit  mund 

vnd  hand,  dasselb  so  sy  also  versprochen  hett,  solle  sy  dann 

och  heißen  bezalen. 

Das  Gerichtsbuch  des  Stadtgerichtes  vou  1553  unter- 
scheidet hier  je  nach  der  Art  der  Schulden.  Beziehen  sich 
diese  auf  Essen,  Trinken,  Kleider,  Kleinodien  und  die  Haus- 
haltung überhaupt,  so  ist  es  genügend,  wenn  die  Frau  mit 
Vorwissen  ihres  Mannes  ihre  freie  Zustimmung  ertheilt, 
und  für  denselben  Bezahlung  verspricht.  Für  andere  Schul- 
den des  Mannes  dagegen  muss  sich  die  Frau  zum  Behuf 
eines  gültigen  Versprechens  vorerst  mit  Wissen  und  Willen 
ihres  Ehemanns  und  zweier  ihrer  nächsten  Anverwandten 
von  dem  Bürgermeister  einen  besondern  Vogt  erbitten  und 
dann  mit  dessen  Zustimmung  ihr  Versprechen  leisten193). 

Dasselbe  gilt  nun  wohl  auch,  wenn  die  Frau  zu  Gun- 
sten dritter  Personen  versprechen  will.  Nur  soll  kein  arg- 
listiges Spiel  mit  diesen  Formen  getrieben  werden.  Der 
Rath  verfügte  daher  1527 :  Wenn  eine  Frau  für  ihre  Kin- 
der, Freunde  und  Verwandte  Pfänder  bestelle  und  zulasse, 

191)  Öffnung  too  Stafa  $.  15.  Genchtsboeh  von  1553.  Tfa.  IV.  Bei 
dein  Bauernaufstand  tob  1525  beschwerten  sieb  die  Angehörigen  der  Herrschaft 
Greifeofee  namentlich  auch  darüber,  dass  man  an  diesem  alten  Rechte  nicht 
mehr  genau  halte. 

192)  Urtbeil  von  1424.    MS.  140.  Abth.  I.  S.  77.  a. 

193)  Gericbtsbnch  vou  1553.  Th.  IV. 
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dass  der  Rechtstrieb  vollführt,  insbesondere  die  Vergantung 
derselben  vollzogen  werde,  und  erst  dann,  wenn  nun  die 
Pfänder  ausgetragen  werden  sollten ,  Einsprache  mache  und 
sich  darauf  berufe,  sie  habe  seiner  Zeit  keinen  besonders 
ertheilten  Vogt  gehabt,  so  solle  sie  damit  nicht  mehr  ge- 
hört werden, 

dann  gcmelt  vnscr  herrn  jiit  wüllent,  das  Niemand,  besonn- 
der  frömbd  vnnd  vnwissend  lütt  betrogen  werdint 

§.  23.    2.  Die  Güterverhältnisse  nach  Auflösung  der 
ehelichen  Vormundschaft. 

Die  eheliche  Vormundschaft  geht  unter  I.  durch  Tod 
des  Mannes,  II.  durch  Tod  der  Frau,  III.  durch  Siech- 
thum des  Mannes,  IV.  durch  Auffall  (Concurs)  desselben. 
Von  allen  diesen  Fällen  haben  wir  besonders  zu  sprechen. 

I.  Wenn  der  Ehemann  stirbt,  so  kann  die  Frau  ihr  Zu- 
gebrachtes herausfordern  und  hat  Uberdem  noch  gewisse  An- 
sprüche auf  die  Vcrlassenschaft.  Von  der  Herausgabc  des 
erstcren  war  schon  die  Rede,  mochte  es  nun  in  liegendem 
Gute  oder  in  Fahrhabe  (Heimsteuer  im  eigentlichen  Sinne) 
bestanden  haben.  Dazu  gehört  nun  aber  ferner,  was  an 
weiblichen  Kleidern  und  zerschnittenem  Tuche  (verschro- 
ten gewand)  sich  in  der  Vcrlassenschaft  vorfindet,  zum 
Ersätze  für  dergleichen  Stücke,  welche  die  Frau  zwar  mit 
in  die  Ehe  gebracht  hatte ,  die  aber  doch  nicht  zu  den  wah- 
ren Hcimstcucr  gerechnet  wurden  ,9ä). 

Darüber  hinaus  fordert  nunmehr  die  Frau  die  ihr  ver- 
heissene  Morgen  gäbe,  deren  Grösse  sie  durch  ihren  weib- 
lichen Eid  im  Zweifel  nachweist.  In  der  Grafschaft  Ky- 
burg  konnte  die  Morgcngabe,  wenn  der  Mann  keine  ver- 
heissen  hatte ,  doch  im  Betrage  von  fünf  Pfund  gefordert 
werden.  So  allgemein  war  noch  zu  Anfang  des  sechszchnten 
Jahrhunderts  diese  Sitte 

Eigenthümliche  Bestimmungen  rinden  sich  darüber  in  dem 
Züricherstadtrechte.    Wenn  nämlich  die  Ehe  eine  beerbte 

194)  Schon  in  der  ersten  Recension  des  Gerichtsbuches  S.  24. 

195)  Kyburgergraf schaft  d.  zweiten  Recension. 

196)  «vaffchaftirccht  II. 
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ist,  so  gehört  die  Morgeogabe  nicht  der  uberlebenden  Mutter 
sondern  ihren  Kindern  zu  Eigen  und  ihr  kommt  nur  der 
lebenslängliche  Genuss  daran  zu l97).  Bei  kinderloser  Ehe 
fallt  dagegen  allerdings  die  Morgengabe  der  Wittwe  zu  Ei- 
gen zu ta8).  Ueberlebt  der  Ehemann  seine  Frau ,  so  erwer- 
ben die  Kinder  aus  ihrer  Ehe  die  Morgengabe  zu  eigen  und 
der  Vater  zu  Leibding.  Dann  verändert  sich  aber  auch 
das  gewöhnliche  Erbrecht  in  diesem  Falle.  Die  Kinder  wer- 
den nämlich  sonst  zunächst  von  ihrem  Vater  beerbt;  in  die 
Morgengabe  aber  succediren  dann  zuerst  die  noch  übrigen 
Geschwister  und  erst,  wenn  alle  fehlen,  kömmt  dieselbe  wie- 
der an  den  Vater  zurück199). 

Immer  aber  soll  in  der  Stadt  die  Morgengabe  vorzugs- 
weise mit  liegendem  Gute  ausgerichtet  werden  200). 

Ferner  hat  die  Frau  nach  dem  Stadtrechte  noch  das  so- 
genannte Eherecht  zu  beziehn.  Was  darunter  zu  ver- 
stehen sei,  wird  in  den  altern  Quellen  nicht  näher  angege- 
ben. Es  findet  sich  aber  eine  Rathserkenntniss  von  1558  201) 
vor,  die  sorgfältig  angibt,  was  damals  damit  gemeint  sei, 
nämlich : 

Was  der  Frauwen  von  Ihrem  Mann  zum  Guothjahr  geben 
oder  sonst  geschenckt  worden ,  soll  Ihro  bleiben ,  dessglei- 
chen  vss  dess  Mannes  bahrem  gelt  ob  Etwass  da  were ,  Ein 
Ehrpfening ,  vnd  von  dein  Silbergschir  et  wann  ein  Bächerlin 
darnach  desselben  verhanden.  Item  vss  dess  Manns  Klei- 
deren  ein  Kleid ,  nit  das  Best  noch  dass  Böst  sainbt  einem 
Sythengewehr  zngehören  und  verlangen :  danne  uss  dem 
gmeinen  Ilaussralh  solle  der  Frauwen  wyter.s  gefolgen:  das 
Beth,  darinn  Sy  beide  gelegen    sind  und  der  Kasten, 


197)  Das  ist  jedenfalls  nicht  ursprungliches  Aecht.  Die  Öffnungen  weisen 
noch ,  wie  der  Sachsen-  und  Schwabenspiegel,  die  Moigengabe  der  Wütwe  zu. 

198)  MS.  144.  S.  39.  b. 

199)  Ratbserkenntaiss  s.  d.  aber  Termulhlich  aus  dem  Anfang  des 
fünfjehntei»  Jahrhunderts  in  MS.  77.  S.  10.  a. ,  woraus  sich  zeigt,  dass  da- 
mals noch  dies  Recht  grossen  Zweifeln  ausgesetzt  war.     MS.  144.  S.  40.  a. 

200)  MS.  144.  S.  39.  b.  Diese  ganz«  Darstellung  scheint  die  Vermuthung 
Albrecht's,  Gewere  S.  261,  dass  der  Genuss  der  Morgengabe  wahrend  der 
Ehe  der  Frau  zukomme,  zu  widerlegen. 

201)  In  dem  Gerichtsbuch  von  1620. 

Bluntsrhli  lUehbgtichichtr  28 
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Ein  Tisch  mit  dem  gestühl;  Ein  aufgerüste  Kutschen  (?)  Ein 
Giessfass ,  Ein  Handtbecki ,  Ein  Brunnen  Kessi ,  Ein  Sessel 
sammbt  einem  Kiissi  dar  uff,  Ein  Brodt  Korb,  Ein  Keertzen- 
stock  oder  Hang  Liecht.  Inn  der  Kuchi  und  dem  gantzen 
Hauss  allenthalben  Ein  Gatzen,  Ein  Wasser  Kessel  oder 
Wassergellen ,  Ein  Roost ,  Ein  Hall  ,  Ein  Drcyfuoss ,  Ein 
Saltzfass,  Ein  Schüssel  Korb,  Schauflen  und  Täller;  auch 
von  Haffen,  Kessi,  Pfannen,  Küpferin  Zinne  und  anderem 
Haussgeschirr  einem  Jeden  etwan  ein  Stuck  oder  zwey.  So- 
danne gehördt  der  Frauwen  fehrner  Etwass  Kernen  uff  der 
Beillen,  Item  dass  Trinckfass  oder  etwass  Wyns  darauss 
und  soll  dass  ein  Eychin  Fass  sein ;  Item  der  Ancken  Kübel 
und  Etwass  Holtz.  Und  soll  dass  alless  Ir,  nachdem  Hauss 
Rath  Haa  b  und  guoth  vorhanden  ,  und  durch  die  Wy- 
ber  Thröuw  ald  Vortbeil  gebraucht  ist,  ussgestossen  und 
geordnet  werden:  Welliches  in  den  u  s  s  r  ic  h  t  u  nge  n 
zuo  der  Aussrichteren  und  Gandt meisteren  b  e  - 
scheidenheit  gesetzt  wirdt,  Je  nach  gestallt  der 
Sachen. 

Diese  Aufzahlung  ist  nun  freilich  neu.  Sie  lehnte  sich 
aber  offenbar  an  die  bestehende  Sitte  an  und  das  Institut 
selbst  ist  jedenfalls  sehr  viel  älter.  Mit  der  Gerade  des 
Sachsenspiegels  möchte  ich  es  indessen  doch  nicht  in  Ver- 
bindung bringen,  wenn  sich  auch  eine  gewisse  Aehnlich- 
keit  nieht  verkennen  lässt,  insofern  Eherecht  und  Gerade  sich 
beide  auf  gewisse  Arten  von  Sachen  beziehen,  welche  von 
der  übrigen  Fahrhabe  abgesondert  und  einer  eigentümli- 
chen Succession  unterworfen  werden.  Denn  es  scheint  doch 
die  eigentliche  Gerade  in  unsern  Gegenden  ebenso  wenig 
einheimisch  gewesen  zu  sein  als  sie  dem  Verfasser  des  Schwa- 
benspiegels offenbar  fremd  ist  202). 

Die  Grösse  dieses  Eherechtes  hängt  von  dem  Umfange 
des  Hausrathes  ab  und  soll  im  billigen  Verhältnisse  zu  die- 
sem stehn.  Der  Hauptgedanke  scheint  der  zu  sein:  Die 
Ehefrau  soll  nicht  durch  den  Tod  ihres  Mannes  auf  einmal 
den  ganzen  Hausrath,  mit  dem  sie  bisher  gewirthschaftet 


202)  Sachsenspiegel  I.  24.  $.  3.  Schwabenspiegel  26.  Vgl. 
Eichhorn  RechUgeschichte  §.  369.  Aum. 
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und  sich  vertraut  gemacht  hat,  verlieren,  sondern  eine  An- 
zahl Stucke,  deren  sie  ferner  Tür  ihren  Lebensunterhalt  und 
ihr  Hauswesen  bedarf,  davon  wegnehmen  dürfen. 

Als  Hauptstück  ist  wohl  von  jeher  das  Ehebett  anzuse- 
hen, welches  die  Frau  erhält.  Es  findet  sich  dieses  öfters 
in  den  Öffnungen  erwähnt.  Namentlich  erhellt  aus  der  Öff- 
nung von  Stafa  deutlich ,  dass  die  Frau  ausser  der  Morgen- 
gabe und  Heiinsteuer  auch  auf  ein  Bett  Anspruch  hat. 

Öffnung  von  Stäfa  §.  15.    Aber  schprechent  sy,  das 
nach  des  manns  lod  nimpt  die  Frow  die  Erst  pettstatt  alder 
die  hinderst  weders  die  Frow  wil,  die  sin  ist,  vnd  da  sy 
vff  gelegen  sind ,  vnd  nimpt  Ir  heiinslür. 
Endlich  finden  wir  nun  ziemlich  allgemein  ein  Recht 
der  Frau  auf  einen  Drittheil  der  übrigen  Fahrhabe  des 
Mannes  anerkannt.    Es  steht  ihr  frei,  diesen  zu  nehmen  oder 
auszuschlagen.    Im  erstem  Falle  hat  sie  aber  auch  einen 
Drittheil  der  Schulden  zu  bezahlen,  da  diese  auf  die  Fahr- 
habe zunächst  angewiesen  sind. 

Öffnung  von  Stäfa  §.  t't:  Wer  aber  das  ein  man  ab- 
gatt  vor  derFrowen,  so  ist  der  Frowen  gefallen  ein  drit- 
teil als  sins  farentz.  gutt,  vnd  Ir  verschrotten  gewand, 
Sy  sol  aber  daby  gelten  den  dritteil  aller  siuer  schuld. 
Doch  hat  sy  dar  Inn  die  wal ,  solichen  dritteil  also  zuo  ne- 
men  oder  nit. 

Ebenso  in  den  Hofrechten  von  Binzikon  von  1435, 
Dürnten  von  1480. und  Bubikon  von  1483. 
Nach  der  zweiten  Recension  des  Kyburgergraf- 
sc haftsrechtes  erbt  sie  wieder 

„den  dryttenteyl  In  allen  des  mans  vcrlasnen  varenden  hab *\ 
inuss  aber  darum  nicht  den  dritten  Theil  aller  Schulden ,  son- 
dern nur  „den  dritten  teyl  lidlons,  So  In  Iarsfryst  ver- 
dient ist"  bezahlen. 

Nach  dem  Hofrechte  von  Brütten  haftet  sie  überall 
nicht  für  die  Schulden  und  erhält  doch  den  Drittheil  der 
Fahrhabc.  Ferner  wird  das  Recht  der  Frau  noch  ausge- 
dehnter bei  kinderloser  als  bei  beerbter  Ehe. 

Ists  das  Inenn  kind  werdent  by  einannderen  ,  Stirpt  Iren 
da  der  mann  ab,  vnnd  wil  sy  den  by  den  kinndenn  nit  syn, 
So  nimpt  sy  denn  drittenlheyl  Inn  varennder  hab.    Onn  alle 
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geltschuld 2°3) ,  vnnd  wellchcn  weg  sy  will,  darann  Sol  sy 
niemenn  sumen  noch  Irenn.    Wer  aber  das  sy  l>y  den  kinn- 
den  sin  will ,  so  sonnd  sy  sy  nit  vsstosenn  nach  verthryben 
alle  die  wyl,  So  sy  by  Innenn  syn  will.    Wer  aber  —  das 
Ir  der  man  abgieng  Onn  lyb  Erbenn,  hatt  er  eigen  oder 
Eerbguot,  das  soll  sy  niessen  ze  ennd  Ir  wyl. 
Das  Stadtrecht  von  Zürich  gestattet  wieder  der  Wittwe, 
ebenso  wie  nunmehr  auch  das  Bülacherstadtrecht  von 
1483,  das  Stadtrecht  von  Regensberg  von  1501  und 
das  Winter  thur  er  Statut  von  1526  20'0,  einen  Drittheil 
der  Fahrhabe ,  überbindet  ihr  dann  aber  auch  einen  Drittheil 
der  Schulden  205).    Ueber  die  letztere  Verpflichtung  spricht 
sich  genauer  aus  das  Gerichtsbuch  vom  Jahr  1553: 

Als  dann  hisshar  der  Statt  brach  gewessen  vnd  nach  ist, 
So  vnnd  wenn  ein  Eefraw  vnib  Ir  Eerecht  vnnd  zuobracht 
guot  vssgericht  vnnd  dartzuo  an  einen  drittentheyl  dess  guots 
anstadt,  Das  sy  ouch  den  drittentheil  der  schulden  zuo  be- 
fallen pflichtig  ist,  habent  wir  vnns  erkhenndt  vnnd  erlü- 
theret,  ob  man  by  gmeiner  Erbschafl't  by  hüssern  oder  min- 
dern liggennden  güttern  schuldig  were,  Das  dann  ein  Fraw 
an  söllichen  vsstennden  schulden  solle  helffen  bezallen ,  vnd 
vssrichten  lr  anzal  dess  drittentheils,  Inmassen  wie  an  ann- 
der  Louffenden  schulden ,  Dessglych  so  vnnd  wann  man  by 
liggennden  gütern  Inn  die  Erbschaft' i  schuldig  were,  Daran 
soll  ein  Frow  Iren  gebärenden  drittentheyl  ouch  habenn. 
Die  Schuldforderungen  gehörten  somit  auch  zu» der  Fahr- 
habe, woran  der  Wittwe  ein  Drittheil  zukam,  und  zwar 
selbst  dann ,  wenn  dieselben  auf  Häuser  oder  andere  Grund- 
stücke versichert  waren.    Hier  zeigt  sich  nun  eben  der  Un- 
terschied zwischen  eigentlichen  von  Seite  des  Gläubigers 
nicht  aufkündbaren  Gülten206)  und  hypothesirten  Fordcrun- 

203)  Ebenso  war  es  im  freien  Amte  Tor  1535,  Ton  wo  an  die  Frauen 
daselbst,  am  sie  denen  im  Masehwaaderamt«  gleichzustellen  ,  nun  auch  einen 
Drittheil  der  Sebalden  bezahlen  müssen.    Knonaueramtsrccbt  Art.  51- 

bei  Testalutz  Zürch.  Statute.    Bd.  1.  S.  240. 

204)  Art.  3. 

205)  Rathserkenntniss  Ton  1446.  in  MS.  144.  S.  40.  a. 

206)  Die  Verordnung  von  1419.  oben  wurde  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf 
den  Drittheil  der  Ehefrau  erlassen ,  indem  schon  damals  Zweifel  waren ,  ob 
all«  Cüllen  zu  dein  liegenden  Cute  oder  der  r'ahihabe  zu  zahlen  seien. 
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gen  deutlich.  Die  ersteren  gehören,  als  liegendes  Gut,  uberall 
nicht  hieher.  Und  es  kann  die  Frau  weder  einen  Antheil 
an  den  Gülten  fordern,  noch  haftet  sie  für  dieselben  mit. 
Wohl  aber  bekommt  sie  von  den  Schuldbriefen  wieder 
einen  Dritthcil.  Je  gewöhnlicher  es  nun  aber  wurde,  einen 
bedeutenden  Theil  des  Vermögens,  statt  zum  Ankaufe  von 
Gülten,  zur  Errichtung:  von  Schuldbriefen  zu  verwenden 
und  je  mehr  auch  diese  den  Charakter  eines  dauernden  Schuld- 
verhältnisses annahmen ,  desto  grösseres  Bedenken  musste 
man  haben ,  sie  alle  zur  Fahrhabe  zu  rechnen  und  der  Wittwe 
einen  Drittheil  daran  zu  gönnen.  Schon  im  Jahr  1582 z07) 
wurde  daher  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  den  wäh- 
rend sechs  Jahren  nicht  ablösbaren  Schuldbriefen  und  deu 
auf  drei  Jahre  oder  noch  kürzere  Zeit  gestellten.  Die  Letz- 
tern sollten  wie  früher  noch  zur  Fahrhabc  gerechnet,  die 
erstem  aber  als  liegendes  Gut  angesehen  und  der  Wittwe 
kein  Theil  daran  verstattet  werden. 

II.  Wird  die  Ehe  durch  den  Tod  der  Frau  aufgelöst, 
so  scheint  noch  immer  das  gemeine  Recht  der  Landschaft 
dem  uberlebenden  Ehegatten  die  ganze  Fahrhabe  der 
Frau  zuzusprechen.  Nach  einigen  Statuten  von  umfassen- 
der Geltung  behalt  er  auch  das  liegende  Gut  zu  Leib- 
ding. 

Öffnung  vouSläfa  s.  d.  §.  15.  Und  wer  das  ein  Frow 
abgieng  vor  Ir  mann ,  was  farentz  giitt  ein  Frow  hätt ,  wie 
Es  sy  ankörnen  ist ,  das  sy  eins  manns  eigen  ,  vnd  das  ligend 
«ütt  fallett  an  Ir  Erben. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1  435.  —  stirbt  sy  vor 
dem'  man  ab ,  So  erbt  der  man  von  lro  alles  varenl  guot. 

Ebenso  Öffnung  von  Diirntcn  von  1480. 

Öffnung  von  G  r  y  f  e  n  b  e  r  g  von  1475 :  vnd  ob  ouch  ein 
man  sin  Eefrowen  überlebte ,  So  ist  alles  Ir  varent  guot  sin 
eigen  vnd  was  zy  ligend  guott  hat,  Ist  sin  lipting. 

Iiausrodel  von  Bubikon  von  1483:  Wenn  einem  man 
Ein  frow  zuo  der  heiigen  Ee  geben  wirt ,  vnnd  Im  also  zuo 
hus  koinbt,  So  sol  dem  man  —  [ihr]  guot,  es  sige  ligend 
oder  varend  guot  verfallen  sin,  vnd  also  das  der  man  das 

207)  Ralhsverordnung  im  Garichlsbucb  loa  1620. 
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varent  guot  mag  nutzen  vnd  damit  thuon  als  smeiu  eignen 
guot ,  vnd  das  ligend  guot  er  biss  ze  ent  siner  wyl  vnd  lep- 
tag,  was  nutzes  davon  fallet,  nutzen  mag,  vnd  das  ligent 
guot  nach  sinem  angang  vallen  sol  wie  hienach  geschriben 
stat. 

Kyburgergrafschaftsrecht  II.  Wo  och  ein  mann 
In  der  graischafl't  gesässen  ein  wyb  zuo  der  Ee  nimpt,  vnd 
dann  die  frow  vor  Irem  man  todes  abgat,  so  ist  sölich  ob- 
genanter  frowen  verschrotten  gewand  vnd  ander  Ir  varend 
guot  des  mans  eigen  guot,  sy  habindt  hin  1  bi  einandern 
oder  nit ,  das  ander  Ir  guot  vnd  heünslür  es  sy  wenig  oder 
vü,  das  ist  des  mans  libding,  dwilerlebt,  vnd  ist  den  kin- 
den  nach  ander  der  frowen  fründ  nütz  daruon  schuldig ,  er 
wolle  dann  gern ,  vnd  mag  ein  mann  sölich  libding  sins  wybs 
guot,  ob  er  sunst  nüt  bette  vnd  Im  libs  noltat  angrifen,  ob 
Inn  die  zinss  daruon  nit  betragen  möchten,  allweg  vmh 
fiinff  Schilling ,  <o  dich  sin  notlurfl't  das  erheischt,  als  das 
och  von  altem  harhomen  vnd  gebrucht  ist,  vnd  ob  dar  Inn 
einich  gefard  vnderstanden  wurde,  sol  ein  herr  von  hybnrg 
gwalt  haben  dieselben  geferd  vnd  missbrnch  abstellen.  Vnd 
wenn  dann  der  man  och  todes  abgangen  ist  ,  was  guots,  es 
sye  zins  gült  oder  anders  von  der  frowen  noch  da  vorhan- 
den ist,  das  sol  dann  widerumb  fallen  an  der  abgangen  fro- 
wen rechten  vnd  nächsten  fründ. 

Stadtrecht  von  Regen.sberg  von  1501.  Ist  aber 
das  ein  wib  abgat  du  Uind  hat  vnd  wyl  sich  denn  ein  man 
enndern,  vnd  wyl  von  sineu  binden',  so  sol  den  binden 
werden  Ir  muotter  guott.  Wyl  aber  der  valter  pliben  by 
sinen  binden,  so  sol  er  der  muotter  guott  ni essen  zuo 
ennd  siner  wyl  vnd  sol  den  binden  den  sin  ein  ver- 
fanngen  guott. 

In  dem  Z  ü  riebers  ta  dt  rechte  sind  die  Ansprüche 
des  Ehemanns  auf  die  Verlassenschnft  der  Frau  wieder  auf 
die  Fahrhabe  beschrankt.  Die  altern  Quellen  erwähnen  zwar 
nur  des  Falles,  wo  ein  Mann  eine  Wittwe  heirathet,  aber 
was  für  diese  gilt,  darf  wohl  ohne  grosses  Bedenken,  zu- 
mal wenn  es  mit  dem  ausserhalb  der  Sladt  gellenden  Rechte 
wesentlich  übereinstimmt,  auch  auf  die  Frau  bezogen  wer- 
den,  welche  zum  ersten  Male  in  die  Ehe  trat.  In  jenem 
Falle  nämlich  sollen  dem  überlebenden  Manne: 
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Ir  der  frowen  alle  verlassene  kleyder,  kleynoter,  va- 
rende  hab  vnnd  bar  gellt  zuo  eygen  verfolgen,  vnnd 
das  überig  der  frowen  guot  Iren  Eerben  verlanngen  vnnd 
werden  m). 

Indessen  ist  jene  Annahme  doch  nur  für  das  ältere  Recht 
zulässig.  Denn  schon  um  die  Mitte  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts war  das  Recht  des  überlebenden  Ehemannes  sehr 
viel  mehr  beschränkt.  Nach  der  Verordnung  von  1558  209) 
nämlich,  welche  überdem  erklärt,  bloss  das  bestehende 
Recht  auszusprechen,  und  jene  auf  die  Wittwe  bezügliche 
Satzung  nicht  verändern  zu  wollen,  hat  derselbe  nur  die 
Kleider,  Kleinodien,  baares  Geld,  nicht  aber  die  übrige 
Fabrhabc  zurück  zu  behalten.  Alles  andere  liegende  und 
fahrende  Gut  hat  er  den  Erben  ausbin  zu  geben.  Und  nur 
wenn  gemeinschaftliche  Kinder  vorhanden  sind,  kann  er  das 
Muttergut  nutzen,  bis  diese  zu  ihren  Tagen  kommen  oder 
.sich  verheirathen ,  was  sich  ohnehin  aus  seiner  väterlicheu 
Vormundschaft  von  selbst  ergibt. 

Je  weniger  aber  das  geltende  Recht  für  den  Mann 
sorgte,  desto  gewöhnlicher  war  es,  sich  durch  Gedinge 
und  Gcmächde  zum  voraus  zu  sichern.  Und  es  sind  daher 
auch  in  jener  Verordnung  diese  ausdrücklich  vorbehalten. 

III.  Wer  von  unheilbarem  Siechthum  befallen  war,  der 
galt  in  manchen  Verhältnissen  eher  für  todt  als  für  lebend. 
Nach  dem  Sachsenspiegel  behielt  er  zwar  sein  Vermögen, 
wurde  aber  unfähig,  neues  Erbe  oder  Lehen  zu  empfan- 
gen 2l0).  Ungeachtet  die  betreffende  Stelle  nicht  in  den 
Schwabenspiegel  übergegangen  ist ,  so  darf  man  daraus 
doch  nicht  sehliesscu,  dass  dieses  Recht  im  Süden  Deutsch- 
lands nicht  gegolten  habe.  Noch  im  fünfzehnten  Jahrhun- 
dert finden  sich  bei  uns  Spuren  davon.  Der  Rath  holte 
nämlich  über  diese  Frage  ein  Rcehtsgutachten  ein,  dessen 
genaue  Mittheilung 2n)  nicht  uninteressant  ist. 

208;  MS.  J 44.  S.  42. 

209)  Im  Gerichtsbuche  von  1620. 

210)  Sachsenspiegel  I.  4.  „De  meselseke  man  ne  rntveit  weder  len 
noch  eiue.  Heuel  liet  aier  vnhangen  er  der  süke ,  he  behalt  it  tnd«  erfl 
it  als  ein  ander  man." 

211)  Es  findet  sich  auch  bei   Müller  Geschichte  der  Eidgenossenschaft. 
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Dem  wisen  fürsichtigen  dem  Bargermeister  ze  zur  ich. 
Min  willigen  dienst  ze  vor,  lieber  her  Bürgermeister ,  ich 
bin  gefraget,  ob  ein  vssetzel  erben  muge  nach  dem  Rech- 
ten, da  sprich  ich  nach  dem  Rechten,  das  keinen  vssetzel 
sin  siechtage  von  erb  verscholted  vnd  Besonder  von  erb 
daz  nit  ist  Lechen,  war  vmb  solt  ein  Mentsch  an  schuld 
mit  zwein  Ruetcn  geslagen  werden  wider  das  Recht,  dis 
schriben  tuon  ich  üch ,  ob  es  ze  schulden  Käme ,  in  üwer 
Statt ,  das  Ir  dann  das  Recht  ouch  wissetind ,  wie  wol  ir 
üwer  Statt  gewonheit  vollenhlich  wissent  von  gottes  gna- 
den,   got  sye  mit  üch. 

Meister  hans  hagedorn  Juriste  ze 
Costentz  üwer  diener212). 
Und  später,  im  Jabr  1460,  erkannte  noeb  der  Ratb  zu 
Recht : 

Wenn  ein  man  Sundersiech  wirlt,  hat  er  denn  ein  elich 
wip,  das  man  denn  dieselben  siner  elichen  wirttin  Ir 
heiinstür,  ir  morgengab,  Ir  erecht  vnd  dritten- 
leib,  ob  sy  darzuo  stan  wil,  vssrichtten  sol  ze  gli- 
cher wise  als  ob  der  man  von  todes  wegen  ab- 
gangen were. 

IV.  Die  Vormundschaft  des  Ehemanns  hörte  endlich  auf, 
wenn  derselbe  zum  Au  ff  all,  Concurs,  getrieben  wurde. 
Auch  dannzumal  kann  die  Frau  ihr  Zugebrachtes,  Mor- 
gengabe und  Eherecht  verlangen ,  gleich  als  wenn  der  Mann 
gestorben  wäre.  Dass  in  diesem  Falle  das  Eherecht  nicht 
so  reichlich  gemessen  werden  durfte,  wie  bei  einer  sol- 
venten Erbschaft,  versteht  sich  von  selbst.  Es  mochte 
dann  der  Bezug  des  Ehebettes  gewöhnlich  genügt  haben. 
Aber  immerhin  erhielt  doch  die  Frau  unter  der  Form  des 
Eherechts  einige  Stücke,  die  vorher  zum  Vermögen  des 
Mannes  gehört  hatten.  Eben  so  fallt  natürlich  hier  der 
Drittheil  weg,  indem  dieser  der  Frau  statt  Vortheil  Scha- 
den brächte.  Das  sogenannte  Privilegium  des  Weibergutes 
im  Concurse  des  Manns  stellt  sich  somit  ursprünglich  ledtg- 


Bd.  III.  S.  350,  aber  wie  es  scheint,  aus  einer  sehr  fehlerhaften  Abschrift, 
gedruckt. 

212)  MS.  140.  Abth.  I.  S.  $4.  b.  , 
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lieh  dar  als  Beerbung  desselben  durch  die  Frau  und  es 
hat  gar  nichts  auffallendes,  dass  die  Forderung  auf  Wci- 
bergut  allen  Schuldforderungen  vorgeht,  indem  dieses  ja 
auch  ganz  ebenso  der  Fall  war,  wenn  der  Mann  starb 
und  die  Wittwe  ihr  Vermögen  begehrte.  Eben  desshalb 
war  es  auch  ursprünglich  kein  Privilegium,  sondern  blosse 
Folge  der  Rechtsansicht,  dass  der  fallitc  Mann  mit  Bezug 
auf  die  eheliche  Vormundschaft  und  die  Güterverhältnisse 
der  Ehegatten  gleich  einem  Verstorbenen  zu  behandeln  sei. 
Rathserkenntniss  von  1489.  Wir  u.  s.  f.  —  haben 
uns  erkennth:  —  Ob  ein  vffal  \ff  eines  Manns  guot  by 
sinein  Lcbenn  beschicht,  das  dann  sin  Ecfrow  ob  sy  das 
begert  vor  allen  gelten  vuib  Ir  zuobracht  guot,  Mor- 
gengab vnnd  Eerccht  vssgericht  werden  solle  Inn  aller- 
mass  als  ob  der  Man  gestorben  were. 
Die  bestrittene  Frage,  ob  durch  den  Concurs  des  Man- 
nes dieser  auch  seine  eheliche  Nutzniessung  verliere  oder 
nicht,  welche  vor  Kurzem  bei  gerichtlichen  Verhandlungen 
zur  Sprache  kam213),  und  welche  bekanntlich  auch  in 
Sachsen,  wo  ein  ähnliches  Güterrecht  gilt,  zu  den  vielfach 
bestrittenen  gehört,  müsste  nach  jener  altern  Auffassung 
entschieden  bejaht  werden.  Es  sprechen  dafür  aber  ausser 
dieser  historischen  Gestaltung  des  Concursrechtes ,  noch 
besonders  folgende  Gründe.  Die  eheliche  Nutzniessung  ist 
blosse  Folge  der  ehelichen  Vormundschaft  und  der  aus- 
schliesslichen Verwaltung  des  Mannes.  Hören  diese  auf, 
worüber  kein  Zweifel  sein  kann,  so  kann  auch  jene  nicht 
fortdauern.  Ferner  ist  das  eheliche  Vcrhältniss  ein  so 
höchstpersönliches,  dass  den  fremden,  dritten  Creditoren, 
welche  zu  der  Frau  weder  in  einer  familienartigen  noch 
selbst  nur  in  einer  obligatorischen  Beziehung  stehen,  un- 
möglich verstattet  werden  darf,  sich  an  der  Stelle  des 
Mannes  in  die  Verwaltung  des  weiblichen  Vermögens,  wel- 
ches die  Frau  gerade  im  Coucurse  gerettet  und  den  An- 
sprachen der  Gläubiger  entzogen  hat,  einzudrängen.  Die 
Frage  ist  übrigens  nur  da  von  praktischen  Folgen,  wo  die 


2.13)  Monats chronik  Alf  zürcherische  Rechlsjtfleg«  Bd.  I.  S.  33, 
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Frau  so  reich  ist,  dass  sie  aus  ihrem  allfälligen  Erwerbe 
und  den  Zinsen  ihres  Vermögens  standesgemäss  samint  ihren 
Kindern  und  Haushaltung  leben  kann  und  darüber  hinaus 
noch  etwas  vorschiesst.  Denn  es  versteht  sich  doch  wohl 
von  selbst,  dass  die  Gläubiger,  nicht  weniger  als  der 
Mann  verpflichtet  wären,  zunächst  für  die  Unterhaltung 
der  Frau  zu  sorgen,  wenn  sie  ihr  Vermögen  geniessen 
wollten.  Eine  solche  Sorge  derselben  wäre  aber  eben 
etwas  Unnatürliches  und  eine  praktische  Sonderbarkeit,  die 
mit  einer  Menge  von  Uebelständen  begleitet  wäre. 

§.  2i.  Zusaminentheilung. 

Das  Institut  der  Z us am menth eilung,  oder  wie  sie 
auch  genannt  wird,.  Th  eil-  und  Gemeinsame,  Zusam- 
menstoss  oder  Gemeinder  schaft,  reicht  seiner  Entste- 
hung nach  in  ein  sehr  hohes  Alter  herauf  21 '•).  Wie  das- 
selbe gegenwärtig  noch  in  der  Regel  nur  unter  Geschwistern 
vorkommt,  so  war  es  offenbar  ursprünglich  mit  Rücksicht 
auf  das  Verhältniss  dieser  entstanden.  Wenn  nämlich  ein 
Vater  starb  und  mehrere  unausgerichtete  Kinder,  insbeson- 
dere Söhne,  als  Erben  hinterliess,  so  fiel  sein  Erbe  oder 
Eigen ,  das  bisher  unter  seiner  alleinigen  Gewere  gestan- 
den ,  aber  doch  die  ganze  Familie  ernährt  hatte,  jenen  zu. 
und  es  stand  ihnen  nun  frei ,  die  Verlassenschaft  zu  t heilen. 
In  vielen  Fällen  aber  und  aus  verschiedenen  Gründen  musstc 
es  Tür  die  Geschwister  vorteilhafter  oder  ihnen  sonst  be- 
quemer sein,  beisammen  zu  bleiben  uud  das  Gütergewerbe 
auf  gemeinsame  Rechnung  fort  zu  bewirthen.  Es  konnte 
auch  nur  ein  Theil  der  Geschwister  die  Geroeinschaft  fort- 
setzen wollen,  während  andere  Glieder  der  Familie  ausge- 
kauft werden  mussten. 

In  solchen  Verhältnissen  gingen  die  erstem  eben  eine 
Zusamrocntheilung  ein.  Die  ganze  unvertheilte  Verlassen- 
schaft wurde  dann  als  Eine  Masse  betrachtet,  welche  deu 

214)  Bescler  Eibv  ertrage  I.  S.  02.  führt  eine  einzelne  UrkunJe  vom 
Jahr  1315  *n,  worin  eiue  solche  Zusaminentheilung  zweier  Geschwister  deut- 
lich tu  erkennen  ist. 
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Geschwistern  zusammen  gehöre.  Es  zeigt  sich  das  schon 
aus  ihren  Verhältnissen  gegenüber  dem  Grundherrn.  Dieser 
hatte  nämlich  sonst  von  jedem  hörigen  Mann  oder  Frau, 
welche  eine  Verlassenschaft  hinterliessen,  das  Besthaupt  zu 
fordern.  Lebten  nun  aber  Geschwister  in  der  Zusammen- 
theilung, und  starb  eines  derselben,  so  hatte  der  Herr 
nur  dann  das  Besthaupt  zu  fordern ,  wenn  das  älteste  Glied 
gestorben  war,  nicht  aber  auch  wenn  ein  jüngeres  abge- 
gangen war.  Jenes  repräsentirte  somit  ihm  gegenüber  die 
ganze  Familie  und  ihr  Vermögen ;  daher  trat  denn  auch , 
so  lange  die  Gemeinschaft  dauerte,  nach  des  ältesten  Tode, 
der  Zweitälteste  an  seine  Stelle,  und  auch  von  diesem  be- 
zog der  Herr  wieder  das  Besthaupt,  wenn  er  starb,  bis 
herab  auf  den  jüngsten. 

Zweite  Öffnung  von  Engelberg.  Wcnne  och  nie 
siin  dennc  eine  bi  enander  smi.  vnd  da  der  ©ltest  stir- 
bet,  so  sol  aber  dem  gotzhus  das  best  honbt  ze  valle  wer- 
den, sturbi  aber  der  iunger ,  so  wirt  dem  gotzhus  einhein 
val ,  ist  das  si  nüt  von  enander  geteilt  hant. 

Grafschafts  recht  von  Kyburg  I.  §.  25.  vgl.  §.  26. 
Ist  aber  mer  denn  ein  man  in  einem  hus,  die  teil  vnd 
gemein  mit  einander n  hand,  die  von  todes  wegen 
abgand ,  so  sol  doch  nur  der  ehest  geuallet  werden ,  wenn 
der  abgät  vnd  da/,  ye  von  dem  ehesten  an  den  andern 
fliesten  gän. 

Öffnung  von  Binzikon   von  1135.     Wo  ouch  vier 
gebrueder  sind  oder  annder,  die  teyl  vnd  gineinsament 
band,  als  vyl  dero  Ist,  stirbt  da  je  der  eilest  vnnder  Inen 
ab,  denn  hat  ein  herr  ze  grueningen  ze  vallen.    Ist  aber 
daz  die  jungen  vor  dein  alten  absterbend,  als  vyl  der  Ist, 
So  sol  sy  der  herr  nit  vallen,  alle  die  wyle  der  eltest  lebet, 
di  wyle  sy  teil  vnd  gniein  mit  einandern  hand. 
Diese  Gemeinschaft  darf  nicht  als  eine  fortgesetzte  Gü- 
tergemeinschaft  der  Ehegatten   angesehen  werden,  indem 
sie  sich  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  letztere  und  zu  einer 
Zeit  schon  ausbildete,  wo   man   bei  uns  wenigstens  von 
Gütergemeinschaft  der  Ehegatten  noch  nichts  wusste.  Viel- 
mehr hat  sich  erst  von  da  aus  das  Institut  auch  auf  andere 
Verhältnisse,  und  so  das  der  Ehegatten  selbst  ausgedehnt, 
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und  es  ist  auch  diesen  eine  Zusammentheilung  verstattet 
worden,  wie  den  Geschwistern.  Die  Fälle,  wo  Geschwister 
eine  Zusammentheilung  eingingen,  blieben  aber  fortwährend 
die  häufigem,  und  so  kam  es,  dass  sich  diese  Zusammen- 
theilungen  auch  in  den  Gegenden  erhielten,  wo  die  eheliche 
Gütergemeinschaft  nie  recht  durchzudringen  vermochte. 

Die  Zusammentheilung  wurde  eingegangen  durch  Ver- 
trag der  Theilnehmer.    Bezog  sie  sich  nur  auf  die  fahrende 
Habe,  so  genügte  dieser,  wenigstens  nach  den  Statuten, 
welche  es  Jedem  frei  stellen,  über  seine  Fahrhabe  auch 
auf  den  Todesfall  hin  nach  Belieben  zu  verfügen.  Betraf 
sie  dagegen  auch  liegendes  Gut,  so  war  jedenfalls  noch 
die  Eröffnung  des  Vertrages  vor  Gericht  und  Bestätigung 
durch  dasselbe  erforderlich.    In  Zürich  behielt  sich  der 
llath  die  Genehmigung  vor,  gleich  wie  für  die  Gemächde 2,s). 
Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  §.  12.    Aber  sprechen  sy , 
wer  da  begert  eins  zuosamenstoss  ze  tuond,  der  mag 
gan  zuo  einem  Amman  oder  zuo  einem  vogt,  wo  die  Li- 
genden güter  hin  gehören,  vnd  vinb  dasvarend  mögen 
sy  das  wol  tuon  ,  wo  sy  wellen  oder  vnnder  wehchem  Rich- 
ter sy  wellen,  vnd  sol  Inen  das  nieinan  weren. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Si  sprechen!  och, 
daz  ein  jeklicher  hofmann  hin  geben  vnd  verschaffen  uiug 
da/,  varend  guot.  Aber  die  ligenden  gueter  sol  noch  mag 
nieman  hingeben  denn  in  den  Jargerichten.  vnd  mag  och 
vmb  die  ligenden  gueter  nieman  ein  zemenstoss  noch  ge- 
ineinschaft  Volbringen  denn  in  den  vorgeseiten  Jargerichten. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1480.  Wir  mügend  ouch 
einannder  über  vnnser  ligend  vnd  varent  guot  ze 
getheilit  vnd  ze  ge  raein  dern  n  e  m  e  n  vnd  zemen 
stossen,  Es  sygend  man,  frowen,  Jung  a  ld  alt,  wer 
die  sind,  vnd  sol  daz  offennlich  vor  gcricht  besche- 
chen,  als  recht  ist,  wo  daz  Ist,  do  man  die  vogt  von  grue- 
ningen  by  haben  mag. 

Ueber  das  Rechts verhältniss  der  Gemeinder  während 
der  Gemeinschaft  sprechen  sich  unsere  Quellen  nicht  mit 
der  wünschbaren  Bestimmtheit  aus.     Es   lasst  sich  aber 


215)  MS.  140.  Ablh.  II.  S.  29.  a.    Erk.  t.  J.  J46T. 
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doch  aus  ihren  Angaben  über  die  Ansprüche  bei  der  Auf- 
lösung der  Zusammentheilung,  sowie  aus  der  allgemeinen 
Richtung  des  deutschen  Rechts  manches  folgern.    Was  die 
Gemeinder  zusammen  gebracht  haben ,  gehört  nunmehr  ihnen 
allein  gemeinschaftlich ;  ebenso  was  in  der  Folge  erworben 
wird.    Ob  nun  aber  dieses  Verhältniss  mehr  im  Sinne  einer 
römischen  societas  omnium  bonorum  oder  im  Geiste  des 
deutschen  Gesammteigenthums  zu  beurtheilen  sei,  darüber 
kann  man  zweifeln.    Doch  verdient  die  letztere  Ansicht 
den  Vorzug.    Denn  es  ist  ein  durchaus  charakteristisches 
Merkmal  der  römischen  societas,  dass  jeder  Gesellschafter 
beliebig  Trennung  und  Auseinandersetzung  fordern  darf. 
Das  kann  nun  aber  bei  der  Zusammentheilung  gewiss  nicht 
geschehen ,  indem  es  der  deutschen  Ansicht  über  Wirksam- 
keit von  Verträgen  entschieden  widerspräche,  wenn  dem 
einen  oder  andern  Theile  völlig  freier  Rücktritt  gestattet 
würde.    Es  wird  vielmehr  das  Verhältniss  der  Gemeinder 
als  ein  dauerndes  Familienverhältniss  betrachtet,  das  ge- 
wöhnlich sogar  dann  fortdauert,  wenn  einzelne  Glieder  ab- 
sterben, was  hinwieder  bei  der  römischen  Gesellschaft  sich 
ganz  anders  stellt.    Es  kann  daher  in  der  Regel  —  die 
einzelnen  Verträge  selbst  können  natürlich  modificirende 
Ausnahmen   begründen  —  die  Gemeinschaft   nur  wieder 
durch  einen  Auflösungsvertrag  aller  Retheiligten  getrennt 
und  Theilung  angeordnet  werden;  oder  aber  sie  wird  da- 
durch aufgelöst,  dass  in  dem  Familienzustand  eines  Gliedes 
eine  solche  Veränderung  vor  sich  geht,  dass  dieselbe  stö- 
rend in  die  persönliche  Verbindung  der  Gemeinder  eingreifen 
müsste,  wie  insbesondere  die  Verhcirathung  eines  Glie- 
des 2!C).    Indessen  konnte  möglicher  Weise  doch  auch  im 
letztern  Falle  die  Gemeinschaft  noch  fortdauern. 

Die  einzelnen  Gemeinder  hatten  alle  gleiche  Rechte  an 
dem  gemeinsamen  Vermögen,  in  der  Verwaltung  desselben 
aber  standen  sie  kaum  gleich.     Die  ganze  Schwierigkeit 

216)  Vgl.  die  Öffnung  tob  Wi  csendangen  Ton  1473  I.  12.  „Item 
als  vi L  gesvrrstergit  von  Brüdern  In  ainem  htm  ist,  So  sol  der  eilest  —  den 
val  richten,  welber  och  sust  am  wyb  nympt,  der  sol  och  den  Tal  richten." 
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eines  gemeinsamen  Eigenthums  mehrerer,  welches  das  deut- 
sche Recht  zuliess,  bestand  immer  in  der  Verwaltung.  Hier 
konnte  nun  der  mögliche  Conßikt  nicht  dadurch  gehoben 
werden,  dass  einem  —  wie  in  der  Ehe  dem  Manne  — 
die  Vormundschaft  zustand  Uber  seine  Geschwister;  und 
doch  war  eine  Einheit  der  Verwaltung  und  Repräsentation 
des  Ganzen  nach  Aussen  hin  nothwendig.  Es  mochte  da- 
her regelmässig  durch  Vertrag  bestimmt  werden,  wem 
diese  zukomme,  oder  aber,  was  bei  den  Geschwistern  nach 
den  obigen  Stellen  wahrscheinlich  wird ,  der  älteste  Sohn 
mochte  als  Haupt  der  Genossenschaft  gelten  2'7). 

So  lange  nun  die  Gemeinschaft  bestand,  so  wurde  der 
absterbende  Gemeinder  von  seinen  Genossen  geerbt,  und 
es  war  jedes  Erbrecht  dritter  Personen  ausgeschlossen.  Es 
fiel  eben  nur  einer  der  mehreren  Gesaramteigenthümer  weg 
und  das  gemeinsame  Gut  blieb  -den  zurückbleibenden. 

Öffnung  von  Binzikon  vom  Jahr  1435.  Es  ist  onch 
der  dingstatt  Recht,  Es  syen  man  frowen,  knaben  vnnd 
tochtern ,  jung  oder  alt,  wer  die  sind,  die  teyl  vnd  ge- 
ineinsamend  hand,  das  die  sollend  vnd  mögend  Einander 
erben. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1480  ebenso. 

Aeltestes  Grafschaftsrecht  von  Kyburg  s.  d. 
§.  32.  Item  wo  ouch  vngeteiltc  geswistergit  by  ein  an- 
dern hushablich  sind  vnd  teil  vnd  gemein  mit  einandern 
habent ,  die  zü  dem  hus  kiburg  gehörent ,  das  die ,  die  wile 
sy  mit  einandern  in  teil  vnd  gemein  sind  einandern  erben 
sollen  t. 

Grafschaftsrecht  von  Kyburg  II.  Ree:  Ob  Je- 
mand mit  dem  andern  In  der  geineindt  stuendi  vnd  dero  ein» 
vor  dem  andern  In  der  gemeind  abstiirbi,  so  erpt  das  le- 
ben t  des  abgangnen  teyl  verlassen  guot ,  ligendls  vnd  va- 
rendts. 

Merkwürdig  ist  in  dieser  Beziehung  noch  eine  freilich 
schwierige  Stelle  des  Hausrodels  von  Bubikon,  welche 
voraussetzt,  dass  auch  eine  Frau  sich  in  die  Gemeinschaft 
verheirathen  kann. 

217)  Vgl.  Hesel  er  Erbvertrage.  Bit.  I.  S.  86.  ff. 
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Art.  20.  Wenn  ein  frow  elich  In  ein  hus  kompt,  vnd 
von  Irein  man  vnd  dem  hus  gesind  enpfangen  wirt  an 
einem  theil  oder  guieind ,  So  vyl  denn  ze  mal  der  personen 
Inn  dem  hus  sind  vnd  eines  nach  dem  andren  von  todes 
wegen  abgat ,  das  eines  denn  das  ander  vnd  derselben  per- 
sonen kind  desselben  einigen  teyl  erben  sollend,  ob  aber 
ein  frow  an  eines  Iiindes  teyl  oder  ein  knab  dessglichen 
enpfangen  wirt,  das  sy  denn  alles  guot  glich  durch  den 
banck,  als  vyl  der  personnen  Ist  oder  wirt,  Jetlichs  glich 
vyl  die  wyl  sy  vngeteylt  sind,  erben  sollend. 

§.  25.    Modificationen  des  Güterrechts. 
Eheliche  Gütergemeinschaft. 

Durch  die  Anwendung  des  Princips  der  Zusamnienthei- 
lung  auf  die  Güterverhältnissc  der  Ehegatten  konnte  nun 
auch  Tür  diese  eine  wahre  Gütergemeinschaft  möglich  wer- 
den. Sie  beruhte  dann  aber  immer  auf  einem  besondern 
Vertrage  der  Eheleute  und  verstand  sich  nie  von  selbst. 

Daneben  finden  sieb  nun  aber  besonders  in  den  Städten 
noch  anderweitige  Modificationen  des  Güterrechts,  welche 
eine  Gütergemeinschaft  begründeten,  oder  sich  derselben 
annäherten. 

Nach  dem  Stadtrechte  von  Zürich  bleibt  das  Weiber- 
gut unversehrt  und  kann  insbesondere  von  den  Gläubigern 
des  Ehemanns  nicht  angetastet  werden.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  nun  aber  stellt  sich  das  Recht  der  Frau 
ganz  anders.  Wenn  sie  nämlich  mit  ihrem  Manne  „zu 
Bank  und  Gaden,  zu  Gewinn  und  Gewerb"  steht218), 
wenn  sie  somit  mit  ibm  gemeinschaftlich  ein  öffentliches 
Gewerbe  treibt,  so  bat  sie  auf  der  einen  Seite  Hoffnung 
auf  Gewinn,  auf  der  andern  aber  auch  die  Gefahr  des 
Verlustes.     Es  werden  dahin  indessen  die  gewöhnlichen 

218)  Di«  Rathserkenntniss  t.  1488.  MS.  140.  Abth.  II.  S.  41.  b. 
5eUt  dieses  Recht  als  altes  Recht  voraus.  Es  erscheint  nämlich  eine  Frau 
vor  RaUi  und  erklart,  sie  wolle  sich  ferner  nicht  wieder  mit  dem  Gewerbe 
ihres  Mannes  beschäftigen.  Dadurch  erhält  sie  Sicherheit  gegen  neue  Schul- 
dan, aber  nur  insofern  sie  nicht  in  der  Folge  wieder  „tuo  gaden  vnd  banck 
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Handwerke ,  die  nur  von  dem  Manne  ausgeübt  werden , 
nicht  gerechnet,  obwohl  die  Frauen  ihren  Ehemännern 
behiilflich  sind,  die  Handwerksartikel  feil  zu  bieten  2l9). 
Wohl  aber  gehören  hieher  Wirthschaften ,  Handel ,  Kram- 
laden und  ähnliche.  Durch  die  Theilnahme  an  dem  Ge- 
werbe ihres  Mannes  zeigte  die  Frau  auf  der  einen  Seite 
eine  gewisse  Selbständigkeit,  welche  geneigt  machte,  ihr 
grössere  Handlungsfähigkeit  einzuräumen.  Auf  der  andern 
Seite  lag  es  im  Interesse  des  öffentlichen  Crcdits,  die  Gläu- 
biger auch  ihr  gegenüber  besser  zu  stellen. 

Eine  solche  Frau  konnte  daher  auch  ohne  Zuzug  eines 
Vogtes  für  ihren  Ehemann  gültig  das  Ihrige  verpfänden  220). 
Gerieth  dann  der  Mann  in  Concurs  und  genügte  sein  Ver- 
mögen nicht,  die  Gläubiger  zu  befriedigen,  so  haftete  sie 
nachträglich  mit  allem  ihrem  Gute,  selbst  ihrem  ererbten 
Eigen  für  die  Schulden  des  Mannes. 

Verordnung  von  1512,  die  indessen  nach  dem  Obigen 
viel  älteres  Recht  enthält: 

Wann  es  sich  hynfiir  begebe,  das  ein  vffal  der  schuld- 
forderer  vff  einen  Burger  Zürich  käme ,  vnnd  die  schuld- 
forderer  von  desselben  Burgers  vff  den  der  vffal  bescheche 
eygenein  guot  nit  bezalt  vnnd  vernuegt  werden  möchten, 
Hat  dann  derselb  Burger  ein  Eefrowen,  die  mit  Im  zuo 
hangk  oder  gaden  Inn  gwiinn  oder  gwerb  wellicherley  band- 
tierung  vnnd  gewerbs  sich  Joch  derselb  gebrucht  hat,  ge- 
stannden  ist,  So  soll  ouch  derselben  siner  Eefrowen  guot 
allenclich  ,  es  syge  Ir  zuogebracht  guot,  Ir  Morgengab  er- 
erpt  oder  sunst  überkommen  guot,  Inn  dem  ganntz  nülzit 
vssgenominen ,  vmb  sollich  Irs  inans  schulden  he- 
ll äfft  vnnd  verfangen  sin,  vnnd  sv  Im  also  darmit 
vnnd  daruss  helffen  bezalen,  bis  an  das  vn nd  er- 
be inbdt,  so  sy  an  Irein  Lyb  treyt221). 
Dadurch  wird  sie  dann  aber  für  immer  frei  von  den 


219)  Gerichts  buch  v.  1553.  Th.  IV.  „Vmb  Gerwers  vryber.  Vmb 
Bleicher  wyber." 

220)  Gerichtsbuch  v.  1553.  Th.  IV.  „Frowen  so  für  Ire  man  pfand 
jabent." 

221)  MS.  144.  S.  41.  b. 
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Gläubigern  des  Mannes,  und  wenn  sie  später  wieder  zu 
Vermögen  gelangt,  haben  diese  keine  Rechte  darauf222). 

Alle  diese  Bestimmungen  bezichen  sich  indessen  vor- 
nämlich nur  auf  das  Verhältniss  der  Ehefrau  zu  den  Gläu- 
bigern, nicht  aber  auf  die  Güter  Verhältnisse  der  Ehegatten 
unter  sich*  Daraus  eine  Gemeinschaft  des  gesammten  Ver- 
mögens beider  Ehegatten  zu  folgern,  wäre  sehr  verkehrt. 
Die  Art,  wie  davon  die  Rede  ist,  dass  die  Frau  mit  ihrem 
Vermögen  hafte,  wenn  das  des  Mannes  nicht  zureiche, 
beweist  vielmehr,  dass  beide  Vermögen  fortwährend  ge- 
trennt blieben2").  Ebenso  wenig  darf  man  annehmen, 
dass  die  Vormundschaft  des  Mannes  über  die  Frau  und 
die  ehelichen  Nutzniessungsrechte  desselben  auch  an  dem 
Vermögen  dieser  dadurch  beseitigt  worden  seien. 

Dagegen  darf  man  allerdings  geneigt  sein,  aus  jener  Haft 
für  die  Schulden  auch  auf  eine  Gemeinschaft  des  durch  den 
Erwerb  errungenen  Gutes,  oder  wenigstens  auf  eine  erhöhte 
Ansprache  der  Frau  auf  dieses  nach  dem  Tode  des  Mannes 
zu  schliessen.  Ich  habe  nun  zwar  in  den  Quellen  des  zii- 
richerischen  Stadtrechtes  keine  Stelle  finden  können,  welche 
diese  Ansicht  bestätigte.  Aber  in  dem  Stadtrechte  von 
Bulach  von  1483,  welches  damals  von  dem  zürcherischen 
Rathe  bestätigt  wurde,  kommt  eine  Bestimmung  vor,  die 
als  Belege  für  das  Gesagte  angeführt  werden  kann ,  zumal 
sie  sich  in  dem  Winterthurerstadtrechte ,  auf  welches  sonst 
das  Bülacher  basirt  ist,  nicht  so  findet. 

Oach  das  ein  Jegklichs  Irs  burgers  wib,  dero  mau  nit 
ein  koufinan ,  ein  wirt  oder  werbender  man  gewesen  ist 
ob  er  vor  Iro  abgat,  einen  driteil  sins  vcrlassnen  varenl 
dens  guots  erben  vnnd  dauon  einen  dritteil  bezalen  sol,  ob 
er  aber  werbent  wie  vorstat  gewesen  ist,  das  denn  vsser 
sinein  varenden  guot  die  Schuldner  bezalt  sollen  werden. 
Vnnd  ob  da  so  das  bescheche  Ichzit  über  wurde,  das  den 
das  der  frowen  werden  sölte.  . 


222)  Erläuterung  v.  1550.    Zusati  zu  MS.  144.  S.  42.  a. 

223)  Vgl.  „ch  G.richUbuch  r.  1553.  Th.  IV.  Vmb  di,  3Cilul(lei| 
so  ror  ald  nach  u.  s.  f.  «■"WB, 

Bluntwhli  RtcfcbgtMhfcktt.  29 
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Es  ist  demnach  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  zu 
vermuthen,  dass  auch  nach  dem  Stadtrechte  von  Zürich 
die  Frau,  welche  mit  ihrem  Manne  zu  Gewinn  und  Ge- 
werb gestanden,  gewissermassen  zum  Ersatz  für  ihre  Ge- 
fahr berechtigt  gewesen  sei,  nach  dem  Tode  ihres  Mannes 
ausser  Zugebrachtem,  Morgengabc  cind  Eherecht  die  ganze 
eheliche  Errungenschaft  anzusprechen. 

2.  Eine  viel  entschiedenere  Richtung  zur  Gütergemein- 
schaft zeigen  die  Statute  der  züricherischen  Städte  Egii- 
sau  und  El  gg.  Zwar  ist  dieselbe  keineswegs  so  ausge- 
bildet, dass  man  auch  während  der  Ehe  schon  ein  Gesammt- 
eigenthum  beider  Ehegatten  annehmen  dürfte.  Vielmehr 
beruht  die  Einheit  beider  Vermögen  vornehmlich  noch  auf 
der  Vogtschaft  des  Ehemanns  über  die  Frau,  und  selbst 
nach  dem  Tode  des  einen  oder  andern  treten  doch  wieder 
in  mehrern  Beziehungen  die  ursprünglichen  Bestandteile 
des  ehelichen  Vermögens  hervor.  In  andern  Rücksichten 
aber  erscheint  dieses  jetzt  allerdings  als  Eine  gemeine  und 
ungetrennte  Masse. 

Beide  Statuten  behandeln  den  Fall  der  kinderlosen  Ehe 
gleichmässig.  Der  überlebende  Ehegatte  erwirbt  die  ganze 
Verlassenschaft  des  andern,  wird  somit  Eigenthümer  des 
gesammten  ehelichen  Vermögens. 

Stadtrecht  von  Eglisau  von  1510.  Item  Es  ist  ouch 
unser  Statt  bruch  und  alt  herkommen,  wann  zwey  Eemen- 
schen  Eelich  zuosainmen  kommend,  vnd  kein  sünderung 
oder  ginecht  verdingt  wirt  zwüschent  Innen ,  da  eerbt  eius 
das  annder  ohn  alles  mittel. 

Noch  unzweideutiger  spricht  sich  das  Statut  von  Elgg 
von  1532  «*)  aus : 

So  erbt  das  überpliben  des  andren  gutt  alles  zu  Eygen 
Für  alle  fründ  hin,  und  so  dasselbig  überpliben  mensch 
ouch  styrbt,  So  valt  dasselbig  gutt,  so  es  zu  disem  eege- 
machel  gepracht  by  im  überkhommen ,  und  von  im  ererbt 
hatt  alles  an  sin  des  letsten  abgestorbnen  erben  und  nützit 
wyder  an  dise. 

224)  Bei  Pectalutz  I.  S.  387.    Vgl.  Elgger  Stadtrecht  Art.  54.  f.  2. 
bei  Pestalutz  I.  S.  345. 
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Ist  dagegen  die  Ehe  beerbt,  so  gehen  die  beiden  Sta- 
tuten in  einigen  Punkten  auseinander.  Das  Stadtrecht  von 
Eglisan  ia'sst  auch  in  diesem  Falle  zunächst  das  ganze  Ver- 
mögen beisammen  und  dem  tiberlebenden  Ehegatten  zu- 
dienen»   Es  fahrt  nämlich  fort: 

Gewinnend  sy  aber  kind  bi  einandern,  wann  dann  eins 
vor  dem  andern  abstürbe ,  Erbt  aber  eins  das  ander ,  darin 
habend  die  kind  nütz  zu  reden,  vnd  mag  sollich  guot 
woll  nutzen  und  bruchen  syn  Leben  lang  nach  syner  not- 
turfl't  vngefharlich. 

Diese  Stelle  hat  von  jeher  unter  den  Juristen  und  bei 
den  Gerichten  verschiedene  Auslegungen  erfahren.  Noch 
in  der  neuesten  Zeit  hat  ein  sehr  ausgezeichneter  Rechts- 
gelehrter  sie  einer  sorgfältigen  Erklärung  gewürdigt  225). 
Er  sucht  nachzuweisen,  dass  auch  in  diesem  Falle  der  be- 
erbten Ehe  der  überlebende  Ehegatte  zunächst  alleiniger 
Eigcnthümer  des  Ganzen  werde,  somit  das  Princip  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  auch  hier  gelte. 

Ich  habe  mich  indessen  von  der  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht noch  keineswegs  überzeugen  können ,  sondern  nehme 
vielmehr  in  Uebereinstimmung  mit  einigen  Urtheilen  des 
Obergerichtes  an,  der  überlebende  Ehegatte  erhalte  nicht 
ohne  weiters  Eigenthura  an  der  Verlassenschaflt.  Es  sei 
mir  vergönnt,  in  Kurzem  die  Gründe  für  diese  Meinung 
anzudeuten,  und  die  Auslegung,  welche  ich  für  die  wahre 
halte ,  zu  eröffnen  226). 

Die  Ausdrücke  jener  Stelle  sind  jedenfalls  einer  zwie- 

225)  Dr.  Fioiler  iu  der  Züricher  Monatschronik  Bd.  IX.  Heft  1  und 
vorzüglich  Heft  3  und  J.  Eine  sehr  alte  Spur  Ton  verschiedenen  Ansichten 
Uber  das  Erbrecht  der  Wittwe  zu  Eglisau  findet  sich  schon  im  Jahr  149S 
Manuale  S.  59  ;  indem  der  Rath  von  Zürich  im  Gegensatz  zu  dem  Urtheil« 
des  Eglisauergerichtes  erkennt,  die  Wittwe  habe  das  Gut  ihres  verstorbenen 
Mannes  dessen  Erben  zu  „zeigen"  und  sich  mit  dem  Inhalt  ihres  Getnächdes 
yu  begnügen. 

226)  Auch  wenn  mau  die  Finslerische  Ansicht  in  der  Hauptsache  nicht 
theilt,  so  wird  man  doch  die  Richtigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  den  anf 
eine  verführerische  Weise  ähnlich  lautenden  Artikeln  4  und  5  des  Eglisauer- 
erbrechts  zugeben  müssen.  Fast  alles  darüber  Gesagte  bleibt  auch  bei  unse- 
rer Auslegung  stehen,  wesshalb  wir  lediglich  anf  jene  Auseinandersetzung  ver- 
weisen. 
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fachen  Auslegung  fähig,  und  hätten  wir  nur  sie,  so  wäre 
der  Streit  wohl  nie  zu  entscheiden.  Der  Ausdruck  „erben" 
nämlich  kann  nicht  entscheiden,  indem  er  oft  nicht  den 
Uebergang  aller  Rechte  an  der  Verlassenschaft  auf  den 
Erben,  sondern  nur  den  einem  Nachfolger  zukommenden 
leibdingweisen  Genuss  bezeichnet.  Und  wenn  auch  die 
Bestimmung  dieses  Artikels  sich  unmittelbar  an  die  vorher 
mitgetheilte  anschliesst,  welche  von  der  unbeerbten  Ehe 
handelt,  und  das  Wort  Erben  wirklich  in  der  erstem  Be- 
deutung auffasst,  so  besteht  doch  offenbar  wieder  ein  Ge- 
gensatz zwischen  beiden  Artikeln,  der  um  so  eher  eine 
etwas  veränderte  Auffassung  zulasst,  als  der  erste  von 
„erben  ohne  alle  Vermittlung"  redet,  der  zweite 
dagegen  von  erben,  das  zum  wenigsten  absichtlich  nicht 
bezeichnet  wird  als  ein  „erben  ohne  alles  Mittel"  227)»  Ist 
es  aber  ein  vermitteltes  Erben,  so  kann  doch  wohl  damit 
nur  der  Antheil  der  Kinder  gemeint  sein  an  dem  Erbe. 
Auch  der  Schluss  der  Stelle  scheint  diese  Ansicht  sehr  zu 
begünstigen,  indem  er  nur  davon  spricht,  dass  der  Uber- 
lebende  Ehegatte  nutzen  und  brauchen  könne  und 
zwar  nach  Noth  dürft  und  ohne  Gefährde:  eine  Aus- 
drucksweise, die  sich  nicht  wohl  für  den  Eigentümer 
passt,  der  mit  dem  Seinigen  frei  schalten  und  walten  kann. 

Wenn  wir  somit  auch  zugeben,  dass  die  Worte  unserer 
Stelle  die  Finslerische  Auslegung  möglicher  Weise  zulassen, 
so  scheint  uns  doch  die  entgegengesetzte  natürlicher  und 
besser  unterstützt. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch  Folgendes,  welches  uns 
wenigstens  den  Ausschlag  zu  geben  scheint: 

a.  Es  folgt  nämlich  unmittelbar  auf  jene  Stelle  die  Be- 
stimmung, dass  wenn  Vater  oder  Mutter  das  Gut  gefähr- 
lich verbrauchte  und  ohne  Noth  verthäte ,  sich  die  Kinder 
oder  ihre  Verwandten  an  Vogt  und  Rath  um  Abhülfe 
wenden  dürfen.     Passend  bemerkt  schon  Finsler,  diese 

227)  Vgl.  Art.  5.,  wo  es  wieder  heisst.  „Wo  aber  keine  Kind  sind, 
da  erbt  eines  das  ander  ohn  alles  mittel,"  wo  sich  der  nämliche  Gegen- 
satz wieder  xeigt. 
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Bestimmung  gehe  mit  dem  schon  im  Schwabenspicgel  der 
Ehefrau  auch  während  der  Ehe  zugesicherten  Rechte, 
Verschwendungen  eines  „ungerathenen "  Mannes  zu  be- 
hindern, ganz  parallel.  Allein  eben  das  spricht  für  unsere 
Ansicht.  Die  Ehefrau  hat  dicss  Recht,  weil  der  Mann 
nicht  bloss  sein  Vermögen,  sondern  auch  ihr  eigenthüm- 
liches  Gut  iu  seiner  Verwaltung  hat,  weil  beide  in  Einer 
Masse  zusammen  liegen,  aber  in  dieser  Masse  sich  doch 
verschiedenartige  Bestandteile  finden,  von  denen  einer  das 
Weibergut  bildet.  Gerade  so  haben  die  Kinder  das  Recht , 
sich  an  Vogt  und  Rath  zu  wenden  gegen  die  unordent- 
lichen Verfügungen  ihres  Vaters  oder  ihrer  Mutter,  weil 
diese  die  gesammte  Verlassenschaft,  in  welcher  aber  auch 
das  nicht  bloss  eventuelle  zukünftige,  sondern  das  wirk- 
liche gegenwärtige  Vermögen  der  Kinder  mit  enthalten  ist. 

Dass  das  Statut  nicht  schon  an  dieser  Stelle  scharf 
trennt  zwischen  diesen  Bcstandtheilen,  ist  sehr  begreiflich. 
Der  Unterschied  zwischen  Eigenthum  und  Nutzung  des 
Gutes  schwebt  ihm  hier  nicht  gerade  klar  vor  Augen.  Es 
betrachtet  vielmehr  das  beiderseitige  eheliche  Vermögen 
als  Eine  Masse,  die  während  der  Ehe  schon  durch  die 
Vormundschaft  des  Mannes  zusammen  gehalten  wurde.  Nach 
dem  Tode  des  einen  oder  andern  Ehegatten  bleibt  es  auch 
ferner  zusammen,  unter  Einer  Verwaltung  und  Benutzung, 
nämlich  der  des  überlebenden.  Es  ist  somit  vorläufig  kein 
Grund  da,  weiter  zu  trennen  und  zu  sondern.  Doch  haben 
die  Kinder  ein  ähnliches  Recht  auf  dieses  äusserlich  unge- 
trenute  Gut,  wie  die  Ehefrau  nach  dem  Systeme  der  Vogt- 
schaft des  Mannes  auf  das  ungezweite  Gut,  welches  unter 
seiner  Verwaltung  steht.  Es  ist  im  Interesse  der  Kinder 
dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  Alles  verthan  werde. 

b.  Sobald  nun  aber  äussere  Begebnisse  eintreten,  wel- 
che eine  sichtbar  werdende  Trennung  dieser  noch  äusser- 
lich vereinigten  Bestandtbeile  rechtfertigen,  so  tritt  dieselbe 
hervor  und  jene  Theile  sondern  sich  mit  Bestimmtheit  aus. 
Es  geschieht  das,  wenn  der  überlebende  Ehegatte  sich 
wieder  verheirathet.     Es  war  somit  auch  während  der 
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Einheit  jener  Verwaltung  die  Möglichkeit  einer  Theiluog 
mit  den  Kindern  nie  ausgeschlossen;  eben  diese  fortgesetzte 
Möglichkeit  hindert  anzunehmen,  dass  auf  den  überleben- 
den Ehegatten  wahres  Eigenthum  des  Ganzen  übergegan- 
gen sei. 

Der  Wittwer  oder  die  Wittwe  nämlich,  welche  sich 
wieder  verehelichen,  theilen  dann  in  der  Weise  mit  ihren 
Kindern  aus  erster  Ehe,  dass  jene  ihr  ursprünglich  Zuge- 
brachtes und  von  den  Ihrigen  Ererbtes,  die  Wittwe  über- 
diess  ihre  Morgengabe  vorweg  nehmen,  ebenso  die  Kinder 
das  Zugebrachte  und  Ererbte  ihres  verstorbenen  Vaters 
oder  Mutter  beziehen,  und  dann  das  übrige  gemeine  Gut 
zur  Hälfte  dem  überlebenden  Ehegatten,  zur  Hälfte  den 
Kindern  zufällt. 

Nach  Finslers  Ansicht  würde  erst  jetzt  das  Eigenthum 
auf  die  Kinder  des  Verstorbenen  übergehen ,  während  nach 
der  unsrigen  schon  von  Anfang  an  das  Eigenthum  den  Kin- 
dern zugestanden  hatte,  nur  allerdings  so,  dass  vorher 
keine  äussere  Trennung  in  der  Verwaltung  zulässig  war. 
Jetzt  aber  tritt  diese  Trennung  ein  und  die  Kinder  erster 
Ehe  sind  berechtigt,  ihren  Antheil  aushin  zu  fordern.  Die 
Worte  des  Statuts:  „alsdann  wäre  den  Kinden  Ihr  Vatter- 
oder  Mutter  gut  (in  Artikel  5:  Ihr  Mütterlich  oder 
Vätterlich  erb  und  gut)  gefallen,1'  scheinen  mir  wieder 
die  zweite  Meinung  sehr  zu  unterstützen.  Ein  mütter- 
liches oder  väterliches  Erbe  war  vorher  schon  da,  es 
entsteht  nicht  erst  jetzt,  aber  in  diesem  Zeitpunkte  ist  es 
gefallen,  d.  h.  während  früher  der  überlebende  Ehegatte 
berechtigt  war,  es  mit  dem  übrigen  Vermögen  als  eine 
Masse  zu  nutzen  und  zu  brauchen,  während  es  früher  nur 
verfangenes  Gut  war,  so  hört  jetzt  diese  Eigenschaft  auf, 
es  fallt  den  Kindern  an,  diese  können  es  wegnehmen. 

c.  Am  stärksten  äussert  sich  freilich  die  Gemeinschaft 
der  Ehegatten  nach  dem  Eglisauerrechte  sowohl  während 
der  Ehe  als  nach  derselben  darin,  dass  für  die  Schulden 
das  beiderseitige  Vermögen  haftet.  Wenn  somit  überall 
keine  Errungenschaft  vorhanden  ist,  sondern  vielmehr  eine 
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Belastung  des  Vermögens  mit  Schulden  vorliegt,  so  sind 
diese  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Statutes 
von  beiden  Bestandtheilen  gleichmässig  abzuziehn. 

Hettind  sy  aber  von  Ir  beider  haab  vnd  zuohrachtem  guot 
verthan  vnd  entweder«  es  were  hinweg  oder  nach  an  schul- 
den ,  sollend  sy  beider  syds  bezallen  vnd  glych  entgelten. 

Diess  Princip  wirkt  nicht  bloss  bei  der  unbeerbten, 
sondern  auch  bei  der  beerbten  Ehe.  Und  daher  kann  man 
allerdings  den  stärksten  Grund  dafür  ableiten,  dass  auch 
für  die  letztere  allgemeine  Gütergemeinschaft  anzunehmen  sei. 
Allein  sogar  in  dem  Falle,  wo  der  Vater  oder  die  Mutter 
eine  zweite  Ehe  eingeht,  und  somit  auch  nach  Finslers 
Ansicht  eine  vollständige  Zertheilung  der  Masse  in  die  ur- 
sprünglichen Bestandteile  vorkommt,  werden  doch  erst 
die  Schulden  von  beiden  gleichmässig  abgezogen.  Kann 
diess  aber  da  geschehen,  wie  sollte  es  nicht  auch  da  mög- 
lich sein ,  wo  keine  zweite  Ehe  hinzukommt.  Es  muss  sich 
somit  jene  Eigentümlichkeit  anders  erklären;  denn  wenn 
ein  Widerspruch  wäre,  so  würde  ihn  doch  die  Finslerische 
Ansicht  nicht  lösen. 

Es  lässt  sich  nicht  läugnen ,  dass  jenes  Princip  mit  der 
Idee  einer  allgemeinen  Gütergemeinschaft  nicht  bloss  enge 
verbunden,  sondern  auch  oft  diese  aus  jenem  entstanden 
ist.  Sowie  aber  die  Gütergemeinschaft  in  dem  Sinne,  dass 
den  beiden  Ehegatten  ein  Gesammteigenthum  oder  Miteigen- 
tum an  dem  Einen  Gute  zusteht,  jüngern  Ursprungs  ist 
und  sich  nur  allmählich  aus  der  frühern  einheitlichen  Ver- 
waltimg des  beiderseitigen  Vermögens  herausgebildet  hat, 
so  müssen  sich  auch  noch  eine  Menge  von  Rechten  zeigen, 
die  auf  dem  Uebergange  begriffen  sind  und  nach  der  einen 
Seite  hin  bereits  sich  zu  dem  Principe  einer  Alles  umfas- 
senden Gütergemeinschaft  bekennen ,  unter  andern  Voraus- 
setzungen aber  das  System  des  nur  äusserlich  ungezweiten 
Gutes  mit  verschiedenen  innern  Bestandtheilen  fest  halten. 
Dahin  gehört  das  Eglisauerrecht.  Bei  kinderloser  Ehe 
kommt  das  erstere  System  zur  Anwendung ;  bei  beerbter 
Ehe  zeigt  sich  noch  das  zweite,  freilich  so,  dass  ausser- 
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ljc&  keine  grosse  Veränderung  sichtbar  wird,  wenn  nicht 
eine  zweite  Ehe  hinzutritt.  In  allen  Fällen  ist  aber  die 
Gemeinschaft  der  Ehegatten  unter  sich  und  des  Uberleben- 
den Ehegatten  mit  seinen  Kindern  bis  zur  Trennung  so 
eng,  dass  alle  Schulden  von  beiden  Theilen  gemeinsam  ge- 
tragen werden.  Alles  Vermögen  bleibt  unter  Einer  Ver- 
waltung, die  frei  verfügt  und  nothigenfalls  Schulden  con- 
trahirt,  welche  auch  die  Frau  in  der  Ehe  oder  die  Kinder 
des  vorverstorbenen  Ehegatten  betreffen.  In  beiden  Fällen 
hat  der  Theii,  welcher  in  der  Familie  lebt,  aber  keine 
eigene  Verwaltung  hat  (Frau  oder  Kinder)  nur  das  Mittel, 
im  Falle  von  Verschwendung  auf  Sicherstellung  ihres  Ver- 
mögens zu  dringen.  Es  nähert  sich  diess  System  allerdings 
einer  vollständig  durchgerührten  Gütergemeinschaft  sehr  an, 
aber  es  ist  noch  nicht  unbedingt  in  diese  übergetreten. 
Nach  der  Finslerischen  Ansicht  dagegen  käme  das  alte 
System  nur  noch  in  einem  verhältnissmässig  seltenen  Falle 
ausnahmsweise  zur  Anwendung,  da  nämlich,  wo  der  über- 
lebende Ehegatte  sich  wieder  verheirathete.  Da  lässt  sich 
denn  aber  nicht  recht  einsehen ,  warum  nicht  das  Eglisauer- 
recht  wie  die  meisten  andern  Rechte  dieser  Art  mehr  im 
Sinne  der  Gütergemeinschaft  für  die  Kinder  erster  Ehe 
gesorgt  hätte. 

d.  Endlich  scheint  mir  die  Analogie  des  Stadtrechts  von 
Elgg  eine  niebt  geringe  Bestätigung  meiner  Ansicht  zu 
enthalten. 

Dieses  Stadtrecht  nämlich  unterscheidet  bei  beerbter  Ehe 
zwischen  dem  überlebenden  Vater  und  der  überlebenden 
Mutter.  Der  erstere  behält  dann  wieder  das  ganze  Ver- 
mögen beisammen  und  hat  es  lebenslänglich  zu  nutzen  und 
zu  brauchen.  Das  Statut  lässt  nun  aber,  wie  mir  scheint, 
keinen  Zweifel,  dass  es  darunter  nicht  ein  Eigenthum  des 
Vaters  an  dem  ganzen  Vermögen  verstehe.  Es  wird  näm- 
lich ,  ungeachtet  sich  äusserlich  die  ganze  Masse  als  Eine 
darstellen  wird,  doch  zwischen  „der  Mutter"  und  »seinem" 
Gut  unterschieden  und  bemerkt»  er  müsse  zwar  das  Mut- 
ergut den  Kindern  nie  herausgeben,  wenn  er  aber  übel 
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hause ,  könne  er  genöthigt  werden ,  dasselbe  sicher  zu 
stellen,  und  wenn  er  sich  wieder  verheirathe,  so  müsse 
er  jedenfalls  den  Kindern  erster  Ehe  die  Grösse  ihres  müt- 
terlichen Erbes  anzeigen  und  sie  dafür  sicher  stellen ,  da- 
mit sie  es  unversehrt  nach  seinem  Tode  erhalten  und  nicht 
auch  darin  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe  zu  theilen  haben228). 

Wenn  dagegen  zuerst  der  Vater  stirbt,  so  ist  es  zwar 
auch  möglich,  dass  das  ganze  Gut  unvertheilt  beisammen 
und  die  Mutter  bei  ihren  Kindern  bleibt.  Aber  sowohl 
jene  als  diese  können  Theilung  verlangen.  Dann  werden 
erst  aus  dem  gesammten  Gute  die  Schulden  bezahlt.  Den 
Rest,  worin  das  mütterliche  Vermögen  ebenfalls  begriffen 
ist  2M) ,  theilen  Mutter  und  Kinder  zu  gleichen  Theilen. 
Aber  auch  hier  ist  nicht  jede  Rücksicht  auf  die  ursprüng- 
lichen Bestandtheile  getilgt.  Wenn  nämlich  die  Mutter  sich 
wieder  verheirathet  und  auch  in  der  zweiten  Ehe  mit  Kin- 
dern gesegnet  ist,  so  können  die  Kinder  erster  Ehe,  bevor 
sie  mit  den  letztern  das  mütterliche  Erbe  theilen ,  verlangen, 
dass  ihnen,  was  die  Mutter  über  den  Betrag  ihres  in  die 
erste  Ehe  zugebrachten  und  in  derselben  von  den  Ihrigen 
ererbten  Vermögens  hinaus  aus  der  väterlichen  Verlassen- 
schaft erhalten  habe,  zum  voraus  überlassen  werde230). 

§.26.  Vormundschaft. 

Die  Vormundschaft  über  Unmündige,  welche  in  älterer 
Zeit  fast  ganz  der  Familie  zur  Besorgung  überlassen  war231), 
wurde  nun  immer  mehr  unter  die  Aufsicht  und  Oberleitung 
der  Gerichte  und  des  Staates  gebracht.  Es  war  nun  schon 
Regel  geworden,  die  Bestellung  des  Vormundes  von  Seite 
des  Gerichtes  vornehmen  zu  lassen,  statt  das  Amt  desselben 
bloss  von  dem  Erbrechte  abhängig  zu  machen.  Dabei 
wurde  freilich  auf  den  Wunsch  der  Verwandten  Rücksicht 


228)  Arl.  53.  %.  6—8.  bei  PesUluli  I.  S.  346.  347. 

229)  Vgl.  Erläuterung  v.  1624  bei  Pestalutz  S.  385. 

230)  Art.  53.  §.  4.  5.  Pestalutz  I.  5.  346. 

231)  Vgl.  Kraut  Vormund.chaft  %.  7. 
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genommen  und  vorzugsweise  Personen  zu  Vögten  bestellt, 
welche  mit  dem  Mündlinge  besonders  nahe  verwandt  und 
schon  nach  älterm  Rechte  zur  Vormundschaft  berufen  waren. 
Aber  noth wendig  waren  diese  Rücksichten  doch  nicht  und 
immerhin  verstand  sich  die  Revormundung  durch  diese  Per- 
sonen nicht  mehr  von  selbst ,  sondern  musste  besonders  an- 
geordnet werden.  Diese  Ansicht  ist  bereits  in  dem  Schwa- 
benspiegel 2J2)  niedergelegt.  Es  ist  aber  zu  beachten,  dass 
in  diesem  der  Einfluss  des  römischen  Rechtes  viel  spür- 
barer ist,  als  in  unsern  einheimischen  Rechtsquellen.  So 
kommt  es,  dass  spätere  züricherische  Rechtsquellen  dem 
altern  Rechte  noch  näher  stehen,  als  jenes  Rechtsbuch, 
dessen  Verfasser  olfenbar  eine  theoretische  Schrift  über 
römisches  Recht  vor  sich  hatte  und  vielfaltig  benutzte. 

Ein  Rathsbeschluss  vom  Jahr  1434  verordnet  darüber 
ganz  allgemein  : 

„Wenn  sich  da  furbas  fügen  wurde,  das  kleinen  kinden, 
die  vogtber  sind,  Ir  vatter  oder  muoter  absterbent,  das  da 
nieman  zuo  derselben  vogty  stan ,  denn  das  man  die  sach 
wenn  sölichs  zu  schulden  käme  für  ein  Rat  Zürich 
oder  einen  vogt,  ob  es  vss wendig  der  Statt  hesebehe, 
bringen  sol,  die  sollen L  dann  der  kinden  fründ  heissen 
berufen  vnd  mit  dero  Rat  bevogten  mit  einem  Iren  iründ 
oder  sus  einem  froinen  man  ,  mit  dem  die  kind  besorgt 
sigend."233) 

Die  Erwähnung  der  Mutter  in  dieser  Stelle  fällt  freilich 
auf,  da  das  bloss  mutterlos  verwaiste  Kind  unter  der  natür- 
lichen Vormundschaft  des  Vaters  zurückblieb ,  und  wenn 
auch  die  Mutter  den  Vater  überlebte ,  doch  die  Kinder  nicht 
unter  ihre  natürliche  Vormundschaft  kamen.  Ich  erkläre 
diese  Erwähnung  der  Mutter  daraus.  Durch  Ehevertrag 
konnte  sie  im  Besitze  und  Genüsse  der  ganzen  Verlassen- 
schaft bleiben  und  so  die  Gewere  über  das  ungetheilte  Gut 
behalten.    In  diesen  Fällen  zeigte  sich  kein  besonderes  Re- 


232)  Sehwabenspiegel  c.  52.  Den  Pfleger  gibt  der  Richter:  „unde 
hjut  si   niht  vaters  inäge ,  so  gebe  in  einen  irer  muoter  uaac." 

233)  MS.  HO.  Abth.  It.  S.  11.  b. 
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dürfniss,  die  Kinder  zu  bevormunden,  indem  sie  in  der 
Haushaltung  der  Mutter  lebten,  von  ihr  erzogen  und  er- 
nährt wurden  und  kein  Vermögen  besassen,  das  in  ihrem 
Namen  von  einem  andern  hatte  verwaltet  werden  können. 

In  der  Öffnung  von  Binzikon  von  1435  zeigt  sich 
deutlich  das  Nebeneinanderbestehen  des  alten  Rechtes  neben 
dem  neuen.    Es  heisst  daselbst : 

„Wirt  ouch  ein  kind  wislos,  das  Im  sin  vatter  ahgangen 
ist,  vnnd  es  nit  als  vil  Vernunft  hat  ald  nit  reden  kan,  hat 
es  dann  ein  erhern  man,  mit  dem  es  vor  gericht  be- 
vogtet  Ist,  Nimpt  er  daz  kind  an  sin  arm,  So  mag  er 
mit  desselben  kinds  hand  vnd  mit  sin  selhs  mund  des  kinds 
varent  guot  vergen ,  wem  er  wyl,  oder  dem  er  sin  dann  gan, 
als  allein  Inn  selb." 

„ Hat  ouch  das  kind  keinen  vogt  nit,  nimpt  es  dann  der 
nechst  vatterinag  an  sin  arme,  So  mag  er  ouch  das 
varent  guot  vergen ,  wem  er  wyl ,  an  Im  selbs ,  mit  des 
kinds  hand  vnnd  mit  sin  selbs  Mund,  vnnd  sol  vnnd  mag 
das  alls  guot  krafl't  han,  Als  Es  des  kindes  Rechter 
vogt  gethan  het." 

Mit  Bezug  auf  die  Aufsicht  über  die  vormundschaftliche 
Verwaltung  dauerte  eine  Concurenz  der  Familie  mit  der 
Obervormundschaftsbehörde  fort.  Schon  im  XIV. 
Jahrhunderte  kommen  Beispiele  vor,  dass  der  Rath  in  Zü- 
rich einzelne  Mitglieder  abordnete,  um  gemeinsam  mit  den 
Freunden  des  Bevogteten  dem  Vormunde  Rechnung  abzu- 
nehmen.234) Es  geschah  das  aber  damals  wohl  noch  nicht 
regelmässig;  gewöhnlich  wurde  der  Rath  besonders  von  den 
Vormündern,  welche  sich  dadurch  gegen  fernere  Verant- 
wortlichkeit sicherten,  dafür  angegangen.  Wenn  nämlich 
die  Abgeordneten  des  Rathes  die  Rechnungsablage  guthicssen, 
so  konnte  dann  hinterher  auch  von  dem  Mündel  selbst  keine 
fernere  Rechnung  dem  Vogte  abgefordert  werden  über  die 
Zeit,  für  welche  er  bereits  dem  Rathe  Rechenschaft  gege- 
ben hatte.235) 


234)  MS.  135  a.  S.  61*.  a.  63.  b.  99.  a.  63.  a. 

235)  MS.  138.  d.  S.  63  b.  t.  J.  1389. 
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Grössere  Regelmässigkeit  erhielt  diese  Aufsicht  durch  die 
obige  Raths  Verordnung  von  4434,  welche  fortfährt: 

„vnd  welichcr  dann  also  zuo  einem  vogt  erkosen  wirt,  der 
sol  den  fründen  vnd  einein  vogt  vnder  dem  er  sitzt, 
ob  das  usswendig  der  statt  wer  (in  der  Stadt  dem  Rathe) 
alle  Jar  vmb  die  vogtye  guot  Rechnung  geben.^6) 
Durch  eine  spätere  Verordnung237)  wurde  dann  auch  be- 
stimmt ,  es  solle  vorerst  das  ganze  Vermögen  des  Mündels , 
Liegendes  und  Fahrendes  aufgezeichnet  und  das  Verzeichniss 
zu  Händen  der  Kinder  aufbewahrt  werden.  Zugleich  wurde, 
mit  Ausschluss  der  Mitglieder  des  kleinen  Rath  es,  jeder  Bür- 
ger verpflichtet,  gegen  einen  näher  bestimmten  Vogtlohn, 
wenn  das  Vermögen  über  100  Gulden  betrüge,  die  betref- 
fende Vogtstelle  auf  Geheiss  des  Rathes  zu  übernehmen. 

Die  Vormundschaft  über  Weiber,  die  zu  ihren  Tagen 
gekommen  und  nicht  verheirathet  waren,  war  noch  immer 
noth wendig  für  Rechtsgeschäfte,  die  vor  Gericht  abgeschlos- 
sen werden  mussten.  Aber  auch  ausserdem  werden  öfters 
Vogte  von  Wittwen  erwähnt  und  zu  Folge  eines  Raths- 
beschlusses vom  Jahr  1527  dürfen  Wittwen  eben  so  wenig 
„hinder  Iren  Vögten"  als  die  Frau  „hinder  Iren  elichen 
mannen,"  für  Andere  Pfänder  versetzen  oder  Schulden  aus 
Darlehen  (borg)  eingehen.  238)  Indessen  darf  man  hier  doch 
zweifeln,  ob  auch  diese  Vormundschaft  fine  regelmässige 
und  fortdauernde  gewesen,  zumal  in  jener  Stelle  Wittwen 
vorausgesetzt  sind,  welche  Kinder  haben,  die  unter  Vor- 
mundschaft stehen.  Weil  gewöhnlich  dannzumal  das  Ver- 
mögen doch  beisammen  blieb,  und  der  Vogt  der  Kinder 
über  das  Ganze  Rechnung  ablegte ,  auch  ohnehin  der  natür- 
liche Berather  und  Beiständer  der  Wittwe  war,  so  konnte 
man  leicht  ihn  in  manchen  Rücksichten  auch  als  ihren  Vogt 


236)  MS.  1+0.  Abth.  II.  S.  11.  b.  Vgl.  damit  Schweben »piegtl 
55.  „Swer  den  kinden  ir  guot  von  jire  M  jire  niht  wider  reitet,  der  ist 
onch  arewaenig." 

237)  MS.  144.  S.  38.  a. 

23S)  Aeltestes  Gerichtsbuch  des  Zürcherischen  Stadtgerichts  S.  24.  Vgl. 
«ach  MS.  140.  Abth.  I.  S.  91.  a.  und  MS.  144.  S.  38.  a. 
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ansehen  und  namentlich  keine  Verfügungen  der  Wittwe  zu- 
lassen ,  welche  die  Einheit  der  Vermögensverwaltung  beein- 
trächtigten. So  lange  nicht  neue  Quellen  darüber  aufgefun- 
den werden,  wird  es  schwer  halten,  hier  Bestimmteres  zu 
sagen. 

f.  27.  Erbrecht. 
A.  Gesetzliche  Erbfolge. 

1.  Die  Quellen  für  das  System  der  gesetzlichen  Erbfolge 
sind  nun  in  dieser  Periode  weniger  dürftig.  Insbesondere 
haben  wir  eine  Rathsverordnung  vom  Jahr  1419,  welche 
über  das  Erbrecht  der  Stadt  Zürich  Aufschlüsse  gibt*39) 
und  nach  ihrem  eigenen  Inhalte  auch  für  das  zürcherische 
Gebiet  am  Zürichsee240)  galt,  so  wie  wir  sie  mehrern  Off- 
nungen, z.B.  dervonDürnten,  angehängt  finden.  Die  Grund- 
züge desselben  scheinen  indessen  sehr  viel  alter,  indem  wir 
auch  in  andern  Gegenden  der  nordöstlichen  Schweiz  diesel- 
ben wieder  finden,  so  in  dem  Stadtrechte  von  Wesen  und 
dem  Landbuche  von  Gast  er  von  1564,  in  dem  Stadtbuche 
von  Wallenstadt  von  1629,  in  den  Landrechten  ferner 
von  üri,  Schwyz,  Livcnen,  Glarus  und  selbst  in  dem 
Landrechte  von  Luzern;  aus  welcher  grossen  Verbrei- 
tung man  wohl  schliessen  darf,  dass  dieses  Recht  auf  eine 
eigenthümlichc  Gestaltung  des  vormaligen  alamannischen 
Rechtes  gebaut  war.2*1) 

2.  Voran  stehen  die  ehelichen  Nachkommen  des 
Erblassers,  Kinder,  Enkel  u.  s.  f.  Aber  auch  jetzt  noch 
erbt  der  Enkel  von  einem  vorher  verstorbenen  Sohne  nicht 
zugleich  mit  einem  Sohne ,  sondern  es  schliessen  die  nähern 
Kinder  alle  entferntem  unbedingt  aus. 

Statut  von  1419:  „Es  sol  ouch  Ein  kind  sinen  Anin  vnd 
sin  Anen  Erben ,  das  syen  knaben  oder  tochtern ;  Ist  dar 


239)  Gedruckt  in  der  MonaUchronik  für  Zürcherische  Rechtspflege  Hl. 
S.  184.    Sie  findet  sich  im  WS.  138.  b.  S.  68. 

240)  MS.  138.  b.  S.  69.  a. 

241)  Vgl.  darüber  meine  Abteilung  in  der  Moaalhschr.  III.  S.  201. 
«nd  IV.  S.  27.  ff. 
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der  Aeny  nnd  die  Ana  an  elich  liberben  abgand. 
Es  were  dann  dax  dar  Inn  dehein  gemecht  mit  Eines 
Rates  willen  besehenen  were  oder  noch  bescheche. 
Es  konnte  daher  in  der  Regel  nur  durch  Gemächde  oder 
Erbverträge  geholfen  werden,  wenn  ein  Grossvater  auch 
seinen  Enkeln  einen  Theil  seiner  Verlassenschaft  zusichern 
wollte.242)  Die  Härte  dieses  altern  Rechtes,  welches  den 
Grundsatz,  dass  der  nächste  Erbe  jederzeit  allen  entferntem 
vorgehe,  strenge  festhielt,  mochte  indessen  früher  in  sehr 
vielen  Fällen  darum  weniger  auffallen ,  weil  die  verheira- 
theten  Kinder  sehr  häufig  auch  ausgerichtet  waren,  und  so- 
mit ursprünglich  selber  nicht  erbten  neben  ihren  in  der 
Haushaltung  des  Vaters  zurückgebliebenen  Geschwistern. 
In  den  Städten  mochte  es  zwar  seltener  sein,  die  Kinder  für 
ihr  väterliches  oder  mütterliches  Erbe  noch  bei  Lebzeiten  der 
Eltern  auszurichten.  Aber  auf  der  Landschaft  kamen  solche 
Ausrichtungen  häufig  vor. 

Schon  frühe  finden  wir  indess  auch  da  —  namentlich  in 
der  Grafschaft  Kyburg  —  Klagen  darüber  laut  werden,  dass 
sich  Kinder  verheirathen  und  das  väterliche  Gütergewerbe 
verlassen ,  ohne  sich  ausrichten  lassen  zu  wollen.  Dadurch 
würden  dann  die  zurückgebliebenen  Kinder,  welche  dem 
Vater  arbeiten  helfen,  verkürzt,  indem  sie  dann  mit  jenen 
gleich  thcilen  müssten.    Auf  solche  Klagen  hin  hat  schon 
1469  der  Rath  von  Zürich  beschlossen,  dem  Begehren  der 
Eltern  zu  entsprechen  und  ihnen  das  Recht  zuzusichern, 
„daz.  hinfür  in  derselben  vnser  Grafschaft  vatter  vnd  muoter 
ir  guot  ligends  vnd  varends ,  was  oder  wölicherley  daz,  were 
bilrem  leben  vnd  nach  Ire  in  tode  vnder  Ire  Kinde 
teilen  vnd  ordnen  inöchtent,    vor  gerichte  In  dersel- 


242)  Vgl.  MS.  140.  S.  87.  a.  Zuerst  kommt  das  Eintriltsrecht  der  Enkel 
neben  den  Kindern  bei  uns  vor  in  der  zweiten  flecension  des  Kyburgergraf- 
schaftsreebts.  Ungeachtet  wir  daher  passender  erst  im  IV.  Buche  davon  ban- 
deln werden,  mag  doch  die  betreffende  Stelle  schon  hier  stehen:  9 Fürer 
ist  der  grafschaft- recht,  das  wie  uorslat  ein  Jetlich  elich  kind  sin  vatter 
vnd  muotter  erben  sol  vnd  kintzkinder  mit  rechten  kinden  erben, 
dero  vatter  vnd  muoter  vor  von  Irem  vatter  vnd  muotter  l>y  Irem  leben  n  i  t 
nssgericht  sind."    Vgl.  S.  sp.  1.  5,  §.  1.  Schwabenspiegel.  7. 
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ben  Grafschaft  oder  vor  Erbern  lüten  gesund  oder  siech 
wie  vil  oder  was  Jeglichem  Ircm  kinde  sün  oder  Toch- 
tren  gehorsamen  oder  vngehorsamen  dez  werden  vnd  ge- 
folgen  sölte  vnd  wie  sy  daz  ordnotint  vnd  was  si  des  Jr 
Jeglichem  also  zuofuegtind  und  gebint  by  Irem  leben  oder  nach 
Irem  tode ,  daz  es  dabi  belibe  vnd  Jeglichem  daz  gefolgte  vnd 
wurde  von  den  andern  vngesumpt  vnd  vngelrt  vnd  Jegliches 
an  dem  so  si  Im  zuogefiigt  vnd  geben  holten t ,  benuegen 
hctte.2W) 

Diese  Verordnung  wurde  1517  wieder  bestätigt,  aber 
hinzugefügt,  dass  es  den  ausgerichteten  Kindern  frei  stehen 
solle ,  bei  Lebzeiten  der  Eltern  noch  gegen  die  Ausrichtung 
an  den  Rath  zu  appelliren.2*4) 

Die  Regel  erhielt  sich  indessen  hier,  dass  ausgerichtete 
Kinder  neben  unausgerichteten  nicht  erben  sollen ,  wohl 
aber  ihr  Erbrecht  wieder  auflebe,  wenn  überall  keine  an- 
dern Kinder  bei  den  Eltern  zurück  geblieben  waren. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1480:  Ist  ouch  das  ein 
vatter  eliche  kind  oder  andre  kind  hat,  So  mag  er  einem 
kind  fürer  oder  mer  geben ,  denn  dem  anndren  ob  er  wyl. 
Aber  die  m  u  o  1 1  e  r  sol  einem  kind  nit  fürer  noch  me  geben , 
denn  dem  anndren  ,  -  *  0  unnd  welliche  Kind  für  Vatter  vnd 
mu otter  erb  vssgewysst  werdent,  die  süllend  denn  ä 
andre  Ir  ge sch wisterget  vngesumpt  lassen  an 
vatter  vnd  muotter  erb  vnti  an  einen  rechten 
anfal,  nach  der  statt  Zürich  recht. 

Grafschaftsrecht  von  Kyburg  II.  „Wo  aber  vn- 
der  den  selbigen  Kinden  eins  oder  mer  von  sinem  vatter 
vnd  muotter  für  sin  teil  vatterlich  vnd  muetterlich  erb  Biss 
an  ein  ledigen  anfal  vssgericht  worden  were,  das- 
selbig ,  so  also  vssgericht  worden  ist ,  Sol  dann  by  der  uss- 
richtung  pliben  vnd  die  andern  kind ,  so  nit  ussgericht  sind, 
an  dem  erbfal  vngesumpt  lasen.  Ob  aber  vatter  und  mao- 
ter  Ire  Kinder  alle  ussgericht  hetten ,  dann  sollen  sy  v£T 
abgang  Irer  vatter  vnd  muoter  Ir  verlassen  guot  aber  alle 
mit  einandern  erben." 

243)  Kyburgische  Urkundensammlung  im  Finauzarchiv.  Tom.  XXI. 
8,  146.  Vgl.  Sehwabenspiegel  c.  123. 

244)  Ebenda.  S.  148. 

245)  Vgl.  Schwabenspiegel  c.  143.  c.  159. 
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lieber  das  Verhältniss  der  Söhne  zu  den  Töchtern  sagt 
das  Statut  von  1419  Uberall  nichts.  Ob  diese  jetzt  schon  mit 
den  Söhnen  auch  in  die  Liegenschaften  succedirten  oder  für 
ihre  Ansprüche  darauf  wenigstens  ausgekauft  werden  tnuss- 
ten,  bleibt  zweifelhaft,  ist  aber  nicht  unwahrscheinlich.246) 
Nach  der  zweiten  Recension  des  Kyburgerrechtes  scheint 
das  wieder  der  Fall. 

Nur  soll  den  siinen  Ir  vatter  und  uiuotter  erb  ahveg  ein 
zimlicher  vorteil  (vor  den  Töchtern)  verlangen.2*7) 
3.  In  der  Seitenlinie  tritt  nun  überall  der  Vdrzug  der 
Vater  ma gen  vor  den  Muttermagen  hervor.  Er  äussert 
sich  aber  in  verschiedenem  Masse.    Das  Kyburgergraf- 
schaftsrecht  II.  stimmt  mit  den  schon  zu  Buch  II.  §.  34. 
mitgetheilten  Stellen  iiberein  und  gibt  den  Vatermagen  nur 
den  Vorzug  eines  Grades.    Die  betreffende  Stelle  lautet  so : 
Vnd  wann  vatter-  vnd  muoüermag  das  abgangen  mensch 
glich  nach  gefründet  sind,  so  zücht  vattermag  das  erb  hin 
und  wen  muoterniag  eins  gelids  näher  ist  dann  vattermag, 
so  stand  sy  zuo  glichem  teyl ,  wann  aber  nmotterinag  zweyer 
glider  nächcr  ist,  dann  vattermag,  so  zücht  inuotermag  das 
erb  hin. 

Das  Stadtrecht  von  Zürich  sowie  die  meisten  der  unter 
1  angeführten  Rechte  geben  den  nähern  Vaterinagen  einen 
unbedingten  Vorzug  vor  den  Mutter uia gen.  So  lange  Va- 
termagen vorhanden  sind  bis  zum  vierten  Gliede,  schliessen 
sie  alle  Muttermagen  ,  selbst  die  Mutter  oder  Geschwister, 
welche  nur  durch  die  Mutter  verwandt  sind,  aus.  Und  nur 
wenn  jene  fehlen,  bleibt  den  Verwandten  von  der  Mutter 
her  eine  Möglichkeit  offen ,  an  der  Erbschaft  Theil  zu  neh- 
men, so  jedoch,  dass  mit  den  Muttermagen  des  vierten  Glie- 
des die  Vatermagen  des  fünften  coneuriren  und  erst  von  da 
an  völlige  Gleichheit  eintritt. 

246)  Vgl.  ein  Beispiel  im  MS.  140.  Abth.  I.  S.  14.  a.  v.  J.  1414,  wo 
die  Töchter  neben  den  Söbnen  die  ganze  Verlassenschaft  ihres  Vaters  erben. 
Liegendes  und  Fahreudes  ;  ein  anderes  ton  1505.  Man.  1505.  If.  S.  18.,  wo  die 
Erbschaft  einer  Mutter  zu  gleichen  Theüen  unter  ihre  Söhne  und  Töchter 
Terlheilt  wird. 

247)  Vgl.  auch  MS.  138.  b.  S.  44.  a. 
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Statut  von  1419:  —  vnd  sol  Ein  Muoter  Ir  kind  nicht 
erben.  —  Item  vnd  wenn  die  Sippschaft  da  fürhin  (über  die 
Kinder  von  Schwestern)  kumpt,  wer  dann  des  Totten  Men- 
schen vatter  aller  nechst  Sipp  ist,  der  sol  denselben  Tot- 
ten Menschen  Erben,  vsgenoinmen  ein  äna,  die  sol  nit 
erben.  Aber  darnach  daz  Ein  Vatter  Mag  ze  der  fünf- 
ten vnd  ein  Muntermag  ze  der  Vierden  Linyen  ze 
gel  ich  ein  Erb  gan  sullen,  vnd  welliche  über  die  fünften 
Linyen  In  geliehen  Linyen  stand ,  es  syen  Vatter  oder  Muo- 
termagen ,  die  süllent  ouch  ze  gelichem  Erb  stan  Jemer  mer 
vshin,  als  ver  man  daz  gerechnen  kan. 

Stadtbnch  von  Wesen  von  1564  :   Wer  des  todten  Men- 
schen so  das  erb  gelassen  hatt,  Vatters  nechster  Eelicher 
pluotsfründ  ist ,  der  ist  rechter  Erbe  vnd  gath  also  vatter- 
mag  vor  bis  In  das  vier  dt  e  glid.  —  vnnd  wann  kein 
nächerer  plutsfründ  von  vattermag  und  Eelichem  harkomen 
dann  zum  vierdten  were   vnd  von  Muotcrmag  ouch  kein 
nächrer  vnd  von  Eelichem  harkomen  dann  zum  vierdten 
were;  So  sollend  sy  mit  einandern  erben,  ein  yede  person, 
so  Im  selben  glid  ist,  glych  vil,   Ob  aber  muotermag  — 
denntzeinal  necher  pluotsfründ  werind  denn  zun  vierdten  ,  so 
soll  das  nechst  eelich  pluoth  dantzemal  erben. 
Es  unterscheidet  sich  das  letztere  Stadtrecht  von  dem 
erstem  nur  darin,  dass  es  nach  dem  vierten  Grade  gar  kei- 
nen Vorzug  der  Vaterinagen  mehr  zugibt,  während  das 
Züricherstadtrecht  den  Vatermagen  des  fünften  Grades  noch 
einen  freilich  nicht  mehr  wie  bei  den  frühern  absbluten 
aber  doch  relativen  Vorrang  einräumt,  indem  sie  mit  Mut- 
termagen des  vierten  Gliedes  coneurriren  dürfen. 

Kndlich  mag  auch  noch  das  Urnerlandrecht  zur 
Beleuchtung  jenes  Statutes  herbeigezogen  werden.  Dabei 
kommt  noch  in  Betracht,  dass  der  grössere  Theil  des  Länd- 
chens Uri  seit  der  Stiftung  der  Abtei  Zürich  dieser  zuge- 
hörte, somit  in  engerer  Verbindung  mit  Zürich  stand,  als 
die  übrigen  Länder,  welche  sich  aus  dem  alten  Gaue  ge- 
bildet hatten. 

„Dessen  sind  wir  überein  kommen,  welcher  den  Todten 
Menschen  allernächst  gefreundt  ist  von  dess  Todten  Men- 
schen  Vattermag,  dass  der  des  Todten  verlassen  guths 

RUu.Uc.M.  Becht.g«e|,irhie.  •  00 
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Ein  erb  sein  soll ,  und  Nämlich  das  die  Persohnen  von  Vat- 
termag ,  alss  obsteht ,  vor  Muttermag  Erben  sollen ,  welcher 
dem  verstorbnen  In  dem  vierten  oder  nächer  gefreundt  sind; 
welche  aber  dem  Todten  iin  fünfften  grad  Vatter- 
mag  mit  Freundschafft  verwandt,  die  sollen  mit  samt 
den  Persohnen,  so  dem  Todten  von  Mattermag  am 
nächsten  verwandt  sind,  und  aber  Niemand  vom  Valtermag 
im  fünfften  grad  vorhanden,  dass  dannethin  die  nächsten 
freund  Muttermag  Erben  sollen  sein." 

Im  Einzelnen  stellte  sich  nun  die  ziiricherische  Erbfolge  so : 
Sind  1)  keine  Nachkommen  da,  so  erbt 

2)  der  Vater.2*8)    Nach  diesem  kommen 

3)  die  Geschwister  vom  Vater  her,  Bruder  und  Schwe- 
ster ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 

Statut  von  1419 :  Darnach  sol  ein  geswistergit  daz 
ander,  das  syen  Knaben  oder  toctren ,  die  valterhalb 
Flieh  c  geswistergit  sint,  ouch  Enander  erben. 

4)  wird  nun  in  die  väterliche  Parentel  der  vaterliche  Gross- 
vater (Aeni)  zwischen  die  Geschwister  und  Kinder  von 
diesen  hineingeschoben. 

5)  folgen  die  Kinder  des  Bruders,  dann  erst  nach  ihnen 

6)  die  Kinder  der  Schwester;  ein  Vorzug,  der  allerdings 
auffallend  ist,  und  den  ich  nicht  genügend  zu  erklären 
vermag.  Denn  beides  sind  Va  fernlagen,  indem  natür- 
lich nur  Kinder  gemeint  sein  können  von  Geschwistern, 
die  mit  dem  Erblasser  den  Vater  gemein  haben ,  da  ja 
Geschwister  nur  von  der  Mutter  her  einstweilen  und 
so  lange  Vatermagen  bis  zum  vierten  Gliede  vorhanden 
sind,  Uberall  nicht  erben.  Mit  Ausnahme  dieses  einen 
Falles  wird  auch  kein  weiterer  Unterschied  gemacht 

weder  zwischen  männlichen  und  weiblichen  Vaterma- 

.  _ 

248)  So  kann  es  auch  kommen  ,  dass  der  Ehemann  das  Vermögen  seiner 
vo.  »erstorbenen  Frau  durch  Vermitteln ug  eines  Kindes  erbalt.  Ein  Fall  der 
Art  wird  in  dem  Stadt  in  anuala  von  1496.  S.  29.  behandelt.  Es  war 
das  nämlich  ein  Prozess  zwischen  Hans  Segenser  und  einer  Familie  Bon  stat- 
ten. Die  Frau  des  erstem ,  eine  geborene  Bonstetten ,  war  verstorben  und 
ihre  Verlassenschaft  ihrem  mit  Segenser  erzeugten  Sohne  zugefallen,  dann, 
auch  dieser  verstorben.  Der  Rath  erklärte,  die  ganze  Verlassenschaft  soll 
„d«m  geuanuten  Segenser  vnd  sinen  erben  als  Ir  «rplich  eigen  gaot 
xnston,  zuogehoren  tnd  bliben." 
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gen  —  Bruder  und  Schwester  concurriren  selbst  mit 
einander  —  noch  zwischen  Vatermagen ,  welche  mit  dem 
gemeinschaftlichen  Stammvater  des  Verstorbenen  durch 
männliche  oder  weibliche  Zeugungen  verbunden  sind. 
Nur  zwischen  dem  Verstorbenen  selber  und  dem  Stamm- 
vater, durch  den  die  Verwandtschaft  vermittelt 
wird,  darf  keine  Frau  in  der  Mitte  stehen.  Die  Reihe 
der  Parcntelen  darf  immer  nur  eine  männliche  sein.  Das 
Grundprincip  der  Vatermagschaft  ist  somit:  Damit 
die  darauf  begründete  Erbfähigkeit  vorbanden  sei ,  muss 
man  von  dem  Erblasser  aufwärts  bis  zu  dem  gemein- 
schaftlichen Stammvater  durch  lauter  männliche  Zeugun- 
gen aufsteigen  können.  Von  jenem  zu  dem  Erben  ab- 
wärts können  männliche  oder  weibliche  Zeugungen  vor- 
kommen. Nun  ist  jene  Abnormität  vielleicht  daraus  zu 
erklären,  dass  früher  auch  abwärts  zu  dem  Erben  die 
Verwandtschaft  durch  männliche  Zeugung  vermittelt 
sein  musste,  oder  dass  jenes  Princip  eines  Vorzuges  der 
männlichen  Zeugung  wenigstens  noch  in  diesem  ersten 
Gliede  der  Seiten  Verwandtschaft,  in  welchem  sie  mög- 
licherweise zur  Sprache  kommen  konnte,  auch  unter 
den  Vatermageu  eine  Zurücksetzung  der  Schwesterkinder 
hinter  den  Bruderskindern  hervorbrachte. 
7)  Von  da  an  hören  nun  die  Besonderheiten  des  Systems 
auf.  Es  folgen  mm  je  die  nächsten  Vatcrmagco  bis  zum 
vierten  Gliede,  alle  entferntem  Vatermagen  und  alle  Mut- 
termagen abschliessend.  Wie  nun  aber  diese  Crränze 
des  vierten  Gliedes  zu  verstehen,  ist  ziemlich  dunkel. 

Dass  das  System  der  P  ar  en  tclen  sowohl  in  der  Erb- 
folge der  Vatermagen  als  in  der  der  Muitermagen  gilt, 
somit  wenigstens  innerhalb  derselben  Ordnung  keine  Ver- 
wandte häherer  Parenteien  zur  Erbschaft  kommen ,  so 
lange  noch  Glieder  der  nähern  tiefern  Parcntelen  vor- 
handen sind,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein249). 

Ebenso  kann  es  nicht  in  Abrede  gestellt  werden ,  dass 
die  Vcrglcichung  der  Vater  -  und  Muttermagen  sich  im- 


249)  Vgl.  meine  Ausführung  in  .ler  MonaUthronik  llf.   S.  159.  ff. 
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mer  nur  auf  eine  von  dem  Erblasser  gleichmassig  ent- 
fernte Parentel  beziehen  kann,  folglich  Muttermagen 
der  mütterlichen  Parentel  nur  mit  Vatermagen  der  vä- 
terlichen Parentel,  Muttermagen  von  der  Grossmutter 
oder  deu  mütterlichen  Grosseltern  her  nur  mit  den  Nach- 
kommen des  väterlichen  Grossvaters  verglichen  werden 
konnten. 

Aber  man  kann  zweifeln,  ob  nicht  alle  Vatermagen 
der  vier  ersten  Parentelen  bis  zum  vierten  Gliede  unbe- 
dingt alle  Muttermagen  ausschlössen,  oder  ob  z.  B.  ein 
grossmütterlicher  Mutterraage  des  zweiten  Gliedes,  wenn 
in  der  grossväterlichen  Parentel  keine  Vatermagen  vor- 
handen waren ,  wohl  aber  in  der  urgrossväterlichen  Pa- 
rentel sich  solche  innerhalb  des  vierten  Gliedes  fanden , 
diese  doch  verdrängt  habe. 

Das  Letztere  ist  mir  aber  doch  das  viel  wahrschein- 
lichere ,  indem  sich  bei  der  erstem  Annahme  die  Sache 
gar  zu  arg  verwickelt  hätte  und  man  dannzumal  sogar  zu 
der  unglaublichen  Annahme  genöthigt  würde,  dass  ein 
Vatermag  des  fünften  Gliedes  in  der  dritten  Parentel 
einem  solchen  des  vierten  Gliedes  in  der  vierten  Pa- 
rentel nachgestanden  hätte  250). 

S)  Nach  ihnen  kommen  die  Muttermagen  der  gleichen  Pa- 
rentelenreihe  bis  zum  dritten  Gliede ,  je  nach  ihrer  Nähe, 
unter  ihnen  nun  allerdings  die  Mutter,  auch  ebenso  die 
Grossmutter  (ana),  die  vorher  ausgeschlossen  waren251). 

9)  Mit  den  Muttermagen  des  vierten  Gliedes  coneurriren 
die  Vatermagen  des  fünften. 

10)  Die  Vatermagen  des  fünften  Gliedes. 

11)  Mnttermagen  des  fünften  Gliedes. 

12)  Vater-  und  Muttermagen  nun  unbedingt  nach  der  Nähe 
der  Parentelen  und  der  Glieder  innerhalb  der  betreffenden 
Parentelen  so  weit  die  Verwandtschaft  nachzuweisen  ist. 


250)  Ich  bin  somit  auf  die  zuerst  in  der  Mona  tschron  ik  III.  S.  199. 
erörterte  Meinung  zurückgekommen  und  lege  den  ebendaselbst  IV.  S.23.  dagegen 
erhobenen  Bedenken  gegenwärtig  geringem  Werth  bei. 

251)  MS.  138.  a.  S.  119.  a.  wird  eine  aua  als  rechte  F.rbiun  genannt 
im  Jahr  1418. 
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4«  Das  Stadtrecht  von  Elgg  von  1535  stellt  Vater- 
und  Muttermagen  völlig  gleich  252).  Doch  zeigt  sich  selbst 
da  eine  Spur  des  früheren  Rechtes ,  indem  die  Mutter  die 
Verlassenschaft' ihrer  Kinder  nur  zu  Leibding  erhält,  wäh- 
rend der  Vater  sie  zu  Eigen  erbt ,  beides  jedoch  nur  dann  - 
zumal,  wenn  ihre  Kinder  weder  Leibeserben  noch  Geschwi- 
ster hinterlassen  haben253).  Die  Abweichungen  dieses  Sta- 
tutes sind  somit  sehr  gross  von  dem  übrigen  gemeinen  Rechte. 

5.  Eheliche  Geburt  war  zufolge  dem  Statut  von 
1419  ein  wesentliches  Erforderniss  aller  Erbfähigkeit.  Un- 
eheliche Kinder  erbten  weder  ihren  Vater  noch  ihre  Mutter. 
Es  konnte  ihnen  durch  Gema'chdc  wohl  etwas  zugesichert 
werden  254).  Bekamen  aber  die  Unehelichen  selbst  eheliche 
Kinder,  so  waren  diese  allerdings  erbfähig  gegenüber  ihren 
Eltern  sowohl  als  unter  sich  selbst  als  Geschwister,  un- 
geachtet in  letzterer  Hinsicht  die  Verwandtschaft  durch  einen 
Unehelichen  vermittelt  wurde255).  Auf  ähnliche  Weise  wurde 
1429  bestimmt,  dass  der  Vater  eines  unehelichen  Kindes 
dessen  eheliche  Kinder  beerbe ;  obwohl  auch  hier  die  Ver- 
bindung  zwischen  Grossvater  und  Enkeln  durch  ein  erbun- 
tahiges  Glied  strenge  genommen  zerstört  wird.  Als  Grund 
dafür  wird  angegeben:       ;  /«...' 

van  gemcinlich  vnd  den  merteil  So  kuinpt  den  Kindern  das 
guot  von  Irein  Ani,  das  ist  Irs  vatter  valtcr,  dem  sölhch 
.   ,  guot  aller  bülechist  wider  wirt250). 

Der  angeführte  Grund  ist  aber  mehr  scheinbar  als  wirk- 
Hch.  Der  Grundgedanke  ist  vielmehr  der :  Durch  die  Ehe 
wird  das  Unrecht ,  welches  auf  den  Unehelichen  haftet ,  wie- 
der gesühnt  und  in  ihren  Kindern  lebt  ihr  verlorenes  Recht 
wieder  auf.  Der  Schwabenspiegel  drückt  diese  Idee  aus: 
c.  58.  Die  unelich  geboren  sint ,  die  mugen  ir  recht  wi- 
der gewinnen  ,  oh  si  eMiche  hyyeraete  tuon.   si  erbent  aber 

kein  guot  von  ir  vordem ,  aber  iriu  kint  erbent  wol  von 

  I 

252)  Ar«.  54.  $.  II.   Pest«l«lz  I.  S.  318. 

253)  Art.  53.  $.  10.   P.sUlut/  I.  347. 

254)  MS.  140.  Ablh.  I.  S.  75.  b. 

255)  MS.  138.  b.  S.  69.  b. 

256)  MS.  77.  S.  10.  «. 
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iren  vordem  (einige  Handschriften  lesen  vriunden)  ir  erb- 
guot257). 

o.  Geistliche,  welche  in  Klöstern  oder  andern  Hau- 
sern lebten,  von  denen  sie  beerbt  wurden,  durften  dann  hin- 
wieder auch  nicht  ihre  Sippen  beerben.   Weltliche  Priester 
dagegen,  welche  von  den  Ihrigen  beerbt  wurden,  hatten  den- 
selben gegenüber  hinwieder  auch  Erbrecht.  Ebenso  war  es 
von  alter  harkoinen ,  —  das  die  sundersiechen  lütte  In 
dem  hus  zuo  sant  Iakob  vnd  an  der  Spanweid  ouch  nit  er- 
ben soll eut.    des  glichen  sol  man  sy  ouch  nit  erben 25S). 
Als  in  der  Folge  auch  diese  Sondersiechen  ihr  Erbrecht 
wieder  bekamen ,  blieb  es  doch  fortwährend  Grundsatz ,  dass 
ihre  Vcrlassenschaft  der  Anstalt  zugehore,  welche  sie  auf- 
genommen und  verpflegt  hatte. 

7.  Erbloses  Gut,  auf  welches  keine  besondern  An- 
sprüche namentlich  eines  Grundherrn  galten  259),  fiel  der 
Stadt  zu  als  Landesherrn. 

Rathscrkenntniss  von  1421.  Die  Aebtissinn  machte 
auf  eine  Erbschaft  Ansprache,  weil  sie  von  einem  Uneheli- 
chen herrühre.  Der  Rath  erklärt,  wenn  sie  nachweise ,  dass 
der  Verstorbene  unehelich  gewesen,  so  sol!  sie  die  Verlas- 
senschaft erhalten.  Im  entgegengesetzten  Falle  „so  meinen 
wir  dasselb  erb  vnd  gnot  Inzeziehen  vnd  das  behalten 
vnd  darus  die  egenante  Rudenknechtin  (seine  Frau)  Iro  Rech- 
tung vssfcerichten  vnd  mit  dem  übrigen  ze  warten,  ob  ieman 
kerne ,  der  zuo  demselben  erb  recht  habe  oder  darzao  nach 
unser  Statt  Recht  sprechen  welle  daz  wir  dem  darvmb  wis- 
sen ze  antwürten.  käme  aber  dann  niemant,  der  vns  das 
egenante  erb  nach  vnser  Statt  Recht  vnd  Iudrent  dem  zü 
als  dann  vnser  Statt  recht  stat,  abzuge  oder  anbehuebe  mit 
dem  rechten,  so  meinen  wir  dann  dasselb  erb  ze  beha- 
ben  ze  vnser  gemeinen  statt  handen,  won  vns  ouch 
das  dann  billicher  zuogehöret  dann  Iemant  anders  nach  dein 
vnd  wir  von  keisern  vnd  küngen  gefryet  sind  vnd  die  v  o  g- 
tye  In  vnsern  handen  stat. 

257)  Vgl.  auch  e.  42. 

258)  MS.  77.  S.  54.  a.  tohi  Jahr  1448.    Vgl.  oben  $.  23.  S.  43*. 

259)  Schwabenspiegel  29.  „SwA  ein  mensche  stirbet  —  ine  erben, 
—  swaz  si  hinderen  guotes  länt  ez  si  varende  oder  anderz  guot,  hint  si  einen 
harren,  des  si  eigen  sint,  dein  so!  man  ez  antwürten."  30. 
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Indem  Stadtbuch  von  Wesen  vom  Jahr  i564  heisst 
es  Artikel  79: 

Alle  Windflügell  (das  sind  füudliug  oder  mentschen, 
dero  man  kein  erben  «och  fründtschafli  weisst)  Sy  sigind 
vss  verren  landen  oder  ynlendisch,  da  nieuiant  kunipt,  da* 
Erbe  antaelangen,  die  Erbend  vnnscr  berrn  Schwytz  vnnd 
Glarus  (die  Landesherrn)  ob  sy  on  Eelich  lyberben  abgand. 
Ob  sy  aber  begerlind  sich  abzekoufl'en  vinb  den  Erbfal,  da 
sollend  sich  vnnser  herren  Schwytz  vnnd  Glarns  gnedig  fin- 
den lassen,  vnnd  well  ich  sich  also  abkouft'end ,  die  mögend 
dann ,  so  sy  nit  Eelich  lyberben  habend ,  Ir  güth  vor  Ge- 
richt vermachen  vnnd  verschaffen ,  wohin  oder  wem  sy  wel- 
lend. 

$.  28.    Gemächde  und  Erbvertrag. 

1.  Testamente  im  Sinne  des  römischen  Rechtes,  welche 
ausschliesslich  auf  dem  freien  Willen  des  Erblassers  beru- 
hen, werden  noch  immer  nicht  zugelassen.  Die  Gemächde 
aber,  welche  vor  den  Rath  gebracht  und  die  nun  allerdings 
auch  oft  Testamente  genannt  wurden260),  bedurften  seiner 
Bestätigung,  und  er  verweigerte  sie  auch  öfters,  besonders 
wenn  er  glaubte ,  die  Rechte  der  natürlichen  Erben  werden 
dadurch  zu  sehr  verletzt  2l*'). 

Bezogen  sich  die  Gemächde  nicht  bloss  auf  Fahrhabe 
oder  Eigen,  sondern  auf  Lehen  oder  Erbe,  so  geniigte  frei- 
lich die  blosse  Erklärung  vor  dem  Rathe  nicht,  insofern 
dieser  nicht  zugleich  liehen-  oder  Grundherr  war.  Damit 
nämlich  durch  dieselben  der  Bedachte  ein  Recht  erhalte  auf 
diese  Güter ,  musste  der  Lehenhof  oder  das  Gericht  des 
Grundherrn  von  der  Vergabung  wissen  und  sie  ihrerseits 
hinwieder  anerkannt  haben.  Daher  wurde  im  Jahr  1424 
verordnet,  in  solchen  Fällen  solle  das  Gemächde  immer  zuerst 
an  den  Rath  und  dann  mit  dessen  Erlaubniss  auch  an  das 
Lehen  oder  Grundgericht  gebracht  werden  262). 

Zuweilen  gewährte  der  Rath  aber  auf  Begehren  auch 
einzelnen  Personen  eine  erhöhte  Vergabungsfreiheit,  indem 

260)  Ratbsmanualt  von  1490.  II.  S.  12.  28.  von  1491.  I.  S.  56. 
26|)  Beispiele  von  gestatteten  und  nntvrstgton  GeinäeMen  MS.  13S.  • 
S.  44.  a.    MS.  140.  Abth.  I.  S.  3.  a.  lt.  b.  .6.  a.  $0.  b.  61.  b. 
262)  MS.  140.  Abu,.  I.  S.  61.  b. 
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er  ihnen  verstattete,  auch  ohne  dem  Rathe  eine  öffentliche 
Erklärung  geben  zu  müssen,  zu  Gunsten  anderer  auf  den 
Todesfall  hin  Vermächtnisse  zu  machen.  Solche  Verwilli- 
gungen  bezogen  sieh  aber  nie  auf  das  ganze  Vermögen, 
sondern  wurden  immer  beschränkt  auf  einen  gewissen  Werth, 
oft  auch  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer263).  , 

Eine  Hauptstelle  über  die  Gemächde  ist  eine  Rathsver- 
ordnung von  14  6  7  264),  die  ich  auszugsweise  mittbeilen  will: 
Und  wer  hinfür  durch  gott  oder  ere  geben  wil,  er  sye 
geistlich  oder  weltlich,  das  dieselben  personen  In  ge- 
schrillt setzen  söllent  wie  vil  och  wein,  wohin  vnd  wie  sy 
das  tuon  wellint  vnd  denn  das  In  geschrifft  für  min  herren 
die  Räte  bracht  werden,  vnd  die  das  hören,  vnd  verwil- 
gend  die  denn  das,  oder  mindrent  sölichs,  oder 
tuond  das  ab,  ald  wie  sy  denn  das  ansechent,  das  es  denn 
da  by  beliben  vnd  dem  nachgegangen  werden  sol.  Vnd  ob 
Ieinant  nit  gern  offenbaren  oder  erscheinen  wölte,  wenn  wie 
oder  wohin  er  begerte  das  sin  ze  gebeut,  das  sy  an  min 
Herren  begeren  mögent,  InenSunen  ze  er  loben,  durch 
gott  oder  ere  ze  gebent  vnd  was  denen  erlöpt  von  Inen  wirt, 
das  doch  das  anders  nit  beschechen  sol,  denn  mit  dem  vn- 
derscheide:  wenn  sölich  personen  von  todes  wegen  abgau- 
gen  sint,  das  denn  Ingeschrifflt  für  min  herren  die  Rütte  bracht 
werden  sol  wie  wem  vnd  wohin  die  sülich  verwilget  guot 
geben  hab ,  vnd  min  herren  die  Rätte  denn  das  hören  vnd 
bedunckt  denn  die,  das  es  also  verordnet  vnd  vergehen  sye 
nach  zimlichenbillichen  dingen,  vnd  Lassent  es  daby 

263)  MS.  140.  Ablh.  I.  S.  50.  b. 

264)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  29.  a.  Vgl.  Stadtrecht  ?on  Wese» 
tod  1564.  Art.  92:  „Wann  femant  sines  guots  vermachen  wellt  —  der  soll 
den  nechsten  erben  dartzuo  verkünden  vnd  soll  das  gemächt  vor  einein  vogt 
vnd  Rath  oder  vor  einem  Richter  vnd  gerieht  vfgericht  werden,  die  sollend 
durumb  erkbennen,  ob  söllich  geinecht  billich  oder  vnbillich  sig  vnd  was  sy 
recht  dunket.  Ob  aber  ein  mentsch  schnelligklich  Inn  söllich  kranckheit  fiele 
vnd  yemand  ettwas  vfzemachen  begerte,  der  mag  zno  Im  berifflen  zwen  dry 
oder  vier  der  Rät  heu  oder  des  Gerichts  vnnd  sin  Testament  vor  Inen  setzen 
vnnd  ordnen ,  diewyl  er  nach  —  by  vemunfft  ist ,  dasselb  soll  dann  fUr  eiu 
vogt  mnd  Rath  gebracht  werden;  die  sollend  dann  darumb  erkennen  was  sy 
billich  vnnd  recht  bedunckt ,  vnnd  soll  yetiieh  gemacht  dem  Eegemachell  an 
sin e m  Eerecht  vnsenädlich  sin ,  Es  were  dann  mit  verwilligong."  Hier  wer* 
den  die  Ausdrucke  Gemächd  und  Testament  gleichbedeutend  gebraucht.  Das 
Testament  ist  aber,  wie  man  sieht  ,  nichts  anderes  als  das  deutsche  Gemächde. 
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belihen ,  das  denn  das  daby  bestan  vnd  also  geben  vnd  vss- 
gericht  werden  sol.  Ob  aber  min  herren  bedächte  ,  das  sö- 
lichs  nit  nach  muglicben  vnd  ziuilichen  dingen  vergeben  vnd 
verordnet  were  das  sy  denn  das  endern  vndinindren 
uiügent,  wie  sy  bedunckt  das  gütlich  vnd  billich  sye. 

Man  sieht,  dass  selbst  die  Geistlichen  ihre  Ansprüche 
auf  ungehinderte  Testirfreiheit  im  Sinne  des  römischen  Rech- 
tes nicht  durchsetzen  konnten.  Besonders  mit  den  Chor- 
herren der  Propstei  des  Grossmünsters  war  der  Rath  Uber 
diesen  Punkt  öfter  im  Streit.  Aber  noch  im  Jahr  1491 
mussten  sich  dieselben  in  einem  Vergleiche  dazu  verstehen, 
ihre  Gema'chde  der  Regel  nach  dem  Rathe  vorzulegen  und 
dessen  Gutheissung  oder  Aenderung  zu  unterwerfen.  Nur 
Vermächtnisse  zu  Gunsten  frommer  Stiftungen  sollten  sie 
frei  erlassen  können,  ohne  den  Rath  zu  fragen  265). 

Ueber  die  Gemächde  in  der  Grafschaft  Kyburg  findet 
sich  in  dem  Waldmannischen  Spruchbriefe  von  1489  eine 
Stelle,  welche  wieder  daraufhinweist,  dass  dieselben  durch- 
aus nicht  in  die  völlige  und  unbeschränkte  Willkühr  des  Ver- 
gabenden gesetzt  sind. 

Item  von  -wegen  der  Irrung  ™)  der  geinächten  halb  ,  So 
In  der  grafl'schaflt  by willen  beschechent,  Habent  wir  zwü- 
schen  vnsern  eydgnossen  von  Zürich  vnd  den  vermelten  vs- 
ser  der  grafl'schaflt  Kyburg  so  vyl  erfanden  vnd  sy  deshal- 
ben also  betragen:  wenn  ein  person  kranck  wirt  vnd  die- 
selb  person  an  stab  vnd  Stangen  ouch  on  fueren  für  das 
tachtrofl*  hin  vss  an  das  ge rieht  vnd  wider  von  dem  ge- 
richt  hein  gan  mag,  das  dann  dicselb  person  Ir  guot  wol 
hiu  geben  mög  durch  gott  er ,  fründschafft  ald  wohin  er 
welle,  doch  das  solliche  gemecht  erberlich  red- 
lich vf  fr  echt  vnnd  vngevarlich  zuo  ganngint. 


265)  Werdmüller  C.  D.  N.  V.  S.  337.  Vgl.  Ra  thsui  a  n  u  a  I  e  1491. 
I.  S.  2.  und  9. 

266)  Diese  bezog  sich  wahrscheinlich  auf  das  Verhältnis*  /um  Herrn,  tob 
dessen  Einwilligung  nach  dein  alten  Grafschaflsrecht  (oben  Buch  II.  §.  34.  S.  303.) 
die  Gültigkeit  der  Gemächde  gänzlich  abhing.  Dieses  wurde  durch  den  Waldman- 
nischen Brief  nun  freier.  Die  Kyburger  durften  nun  frei  Gemächde  machen  , 
wie  die  andern,  insofern  sie  nur  gegenüber  ihren  Freunden  und  sonst  billig 
.«chienen.  Ist  diese  Ansicht  richtig,  ao  würde  daraus  folgen,  dass  da»  Graf- 
schaftsreeht  vor  1489  gehört. 
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2.  Neben  diesen  wesentlichen  einseitigen  Vergabungen 
auf  den  Todesfall  hin  kommen  auch  öfters  Verordnungen 
Uber  die  Verlassenschaft  vor  in  Form  von  Verträgen. 
Die  meisten  Eheverträge  waren  zugleich  auch  Erb  ver- 
trage und  diese  bedurften  hinwieder  derselben  Bestätigung 
wie  die  Gemächde.    Ausser  den  Gedingen  unter  Ehegatten 
Hnden  sich  aber  auch  andere  Anwendungen  des  Erbvertrags. 
So  veräussert  z.  B.  im  Jahr  1420  eine  Frau  ihr  Haus  an 
einen  mütterlichen  Verwandten ,  behält  sich  aber  den  lebens- 
länglichen Wohnsitz  in  dem  Hause  „vnd  in  Iren  winkeln" 
vor  und  verabredet,  dass  was  sie  an  fahrendem  Gute  noch 
daselbst  hinterlasse ,  worüber  sie  bei  Lebzeiten  nicht  weiter 
verfügt  habe,  dem  Käufer  zufallen  solle  26T).    Ebenso  konnte 
man  aber  auch  schon  bei  Lebzeiten  sein  ganzes  Vermögen 
einem  andern  übergeben  und  es  somit  den  natürlichen  Erben 
entziehen  gegen  Zusicherung  des  nöthigen  Lebensunterhaltes. 
Einen  Verpfründungs  -  und  Leibdings  vertrag  dieser  Art  vom 
Jahr  1421  2M)  will  ich  hersetzen ,  zumal  er  sehr  kurz  ist : 
Margaretha  holtzachin  —  hat  geben  vorvnsern  Her- 
ren Burgermeister  vnd  Räten  Gerdruten  Johansen 
Holtzachs  des  Iungen  iro  sunes  elichen  wirtin  alles  ir  guot 
Ilgen  des  vndfarendes,  sosi  ietz  hat  oder  noch  ge- 
winnt, nützit  vsgelassen ,  ze  R  e  c  h  t  e  m  e  i  g  e  n.    Da  wider 
hat  die  vorgenante  Gardrnt  ouch  vor  den  egenanten  vnsem 
herren  versprochen  die  vorgenante  Margaretha  hoitxacbin 
bi  Iro  In  Ir  kost  ze  haben  vnd  Iro  hunger  vnd  frost  ze 
buessen. 

Aehnliche  Verträge  kamen  auch  vor,  um  Kinder  unter- 
zubringen und  Tür  ihre  Erziehung  gehörig  zu  sorgen.  Es 
wurde  dann  oft  dem  Pflegevater  ihr  ganzes  Vermögen  zu 
beliebiger  Nutzung  übergeben,  so  dass  er  nur  für  die  Her- 
ausgabe des  Hauptgutes  haftete,  und  zuweilen  wurden  auch 
bei  dieser  Gelegenheit  Bestimmungen  verabredet  über  das 
Erbrecht  bei  allfalligen  Todesfällen  269). 

267)  MS.  140.  Ablh.  I.  S.  42.  b. 

268)  MS.  140.  Abth.  1.  S.  50. 

269)  Vgl.  MS.  13S.       S.  61.  b.    MS.  1.0.  Abtb.  I.  5».  14.  «. 
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I. 

Stiftungsurkunde  der  iFraumünsterabtei  vom  Jahr  863. 

Aus  der  Originalurkunde  *uf  Pergament ,  rott  dein  kaiserlichen  Siegel. 

In  nomine  sce  et  individue  trinitatis  Hludouuicus  diuina  fauen- 
tente  gratia  rex  Si  de  rebus  terrenis  qnas  diuina  sumus  largitate 
consecuti  ad  loca  sctorum  ob  diurtium  amorem  regium  lnorem 
decenter  implentes  aliquid  conferimus  hoc  nobis  esse  profoturum 
ad  aeternae  remunerationis  pmia  eapessenda  liquido  credimus  Qua- 
propter  conperiat  omnium  fidelium  sctae  dei  ecclesiae  nostro- 
rumque  praesentium  scilicet  Et  futurorum  industria  qualiter  nos 
pro  serenissimi  Imperatoris  aui  nri  karoli  Et  praestantissimi  hlu- 
douuici  augusti  domni  ac  genitoris  nos  tri  nec  non  Et  nostra  sem~ 
piterna  remuneratione  ac  pro  coniugis  prolisque  nrae  carissimae 
perpetua  mercede  curtim  nrain  turegum  In  ducatu  alamannico 
In  pago  dnrgaugense  cum  omnibus  adiacentiis  ucl  aspicientiis 
eius  seu  In  diuersis  functionibus  Id  est  pagelluin  uroniae  cum 
ecclesiis  domibus  ceterisque  aediiiciis  desuper  positis  mancipiis 
utriusque  sexus  Et  aetatis.  terris  cultis.  Et  Incnllis.  situis.  pratis. 
aquis.  aquarumue  decursibus  adiacentiis  peruiis  exitibus  Et  re- 
gressibus  quaesitis  Et  inquirendis  cum  uniuersis  censibus.  Et 
diuersis  redibitionibus.  Insuper  eliam  forestem  nrm  albis  no- 
mine Et  quiequid  In  eisdem  locis  nri  iuris  atque  possessionis 
Inre  (Jure?)  proprietatis  est  Et  ad  nrm  opus  Instanti  tempore 
pertinere  uidetur  totum  Et  Integrum  ad  monasterium  nrm  tra- 
dimus  quod  situm  est  In  eodem  uico  turegum  ubi  scis  fe]ix  Et 
seta  regula  martyres  Xpi  corpore  quiescunt.  quod  uidelicet  ex 
rationis  tenore  conplacuit  nobis  agendum  ut  deineeps  In  posterum 
ibidem  omni  tempore  setimonialium  feminarum  sub  regulari  norma 
degentium  uita  conuersatioque  monasterialis  inonachicho  cultu  In- 
stituta  caelebretur  Et  libentius  ppter  huius  loci  supplementum  a 
nobis  Iam  praedictis  martyribus  dediti  dei  famulatus  illic  exhi- 
beatur  ac  pro  nrae  debitorumque  nrorum  omnium  mercedis  aug- 
in ento  diligentius  dni  misericordia  Et  uberius  exoretur.  Uolu- 
mus  etiam  ut  fidelium  nrorum  nooertt  beniuolentia  quod  paterna 
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pietate  commoniti  supradictum  monasteriuin  cum  omni  Integri- 
tate  unacum  nra  traditione  In  locis  praefatis  dilectissimae  tiliae 
nrae  hildigardae  In  proprietatein  *)  concessimus  ut  quantum  dno 
permittente  naleat  familiam  In  eodem  monasterio  dno  militantem 
suoque  dominatui  subiectam  disciplinis  regalaribus  Et  obseruan- 
tiae  monasterialis  Institutione  corrigat  Et  nutriat  locaque  ipsa 
sibimet  concessa  quantum  uires  snppeditent  profectibus  Et  emen- 
dationibus  augmentando  prouchat  Et  emendet  denique  iubentes 
praecipiinus  ut  nullus  iudex  publicus  nec  coms  ue!  quislihet  ex 
iudiciaria  potestate  In  locis  praefatis  uel  In  cunctis  rebus  ad 
eandem  loca respicientibus  seu  homiaes  tarn  liberos  quam  Et 
seruos  qui  illic  coiumanere  uidentur  distrtagere  aut  Infestare  nec 
fideiussores  tollendos  aut  ullas  redibitiones  uel  freda  aut  baanos 
exigendo  aut  alicuius  Iniuriae  tum  ullo  um  quam  tempore  inferre 
psuiuat  sed  sub  nra  defensione  Et  munitatis  tuitione  cum  aduo- 
catis  ibi  constituiis  res  illae  secure  p  diulurna  tempora  perma- 
ueant  Et  ut  baec  auctoritas  donationis  atque  cooiirmatioois  nrae 
nrmior  babeatur  Et  p  futura  tempora  a  cunctis  fidelibus  sctae 
4ei  ecclesiae  nrisque  praesentibus  Et  futuris  uerius  rredatur  al- 
qoe  diligeatius  consent*  im  Manu  propria  nra  subter  easn  linuaui- 
mus  Et  anuli  nri  Inpressionc  adsignari  iussnuus. 

Signum  domni  hludouuici  gloriosissmri  regis 

comeatus  notarius  ad  uicem  radleici  recognovi. 

Actum  XII  kld  augt  anno  xpo  ppitio  XX  regni  dmni  hlu- 
douuici  Serenissimi  regis  In  orientali  francia  Indictione  prima 
actum  regunes  bürg  ciuitate  [n  dei  nomine  feliciter  amen. 

"  "■ 
II. 

Staätrecht  von  Winterthw,  vom  Jahr  1297. 

(Ans  einer  im  Archir  ru  Wi,,tertkur  »««wwUwtt« ,  «rAk^emhch  gleicitteili- 

geu  PcrgMiimlhim«i«*ii#I. ) 

[I.]  Allen  die  disen  brief  ansehent  oder  horent  lesen,  kün- 
den wir  der  Schulthaisse  der  rat  vnd  alle  die  bnrgerre  von  Win- 

*)  Die  Worte  In  proprieUrtem  »iinl  m*  »mdwer  Tinte  später   geschrieben , 
daher  entweder  «nfgefrisd*  öfter  *ber  verfälscht. 
")  e«ndem  loeun? 
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tertttr  ainerkantnuste  der  nachgescribenen  dinge.  Wissin  alle 
den  es  /  e  wissinne  beschiht ,  wan  der  höh  gelopt  fürste  vnser 
herre  herzog  albreht  von  Osterich  den  erheren  beschaidenen 
lüten  den  burgerren  der  Stat  ze  Mellingen  mit  sinein  briefe  ge- 
nade  getan  het ,  daz  sü  vnd  alle  ir  nachkomen ,  die  in  der  stat 
wonhaft  sint,  alle  die  genade  alle  die  frihait  vnd  allü  dii  reht 
dii  vns  von  sinem  vatter  vnd  andren  siuen  vordem  gelihen  vnd 
gegeben  sint,  haben  suln  als  och  wir,  vnd  wan  sü  dü  vorgenan- 
den  reht  vnd  frihait  nüt  gesriben  hatten  ,  darvmbe  so  haben  wir 
durch  der  vorgenanden  burgerre  bette  vnserre  briefe  vnd  vnssre 
altun  gewonhait  absrift  gegeben  vnder  vnserre  stat  Insigel.  Dis 
ist  dii  absrift  dez  briefes  ,  den  vns  der  höh  wirdig  herre  vnser 
herr  künig  Ruodolf  selge  von  Rome  gab ,  e  das  er  künig  wurde. 
Wir  grafe  Ruodolf  von  habspurg  kündin  allen  gottes  getrüwen 
/,uo  den  disü  srift  kuuiet  vnsern  gruoz  mit  ainerkantnuste  der  nach- 
gesribenen  dinge.  Das  man  hoher  herren  gesezte  ,  die  wirdig 
sint  ze  gedenkinne  von  des  zites  lengi  iht  vergessi,  so  hant  die 
wisen  erdaht,  das  man  si  mit  sriftlicher  habe  vnuergeslich  mache, 
da  von  so  hundin  wir  beschaidenlichc  an  dises  briefes  habe  in 
ganz  trüwen ,  das  wir  vnseren  lieben  burgerren  von  wintertur  ge- 
sezzet  vnd  gegeben  haint  sunderliche  von  vnseren  genaden  disü 
reht ,  dü  hienach  gesriben  stant  ze  haltinnc  iemer  eweklich  von 
vns  vnd  von  vnseren  nachkoinen.  ze  dem  ersten  male  hain  wir 
inen  gesezzet  und  ze  reht  gegeben  ,  das  ir  fridecraisses  invang 
hinuanhin  iemer  eweklich  maretes  reht  haben  sol  nach  der  Stat 
sitte  vnd  gewonhait.  Dasselbe  reht  sol  lian  swtz  die  burgerre 
die  inrunthalb  dem  fridecraisse  gesessen  sint  der  hcrschefle  aigens 
besessent  haint  vmb  rehten  und  gesasten  Cins.  Och  hain  wir 
inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben  iemer  eweklich,  das  sü  nie- 
ii) an  ze  rehte  stan  suln  der  inen  ir  aigen  ansprichet,  dem  wir 
Burgreht  vnd  Maretes  reht  gegeben  hain  anderswa  wan  vor  vns 
alder  vor  vnserem  nachkomen,  der  denne  ir  rehter  herre  ist, 
vnd  vor  ir  Schulthaissen  ze  der  burgerre  gegeni  gemainliche. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet,  vndze  rehte  gegeben  ,  das  ze  Schult- 
haissen vnd  ze  Amman  derselbun  stat  nieman  erwellet  sol  werden, 
wan  das  die  burgerre  ainen  vnder  inen  wellen  suln,  der  weder 
ritter  si  noch  ze  ritter  werden  sul,  vnd  den  son  wir  inen  ze 
Schulthaissen  geben  vnd  enkainen  andern.  Och  hain  wir  inen 
gesezzet  vnd  zerehte  gegeben ,  swer  ir  herre  ist ,  dem  ir  ainer 
verlaidot  wirt  von  etlicher  missetat,  über  die  er  rihten  sol  das 
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der  vor  den  burgerren  gemainlichen  sol  ervarn  sin  schulde  oder 
sin  vnschulde  »  vnd  sol  in  genuegen  swaz  ime  daruinbe  mit  ostern 
vrtailt  ertailet  wirt  vmb  die  missetat.  Och  hain  wir  in  gesezzet 
vnd  ze  rehte  gegeben ,  das  enkain  herre  dekainen  sinen  inan , 
der  inrunt  dem  vorgenanden  ir  fritcraisse  seshaft  ist ,  vallan  sol 
es  wer  denne  das  derselbe  man  enkainen  erben  hetti  gelassen 
nach  sinem  tode ,  vnd(  hat  er  enkainen  erben  gelassen ,  sol  er  in 
vallan  nach  der  burgerre  rat.    Och  hain  wir  inen  gesezzet  vnd 

CT  D 

ze  rehte  gegeben ,  das  enkain  herre  erben  sol  siner  aigener  lüte 
aigen ,  das  inrunthalb  dem  fridecraisse  lit  vnd  marct  reht  heti. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben  das  alle  die 

O  CT  CT 

in  dem  vorgenandem  fridecraisse  sessehaft  sint,  man  vnd  wib , 
süne  vnd  tohteran  ze  der  c  komen  miigen  mit  allen  lülen  an  die 
sü  gevallent  in  ander  Stete  vnd  von  anderen  steten,  sweler 
künne  sü  sint ,  vnd  sol  inen  du  vngenosami  der  herschefte  enhain 
schade  sin.  Och  son  wir  vnd  vnsern  nachkomen ,  die  derselben 
stat  herren  sint,  du  anipt  vnd  du  gerillte  niesinde  sin  nach  ir  ge- 
sezte.  Och  hain  wir  inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben,  swer 
ir  burger  ist  oder  wirt ,  vnd  in  der  stat  veriaret  vnd  vertaget 
ane  sines  herren  anspräche  in  landes  indem  des  aigen  er  ist, 
der  sol  darnach  iemer  ine  enkainen  herren  dienstes  gebunden 
sin,  wan  der  stat  herren.  Och  svln  sü  enkaines  herren  eigenne 
oder  lenman  ze  burger  enpfahen  wan  mit  der  stat  herren  willen. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet ,  vnd  ze  rehte  gegeben ,  daz  ir  en- 
kainer  der  Slat  herren  genade  oder  huldi  verlieren  sol ,  er 
haisi  denne  ain  <a*oz  vntrüwc  oder  manslahl  getan  oder  ainen 
erblcndet  oder  ander  siner  lidc  berobet,  oder  ain  mort  begangen 
oder  en  ander  missetat  oder  mainlat ,  du  sich  dem  gelichet.  Och 
hain  wir  inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben,  sweler  vnder  inen 
ir  ainen  mit  gewafenter  haut  wundot  der  sol  der  stat  herren  fünf 
phunt  geben ,  oder  mau  sol  ime  die  haut  abslaheu  vt  besserunge 
und  ze  buos.  Swer  och  vnder  inen  aine  freuenli  tuot  die  man 
rihten  sol  anne  die  hie  vorgesriben  sint ,  der  sol  der  stat  herren 
geben  drü  pfunt,  oder  die  stat  iniden  ain  ganz  jar.  Daz  wir 
vnseren  lieben  burgerren  disü  reht  gegeben  vnd  gesezzet  habin, 
das  sint  gezüge  die  hie  nach  genement  sint,  die  es  horlon  vnd 
sahen,  her  Cuonrat  von  Tengen ,  her  Cuono  von  Tüfen,  her 
hainrich  von  hüinlicon  frien,  her  Johans  von  Bluomenberg,  volrich 
von  hetlingen,  vnd  sin  Bruoder  derTruhsezze  von  Diessenhouen, 
Burchart  von  wida ,  Ruodolf  der  vogit  von  urowenuelt ,  Nicolaus 
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von  Girsperg  vnd  ander  vil  die  man  nit  neminet  dar  die  kurzi. 
Vnd  das  disü  genade  vnd  disü  reht,  die  wir  gelihen  haben  der 
vorgenanden  stat  vnd  den  burgerren,  die  darinne  wonhaft  sint, 
bi  vns  vnd  allen  vnseren  nachkomen  stete  beliben  vnd  nüt  ver- 
werzalot  sulint  noch  werden  mugint  harnach ,  darumbe  so  haben 
wir  inen  disen  brief  besigelten  gegeben  mit  vnserem  Insigel. 
Dis  geschach  do  von  gottes  gebarte  waren  zwelfhundert  Sech- 
zig Jar  vnd  dar  nach  In  dem  Vierden  Jare  an  dem  ersten  tage  vor 
sant  Johans  abent  züngihtun  In  dem  sibenden  Jare  Romer  Stiir  Jar. 

[IL]  [§.  1.]  Dis  ist  die  abscrift  des  briefes  den  uns  der  vor- 
genande  vnser  herre  künig  Ruodolf  dar  nach  do  er  künig  wart 
gab.  [  §.  2.  ]  Künig  Ruodolf  von  Roma  von  Gottes  genaden  kün- 
det allen  getrüwen  des  heiligen  riches  dien  dises  briefes  habe 
gcoget  wirt  sine  genade  vnd  alles  guot.  Vnser  genade  dunket 
billich  das  wir  üns  naigin  genediklich  gegen  der  betlicher  begirde 
die  üns  lopt  vnd  enpfilt  vsgenomenliche  getriiwer  dienst  mit  ste- 
tem willen.  Wan  nu  dis  offenbar  ist  an  vnsern  lieben  getrüwen 
burgerren  von  Wintertur,  so  hain  wir  dur  ir  bitte  inen  dise  ge- 
nade vnd  disü  reht  vnd  dis  frihait  gesezzet  vnd  gegeben,  die  hie 
.nach  gesriben  stant.  [§.  3.]  Dü  erste  genade ,  die  wir  inen  ge- 
geben und  gesezzet  hain ,  ist  das  sii  nach  edlr  lüte  sitte  vnd  rehte 
lehen  suln  enpfahen  vnd  haben  vnd  ander  belehennen  nach  lehens 
reht.  [  §.  4.  ]  Dü  ander  genade  die  wir  inen  gesezzet  vnd  gege- 
ben hain ,  dü  ist  das  wir  gebietin  vnseren  erben  swenne  vnd  swie 
dike  dü  kilche  ze  wintertur  ledig  werde,  das  sü  si  niemanne 
lihcn  wan  ainem  priester  der  mit  geswornem  aide  sich  binde, 
das  er  vf  der  kilchun  inne  ze  wintertur  sizze  mit  rehter  wonunge. 
[§.  5.]  Dü  dritte  genade  ist,  die  wir  inen  gesezzet  vnd  gegeben 
hain,  das  dü  lehen  dü  su  haut  von  der  herschefte  von  kilrurjj 
suln  ir  tochteran  erben  als  ir  süne  ob  da  enkain  sun  ist.  [ß.  6.] 
Dü  Vierde  genade  ist  die  wir  inen  gese/.zet  vnd  gegeben  hain, 
das  sü  niender  ze  rehte  stan  suln  wan  vor  ir  rehtem  Schulthais- 
sen  vnd  reht  vorderan  suln  vnd  nemen  oh  sü  wen  vor  ainem  iekli- 
chem  rihter.  [§.  7.]  Dü  fünfte  genade  ist  die  wir  inen  gesezzet  vnd  ze 
rehte  hain  gegeben,  hetti  ir  dekeiner  ain  lehen  vom  ainem  edeln  man 
er  si  ritter  oder  kneht  der  dasselhe  lehen  von  der  herschefte  von 
kiburg  hat ,  vnd  derselbe  edel  man  stirbet.ane  erben,  so  sol  er  das- 
selbe lehen  von  niemanne  anderem  han  wan  von  der  herschefte,  vnd 
sol  enkaine  vnser  erbe  gewalt  han  dasselbe  lehen  niemanne  anderm 
ze  lihinne.    [  ft.  8.  ]  Dü  sehste  genade  ist  die  wir  inen  gesezzet 
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vnd  gegeben  hain,  das  sü  ainen  ieklichen  vogtman  ze  burger 
mugen  enphahen  also  das  er  dem  berren  diene  nach  der  vogtaig 
reht.  [i.  9.]  Zc  ainer  sicherhait  vnd  ze  ainer  offener  bewerde 
dis  dinges  hain  wir  inen  disen  brief  gegeben  gezaichneten  vnd 
gefesten  mit  dem  Insigel  vnsers  gewaltes.  Dise  genade  vnd  disen 
brief  gaben  wir  inen  trige  tage  vor  Merzen  anvange  In  dem  drit- 
ten Jare  Romer  Stiir  Jare  In  dem  Jare  do  von  gottes  geburte  wa- 
ren zweihundert  Jar  Sibenxig  Jare  vnd  dar  nach  In  dein  fünften 
Jare  In  dem  andern  Jare  vnsers  riches. 

[III.]  [§.  1.]  Dis  sint  vnser  gesetzte  vnd  vnser  alte  gewon- 
hait ,  die  wir  von  alter  herdan  ze  rehte  gebept  hain  mit  willen 
vnserre  herschefte.  [§.  2.]  Du  erste  gewonhait  oder  das  erste 
reht  das  wir  gehept  hain ,  das  ist ,  Swer  der  ist  der  von  den  Sa- 
chen als  an  dem  obern  briefe  stat  gesriben  vnsers  herren  hulde 
verliiret  des  lip  vnd  des  guot  soi  der  Schulthaisse  in  vnsers  herren 
gew  alt  zühen  vnd  behalten  an  vnsers  herren  geuade  ,  vnd  sol 
nüt  anders  ab  ime  rihten.  ["§.  3-}  Swer  och  der  ist  der  ain 
freveli  tuot,  darvmbe  er  verschuldet  ze  gebinne  vnserin  herren 
drü  pfunt,  ist  der  burger  oder  burgers  kint  oder  git  er  inüuz 
vnd  sture,  so  sol  er  fride  ban  ahte  tage,  vnd  riht  er  sich  in 
den  ath  tagen  nüt,  so  haisset  in  vs  srigen  der  Schulthaisse, 
vnd  swer  in  darüber  huset  vnd  hofet,  der  muos  vnserm  herren 
geben  drü  pfunt  für  die  freuen ,  daz  er  ennen  behalten  hat ,  der 
da  vs  gesrüwen  ist.  [  g.  4.  ]  Derselbe  freueler  der  da  verbotten 
ist ,  der  sol  die  stat  miden  jar  vnd  tag ,  vnd  gat  er  in  den  tagen 
in  die  stat ,  so  sol  in  der  rihter  vahen  oder  in  swes  hus  er  kuinet, 
da  sol  in  der  rihter  verbieten  vssen  reht ,  der  selbe  freueler  belip 
och  sckuldig  dem  cleger  drie  Schillinge  vnd  dem  schulthaissen 
och  drie  schdlinge.  [8-  5.]  Wir  hain  och  ze  reht  vmb  die  hain- 
suoch ,  swer  der  ist,  der  den  andern  freuenlich  haime  suochet, 
inrunt  drien  fuessen  vor  siner  tür  sines  hnses  ,  der  het  verschul- 
det en  hainsuuchi  vnd  sol  die  buessen  mit  drin  pfunden  dem 
Cleger  vnd  vnserm  herren  och  mit  drin  pfunden.  [i.  6.]  Wir 
hain  och  ze  rehte ,  ist  das  das  kainer  vnser  burger  oder  der  so 
bi  vns  wonhaft  ist  dekeinen  beclagen  wil  umbgülte,  der  sol  iine 
für  gebieten  ze  dem  ersten  male  an  sinen  munt,  kumet  er  für  vnd 
wirt  er  nüt  vnschuldig ,  so  muos  er  ime  verweton  drie  Schillinge 
vnd  dem  schulthaissen  och  drie  Schillinge  ,  vnd  kumet  er  nüt 
für,  so  muos  ime  der  kleger  für  gebieten  ze  dem  andern  male 
ze  huse  vnd  ze  hofe ,  vnd  kumet  er  für  und  enmag  er  nüt  v a schul- 
dig werden ,  so  belibet  er  schuldig  des  er  och  schuldig  were ,  ob 
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er  ze  dem  ersten  male  fürkomen  were     Kuuiet  er  aber  niit  für, 
sol  er  ime  für  gebieten  ze  dem  dritten  inale  von  dem  vogte, 
vnd  huinet  er  denne  nüt  für,  so  git  der  rihter  dem  cleger  den 
man  an  den  er  claget,  ob  der  cleger  wil  ze  gaste,  oder  er  gat 
ime  ze  huse  vnd  ze  hofe ,  vnd  wirt  der  cleger  gewisct  uffe  sinti 
aigen ,  du  marctes  reht  haint ,  dü  sol  er  behalten  drige  manot 
vnd  darnach  verkofen  nach  der  stat  reht.     [§.  7.]  Ist  och  das 
der  den  man  claget  für  knmet  so  ime  für  gebotten  wirt,  von 
dem  vogte  so  sol  er  dem  cleger  gelten  ze  stenter  stete ,  vnd  mag 
er  ime  nüt  vergelten  mit  sinem  vardun  guote,  so  sol  man  den 
cleger  och  wisen  vffen  ens  aigen  dü  marctes  reht  hain  an  den 
er  claget  in  dem  selben  rehte  als  da  vorgesriben  ist.    [9.  8  ]  Ist 
aber  das  der  an  den  man  claget  der  enkaines  hat  weder  varn- 
des  guot  noch  aigen,  so  sol  man  in  nüt  vahen  vmb  die  gülte, 
man  sol  ime  baiten,  unz  das  er  es  haben  mag,    [fi.  9.  ]  Ist  och 
das  der  an  den  man  clagot  ze  dem  dritten  male  nüt  für  gerihte 
kämet ,  so  ime  für  gebotten  wirt  von  dem  vogte ,   swas  denne 
der  cleger  offenot  vor  gerihte  daz  er  ime  gelten  süle  das  moos 
er  iine  geben ,  er  sül  ime  es  oder  nüt ,  vnd  wart  das  gesezzct , 
das  man  das  gerihte  nüt  versmahe.     [§.   10.)  Ist  och  das  der 
schnlthaissc  ainein  ze  huse  vnd  ze  hofe  gat  vmb  gulte  der  belihz 
ünserm  herren  driger  pfunt  schuldig,  gat  er  ime  aber  nüt  ze 
huse  vnd  ze  hofe  vnd  »enimet  in  der  cleger  ze  gaste,  so  enist 
er  ünserm  herren  nütes  schuldig.    [9.  11.}  S wer  och  der  ist  der 
ze  gaste  gegeben  wirt,  über  den  het  der  cleger  gewalt,  das  er  ime  sin 
guot  nemen  mag  swa  er  es  vindet  vsserünt  dem  fridecraisse  ,  swas 
er  aber  sines  guotes  vindz  inrünt  dem  fridecraisse  ,  das  sol  er  nüt 
selbe  nemen ,  iine  sol  es  geben  der  schnlthaissc  oder  sin  kneht. 
[&.  12.)  Wir  hau»  och  ze  rehte  ,  das  eines  ieklichen  burgers  wib 
•ud  kint  swannan  er  gewibet  hat,  genösse  ist  ze  erbinne,  als  ob  si 
aines  herren  werin.    [§.  13.]  Wir  hain  och  ze  rehte  das  aines 
ieklichen  burgers  wip  erben  sol  nach  ir  man  ups  tode  alles  sine  va- 
rend  guot  und  da  von  nüt  gelten  es  wer  denne  das  ir  man  ain 
kofinan  oder  enwerbent  man  weri  vnd  er  vffe  sich  guot  nemi. 
Stürbe  der  man,  so  sol  si  das  guot,  das  er  vffe  sich  genomen 
bat ,  von  dem  varnden  guot  gelten  vnd  anders  enkain  gülte  wa* 
die  si  gelöpt  hat  ze  geltinne.    [§.  14.]  Wir  hain  och  ze  rehte 
das  dekain  unser  burger  sin  Cins  aigen  das  er  geerbz  hat  von 
sinem  vatter  oder  swelen  weg  es  in  an  genallen  ist ,  i  daz  er  sin 
elich  wip  geneine  mag  gegeben  sinem  elichen  wip  dekainen  weg 
wan  ze  liptinge.    [§.  i5.]  Wir  hain  och  ze  reht,  swer  der  ist 
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der  dem  andern  sin  aigen  das  uiarctes  reht  hat,  ansprechet,  er 
si  barger  oder  du t ,  der  uiuos  verbürgen  ünserm  herren  drü  pfant 
vnd  deine  dem  er  daz  aigen  ansprichet  och  drü  pftint,  und 
mag  er  daz  aigen  nit  behaben  mit  rehte  ,  so  inuos  er  geben  dii 
sehs  pfunt,  dii  er  verburgz  hat  als  hie  vor  gesriben  ist.  [5.  16.] 
vmb  dü  selben  aigen  sol  och  nieman  rihten  wan  ze  den  zwain  ge- 
dingen  ze  Wienoacht,  vnd  ze  Osteran,  und  sol  och  nieman  vmb 
dü  selben  aigen  clagen  an  gaistlichein  noch  an  weltlichem  gerihte, 
wan  von  vuserm  herren  oder  vnserm  rihter.  [§.  17.]  es  sol  och 
nieman  über  vnsern  aigen  vrtailde  sprechen  wan  der  och  aigen 
het,  das  unsere  stat  marctes  reht  het.  [6.  18.]  Wir  hain  och  ze 
rehte,  vmb  vnser  erbeschaft,  swaz  de  kainer  unser  burger  bi  sinem 
elichen  wip  Cinsaigens  oder  ledigs  aigens  gekofz ,  habent  sü  mit 
anderen  kint,  der  aigen  ist  es  und  iro  beder  liptinge.  [§.  19.] 
Ist  aber  das  sü  ane  lip  erben  sint ,  sweders  denne  vnder  inen 
stirbet ,  so  sol  daz  ander  daz  aigen  erben  daz  sü  mit  anderen 
gekofet  hant  und  tuon  swar  es  wil.  [9.  20.]  Wir  hain  och  ze 
rehte ,  ist  daz  en  man  vnd  ain  vrowa  elich  ze  enanderen  koment, 
swaz  ir  ietweders  aigens  ze  dem  andern  bringz,  belibent  sü  ane 
lip  erben,  machent  sü  daz  aigen  nit  en  anderen  nach  swaben 
reht ,  das  wirt  ledig  iro  ietweders  erben  nach  iro  tode ;  machent 
aber  sü  es  einen  andern  nach  swaben  reht,  so  het  ir  ietweders 
daz  aigen  daz  ime  gemachet  ist  ze  liptinge  vnz  an  sinen  tot,  vnd 
vallet  denne  wider  an  die  rehten  erben.  [§.  21.]  gewinnent  sü 
aber  lip  erben  mit  anderen ,  an  die  vallz  das  aigen  ledeclich ,  es 
si  gemachz  oder  nüt.  [8.  22.]  swas  och  dekainem  ünsern  burgern 
aigens  von  sinem  vatter  oder  von  dekainen  sinen  vordem  an  ge- 
vallz  ,  het  er  Bi  zwain  elichen  vrowen  kint,  vnd  het  er  das  aigen 
enkainem  sinem  wibe  gemachet ,  stirbz  er ,  so  vallz  er  sinü  kint, 
dü  er  lat,  geinainlichen  an.  [9.  23.]  Sweler  aber  siner  kind 
muoter  er  das  aigen  gemachz  hat ,  dü  kint  vallz  das  aigen  an ,  dü 
der  muoter  sint  ,  der  das  aigen  gemachot  ist.  [g.  24.]  Wir  hain 
och  ze  rehte ,  swa  aine  vnser  burger  stirbz ,  lat  er  kint ,  die 
vogtber  sint,  ist  daz  der  kinde  nehster  v attermag ,  der  iro  vogit 
solte  sin,  inen  ze  vogte  vnnüz  ist,  den  git  der  Schulthaisse  vud 
der  rat  vffe  den  aid  ainen  pfleger  über  iro  guot.  [9.  25.]  Were 
aber  das  dü  kint  enkainen  mag  hettin  der  iro  vogit  solti  sin,  den 
git  och  der  Schulthaisse  vnd  der  rat  ainen  vogit  vfl'e  den  aid  ,  vnd 
muos  der  dem  rate  gehorsam  sin  wider  ze  raitinne  der  kind  guot. 
[9.  26.]  Wir  hain  och  von  alter  gewonhait  gehept  ze  reht,  daz 
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en  ieklicher  vnser  burger  oder  der  bi  vns  wohnhaft  ist ,  mit  sinem 
Up  vnd  mit  sinem  guote  varn  mag  vsser  unser  stat ,  ob  er  nümme 
bi  üns  sin  wil ,  vnd  sol  ime  daz  nieman  werren ,  weder  ünse 
herre  noch  nieman  anderre.  [§.  27.]  Wir  kündin  och  an  disem 
briefe,  wan  wir  den  erberen  lüten  alle  unser  gewonhait,  die  wir 
ane  scrift  ze  rehte  gehept  hain ,  von  alter  herdan  an  disem  briefe 
nüt  alle  gegeben  mohten,  swenue  sü  zuo  üns  sendent,  so  wellen 
wir  inen  fürbaz  ünser  gesezte  gerne  erzögen,  swa  sü  es  bedür- 
fen. [§.  28.]  Vnd  ze  ainer  gewerer  vnd  offenen  gelopsam  dirre 
scrift,  so  gaben  wir  ünser  stat  Insigel  an  disen  brief.  [§.  29.] 
Dirre  brief  wart  gegeben  ze  wintertur  da  von  Gottes  geburte  wa- 
ren zwelfhundert  Jar  Nünzig  Jar  vnd  dar  nach  in  dem  sibenden 
Jare  an  sant  hylarien  tage  In  dein  zehenden  Jare  Romer  Stür  Jare. 


Ol. 

Hofrodel  zu  Altorf  (Münchaltorf)  angeblich  von  143 9. 

Aus  einer  gleichzeitigen  Pergainenthandschrift  des  Staatsarchivs  (Sakristei). 

Erste  Pergamenlrolle. 

$.  i.  Item  dis  ist  des  hoffrecht  ze  Altorf  als  sy  von  alter 
her  kouien  sint°). 

§.  2.  Des  ersten  So  sprechent  sy  das  si  habint  drü  Jarge- 
richt  vnd  hab  da  jeklich  Jargericht  sinen  nachtag  vnd  syg  das 
ein  Jargericht  vf  sant  Jörgentag  das  ander  vf  sant  Johans  tag 
des  Jungen00)  das  dritt  vf  Sant  Andres  tag. 

§.  5-  Si  sprechent  och  wer  der  syg  der  der  hof  guetern 
von  Altorf  siben  schuo  witt  vnd  breit  hab  der  oder  sin  botten 
sol  by  allen  gerichten  sin ,  versampt  er  sich  aber  des  gerichtz, 
so  hat  in  ein  weibel  ze  pfenden  vmb  dryg  Schilling  vnd  wer 
ouch  also  der  gueter  hä'tt  der  hat  öch  dar  vmb  ze  erteilten  vnd 
vf  ze  hebend. 

§.  4.  Si  sprechent  öch  wer  das  ein  vssrer  in  dem  hof  ze 
Altorf  ze  schaffenn  gewunn  vnd  klagen  wölt  vmb  eygen  oder  vmb 

*)  Von  einer  andern  Hand  ist  nachher  folgende  Randbemerkung  hinzuge- 
fügt: „da  by  sy  ouch  vnser  herr  burgermeister  vnd  Hat  der  statt  Zürich, 
wellent  lassen  beliben  vnd  ist  diss  Rodel  gemacht  Anno  domini  MCC<  ;i :  X  \  \  1  \  .  ' 

**)  Die  Worte  „des  Jungen"  sind  im  Orginal  durchgestrichen  und  Uber 
die  folgenden  Worte  von  einer  andern  Hand  geschrieben:  ,1«  Süngicht". 
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erb  der  sol  das  Recht  kouffen  vinb  fünf  Schilling  vier  pfenning 
vnd  sol  man  im  richten  als  einem  andern  hofman  Bedarf  aber 
der  Inner  von  dem  vssern  des  Rechten  so  sol  der  vsser  dem 
Innern  vertrösten  dass  Recht  da  ze  lassen. 

§.  5.  Si  sprechent  och  Spricht  einer  einem  an  sin  ligent 
guot  vnd  behebt  er  sin  ansprach  mit  das  leit  er  ouch  dem  Richter 
ab  mit  dryg  Schillingen.  *) 

§.  6.  Si  sprechent  och  das  ir  hoffrecht  syg  das  nieman  dem 
andern  deheinen  schaden  sölli  ablegen  er  hab  im  den  denn  ver- 
heissen  mit  hand  oder  mit  mund. 

§.  7.  Item  so  sprechent  ouch  die  hofliit  daz  ein  keller  der  den 
kelnhof  Inne  hätt  zuo  den  drygen  Jargerichten  einem  vogt  selb 
ander  essen  vnd  trinken  geben  sol  Enbüt  im  das  ein  vogt  an  dem 
Abent  so  mag  er  dester  bas  geleben  doch  das  er  im  des  gouog  geb 
des  er  hab  in  den  vier  wenden  vnd  sol  des  ein  vogt  benuegen  vnd 
sol  inn  nüt  fürer  straffen. 

5.  8-  Si  sprechent  och  daz  derselb  keller  alle  mess  soll  haben 
ze  kernen  vnd  ze  haber  vnd  sol  ouch  die  jederman  in  dem  dorf 
lihen  wer  ir  bedarf  vnd  wenn  oder  wie  dik  vnser  herren  von 
Zürich  ir  mess  endrent  so  dik  sol  er  die  öch  endren. 

$.  9.  Es  sprechent  ouch  die  hofliit  das  si  gehintan  die  vesty  gen 
Grueningen**)  hundert  vnd  viertzig  müt  Kernen  alle  Jar***)  drü 
vnd  zwentzig  malter  haber  vnd  drü  vnd  zwentzig  pfund  pfenning 
vnd  von  dem  gnot  git  man  jerlich  an  Odenbach  zwentzig  müt  ker- 
nen drü  pfund  pfenning  Item  eim  pfaffen  von  Egg  ein  müt  kernen 
Item  einem  zuoner  zwen  müt  kernen  derselben  zweyn  müt  kernen 
wirt  aber  einem  pfaffen  ze  Egg  ein  halba  müt  der  Küchen  ze  Egg 
ein  halba  müt  vnd  den  Schönnen  ein  müt  vnd  in  dem  uiüliloch 
gand  ouch  der  obgeschribnen  snmm  zwen  müt  ab. 

5.  10.  Item  der  hof  ze  Gossow  sol  ouch  ierlich  an  korn  gelten 
dryzechen  stuk  wer  aber  das  er  minder  gulti  so  sond  doch  die 
drizechen  stuk  abgan  an  der  summ  so  vorgeschoben  ist. 

§.11.  Si  sprechent  öch  wer  der  sig  der  den  grossen  zehenden 
ze  Altorf  inne  hab  der  sölli  han  ein  wuoher  stier  vnd  ein  wuoher 
fiwin  vnd  sölli  der  wuoher  stier  ze  Sant  Jöryen  tag  da  sin  vnd  vf 


*)  Die  beiden  letzten  Worte  sind  durchgestrichen  und  ton  spaterer  Hand 
hinzugesetzt  w  pfund  haller". 

**)  Von  späterer  Hand  wurde  eingeschoben  „alle  Jar". 
■   ■  .1  Diese  Warle  sind  von  spaterer  Hand  durebgestricheu. 
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Sant  verenen  tag  dannen  gä'n  vnd  sölli  der  Eber  ze  Sant  Andres 
tag  in  dem  dorf  sin  vnd  vf  Sant  Jüryen  tag  dannen  gän. 

$.  12.  Der  zechend  so!  üch  die  beydi  han  an  des  dorfs  vnd  der 
hoflüten  schaden  doch  wer  ob  der  Stier  mit  Jeman  hin  vs  eiengi 
vnd  schaden  tätti  der  so!  in  besorgen  das  er  her  wider  inkoini  än 
menklichs  schaden» 

§.  13.  Vnd  sond  och  der  stier  vnd  der  Eber  sin  der*mäss  das 
die  dorfmeyer  bednnk  das  si  da  mit  besorgen  sigint. 

§.  f4.  Item  Es  sprechent  öch  die  hofliit,  das  si  hundert  vnd 
sibent/.ig  ein  huobtuochs  gebint  dem  von  hinwit ;  das  selb  huob- 
tnoch  sölli  so  swach  sin,  wenn  man  das  spreitt  vf  ein  wasen,  das 
Gens  gras  vnd  bollen  durch  das  tuoch  mugint  essen ,  vnd  wela  ob 
vier  einen  des  tuochs  niit  schuldig  ist,  der  mag  von  dem  egenanten 
von  hinwil  ein  ein  lösen  vmb  vier  haller. 

§.  15.  Öch  sprechent  si,  das  si  wisskorn  söllent  geben  gen 
Liebenberg  vnd  sölli  das  sin  des  swechsten  des  Got  ein  arm  man 
bcrätt  des  Jars  vnd  gebi  jeman  besser  s  der  sol  einem  ie!  liehen  hof- 
man  dr\'2  Schilling  verfallen  sin. 

5-  1K.  Sprechent  öch  die  hofliit  si  gebint  huenr  gen  Lieben- 
berg, nempt  man  gielhuenr,  vnd  wenn  die  honpt  vnd  swantz  habint 
vnd  an  den  dritten  seigel  fliegen  inugint  vnd  man  si  dem  herren 
bringt,  der  sol  si  nemen  vnd  nüt  versprechen. 

§.  17.  Item  so  sprechent  di  hofliit  von  Altorf  das  si  genoss 
syent  ze  wibenn  vnd  ze  mannen  zno  disen  nachgeschribnen  siben 
Golzhüsern  : 

des  ersten  zno  vnser  lieben  fröwen  ze  den  Einsideln  Gen  Sant 
gallen°)  gen  pfafers  gen  Schennis  In  die  Richen  Öw  An  Sant  Reg- 
ien Zürich*0)  vnd  gen  Sekingen  vnd  sölli  men  dehem  herr  des 
vor  sin. 

J.  18.  Si  sprechend  öch  wer  ob  ir  deheiner  ein  Tochter  oder 
rtie  hin  vs  berietti  zuo  der  E,  oder  wie  sich  ein  fröw  hin  vs  ver- 
giengi  zuo  elichem  leben  vnd  die  ein  geuossen  nimpt  er  syg  fryg 
oder  der  jetzt  benempten  siben  Gotzhüsern  der  einer  der  lib  noch 
guot  hat  ein  herr  ze  Grueningen  niit  nachzefragen. 

§.  19.  Si  sprechent  onch,  si  habint  ein  fryen  zug  ze  tuon  mit 
ir  lip  vnd  mit  ir  guot  doch  dem  egenanten  herren  ze  Grueningen 
vnschedlich  des  Jars  mit  einem  Schilling  pfenninge. 

§.  20.    Vnd  gebt  einer  den  Schilling  darvinb  wo  oder  an  welcn 

  1 '  — — 

*)  Hier  ist  hineinge schrieben  m«d  n«!  Jiegnieu  Zürich.' 
„An  —  Zürich"  «iod  durchgestrichen. 
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enden  Joch  einer  abgang,  das  ein  herr  ze  Grüningen  sinem  vall 
nach  kom  vnd  den  erben  nach  des  hoffrecht  Ob  das  ze  schulden  kamy. 

§.  21.  Si  sprechent  ouch  weri  ob  ein  man  oder  wib  elichi 
kiud  hettint  vnd  die  by  einander  sint  in  einer  kost  weles  joch  da 
ab  ga't,  so  erbt  der  herr  von  Grueningen  ir  deheins. 

5.  22.  Welhi  och  teil  vnd  geniein  mit  einander  hand  so  erbt  si 
aber  der  herr  nüt. 

§.  23.  Si  sprechent  och ,  werind  vier  gebruoder  minder  oder 
mer  in  einem  hus  Stirbt  da  je  der  eltost  ab,  der  sol  ein  vall  dem 
herren  geben  vntz  an  den  Jüngsten. 

5.  2'i.  Stirbt  aber  der  Jungen  einer  nach  dem  andern  ab ,  so 
sol  der  herr  dehein  vallen  vntz  aber  an  den  el tosten. 

5.  25.  Es  sprechent  ouch  di  hoflüt:  ist  das  man  oder  wib 
knaben  oder  tochtran  in  das  todbett  koment  mugent  si  denn  so  vil 
das  si  an  stab  an  Stangen  vnd  än  hilf  siben  schuoch  für  das  obtach 
bekleit  gand,  So  mugen  si  wol  ir  varend  guot  geben  wem  si  wel- 
lent  vmb  das  das  es  dem  genanten  herren  nüt  werd ,  vnd  hat  man 
zwen  biderman  die  das  sechent  vnd  hurrent  vnd  och  das  vor  dein 
herren  gesagen  kunnent  als  Recht  ist  in  dem  hof ,  so  soll  der  herr 
das  geloben. 

5.  26.  Si  sprechent  och  wer  ein  kind  so  klein  vnd  es  nüt  so 
vil  Vernunft  hetti  vnd  gan  koudi  oder  sin  wort  brühen  won  das  es 
vogtbar  weri,  So  mag  es  sin  vogt  an  sin  arm  uemen  oder  der 
nechst  vatter  mag  vnd  inucht  dz  ouch  für  das  obtach  tragen  siben 
schuo  witt vnd vergünsten  das  varend  guot  ze  geben  war  oder  wem 
er  wil  an  allein  im  selb  ze  behaben ,  vnd  sol  das  als  guot  kraft  vnd 
macht  han ,  als  wer  es  vor  dem  Rechten  beschechen. 

§.  27.  Die  hoflüt  sprechent  och ,  wer  ob  es  darzuo  kemi.  das 
ein  herr  man  wib  knaben  oder  tochtran  erben  sölt  Inn  oder  vss, 
So  erbt  er  das  ab  erstorbnen  varend  guot  vnd  gilt  nüt  doch  vsge- 
setzt  harnasch  karren  wägen  vnd  elli  vngeschliffni  wäflen ,  die 
sol  er  nüt  erben. 

5.  28.  Si  sprechent  och  ob  ein  kast  in  einer  wand  stuend, 
der  ein  wand  verwäsi  an  eim  hus,  den  erbt  der  herr  nüt. 

5.  29.  Si  sprechent  och  ,  das  hüser  vnd  spicher  von  allar  her 
syend  gesin  vnd  geheissen  ligendi  gueter. 

$.  30.  Weri  aber  ob  Jeman  sin  gueter  liessi  ligen  für  den  her- 
ren  zins  ,  so  sol  ein  herr  vf  denselben  guetern  vnd  die  darzuo  ge- 
hörrent  den  zins  suochen  vnd  nüt  vf  hüsern  noch  vf  anderm  plun- 
der  das  zuo  ligendem  guot  gehört. 
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$.  31.  Si  sprechent  ouch  wer  ob  ein  man  oder  fröw  ahgieng  vnd 
stuend  sin  samkorn  oder  welherley  gewechst  das  wer  vf  dem  veld 
vnd  alle  die  wil  so  das  statt  oder  litt  vnd  nüt  vnder  di  wid  komen 
ist,  so  man  im  gelüt  hat ,  so  hört  der  säm  oder  die  gewechst  zuo 
ligendem  guot. 

$.  52.  Ist  das  aber  vnder  die  wid  komen,  so  gehört  es  zuo 
varendem  guot. 

J.  33.  Doch  das  der  egenant  herr  das  selb  gnot  nüssi  mit  ver- 
bvndein  sak  vnd  ströw  vnd  höw  hinder  im  lassi. 

5.  34.  Si  sprechent  aber  wer  in  ir  hof  von  tod  abgat  vnd  stirbt 
wer  den  des  selben  toten  licham  vatter  aller  nechst  von  früutschaft 
zuo  gehörr  derselb  erbt  den  toten  licham  wer  aber  dz  ein  muoter 
mag  des  toten  licham  vatter  eines  lides  neher  wer  denn  der  vatter 
mag  so  erbent  beid  teil  glich  mit  einander. 

Zweite  Pergamentrolle. 

5.  35.  Ist  aber  dz  vattermag  glich  ist  dem  muotermag  so  zücht 
vatterinag  das  erb  hin. 

5.  36.  Es  sprechent  die  hofliit  wenn  ir  einer  griff  zuo  der  E. 
vnd  das  so  ferr  kom  dz  sich  die  frow  engürt  vor  dem  Bett  so 
syg  all  ir  varend  guot  des  inans. 

5.  37.  Ist  och  dz  die  fröw  von  tod  abgät  vor  dem  man  so  gefeit 
dem  man  dz  ligend  guot  halb  dz  ze  niessen  vnwuostlich  sin  leb- 
tag  vnd  sol  sin  erecht  behalten. 

§.  38.  Stirbt  aber  der  man  vor  dem  wib  wil  denn  die  fröw  so  mag 
si  erben  die  varenden  hab  halb  ze  eigen  vnd  gilt  halben  teil  siner 
geltschuld  vnd  mag  halben  teil  des  ligenden  guotz  niessen  ze  end 
ir  wil  mit  verbundnem  sak  vnd  sol  ouch  ihr  erecht  behalten. 

5.  39.  Si  sprechent  öch  ist  dz  ein  man  sinem  ewib  ist  si  ein  toch- 
ter  ein  roorgengäb  git  das  mag  der  man  wol  tuon  der  ersten 
nacht  so  er  von  ir  vf  statt  vnd  mag  si  die  wisen  mit  zweyn 
bidermannen  so  sol  es  guot  kraft  han  wie  vil  joch  der  summ  ist 

§.  40.  Möcht  si  aber  die  zwen  biderman  nit  gehaben  so  mag  si  von 
mund  ir  morgengab  erzellen  vnd  wölt  man  ir  dz  nit  glouben 
so  mag  si  nemen  die  Rechten  brüst  in  die  linggen  band  vnd 
iren  zopf  vnd  mit  der  Rechten  hand  swerren  liplich  zuo  got  an 
den  heiigen  vnd  wz  si  da  behebt  das  sol  so  guot  kraft  han  das 
ira  das  nieman  sol  abwysen. 

§.  41.  Des  gelich  sol  och  einer  wittwen  ir  abentgab  volgen 
vnd  beliben  als  vorstatt. 
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§.  42.  Si  sprechent  öcb  weli  fröw  zun  der  £  kom  in  iren  hof  vn- 
aerdingott  so  ist  ir  vareud  guot  gantz  des  mans  als  obstatt  kumpt 
si  aber  verdingot  zuo  dein  man  das  daz  ir  sülli  ligen  an  eigen 
vnd  an  erb  so  sy  ir  hofirecht  das  dz  varend  guot  zno  dem  ligen- 
den  gehörri  vsgesetzt  ir  verschrotten  gewand  ir  tuechli  ir  bett- 
sUtt  vnd  das  sy  dann  zuo  im  bringt. 

§.  43.  Si  sprechent  ouch  das  sy  ir  ligend  guot  niena  gewinnen 
noch  uerlieren  söllentdenn  in  den  Rechten  gedingen  Richti  aber  ein 
Richter  ze  andern  ziten  denn  in  den  Jargerichten  das  sol  nie- 
man  an  siuein  Rechten  schad  bringen. 

S.  44.  Si  sprechent  öch  das  si  mit  ir  selbs  mund  vnd  hand  ir  ge- 
meinmerk wol  mugent  behaben  vnd  an  ir  gerichten  erteillcn  vnd 
vf  han  vnd  soll  inen  dar  in  nieman  nüt  stossen. 

§.  45.  Item  Es  sprechent  öch  die  hoflüt  wenn  sich  ir  gueter  hin  vs 
vergänd  in  köffs  wis  vnd  si  ein  vngenosser  koufft  hat  so  mag  ein 
Innrer  dem  vssern  den  kouff  abziehen  es  syg  über  kurtz  oder 
über  lang  vmb  den  pfenning  als  der  vngenoss  kofft  hat  vnd  vmb 
ein  bescheiden  winkouff  vnd  sol  in  ein  herr  z>  Grneningen  daby 
schirmen  ü). 

§.  46.  Wenn  sich  ein  guot  also  hin  vs  vergät  als  jetz  geschriben 
ist  welher  hofman  denn  der  erst  ist  der  dieselben  gueter  mit 
Recht  anlangen  der  sol  die  gueter  behaben  vor  allen  andern  frün- 
den  hoflüten  vnd  vor  menklichen  **). 

§.  47.  Wirt  einem  ein  guot  veil  der  sol  das  sinein  nechsten  fründ 
erbieten  wölt  derselb  aber  nüt  konflen  so  sol  er  es  dem  nechsten 

*  Diese  beiden  Sätze  [45  und  46]  sind  im  Orginal  durchgestrichen  and 
folgende  Worte  von  späterer  Hand  an  den  Rand  gesetst :  »Hie  lass  spatzium 
vmb  die  stuk."  Etwas  weiter  unten  folgt  dann:  „  Were  ouch  daz  einer  ein  guot 
di  u  jar  vor  einem  der  Innerent  lantz  ist  rnanspreehig  hat  vnd  n'rin  jar  vor 
einem  der  v.ssreut  tantz  ist  behept  daz  es  im  vor  gericht  nit  angesprochen 
wirt  den  sol  ein  herre  ze  (H  oeningen  vnd  ein  gewer  daby  hatten  vnd  schirmen 
wie  oder  in  welichem  weg  inn  daz  guot  ankörnen  ist. 

Ist  ouch  daz  sielt  der  gueter  eiues  oder  mehr  hinvs  vergat  mag  da  ein  inn- 
dra  so  vil  guotz  haben  als  der  erst  kouff  bescherhen  ist  vnd  git  darzuo  ein  be- 
scheiden winkoulT  so  sol  vnd  mag  er  daz.  uergangen  guot  vmb  so  vil  geltz  hin- 
wider  vmb  inzieeben  mit  dem  rechten  nach  dem  kouff  in  den  nechsten  dry  jaren 
vnd  ait  lenger  vnd  were  <laz  der  vsser  daz  gelt  von  dein  jnndren  in  dem  zit 
nit  neinen  wölt  so  sol  er  daz  gelt  in  ein  tacbli  winden  vnd  zwea  erber  man 
zuo  im  nemen  die  des  geziigen  syen  vnd  sol  dem  vssern  daz  grlt  ze  der  hus- 
sellen  inwerffen  vnd  daz  sol  als  guot  kraft  haben  daz  den  {unreu  nieman  da- 
von stossen  sol  weder  erben  nach  geteilit  vnd  sol  inn  daby  schirmen  ein  herr 
ze  Grueningen  vnd  das  gericht." 
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geteilid  veil  hietten  vnd  weilt  der  ouch  nit  küffen  so  sol  er  das 
denn  bietten  den  hofliilen  in  die  wittreitti. 

8.  48.  Si  sprechent  oach  waz  gueter  in  erbs  wis  hin  vs  gand 
vnd  wer  die  denn  ererbt  dem  hat  nieinan  nach  ze  langen  Wurdi 

CT 

aber  vss  dem  erb  ein  kouJT  so  ist  den  hoflüten  ir  Recht  in  vor- 
geschribner  wis  behalten. 

§.  49.  Si  sprechent  och  ine  weri  aber  daz  jenand  vnder  inen  lä- 
giud  frigi  gueter  oder  manlehen  man  köffti  oder  verkoffti  die  dem 
hab  dehein  herr  nach  ze  fragen  vmb  den  dritten  pfenning  weri 
aber  dz  ein  verkoffer  sin  gnot  also  nül  erbotten  hetti  als  ob 
statt  kumpt  da  einer  der  des  guotz  köff  ist  vor  eim  vngenossen 
och  als  vor  stät  Ist  der  in  land  so  zücht  er  dz  eim  ab  in  dryen 
jaren  vmb  dzselb  gelt  vnd  ein  vssrer  in  nun  jaren  doch  dz 
die  selben  syend  fründ  geteilid  oder  hoflüt. 

§.  50.  Si  sprechent  och  dz  ein  jeklicher  hofman  hin  geben  vnd 
verschaffen  mng  daz  varend  guot. 

g.  51.  Aber  die  ligenden  gueter  sol  noch  mag  nieinan  hin  geben 
denn  in  den  jargerichten. 

8.  52.  Vnd  mag  och  vmb  die  ligenden  gueter  nieman  ein  zemen- 
stoss  noch  gemeinschaft  Volbringen  denn  in  den  vorgeseiten  jarge- 
richten. 

§.  53.  Doch  so  ma»  ein  ieklichi  fröw  ir  morgen  oder  Abentgäb 

CT  *  CTJ  CT 

hin  geben  si  liggi  an  ligendem  oder  an  varendem  guot  wein  si  wil 
an  aller  menklichs  sumen  vnd  yrrung  doch  das  der  man  dz  ze 
end  siner  wil  sol  hin  haben  vnd  vnwuostlich  niessen  ob  er  si 
tiberlebt  Vnd  sol  daz  denn  darnach  vallen  an  der  fröwen  Rechten 
erben  wer  die  sind. 

§.  54.  Es  mag  bch  ein  jeklicher  hofman  dz  sin  verkoflen  in  vor- 
geschribner  wis  vnd  ist  das  er  niit  ander  berberg  noch  wonung 
hat  so  mag  er  das  sin  essen  vnd  trinken  hinder  eim  zun  da  mit 
leben  nach  »ins  libs  lust  von  jederman  vngesumpt  vnd  hat  dar  vmb 
einem  herren  nicht  ze  antwürten  vmb  den  dritten  pfenning. 

8.  55.  Och  sprechent  die  von  Altorf  ob  si  als  ir  veld  liessint 
höw  geben  so  habint  si  deheim  zender  dar  vmb  ze  antwürten. 

g.  56.  Si  sprechent  och  ob  ein  erb  ab  sturb  in  dem  hof  ze  Altorf 
das  sülli  man  niena  anders  berechten  won  da  selbs  in  dem  hof 
da  es  ab  erstorben  ist. 

§.  57.  Si  sprechent  üch  das  ir  alt  herkomen  syg  wer  der  sig  frow 
oder  man  der  jar  vnd  tag  sitzi  in  dem  hof  bi  sinem  eignen  brot 
vnuersprochen  von  sinem  herren  der  heissi  vnd  sygi  dannenhin 
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ein  hoftnan  vnd  sol  in  ein  herr  von  Grueningen  dabi  schirmen 
vnd  sol  von  der  eigenschaft  sin. 

§.58.  Si  sprechent  öch  das  ein  vatter  einem  kind  wol  mug 
geben  me  denn  dem  andern  Nach  dem  als  ein  kind  verdienot 
vmb  sin  vatter  Aber  die  mnoter  mag  einem  kind  nüt  me  geben 
denn  dem  andern. 

§.  59.  Item  wo  mit  ein  vatter  sin  kind  vsstürot  des  sol  sich  das 
kind  lassen  benuegen  nu  vnd  hienach  vntz,  an  ein  Rechten  anfal. 

§.  60.  Vnd  wer  das  ein  kind  in  an  not  i  oder  wibotioder  süss  houbt 
vnerlich  Sachen  täti  wil  denn  der  vatter  sich  des  hofs  ze  Altorf 
entänen  sechs  wochen  vnd  tryg  tag  so  mag  er  das  selb  kind  ent- 
erben nach  dem  als  des  hoffrecht  ze  Altorf  ist  her  komen. 

§.  61.  Es  sprechent  die  hoflüt  von  Altorf  das  all  ir  buossen  nüt 
hoher  sigint  denn  dry  Schilling  vsgesetzt  heimsuochen  vnder  eins 
Ruossigen  Rafen  herdfellig  machen  bluotrunsmachen  vnd  ein  vsser 
sinem  hus  ze  laden  Beschicht  das  als  in  einer  hönni  vnd  wirt 
das  klegt  so  ist  das  vnder  dryen  pfnnden  vnd  ist  das  nachparen 
gesellen  oder  ander  bider  lüt  das  in  früntschaft  bringent  vnd  si 
verrichtent  so  hat  im  ein  berr  nüt  nachzufragen  °)  klegt  man 
aber  das  so  mag  ein  herr  die  buoss  in  ziehen  nach  sinen  gna  - 
den vnd  sol  des  klegers  buoss  oder  schad  stän  an  dryen  hof- 
mannen vnd  wie  sy  den  handel  schetzent  das  sond  beyd  teil  halten. 

§.  62.  Si  sprechent  öch  Bricht  einer  Tröstung  das  stand  an  eines 
herren  gnad. 

§.  63.  Item  Es  sprechent  die  hoflüt  welerley  buossen  einer  ver- 
schuldi  die  erlich  sygint  mag  da  einer  trostung  han  so  sol  inn 
ein  herr  nüt  turnen. 

t.  64.  Si  sprechent  öch  was  vnerlich  Sachen  syent  da  mug  ein 
herr  vmb  tuon  als  in  bedunk. 

8.  65.  Fürer  sprechent  si  wer  vnder  inen  verschnldi  semlichs  das 
er  einem  herren  verfall  Hb  vnd  guot  so  sölli  vnd  mugi  sich  der 
herr  vnderzihen  des0*)  varenden  guotz***).  Vnd  nüt  der  hüsern 
noch  des  ligenden  guotes  f). 

*)  Die  Worte:  „so  hlt  im  ein  herr  nüt  nachzefragen "  sind  im  Original 
durchgestrichen  und  Uber  denselben  von  anderer  Hand  geschrieben:  „wol  vnd 
guot  so  sol  dem  vogt  vmb  die  frefel  sin  recht  behalten  sin." 

**)  „des"  ist  durchgestrichen  und  von  neuerer  Hand  darüber  geschrieben 
„ligendes  vnd". 

*•*)  Hinter  „guotz"  sind  vo»  spaterer  Hand  die  Worte  „vff  sin  gnad" 
hinzugesetzt. 

t)  Diese  Worte  sind  von  anderer  Hand  im  Orginal  durchgestrichen. 
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§.  66.  Item  och  sprechent  sy  das  vier  holt/,  höf  syent  Ist  der 
ein  ze  linden  zwen  ze  liebenberg  vnd  der  vierd  ze  Rellikon  die  sond 
das  ir  vor  den  von  Altorf  zünnen  als  lieb  inen  denn  das  iro  ist 
vnd  hilft  ein  zun  nit  so  sond  si  ein  mur  machen.  Beschech  inen 
aber  dar  über  dehein  schad  von  irem  vich  den  söllent  inen  die 
von  Altorf  nit  ablegen  wer  aber  das  das  vich  dar  über  in  die 
holtzhöf  giengint  vnd  si  nüt  also  gezünt  hettint  als  obstätt  so 
söllent  aber  die  so  die  höf  inne  hand  beyd  hend  vnd  ir  eilen- 
bogen nemen  vnd  in  der  liuggen  hand  haben  ein  hürigs  schoss 
vnd  das  vich  da  mit  hin  vs  triben  vnd  fürer  nit  stallen  noch 
straffen  vnd  was  Schadens  das  vich  denn  getan  hetti  hand  die 
von  Altorf  nieman  vmb  ze  Antwurten. 

i.  67.  Es  wer  denn  das  ein  verrueft  vich  hin  in  giengi  da  ist 
den  höfen  behalten  alles  das  Recht  das  ander  lüt  habent  vmb 
schedlich  vich. 

§.  68.  Si  sprechent  öch  ob  einer  frouwen  ir  elicher  man  von  tod 
abgieng  vnd  wölt  die  fröw  den  nüt  stan  ze  gült  vnd  ze  erb  als 
vor  statt  so  mag  si  das  ir  nemen  wo  si  das  erzöigt  nach  des 
hoffrecht  vnd  mag  da  mit  varn  wohin  si  wil. 

§.  69.  Si  sprechent  öch  das  ir  deheiner  vogtbari  gueler  in  dem  bof 
sölli  kouffen  noch  verkoffen  er  sölli  ettwas  zins  dar  vf  setzen  me 
oder  minder  Übersech  aber  das  jeman  den  halt  ein  herr  ze  straffen 
in  der  mass  als  ob  statt. 

§.  70.  Si  sprechent  öch  wer  der  ist  der  der  hof  gnetern  koufft 
der  sol  si  enpfahen  von  einem  weybel  ze  Altorf  vmb  dry  Schilling 
vnd  sond  im  damit  gefertgot  sin. 

[Die  vorstehende  Öffnung  ist  auf  zwei  länglichten  Pergament- 
rollen ,  die  nur  auf  der  innern  Seite  überschrieben  sind,  ent- 
halten. Sie  finden  sich  im  züricherischen  Staatsarchiv,  Sakri- 
stei des  Grossmünsters  (Kasten  III.  Schachtel  XII.  (Grüningen) 
Bündel  V.  No.  109).  Die  Öffnung  ist  sicher  nicht  jünger  als 
1439,  ob  älter,  wage  ich  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  vermuthen, 
dem  grössten  Theile  des  Inhalts  nach  ganz  sicher,  vielleicht  aber 
nicht  in  der  vorliegenden  Urkunde.] 
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S.  13.  L.  4.  lies:  837  (statt  888)  nach  Christas. 

S.  16.  Mitte,  lies:  Zu  Turicom,  wie  die  Römer  es  wohl  nannten,  befand  sich 
eine  römische  Zollstätte  der  Provinz  Gallien,  nnd  vielleicht  war 
damals  schon  der  Ort  nicht  ganz  unbedeutend. 

S.  27.  7)  an    statt:  7)  nau. 
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